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A 


Amwandlungen handelsrechtlicher Anternehmungsformen. 
Von 


Karl Lehmann. 


§ 1. 


1. Die wirthſchaftliche Umwandlung einer Unternehmung 
braucht nicht nothwendig für den Unternehmer eine Ver⸗ 
ſchiebung der rechtlichen Sphäre, in der er ſich bewegt, mit 
ſich zu führen. Aendert insbeſondere eine phyſiſche Perſon, 
die ein Erwerbsgeſchäft betreibt, die bisherigen Bahnen ihres 
Unternehmens, ſei es daß der Geſchäftszweig ausgedehnt oder 
eingeengt oder gar der bisherige Gegenſtand des Unternehmens 
gegen einen anderen vertauſcht, ſei es daß der Umfang des 
Unternehmens durch Vergrößerung oder Verringerung des 
Betriebskapitals erweitert oder gekürzt wird — ſo ſind mög⸗ 
licher Weiſe dieſe Thatſachen — ſo bedeutungsvoll ſie vom 
wirthſchaftlichen Standpunkt erſcheinen — für die rechtliche 
Behandlung des Unternehmers an ſich gleichgiltig. Sicher wird 
die Umwandlung Anlaß geben können zur Anknüpfung neuer 
Beziehungen und wird damit juriſtiſch zur Eingehung neuer 
Rechtsverhältniſſe, zur häufigeren Anwendung gewiſſer, bis 
dahin vernachläſſigter Geſchäftstypen, wie Wechſelgeſchäfte, 
Kontokorrent, Kredit⸗ und Zahlungsoperationen führen. Aber 
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der Unternehmer kann darum völlig der gleichen Rechts- 
ſphäre, der er bis dahin angehörte, verbleiben. War er 
Vollkaufmann, fo find Firmenrecht und Buchführungspflicht, 
der Gebrauch der Prokura und die Eingehung von Handels⸗ 
geſellſchaften ihm vordem offen geweſen, eine irgendwie ge- 
artete Veränderung braucht in dieſen Hinſichten nicht noth: 
wendig einzutreten. Die rechtliche Lage der Gläubiger und 
Schuldner des Unternehmers wird durch die wirthſchaftliche 
Umwandlung nicht beeinflußt. Die Verhältniſſe der recht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit des Unternehmers zu feinem Geſchäfts⸗ 
vermögen bleiben die alten. Standesrecht und Privatrecht 
bewahren ihre frühere Herrſchaft. Wo, wie im neuen Han⸗ 
delsgeſetzbuch, der Kaufmannsbegriff ein ungemein weiter ift, 
wird der Einfluß der wirthſchaftlichen Aenderung auf die 
rechtliche Sphäre ein beſonders geringer ſein. Der weite 
Mantel des Kaufmannsbegriffes geſtattet eine faſt unbegrenzte 
Freiheit des Wechſels des Gegenſtandes. Iſt einmal die 
Firma eingetragen, ſo bewahrt der Kaufmann ſeinen Status, 
wie intenſiv und häufig er den Gegenſtand des Unternehmens 
der veränderten wirthſchaftlichen Lage anpaßt oder auch nach 
Laune variirt. Nicht einmal im Handelsregiſter braucht 
dies zum Ausdruck zu kommen, da nach HGB. $ 29 der 
Kaufmann nur verpflichtet iſt, die Firma und den Ort der 
Handelsniederlaſſung, dagegen nicht den Gegenſtand des 
Unternehmens oder deſſen Umfang zur Eintragung anzu— 
melden. 

2. Freilich iſt auch ſchon beim Einzelkaufmann, der eine 
phyſiſche Perſon iſt, ein Einfluß der wirthſchaftlichen Um— 
wandlung des Unternehmens auf die rechtliche Sphäre des 
Unternehmers nicht ausgeſchloſſen. Es kann eine Berz 
änderung des Standesrechtes eintreten. Der Ueber: 
gang vom Kleinbetrieb zum Großbetrieb macht aus dem 
Minderkaufmann den Vollkaufmann, wie umgekehrt die 
Einengung des Geſchäftsumfanges die Rechte und Pflichten 
des Vollkaufmanns nehmen kann. Der ſogenannte Soll⸗ 
kaufmann kann im letzteren Fall geradezu die Kaufmanns— 
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eigenſchaft einbüßen, wogegen freilich der § 5 mit ſeiner 
unwiderleglichen Rechtsvermuthung fo lange hilft, als die 
Firma nicht im Regiſter gelöſcht iſt. Die Angliederung des 
kaufmänniſchen Unternehmens an einen landwirthſchaftlichen 
Betrieb derart, daß jenes Nebengewerbe von dieſem wird, 
kann die Befreiung des Unternehmers vom Handelsrecht 
herbeiführen, wie umgekehrt die Loslöſung des Nebengewerbes 
vom landwirthſchaftlichen Hauptgewerbe (etwa durch Ver⸗ 
äußerung an einen Dritten) die Unterwerfung unter das 
Handelsrecht mit ſich führen kann. 

Aber auch ohne Veränderung des Standesrechts kann 
eine Beeinfluſſung einzelner wichtiger Rechtsverhältniſſe die 
Folge der wirthſchaftlichen Umwandlung ſein ). Möglicher 
Weiſe iſt nun eine Aenderung der Firma geboten. Sind der 
Firma Zuſätze gemacht, die zur Unterſcheidung des Geſchäfts 
dienen, ſo können die anfangs zuläſſigen Zuſätze bei Ver⸗ 
änderung des Gegenſtandes des Unternehmens unzuläſſig 
werden. Iſt Geſchäft und Firma veräußert, ſo darf der 
Erwerber die Firma nur für das Geſchäft, das er erworben 
hat, fortführen und iſt gezwungen, bei Aenderungen des 
Gegenſtandes des Geſchäfts eine neue Firma anzunehmen. 
Beſteht die wirthſchaftliche Umwandlung in der Ausdehnung 
des Betriebes durch Errichtung von Zweignieder⸗ 
laſſungen, ſo greift das die Zweigniederlaſſung betreffende 
Regiſterrecht, insbeſondere der jo wichtige § 15 Abſ. 3 des 
HGB. ein. Handelt es ſich gar um den Hinzuerwerb eines 
neuen Geſchäfts, das ſelbſtändig mit der Firma fortgeführt 
wird, ſo werden die weittragendſten Folgen für Firma, 
Stellvertretung, Buchführung u. ſ. w. erzeugt; letzterenfalls 
wird es ſich freilich im Grunde um Schaffung eines neuen 
Unternehmens handeln. 

Auch der Umfang der Handlungsvollmacht, der Inhalt 

des den Gehilfen betreffenden Konkurrenzverbotes und An: 


1) Vgl. zum Folgenden Holdheim in feiner Wochenſchriſt II 
S. 291. 
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deres mehr wird von der Umwandlung des Unternehmens 
betroffen. 

3. Erheblich ſtärker iſt der Einfluß der wirthſchaftlichen 
Umwandlung des Unternehmens bei juriſtiſchen Perſonen und 
Handelsgeſellſchaften. Bei einer juriſtiſchen Perſon, deren 
Eintragung in das Handelsregiſter mit Rückſicht auf den Gegen⸗ 
ſtand oder auf die Art und den Umfang ihres Gewerbe⸗ 
betriebes zu erfolgen hat, iſt nach dem Geſetz der Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens in das Handelsregiſter ein⸗ 
zutragen (§ 33 Abſ. 3). Jede Aenderung des Gegenſtandes 
des Unternehmens ift Danah ebenfalls eintragspflichtig (§ 34). 
Unterlaſſung zieht freilich nicht die Folge der Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit, wohl aber die nachtheiligen Folgen des § 15 nach 
ſich. Bei der Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und Erwerbs: 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft muß das Statut den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens angeben bei Strafe der (freilich 
heilbaren) Nichtigkeit). Der Gegenſtand des Unternehmens 
wird denn auch in das Regiſter eingetragen und die Ab⸗ 
änderung des Gegenſtandes iſt erſchwerenden Vorſchriften 
unterworfen, wie deren Mirkſamkeit von der Eintragung 
ebenfalls abhängig iſt. Die Angabe der Höhe des Grund— 
kapitals gehört bei den reinen Kapitalgeſellſchaften zu den 
weſentlichen Theilen des Statuts, wie eine Aenderung der 
Höhe vom Geſetz auf das Eingehendſte unter Berückſichti⸗ 
gung der Intereſſen aller Betheiligten geordnet wird. — 
Auch bei der Kommanditgeſellſchaft werden Aenderungen in 
der Einlage des Kommanditiſten der ſtrengen geſetzlichen 
Ordnung unterſtellt. Bei ihr, wie bei der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft kann die wirthſchaftliche Aenderung des Unter: 
nehmens außer den beim Einzelkaufmann berührten Folgen 
auf den Umfang der Geſchäftsführungsbefugniß der geſchäfts— 


2) HGB. §§ 182 Abſ. 2 Nr. 2, 309, 310, 320 Abſ. 3, 322; Reichs⸗ 
geſetz von 1892 §§ 3 ant 1 Nr. 2, 75, 76; Genoſſenſchaftsgeſetz 
88 6 Nr. 2, 94, 95 Abſ. 2. 
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führenden Geſellſchafter Einfluß haben, den Inhalt des 
Konkurrenzverbotes umgeſtalten, einen wichtigen Grund für 
die Auflöſung der Geſellſchaft bilden u. dgl. m. 

4. Eine eingehendere Unterſuchung der rechtlichen Wir⸗ 
kungen wirthſchaftlicher Umgeſtaltungen von Unternehmen 
verſpricht bei der Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe kaum 
eine lohnende Ausbeute. 

Präziſer und juriſtiſch werthvoller wird das Thema, 
wenn es auf die Umwandlung von Unternehmungs⸗ 
formen geſtellt wird. In dieſer Hinſicht weiſt das deutſche 
Recht eine eigenthümliche Entwicklung auf, die näher darzu⸗ 
legen Aufgabe dieſer Abhandlung ſein ſoll. 


§ 2. 


1. Unter Unternehmungsform iſt die rechtliche Ausprä⸗ 
gung eines wirthſchaftlichen, enger, weil uns hier intereſſirend, 
eines handelsgewerblichen Unternehmens zu verſtehen. Die 
rechtliche Ausprägung richtet ſich in erſter Linie nach dem 
Träger des Unternehmens. Hiernach können wir unter⸗ 
ſcheiden: Unternehmungen von phyſiſchen Perſonen als Ein⸗ 
zelkaufleuten, Unternehmungen von juriſtiſchen Perſonen als 
Einzelkaufleuten und Unternehmungen mehrerer verbundener 
(phyſiſcher oder juriſtiſcher) Perſonen, alfo geſellſchaftliche 
Unternehmungen, wobei der Begriff der Geſellſchaft im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuches abgegrenzt wird von dem der 
juriſtiſchen Perſon, ſo daß Träger des Unternehmens die 
Geſellſchafter ſelbſt ſind. 

Dieſe Dreitheilung iſt für den Begriff der Umwandlung 
der Unternehmungsform zunächſt zu Grunde zu legen. Würde 
man von dem privatrechtlichen Gegenſatz: Einzelſubjekt und 
Mehrheit von Subjekten ausgehen, ſo würde freilich in Folge 
Zuſammenziehung der beiden erſten Kategorien die Zwei⸗ 
theilung: Einzelunternehmung und geſellſchaftliche Unter: 
nehmung reſultiren. Aber in die Augen ſpringt, daß das Unter: 
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nehmen einer juriſtiſchen Perſon ſchon in der Rechtsform von 
dem des phyſiſchen Einzelindividuum zu trennen iſt. Die 
Gleichſtellung der phyſiſchen und juriſtiſchen Perſon, ſo brauch⸗ 
bar ſie für Lehrzwecke iſt und ſo treffend ſie dem Gedanken 
der einheitlichen Zuſtändigkeit der in der juriſtiſchen Perſon 
verbundenen Vermögenswerthe Ausdruck gibt, kann doch 
nicht über die Thatſache hinwegtäuſchen, daß das Unter— 
nehmen der juriſtiſchen Perſon eine eigenthümliche rechtliche 
Erſcheinungsform darſtellt. Iſt ja doch, wie bald näher 
auszuführen fein wird, mit dem Schlagwort der juriſtiſchen 
Perſon nur ein Nothbehelf gewonnen, um unter einander 
divergirende Erſcheinungen in gewiſſen Beziehungen einheit⸗ 
lich zu behandeln. Wenn das Unternehmen eines Groß— 
induſtriellen verſtaatlicht, das Geſchäft eines Kaufmanns zur 
Aktiengeſellſchaft umgegründet wird, ſo kann ſchon nach dem 
Sprachgebrauch kein Zweifel beſtehen, daß eine Umwandlung 
der Unternehmungsform vorliegt, die bleibende Einheitlichkeit 
der Rechtsſubjektivität vermag daran nichts zu ändern ). — 
Somit fiele unter den Begriff der Umwandlung 
der Unternehmungsform zunächſt jeder Wechſel 
des Unternehmers, der in der Erſetzung der 
phyſiſchen Perſon durch eine juriſtiſche Perſon 
oder der Erſetzung der juriſtiſchen Perſon durch 
eine phyſiſche Perſon, oder endlich in der Erſetzung 
der Einzelperſon, fei es phyſiſchen, fei es jurifti: 
ſchen, durch eine Mehrheit von Perſonen, alſo eine 
Geſellſchaft, beſtünde. Dabei iſt aber in letzterer Hin⸗ 
ſicht ſofort eine Einſchränkung zu machen. Gehen wir von 
dem Träger des Unternehmens aus, ſo können nur ſolche 
Geſellſchaften in Frage kommen, bei denen nach außen eine 
Mehrheit von Subjekten als Träger des Unternehmens in 
die Erſcheinung tritt. Beſchränkt ſich die Geſellſchaft ledig: 
lich auf die interne obligatoriſche Seite, während nach außen 


3) Vgl. die betreffenden Bemerkungen bei Gierke, Genoſſenſchafts⸗ 
theorie S. 825 Anm. 1. 


K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 7 


als Unternehmer nach wie vor ein Einzelindividuum er⸗ 
ſcheint, ſo kann man von einer Umwandlung der Unter⸗ 
nehmungsform nicht wohl ſprechen. Der Unternehmer, der 
ſtille Geſellſchaften eingeht, bleibt nach außen Inhaber des 
geſchäftlichen Unternehmens, hier tritt ja nicht einmal eine 
Umwandlung des Geſchäftsvermögens in ein Geſellſchafts⸗ 
vermögen ein. Aber auch da, wo ein Geſellſchaftsvermögen 
gebildet wird, während nach außen nur ein Einzelner als 
Unternehmer erſcheint, nur er auf ſeinen Namen Geſchäfte 
eingeht und deren Reſultat erft auf das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen überträgt, iſt die Umwandlung nicht in ſinnfällige 
Erſcheinung getreten. Wie das Handelsgewerbe ſich als 
ſolches offenbaren muß, fo muß auch der Wechſel der Sub: 
jekte ſich nach außen offenbaren, ſoll von einer Umwandlung 
der Unternehmungsform die Rede fein. Interne Verſchie⸗ 
bungen laſſen dem Unternehmen nach außen die alte Form, 
ſie haben für unſere Betrachtung kein Intereſſe. Freilich 
iſt ja richtig, daß die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
vermöge ihrer Geſammthandsidee eine ſogenannte dingliche 
Gebundenheit erzeugt. Ein Geſellſchafter kann nicht über 
ſeinen Antheil an dem Geſellſchaftsvermögen und an den 
einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen (B. GB. 
S 719 Abſ. 1) und es vollzieht ſich zwar nicht durch, aber 
nach Eingehung einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
eine Veränderung der rechtlichen Zuſtändigkeit hinſichtlich des 
Geſchäftsvermögens. Aber auch bei der Gütergemeinſchaft 
iſt die gleiche Erſcheinung ja ſogar in intenſiverer Art zu 
beobachten und doch wird man nicht behaupten, daß der 
Kaufmann, der in Gütergemeinſchaft mit ſeiner Ehefrau 
tritt, damit eine Umwandlung feiner Unternehmung voll: 
zieht. Als Unternehmer fungirt er nach wie vor, weil auf 
ſeinen Namen die Geſchäfte geſchloſſen werden, er das 
Handelsgewerbe betreibt und er die Ehefrau perſönlich durch 
feine Geſchäfte nicht verpflichtet. Nur diejenigen Gefell 
ſchaften kommen alſo in Frage, bei denen der Betrieb 
des Handelsgewerbes ein geſellſchaftlicher iſt derart, daß die 
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mehreren Geſellſchafter durch die im Betrieb des Gewerbes 
geſchloſſenen Geſchäfte unmittelbar berechtigt und verpflichtet 
werden: Hierunter fallen an ſich nicht bloß die Geſellſchaften 
des Handelsrechts, die offene Handelsgeſellſchaft, die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft und die Rhederei, ſondern ebenſo die Ge⸗ 
ſellſchaft des bürgerlichen Rechts, die ja für Vereinigungen 
von Minderkaufleuten die maßgebende Form iſt, voraus- 
geſetzt, daß bei ihr nach außen die Vereinigung als ſolche 
ſich manifeſtirt. Doch iſt klar, daß Umwandlungen der For— 
men kleiner Unternehmungen für uns nur nebenſächliche 
Bedeutung beſitzen. Wir wollen deshalb von ihnen abſehen. 

2. Der Begriff der Umwandlung der Unternehmungs: 
form beſchränkt ſich andererſeits nicht auf den Wechſel des 
juriſtiſchen Grundtypus des Unternehmers. Wären die 
Begriffe: phyſiſche Perſon, juriſtiſche Perſon, Geſellſchaft der⸗ 
art einheitliche, daß ſie in allen die Rechtsſubjektivität be⸗ 
treffenden Beziehungen gleiche rechtliche Typen geſchloſſenen 
und feſtbeſtimmten Inhaltes darſtellten, ſo könnten wir uns 
mit jener Dreitheilung begnügen. Aber in Wahrheit gilt 
dies nur von der phyſiſchen Perſon. Nur der einzelne Menſch 
iſt für das heutige Civilrecht ein ſtets gleichwerthiger Unter⸗ 
nehmerbegriff. Nach der Gleichſtellung der Geſchlechter in 
der Rechts- und Handlungsfähigkeit, nach der Beſeitigung 
der Unfreiheit und der Unſelbſtändigkeit der Hauskinder ſind 
Beſonderſeiten der Unternehmungsform, wie ſie ſich etwa in 
dem altrömiſchen peculium der Sklaven und Hauskinder 
geltend machen konnten, fortgefallen. Rechtliche Zuſtändig⸗ 
keit, Haftungsform und ſonſtige die Unternehmungsform aus⸗ 
machende Momente ſind bei der phyſiſchen Perſon heute 
grundſätzlich einheitlich ausgeprägt. Ein Wechſel der phyſi⸗ 
ſchen Perſon des Unternehmers wird als Wechſel der Unter: 
nehmungs form danach unter keinen Umſtänden mehr er: 
ſcheinen. Verkauf des Geſchäftes wie deſſen Vererbung von 
einer phyſiſchen Perſon auf eine andere phyſiſche Perſon, 
ob ſie demſelben Geſchlecht, Alter und derſelben Nationalität 
angehört oder nicht, ändern an der Kontinuität der Unter⸗ 
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nehmungsform nichts. Die für dieſe Fälle aufgeſtellten 
beſonderen Sätze haben für unſer Thema keine unmittelbare 
Bedeutung. 

Anders ſteht es mit den juriſtiſchen Perſonen und 
den Geſellſchaften. Was jene betrifft, ſo durchzieht die 
Scheidung zwiſchen Vereinen und Stiftungen das ganze Gebiet 
der juriſtiſchen Perſon und ganz abſeits ſtehen der Fiskus, 
die Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts. 
Die Vereine mit Rechtsfähigkeit ſelbſt zerfallen aber wiederum 
in verſchiedene, rechtlich ganz und gar abweichend normirte 
Sonderformen. Der wirthſchaftlichen Unternehmung dienen 
die Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung, die Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft mit ihren Unterarten, die Gewerkſchaft, 
die Kolonialgeſellſchaft, zahlreiche landesrechtliche agrariſche 
Genoſſenſchaftsformen u. ſ. w. Was ſie vereinigt, ſind nur 
wenige Rechtsſätze, die für die Unternehmungsform nicht ent⸗ 
ſcheidend ſind. Gerade in den wichtigſten Punkten gehen 
ſie aus einander. Es kann kein Zweifel beſtehen und iſt auch 
durch das Geſetz direkt bezeugt, daß der Uebergang von einer 
Form der juriſtiſchen Perſon zur anderen als Umwand⸗ 
lung der Unternehmungsform erſcheint. So heißt es im 
§ 307 des HGB.’8: „Ift eine Aktiengeſellſchaft zum Zwecke 
der Veräußerung ihres Vermögens im Ganzen oder zum 
Zwecke der Umwandlung in eine andere Geſellſchaft 
aufgelöſt worden, ſo kann, wenn der beabſichtigte Zweck 
nicht erreicht wird, die Generalverſammlung die Fortſetzung 
der Geſellſchaft beſchließen“, und im § 332: „Eine Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien kann durch Beſchluß der General: 
verſammlung und aller perſönlich haftender Geſellſchafter in 
eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt werden“, 
ebenſo im Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892 § 80: „Wird eine Aktien⸗ 
geſellſchaft zum Zweck der Umwandlung in eine Ge 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung aufgelöſt, ſo 
kann die Liquidation derſelben unterbleiben“ u. ſ. w. Endlich 
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im Genoſſenſchaftsgeſetz § 143: „Eine Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht kann ſich in eine ſolche mit unbe⸗ 
ſchränkter Nachſchußpflicht nur unter Beobachtung der Be: 
ſtimmungen umwandeln, welche für die Vertheilung des 
Genoſſenſchaftsvermögens im Falle der Auflöſung maßgebend 
find. Daffelbe gilt von der Umwandlung einer Genofjen: 
ſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht oder mit unbeſchränkter 
Nachſchußpflicht in eine ſolche mit beſchränkter Haftpflicht.“ 
Der letztere Fall zeigt am klarſten, wie wenig angebracht 
eine Gleichſtellung der juriſtiſchen Perſon mit der phyſiſchen 
wäre, da dem Geſetz ſchon bei dem Wechſel der Haftungs— 
frage innerhalb des ſonſt einheitlichen Genoſſenſchaftsbegriffes 
eine „Umwandlung der Unternehmung“ vorzuliegen ſcheint. 

Aber auch den Geſellſchaften gebricht es an jeder 
Einheitlichkeit der rechtlichen Ausprägung, die den phyſiſchen 
Einzelperſonen innewohnt. Die Handelsgeſellſchaft hebt ſich 
von der bürgerlichen Geſellſchaft durch die Geſchloſſenheit 
des Auftretens unter der Firma ab und die offene Handels⸗ 
geſellſchaft ſcheidet ſich in der Haftungsfrage von der Kom— 
manditgeſellſchaft. Der Uebergang von der einen Form zur 
anderen iſt danach offenbar eine Umwandlung der Unter— 
nehmungsform. 


§ 3. 


Das deutſche Recht zeichnet ſich durch einen ungemeinen 
Reichthum an Unternehmungsformen aus. Zu den aus dem 
Mittelalter überkommenen Geſtaltungen hat es neue gefügt 
und es iſt dieſe Entwicklung ſtets im Fortſchreiten begriffen. 
Man denke nur an die durch das neue Genoſſenſchaftsgeſetz 
erfolgte Dreitheilung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft, an die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, an 
die geplante Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit, die 
Kolonialgeſellſchaften u. a. m. Der hierin liegende Vorzug 
ſpringt in die Augen. Der Unternehmungsſinn wird durch 
eine Geſetzgebung angeſpornt, die dem Publikum das ſchick— 
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liche Gewand anbietet, in das er ſein wirthſchaftliches Vor⸗ 
haben kleiden kann. Durch Schaffung des geeigneten Aſſo⸗ 
ciationstypus erſpart die Geſetzgebung dem Betheiligten müh⸗ 
ſelige und möglicher Weiſe nicht ausreichende Stipulirungen, 
fie ſchützt den Gläubiger gegen Benachtheiligungen und er: 
höht dadurch den Kredit der Unternehmung. 

Aber der großen Fülle der Unternehmungsformen ſtand 
und ſteht, wenn auch jetzt gemildert, eine ſtarke Abſchließung 
der einen Form der anderen gegenüber. Das Geſetz that 
lange Zeit nichts, um den Uebergang von der einen Form 
zur anderen zu erleichtern. Wer ſich für eine Unternehmungs⸗ 
form entſchieden hatte, mußte, wollte er ſie gegen eine andere 
vertauſchen, den Doppelprozeß der Auflöſung der alten, der 
Schaffung der neuen Geſtalt durchlaufen. War beides nicht 
von großem Schaden, wo das Geſetz dem Belieben der Be⸗ 
theiligten große Freiheit einräumte und keine beſonderen 
Formvorſchriften aufſtellte, ſo lag die Sache anders, wo 
zwingende Vorſchriften Auflöſungs- und Gründungshergang 
komplizirten und langwierigen Formen, wie bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft, unterwarfen. Hier konnte in dem Zwang zur 
Durchführung der Liquidation eine ernſthafte ökonomiſche 
Schädigung der Betheiligten liegen, da die Verſilberung der 
Vermögenwerthe und die Auflöſung des Unternehmens zu un: 
günſtigen Ergebniſſen führen mußte (Wiener in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXVII S. 336). 

Noch böſer — weil materiellrechtlich von Bedeutung — 
war es, daß die Abſchließung der verſchiedenen Unterneh: 
mungsformen, ihre begriffliche Scheidung von einander auch 
da, wo ſie in Wahrheit als Untertypen einer höheren Einheit 
erſchienen, den Fall der Umwandlung der Unternehmungsform 
dem des Wechſels der phyſiſchen Subjekte gleich erſcheinen 
ließen, ſo daß zahlreiche, mit Koſten verbundene Uebertragungs— 
akte nöthig waren, die Schuldenhaftung ſich der neuen Unter— 
nehmungsform mittheilte nur im Wege der mühſeligen 
Konſtruktion auf Grund civiliſtiſcher oder handelsrechtlicher 
Vorausſetzungen, die nicht immer zutrafen, während in 
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Wahrheit Kontinuität des Unternehmers und nur Wechſel 
der Unternehmungsform beſtand. — Die weitere Folge der 
gleichen Auffaſſung mußte ein Auflöſen zahlreicher Rechtsver⸗ 
hältniſſe ſein, die ſich an die alte Unternehmungsform knüpften, 
Erlöſchen der vom alten Unternehmer ertheilten Vollmachten, 
Beendigung der Vertretungs- und Geſchäftsführungsbefugniſſe 
von Geſellſchaftern, Infrageſtellen der Fortdauer von Dienſt⸗ 
verhältniſſen, Kommiſſionen, Agenturverträgen, grundſächlich 
auch Beendigung der alten Firma. Und endlich erwuchſen 
prozeßrechtlich und regiſterrechtlich Folgerungen, die ſich höchſt 
nachtheilig äußerten. Erſchien die Umwandlung der Unter⸗ 
nehmungsform als Wechſel des Subjekts, ſo griffen die Sätze 
über die Fortführung des Prozeſſes bei Veräußerungen der 
in Streit befangenen Sache, beſonders des litigiöſen An⸗ 
ſpruches durch, in paſſiver Hinſicht bedurfte es der Aus— 
klagung des neuen Unternehmens, und die Vollſtreckung in 
deſſen Vermögen auf Grund eines Urtheiles gegen die alte 
Unternehmungsform war nur unter beſtimmten Voraus: 
ſetzungen zuläſſig. Regiſterrechtlich war die Auflöſung des 
alten, die Errichtung des neuen Unternehmens mit allen 
Formalitäten anzumelden, einzutragen und zu veröffentlichen 
bei Vermeidung der nachtheiligen Präjudize, die die Nicht⸗ 
unterlaſſung nach ſich zog, insbeſondere der Folge, daß dritte 
Perſonen ſich mit ihrer Unkenntniß entſchuldigen konnten. 


84. 


Das oben geſchilderte Bild weiſt ziemlich getreu das 
Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch in ſeiner urſprünglichen 
Faſſung auf). Die von ihm geregelten Unternehmungs⸗ 
formen ſtehen ſich gewiſſermaßen wie fremde Individuen 
gegenüber. Die innere Verwandtſchaft einzelner tritt freilich 


4) Vgl. zum Folgenden Wiener in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVI 
S. 333 ff. 
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im Syſtem des Geſetzes hervor. Aber ein Beſtreben, den 
Uebergang innerlich zuſammengehöriger zu einander zu er⸗ 
leichtern, geht dem Geſetz ab. Wie es den Uebergang vom 
Einzelgeſchäft des phyſiſchen Unternehmens zur Handels⸗ 
geſellſchaft nach den Grundſätzen über die Veräußerung 
des Geſchäftes ſtillſchweigend behandelt, ſo fehlt es ihm an 
Vorſchriften über die Umwandlung einer der vier Aſſociations⸗ 
formen (offene Handelsgeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft, 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, Aktiengeſellſchaft) in eine 
andere. Nur der Fall der Fuſion einer Aktiengeſellſchaft 
mit einer anderen Aktiengeſellſchaft gibt ihm Anlaß zu 
wichtigen Beſtimmungen (Art. 247, 215) und mit Bezug auf. 
die Geſtattung der Firmenfortführung wahrt es bei Wechſel 
von Einzelgeſchäft, offener Handelsgeſellſchaft und Komman⸗ 
ditgeſellſchaft unter einander die Idee der Kontinuität des 
Unternehmens (Art. 24). Von Intereſſe iſt, daß der letztere, 
die Umwandlung der Unternehmungsform begünſtigende 
Rechtsſatz dem preußiſchen Entwurfe fremd war und erſt 
durch die Nürnberger Kommiſſion in das Geſetz gelangte 
(Prot. S. 39 ff.). | 

Die ſich vom Standpunkt des alten Handelsgeſetzbuchs 
ergebenden praktiſchen Konſequenzen waren hauptſächlich 
folgende: 

1. Verwandelte ſich das Geſchäft eines Einzelkaufmanns 
in eine Handelsgeſellſchaft, gleichviel welcher Art, ſo lag 
darin die Aufgabe des Handelsgewerbes durch den Einzel— 
kaufmann, die Begründung einer Handelsgeſellſchaft durch 
die Geſellſchafter, beziehungsweiſe Aktionäre, Kommanditiſten⸗ 
Aktionäre, und den Komplementar. Auf die neubegründete 
Handelsgeſellſchaft wurden die Aktiva des Einzelgeſchäfts 
nach allgemeinen Grundſätzen übertragen, d. h. es bedurfte 
eines beſonderen Uebertragungsaktes ſeitens des Einzelfauf: 
manns an die Geſellſchaft, der fih bei beweglichen Éôrper- 
lichen Sachen durch Uebergabe, bei Grundſtücken durch Auf— 
laſſung und Eintragung, bei Forderungen durch Abtretung 
nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts oder Handelsrechts 
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vollzog. Die Haftung für die von ihm kontrahirten Schulden 
blieb auf dem Einzelkaufmann laſten, ein Eintritt in die 
Schulden durch die neue Geſellſchaft erfolgte nicht im Wege 
der Univerſalſucceſſion, ſondern lediglich kraft beſonderer 
Schuldübernahme. In letzterer Beziehung half freilich die 
Praxis der oberſten Gerichtshöfe durch die Entwicklung der 
bekannten Grundſätze über die Haftung des Erwerbers eines 
Geſchäfts für die Geſchäftspaſſiva des bisherigen Unter⸗ 
nehmers bis zu einem gewiſſen Grade aus. Aber da nicht 
einmal der Satz, daß die Fortführung der Firma ſolche 
Schuldübernahme darſtellt, vom Reichs⸗Oberhandelsgericht 
anerkannt wurde, ſo nützte die Beſtimmung des Art. 24 
des Allg. D. HGB.'s lange Zeit nach dieſer Richtung hin 
nichts, es bedurfte der Hinzutrittes der handelsüblichen Kund⸗ 
machung der Schuldenübernahme durch die Handelsgeſellſchaft, 
um ſie für die Schulden des früheren Unternehmers auf⸗ 
kommen zu laſſen. Erſt mit Bruch dieſer Praxis durch das 
Reichsgericht, das, wie das preußiſche Obertribunal, der 
handelsüblichen Kundmachung die Fortführung der Firma 
gleichſtellte, erhielt der Art. 24 ſeine materiellrechtliche Be⸗ 
deutung. — Der Einzelkaufmann blieb ſür die von ihm 
kontrahirten Schulden ſeinen Gläubigern weiter haftbar, es 
ſei denn, daß dieſe ihn exnexuirten. Die Anſprüche gegen ihn 
verjährten nach allgemeinen Grundſätzen, auch wenn er z. B. 
aus der offenen Handelsgeſellſchaft, der er mitangehörte, nach⸗ 
träglich austrat. Er war in dieſer Hinſicht weit übler 
geſtellt, als die übrigen Mitglieder der neuen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, die nachträglich wieder austraten, weil letzteren die 
fünfjährige Verjährung des Art. 146 zu Gute kam, während 
er immer noch als alter Unternehmer belangt werden konnte. — 
Handelte es ſich um eine in Streit befangene Sache oder um 
einen litigiöſen Anſpruch des früheren Unternehmers, ſo hatte 
nach der Reichs⸗Civilprozeßordnung (alte Faſſung § 236) die 
Umwandlung der Unternehmungsform auf den Prozeß keinen 
Einfluß. Die neue Handelsgeſellſchaft war nicht berechtigt, 
ohne Zuſtimmung des Gegners den Prozeß als Hauptpartei 
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an Stelle des Einzelkaufmanns zu übernehmen oder eine 
Hauptintervention zu erheben. — Was umgekehrt die Geſchäfts⸗ 
paſſiva des Einzelkaufmanns betraf, ſo mußte die neue Handels⸗ 
geſellſchaft, die ſie übernommen hatte, beſonders ausgeklagt 
werden, eine vollſtreckbare Ausfertigung konnte gegen ſie aus 
§ 665 der R. CPO. (alte Faſſung) nicht ertheilt werden, 
da es ſich nicht um einen Rechtsnachfolger in die Verbind⸗ 
lichkeit handelte. — Die Vollmachten, die der Einzelkaufmann 
ertheilt hatte, erloſchen mit der Aufgabe des Einzelgeſchäftes, 
auch die Dienſtverhältniſſe gingen nicht ohne Weiteres auf 
die neue Handelsgeſellſchaft über, wenigſtens war der Ueber⸗ 
gang nicht unzweifelhaft. — Regiſterrechtlich mußte die Einzel⸗ 
firma gelöſcht, die Geſellſchaftsfirma eingetragen werden. 
Vor der Eintragung entſtand die Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, bezw. die Aktiengeſellſchaft, nicht, während die offene 
Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft nach außen 
bereits mit dem Geſchäftsbeginn ihre Wirkſamkeit äußerte. 
All das Obige galt gleichmäßig, ob es fic) um eine Weber: 
tragung des Unternehmens an eine aus fremden Perſonen be: 
ſtehende Handelsgeſellſchaft oder um den Eintritt von Geſell⸗ 
ſchaftern in das Handelsgeſchäft des Einzelkaufmanns handelte. 
Die die Haftung des Kommanditiſten für vor der Eintragung 
vorgenommene Geſchäfte der Geſellſchaft verſchärfende Be⸗ 
ſtimmung des Art. 163 Abſ. 3 bezog ſich auf die Geſchäfts⸗ 
paſſiva des früheren Einzelkaufmanns nicht. 

2. Verwandelte ſich umgekehrt das Unternehmen einer 
Handelsgeſellſchaft in das Unternehmen eines Einzelkaufmanns, 
ſei es durch Uebertragung des Geſchäfts an einen Dritten, 
ſei es durch Fortführung des Geſchäfts ſeitens eines Geſell⸗ 
ſchafters auf Grund innerer Auseinanderſetzung, ſo galt das 
Gleiche. Doch waren hierbei die beiden Typen von Handels⸗ 
geſellſchaften: Perſonalhandelsgeſellſchaften (offene Handels: 
geſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft) und Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien) zu ſcheiden. Bei jenen war die Liquidation nicht 
obligatoriſch, der Prozeß der Umwandlung danach möglicher 
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Weiſe ein kleiner, bei dieſen mußte die Liquidation eintreten 
und das Sperrjahr innegehalten werden, vor Ablauf des 
Sperrjahres war die Regiſterbehörde berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, die Umſchreibung der Firma auf den neuen Unter⸗ 
nehmer zu verſagen. Bei beiden ſetzte aber die Umwandlung 
der Unternehmungsform die Auflöſung der Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, alſo bei der Aktiengeſellſchaft einen Auflöſungs⸗ 
beſchluß voraus, die Auflöſung mußte zum Handelsregiſter 
angemeldet, eingetragen und veröffentlicht werden. Hinſicht⸗ 
lich der Uebertragung der Aktiva und der Uebernahme der 
Paſſiva galt grundſätzlich das Gleiche, wie im vorigen Falle. 
Insbeſondere bedurfte es auch dann, wenn einer der bis⸗ 
herigen Geſellſchafter das Unternehmen fortſetzte, der Ueber⸗ 
tragung der einzelnen Vermögensgegenſtände an ihn’), und 
regelte ſich die Schuldenhaftung nach allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten der Schuldübernahme, wobei Art. 24 auch hier zu 
Hilfe kam. Freilich war in letzterer Beziehung zu beachten, 
daß, da es fic) um die Uebertragung eines ganzen Ber: 
mögens (des Geſellſchaftsvermögens) handelte, in Doktrin 
und mitunter in der Praxis ohne Weiteres ein direkter An: 
ſpruch den Gläubigern des alten Unternehmers gegen den 
das Vermögen Uebernehmenden gewährt wurde‘). Aber die 
Grenzen waren unſicher. Der weitgehenden Auffaſſung 
Dernburg's ſtand das Reichsgericht zögernd gegenüber. In 
dem bemerkenswerthen Urtheil von 9. Januar 18927) ließ 
es eine direkte Inanſpruchnahme des neuen Erwerbers ohne 
das Hinzutreten beſonderer rechtsbegründender Thatſachen 
nur dann zu, wenn das bisher verpflichtete Rechtsſubjekt 
mit der Veräußerung ſeines Vermögens, an welches ſeine 
rechtliche Exiſtenz gebunden war, untergegangen iſt, ein Fall, 


5) Nur der Oeſterr. Oberſte Gerichtshof nahm den Standpunkt ein, 
daß dem übrig Bleibenden ohne Weiteres das Geſellſchaftsvermögen 
zufalle (diefe Zeitſchrift Bd. XV S. 258); vgl. dazu Renaud, 
Kommanditgefellſchaft S. 632 ff. 

6) Vgl. insbeſ. Entſch. des RG.'s Bd. XVII S. 100, XXVI S. 335. 

7) Entſch. Bd. XXVIII S. 362. 


K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 17 


der auf die offene Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft nicht zutraf. Hier blieben ja die Geſellſchafter noch 
fünf Jahre vom Tage der Eintragung der Auflöſung in das 
Handelsregiſter haftbar °). 

3. Ging das Geſchäft eines Einzelkaufmanns oder einer 
Handelsgeſellſchaft auf eine juriſtiſche Perſon über, die 
nicht zu den Handelsgeſellſchaften zählte, ſo war das 
Reſultat kein anderes. Insbeſondere wurde der Fall der 
Verſtaatlichung oder Kommunaliſirung durchaus nach den 
Grundſätzen von der Uebertragung eines Handelsgeſchäftes 
behandelt. Von einer Geſammtrechtsnachfolge war keine Rede. 
Bei der Verſtaatlichung der Aktiengeſellſchaft bedurfte es 
nothwendig der Liquidation, der Innehaltung des Sperrjahres 
u. ſ. w.). Nicht anders war der Fall zu beurtheilen, daß eine 


8) Führte einer der Sozien das Geſchäft unter anderer Firma fort, ſo 
konnte er ſich, falls nicht ein beſonderer Verpflichtungsgrund für 
ihn vorlag, auf jene fünfjährige Verjährung als ehemaliger Ge⸗ 
ſellſchafter berufen — eine böſe Konſequenz. — Schied der eine 
von zwei Sozien einer offenen Handelsgeſellſchaft aus und trat 
gleichzeitig an ſeine Stelle ein Anderer, ſo nahm und nimmt die 
Praxis Fortbeſtehen der Handelsgeſellſchaft an (ROHG. XIV Nr. 47, 
Johow XI S. 17, Bolze IX Nr. 478, Seuffert LIV 
Nr. 233). Logiſch läßt ſich dies ſchwer begründen, es iſt ein Be⸗ 
weis des ſtarken Bedürfniſſes für die Forterhaltung der Geſellſchaft 
in dieſem Falle. 

9) Ueber die Behelfe, deren ſich die Praxis bei Verſtaatlichungen von 
Aktiengeſellſchaften bediente, um aus dieſem Dilemma heraus zu 
kommen. Wiener in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVII S. 349 ff. 
Entweder führte die Aktiengeſellſchaft durch ihre Liquidatoren die 
Geſchäfte für Rechnung des Staates und wies die Liquidatoren 
an, vom Staat die nöthigen Inſtruktionen einzuholen und dieſelben 
ſo lange zu befolgen, bis ſie ihnen andere Aufträge ertheilte, oder 
die Liquidatoren überließen dem Staat die Liquidationsverwaltung 
und wachten nur darüber, daß der Staat die Verwaltung unter 
Einhalt der Vertragsgrenzen durchführte, während die Vertretung 
der Aktiengeſellſchaft den Liquidatoren zukam. Dagegen war es 
nicht angängig, den das Unternehmen erwerbenden Staat ſelbſt 
zum Liquidator zu machen oder gar ihm die Beſtellung der Liqui⸗ 
datoren als vertragsmäßiges, feſtes Recht zu übertragen. 

Zeitschrift für Handelsrecht. Bd. L, 2 
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juriſtiſche Perſon des bürgerlichen Rechts fih in eine Handels: 
geſellſchaft umwandelte, z. B. eine Gewerkſchaft in eine 
Aktiengeſellſchaft. Freilich nahm das Reichsgericht in dem 
Urtheil vom 9. Juli 1890 1%) für gerade Delen Fall einen 
entgegengeſetzten Standpunkt ein. „Im Falle einer ſolchen 
Umwandlung,“ führt es aus, „bleibt das Rechtsſubjekt das⸗ 
ſelbe, ein Wechſel im Eigenthume findet nicht ſtatt und 
ebenſowenig eine Veränderung in den rechtlichen Beziehungen 
zu dritten Perſonen; die neue Geſellſchaft bleibt den Gläu— 
bigern wie den Schuldnern der bisherigen Gewerkſchaft gegen— 
über verpflichtet wie berechtigt, nicht auf Grund einer 
Succeſſion !!), ſondern als dasſelbe Rechtsſubjekt im neuen 
Gewande“ 12). Allein dieſe Auffaſſung führt, wie das 
Oberlandesgericht Braunſchweig in einem Erkenntniß vom 
14. November 1893 1?) richtig bemerkt, einen Umwandlungs- 
begriff ein, der dem bisherigen Recht fremd war, ſie beruht 
auf einer Anſchauung über die juriſtiſche Perſon, die nicht 
wohl haltbar iſt, ſie ſteht in Widerſpruch mit der ſorg— 
fältigen Reglementirung, die das deutſche Recht den einzelnen 
Typen von juriſtiſchen Perſonen zu Theil werden läßt. In 
der That hat die Praxis der Folgenzeit, ſoweit ich ſehe, 
fie wieder aufgegeben 1). 

4. Beſonders deutlich machte ſich die innere Unrichtig— 
keit der ſchroffen Scheidung geltend bei Umwandlung der 
offenen Handelsgeſellſchaft in eine Kommandit⸗ 


10) Entſch. Bd. XXVI S. 336. 

11) So referirt unrichtig Pinner, Aktienrecht S. 306. 

12) Der gleichen Anſicht Turnau, Kommentar zur Grundbuchordnung 
Bd. II § 6 a. E., Rintelen in Zeitſchrift für Bergrecht Bd. XVII 
S. 31. 

13) Seuffert Bd. L S. 317, welches Erkenntniß Pinner a. a. O. 
unrichtig auslegt. 

14) Schon die Entſch. Bd. XXVIII Nr. 83 verräth einen Mangel der 
Uebereinſtimmung, noch mehr die Entſcheidung des Reichsgerichts 
bei Gruchot 1891 S. 1173, ferner Kammergericht in Zeitſchrift 
für Bergrecht XXXII S. 116. Vgl. Pinner a. a. O. 
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geſellſchaft oder der Kommanditgeſellſchaft in 
eine offene Handelsgeſellſchaft. Schied bei Mehr⸗ 
heit von Komplementaren der einzige Kommanditiſt aus, ſo 
löſte ſich die Kommanditgeſellſchaft auf, an ihre Stelle trat 
kraft Vertrages die offene Handelsgeſellſchaft, auf welche die 
Rechte der Kommanditgeſellſchaft übertragen werden mußten 
und die kraft beſonderen Verpflichtungsgrundes in die 
Schulden der Rechtsvorgängerin eintreten mußte. Wurde 
die alte Firma nicht fortgeführt, ſo konnte es vorkommen, 
daß die bisherigen Geſellſchafter, die der neuen Geſellſchaft 
angehörten, ſich auf die fünfjährige Verjährung des Art. 146 
beriefen und durch die Umwandlung eine zeitliche Verkürzung 
ihrer Haftung erzielten. Trat umgekehrt ein Kommanditiſt 
in eine offene Handelsgeſellſchaft ein, ſo haftete er zwar 
kraft der Sondervorſchrift des Art. 166 für die von der 
offenen Handelsgeſellſchaft bis zu ſeinem Eintritt kontrahirten 
Schulden, aber der Satz, daß eine neue Geſellſchaft damit 
geſchaffen wurde, blieb beſtehen. Das Reichsgericht führte 
in dem Urtheil vom 13. November 189315) aus: „Im Sinne 
des Geſetzes kann die ſpätere Kommanditgeſellſchaft nicht für 
identiſch gelten mit der offenen Geſellſchaft, aus der ſie im 
wirthſchaftlichen Sinne entſtanden fein mag; das Ganbels- 
geſetzbuch kennt nicht den Begriff der Umwandlung der einen 
Art von Geſellſchaſt in die andere. Im Rechtsſinne war hier 
die offene Geſellſchaft P. u. Co. aufgelöſt, die Kommandit: 
geſellſchaft gleicher Firma neu entſtanden ...“ In prozeſſualer 
Beziehung trat nun ein Wechſel der Partei ein, die Voll: 
machten und Stellvertretungsverhältniſſe der alten Geſellſchaft 
erloſchen, die Auflöſung der alten Geſellſchaft mußte ein- 
getragen und veröffentlicht werden, ebenſo die neue Geſell⸗ 
ſchaft angemeldet und eingetragen werden !“), und bis zur 


15) Entſch. Bd. XXXII S. 47. 

16) Freilich entſchied der Oeſterr. Oberſte Gerichtshof anders, aber mit 
mangelhafter Begründung (Adler⸗Clemens Bd. VII Nr. 1309). 
Anders auch v. Hahn zu Art. 170 $ 5; Behrend §90 Anm. 4. 
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Eintragung der neuen Kommanditgeſellſchaft traf den Kom— 
manditiſten die verſchärfte Haftung aus Art. 163 Abſ. 3. 

5. Der Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft 
in eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft ſtan⸗ 
den unter der gleichen Auffaſſung die größten Schwierigkeiten 
entgegen. Dem ſchwerfälligen Verfahren der Auflöſung ging 
das nicht minder ſchwerfällige der Gründung zur Seite !“). 
Wie die alte Rechtsperſönlichkeit mit ihren Organen, ihrem 
Statut, ihrem Grundkapital und ihren Aktien aufhörte, ſo 
mußte das neue Gebilde ganz geſchaffen werden. Der Ueber— 
nahme des Vermögens ſtanden ſeit der zweiten Aktiennovelle 
die erſchwerenden Beſtimmungen über qualifizirte Gründungen 
gegenüber, die Frage, ob das Geſchäft unter der alten Firma 
fortgeführt werden konnte, war eine zweifelhafte. Ob die 
Gläubiger, die ſich innerhalb des Sperrjahres nicht gemeldet 
hatten, das neue Unternehmen bei Nichtvorhandenſein eines 
beſonderen Verpflichtungsgrundes belangen konnten, war, wie 
oben bemerkt iſt, eine beſtrittene Frage. 

6. Ein geringeres Bedürfniß lag vor, die Umwandlung 
einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
in eine offene Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft, 
oder umgekehrt die Umwandlung der offenen Handelsgeſell— 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft in eine Aktiengeſellſchaft 
oder in eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien zu erleichtern. 
Im Grunde handelte es ſich hier um ſchroffe Gegenſätze in 
den Geſellſchaftstypen, um einen vollkommenen Wechſel der 
geſellſchaftlichen Grundlagen in interner und externer Hin— 
ſicht. Nur Kommanditgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien ſtanden ſich, zumal nach der Syſtematik des Allg. 
D. Handelsgeſetzbuchs, näher. Aber die Frage, ob der Um— 
wandlung einer gewöhnlichen Kommanditgeſellſchaft in eine 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder umgekehrt erleichternde 

17) Renaud, Commanditgeſellſchaft S. 777; vgl. Keyßner, Er: 


haltung der Handelsgeſellſchaft S. 100, 101; vgl. auch Keyßner, 
Aktiengeſellſchaft 1900 S. 230. 
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Vorſchriften zu Hilfe kommen ſollten, war richtiger Anſicht 
nach zu verneinen, weil das Kommanditiſtenkapital bei der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien die Hauptſache war, und 
die innere Struktur der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſich 
weit mehr an die Aktiengeſellſchaft, als an die Kommandit⸗ 
geſellſchaft anſchloß. 

7. Einzig der Fall der Fuſion einer Aktiengeſellſchaft 
mit einer anderen Aktiengeſellſchaft wurde in Art. 247 
eigenthümlichen Vorſchriften unterworfen. Art. 215 Abſ. 2 
beſchrieb dieſen Fall näher dahin, daß „die Geſellſchaft durch 
Uebertragung ihres Vermögens und ihrer Schulden an eine 
andere Aktiengeſellſchaft gegen Gewährung von Aktien der 
letzteren aufgelöſt werden ſoll“. Aber dieſe Art Auflöſung 
unterſchied ſich, wie namentlich Wiener treffend hervorhob 
(und im Anſchluß daran das Reichsger. Entſch. IX S. 17 f.) 
ſcharf von der Liquidation. Mit Eintragung der Auflöſung 
durch Fuſion trat eine Univerſalſucceſſion in das Ver⸗ 
mögen der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft ſeitens der fie auf- 
nehmenden ein. Der aufnehmenden fiel das Vermögen in 
ſeiner Totalität zu und es lag ihr nur ob, die Verwaltung 
ſo lange getrennt zu führen, bis die Befriedigung oder 
Sicherſtellung der Gläubiger der inkorporirten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft erfolgt war. Daß dies geſchähe, dafür war der Vor⸗ 
ſtand der aufnehmenden Aktiengeſellſchaft den Gläubigern 
perſönlich und ſolidariſch verantwortlich. Kraft jener Univerſal⸗ 
ſucceſſion konnten die Gläubiger lediglich die aufnehmende 
Geſellſchaft wegen der Verbindlichkeiten der inkorporirten be⸗ 
langen und nur zum Zweck der getrennten Vermögensver— 
waltung diente die Vorſchrift, daß der bisherige Gerichts— 
ſtand der inkorporirten Geſellſchaft für die Dauer der ge- 
trennten Vermögensverwaltung beſtehen bliebe; implicite lag 
darin, wie Wiener bemerkt, der Satz, daß die Klage ledig: 
lich und allein gegen die aufnehmende Geſellſchaft gerichtet 
werden konnte. Die Gläubiger der inkorporirten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft hatten nicht ein Abſonderungsrecht an den getrennt 
zu verwaltenden Vermögensmaſſen derſelben, wie Renaud 
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(Recht der Akt.⸗Geſ. 2. Aufl. S. 813) irrig annahm und 
wie auch Wiener wenigſtens für ihr Verhältniß zu den 
bisherigen Gläubigern der aufnehmenden Geſellſchaft be⸗ 
hauptet (S. 377, auch RGE. IX S. 17). Aus den Worten 
des Geſetzes läßt ſich dies nicht entnehmen. Vielmehr diente 
zu ihrer Sicherheit lediglich die Haftung des Vorſtandes für 
Aufrechterhaltung der getrennten Verwaltung. Auch ein ge— 
trennter Konkurs war über das Vermögen der aufgenom: 
menen Geſellſchaft nicht zuläſſig (fo richtig Staub’? § 9 zu 
Art. 247, a. A. Wiener S. 380). Das Aktivvermögen 
ging andererſeits ohne Weiteres auf die aufnehmende Geſell⸗ 
ſchaft über, einer Auflaſſung der Grundſtücke bedurfte es 
ebenſowenig wie einer Abtretung der Forderungen (Ring, 
Commentar 2. Aufl. S. 686). Da eine allgemeine Redts- 
nachfolge in Schulden gegeben war, griff § 665 der alten 
CPO. durch. — Auf die ſonſtigen Einzelheiten des Verfahrens 
einzugehen, liegt außerhalb der Zwecke dieſer Abhandlung. 
Der bedeutſame Fortſchritt, den die Beſtimmungen über 
die Fuſion hinſichtlich der Umwandlung der Unternehmungs— 
form aufwieſen, war ein zwiefacher. Einmal der Bruch mit 
dem Gedanken des für die Aktiengeſellſchaft obligatoriſchen 
Liquidationsverfahrens. In dieſer Hinſicht ging das Geſetz 
ſogar über das Ziel hinaus, indem es die Liquidation nicht 
nur für unnöthig, ſondern geradezu für unſtatthaft erklärte. 
Wichtiger war der zuerſt auftauchende Gedanke der Geſammt⸗ 
rechtsnachfolge, der ſich für die Umwandlungen von Unter— 
nehmungsformen bald als fruchtbar erweiſen mußte. 
Bedauerlich war die Erſchwerung der Fuſionsmöglichkeit 
durch das Erforderniß der Einſtimmigkeit des Fuſionsbeſchluſſes 
auf Seiten der ſich auflöſenden Geſellſchaft (Art. 215), wobei 
vielfach der Satz wohl mit Unrecht dahin ausgelegt wurde, 
daß Einwilligung aller Aktionäre erforderlich wäre. Noch 
bedauerlicher die Beſchränkung auf den Fall der Fuſion einer 
Aktiengeſellſchaft mit einer anderen beſtehenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, während die Fuſion einer Aktiengeſellſchaft mit einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien wie umgekehrt einer Kom— 


K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 23 


manditgeſellſchaft auf Aktien mit einer beſtehenden Aktien⸗ 
geſellſchaft, endlich einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien mit 
einer anderen beſtehenden Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
vom Geſetz nicht berückſichtigt war, hier vielmehr nur der 
Weg der zwangsweiſen Liquidation der ſich auflöſenden 
Geſellſchaft gangbar war (Renaud, CG. S. 778 ff.). Das 
Gleiche galt für den Fall, daß zwei Aktiengeſellſchaften oder 
zwei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſich zu einer dritten 
vereinigen wollten, ein Fall, der als eigentliche Fuſion von 
dem der Inkorporation unterſchieden werden müßte. 


§ 51%). 


Zu den im Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuch geregelten 
Unternehmungsformen fügte das Geſetz vom 4. Juli 1868 
die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft und zwar 
in der einheitlichen Geſtalt der Genoſſenſchaft mit unbe⸗ 
ſchränkter Haftpflicht. In dem umfangreichen Geſetz 
fehlt es an jeglichen Beſtimmungen über die Umwandlung 
der Genoſſenſchaft in eine andere Unternehmungsform und 
ebenſo an Vorſchriften über die Fuſion zweier Genoſſenſchaften. 
In erſterer Beziehung hätte eine Umwandlung in eine offene 
Handelsgeſellſchaft einerſeits, in eine Aktiengeſellſchaft anderer: 
ſeits in Betracht kommen können. Der offenen Handels- 
geſellſchaft ſtand die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft 
durch die unbeſchränkte, wenngleich ſubſidiäre Haftpflicht ihrer 
Mitglieder, der Aktiengeſellſchaft durch ihre Eigenſchaft als 
juriſtiſche Perſon und durch ihren inneren Aufbau nahe, wie 
denn das Geſetz vom 4. Juli 1868 aus den Rechtsſätzen über 
dieſe beiden Aſſociationsformen ſich zuſammenſetzt. Aber 
wirthſchaftlich mochten beide Umwandlungen wenig in Frage 
kommen, die erſtere nicht wegen der großen Mitgliederzahl 


13) Vgl. hierzu v. Sicherer, Die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung in 
Deutſchland (1872) S. 135 f. 
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der Genoſſenſchaft und der Beſchränkung des Kaufmanns— 
begriffes im Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuch, die Umwand— 
lung einer Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft in eine 
Aktiengeſellſchaft nicht wegen der verſchiedenen Zwecke, die 
beide Aſſociationsformen erſtrebten, von denen die eine dem 
kleinen Mann, die andere dem Kapitaliſten diente. Recht: 
lich war bei dem Schweigen des Geſetzes ſolche Umwandlung 
nur möglich auf dem gleichen langwierigen Wege der zwangs— 
weiſe eintretenden Liquidation der Genoſſenſchaft einerſeits, 
der Neubegründung des Unternehmens andererſeits. Auch 
hinſichtlich der Frage der Uebertragung der Aktiva, des Ein— 
trittes in die Paſſiva konnte die Antwort nur ſo lauten, 
wie in den im § 4 behandelten Fällen. Weder lag eine 
Identität des Rechtsſubjektes noch eine Univerſalſucceſſion 
vor. In dieſem Sinne entſchied denn auch das Reichsgericht 
in einem Erkenntniß vom 15. Februar 1898, welches die 
Umwandlung einer Genoſſenſchaft (ſogar mit beſchränkter 
Haftpflicht) in eine Aktiengeſellſchaft behandelte (Hold: 
heim VII S. 1711). 

Aber auch das Aufgehen einer Genoſſenſchaſt in eine 
andere Genoſſenſchaft kennt das Geſetz nicht, während ſich 
hier doch die Frage erheben konnte, ob nicht analoge Be— 
ſtimmungen wie bei der Fuſion von Aktiengeſellſchaften, 
wenigſtens hinſichtlich der Anerkennung der Univerſalſucceſſion 
am Platze wären. — Was von der Umwandlung einer 
Genoſſenſchaft in eine andere Unternehmungsform galt, war 
für die Umwandlung einer anderen Unternehmungsform in 
eine Genoſſenſchaft in gleicher Weiſe maßgebend. Beim 
Erlaß des Genoſſenſchaftsgeſetzes von 1868 gab es zahlreiche, 
durch geſetzliche Vorſchrift nicht geregelte Genoſſenſchaften, 
die nun beſchloſſen, die Rechte einer eingetragenen Genoſſen— 
ſchaft zu erwerben, ihre Statuten in einer Generalverſamm⸗ 
lung dem neuen Recht anpaßten und ſich dann eintragen 


19) Bal. auch Johow Bd. XI Nr. 31 und OLG. Dresden (1889) 
bei Wengler (1890) S. 117 ff. 
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ließen. Die Frage, ob bei der Umwandlung einer ſolchen 
Genoſſenſchaft des älteren Rechts in eine eingetragene 
Genoſſenſchaft des Geſetzes von 1868 ein Wechſel des Rechts⸗ 
ſubjekts kraft Singularſucceſſion oder nur die Fortſetzung der 
früheren urſprünglichen Genoſſenſchaft vorlag, wurde mit 
Recht von den höchſten Gerichtshöfen im letzteren Sinne be- 
antwortet. Bereits das Obertribunal entſchied ſich auf Grund. 
des preußiſchen Rechts mit freilich nicht einwandsfreier Be- 
gründung in dem Erkenntniß vom 17. November 1870 
(Striethorſt Bd. 80 S. 54 ff.) für Fortſetzung der Rechts⸗ 
. perfönlichkeit. Nachdem § 71 des Genoſſenſchaftsgeſetzes von 
1868 beſtimmt hatte, daß in dem Vermögensſtande einer 
ſchon beſtehenden Genoſſenſchaft durch deren Eintragung in 
das Genoſſenſchaftsregiſter nichts geändert werde, war kein 
Zweifel mehr, daß die Rechtsperſönlichkeit im Weſentlichen 
die gleiche blieb. Jedenfalls aber mußte, wenn etwa die 
ältere Genoſſenſchaft bis dahin als bloße Societät gegolten 
hatte, eine Univerſalſucceſſion der juriſtiſchen Perſon in alle 
Rechte und Pflichten angenommen werden (jo ROHG. XXII 
S. 104, RGE. XV S. 78) 20. 


§ 6. 


Die ſo einſchneidende Reform des Aktienrechts durch 
das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884 bedeutete für die hier 
behandelten Fragen nur einen geringen Fortſchritt. Beinahe 
wäre es ganz bei dem Standpunkt des alten Handelsgeſetz⸗ 
buchs geblieben. Die Entwürfe zur zweiten Aktiennovelle ent⸗ 
halten über die Umwandlung von Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien keinerlei vom Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch ſachlich abweichende Vorſchriften. 


20) Der Fall war hier der gleiche, wie bei Umwandlung einer älteren 
Gewerkſchaft in die jüngere nach dem Preuß. Berggeſetze SS 235 a ff. 
Anderer Anſicht v. Sicherer a. a. O. S. 1909. 
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Erſt in der Reichstagskommiſſion gelangte der die Umwand⸗ 
lung von Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in 
Aktiengeſellſchaften erleichternde Art. 206a in das Geſetz. 
Nach Art. 206a ſetzt die Umwandlung voraus, daß das 
Statut — ſei es das urſprüngliche, ſei es das nachträglich 
geänderte — die Umwandlung zuläßt, daß Komplementare 
und Kommanditiſten ſich über die Umwandlung vereinigen, 
wobei unter den Kommanditiſten eine Mehrheit, die mindeſtens 
ein Viertel des Geſammtkapitales darſtellt, für die Umwand⸗ 
lung ſtimmen muß. Die Uebereinkunft muß dann die zur 
Durchführung der Umwandlung erforderlichen Maßregeln, 
insbeſondere die Firma der zukünftigen Aktiengeſellſchaft, 
ſowie die Art der Beſtellung und Zuſammenſetzung des Vor— 
ſtandes enthalten. Die Uebereinkunft und die daraufhin 
beſtellten Vorſtandsmitglieder ſind zur Eintragung in das 
Handelsregiſter durch die Komplementare anzumelden. Mit 
der Eintragung gelten die Komplementare als ausgeſchieden 
und die Geſellſchaft als Aktiengeſellſchaft als fortbeſtehend. 
Die Gläubiger der früheren Aktienkommanditgeſellſchaft ſind 
von den Organen der nunmehrigen Aktiengeſellſchaft unter 
Beobachtung der Grundſätze bei der Liquidation aufzufordern, 
fich zu melden, die Mitglieder des Vorſtandes und Wuffichts- 
rathes haften perſönlich und ſolidariſch für die Beobachtung 
jener Vorſchriften. 

Bei aller Verſchiedenheit im Einzelnen haben die Vor⸗ 
ſchriften über die Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft mit denen über die 
Fuſion einer Aktiengeſellſchaft mit einer anderen Aktien- 
geſellſchaft zwei Grundzüge gemeinſam: Erſparen des Liqui— 
dationsherganges und Eintritt der Geſammtrechtsnachfolge. 
In letzter Beziehung war freilich konſtruktiv die Frage nicht 
unzweifelhaft. Nach der Ausdrucksweiſe des Geſetzes, die 
Geſellſchaft gilt „als Aktiengeſellſchaft fortbeſtehend“, war 
die Annahme einer Univerſalſucceſſion nicht einmal geboten, 
vielmehr Forterhaltung derſelben Rechtsſubjektivität näher⸗ 
liegend. Hierzu ſtimmte, daß mit der Eintragung die perſön⸗ 
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lich haftenden Geſellſchafter als ausgeſchieden gelben ſollten, 
was auch ſeinerſeits nur auf einen Wechſel der Mitgliedſchaft 
innerhalb deſſelben Rechtsgebildes hindeutete. Aber der ſich 
hierfür erklärenden Anſicht Stau b's (zu Art. 206 a § 71) 
konnte vom Standpunkt des alten Handelsgeſetzbuchs der grund- 
ſätzliche Unterſchied der als Unterart der Kommanditgeſellſchaft 
erſcheinenden Aktienkommanditgeſellſchaft von der Aktien⸗ 
geſellſchaft entgegengehalten werden. Die herrſchende Anſicht 
— gegen die freilich Staub polemiſirte — leugnete wohl 
mit Recht die Natur der juriſtiſchen Perſon bei der Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaft. Von einem „Austritt“ ſprach das 
Handelsgeſetzbuch aber auch bei Umwandlung der ganzen 
Rechtsform, wie im Art. 24, wenn nur ein Mitglied übrig 
blieb. Der Meinung, daß eine Univerſalſucceſſion vorläge, 
war danach wohl beizupflichten. Beide Anſichten kamen auf 
Verneinung des Erforderniſſes einer beſonderen Uebertragung 
der Aktiva, beſonderen Uebernahme der Schulden heraus. 
Nur prozeſſualiſch mußten ſie zu theilweiſe verſchiedenen Re⸗ 
ſultaten führen. Daß die Staub'ſche Anſicht de lege 
ferenda mehr für ſich hatte, war nicht zu leugnen, wie ſie 
denn auch im neuen Handelsgeſetzbuch acceptirt worden 
iſt. Aber der zögernden, ſich an das Vorbild der Fuſion 
anlehnenden Art des älteren Rechts entſprach richtiger die 
Auffaſſung der Univerſalſucceſſion. 

Worin ſich Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften und Um⸗ 
wandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in eine 
Aktiengeſellſchaft unterſchieden, war, daß hier daſſelbe eine 
Unternehmen nur die Form tauſchte, während dort zwei 
Unternehmen ſich verbanden. Darum war hier von einem 
irgendwie gearteten Fortleben der früheren Unternehmungs— 
form nach der Umwandlung, wie ſie doch bei der Fuſion in 
der getrennten Verwaltung zu Tage trat, keine Rede mehr, 
die neue Form abſorbirte die alte völlig, weil wirthſchaftlich 
das frühere Unternehmen fortbeſtand. 

Das Geſetz von 1884 hatte aus praktiſchen Gründen 
einen beſtimmten Fall der Umwandlung geordnet. Aber 
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es wurde damit die Umwandlungsfrage in Fluß gebracht. 
An den Art 206a knüpften die Kommentatoren Erörterungen 
an über Umwandlungen anderer Art. Im Großen war 
der Standpunkt ein konſervativer, man lehnte es ab, aus 
der vereinzelten Vorſchrift Analogieſchlüſſe zu ziehen. Die 
Praxis des Kammergerichts ging freilich weiter, ſie dehnte 
die Tragweite des Art. 206a auf die Umwandlung einer 
Aktienkommanditgeſellſchaft in eine einfache Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft aus (Johow V S. 36, VI S. 62 ff.), wie fie ſogar 
bereits vor der zweiten Aktiennovelle bei der Umwandlung 
einer einfachen Kommanditgeſellſchaft in eine Aktiengeſellſchaft 
keine Auflaſſung der Grundſtücke gefordert hatte (Johow— 
Küntzel II S. 92). Doch erklärte ſich die Literatur über— 
wiegend gegen dieſen Standpunkt (Ring?!) S. 144, 145, 
Staub zu Art. 206a SR 10, 11). 


$ 7. | 

Das alte Genoſſenſchaftsgeſetz wurde im Jahre 1889 
einer grundlegenden Umänderung unterzogen. Das neue 
Geſetz unterſchied an Stelle der bisher einheitlichen Genoffen- 
ſchaft drei Typen von Genoſſenſchaften: ſolche mit unbe- 
ſchränkter Haftpflicht, ſolche mit beſchränkter Haftpflicht und 
ſolche mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht. Doch ergab die 
ganze Anordnung des Geſetzes ſofort, daß der gemeinſame 
Begriff der „eingetragenen Genoſſenſchaft“ dadurch gewahrt 
bleiben ſollte. Wie § 1 eine alle Unterarten umfaſſende 
Begriffsbeſtimmung der Genoſſenſchaft gab, ſo enthalten 
die erſten ſieben Abſchnitte (bis § 111) die für alle Genoſſen⸗ 
ſchaften gemeinſamen Normen. Erſt im achten Abſchnitt 
werden „beſondere Beſtimmungen“ hinter einander für jeden 
der drei Typen erlaſſen (§§ 112 — 136). Daran ſchließen 
ſich in den §§ 137—139 Vorſchriften für die Umwandlung 
von Genoſſenſchaften. 


21) Vgl. für Oeſterreich auch das Erkenntniß bei Holdheim I S. 420. 


K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 29 


Dieſen Vorſchriften liegt die Auffaſſung zu Grunde, 
daß es fih um Fortexiſtenz derſelben Genoſſenſchaft 
handelt, die nur in wichtigen Einzelheiten ihren bisherigen 
Charakter ändert. Lenkte man bei Erſatz der unbeſchränkten 
durch die beſchränkte Haftpflicht den Blick auf die Forma⸗ 
tionen der Handelsgeſellſchaft, ſo konnte man ja die Frage 
aufwerfen, ob nicht eine ganz andere Rechtsgeſtaltung durch 
ſolche Umwandlung geſchaffen würde. Aber das Geſetz be— 
handelte in Entſtehung und Struktur trotz der verſchiedenen 
Haftungsformen die Unterarten doch als Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, es wollte danach dieſe Frage 
offenſichtlich verneinen, es ging eben von einer anderen Grund⸗ 
anſchauung als das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch 
aus. Darum trifft das Geſetz in den § 137—139, ohne 
die uns intereſſirenden Fragen zu berühren, nur Vorkehrungen, 
um das Intereſſe der Gläubiger einerſeits (bei Milderung 
der Haftpflicht $ 137), der Genoſſen andererſeits (bei Ver⸗ 
ſchärfung der Haftpflicht §§ 138, 139) zu wahren. Bei 
Milderung der Haftpflicht ſollen die Grundſätze zur 
Anwendung kommen, die für die Vertheilung des Vermögens 
und eine Herabſetzung der Geſchäftsantheile gelten, d. h. 
nach gefaßtem Statutenbeſchluß ſind die Gläubiger, die der 
Umwandlung nicht zuſtimmen wollen, aufzufordern, ſich zu 
melden. Die Gläubiger, die ſich binnen des Sperrjahres 
melden, ſind zu befriedigen, bezw. ſicher zu ſtellen. Erſt 
mit Ablauf des Sperrjahres iſt der Umwandlungsbeſchluß 
einzutragen und mit dieſer Eintragung iſt die Umwandlung 
vollzogen. Bei Verſchärfung der Haftpflicht bedarf 
es qualifizirter Majorität, der Beſchluß wird ſofort eingetragen 
und damit die Umwandlung vollzogen. — In beiden Fällen 
bleibt aber das Rechtsſubjekt das gleiche, auch von einer 
Univerſalſucceſſion iſt keine Rede, der Firmenträger iſt der 
alte, die etwa nothwendig werdende Umgeſtaltung der Firma 
erſcheint als Aenderung der Firma, nicht als Neuannahme 
einer Firma, den Prozeß führt die Genoſſenſchaft trotz der 
Umwandlung als Partei fort und die vollſtreckbare Aus— 
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fertigung gegen die Genoſſenſchaft in der früheren Geſtalt 
genügt, um die Vollſtreckung gegen die umgewandelte Ge— 
noſſenſchaft durchzuführen. RCPO. § 665 (alte Faſſung) 
fand hierauf ebenſowenig Anwendung als etwa RCPO. 
§ 219 (alte Faſſung). Denn die Vertretungsbefugniß des 
bisherigen Vorſtandes blieb trotz der Umwandlung an ſich bei 
Beſtand. 

In dieſer Hinſicht ſtellte das Genoſſenſchaftsgeſetz eine 
neue Erſcheinung dar. War in den bisher geregelten 
Fällen der Umwandlung der Unternehmungsſorm der Gedanke 
der Univerſalſucceſſion maßgebend geweſen, ſo taucht jetzt 
der Begriff der Stetigkeit des Rechtsſubjektes trotz Umwan⸗ 
lung der Unternehmungsform auf. Freilich hatte ſchon $ 71 
des alten Genoſſenſchaftsgeſetzes vorgearbeitet. Aber, was 
damals als tranſitoriſche Beſtimmung keine grundlegende 
Bedeutung beanſpruchen konnte, wurde nun in den Rahmen 
des Geſetzes als für die Zukunft berechnete, allgemeine Norm 
aufgenommen. 

Im Uebrigen enthält fic auch das neue Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz jeglicher Beſtimmungen über die Umwandlung von 
Genoſſenſchaften in andere Unternehmungsformen. 


§ 8. 


Das Reichsgeſetz betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung vom 20. April 1892 bereicherte 
das Aſſociationsrecht um einen neuen Typus. Entſprungen 
der Reaktion gegen die harten Beſtimmungen der zweiten 
Aktiennovelle ſuchte es die Umwandlung von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften in Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung durch be- 
ſondere Vorſchriften zu erleichtern. Bereits der dem Reichstag 
vorgelegte Entwurf enthielt in § 78 ausführliche Vorſchriften 
über die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in eine Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung. Mit Bezug auf die hier 
intereſſirenden Fragen ſtand der Entwurf grundſätzlich auf 
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dem Standpunkt des alten Rechts. „Für die Umwandlung,“ 
führten die Motive aus, „iſt . . . im Entwurf kein anderer 
Weg als derjenige der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft und 
der Neugründung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
in Betracht gezogen.“ Abgeſehen wurde nur von den Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 245 (Vertheilung des Liquidations⸗ 
erlöſes nach Ablauf des Sperrjahres). Es ſollte das Ver⸗ 
mögen der Aktiengeſellſchaft ohne Beobachtung des Sperr⸗ 
jahres an die zu errichtende Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung übertragen werden dürfen, jeder Aktionär ſollte 
berechtigt ſein, mit dem auf ſeine Aktien entfallenden Antheil 
an dem Vermögen der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft ſich bei 
der neuen Geſellſchaft zu betheiligen, während die der Muf- 
löſung nicht zuſtimmenden und bei der neuen Geſellſchaft 
ſich nicht betheiligenden Aktionäre abgefunden werden ſollten. 
Unverzüglich nach der Eintragung der neuen Geſellſchaft in 
das Handelsregiſter ſollte von dieſer die Aufforderung an 
die Gläubiger der früheren Aktiengeſellſchaft zur Meldung 
ihrer Anſprüche ergehen. Die ſich meldenden und der Um— 
wandlung nicht zuſtimmenden Gläubiger ſeien zu befriedigen 
oder ſicherzuſtellen. Die Geſchäftsführer der neuen Geſell⸗ 
ſchaft ſeien den Gläubigern der aufgelöſten Geſellſchaft 
perſönlich und ſolidariſch für die Beobachtung dieſer Vor— 
ſchriften verantwortlich. 

Danach war wenigſtens nach aktiver Seite weder das 
Prinzip der Univerſalſucceſſion noch das der Kontinuität des 
bisherigen Rechtsſubjektes zu Grunde gelegt. Die Ueber: 
tragung des Aktivvermögens vollzog ſich grundſätzlich nach den 
allgemeinen civiliſtiſchen Vorſchriften, die eine Geſammtrechts⸗ 
nachfolge nicht anerkannten. Nur die aus der Schwerfällig⸗ 
keit des Liquidationsverfahrens ſich ergebenden Schwierigkeiten 
waren gemildert, wie für die Regelung der Betheiligung 
der Aktionäre an der neuen Geſellſchaft zweckmäßige Be— 
ſtimmungen getroffen waren. 

Inſofern lag in den Vorſchriften des Entwurfs ein 
Rückſchritt gegen die voraufgegangenen Beſtimmungen über 
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Umwandlungen, auf die die Motive ausdrücklich Bezug nahmen. 
Wohl aber war der Gedanke der Univerſalſucceſſion nach 
paſſiver Seite im Entwurfe zum Ausdrucke gelangt. Die 
Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger folte von der Gin- 
tragung der neuen Geſellſchaft ab ausſchließlich der Geſell— 
ſchaft mit beſchränkter Haftung anheimfallen, nur an dieſe 
als ihre Schuldnerin ſollten ſich mit der erfolgten Umwand— 
lung die Gläubiger der ehemaligen Aktiengeſellſchaft halten 
dürfen und in ähnlicher Weiſe, wie bei der Fuſion zweier 
Aktiengeſellſchaften, ſollten die Organe der neuen Geſellſchaft 
für Befriedigung der Gläubiger aus dem Vermögen der 
ehemaligen Aktiengeſellſchaft Sorge tragen. Ja noch mehr 
nach innen war der Gedanke der Rechtskontinuität darin 
zum Ausdruck gebracht, daß die Abfindung der Aktionäre, 
die ſich bei der neuen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
nicht betheiligen wollten, ausſchließlich der Geſellſchaft mit 
beſchränkler Haftung zufallen folte. Die Motive rechtfertigen 
die paſſive Univerſalſucceſſion und die Abfindung der Aftio: 
näre durch die neue Geſellſchaft damit, „daß die neue Geſell— 
ſchaft nach ihren wirthſchaftlichen Grundlagen und nach dem 
Kreiſe der Betheiligten im Weſentlichen identiſch mit der früheren 
Aktiengeſellſchaft iſt und thatſächlich nichts anderes als das alte 
Unternehmen in veränderter Rechtsform darſtellt“. Darum 
wird verlangt, daß das Stammkapital der neuen Geſellſchaft 
nicht geringer ſei, als das Grundkapital der aufgelöſten 
Geſellſchaft und daß die Aktien der ſich an der neuen Geſell⸗ 
ſchaft betheiligenden Mitglieder mindeſtens drei Viertheile 
des Grundkapitals der aufgelöſten Geſellſchaft darſtellten. 
Die Reichstagskommiſſion hat den halben Standpunkt 
des Entwurfes verlaſſen und den Gedanken der Univerſal⸗ 
ſucceſſion auch nach aktiver Seite ann Burn Die 
allgemeine Beſtimmung des § 79 Abſ. 1 
„In dem Falle des § 78 geht das Vermögen der 
aufgelöſten Geſellſchaft einſchließlich ihrer Schulden 
mit der Eintragung der neuen Geſellſchaft in das 
Handelsregiſter auf dieſe von Rechtswegen über.“ 
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Maßgebend war hierbei die Rückſicht auf Gebührenfragen 
und die Erwägung, daß der Vorſtand der aufgelöſten und die 
Geſchäftsführer der neuen Geſellſchaft gewöhnlich identiſch ſeien 
und inſofern die Auflaſſung der Grundſtücke Schwierigkeiten 
unterliege. Aber es erſcheint wunderlich, daß der Gedanke 
der Univerſalſucceſſion angeſichts der Vorbilder der früheren 
Geſetzgebung nicht vom Entwurf bereits acceptirt wurde. 

Das Reichsgeſetz von 1892 hat ſonſtige Umwandlungen 
der Unternehmungsform nicht berückſichtigt. Weder die Um⸗ 
wandlungen von offenen Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, noch die Umwandlung 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in irgend eine 
andere Unternehmungsform, noch die Fuſion zweier Gefell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung ſind geregelt. Wenigſtens 
der letzteren Frage hätte näher getreten werden können. 
Aber die Motive verrathen nicht, ob dies abſichtlich oder 
zufällig unterblieb. 


§ 9. 


Das neue Handelsgeſetzbuch weiſt auf den von uns 
behandelten Gebieten eine ganze Anzahl von Rechtsſätzen auf, 
ohne die Materie völlig zu erſchöpfen. 

1. § 28 läßt bei Umwandlung des Geſchäfts eines 
Einzelkaufmanns in eine offene Handelsgeſellſchaft 
oder Kommanditgeſellſchaft durch Hinzutritt eines 
Geſellſchafters die Geſellſchaft, auch wenn ſie die frühere 
Firma nicht fortführt, für alle im Betriebe des Geſchäfts 
entſtandenen Verbindlichkeiten des früheren Geſchäftsinhabers 
haften und läßt die im Betriebe begründeten Forderungen 
den Schuldnern gegenüber als auf die Geſellſchaft über— 
gegangen gelten. Eine abweichende Vereinbarung ſoll einem 
Dritten gegenüber nur dann wirkſam ſein, wenn ſie in das 
Handelsregiſter eingetragen und bekannt gemacht iſt oder 
von einem Geſellſchafter dem Dritten mitgetheilt worden iſt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 3 
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Der dieſer Beſtimmung zu Grunde liegende Gedanke iſt 
offenbar nicht der der Geſammtsrechtsnachfolge in Aktiva 
und Paſſiva. Denn, wie für die Paſſiva der bisherige 
Geſchäftsinhaber als ſolcher verhaftet bleibt, ſo ſollen nur 
die Forderungen als auf die Geſellſchaft übergegangen gelten 
und auch dieſe nur im Verhältniß zu den Schuldnern des 
Einzelkaufmanns, nicht im internen Verhältniß des Einzel: 
kaufmanns zur Geſellſchaft. Was die übrigen Aktiva, be: 
wegliche und unbewegliche Sachen, dingliche Rechte u. ſ. w. 
betrifft, ſo iſt eine Uebertragung nach allgemeinen Grund— 
fätzen, bei Grundſtücken alſo die Auflaſſung erforderlich. — 
Das Geſetz beſchränkt ſich alſo darauf, einerſeits eine Schuld— 
übernahme der neugegründeten Geſellſchaft aufzuerlegen und 


andererſeits nach außen den Uebergang der Forderungen 


als erfolgt anzuſehen. Grundſätzlich iſt der Standpunkt des 
alten Handelsgeſetzbuchs gewahrt und nur in wichtigen Be— 
ziehungen im Intereſſe der Verkehrsſicherheit modifizirt. Dem— 
gemäß würde § 265 der neuen CPO., nach dem die Ver— 
äußerung der in Streit befangenen Sache oder die Abtretung 
des geltend gemachten Anſpruches auf den Prozeß keinen 
Einfluß hat und der Rechtsnachfolger nicht berechtigt iſt, 
ohne Zuſtimmung des Gegners den Prozeß als Hauptpartei 
an Stelle des Rechtsvorgängers zu übernehmen, auf dieſen 
Fall nach wie vor Anwendung finden. Was die Ertheilung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung aus Urtheilen für und gegen 
den bisherigen Einzelkaufmann betrifft, ſo würde hinſichtlich 
der Forderungen § 727, hinſichtlich der Schulden § 729 Abſ. 2 
der neuen Civilprozeßordnung Platz greifen, obwohl der leg- 
tere Paragraph auf § 28 des neuen Handelsgeſetzbuchs nicht 
beſonders verweiſt. 

Vollzieht ſich die Umwandlung des Geſchäfts 
eines Einzelkaufmanns in eine offene Handels— 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft nicht durch 
Hinzutritt eines Geſellſchafters, ſondern durch Ueber— 
tragung des Einzelgeſchäfts an eine fremde Handels— 
geſellſchaft, bezw. Kommanditgeſellſchaft, ſo greift 
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S 25 des neuen HGB.'s durch. Die Haftung der Gefell- 
ſchaft tritt dann für die Schulden des früheren Inhabers 
nur bei Vorhandenſein eines beſonderen handelsrechtlichen 
oder civilrechtlichen Verpflichtungsgrundes ein (Firmenfort⸗ 
führung, handelsübliche Kundmachung der Paſſivenübernahme 
u. ſ. w.) und die Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber 
als übergegangen nur dann, wenn der bisherige Inhaber oder 
ſeine Erben in die Fortführung der Firma gewilligt haben. 
Die Vorausſetzungen für die Schuldenhaftung, wie für die 
geſetzliche Annahme des Forderungsübergeganges ſind hier 
alſo weit ſtrengere. Prozeſſualiſch gilt das oben Geſagte. 

Umwandlung des Geſchäfts eines Einzelkauf— 
manns in eine ſonſtige Unternehmungsform (Aktien⸗ 
geſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft) unterſteht nicht beſonderen Grundſätzen. Soweit nicht 
die Vorausſetzungen des § 25 zutreffen, ſtehen ſich beide 
Unternehmungsformen wie fremde Individuen gegenüber. 
Nach dem Börſengeſetz § 39 Abſ. 1 ſind ſogar für die Zu⸗ 
laſſung von Aktien eines zur Aktiengeſellſchaft oder Kom— 
manditgeſellſchaft auf Aktien umgewandelten Unternehmens 
erſchwerende Vorſchriften aufgeſtellt. 

2. Die Umwandlung einer offenen Handelsgefell: 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft in das Geſchäft 
eines Einzelkaufmanns durch Ausſcheiden von Ge— 
ſellſchaftern wird im Geſetz nicht generell geordnet. Nur 
beſtimmt § 24 im Anſchluß an das ältere Recht, daß der 
übrig bleibende Inhaber des Unternehmens die bisherige 
Firma fortführen kann, es ſei denn, daß der Name des 
Ausſcheidenden in der Firma enthalten iſt, welchenfalls er, 
bezw. ſeine Erben, in die Fortführung der Firma aus— 
drücklich willigen müſſen. Nach paſſiver Seite iſt für die 
Schuldenhaftung, falls der das Geſchäft Fortführende, wie 
gewöhnlich, perſönlich haftender Geſellſchafter war, freilich 
ohnehin geſorgt. Aber er würde ſich doch in ſeiner Eigen— 
ſchaft als ehemaliger Geſellſchafter auf die fünfjährige 
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Verjährung des § 159 ſtützen und inſofern ift die Firmen- 
fortführung von Belang. Nach aktiver Seite hat die Firmen⸗ 
fortführung an ſich keinen Werth. Nur, wenn die aus— 
ſcheidenden Geſellſchafter damit einverſtanden ſind, gelten die 
in dem Betriebe der Handelsgeſellſchaft begründeten For- 
derungen den Schuldnern gegenüber als auf den übrig 
bleibenden Geſellſchafter übergegangen (§ 25 Abſ. 1), ein 
wenig erquickliches Reſultat! Im Uebrigen bedarf es der 
Uebertragung aller Geſellſchaftsaktiva an den übrig bleibenden 
Geſellſchafter, indem die Ausſcheidenden ihren Bruchtheil zu 
feinen Gunſten aufgeben? 1a). Dies hat auch dann zu gelten, 
wenn der übrig Bleibende ein Recht auf Uebernahme des 
Geſchäftes mit Aktiven und Paſſiven beſitzt (Fall des § 142). 
Zwar wird hier von mehreren Seiten eine Univerſalſucceſſion 
angenommen derart, daß mit der Rechtskraft des Urtheils ), 
bezw. im Falle des Abſ. 2 mit der Erklärung an Privat: 
gläubiger und Konkursverwalter die Aktiva ohne Weiteres 
auf den übrig Bleibenden übergehen. Allein der Gedanke 
der Univerſalrechtsnachfolge würde ja logiſch zur vollen Be— 
freiung des Ausſcheidenden auch hinſichtlich der Paſſiva führen, 
was das Geſetz offenbar nicht wollte. Hätte das Geſetz aber 
nur die Aktiva ipso jure übergehen laſſen wollen, ſo hätte 
es dies deutlich ſagen müſſen. Der in Abſ. 3 des § 142 
enthaltene Hinweis auf die Auseinanderſetzung bei Ausſcheiden 
eines Geſellſchafters dürfte nicht genügen. 

Wandelt ſich eine offene Handelsgeſellſchaft oder Kom: 
manditgeſellſchaft in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns 
durch Veräußerung an einen Dritten um, ſo greift einfach 
§ 25 durch. Ob der Dritte eine phyſiſche Perſon, eine ge: 
wöhnliche juriſtiſche Perſon oder der Staat iſt, iſt gleichgiltig. 
Auch die Umwandlung einer offenen Handelsgeſellſchaft, bezw. 


21a) Näheres Lehmann⸗Ring § 158 Nr. 1. 
22) Dies nimmt Staub $ 142 Anm. 2 in ausführlicher Begründung 
an. Aber dann hätte das Geſetz lauten müſſen, daß ihm der 
Richter das Geſchäft zuſpricht. 
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Kommanditgeſellſchaft in eine Aktiengeſellſchaft, Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
oder Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft unterſteht nicht 
beſonderen Grundſätzen, ſondern regelt ſich nach den oben 
erörterten Anſchauungen des alten Handelsgeſetzbuchs. Zu 
beachten iſt hierbei aber B. GB. § 419. 

Auf alle Fälle iſt § 729 Abſ. 1 der CPO. anwendbar, 
da es ſich um die Uebernahme des Vermögens eines Anderen 
(der offenen Handelsgeſellſchaft, bezw. Kommanditgeſellſchaft) 
handelt. 


3. Ein erheblich anderes Ausſehen zeigt dagegen die 
Umwandlung einer offenen Handelsgeſellſchaft in 
eine Kommanditgeſellſchaft oder einer Kommandit— 
geſellſchaft in eine offene Handelsgeſellſchaft. § 162 
beſtimmt: 

„Die Anmeldung der Geſellſchaft (d. i. Romman- 
ditgeſellſchaft) hat außer den im § 106 Abſ. 2 vor⸗ 
geſehenen Angaben die Bezeichnung der Kommanditiſten 
und den Betrag der Einlage eines Jeden von ihnen 
zu enthalten. 


Bei der Bekanntmachung der Eintragung iſt nur 
die Zahl der Kommanditiſten anzugeben; der Name, 
der Stand und der Wohnort der Kommanditiſten 
ſowie der Betrag ihrer Einlagen werden nicht bekannt 
gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden im Falle des 
Eintritts eines Kommanditiſten in eine be: 
ſtehende Handelsgeſellſchaft und im Falle 
des Ausſcheidens eines Kommanditiſten aus 
einer Kommanditgeſellſchaft entſprechende 
Anwendung.“ 


Indem das Geſetz den Fall des Eintritts des Komman— 
ditiſten in eine beſtehende Handelsgeſellſchaft, alſo auch 
eine offene Handelsgeſellſchaft, von dem der Neuerrichtung 
einer Kommanditgeſellſchaft ſcheidet und umgekehrt die Fälle 
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des Ausſcheidens des Kommanditiſten aus einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft generell behandelt, gleichgiltig, ob noch eine Kom⸗ 
manditgeſellſchaft übrig bleibt oder die Kommanditgeſellſchaft 
ſich durch das Ausſcheiden in eine offene Handelsgeſellſchaft 
umwandelt, gibt es deutlich kund, daß es beide Typen nur 
als Spielarten der einen „Handelsgeſellſchaft“ anſieht, daß 
alſo die Umwandlung der einen Form in die andere an der 
Rechtsperſönlichkeit nichts ändert. Identität der Handels⸗ 
geſellſchaft trotz Aenderung der Haftungsfrage — nicht Uni⸗ 
verſalſucceſſion iſt die Auffaſſung des neuen Geſetzes. Der 
gleiche Gedanke liegt den Beſtimmungen der SS 139 und 176 
Abſ. 2 zu Grunde. Daraus ergibt ſich als Folgerung nicht 
bloß, wie die Denkſchrift es darlegt, die Erſparniß einer 
beſonderen Uebertragung der Beſtandtheile des Geſellſchafts⸗ 
vermögens auf die umgewandelte Geſellſchaft und die Be⸗ 
friedigung der früheren Geſellſchaftsgläubiger aus dem nun⸗ 
mehrigen Geſellſchaftsvermögen — denn dies wäre auch durch 
Univerſalſucceſſion erreicht worden, ſondern überhaupt Fort⸗ 
beſtand der Handelsgeſellſchaft. Darum bleibt die Geſellſchaft 
trotz der Umwandlung dieſelbe Prozeßpartei findet Voll⸗ 
ſtreckung gegen ſie aus dem Urtheil gegen die Geſellſchaft 
in der früheren Form ohne Weiteres ſtatt, liegt kein Ueber⸗ 
gang der Firma auf einen neuen Firmenträger vor?), bleiben 
die alten Prokuren, Dienſtverhältniſſe, ja ſogar Vertretungs⸗ 
verhältniſſe bei Beſtand, ſoweit nicht ein Anderes vereinbart 
wird. Der Fall wird alſo dem der Umwandlung von Ge- 
noſſenſchaftsformen gleich behandelt. Zweifellos liegen hier 
die Keime zu ganz neuen Nechtsbildungen vor, die dem 
Geſellſchaftsrecht im Laufe der Zeit eine vereinfachte Geſtalt 
geben werden. 

4. Die Umwandlung der Kommanditgeſell⸗ 


23) Iſt eine Aenderung der Firma geboten? Das Kammergericht hat 
bei Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft in eine offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft ſogar zugelaſſen, daß der Zuſatz „Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft“ fortgeführt werde (Holdheim VIII S. 226). Doch iſt 
dies wohl bedenklich. 
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ſchaft auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft hat 
das neue Handelsgeſetzbuch in weſentlich mit dem alten Recht 
übereinſtimmender Geſtalt geordnet (Gë 332—334). Nur 
iſt vom Standpunkt des neuen Rechts Fortbeſtand der 
Rechtsſubjektivität anzunehmen. Dies iſt weniger aus 
der freilich beſtimmter, als Art. 206 a AP. 4, lautenden 
Faſſung des § 333 Abſ. 3 („die Geſellſchaft beſteht von 
dieſem Zeitpunkt an als Aktiengeſellſchaft fort“) als aus dem 
veränderten Charakter der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
im neuen Recht zu entnehmen. Wie die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien zur juriſtiſchen Perſon geworden iſt, ſo erſcheint 
fie nach § 320 Abſ. 3 überhaupt als modifizirte Aktiengeſell⸗ 
ſchaft. Bei der Umwandlung begegnet hier alſo eine parallele 
Erſcheinung zu der unter Nr. 3 behandelten, die Zuſammen⸗ 
faſſung der bisher getrennten Typen zu einem gemeinſamen 
Grundbegriff. Nur freilich iſt hier der umgekehrte Fall der 
Umwandlung der Aktiengeſellſchaft in eine Kom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien nicht berückſichtigt, wefent: 
lich wohl aus dem praktiſchen Grunde, daß Fälle ſolcher 
Umwandlung nicht vorkommen, die Entſcheidung dürfte hier 
kaum anders lauten. — Umwandlungen von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, bezw. Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in offene 
Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften oder Unter⸗ 
nehmungen einer phyſiſchen Einzelperſon unterſtehen befon- 
deren Vorſchriften nicht, ſieht man von den §§ 303, 307 des 
neuen Handelsgeſetzbuchs ab, die an der grundſätzlichen Auf— 
faſſung nichts ändern. Es bedarf alſo der Auflöſung einer— 
ſeits, Neugründung andererſeits, ferner einer Uebertragung 
der Aktiva, es iſt ferner für die Schuldenhaftung außer dem 
8 25 des HGB.'s vor allem § 419 des B. GB.“'s in Betracht 
zu ziehen. 

5. Dagegen ſind wiederum von erheblicher Bedeutung 
die Vorſchriften über Verſtaatlichung, bezw. Kommu— 
naliſirung einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſell— 
ſchaft auf Aktien. Nach § 304 (320 Abſ. 3) kann, wenn 
das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft (bezw. Kommandit— 


40 K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 


geſellſchaft auf Aktien) als Ganzes von dem Reiche, einem 
Bundesſtaate oder einem inländiſchen Kommunalverband 
übernommen wird, zugleich zwiſchen den beiden Paciscenten 
vereinbart werden, daß die Liquidation unterbleiben ſoll. 
Der erforderliche zuſtimmende Beſchluß der Generalverſamm— 
lung bedarf verſtärkter Mehrheit. Der Beſchluß iſt zugleich 
mit der Auflöſung der Geſellſchaft zur Eintragung in das 
Handelsregiſter anzumelden. Mit der Eintragung des Be— 
ſchluſſes gilt der Uebergang des Vermögens der Geſellſchaft 
einſchließlich der Schulden als erfolgt. Die Firma der Gefell- 
ſchaft erliſcht. Eine Anfechtung des den Uebergang betreffen— 
den Beſchluſſes der Generalverſammlung iſt dann gegen den 
übernehmenden Staat, bezw. Kommunalverband zu richten 
($ 308). 

Hiernach ift alfo die unmittelbare gefeblide Folge des 
Verſtaatlichungsvertrages, der der gerichtlichen oder nota— 
riellen Beurkundung bedarf (B. GB. $ 311), die Liquidation, 
die Uebertragung der einzelnen Aktiva an den Staat und 
in Bezug auf die Paſſivenübernahme die Haftung des Staates 
nach B. GB. § 419. Doch können die beiden Theile durch 
Vertrag eine Univerſalſucceſſion herbeiführen, d. h. der 
Uebernehmer ſetzt nicht die Rechtsperſönlichkeit der Geſellſchaft 
fort, wie irrig Pinner unter Berufung auf die gar nicht 
hierher paſſende Entſcheidung des RG. 26 S. 336 meint 
(S. 308), ſondern die alte Rechtsperſönlichkeit geht unter 
und an ihre Stelle tritt eine neue. Es gilt hier das von 
der Fuſion oben Geſagte. 

6. Endlich hat das neue Handelsgeſetzbuch den Fall 
der Fuſion ausführlicher und eingehender geregelt, als das 
alte, wie die geſetzlich geregelten Anwendungsfälle der Fuſion 
erheblich vermehrt. Nicht bloß die Fuſion einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft mit einer anderen Aktiengeſellſchaft, ſondern auch die 
einer Aktiengeſellſchaft mit einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, weiter aber die einer Aktienkommanditgeſellſchaft mit 
einer anderen Aktienkommanditgeſellſchaft oder mit einer 
Aktiengeſellſchaft ſind durch die ES 305, 306, 307, 308 und 
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320 Abſ. 3 nach gleichen Grundſätzen geregelt??). Gemeinſam 
iſt allen Fällen, daß das Vermögen der fuſionirten Geſellſchaft 
gegen Gewährung von Aktien der übernehmenden Geſellſchaft 
übertragen werden ſoll. Die Fuſion bewirkt im Gegenſatz 
zum älteren Recht nicht ohne Weiteres, daß vom Liquidations- 
verfahren abgeſehen wird. | 
Vielmehr bedarf es einer beſonderen Vereinbarung, 
daß eine Liquidation des Vermögens der aufgelöſten Gefell- 
ſchaft nicht ftattfinden fol. Hat ſolche Vereinbarung ſtatt⸗ 
gefunden, ſo geht mit der Eintragung des Auflöſungsbeſchluſſes, 
vorausgeſetzt, daß auch die Erhöhung des Grundkapitales der 
übernehmenden Geſellſchaft eingetragen iſt, das Vermögen 
der fuſionirten Geſellſchaft mit Aktivis und Paſſivis auf 
die übernehmende über, Prinzip der Univerſalſucceſſion. 
Das Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft iſt aber durch 
die übernehmende Geſellſchaft getrennt zu verwalten, bis 
die Gläubiger der aufgelöſten Geſellſchaft zur Anmeldung 
ihrer Forderungen aufgefordert worden ſind und das Sperr— 
jahr verſtrichen iſt. Bis dahin gilt im Verhältniſſe der 
Gläubiger der aufgelöſten Geſellſchaft zu der übernehmenden 
Geſellſchaft und deren übrigen Gläubigern das übernommene 
Vermögen noch als Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft, 
d. h. der rechtlichen Zuſtändigkeit nach iſt die übernehmende 
Geſellſchaft Inhaberin dieſes Vermögens, ſie iſt aktiv und 
paſſiv im Prozeß legitimirt, aber nur die Gläubiger der 
aufgelöſten Geſellſchaft haben den Zugriff in dieſes Vermögen 
und können der Zwangsvollſtreckung ſeitens anderer Gläubiger 
aus CPO. § 771 widerſprechen. Ein beſonderer Konkurs 
über das Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft iſt zuläſſig. 
Geräth die aufnehmende Geſellſchaft in Konkurs, ſo würden 
die Gläubiger der aufgelöſten Geſellſchaft verlangen können, 


24) Dagegen ſind Fälle der Fuſion anderer Handelsgeſellſchaften mit der 
Aktiengeſellſchaft nicht inbegriffen. Praktiſch kommen ſie auch vor. 
Vgl. Hergenhahn im Archiv für Bürgerl. Recht IX S. 46 ff.; 
Eſſer bei Holdheim III S. 430. Erſterer ſpricht mit Unrecht 
hier von Univerſalſucceſſion. 
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daß das übernommene Vermögen von der Konkursmaſſe ge⸗ 
trennt wird. — Die ſonſt auftauchenden Fragen haben für 
uns kein Intereſſe. 


$ 10. 


Werfen wir nunmehr einen zuſammenfaſſenden Blick 
auf die Entwicklung des deutſchen Rechts vom Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch bis zum Handelsgeſetzbuch vom 
10. Mai 1897, ſo iſt ſo viel klar, daß die Strömung der 
Rechtsentwicklung ſich in der Richtung einer Erleichterung des 
Wechſels der Unternehmungsform bewegte. Dabei laſſen 
ſich verſchiedene Grundauffaſſungen erkennen: 

1. Der Wechſel der Unternehmungsform bewirkt keine 
Aenderung der Rechtsſubjektivität, das Unternehmen 
bewahrt rechtlich den gleichen Träger. So bei Umwandlung 
einer Genoſſenſchaftsform in eine andere Genoſſenſchaftsform, 
bei Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in 
eine Aktiengeſellſchaft, bei Umwandlung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft in eine Kommanditgeſellſchaft und einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft in eine offene Handelsgeſellſchaft. Dieſe Fälle 
werden gleich behandelt etwa den Fällen des Wechſels der 
Mitglieder innerhalb einer Handelsgeſellſchaft, oder der Er: 
höhung oder Herabſetzung des Grundkapitals einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, d. h. trotz der Wichtigkeit des Herganges beſteht 
die alte Vereinigung materiellrechtlich und prozeſſualiſch fort. 
Darin liegt folgerichtig der Gedanke, daß über den koordinirten 
Typen ein gemeinſamer höherer Typus ſteht, die eingetragene 
Genoſſenſchaft, die Geſellſchaft auf Aktien, die Perſonal⸗ 
handelsgeſellſchaft, den das objektive Recht als eigentliche 
Klaſſe der Unternehmungsform anſieht. Unzweifelhaft liegt 
hierin eine Vereinfachung des Aſſociationsrechtes. 

2. Der Wechſel der Unternehmungsform bewirkt eine 
Aenderung der Rechtsſubjektivität, das Unternehmen 
erhält rechtlich einen anderen Träger. Aber der neue Träger 
iſt „Erbe“ des alten, er ſuccedirt in deſſen Vermögen kraft 
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Univerſalſucceſſion. So in den Fällen der Fuſion von Aktien⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, falls 
die Liquidation durch Vereinbarung ausgeſchloſſen ift, ferner 
bei der Verſtaatlichung und Kommunaliſirung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien unter der 
gleichen Vorausſetzung, bei der Umwandlung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
Hier liegt eine Eigenthümlichkeit des modernen Aſſociations⸗ 
rechtes vor, gegenüber dem ſolche Univerſalſucceſſion nur aus⸗ 
nahmsweiſe (B. GB. §8 46, 1922) 25) anerkennenden bürger: 
lichen Recht 2°). Die Univerſalſucceſſion ift eine völlige, der 
neue Träger des Unternehmens gilt als „Erbe mit un: 
beſchränkter Haftung“. 

Praktiſch äußert ſich der Unterſchied dieſer Auffaſſung 
von der vorigen im Endreſultat mehr prozeſſualiſch als 
materiell. 

In der Civilprozeßordnung iſt der Fall des Todes 
einer Partei und der Fall, daß eine Partei die Prozeßfähig⸗ 
keit verliert oder daß die geſetzliche Vertretungsbefugniß auf⸗ 
hört, berückſichtigt (SS 239, 241), das Verfahren kann dann 
fortgeſetzt werden. Bei der hier in Frage kommenden 
Univerſalſucceſſion gilt dies nicht. Der neue Träger des 
Unternehmens kann nicht das Verfahren fortſetzen, es liegt 
ein Wechſel der Partei vor. Der neue Träger kann nur 
mit Zuſtimmung des Gegners als Rechtsnachfolger der in 
Streit befangenen Sache oder des litigiöſen Anſpruches den 
Prozeß übernehmen (CPO. § 26527), wegen der Schulden, die 

25) Auch außerhalb des Handelsrechts erkennen moderne Reichsgeſetze 
das Prinzip der Univerſalſucceſſion an, ſo das Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz bei Vereinigung mehrerer Fabrikkrankenkaſſen, die Reichs⸗ 
gewerbeordnung bei Verwandlung einer freien Innung in eine 

Zwangsinnung, das Unfallsverſicherungsgeſetz bei Vereinigung 

mehrerer Berufsgenoſſenſchaften. Vgl. Gierke, Deutſches Privat⸗ 

recht 8 69 Anm. 31. 

26) Dieſes Heimfallsrecht kann auch für Korporationen, die Kaufleute 
find, praktiſch werden. 

27) Unrichtig darum das Erkenntniß des Oberlandesgerichts Hamburg 
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auf ihn übergehen, muß er, ſo lange nicht ein vollſtreckbares 
Urtheil gegen den alten Träger des Unternehmens vorliegt, 
beſonders verklagt werden. on der Erefution von 
ihm und gegen ihn normirt CPO. S 727. 

In den wichtigſten dieſer Falle denen der Fuſion, tritt 
eine eigenthümliche Modifikation ein. Bis zur effektiven Ber- 
einigung beider. Vermögensmaſſen gilt im Verhältniß der 
Gläubiger der aufgelöſten Geſellſchaft zu der übernehmenden 
Geſellſchaft und deren übrigen Gläubigern das übernommene 
Vermögen noch als Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft, 
es iſt mit Bezug auf die Exekution bis dahin ein den 
Gläubigern der aufgelöſten Geſellſchaft vorbehaltenes Sonder— 
vermögen des neuen Trägers des Unternehmens, aber es 
gehört doch dem letzteren. 


3. Der Wechſel der Unternehmungsform bewirkt nicht 
einmal Univerſalſucceſſion in das Vermögen des alten 
Trägers des Unternehmens. Wohl aber tritt ex lege eine 
Haftung für die Schulden des früheren Trägers ein 
und gelten die im Betriebe des Geſchäfts begründeten For— 
derungen den Schuldnern gegenüber als auf den neuen 
Träger übergegangen: ſo bei Eintritt von Geſellſchaftern 
in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns und daraufhin ein— 
tretender Verwandlung des Einzelgeſchäfts in eine offene 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft, wenn die 
Parteien nicht dagegen feierlich proteſtiren. Hier liegt nur 
ein Fall der kumulativen geſetzlichen Schuldübernahme einer— 
ſeits, und eine im Intereſſe der Schuldner des Unternehmens 
getroffene geſetzliche Fiktion des Forderungsüberganges anderer: 
ſeits vor. Im Uebrigen regelt ſich der EE nach Den 
Grundſätzen der Singularſucceſſion. 


vom 11. Oktober 1893 bei Holdheim IV S. 54, das Univerſal⸗ 
ſucceſſion und Fortbeſtehen der alten Partei verwechſelt. Staub 
§ 306 Anm. 11 will CPO. §§ 239 ff. analog anwenden; doch 
erſcheint dies bedenklich. Bol ze XX Nr. 585 wollte wohl nicht 
das Gegentheil ſagen? 
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4. Der Wechſel der Unternehmungsform erzeugt an ſich 
weder nach aktiver noch nach paſſiver Seite Wirkungen, 
vielmehr regeln ſich Haftungsfrage und Succeſſions⸗ 
frage nach den allgemeinen Grundſätzen des 
bürgerlichen Rechts, bezw. Handelsrechts. So in 
allen anderen Fällen. Dabei iſt zu ſcheiden: 

a) Liegen die Vorausſetzungen des § 25 Abſ. 1 des 
HGB.’s vor, führt alfo der neue Träger des Unter: 
nehmens dasſelbe unter der alten Firma fort, 
ſo tritt ex lege Schuldübernahme ein, wenn 
nicht gemäß § 25 Abſ. 2 feierlich dagegen proteſtirt 
wird. Dagegen gelten die in dem Betrieb begrün⸗ 
deten Forderungen den Schuldnern gegenüber als 
auf den Erwerber übergegangen nur dann, wenn 
der bisherige Träger des Unternehmens in die Fort⸗ 
führung der Firma gewilligt hat. Auf Fortführung 
der alten Firma gewährt das Handelsgeſetzbuch in 
wichtigen Fällen ein Recht (Gë 24, 142). 

b) Führt der neue Träger des Unternehmens die alte 
Firma nicht fort, hat er aber das ganze Vermögen 
des alten Trägers übernommen, ſo tritt geſetzliche 
Schuldübernahme nach B. GB. $ 419 kraft zwin- 
genden Rechts ein, die Haftung des Uebernehmers 
beſchränkt ſich auf den Beſtand des übernommenen 
Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zu— 
ſtehenden Anſprüche. Er iſt in paſſiver Hinſicht 
„Erbe mit beſchränkter Haftung“. Gerade für das 
Gebiet des Handelsrechts hat B. GB. S 419 eine 
beſondere Bedeutung, weil hier ſolche Vermögens— 
übernahmen häufig vorkommen. In aktiver Hinſicht 
gilt Singularſucceſſion. 

c) Im Uebrigen bedarf es nach paſſiver Hinſicht eines 
beſonderen Verpflichtungsgrundes, insbeſondere der 
handelsüblichen Kundmachung der Uebernahme der 
Verbindlichkeiten ($ 25 Ab. 3). In aktiver Hinſicht 
gilt Singularſucceſſion. 
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S 11. 


Das ſkizzirte Bild zeigt offenbar eine in Fluß befind- 
liche Entwicklung. Die Rückſicht auf praktiſche Bedürfniſſe, 
wohl auch eine gewiſſe Willkür haben zu einer Ungleich— 
mäßigkeit der Behandlung geführt, die bedauerlich iſt. Ein⸗ 
zelne Beiſpiele mögen dies erläutern: 

Für die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in 
eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung hat § 80 
des Geſetzes vom 20. April 1892 den Grundſatz der Univerſal⸗ 
ſucceſſion aufgeſtellt, nicht dagegen für die Umwandlung 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in jene Rechtsform. 
Nach § 320 Abſ. 3 ſollen für die Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien nur die Vorſchriften des dritten Abſchnittes des 
Handelsgeſetzbuchs über die Aktiengeſellſchaft gelten. 
Da es ſich aber um eine Vorſchrift des Reichsgeſetzes 
von 1892 handelt, würde eine Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ſich nur im Wege der Auflöſung einerſeits, der Neu: 
begründung andererſeits in eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung direkt umwandeln können, wobei von Univerfal: 
ſucceſſion keine Rede wäre. Will ſie Univerſalſucceſſion er⸗ 
reichen, ſo müßte ſie ſich erſt in eine Aktiengeſellſchaft nach 
S$ 332 des HGB.'s umwandeln und dann die neue Um: 
wandlung in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nach 
§ 80 des Geſetzes von 1892 vornehmen — ein umſtändlicher 
und zeitraubender Umweg. 

Während die. Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft behandelt iſt, fehlt es 
an Vorſchriften über die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft 
in eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. Dies iſt um ſo 
bedauerlicher, als ja die Frage, ob eine Aktiengeſellſchaft 
Mitglied einer offenen Handelsgeſellſchaft werden kann, ſehr 
beſtritten, vom Reichsgericht ſogar verneint iſt, bei Verſagung 
dieſer Möglichkeit aber die Umwandlung in eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien das gleiche Reſultat herbeiführen kann. 
Schwierigkeiten der geſetzlichen Regelung ſtehen hier ja nicht 
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entgegen und das weitläufige Verfahren der Auflöſung und 
Neugründung, das beim Schweigen des Geſetzes zu beobachten 
iſt, wirkt geradezu abſchreckend. 

Die Verſtaatlichung der Aktiengeſellſchaft und Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien ift geregelt, nicht dagegen die Ber- 
ſtaatlichung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, obwohl 
hier grundſätzlich dieſelben Geſichtspunkte maßgebend wären. 
Ebenſowenig iſt der Fall der Fuſion zweier Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung geregelt, der ſehr wohl vorkommen 
könnte. 

Bei der Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften iſt nur der 
Fall der ſogenannten Inkorporirung behandelt, während die 
Verſchmelzung zweier Aktiengeſellſchaften zu einer dritten Form 
unberückſichtigt geblieben iſt. 

Auch die Fuſion einer Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft mit einer anderen iſt denkbar und wäre vielleicht auch 
praktiſch, wenn das Geſetz ſie berückſichtigt hätte u. dgl. m. 

Es iſt vorauszuſehen, daß ſchrittweiſe nach Bedürfniß 
des Falles ein Ausbau ſtattfinden wird im Sinne der Kon: 
tinuität der Rechtsſubjektivität oder der Univerſalſucceſſion. 

In paſſiver Hinſicht iſt bemerkenswerther Weiſe das 
Geſetz weiter vorgeſchritten als in aktiver, weil dort das 
Bedürfniß am drängendſten iſt. Aber auch nach aktiver 
Seite erheiſcht zumal der Uebergang von einem zu einem 
anderen Typus der juriſtiſchen Perſon die Annahme des 
kürzeren, klareren und weniger koſtſpieligen Gedankens der 
Univerſalſucceſſion?“ )). 


§ 12. 


Das ausländiſche Recht enthält über die Umwandlung 
der Unternehmungsform nur ſelten Beſtimmungen und dieſe 


27 a) Auch für das bürgerliche Recht ift die Frage praktiſch. Man denke 
an Umwandlung eines eingetragenen Vereins in eine wirthſchaftliche 
Körperſchaft. Von den Kommentatoren berückſichtigt, ſo weit ich 
fehe, dieje Frage nur Gareis zu § 21 Nr. 6 B. GB.'s, aber feine 
Ausführungen ſind nicht präzis. 


48 K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 


betreffen gewöhnlich die Fuſion. Dem Allgemeinen Deut— 
ſchen Handelsgeſetzbuch iſt hinſichtlich der Fuſion das un— 
gariſche H. GB. § 208 und das Schweizeriſche Obli- 
gationenrecht Art. 669, 676 gefolgt; das erſtere behandelt nur 
den Fall des Aufgehens einer Aktiengeſellſchaft in eine andere 
beſtehende Aktiengeſellſchaft, nicht dagegen den Fall der Ver: 
einigung zweier Aktiengeſellſchaften zu einer dritten?“ b); die 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien erkennt es überhaupt nicht 
an. Das Schweizeriſche Obligationenrecht dehnt die Be- 
ſtimmungen auch auf die Fuſion einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien mit einer anderen beſtehenden Kommanditaktien⸗ 
geſellſchaft aus. Beide legen den Geſichtspunkt der Univerſal— 
ſucceſſion zu Grunde und ſehen von einer Liquidation der 
fuſionirten Geſellſchaft ab. — Ausführlichere Beſtimmungen 
über die Fuſion enthält der italieniſche Codice di commercio 
von 1882 in den Art. 193—196 2). Sie betreffen die Fuſionen 
aller Arten von Handelsgeſellſchaften (società in 
nome collettivo, società in accommandita semplice, società 
in accommandita per azioni, societa anonima) und zwar 
nicht bloß der gleichartigen mit einander, ſondern auch einer 
jeden Art mit einer der anderen Arten, ferner nicht bloß 
die Inkorporation einer Geſellſchaft mit einer anderen, jon- 
dern auch die Bildung einer dritten Geſellſchaft durch Ver: 
ſchmelzung der beiden — fo daß das italienische Handels: 
recht in dieſer Hinſicht viel weiter geht, als das neue deutſche 
Handelsgeſetzbuch. Die Fuſion ſetzt einen Beſchluß beider 
Geſellſchaften voraus, der von jeder feierlich verkündet werden 
muß mit der ausdrücklichen Aufforderung, daß jeglicher Inter— 
eſſent binnen drei Monaten Widerſpruch erheben könne. Zu— 
gleich muß die Bilanz publicirt werden. Die in die andere 
Geſellſchaft aufgehende Geſellſchaft muß auch die beſchloſſene 


27 b) In § 247 it auch von der Fuſion von Genoſſenſchaften als 
Auflöſungsgrund die Rede, doch ſind beſondere Vorſchriften hier⸗ 
üÿbrr nicht getroffen. 
28) Ihm folgt das portugieſiſche Handelsgeſetzbuch Art. 124—127 und 
das rumäniſche Art. 195— 198. 


~ 
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Art ihrer Schuldentilgung publiciren. Die Fuſion wird mit 
Rechtswirkſamkeit vollzogen erſt nach Verlauf von drei Monaten 
ſeit der erſten Publikation, es ſei denn, daß feſtſteht, daß 
alle Geſellſchaftsſchulden bezahlt ſind oder die Schuldſummen 
öffentlich deponirt ſind oder alle Gläubiger zugeſtimmt haben. 
Während jener Friſt kann jeder Gläubiger der ſich vereini- 
genden Geſellſchaften Einſpruch erheben mit aufhebender 
Wirkſamkeit, bis im Rechtswege der Einſpruch verworfen 
wird. Nach Ablauf der Friſt kann die Fuſion ausgeführt 
werden und „la società che rimane sussistente o che 
risulta dalla fusione assume i diritti e le obligazioni 
delle società estinte“ (Art. 196). Nicht unzweifelhaft iſt, 
ob mit den letzten Worten eine Univerſalſucceſſion ange: 
deutet iſt oder ob der Geſichtspunkt der Singularſucceſſion 
bezw. geſetzlicher Schuldübernahme zu Grunde liegt. Vidari 
ſpricht ſich in ſeiner ſonſt weitläufigen Auseinanderſetzung 
über dieſen Punkt nicht ausdrücklich aus, indem er aber die 
Fälle der Illation zum Vergleich heranzieht, ſcheint er der 
letzteren Auffaſſung ſich zuzuneigen. Doch dürfte nach den 
Worten des Geſetzes („assume i diritti e le obligazioni“) 
die Auffaſſung der Univerſalſucceſſion zutreffender ſein, da 
ja im Augenblick des „assumere“ die andere Geſellſchaft 
bereits erloſchen iſt. 

Eingehend regelt der norwegiſche Aktiengeſetzentwurf 
von 1894 $$ 85, 86 ſowohl das Aufgehen einer Aktien— 
geſellſchaft in eine andere, als die Verſchmelzung zweier 
Aktiengeſellſchaften zu einer dritten. Unter Anlehnung an 
das deutſche Recht iſt, und zwar in beiden Fällen, das Prinzip 
der Univerſalſucceſſion zu Grunde gelegt. Mit der Eintragung 
der vollzogenen Vereinigung beider Vermögensmaſſen gehen 
Rechte und Verbindlichkeiten der aufgelöſten Geſellſchaft auf 
die beſtehende Geſellſchaft über. Mit Bezug auf Grundſtücke 
bedarf es nicht der Auflaſſung (Skjöde). Der Entwurf zu 
einem norwegiſchen Geſetz über die Verſicherungsgeſellſchaften 
von 1895 SS 73 — 78 regelt ſpeciell die Fuſion von Lebens: 
verſicherungsgeſellſchaften, ohne in den hier intereſſirenden 
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Fragen etwas beizutragen, und dehnt die Beſtimmungen des 
Entwurfs des Aktiengeſetzes auf die Gegenſeitigkeitsgeſell— 
ſchaften aus (S 33) 7°). 

Gänzlich entbehrt beſonderer Vorſchriften über die Fuſion 
das franzöſiſche Geſellſchaftsrecht. Wohl aber beſchäftigt 
ſich das Geſetz über die Geſellſchaften vom 24. Juli 1867 in 
mehreren Artikeln (19, 46, 47) mit der Umwandlung älterer 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Aktiengeſellſchaften und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (responsabilité li- 
mitée) in jüngere, d. h. dem Recht des Geſetzes von 1867 
unterfallende Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, bezw. in 
Aktiengeſellſchaften. Gebraucht wird hier der Ausdruck 
„transformation“ oder „conversion“. Derſelbe Ausdruck 
begegnet in der Aktiennovelle vom 1. Auguſt 1893 bei den 
„dispositions transitoires“. „Les sociétés civiles 
actuellement constituées sous d'autres formes pourront, si 
leurs statuts ne s’y opposent pas, se transformer en 
sociétés en commandite ou en sociétès anonymes par déci- 
sion d'une assemblée générale spécialement convoquée“ etc. 

Bei den franzöſiſchen Juriſten wird dagegen, wie 
bereits Wiener (diefe Zeitſchr. Bd. XXVVII S. 334 Anm. 1) 
bemerkte, die Frage generell erörtert, wann eine Trans— 
formation, wann eine Neuſchaffung vorläge. 

Insbeſondere behandelt Deloiſon in ſeinem Traité des 
sociétés commerciales Bd. I Nr. 151 ff. eingehend diefe Frage. 
Er unterſcheidet „union“, „fusion“ und „transformation“ 
der Handelsgeſellſchaften. 

Während „union“ nur die Vereinigung zweier Handels— 
geſellſchaften zu einem Syndikat (Gelegenheitsgeſellſchaft) dar— 
ſtellt, bei der die einzelnen Betheiligten ihre eigene Unter— 
nehmungsform nicht aufgeben, geht bei der „fusion“ entweder 


29) Vgl. die Ueberſetzung des Entwurfs nebſt Begründung von Rieſen⸗ 
feld in Baumgartner's Zeitſchrift für Verſicherungsrecht 1897. 
Der deutſche Entwurf eines Geſetzes über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen hat von beſonderen privatrechtlichen Vorſchriften 
abgeſehen (Begründung zu § 41—46). 
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eine Geſellſchaft in die andere auf (annexion) oder beide 
Geſellſchaften verſchwinden und machen einer dritten Geſell⸗ 
ſchaft Platz („fusion“ im engeren Sinne). Die „fusion“ läßt 
Deloiſon bei allen Typen von Handelsgeſellſchaften und 
zwar auch durch Kreuzung des einen Typus mit dem anderen 
zu. Von einem Prinzipe der Univerſalſucceſſion weiß er 
nichts, ihn beſchäftigt nur die Frage, wie die Gläubiger der 
alten Geſellſchaften zu ſchützen feien 201. 

Unter die Fälle der „transformation“ zählt er die Um⸗ 
wandlung einer civilen Geſellſchaft in eine kommerzielle, 
einer offenen Handelsgeſellſchaft in eine Kommanditgeſell— 
ſchaft oder umgekehrt, einer Kommanditgeſellſchaft in eine 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft, einer Geſellſchaft des 
älteren Rechts in eine ſolche des neuen Rechts, einer aus— 
ländiſchen in eine inländiſche Geſellſchaft. Faſt alle dieſe 
„Umwandlungen“ führen nach ihm die Auflöſung 
der beſtehenden und die Schaffung einer gänz— 
lich neuen Geſellſchaft herbei. 

Nur bei der Umwandlung der offenen Handelsgeſell— 
ſchaft in eine Kommanditgeſellſchaft oder umgekehrt ſpricht 
er ſich für Aufrechterhaltung der alten Geſellſchaft aus, auch 
die Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft in eine Kom— 
manditgeſellſchaft auf Aktien ſcheint ihm die Rechtskontinuität 
nicht zu ſtören, während die Umwandlung einer Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft nach ihm eine 
neue Geſellſchaft produzirt. 

Vavaſſeur unterſcheidet bei der Umwandlung zwei 
Fälle: Fortbeſtand der Identität unter Aenderung der Form 
und Entſtehung einer neuen Geſellſchaft. Das erſtere läge 
unter zwei Vorausſetzungen vor: einmal daß keine Aenderung 
in weſentlichen Elementen des Geſellſchaftsvertrages einträte, 
ſodann daß die Geſellſchaftsſtatuten die Umwandlung geſtattet 
hätten. So ſei die Umwandlung einer offenen Handelsgeſell— 


30) Ebenſo Lyon-Caen et Renault II nro. 337 ff. 


52 K. Lehmann: Umwandlungen handelsr. Unternehmungen. 


ſchaft in eine Kommanditgeſellſchaft bloße „transformation“, 
wenn die Geſellſchafter dieſelben blieben, anders, wenn von 
den beiden urſprünglichen Geſellſchaftern einer austräte und 
ein Dritter als Kommanditiſt einträte, dann läge „reconsti— 
tution“ vor (Revue des sociétés IX S. 561) 5). 

Pont dagegen ſieht allemal „reconstitution“ als vor: 
liegend an, wo ſich die Geſellſchaft einer Art in eine ſolche 
anderer Art verwandelt (Commentaire traité des sociétés 
civiles et commerciales Nr. 1094). 

Lyon-Caen et Renault heben unter den Fällen 
der transformation ausdrücklich den hervor, daß in einer 
offenen Handelsgeſellſchaft vereinbart wird, daß ein Geſell— 
ſchafter nur bis zu einem beſtimmten Betrage haften ſolle 
„ce qui le transforme en commanditaire“ oder daß ſtipulirt 
iſt, daß die Erben eines offenen Geſellſchafters als Kom— 
manditiſten behandelt werden derart, daß der Tod eines 
Geſellſchafters die Natur der Geſellſchaft modifizire (Traité II, 
Nr. 458 b, 314). Sie nehmen, wie es ſcheint, dann Bei- 
behaltung der Geſellſchaft an, nicht „reconstitution“. 

Die franzöſiſche Praxis ſcheint im weſentlichen den 
Standpunkt Vavaſſeurs zu theilen. So haben die cour 
d'appel d' Amiens im Urtheil vom 6. Auguſt 1885 (Revue IV 
S. 216) und die cour d'appel de Paris im Urtheil vom 
7. April 1887 die Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft nur als die Forterhal— 
tung der alten Geſellſchaft unter neuer Form angeſehen, weil 
die Statuten dieſelbe vorausgeſehen hätten und Grundkapital 
und Aktionäre dieſelben geblieben ſeien (Revue VI S. 9), 
während der Kaſſationshof bei Veränderung des Gegenſtandes 
des Unternehmens „reconstitution“ annimmt (Urtheil vom 
29. Juli 1890 in Revue IX S. 169). Bemerkenswerth iſt 
in dem Urtheil des Pariſer Appellhofes die Anknüpfung an 


31) Vgl. ferner den Artikel in Revue VIII p. 159 ff., der von der 
Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in eine Aktien⸗ 
geſellſchaft handelt, Houpin, Des sociétés civiles et com- 
merciales I (1895) nro. 458—473. 
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den Art. 19 des Gefetzes von 1867, der nur von der Um— 
wandlung älterer in jüngere Geſellſchaften handelt, während 
die vorliegend umgewandelte Geſellſchaft erſt 1877 entſtand. 
Die cour d'appel von Douai ſieht dagegen in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Urtheil des Tribunal civil von Lille vom 
15. Juni 1885 (Revue III S. 552 ff.) in dem Urtheil vom 
11. Auguſt 1887 „reconstitution“ als vorliegend an, wenn 
weſentliche Modifikationen eintreten, wie Verlegung des 
Sitzes in das Ausland, erhebliche Vermehrung des Grund- 
kapitals, Erſetzung des civilen Charakters der Geſellſchaft 
durch die Aktiengeſellſchaft (Revue VI S. 45); ebenſo 
nimmt ſie in dem Urtheil vom 26. Juli 1886 Schaffung 
einer neuen Geſellſchaft und nicht bloße „transformation“ 
bei Auflöſung einer civilen Geſellſchaft auf Aktien, an deren 
Stelle eine handelsrechtliche Aktiengeſellſchaft tritt, an, weil 
förmliche Liquidation beſchloſſen, das Grundkapital der Aktien⸗ 
geſellſchaft ein anderes war und die Aktionäre nicht mit den 
alten Societären ſich völlig deckten (Revue V S. 130 f.). 
Der Kaſſationshof nimmt „reconstitution“, nicht einfache 
transformation an, wenn eine offene Handelsgeſellſchaft ſich 
auflöſt und eine Kommanditgeſellſchaft ſich nur aus einem 
Theil der alten Geſellſchafter bildet (Urtheil vom 21. De⸗ 
zember 1887 in Revue VI S. 224). Weitere Citate in 
Revue VIII S. 160, X S. 195. 

Im ganzen gewinnt man aus der Lektüre der franzöſi⸗ 
ſchen Juriſten den Eindruck, daß große Unſicherheit auf dieſem 
Gebiete herrſcht. Zweifellos tritt die feinere Ausbildung des 
deutſchen Rechts vor dem franzöſiſchen hier hervor. 

Dürftig ſind die Beſtimmungen des engliſchen 
Rechts?) über die Fufion. 


32) Außer der Companies Act von 1862 sect. 161, 162, die für uns 
keine Bedeutung hat, kommen hinſichtlich der Fuſion noch die be: 
ſonderen Vorſchriften der Life Assurance Companies Act von 
1870 sect. 14 ff. in Betracht (val. darüber Mittermaier in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XVII S. 114). Terminologiſch wird in 
letzterem Geſetze zwiſchen eigentlicher „amalgamation“ und Webers 
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Der Geſichtspunkt der Univerſalſucceſſion ſchwebt bei 
der Fuſion nicht vor. 

In Betreff ſonſtiger Umwandlungen ſind einmal 
die Uebergangsvorſchriften der Companies Act von 1862 
sect. 179 ff. von Bedeutung, die älteren Kompagnien ge— 
ſtatteten, ſich als Kompagnien nach Maßgabe der Companies 
Act regiſtriren zu laſſen. Nach sect. 193 geht dann mit 
der Eintragung alles Vermögen ohne Weiteres auf die inkor— 
porirte Kompagnie über; nach sect. 195 können begonnene 
Prozeſſe von der und gegen die Kompagnie fortgeführt wer— 
den, als ob die Eintragung nicht ſtattgefunden hätte, doch 
ſollen nach sect. 194 die Rechte der Gläubiger nicht durch 
die Eintragung nachtheilig beeinflußt werden. Es iſt alſo der 
Geſichtspunkt der Univerſalſucceſſion durchgeführt. 

Ferner läßt ſich bis zu einem gewiſſen Grade die Com- 
panies Act von 1867 (30 & 31 Victoria cap. 131) sect. 8 
hierher ziehen, welche geſtattet, durch „special resolution“ 
die Haftung der Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft 
zu einer unbeſchränkten zu machen, d. h. im Sinne des 
deutſchen Rechts die Aktiengeſellſchaft in eine Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien umzuwandeln. Da England einen 
beſonderen Begriff der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nicht 
kennt, liegt hier nur eine Statutenänderung vor, die die 
Rechtsperſönlichkeit der alten Kompagnie nicht beſeitigt. 

Endlich iſt die Companies Act von 1879 (42 & 43 
Victoria cap. 76) von Bedeutung. Sie erleichtert die Um: 
wandlung von Joint Stock Companies mit unbeſchränkter 


tragung des Geſchäftes an eine andere Company (transfer the 
business of one company to another, the purchasing com- 
pany) unterſchieden. Für beide Fälle trifft die Life Assurance 
Companies Act von 1872 (35 & 36 Victoria cap. 41 sect. 7) 
beſondere Beſtimmungen, wonach die Verſicherten der früheren Ge⸗ 
ſellſchaft ihre Anſprüche gegen dieſe nur dann einbüßen, wenn ſie 
ſie ausdrücklich aufgegeben haben. Ueber die allgemein einſchlägigen 
Fragen vgl. Buckley. The law and practice under the 
Companies Act, 6. ed. 1891. S. 371 ff. 
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Haftung in eigentliche Aktiengeſellſchaften, indem ſie erſteren 
geſtattet, ſich als Aktiengeſellſchaften regiſtriren zu laſſen, 
ohne daß ſie ſich auflöſen. Nur ſollen die Rechte der Gläu⸗ 
biger unangetaſtet bleiben. Auch ſoll eine bereits als limited 
company regiſtrirte Kompagnie ſich „umregiſtriren laſſen“ 
dürfen, womit wohl gemeint iſt, daß eine company limited 
by shares ſich als company limited by guarantee regiſtriren 
laffen könne und umgekehrt (Buckley S. 589). — Ob in 
allen Fällen die Rechtsperſönlichkeit die alte bleibt oder ob 
der Geſichtspunkt der Univerſalſucceſſion zu Grunde gelegt 
wird, iſt nicht ganz klar. 

Die nordamerikaniſchen Statutargeſetze enthalten 
viel Material über die Fuſion zumal von Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften, die ſie gewöhnlich mit dem Namen „consolidation“, 
ausnahmsweiſe mit dem Namen „amalgamation“, „union“, 
„merger“ bezeichnen. Der Geſichtspunkt der Geſammtrechts⸗ 
nachfolge iſt durchgedrungen, vielfach wird ausdrücklich betont, 
daß es eines förmlichen Uebertragungsaktes nicht bedarf ). 


33) Vgl. Cook, Stock and Stockholders $ 910; Mora wetz, 
Law of private Corporation, 2. ed., §§ 813, 939 ff.; Stim- 
son, American Statute Law vol. II §§ 8380, 8381, 8734. — 
Vgl. z. B. bei Cook S. 1608: Alabama, S. 1632: Colorado, 
S. 1626: Michigan, S. 1791, 1799: New Jerſey, S. 1335: Ohio, 
S. 1853: Pennſylvanien u. a. 


II. 


Ueber den Begriff der Schiffsbeſatzung 
und delen Anwendung auf die Schleppſchiffahrt. 
Von 


Herrn Juſtizrath Boyens in Leipzig. 


I. 


S 481 des HGB.'s (Art. 445 des alten HGB.“s) defi- 
nirt den Begriff der „Schiffsbeſatzung“ wie folgt: 

Zur Schiffsbeſatzung werden gerechnet 
der Schiffer, die Schiffsmannſchaft, ſowie 
alle übrigen auf dem Schiff angeſtellten 
Perſonen. 

Dieſer Begriff iſt nach den Beſtimmungen des Handels— 
geſetzbuchs namentlich in folgenden Beziehungen erheblich: 

1. Nach den §§ 485, 486, 734 (Art. 451, 452, 736) 
haftet der Rheder mit Schiff und Fracht und zwar mit dem 
Vorrecht des Gläubigers aus den SS 754 Nr. 9, 768 Nr. 5 
(Art. 757 Nr. 10, 772 Nr. 5), für den Schaden, den eine 
Perſon der „Schiffsbeſatzung“ einem Dritten durch ihr Ver— 
ſchulden in Ausführung ihrer Dienſtverrichtungen zufügt. 

2. Nach § 4871) haftet der Rheder für die Forderungen 


1) $ 487 des neuen Handelsgeſetzbuches iſt an Stelle des Art. 68 
der Seemannsordnung getreten. 
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der zur Schiffsbeſatzung gehörenden Perſonen aus den 
„Dienſt⸗ und Heuerverträgen“, nicht nur mit Schiff und 
Fracht, unter Gewährung eines Pfandanſpruchs mit dem in 
den SS 754 Nr. 3, 767, 768 Nr. 2 (Art. 757 Nr. 4, 771, 
772 Nr. 2) beſtimmten Vorrecht, ſondern auch perſönlich. 

3. Nach § 520 (Art. 487) find Veränderungen im Ber: 
ſonal der Schiffsbefatzung in das Schiffstagebuch einzutragen. 

4. Nach den §§ 522, 525 (Art. 490, 493) wird die Ver: 
klarung „mit Zuziehung aller Perſonen der Schiffsbeſatzung 
oder einer genügenden Anzahl derſelben“ abgelegt, und der 
Richter iſt befugt, noch andere Perſonen der Beſatzung außer 
den vom Schiffer geſtellten zu vernehmen. Zu dieſem Zweck 
muß nach § 524 (Art. 492) ein Verzeichniß aller Perſonen 
der Schiffsbeſatzung dem Gericht überreicht werden. 

5. Nach § 706 Nr. 5 (Art. 708 Nr. 5) gehören Heilungs⸗ 
und Begräbnißkoſten zur großen Haverei, wenn eine Perſon 
der Schiffsbeſatzung bei der Vertheidigung des Schiffes gegen 
Feinde und Seeräuber verwundet oder getödtet wird. 

6. Nach § 740 (Art. 742) ſteht der Schiffsbeſatzung 
des verunglückten oder gefährdeten Schiffes ein Anſpruch auf 
Berge⸗ oder Hilfslohn nicht zu. 

7. Nach § 749 (Art. 751) it der von dem rettenden 
Schiff erworbene Berge- oder Hilfslohn zwiſchen Rheder, 
Schiffer und der „übrigen Beſatzung“ zu vertheilen. 

8. Nach § 820 Nr. 6 (Art. 824 Nr. 6) haftet der Ver⸗ 
ſicherer für jeden Schaden an dem verſicherten Gegenſtand, 
der durch Unredlichkeit oder Verſchulden einer Perſon der 
Schiffsbeſatzung entſteht. 

9. Nach § 821 Nr. 1 (Art. 825 Nr. 1) haftet der Ber: 
ſicherer von Schiff und Fracht für Anſprüche Dritter gegen 
den Rheder aus einer von Perſonen der Schiffsbeſatzung 
verſchuldeten Schiffskolliſion. 

10. Die §§ 901—903 (Art. 906 — 908) ordnen die Ver: 
jährung der Forderungen der Schiffsbeſatzung. 

11. Nach dem alten Handelsgeſetzbuch kommt auch noch 
die Beſtimmung des Art. 446, Abſ. 3 in Betracht, wonach 
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eine zur Schiffsbeſatzung gehörige Perſon wegen Schulden 
von dem Zeitpunkt an nicht mehr verhaftet werden kann, 
in welchem das Schiff ſegelfertig iſt. An deſſen Stelle iſt 
jetzt § 904 (früher § 785) der CPO. getreten, welcher nicht 
von der Schiffsbeſatzung ſpricht. 

Unter dem Schiffer im Sinne des § 481 HGB.'s 
iſt nur der von dem Rheder oder in Nothfällen von dem 
Konſul eingeſetzte Schiffsführer, beziehentlich deſſen geſetzlicher 
Stellvertreter (Steuermann) zu verſtehen, nicht dagegen jeder 
Andere, welcher auf dem Schiff das Kommando führt, ins— 
beſondere nicht der Lootſe in ſolchem Fall 71. 

Unter der Schiffs mannſchaft verſteht § 481 HGB.’s 
in Uebereinſtimmung mit der Seemannsordnung nur die 
durch ordentlichen Heuerkontrakt zu eigentlich ſeemänniſchen 
Dienſten auf Dauer angeſtellten Perſonen ?). Es fallen 
darunter nicht die nur vorübergehend zu ſeemänniſchen 
Dienſten auf dem Schiff benutzten Perſonen, z. B. nicht 
Lootſen, nicht Matroſen, die im Nothfall zu vorüber: 
gehender Dienſtleiſtung von einem anderen Schiff herüber— 
gegeben werden, auch nicht Hafenarbeiter, welche bei dem 
Verholen des Schiffes in Häfen ſeemänniſche Dienſte leiſten 
u. ſ. w. ). i 

Unter „allen übrigen auf dem Schiff angeſtellten Ber: 


2) Ueber die Stellung des Lootſen zum Schiffer vgl. Boyens⸗ 
Lewis, Seerecht 1 S. 313 ff. — Ueber die Stellung einer an⸗ 
deren Perſon der Schiffsmannſchaft, welche in Nothfällen ohne 
konſulariſche Ernennung (vgl. $ 35 Reichs⸗Konſularordnung) die 
Führung übernimmt, vgl. Boyens⸗Lewis a. a. O. S. 342. 

3) Vgl. Boyens⸗Lewis, Seerecht I S. 154, 445. Pappen⸗ 
heim überſieht in dem ſpäter (S. 60) erwähnten Aufſatz S. 343 
Note 4 die von mir a. a. O. S. 446 gegebene Definition der Schiffs⸗ 
mannſchaft, welche mit der ſeinigen übereinſtimmt. Er weiſt 
dort S. 343 — 345 mit Recht irrige Anſichten von Coſack und 
Schaps zurück. 

4) Dieſer Begriff der Schiffsmannſchaft ergibt ſich deutlich aus dem 
ſpäter (1872) durch die Seemannsordnung erſetzten vierten Theil 
des V. Buches des alten Handelsgeſetzbuches „Von der Schiffs⸗ 
mannſchaft“. 
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ſonen“ verſteht die herrſchende Meinung nicht bloß die 
dauernd zu anderen als ſeemänniſchen Zwecken, z. B. als 
Maſchinenperſonal, Aufwärter, Köche, Aerzte, Zimmerleute 
geheuerten, ſondern auch die nur vorübergehend, ſei es 
zu ſeemänniſchen oder anderen unmittelbaren Schiffszwecken 
im Dienſt des Schiffes auf demſelben angeſtellten Perſonen, 
mit Ausnahme des Zwangslootſen. Es fallen darunter, 
abgeſehen von dieſer Ausnahme, alſo nicht nur die oben 
(bei Note 4) als nicht zur „Schiffsmannſchaft“ gehörig er— 
wähnten, vorübergehend ſeemänniſch beſchäftigten Perſonen 
(freiwilliger Lootſe u. ſ. w.), ſondern auch namentlich Arbeiter, 
welche in den Häfen bei dem Laden und Löſchen, ſchiffs⸗ 
ſeitig auf dem Schiff angeſtellt werden. Dagegen iſt nicht 
angenommen, daß die Beſatzung von Schleppern, deren ſich 
die Schiffe zur Fortbewegung bedienen, in allen Beziehungen 
als Beſatzung der geſchleppten Schiffe anzuſehen ſei, ſondern 
es iſt hier nur die in den Art. 451, 452, 736 (jetzt SS 485, 
486, 734) ſtatuirte Haftung für Verſchulden der Beſatzung 
(ſiehe oben Nr. 1) im Wege der Analogie dahin aus: 
gedehnt, daß der Rheder mit Schiff und Fracht unter Um: 
ſtänden auch für Verſchulden der Beſatzung des Schleppers 
zu haften habe ). Hiervon wird unter II näher die Rede fein. 

Dieſe herrſchende Anſicht, der auch ich mich ſchon in 
Boyens⸗Lewis Seerecht I, S. 154 ff. angeſchloſſen habe, 


5) Dies wird in der Entſcheidung des Reichsgerichts Bd. XX Nr. 16 
S. 86 ausgedrückt wie folgt: „jo führt ... die Analogie des Ges 
ſetzes doch dahin, den Rheder im Sinne der Art. 451, 786 des 
StrGB.'s auch für das Verſehen von Perſonen der Beſatzung 
dieſes Schleppdampfers für haftbar zu erachten und die Beſatzung 
deſſelben inſoweit als zur Beſatzung des geſchleppten Schiffes 
ſelbſt gehörend anzuſehen.“ 

Vgl. im Uebrigen Entſcheidungen des Reichsgerichts in Seuf— 
fert's Archiv Bd. XXXVI Nr. 58, Bd. XLIV Nr. 39 (auch 
Bolze Bd. VI Nr. 304), Entſch. in Civilſachen Bd. XIII Nr. 29, 
Bd. XX Nr. 16, Juriſt. Wochenſchr. 1896 S. 705 Nr. 48, Hanſeat. 
Ger. Ztg. 1900 S. 143 Nr. 67 (auch Juriſt. Wochenſchr. 1900 
S. 415 Nr. 15). 
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wird neuerdings von Pappenheim in einem Aufſatz: „Ueber 
den Begriff der Schiffsbeſatzung im deutſchen Privatſeerecht“ 
in den Gruchot'ſchen Beiträgen Bd. 43 S. 342 ff. (val. auch 
ſeine frühere Aeußerung in dieſer Zeitſchrift Bd. 14 S. 298) 
lebhaft angefochten. Er behauptet, es ſei „unter der An— 
ſtellung auf dem Schiff die Eingliederung in den 
Schiffsverband, nicht aber lediglich Beſchäftigung zu 
Schiffszwecken“ zu verſtehen. Die Schiffsbeſatzung im Sinne 
des Art. 445 (jetzt § 481) erſcheine „als der Verband der 
der Herrſchaft des Rheders *) als eines ſolchen unterſtehenden 
Perſonen“. Sie ſetze ſich zuſammen „aus dem Schiffer 
einerſeits und den ſeiner Gewalt unterſtellten Perſonen des 
§ 3 der Seem. Ordnung“) andererſeits“. § 3 der Seem.: 
Ordnung hat ebenſo wie der durch letztere aufgehobene Art. 554 
des alten Handelsgeſetzbuchs zweifellos nur dauernde Dienſt— 
verhältniſſe im Auge. Die herrſchende Anſicht nimmt an, 
daß weder aus der einen noch aus der andern dieſer beiden 


5a) Dabei überſieht Pappenheim, daß der Schiffsbetrieb oft noch 
ein ganzes Heer von Hilfskräften auf dem Lande erfordert, die 
ebenfalls „unter der Herrſchaft des Rheders“ ſtehen. 

6) § 3 Abi. 1 Seem. Ordn. handelt von der Schiffsmannſchaft; § 3 
Abſ. 2 Satz 1 der Seem. Ordn., welcher im Weſentlichen den mit 
Einführung der letzteren aufgehobenen Art. 554 des alten HGB.“ 
reproduzirt, lautet wie folgt: 

„Perſonen, welche, ohne zur Schiffsmannſchaft zu gehören 
auf einem Schiffe als Maſchiniſten, Aufwärter, oder in anderer 
Eigenſchaft angeſtellt ſind, haben dieſelben Rechte und Pflichten, 
welche in dieſem Geſetz in Anſehung der Schiffsmannſchaft 
feſtgeſetzt ſind.“ 

Art. 554 HGB.? ſchränkte diefe Beſtimmung durch den Sus 
ſatz ein: 

„— ſofern nicht durch Vertrag ein Anderes beſtimmt iſt.“ 

Der Entwurf einer neuen Seemannsordnung erſtreckt in 
§ 2 den Begriff der „Schiffsmannſchaft“ direkt auf die in § 3 
Abſ. 2 der jetzigen Gem. Ordn. genannten Perſonen und fügt, um 
Zweifel auszuſchließen, hinzu: „Der Lootſe gilt nicht als Schiffs⸗ 
mann“; ſiehe Druckſachen des Reichstags 10. Leg. Per. I. Seſſion 
1898—1900 Nr. 663. 
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Vorſchriften für die Auslegung des § 481 (Art. 445) irgend 
etwas gewonnen werden könne, weil beide nur den Kreis 
derjenigen Perſonen, welche der Schiffsdisziplin und den 
ſonſtigen beſonderen Beſtimmungen der Seemannsordnung 
(beziehentlich des früheren Titel IV Buch V des alten Handels: 
geſetzbuchs „Von der Schiffsmannſchaft“) unterworfen ſein 
ſollten, begrenzen. (So das Urtheil des Reichsgerichts in 
Seuff., Archiv Bd. 44 Nr. 39, auch Bolze VI Nr. 304). 
Pappenheim will dies nicht gelten laſſen. Er will zu— 
nächſt aus der Entſtehungsgeſchichte ableiten“), daß in Art. 445 
keine anderen Perſonen als im Art. 554 (jetzt § 3 Seem.: 
Ordnung) gemeint ſeien. Aber wenn auch der Beſchluß 
Protokolle S. 2921 dafür ſpricht, daß die Hamburger Kon⸗ 
ferenz anfangs den Kreis der Perſonen, welche der Schiffs: 
disziplin unterworfen und der Perſonen, für welche der 
Rheder haften ſollte, gleich normiren wollte, ſo iſt dies 
doch ſchließlich nicht geſchehen, da Art. 445 und Art. 554 einen 
ganz verſchiedenen Wortlaut erhalten haben. Sollte die 
ganze Schiffsbeſatzung mit Ausnahme des Schiffers der Dis— 
ziplin und der übrigen Vorſchriften des Titels IV unter: 
worfen werden, ſo bedurfte es dafür nur eines kurzen Aus— 
drucks unter Benutzung dieſes Wortes. 

Weiſt alſo ſchon der Wortlaut auf eine Verſchiedenheit 
hin, ſo ergibt ſich eine ſolche auch ganz von ſelbſt aus 
inneren Gründen. Es iſt durchaus nicht einzuſehen, weshalb 
die Haftung des Rheders — und dieſe hatte man bei Felt: 
ſtellung des Begriffs der Schiffsbeſatzung in erſter Linie im 
Auge — 9 nur auf Verſchulden der Perſonen, welche der 
Schiffsdisziplin unterworfen ſind, beſchränkt ſein ſollte. Die 
Haftung des Rheders gegenüber dritten Perſonen außerhalb 
des Kontrakts beruht darauf, daß der Schiffsbetrieb ein ge— 
fährdendes Unternehmen iſt, und daraus muß folgen, daß 


7) Pappenheim a. a. O. S. 346 ff., namentlich Note 14. 
8) Dies ergibt der Beſchluß Prot. S. 2922, wie auch Pappenheim 
S. 346 Note 14 referirt. 
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die Haftung eintritt für jeden auf dem Schiff, der in dieſem 
Betriebe unter unmittelbarer Leitung und dem Befehl des 
Schiffers thätig iſt, ohne Rückſicht darauf, ob er ſich auch 
in einem dauernden, durch das Band der Disziplin geſicherten 
Vertragsverhältniß zu dem Schiffer befindet oder nicht!“. 
Andererſeits iſt jedoch Pappenheim zuzugeben, daß 
der in Art. 445 (X 481) aufgeſtellte Begriff der „Schiffe: 
beſatzung“ anwendbar ſein muß in allen Fällen, in denen 
das Geſetz die „Schiffsbeſatzung“ erwähnt (oben Nr. 1—11). 
Er behauptet, daß man ſich bisher im Intereſſe des einen 
Falles der Anwendung (der Rhederhaftung) zu einer zu 
weiten Ausdehnung des Begriffs habe verleiten laſſen. Er 
meint, daß zwar im Fall der Rhederhaftung das gewonnene 


9) Will man eine Herrſchaft über Dritte als Vorausſetzung einer 
Haftung für diefelbe anſehen, ſo liegt eine ſolche in ausreichendem 
Maße auch darin, daß ſie ſich durch „rein obligatoriſchen Vertrag“ 
(wie Pappenheim es ausdrückt), ohne Unterwerfung unter die 
Schiffedisziplin, durch „Angliederung an den Schiffsverband“, dem 
Befehl des Schiffers in dem Schiffsbetrieb unterſtellen. Auch der 
von Pappenheim citirte Gierke, „Das Bürgerliche Geſetzbuch 
und der deutſche Reichstag“ S. 25 will nicht bloß den „Träger 
einer Herrſchaft mit einer von eigener Schuld unabhängigen 
Haftung für Verſehen der Angehörigen ſeines Herrſchaftsverbandes 
in ihrem Wirkungskreis“ belaſten, ſondern auch „darüber hinaus 
dem Eigenthümer, der die Vortheile eines Betriebes genießt, eine 
Haftung für die damit untrennbar verbundenen Gefahren“ zu— 
muthen. Daß die Rhederhaſtung, wenn dieſelbe auf dem Gedanken 
beruht, daß der Betrieb, für welchen gehaftet werde, ein gefährden⸗ 
des Unternehmen fei, ein nothwendiges Abſehen von jedem Ber: 
ſchulden des Angeſtellten bedingen müßte, und auch die Haftung 
für alle auf dem Schiff befindlichen Perſonen (wie z. B. die dem 
Schiffer nicht unterſtellten und an dem Betrieb nicht betheiligten 
Paſſagiere), vgl. Pappenheim a. a. O. S. 370, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen. Auch das Reichs-Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871 macht 
im § 2 die Haftpflicht von dem Nachweis eines Verſchulden der 
Angeſtellten abhängig, und ein Vergleich mit dieſem aus dem 
modernen Verkehrsleben hervorgewachſenen Geſetz liegt näher als 
ein Vergleich mit den von Pappenheim herangezogenen alten 
deutſchen Volksrechten. | 
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Ergebniß „unleugbar dem praktiſchen Bedürfniß und den 
Anforderungen unſeres Rechtsgefühls“ entſpreche 1“), daß 


10) Er will daher auf einem Umweg dies unentbehrliche Reſultat für 
die Praxis retten. Er verwirft S. 369-373 a. a. O. den Weg 
einer analogen Anwendung, weil (val. Note 9) theils es nicht 
richtig fet, daß die Rhederhaftung aus § 486 (Art. 451) auf dem 
Gedanken beruhe, daß der Schiffsbetrieb ein gefährdendes Unter⸗ 
nehmen ſei, theils, wenn man dies annehmen wollte, dieſelbe Ana⸗ 
logie zur Haftung der Rheder für die Paſſagiere führen müßte! 
Er nimmt dagegen S. 372 ff. an, daß die in Rede ſtehende Er⸗ 
weiterung der Rhederhaftung „kraft eines im Gerichtsgebrauch ent- 
wickelten Gewohnheitsrechts“ zu Recht beſtehe, obwohl alle Urtheile 
aus der Zeit nach Emanation des Handelsgeſetzbuches fih ledig: 
lich auf das Geſetz (Art. 445, 451, 452, 736) ſtützen. Dieſer 
Ausweg ſcheitert ſchon daran, daß § 754 (Art. 757) eine Auf: 
zählung der Schiffsgläubigerrechte gibt, die den Anſpruch auf 
Vollſtändigkeit macht und neben welchen andere konkurrirende ge: 
wohnheitsrechtliche Pfandrechte gar keinen Raum haben, da Art. 1 
des alten HGB.'s Gewohnheitsrecht gegen das Geſetz nicht au: 
ließ. Außerdem iſt doch die ganze Rechtſprechung noch zu neuen 
Datums, als daß daraus ein Gewohnheitsrecht entſtehen könnte, 
ſelbſt wenn man zugeben wollte, daß eine an ſich unrichtige Ge— 
richtspraxis in Auslegung eines geſchriebenen Geſetzes zu einem 
Gewohnheitsrecht führen könnte. Auf letztere Frage näher einzu⸗ 
gehen, iſt hier nicht der Ort; vergleiche hierüber Windſcheid, 
Pandekten, 8. Auflage, herausgegeben von Kipp l $ 16 S. 71, 72 
in Note 3 und die dort citirten Urtheile und Rechtsmeinungen. 

Für Seeſchiffe, welche nach Art. 7 des Einführungsgeſetzes 
zum neuen Handelsgeſetzbuch lediglich den Vorſchriften über 
Rhederhaftung für Verſchulden der Beſatzung (SS 484. 488 Abſ. 1 
Nr. 3, 734 — 739) unterworfen find, ift der Begriff der Beſatzung 
in derſelben Weiſe wie bei anderen Schiffen zu beſtimmen; es 
ſind alſo außer den eigentlichen Seeleuten auch ſolche Perſonen 
darunter zu befaſſen, welche dauernd oder vorübergehend für eigent» 
liche Schiffszwecke thätig ſind. (Pappenheim a. a. O. S. 375 
gibt dies zu, indem er fein „Gewohnheitsrecht“ hier analog an: 
wenden will, obwohl hier bisher weder Geſetz noch Gewohn— 
heit überhaupt eine Haftung ſtatuirte. Daß ein Gewohnheits— 
recht ſolcher analogen Anwendung fähig wäre, dürfte neu fein.) 
— In Betreff der Seeſoldaten auf Kriegsſchiffen iſt zu ſagen, 
daß dieſelben darunter fallen müſſen, ſo weit ſie Schiffsdienſte 
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dagegen in den übrigen Fällen ein ſo weiter Begriff der 
„Schiffsbeſatzung“ ſich als zweckwidrig verbiete. Dieſer An— 
ſicht kann man jedoch nicht beitreten, wenn nur feſtgehalten 
wird, daß die Ausdehnung auf den Fall der Schleppſchiff— 
fahrt nicht hierher gehört, da, wie bemerkt (ſiehe bei Note 5), 
die Rechtſprechung dieſe nur im Wege der Analogie bezüg— 
lich der Haftung der Rheder geſtattet. 

Daß den vorübergehend beſchäftigten Perſonen wegen 
der Anſprüche aus ihren Dienſtverträgen dieſelben Sicherungs— 
rechte zugeſtanden werden (vgl. oben Nr. 2), wie den dauernd 
beſchäftigten Perſonen, iſt ein einfaches Poſtulat der Ge— 
rechtigkeit. Die Forderungen der Lootſen werden bei der 
Rangordnung der Pfandrechte beſonders erwähnt, ſie rangiren 
nach den Forderungen „aus Dienſt- und Heuerverträgen der 
Schiffsbeſatzung“, vgl. § 754 Nr. 4, 768 Nr. 3 (Art. 757 


thun und nicht lediglich ſich als Paſſagiere auf Transportſchiffen 
befinden oder nur zur Bedienung der Geſchütze gehören. Schäden 
durch Anwendung der letzteren fallen nicht unter das Geſetz. — 
Ganz eigenthümlich find die von Pappenheim a. a. O. S. 347 
Note 73 entwickelten Anſichten über die Unzuträglichkeit einer 
Haftung von Staatsſchiffen gemäß Art. 7 des Einf. Geſ.'s, die 
er trotz des Geſetzes wenigſtens in Betreff der Krieg 8sſchiffe des 
halb überhaupt zu verneinen ſcheint. Da $ 486 nach Art. 7 des 
Einf. Geſ.'s Anwendung finden ſoll, ift ficher, daß die Haftung des 
Staates auf das Schiff beſchränkt ift, namentlich aljo fortſällt, wenn 
das Schiff auf derſelben Reiſe untergeht. Daß es, falls der Fiskus 
verurtheilt wird, jemals zu einer Vollſtreckung in das Schiff kommt, 
ſo lange es nicht ſeiner öffentlichen Beſtimmung entzogen iſt, iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Die Vollſtreckung wird der Regel nach im Berichts— 
verfahren erledigt (vgl. § 15 Nr. 3 des Einf. Geſ.'s zur CPO.; 
Regelsberger, Pandekten | S. 417; Windſcheid⸗Kipp, 
Pandekten I S. 638). Iſt fim Intereſſe des öffentlichen Dienſtes 
die Verſteigerung des Schiffes nicht zuläſſig oder wird dieſelbe 
deshalb nicht geſtattet, ſo entſteht ein entſprechender perſönlicher 
Schadensanſpruch, d. h. der Fiskus muß bis zur Höhe des feſt— 
zuſtellenden Werthes zahlen, wenn er das Schiff ſeiner öffentlichen 
Beſtimmung erhalten und ſomit nicht preisgeben will. Eine ana— 
loge Anwendung des § 774 des HGB.'s ift überdies geboten und 
führt ebenfalls zu beſchränkt perſönlichen Anſprüchen. 
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Nr. 5, 771 Nr. 3) HGB.’s. Nun gehören aber auch nach 
Obigem Zwangslootſen nie zur Schiffsbeſatzung, und es 
lag nahe, in Betreff des Vorrangs die freiwilligen Lootſen 
nicht beſſer zu ſtellen, als die Zwangslootſen. Die beſondere 
Beſtimmung geht der allgemeinen vor. 

In das Schiffstagebuch (vgl. oben Nr. 3) ſind nach § 519 
des HGB.'s alle erheblichen Begebenheiten einzutragen, auch 
wenn ſolche in den Häfen nach dem Beginn der Ladung und 
bis zur Beendigung der Entlöſchung vorkommen. Dazu 
rechnet § 520 auch Veränderungen im Perſonal der Schiffs⸗ 
beſatzung. Es iſt durchaus verſtändig, wenn gemäß dieſer 
Beſtimmung in dem Tagebuch auch über die Annahme und 
Entlaſſung nur vorübergehend beſchäftigter Hilfskräfte be⸗ 
richtet wird, damit ſpäter beurtheilt werden kann, ob das 
Schiff mit genügender Bemannung gefahren oder in den 
Häfen gearbeitet hat, auch feſtgeſtellt werden kann, welche 
Perſonen bei einem Unfall auf dem Schiff thätig waren. 
Es genügt eine ſummariſche Angabe, z. B. ſo: „Zum Löſchen 
werden vom 10. Mai an zur Aushilfe zehn Mann auf Tage: 
lohn (3 Mark pro Tag) angenommen.“ Aehnlich ſumma⸗ 
riſch wird über Anmuſterung und Abmuſterung der Schiffs— 
mannſchaft ſelbſt im Tagebuch berichtet. 

Bei der Verklarung (ſiehe oben Nr. 4) erſcheinen aller⸗ 
dings die zugezogenen Perſonen der Beſatzung zunächſt nur 
als eine Art Eideshelfer, aber nach § 525 (Art. 443) können 
an dieſelben auch Fragen gerichtet werden, die ſie ihrer 
eigenen Wiſſenſchaft gemäß beantworten müſſen, und der 
Richter kann zu dieſem Zweck auch andere Perſonen aus der 
„Schiffsbeſatzung“, als die ihm geſtellten, zuziehen. Es ergibt 
ſich daraus von ſelbſt, daß es der Bedeutung und dem Sinn 
der Vorſchriften entſpricht, dieſelbe auch auf ſolche Perſonen, 
welche den zu berichtenden Unfällen nur als vorübergehend 
im Dienſte des Schiffes ſtehende Hilfsperſonen beiwohnten, 
auszudehnen. Allerdings iſt es nicht üblich, die freiwilligen 
Lootſen bei den Verklarungen zuzuziehen, da dieſelben beſon— 
dere Berichte an ihre Lootſenſtation zu machen pflegen. Aber 
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ausgeſchloſſen iſt es nicht, daß dieſe Lootſen zugezogen wer— 
den, und es erweiſt ſich ſogar, wenn nicht eine ſeeamtliche 
Unterſuchung ſtattfindet, als durchaus gerathen, daß die 
Richter bei Aufnahme der Verklarungen auch die Lootſen 
vernehmen. Es kann ferner dem Schiffer an Mitteln fehlen, 
nur vorübergehend beſchäftigt geweſene Hilfskräfte zur Mit— 
wirkung bei einer Verklarung ſelbſt zu geſtellen, während die 
Zuziehung der Schiffsmannſchaft durch Vorſchrift des § 55 
Seem.⸗Ordnung erleichtert wird. Er kann aber immer ihre 
Ladung durch das Gericht, wenn nöthig, veranlaſſen. Das 
einzureichende Verzeichniß (§ 524) der Perſonen der Schiffs⸗ 
beſatzung hat natürlich nur die Namen der Perſonen der 
Beſatzung zu enthalten, welche zur Zeit der zu berichtenden 
Unfälle ſchon in dieſer Stellung waren, alſo wenn es ſich 
um Begebenheiten auf der See handelt, nicht auch die 
Namen der erſt nach Ankunft im Hafen engagirten Hilfs— 
kräfte. 

Die Vorſchrift des § 706 Nr. 5 (Art. 708 Nr. 5 HGB.“) 
— oben Nr. 5 — auch auf vorübergehende Hilfskräfte, die 
bei Vertheidigung des Schiffes verwundet oder gefallen ſind, 
anzuwenden, hat offenbar nicht das geringſte Bedenken. 

In Fällen der Seenoth des Schiffes — val. oben Nr. 6 — 
ergibt ſich allerdings eine Verſchiedenheit der Stellung der 
Schiffsmannſchaft und anderer dauernd angeſtellter Perſonen 
einerſeits, und nur vorübergehender Hilfskräfte andererſeits. 
Jene find nach § 30 Seem.⸗Ordnung grundſätzlich gegen bloße 
Heuer zu jeder Thätigkeit auf dem Schiff verpflichtet, dies 
gilt insbeſondere nach § 32 Abſ. 1 a. a. O. in Fällen der 
Gefahr. § 32 Abſ. 2 a. a. O. (früher Art. 542 des alten 
Handelsgeſetzbuchs) verordnet weiter, daß ſie ſelbſt nach 
einem Schiffbruch, durch den an ſich der Vertrag zu Ende 
ſein würde, zur Leiſtung der Nothilfe, ſowie zur Rettung 
gegen Fortbezug der Heuer allein verpflichtet bleiben. Vor: 
übergehend beſchäftigte Hilfskräfte ſind dagegen der Regel 
nach nur zu beſtimmten Leiſtungen gegen den bedungenen 
Lohn verpflichtet. Soweit durch dieſe Leiſtungen Schiff oder 


— SO 
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Ladung aus einer Seenoth gerettet wird, kann ihnen kein 
beſonderer Hilfs: oder Bergelohn zuſtehen, weil dies gegen 
den Vertrag verſtoßen würde. Wohl aber fehlt es an einem 
Grunde, ihnen ſolchen Lohn zu verſagen, wenn ſie andere 
Dienſte leiſten, als die bedungenen, z. B. wenn der frei- 
willige Lootſe, der nur Lootſendienſte ſchuldet, im Fall der 
Noth an den Pumpen mitarbeitet u. ſ. w. In der That 
ſteht nun aber auch § 740 Abſ. 2 nicht der Anwendung 
dieſer Sätze entgegen, wenn man bedenkt, daß vorübergehend 
thätige Hilfskräfte nur ſo weit zur Schiffsbeſatzung gehören, 
als ihr vertragsmäßiger Wirkungskreis auf dem Schiff reicht. 
Sobald ſie außerhalb ihrer vertragsmäßigen Dienſtvor⸗ 
richtungen auf dem Schiff thätig werden, ſtehen ſie Dritten 
gleich. 

Im Fall der Rettung anderer Schiffe oder deren 
Ladung durch ein Schiff (oben Nr. 7) unterſcheidet ſich die 
Stellung vorübergehender Hilfskräfte von der Stellung der 
übrigen Beſatzung des rettenden Schiffs überhaupt nicht. 
Wenn ſie in Gemeinſchaft der letzteren auf dem rettenden 
Schiff Dienſte thun, ſo haben ſie einen durchaus gerechten 
Mitanſpruch auf den nach § 749 (Art. 751) zu verteilenden 
Hilfs⸗ oder Bergelohn, den das Schiff erwirbt. Wird alſo 
z. B. von einem Schiff, welches einen freiwilligen Lootſen 
an Bord hat, ein nothleidendes, manövrirunfähiges Schiff 
mit eingeſchleppt, ſo hat der Lootſe einen Anteil an dem 
Hilfslohn, der auf die Beſatzung fällt, zu fordern. 

Auf vorübergehende Hilfskräfte des Schiffes die oben 
Nr. 8 und 9 erwähnten Vorſchriften des Seeverſicherungs— 
rechts anzuwenden, hat auch bei Pappenheim kein ſachliches 
Bedenken erregt. 

Wenn man die Vorſchriften über Verjährungen der 
Forderungen der „Schiffsbeſatzung“ (val. oben 
Nr. 10) nicht auch auf die vorübergehenden Hilfskräfte aus— 
dehnen wollte, würde das Geſetz lückenhaft ſein. 

Die Verhaftung von Perſonen der „Schiffsbeſatzung“ 
endlich ſollte nach Art. 446 des alten HGB.'s nur jo weit be 
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ſchränkt ſein, als ſie für die beginnende Reiſe angeſtellt ſind, 
dann aber auch offenbar für vorübergehende Hilfskräfte. 

Das Ergebniß der Betrachtung iſt alſo, daß die in 
Rede ſtehende Ausdehnung des Begriffs der Schiffsbeſatzung 
nicht nur in Betreff der Rhederhaftung, ſondern auch in Be— 
treff der übrigen Rechtsbeziehungen der „Schiffsbeſatzung“ 
zu einem ſachgemäßen Ergebniß führt und dem Bedürfniß 
entſpricht. 

Immer wird aber dabei vorausgeſetzt, daß der Kreis 
der Schiffsbeſatzung nicht mißbräuchlich auf ſolche Perſonen 
ausgedehnt wird, welche zwar für das Schiff Dienſte thun, 
aber nicht unter unmittelbarer Leitung des Schiffers. In 
unſerer Zeit wird es immer mehr üblich, die Schiffe nicht 
mehr durch Kräfte, welche dem Schiffer unterſtellt ſind, ſon— 
dern durch beſondere Unternehmer (Stauer, Verlader u. ſ. w.) 
oder Eigenthümer von Anſtalten (Quaianſtalten, Docks, Hafen: 
baſſins) zu beladen und zu entlöſchen. Die Eigenthümer der 
genannten Anſtalten machen es häufig den Schiffen, die dort 
anlegen, zur Bedingung, die Beladung und Entlöſchung nur 
durch ſie beſorgen zu laſſen. Sie ſowie jene Unternehmer 
verfügen über eine große Menge von Arbeitern, welche in den 
Hafenſtädten einen beſonderen Prozentſatz der Bevölkerung 
ausmachen und bekanntlich nicht ſelten in gemeinſamen Streiks 
ihre Kraft erproben. Dieſe Unternehmer und Anſtalten mit 
ihren Arbeitern gehören nie zu der Beſatzung der Schiffe, 
für welche ſie thätig ſind. Sie ſtehen den Schiffern völlig 
ſelbſtändig gegenüber, haben eigene Geräthe (Krähne u. ſ. w.), 
arbeiten nach den in jedem Hafen üblichen Methoden, ſie 
haften ſelbſt Dritten für außerkontraktliche, durch ihre Arbeiter 
oder ihre Geräthe angeurſachte Schäden (in England und 
Frankreich unbeſchränkt, bei uns nach den Regeln des § 831 
B. GB.) 11). Pappenheim will den klaren wirthſchaftlichen 


11) Das Handelsgeſetzbuch erkennt in $ 514 (Art. 482) ausdrücklich 
die beſondere Stellung der Stauunternehmer an. Was dort von 
dieſen geſagt iſt, gilt auch von anderen beſonderen Unternehmern 
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und deshalb auch rechtlichen Unterſchied der Stellung dieſer 
Unternehmer und ihrer Arbeiter auf der einen und der 
unter Befehl des Schiffers vereinigten Beſatzung auf der 
andern Seite nicht verſtehen. Als ſachlichen Gegengrund 
gibt er nichts weiter an, als daß auch jene Unternehmer 
mit ihren Leuten, wenn an Bord beſchäftigt, unter der Muf- 
ſicht des Schiffers ſtänden, was ſich aus „der allgemeinen 
Schiffsgewalt des Schiffers“ ergebe. In Wahrheit beſteht 
aber eine ſolche allgemeine Schiffsgewalt der Schiffer über⸗ 
haupt nicht. Der Schiffer hat (abgeſehen von ſeinem Recht, 
die Benutzung des Schiffes durch Paſſagiere in einer Schiffs⸗ 
ordnung zu regeln) eine von dem gewöhnlichen Hausrecht 
verſchiedene Gewalt nur gegenüber den Perſonen, die ſeiner 
Disziplin unterworfen find, alfo gegenüber der Schiffsmann⸗ 
ſchaft und den in § 3 Seem.⸗Ordnung dieſen gleichgeſtellten 
Perſonen. Vgl. Boyens⸗Lewis, Seerecht S. 447, 448 
Note 2. Er hat allerdings die Pflicht, als Schiffer die von 
ihm betrauten Unternehmer zu kontroliren und, wenn er Un— 
regelmäßigkeiten ſieht, in geeigneter Weiſe einzuſchreiten. 
Vgl. $ 514 (Art. 482) HGB.“s, Reichsger.-⸗Entſch. X S. 18 ff., 
Boyens⸗Lewis Seerecht I S. 335 ff. Es kann aus Ver: 
ſäumung dieſer Pflicht ſich ein Verſchulden des Schiffers 
ergeben, das im Schadensfall den Rheder mit Schiff und 
Fracht haftbar macht, aber er hat über ſie keine unmittelbare 


und Anſtalten, welche in den Häfen bei der Beladung und Ent- 
löſchung, ebenſo bei der Ausbeſſerung des Schiffs thätig find (vgl. 
Boyens⸗Lewis, Seerecht I S. 159). Daß der Rheder nicht 
außerkontraktlich für Verſchulden der Arbeiter von Stauunternehmern 
verantwortlich iſt (abgeſehen von der Verſäumung der dem Schiffer 
obliegenden allgemeinen Kontrolle — vgl. folgenden Text), nimmt 
unſere wie die engliſche Rechtſprechung an, vgl. Hamburger Urtheile 
in der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung Bd. III Nr. 81, Bd. VIII 
Nr. 121, Bd. XI Nr. 99, auch Entſcheidungen des Reichsgerichts 
Bd. X S. 18 ff.; für England: Urtheil des Court of Appeal vom 
3. Februar 1893 bei Aspinall, Maritime Law Cases VIII 
p. 412. 
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Gewalt. Die Leitung der Arbeit liegt lediglich dem Unter- 
nehmer ſelbſt ob. 

Zu beachten bleibt andererſeits, daß das Betrauen der 
eigentlichen Navigation (abgeſehen von den Lootſen) 1) 
an andere Perſonen, welche nicht unter ſeiner unmittelbaren 
Leitung ſtehen, dem Schiffer oder ſeinem geſetzlichen Ver— 
treter nie geſtattet iſt. Er darf ſich nicht weiter entlaſten, 
als mit ſeiner Schifferpflicht vereinbar iſt. Dieſe gebietet 
ihm, die Navigation auf dem Schiff (abgeſehen von der Theil: 
nahme der Lootſen) ſelbſt zu leiten. Daraus folgt, daß, 
falls er dawider handeln wollte, er ſchuldhaft handeln, und 
wegen jedes Schadens, der durch fremde Perſonen, denen die 
Navigation in beier Weiſe anvertraut würde, ſich und ſomit 
auch Schiff und Fracht haftbar machen würde. Es würde 
aber auch die Aufgabe eigener Leitung der Navigation auf 
dem Schiff überhaupt rechtlich nicht beachtlich ſein, eben weil 
die öffentlich rechtliche Stellung des Schiffers ihm verbietet, 
dieſe Leitung aufzugeben. Die Schiffsführung iſt im öffent- 
lichen Intereſſe nur ſtaatlich geprüften Schiffern geſtattet. 
Seine Anſtellung hat öffentlich rechtliche Bedeutung. Wer 
als Schiffer beſtellt iſt, kann und muß ſeine Pflicht der 
Schiffsführung ausüben, ſolange er ſein Amt bekleidet. Jede 
Perſon, die an der Navigation mit ſeinem Willen auf 
dem Schiff theilnimmt, ſteht von Rechts wegen unter 
ſeinem Befehl, muß ihm gehorchen, ſelbſt wenn er ſie un— 
zuläſſigerweiſe von dem Gehorſam entbunden hätte, gehört 
ſomit zur Beſatzung des Schiffs. Während das Betrauen 
beſonderer Unternehmer mit der Stauung, Beladung, Ent— 
löſchung, Reparatur der Schiffe der Verkehrsgewohnheit ge— 
mäß rechtlich als zuläſſig anerkannt iſt, iſt ein Gleiches bei 
der Navigation nicht der Fall “). 


12) Auch dieſe haben übrigens, ſelbſt wenn ihnen das Kommando 
überlaſſen iſt, keine durchaus ſelbſtändige Stellung gegenüber dem 
Schiffer; vgl. Boyens⸗Lewis, Seerecht I S. 318 ff. 

13) Es wird im Text überall vorausgeſetzt, daß das Schiff ſich über⸗ 
haupt noch im Betrieb unter Leitung ſeines Schiffers oder deſſen 
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Pappenheim meint auch ein Argument für ſeine 
Auffaſſung aus anderen Geſetzen, welche neben dem Handels- 
geſetzbuch gelten, entnehmen zu können. Aus dieſem letzteren 
ergebe ſich, daß die Reichsgeſetzgebung den Begriff der 
„Schiffsbeſatzung“ als einen „feſt ausgeprägten“ in ſeinem 
Sinn verwende. Von den angeführten Geſetzen nennt die 
Seemannsordnung von 1872 die „Schiffsbeſatzung“ 
überhaupt nicht, ebenſowenig wie vorher der IV. Titel des 
V. Bandes des Handelsgeſetzbuchs, an deſſen Stelle dieſelbe 
getreten iſt. In der Begründung des Entwurfs einer neuen 
Seemannsordnung und eines Ergänzungsgeſetzes zum Han⸗ 
delsgeſetzbuch, wird die reichsgerichtliche Rechtſprechung in 
Betreff der „Schiffsbeſatzung“ erwähnt und bemerkt, daß 
man daran nichts ändern wolle. (Druckſachen des Reichs: 
tages: 10. Leg.⸗Per., I. Seſſion 1898/100, Nr. 663 S. 37). 

Das Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895 
fand bereits die Rechtſprechung des Reichsgerichts über den 
ſeerechtlichen Begriff der „Schiffsbeſatzung“ vor. Es will 
daran für die Binnenſchiffahrt abſichtlich nichts ändern und 
nur eine vermeintlich bei der Schleppſchiffahrt daraus ſich 
ergebende Härte beſeitigen. Es definirt im § 3 Abſ. 2: 


Vertreters befindet. Iſt das Schiff außer Betrieb geſetzt, wenn 
auch nur zeitweilig, z. B. zur Reparatur einer Schiffswerft über⸗ 
geben, ſo iſt bis zur Bemannung behufs Wiedereinſtellung in den 
Betrieb überhaupt keine „Schiffsbeſatzung“ vorhanden. Liegt alſo 
ein Schiff an der Schiffswerft zur Reparatur nach Uebergabe des⸗ 
ſelben an die Werft, ſo iſt nur die letztere für Schaden, der durch 
das Schiff oder ihre Leute entſteht — gemäß §§ 823, 831 des 
B. GB.“s —, verantwortlich, nicht der Rheder. Wenn der Rheder 
ſelbſt mit einem ſolchen zeitweilig außer Dienſt geſtellten Schiff 
durch ſeine Leute manövriren läßt, um es von einem Ort im 
Hafen nach einem anderen zu bringen, ſo kann zwar nicht ange⸗ 
nommen werden, daß die letzteren als „Schiffsbefatzung“ im Sinne 
des § 481 (Art. 445) anzuſehen ſeien, aber es rechtfertigt ſich die 
analoge Anwendung der §§ 485, 486, 734 in ſolchem Falle, 
wenn dabei Dritte beſchädigt werden (vgl. Urtheil des Reichsgerichts 
vom 7. November 1896, Juriſt. Wechenſchriſt S 705 Nr. 48). 
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„Zur Schiffsbeſatzung gehören der Schiffer, die 
Schiffsmannſchaft (S 21) 1), und alle übrigen auf 
dem Schiff angeſtellten Perſonen, mit Ausnahme 
der Zwangslootſen.“ 


Der Zuſatz (vgl. die Begründung S. 39—40) „mit Mus- 
nahme des Zwangslootſen“ drückt deutlich aus, daß — ab— 
geſehen von dieſer Ausnahme — auch vorübergehend be— 
ſchäftigte Perſonen dazu gehören. Ueber die beſondere Be— 
ſtimmung des § 4 Abſ. 3 in Betreff der Schleppſchiffahrt 
ſiehe unten II. Wollte man jetzt für das Seerecht am Be— 
griff der Schiffsbeſatzung in der Rechtſprechung etwas ändern, 
ſo würde dies alſo für die Binnenſchiffahrt ſicher unmöglich 
ſein, und wir würden, was der Tendenz des Geſetzgebers 
widerſpricht, die Uebereinſtimmung des Begriffes für beide 
Zweige unſerer Schiffahrt verlieren !). 


14) $ 21 lautet: „Zur Schiffsmannſchaft gehören mit Ausnahme des 
Schiffers die zum Schiffahrtsdienſt auf dem Schiff ange⸗ 
ſtellten Perſonen der Schiffsbeſatzung, insbeſondere die Steuerleute, 
Bootsleute, Matroſen, Schiffsjungen, Maſchiniſten und Heizer.“ 
Die Maſchiniſten und Heizer gehören nach § 3 Nr. 2 der 
Seem. Ordn. nicht zur Schiffsmannſchaft, wohl aber zur Schiffs⸗ 
beſatzung; in dieſer Beziehung beſteht alſo keine Verſchiedenheit. 
Die ſonſt danernd auf dem Binnenſchiff angeſtellten Perſonen 
unterliegen nicht den Vorſchriften der BS 21 ff. des Binnenſchiff— 
fahrtsgeſetzes, gehören aber nach § 3 Abſ. 2 ebenfalls zur Schiffs⸗ 
beſatzung. 
Der Begriff der Schiffsbeſatzung ift in der Binnenſchiffahrt erheb: 
lich in folgenden Fällen: Haftung des Schiffseigners für deren 
Verſchulden, $ 3 Abſ. 1, § 4 Abſ. 1 Nr. 3; perſönliche Haftung 
für Forderungen derſelben, $ 5; Schiffsgläubigerrecht derſelben, 
§ 102 Nr. 2, $ 104 Abſ. 2, § 106 Abſ. 2; Verjährung, $ 118 
Nr. 2; Nichtanſpruch der Beſatzung auf Berge- und Hilfslohn, 
§ 93 Abſ. 3; alſo — wie im Handelsgeſetzbuch — nicht bloß 
in Betreff der Haftung, obwohl der Geſetzgeber hier ausdrücklich 
den Begriff ſo feſtſtellt, wie die ſeerechtliche Rechtſprechung es qe: 
than hatte; daß die §§ 102 Nr. 3, 118 Nr. 3 die Lootſengelder 
beſonders behandeln, hat auch hier den Grund, daß man alle 
Lootſen (ob Zwangs- oder freiwillige Lootſen) gleichſtellen wollte. 
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Das Reichsgeſetz über die Unfallverſicherung 
der Seeleute vom 13. Juli 1887 braucht dagegen freilich in 
§ 1 das Wort „Schiffsbeſatzung“ in einem abweichenden Sinn. 
Daſſelbe Geſetz definirt in § 2 aber auch den Begriff ,See- 
fahrt“ in einem andern Sinn als das Handelsgeſetzbuch, vgl. 
Boyens⸗Lewis Seerecht: I S. 99. Hieraus iſt für das 
Verſtändniß des Handelsgeſetzbuchs abſolut nichts zu ſchließen. 


II. 


Es wurde oben erwähnt (ſiehe bei Note 5), daß in Be: 
treff der Haftung der Rheder für außerkontraktliche Schäden 
die Rechtſprechung die Vorſchriften der ES 481, 485, 486, 
734 (Art. 445, 451, 452, 736) HGB.'s analog auf den 
Fall der Schleppſchiffahrt in der Art ausdehnt, daß 
der Rheder des geſchleppten Schiffes auch für Verſchulden 
der Beſatzung des Schleppers mit feinem Schiff haftet 171. 
Darüber, in welchem Maße dies zuläſſig ſei, iſt eine 
volle Klarheit noch nicht vorhanden. 

Es ſoll im Folgenden verſucht werden, der Verſchieden— 
heit der Fälle gerecht zu werden: 


16) Unſere Rechtſprechung hat ſich zunächſt an die engliſche angelehnt, 
welche Alles aus dem allgemeinen Satz, daß der Unternehmer 
(employer) für ſeine Gehilſen (servants) hafte, ſo weit ſie in dem 
Bereich ihrer Dienſtobliegenheiten (in the scope of their em- 
ployment) handeln, ableitet. Für den Fall, daß dem ges 
ſchleppten Schiff (tow) die „Leitung“ zuſteht (alſo in dem im 
folgenden Text zu behandelnden Fall 1), iſt angenommen: „the 
tug (Schlepper) is the servant of the tow,“ weil er von dieſem 
die bewegende Kraft (moving power) entlehne, während er ſelbſt 
die Leitung (governing power) behalte. 

Der allgemeine Satz iſt aber nicht in dieſer Schroffheit durch: 
geführt, ebenſo nicht der Satz, daß im Sinne des Geſetzes tug 
and tow ein Schiff ſeien, vgl. Marsden, Collisions at sea 
S. 76, 77, 200 ff., 205, 207 unten, 218. Die hanſeatiſche Recht⸗ 
ſprechung hat verſucht, über die Reſultate der engliſchen Recht- 
ſprechung hinauszugehen, vgl. hierüber unten im Text zu 2. 
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Beſchäftigen wir uns zunächſt nur mit manövrirfähigen 
und bemannten Schiffen, ſo ſind zwei verſchiedene Arten der 
Schleppſchiffahrt zu unterſcheiden: 


1. Der Führer des geſchleppten Schiffs (oder 
deſſen Lootſe) behält die Leitung und erteilt von 
dem letzteren aus dem vorgeſpannten Schlepper feine 
Befehle. 

2. Der Führer des Schleppers hat die Leitung 
des Schleppzuges. 


Erſteres iſt die Regel, wenn nur ein größeres Schiff 
geſchleppt wird, letzteres wenn mehrere Fahrzeuge zu einem 
größeren Schleppzug verbunden von demſelben Schiffer bugſirt 
werden. 

Wir ſahen oben (I bei Note 12), daß der Seeſchiffer 
die Leitung der Navigation ſeines Schiffes weder ganz noch 
theilweiſe an eine andere auf dieſem Schiff befindliche 
Perſon (abgeſehen von den Lootſen) aus der Hand geben 
darf, daß ein jeder ſolcher Akt eine nach zwingendem öffent— 
lichen Recht unerlaubte, rechtsungültige Handlung ſein würde. 
Man kann nun freilich dieſem Satz nicht die Ausdehnung 
geben, daß es ebenſo unerlaubt und daher rechtlich ohne 
Wirkung ſein würde, wenn ein Seeſchiffer, der das von ihm 
geführte Schiff ſchleppen läßt, dem Führer des Schleppers 
die Leitung anvertrauen wollte. Wäre dies geſchehen, ſo 
könnte er weder dieſen Vertrag mit dem Schlepper ein— 
ſeitig aufheben, noch ohne Weiteres trotz deſſelben die 
Leitung beider verbundenen Schiffe übernehmen. Aber der 
Regel nach wäre ein ſolches Abkommen allerdings ein 
gegen die Pflichten eines ordentlichen Seeſchiffers verſtoßendes 
und daher ſchuldhaftes, ihn ſelbſt und das Schiffsvermögen 
des Rheders gemäß der SS 511, 512 (Art. 485, 486) HGB.“ s 
im Schadensfall haftbar machendes Handeln, weil er da— 
durch ihm obliegende Pflichten in unzuläſſiger Weiſe auf 
andere Schultern abwälzt. Bei dem Seeſchiffer oder deſſen 
Lootſen iſt die größere Erfahrung und nautiſche Kenntniß 
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vorauszuſetzen, nur er kennt ſein Schiff und darf nicht er: 
warten, daß der Führer des Schleppers im Stande iſt, mit 
gleicher Sicherheit wie er ſelbſt die Wirkung der Manöver 
des vorgeſpannten Schleppers auf ſein Schiff zu berechnen; 
er endlich hat auch von der Kommandobrücke des größeren 
Seeſchiffes allein den erforderlichen Umblick ſowohl über 
beide. Schiffe wie den übrigen Horizont. Deshalb iſt es der 
Regel nach nicht bloß thatſächlich üblich, ſondern Pflicht, daß 
der Seeſchiffer oder unter ſeiner Kontrolle der Lootſe die 
Leitung behält, daß ferner von demſelben Schlepper (häufig 
ſogar mehreren Schleppern) nur ein Seeſchiff geſchleppt wird. 

Ganz anders iſt die Stellung des Binnenſchiffers 
in dieſer Beziehung. Im Binnenſchiffsverkehr hat die Schlepp⸗ 
ſchiffahrt ihre eigentliche Domäne. Sie nimmt hier einen 
immer größeren Aufſchwung. Die Kähne gehen zu lang— 
ſam, ein Stromdampfer allein ladet zu wenig. Das Be— 
dürfniß des Verkehrs wird nur durch große Schleppzüge, in 
denen ein Dampfer eine ganze Reihe von anderen Fahr— 
zeugen ſchleppt, befriedigt. Werden aber mehrere Fahrzeuge 
von demſelben Schlepper bugſirt, ſo muß nothwendig 
dieſer die Leitung haben. Der Binnenſchiffer handelt alſo 
keineswegs pflichtwidrig, wenn er ihm dieſe Leitung einräumt. 

Dieſelbe Erſcheinung ſehen wir aber häufig in der 
Küſtenſchiffahrt, welche den ſeerechtlichen Vorſchriften 
unterliegt, ſo z. B. bei Transporten von Kreide aus Rügen 
nach Stettin, Transporten von der Elbe nach der Weſer u. ſ. w. 
Wo es dem Bedürfniß des Verkehrs gemäß üblich geworden 
iſt, kann auch der Küſtenſchiffer (der in Größe und Ein— 
richtung ſeiner Fahrzeuge überhaupt dem Binnenſchiffer nahe 
ſteht) obwohl er Seeſchiffer iſt, die Leitung des Schleppzugs 
dem Schlepper überlaſſen, ohne gegen die Pflichten eines 
ordentlichen Schiffers zu verſtoßen. 

Im Ganzen kommt es alſo ſtets darauf an, ob das 
Bugſiren in der einen oder der andern Art in den betref— 
fenden Gewäſſern und nach Beſchaffenheit der betreffenden 
Fahrzeuge üblich iſt. Das gefährdende Unternehmen der 
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Schiffahrt darf im Intereſſe der Sicherheit des öffentlichen 
Verkehrs nicht willkürlich in einer die Gefahr vergrößernden 
Weiſe anders betrieben werden. 

Ergibt ſich aus Vorſtehendem, wann es zuläſſig iſt, 
einen Schleppzug in der einen oder der andern Art zu 
bilden, ſo iſt nunmehr eine nähere Betrachtung der bei jeder 
dieſer beiden Arten des Betriebes eintretenden Sach- und 
Rechtslage nöthig: 

Zu I: Im erſten Fall ſteht das leitende, große Schiff 
dem vorgeſpannten kleinen Schlepper gegenüber. Der zwi— 
ſchen ihnen beſtehende Vertrag iſt ein Dienſtvertrag: 
Der Schlepper mit ſeiner Beſatzung leiſtet dem großen Schiff 
Vorſpanndienſte 1). Dennoch beſteht auch hier doppeltes 
Kommando: der Führer des Schleppers behält das Kom— 
mando auf ſeinem Schiff, er (für ſeine Perſon) erhält nur 
in Betreff der Geſchwindigkeit und Richtung der Fahrt von 
dem leitenden Schiff Befehle oder Weiſungen, denen gemäß 
er kommandiren muß. Allerdings kann und muß er bei 
ganz offenbarer Unrichtigkeit eines Befehls vor der Aus— 
führung den leitenden Schiffer oder Lootſen warnen, gerade ſo 
wie ein Steuermann bei ganz offenbar unrichtigem Befehl 
des Kapitäns Rückfrage hält, weil ein Irrthum zu ver— 
muthen iſt !). Er it auch, wenn Befehle von dem leitenden 
Schiff ausbleiben, verpflichtet, ſelbſt ſeinem eigenen pflicht— 
gemäßen Ermeſſen gemäß das zu thun, was die Sicherheit 
der Schiffe und die Fortſetzung der Bugſirreiſe erfordern, 
ſo namentlich in ſehr belebten Gewäſſern, wo Fahrzeuge nach 


17) So Urtheil des ROHG.'s Entſch. Bd. XXIII Nr. 108 mit Anm. 
| S. 322, vgl. Entſch. des RG.'8s Bd. XX Nr. 16. 

18) So heißt es in einem engliſchen Urtheil in dem Fall „The Duge 

of Manchester“ bei Marsden, Collisions at sea S. 220: 

„The vessel and the lives of the crew are not to be 

risked, because there is a law which imposes the ordin- 

ary responsability upon one individual — it is not for 

the tug to maintain ... a sulky silence and make her- 

self instrumental in the destruction of life and property.* 
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allen Richtungen kreuzen und es häufig nöthig wird, den 
Kurs wiederholt und plötzlich zu ändern, um einem andern 
Fahrzeug auszuweichen !?). Er darf aber auf keinen Fall 
einen Befehl des leitenden Schiffs zuwiderhandeln oder die 
Ausführung eines ſolchen verweigern, ſelbſt wenn ſeiner 
Meinung nach Schaden daraus zu befürchten iſt, ſo lange 
beide Schiffe verbunden ſind. Ebenſo wenig darf er die 
Verbindung der Schiffe durch Loswerfen der Troſſe einſeitig 
löſen und damit dem leitenden Schiff die bewegende Kraft 
rauben. Die Art und Dauer dieſer Verbindung während 
der Reife hat nur das leitende Schiff zu beſtimmen ?“). Die: 
ſelbe muß beſtehen bleiben bis zu dem äußerſten Moment 
des „sauve qui peut“, wo alle Befehle aufhören. 

Trotz der hiernach beſtehenden großen Abhängigkeit der 
Beſatzung des Schleppers von dem Führer des leitenden 
Schiffes, hat doch die ſelbſtändige Stellung derſelben und 
ihr Verhältniß zu dem Rheder des Schleppers keineswegs 
aufgehört. Der letztere bleibt im Beſitz ſeines Schiffes, den 
er durch ſeinen Schiffer ausübt. Die Beſatzung bleibt in 
ſeinem Dienſt, er ſtellt Schiff und Beſatzung in den Dienſt 
des andern Schiffes nur fo weit, als der Zweck des Bugſir— 
vertrages es erfordert. So weit aber geſchieht auch das, was 
auf Anordnung des leitenden Schiffs geſchieht, mit ſeinem 
Willen. Der Führer des Schleppers tritt dementſprechend 
in erlaubter, verkehrsüblicher Weiſe einen Theil ſeiner Selb— 
ſtändigkeit auch bei der Navigation des Schleppers ſelbſt an 
den Führer des leitenden Schiffes ab. Dieſer übt inſoweit 
Funktionen auf dem Schlepper aus, die an ſich dem Führer 
dieſes letzteren allein zuſtehen würden. Es muß daher 
inſoweit, als die Leitung auf die Navigation des 
Schleppers einwirkt, Dritten gegenüber das Schiffsver— 
mögen des Schleppers haften, wenn dieſelbe Fehler macht 
und dadurch von dem Schlepper Schaden geſtiftet wird. Es 


19) Vgl. Marsden a. a. O. S. 219, 220. 
20) Reichsgericht in Hanſeatiſche Gerichtszeitung XX Nr. 58. 
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bleibt dem Rheder des Schleppers auf Grund des Schlepp— 
vertrages der Regreß gegen das Schiffsvermögen des ge— 
ſchleppten, leitenden Schiffes. Letzteres haftet aber auch 
dem Dritten direkt (neben dem Schiffsvermögen des Schlep— 
pers), wenn die Leitung ſich nicht etwa in der Hand eines 
Zwangslootſen befand ?!) 

Andererſeits haftet das Schiffsvermögen des leitenden 
Schiffes auch für alle Fehler, die an Bord des Schleppers 
geſchehen, ſoweit dieſelben ſeine eigene Navigation be— 
einfluſſen und dadurch Dritten Schaden verurſachen, weil 
inſoweit Dienſtverrichtungen ſeines Schiffes vorliegen, auch 
wenn ſie nicht von dieſem aus beordert waren. Dem Rheder 
des leitenden Schiffes bleibt ſolchenfalls der Regreß gegen 
das Schiffsvermögen des Schleppers. Das Schiffsvermögen 
des Schleppers haftet (neben dem Schiffsvermögen des lei: 
tenden Schiffes) aber auch dem Dritten direkt. Dagegen 
haftet jedes Schiff allein und beſonders für diejenigen Fehler, 
welche feine beſondere Beſatzung begeht, ſoweit ſolche 
Fehler nur die eigene Navigation beeinflußten und dadurch 
Schaden brachten oder in Ausübung der Dienſtverrichtungen 
des eigenen Schiffes ſonſt (ohne Beeinfluſſung der Navi— 
gation) Schaden verurſachten. Iſt z. B. S der Schlepper, 
L das leitende und geſchleppte Schiff, D ein drittes Schiff, 
ſo haften: 

a) wenn S mit D durch Schuld des leitenden Führers 
des L zuſammenſtößt, dem dritten D ſowohl S wie L; 
falls aber L von einem Zwangslootſen geführt 
wurde, für welchen daſſelbe nicht haftet, ſo haftet 
dem D und deſſen Ladung nur der Zwangslootſe 
perſönlich und das Schiff S. Letzterem Schiff ſteht 
in beiden Fällen aus dem Vertrag Regreß gegen 
L zu; 

b) wenn S und D durch Schuld von S allein ohne 


21) Vorausgeſetzt wird hier, daß nur das geſchleppte Seeſchiff, nicht 
aber der Schlepper, dem Lootſenzwang unterliegt. 
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Mitſchuld der Leitung (L), z. B. infolge ausdrück⸗ 
lichen Zuwiderhandelns gegen eine von dem Lootſen 
ertheilte Weiſung, zuſammenſtoßen, oder wenn durch 
Schuld eines Maſchiniſten an Bord von S eine 
Exploſion eintritt, wodurch lediglich Perſonen dieſes 
Dampfers verletzt werden, fo haftet nur S allein; 
wenn L und D in Folge eines an Bord von Spaſſirten 
Fehlers, welcher von der Leitung (L) nicht mit: 
verſchuldet iſt, zuſammenſtoßen, ſo haften dem Dritten 
D und deſſen Ladung L und S. Dem Schiff L 
ſteht der Regreß gegen S zu. Als Fehler iſt auch 
das Nichthandeln anzuſehen in den Fällen, wo der 
Schlepper, ohne Order abzuwarten, handeln mußte; 
d) wenn L mit D infolge eines Verſchuldens der 
Leitung (L) zuſammenſtoßen, fo haftet dem D nur 
das Schiff L allein (wenn es von einem Zwangs— 
lootſen geführt wurde, nur dieſer) auch dann, wenn 
das Manöver, welches den Schaden verurſachte, auf 
Befehl der Leitung zuerſt an Bord des Schleppers 8 
ausgeführt wurde. Dadurch allein kann eine Mit— 
haft des letzteren nicht bewirkt werden, da die 
Leitung nicht die Navigation von S ſelbſt ſchaden⸗ 
ſtiftend beeinflußte 27). 


— 


C 


22) Anders Marsden o a. O. S. 206 bei Note h, welcher fih auf 
die Entſcheidung Fenton contra Dublin Steam Packet (Urtheil 
der Queen's Bench vom 21. November 1838 in Adolphus 
and Ellis, Reports VIII S. 835 beruft, wo jedoch nur ent: 
ſchieden iſt, daß bei der time charter der Rheder für Schäden, 
welche die Beſatzung verſchuldet, haftbar bleibt, obwohl den Char⸗ 
terern die Benutzung des Schiffes zuſteht. Man nehme folgendes 
Beiſpiel: Der Schleppdampfer 8 mit dem Schiff L im Tau hat 
einen Kurs, welcher den Kurs eines Dampfers D, der an Eteuers 
bord geſichtet wird, kreuzt. Der auf L kommandirende Lootſe hält 
es für möglich, ohne Gefahr für die beiden Schiffe S und L den 
Bug des D zu kreuzen. Seinem Befehl gemäß wird dem ent⸗ 
ſprechender Kurs auf dem Schlepper S eingehalten. Dieſer ſelbſt 
paſſirt auch ohne Schaden die Kurslinie des D. Dagegen gelingt 
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Zu beachten bleibt noch, daß in Anſehung der Regeln 
des Seeſtraßenrechts der Schleppzug einheitlich und zwar 
ſtets als Dampfer anzuſehen iſt (auch wenn das geſchleppte 
Schiff ein Segler) weil der Schlepper ein Dampfer iſt, daß 
ferner bei Mithaft beider Dritten gegenüber ſolidariſche Ver— 
bindlichkeit eintritt, daß aber im Sinne des § 735 Abſ. 2 
HGB.'s dabei beide dem Gegenſegler gegenüber als ein 
Schiff zu behandeln ſind. 

Das Reichsgericht hat bisher nur Gelegenheit ge— 
habt, in zwei hierher gehörigen Fällen zu erkennen, welche 
beide Zuſammenſtöße zwiſchen dem geſchleppten und leitenden 
Schiff (oben L) und einem dritten Schiff (oben D) betrafen. 
In dem erſteren Fall (Urtheil vom 21. Dezember 1887 in 
Entſch., Bd. XX, Nr. 16) war durch Schuld des Schlepper: 
kapitäns, der ohne Order gehandelt hatte, der Zuſammenſtoß 
des geſchleppten Schiffs „Eliſetta“ mit einem dritten Dampfer 
erfolgt. Die „Eliſetta“ wurde verurtheilt. In dem zweiten 
Fall (Urtheil vom 1. April 1896 in Sachen Maack contra Fon: 
cière, zum Theil abgedruckt in der Hanſeat. Ger. Ztg. 1896 
S. 196, auch in Jur. Wochenſchr. 1896 S. 285) war das 
leitende Schiff (hier ein großer Oberländer Kahn) mit einem 


dies nicht mehr dem Schiff L. Daſſelbe ſtößt mit dem Schiff D 
zuſammen, obwohl der Schlepper S feine Maſchine fo ſtark wie 
möglich angeſtrengt hat, um auch noch das Schiff L glücklich 
durchzubringen. In dieſem Falle iſt nur das Schiff L haftbar. 
Allerdings wurde das ſchadenſtiftende Manöver an Bord des S 
ausgeführt, es liegt alſo auch eine Dienſtverrichtung der Beſatzung 
dieſes Schiffes vor, aber dies allein macht den Rheder nicht haft⸗ 
bar, ſondern nur ein Verſchulden ſeiner Beſatzung. Ein ſolches 
ift aber nicht vorhanden, es fei denn, daß das von L bejohlene 
Manöver ganz offenbar unrichtig war und es verſäumt wurde, von 
S aus zunächſt den Führer des L vor Ausführung zu warnen 
(vgl. Text S. 76). War dies geſchehen, ſo macht der bloße Ge⸗ 
horſam gegen den Befehl nicht mitſchuldig. Das Verſchulden des 
Lootſen macht aber den S nur dann haftbar, wenn dieſer dadurch 
ſelbſt Schaden ſtiſtet. (Fall e des Textes; vergleiche auch die im 
folgenden Text erwähnte Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
1. April 1896.) 
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dritten Fahrzeug zuſammengeſtoßen. In Anſpruch wurde 
hier aber der Schlepper, nicht das geſchleppte Schiff ge⸗ 
nommen. Es wurde ausgeſprochen, daß dieſer nur dann 
hafte, wenn den Führer oder ein anderes Mitglied der be⸗ 
ſonderen Beſatzung Schuld treffe, daß für Verſchulden des 
Führers des geſchleppten und leitenden Schiffes (durch un⸗ 
richtiges Rudermanöver), der Rheder des Schleppers nicht 
hafte ??). In beiden Entſcheidungen lautet die Begründung 
ziemlich allgemein und kann daher leicht mißverſtanden 
werden. Wenn es in der erſten Entſcheidung heißt: „ſo 
erſcheint es — konſequent, den Rheder auch für die Ver⸗ 
ſehen der Beſatzung des angenommenen Schleppdampfers 
haften zu laſſen, welche dadurch temporär materiell in dem 
Dienſte des geſchleppten Schiffes, bezw. des Rheders deſſelben 
ſteht“, ſo ſoll dadurch offenbar nur für den behandelten Fall 
(oben Fall c) dieſer Grundſatz ausgeſprochen werden (vgl. 
auch das unten S. 93 ff. mitgetheilte Urtheil vom 21. März 
1900). Wenn es in der zweiten Entſcheidung heißt: „Aus 
dieſem Verhältniß der beiden Fahrzeuge zu einander (d. h. daß 
der Schlepper im Dienſte des leitenden geſchleppten Schiffs 
ſtehe), ergibt ſich aber als nothwendige Folge, daß der Rheder 
des dienenden Schiffs (des Schleppers) nicht für Verſehen 
der Mannſchaft — ſoll heißen Beſatzung, da es ſich nur um 
ein von dem Führer kommandirtes Rudermanöver handelt — 
des leitenden Schiffs (des geſchleppten Kahnes) aufzukommen 
hat,“ ſo wird auch dies nur für den behandelten Fall (oben 
Fall d) ausgeſprochen. 


Zu 2. Ein Schleppzug, auf welchem der Schlepper die 
Leitung hat, bietet ein anderes Bild dar. Der Schlepper 
ſteht nicht im Dienſt der geſchleppten Schiffe, er hat mit 


23) Es wurde aber eine Mitſchuld des Führers des Schleppers darin 
gefunden, daß dieſer (ohne Order des leitenden Schiffs) den Kurs 
geändert hatte. Nach dieſer Veränderung war dann erſt ein 
weiteres unrichtiges, von dem Führer des leitenden Schiffes be⸗ 
ordertes Rudermanöver des Schleppzuges gefolgt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 6 


— 
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ihnen einen Werkvertrag geſchloſſen, kraft deſſen er ſie 
an den Ort ihrer Beſtimmung zu ſchleppen hat. Sie folgen 
ſeiner Leitung, um ihm zu ermöglichen, dieſen Vertrag zu 
erfüllen. Dabei wahren ſie ſich im Uebrigen ihre völlige 
Selbſtändigkeit. Es beſteht nicht allein auch hier auf jedem 
Fahrzeug ein ſelbſtändiges Kommando, ſondern es iſt hier 
ein ſolches noch weit weniger entbehrlich, als in dem Fall 
zu 1. Während dort der Lootſe oder Schiffsführer von ſeiner 
Kommandobrücke aus leicht auch den vorgeſpannten kleinen 
Schlepper überblicken kann, iſt es hier dem Führer des Schlep— 
pers als Leiter keineswegs möglich, die hinter ihm im Zuge 
folgenden Fahrzeuge zu überſchauen, um ſo weniger, je länger 
der Zug iſt. Letztere ſind meiſtens große, ſchwer bewegliche 
Schiffsgefäße mit erheblichem Tiefgang, oft hoch aufge— 
thürmter Ladung, die unterwegs keinen Augenblick der Sorge 
eines an Bord befindlichen, umſichtigen Führers entbehren 
kann. Es iſt nicht nur dem Rudermanöver des leitenden 
Schleppers zu folgen, ſondern es muß für ein Abhalten des 
Fahrzeugs vom Ufer, von Untiefen, Brückenpfeilern, Bollwerken 
und anderen Fahrzeugen durch Stangen, Haken oder andere 
Geräthe geſorgt, Ladung neu befeſtigt oder getrimmt werden, 
wenn dieſelbe unterwegs in Bewegung kommt u. f. w. In 
Betreff der Fahrtrichtung iſt jedes Fahrzeug, ſo lange die 
Verbindung mit dem Schlepper beſteht, ganz von dieſem ab— 
hängig, der Führer ſtellt ſein Ruder dementſprechend auch 
ohne beſondere Weiſung, ſobald er ſieht oder merkt oder 
durch Schallſignal benachrichtigt wird, daß der Schlepper, 
bezw. ſein Vormann, dreht. Aber in Zeit der Gefahr hat 
er zu erwägen, ob und wann er durch Loswerfen der Troſſen 
ſich ſelbſtändig machen und dadurch der Gefahr entrinnen 
kann. Ein ſolches zeitweiliges Loswerfen iſt nicht unzuläſſig, 
da der Schlepper und die Vormänner dadurch in ihren 
Manövern nicht gehindert oder beeinflußt werden. Nur wenn 
auch Hintermänner vorhanden ſind, für welche die Verbindung 
mit dem Schlepper gelöſt wird, falls er als Mittelglied des 
Zuges wirft, muß er im Einverſtändniß mit dieſen handeln. 
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Für die Art der Verbindung (Stärke und Länge, ſowie Be⸗ 
feſtigung der Schlepptroſſen) iſt der Schlepper verantwortlich 
(val. Reichsger. in Hanſeat. Gerichtsztg. XX, Nr. 58), ebenſo 
dafür, daß der Schleppzug nicht durch übermäßige Länge 
den Verkehr ſtört oder Schaden anrichtet. Der Schlepper 
hat alſo auch zu beſtimmen, wann und wo das einzelne 
Fahrzeug vor Beginn der Reiſe in den Zug durch Feſtmachen 
der Troſſen einzugliedern iſt, ſowie wann und wo bei Be⸗ 
endigung der Reiſe loszuwerfen iſt. Auch unterwegs kann 
z. B. bei Paſſirung von Schleuſen, Brücken, die wegen einer 
Strömung nicht ohne Gefahr im Schleppzug möglich, Strom: 
ſchnellen u. ſ. w., ein zeitweiliges Loswerfen im regelmäßigen 
Verlauf der Reiſe nöthig ſein. Es wird der Zeitpunkt, 
wann geworfen werden muß, auch hier von dem an der 
Spitze befindlichen Schlepper zu beſtimmen ſein. Den Vor⸗ 
ſtehendem gemäß ergehenden Weiſungen des Schleppers iſt 
zwar regelmäßig prompt nachzukommen, aber doch nur ſoweit 
dies nach der Lage an Bord des einzelnen Fahrzeugs, die 
allein deſſen beſonderer Führer überſehen kann, ohne Gefahr 
möglich iſt. Dieſe Weiſungen ſind alſo nicht Befehle, denen 
blindlings unter Aufgabe jedes eigenen Urtheils gehorcht 
werden muß. Jeder Führer im Zuge muß alle Sorgfalt 
anwenden, um von ſeinem Fahrzeug, und, ſoweit von ſeinem 
Handeln oder Nichthandeln auch das der anderen oder 
dritter Fahrzeuge abhängig iſt, auch von dieſen Gefahr, 
namentlich in Geſtalt von Kolliſionen, fernzuhalten. Er 
ſchuldet dem Schlepper nicht Gehorſam, er dient ihm nicht. 
Er verletzt nur die ihm obliegende Sorgfalt und macht dem 
Zugleiter die gehörige Erfüllung des Schleppvertrages un— 
möglich, wenn er ohne ausreichenden Grund die Weiſungen 
des letzteren nicht befolgt. Das Gelingen des Werks über⸗ 
haupt, und das Gelingen ohne Schadenſtiftung iſt von dem 
gegenſeitigen Zuſammenwirken Aller abhängig. Auch jeder 
Theilnehmer im Zuge hat, ſoweit es an ihm iſt, die Regeln 
des Waſſerſtraßenrechts zu beobachten. So muß jedes Schiff 
die für dieſen Fall ihm vorgeſchriebenen Lichter führen. Aber 
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den voranfahrenden Schlepper allein trifft die Verantwortung 
für den Kurs, den er für ſich und den ganzen Zug ein— 
ſchlägt, dafür, daß in engen Waſſerſtraßen auf der vor⸗ 
geſchriebenen Seite gefahren, daß rechtzeitig durch ein den 
Regeln entſprechendes Rudermanöver Gegenſeglern aus⸗ 
gewichen wird, daß nicht mehr Fahrzeuge angehängt werden, 
als lokale Verordnungen geſtatten u. ſ. w. Hier darf nicht 
ſo argumentirt werden, daß die Regeln des Waſſerſtraßen⸗ 
rechts alle das Fahrwaſſer befahrende Fahrzeuge oder deren 
Führer verpflichten, und daß daher jedes Fahrzeug auch für 
die Navigation des Schleppers aufzukommen habe, ſoweit 
ſeine eigene Navigation von der des Zugleiters abhängig 
iſt und durch dieſe beſtimmt wird. Für das Verſchulden 
des Zugleiters haftet nur deſſen Rheder als ſelbſtändiger 
Unternehmer. Die Schiffe, denen es überhaupt ohne Ver: 
ſchulden geſtattet iſt, einen ſolchen von einem Schleppſchiff⸗ 
fahrtsunternehmer geführten Zug zu bilden und ſich einem 
ſolchen anzuſchließen (vgl. oben S. 75), übertragen damit 
nicht einen Theil der ihnen zwingend im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit obliegenden Funktionen an einen Dritten, 
ſondern ihnen liegen ſolchenfalls dieſe Funktionen überhaupt 
nicht obe“). Das Verkehrsleben hat in der Geſtalt dieſer 
Schleppzüge eine neue und durchaus normale Verkehrsanſtalt 
geſchaffen, die nach jeder Richtung vollſtändige rechtliche An— 
erkennung fordert. Dies geſchieht aber nicht, wenn man 
durch künſtliche rechtliche Konſtruktionen den Zugleiter als 
Angeſtellten jedes Schiffes im Zuge anſieht, während er nur 
Angeſtellter des Unternehmers iſt, dem allein er dient. 
In der That geſchieht auch, wenn man die Verantwortlichkeit 
für Kurs, Geſchwindigkeit u. ſ. w. nur dem Zugleiter und 
deſſen Rheder (beſchränkt auf das Schiffs vermögen des 


24) Dagegen würde ein unzuläſſiger Verzicht auf eigene Funktionen 
der Regel nach dann vorliegen, wenn die Kahnführer ihre Führer⸗ 
ſchaft und das Kommando auf dem Kahn an die Schlepperkapitäne 
abtreten würden. Siehe hierüber unten S. 97. 
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Schleppers) zuweiſt, nichts Unbilliges. Würden die zahl⸗ 
loſen Fahrzeuge der Binnen- und Küſtenſchiffahrt nicht zu 
Schleppzügen geordnet und ſo mit Dampfkraft bewegt, ſo 
würden Zuſammenſtöße, Sperrungen u. ſ. w. noch häufiger 
ſein als jetzt. Die ſchwerfälligen Fahrzeuge, die ſich früher 
durch Zugkraft auf Leinpfaden, Segel oder Ruder vorwärts 
bewegten, waren gegenüber begegnenden Fahrzeugen meiſtens 
überhaupt nicht manövrirfähig. Solchen Fahrzeugen muß 
jeder Dampfer ausweichen, wenn ſie einzeln fahren. Man 
kann ſich kaum vorſtellen, wie gefährlich unſere Waſſerſtraßen 
ſein würden, wenn alle dieſe Fahrzeuge in alter Schwer⸗ 
fälligkeit einzeln ſich fortarbeiten müßten! Dazu kommt, daß 
auch der Wortlaut unſerer Waſſerſtraßenregeln, ſoweit die⸗ 
ſelben von Dampfern ſprechen, in Wahrheit nur die bug⸗ 
ſirenden Dampfer verpflichten. Sie müſſen dieſe Regeln 
allerdings auch dann befolgen, wenn fie fih Fahrzeuge on: 
hängen, die keine Dampfer ſind, und ſie müſſen, weil der 
Schleppzug im Sinne der Straßenregeln als Einheit aufzufaſſen 
iſt, bei Befolgung dieſer Regeln auch auf dieſe anhängenden 
Schiffe Rückſicht nehmen, alſo mit ihnen ausweichen, wo aus: 
zuweichen iſt, aber dieſe Fahrzeuge ſelbſt werden dadurch 
nicht zu Dampfern ?). 

Das Ergebniß in Betreff der Haftbarkeit iſt 
alſo das, daß für die Befolgung der Regeln des (geſchriebenen 
oder nicht geſchriebenen) Waſſerſtraßenrechts, ſoweit dieſelben 
Fahrwaſſer und Fahrt betreffen, nur der Zugleiter mit dem 
Schleppdampfer haftbar bleibt, daß dieſelben auch dafür 
haftbar ſind, daß die Verbindung der Schiffe rechtzeitig und 
kunſtgerecht geſchieht, auch die Löſung (wo nöthig) recht: 
zeitig bewirkt oder doch angeordnet wird, daß aber die ein: 
zelnen angehängten Fahrzeuge Dritten haftbar werden, wenn 


25) Vgl. Marsden a. a. O. S. 390. Die geringere Beweglichkeit 
eines Schleppzuges verglichen mit der eines einzelfahrenden Dampfers 
ift natürlich auch bei Anwendung des Seeſtraßenrechts zu berück⸗ 
fidtigen, fo z. B. die Unfähigkeit, zu ſtoppen und rückwärts zu 
gehen. 
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deren beſondere Beſatzung ihrerſeits die im Obigen als 
ihnen obliegend ſkizzirten Pflichten vernachläſſigen. Jedes 
Fahrzeug bleibt ſelbſtändig, jedes haftet nur für Verſehen 
ſeiner beſonderen Beſatzung. 

Dieſe Regeln bleiben auch dann geltend, wenn nicht 
bloß der Schlepper, ſondern auch von den angehängten 
Fahrzeugen eines oder mehrere dem Schleppſchiffahrtsunter⸗ 
nehmer gehören. 

Ebenſowenig können dieſe Regeln bei Anwendung des 
§ 735 (früher Art. 737) HGB.'s durchbrochen werden. Iſt 
ein angehängtes Fahrzeug mit einem dritten zuſammen⸗ 
geſtoßen, ſo iſt nur deren gegenſeitige Schuld gegen ein— 
ander abzuwägen. Iſt neben dem dritten Schiff auch der 
Schlepper, nicht aber das kollidirende und beſchädigte Schiff 
im Tau deſſelben ſchuldig, ſo kann das dritte Schiff nicht 
einredeweiſe die Mitſchuld des Schleppers einwenden, es kann 
nur dasjenige, was es in Folge dieſes Einwands dem be— 
ſchädigten Schiff im Tau mehr bezahlen muß, im Regreß— 
wege aus dem Schiffsvermögen des Schleppers, geſtützt auf 
deſſen Schuld, fordern, alſo auch dieſen Betrag aufrechnen, 
wenn der Schlepper und das gedachte beſchädigte Schiff dem— 
ſelben Unternehmer gehören. Daſſelbe gilt bei der Mitſchuld 
eines anderen Fahrzeugs des Schleppzuges. 

Mit den vorſtehenden Ausführungen ſcheint im Weſent— 
lichen die engliſche und amerikaniſche Rechtſprechung 
in Uebereinſtimmung zu Stehen ?°). Dagegen ift die hanjea: 


26) Marsden a. a. O. S. 205, 209, 213; Boyens-Lewis, See⸗ 
recht I S. 161, wo ich mich den Reſultaten die ſer Rechtſprechung 
anſchloß. — In dem dort erwähnten Falle „The Quickstep‘ 
(Aspinall, Maritime Law Cases VI S. 603) hatte der Schlepper 
die für Schleppdampfer vorgeſchriebenen beſonderen Lichter nicht 
geführt. Eines der in ſeinem Tau befindlichen Schiffe kollidirte 
mit einem dritten Schiff; es wurde der Anſpruch des Dritten 
gegen dieſen Kahn abgewieſen, da für dieſe Verfehlung der Kahn 
nicht verantwortlich fei. — Das bei Marsden a. a. O. S. 213 
citirte Urtheil des amerikaniſchen Supreme Court in Sachen 
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tiſche Rechtſprechung andere Wege gegangen. So ver: 
urtheilte das hanſeatiſche Oberlandesgericht durch Urtheil 
vom 19. März 1886 den Eigner einer geſchleppten Schute 
(auf Grund der Art. 451, 736 HGB.“, die dort nach Art. 54 
Einf.⸗Geſ. zum HGB. auch für Binnenſchiffe galten), welche 
lediglich aus Verſchulden ihres Schleppers mit einem dritten 
Schiff kollidirt war (Hanſ. Gerichtsztg. 1886, Nr. 33), durch 
Urtheil vom 18. Februar 1887 den Eigenthümer eines 
Kahns, welchen ein Kaufmann befrachtet hatte und von ſeinem 
Schlepper „Taurus“ ſchleppen ließ, wobei der Kahn mit dem 
Fahrzeug des Klägers „in Folge eines verfehlten Manövers 
des Schleppers“ kollidirte (Hanſ. Gerichtsztg. 1887, Nr. 16). 
In beiden Fällen war die Leitung bei dem Schlepper. Dieſem 
Umſtand wird aber in der Begründung kein Gewicht bei: ` 
gelegt. In der letztgedachten Entſcheidung?“) wird aus- 
geführt: Es komme nur darauf an, ob der Kahn des Ver— 
klagten mit ſeinem Willen von dem „Taurus“ geſchleppt 
wurde. Sei dies, wie vorliegend, der Fall, ſo ſei ent— 
ſcheidend, daß der Beklagte ſich der bewegenden 


Sturges contra Boyer, 24 How. 110, legt Nachdruck darauf, 
ob die gewählte Art des Bugſirens durch leitenden Schlepper in 
ſolchen Gewäſſern ſtattfand, wo dieſelbe nothwendig war oder 
verkehrsüblich angewandt. wird. — Auf dem richtigen Standpunkt 
ſteht auch das portugieſiſche Handelsgeſetzbuch von 1888, 
welches in Art. 492 Nr. 3 zwar zunächſt den Rheder für haftbar 
erklärt für 
„Schäden, die während und bei Gelegenheit einer Bugſirreiſe 
vorkommen,“ 
in § 2 aber hinzufügt: | 
„Die Hafkbarkeit des Rheders, die ihm in Nr. 3 auferlegt 
iſt, fällt fort, wenn bei naturgemäßer Art des Bugſirens die 
Leitung des Fahrzeugs ausſchließlich ſich in den Händen des 
Kapitäns des Schleppers befindet. In dieſem Falle iſt der 
Rheder nur haftbar für Fehler des Führers und der Mann— 
ſchaft ſeines Fahrzeugs.“ 
27) Das Landgericht hatte anders erkannt unter Berufung auf eng— 
liſche Praxis. 
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Kraft des Schleppers bediente und damit der 
eigenen freien Bewegung ſeines Kahns entſagte, 
um mit dem Schlepper einen Schleppzug zu bilden. 
Wenn auch beide eine beſondere Beſatzung hätten, ſo ſei 
damit völlig vereinbar, daß das geſchleppte Schiff, weil es 
unter freiwilliger Aufgabe ſeiner ſelbſtändigen Manövrirung 
ſich dem Schlepper anvertraut habe, auch das Verſchulden 
einer Perſon der Beſatzung des Schleppers Dritten gegenüber, 
gleichwie ein Verſchulden feiner eigenen Beſatzung gelten zu 
laſſen habe. Die an und für ſich getrennten Be: 
ſatzungen beider Schiffe bilden, wie man ſich auch 
ausdrücken könne, zuſammen die Beſatzung des 
Schleppzuges und es habe daher ſowohl der 
Schlepper wie das geſchleppte Schiff für das 
Verſchulden einer Perſon der Beſatzung des einen 
wie des anderen aufzukommen. 

Hier wird alſo mit dürren Worten auch in Betreff der 
Haftbarkeit der Schleppzug als Einheit hingeſtellt, der ganze 
Schleppzug haftet, wenn irgend eine auf demſelben an— 
geſtellte Perſon einem Dritten bei Ausübung ihres Dienſtes 
Schaden zufügt. 

Das Reichsgericht hatte vor dem neuen Binnenſchiff- 
fahrtsgeſetz nicht Gelegenheit, einen Fall zu entſcheiden, wo 
ein Schleppzug in Frage kam, den der Schlepper leitet. Es 
citirte aber billigend in dem Fall des Schiffes „Eliſetta“, 
wo die Leitung ſich auf dem geſchleppten Schiff befand 
(vgl. oben S. 80), auch die ſoeben erwähnte Entſcheidung 
des hanſeatiſchen Oberlandesgerichts im Fall „Taurus“ mit 
den Worten: 

„Mit Recht hat das Berufungsgericht es in ſeiner 
früheren Entſcheidung als ausſchlaggebend hingeſtellt, daß 
das geſchleppte Schiff ſich — in ſeinem, beziehungsweiſe des 
Rheders, Intereſſe — der bewegenden Kraft des Schlep— 
pers bedient und damit freiwillig der eigenen freien Be— 
wegung entſagt, um mit dem Schlepper einen Schleppzug 
zu bilden.“ ü 
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Obwohl nun andererſeits das beſtehende Dienſtver⸗ 
hältniß zwiſchen dem Schlepper und Seeſchiff betont und die 
engliſche Praxis citirt wurde, mußte dadurch doch das 
Mißverſtändniß entſtehen, daß das Reichsgericht die ganze 
Theorie des hanſeatiſchen Gerichtshofs billige? ?). Dies gab 
bei Berathung und Erlaß des Binnenſchiffahrtsgeſetzes vom 
15. Juni 1895 den geſetzgebenden Faktoren Veranlaſſung, 
zu dieſer Frage Stellung zu nehmen: 

Der Regierungsentwurf hielt den von dem hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht angenommenen Standpunkt, den es auch 
als den des Reichsgerichts anſah, für zweckentſprechend und 
wollte für die Binnenſchiffahrt nichts durch poſitive Beſtim⸗ 
mung ändern. Dagegen war der Reichstag anderer Anſicht 
und beſchloß auf Antrag ſeiner Kommiſſion den jetzigen § 4 
Abſ. 3 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes vom 15. Juni 1895 2°). 
In dem Kommiſſionsbericht (Druckſachen des Reichstages, 
9. Leg.⸗Periode, III. Seſſion 1894—1895, Nr. 253) wurde 
zur Begründung S. 5 ausgeführt: 

es fei nothwendig in Bezug auf die Haftung.. 
geſetzlich feſtzuſtellen, daß der Schleppzug keineswegs 
als ein untheilbares Ganzes aufzufaſſen ſei. Es könne 
ſowohl der Schleppdampfer allein, wie jedes einzelne 
im Schleppzug befindliche Schiff Dritten einen Schaden 
zufügen. Der Führer des Schleppdampfers ſei nicht 
im Stande, den Schleppzug ſo zu führen, daß Schaden 
vermieden werden müſſe, wenn er dabei nicht von 
allen Führern der angehängten Schiffe durch richtiges 


28) Daß dies in Wirklichkeit nicht der Fall ſei, ergab ſich zum Theil 
ſchon aus dem S. 80 citirten Urtheil vom 1. April 1896, 
welches eine ſolidariſche Haftung der Schiffe des Schleppzuges 
ablehnt, und jetzt aus dem unten S. 93 ff. mitgetheilten Urtheil 
vom 21. März 1900. 

29) Derſelbe lautet: 

„Sind mehrere Schiffe in einem Schleppzug vereinigt, ſo 
erſtreckt ſich die Haftung nur auf dasjenige Schiff, welches den 
Schaden verurſacht hat u. ſ. w.“ 
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Manövriren unterſtützt werde, wie ebenſo umgekehrt 
die Führer der geſchleppten Schiffe dieſe nicht im 
richtigen Fahrwaſſer halten könnten, wenn der Schlepp— 
dampfer nicht richtig geführt werde?“). Nach reiche: 
gerichtlicher Entſcheidung ſei die Beſatzung des Schlepp— 
dampfers als zur Beſatzung des geſchleppten Schiffs 
gehörig zu betrachten; nach dieſem Grundſatz müßten 
alſo, wenn zufällig die anhängenden Schiffe dem— 
ſelben Schiffseigner gehören, wie der ſchleppende 
Dampfer, der Beſitzer des Dampfers für einen von 
dieſen verſchuldeten Schaden nicht nur mit dem 
Dampfer, ſondern auch mit ſämmtlichen anhängenden 
Fahrzeugen verhaftet ſein. Das wäre aber eine 
große Ungerechtigkeit. 

Nach Erlaß des Binnenſchiffahrtsgeſetzes hat ſich mit 
der ſo Geſetz gewordenen Vorſchrift unſere Rechtſprechung, 
namentlich in zwei Fällen beſchäftigt: 

a) Eine dem Janke gehörige Schute wurde von dem 
Dampfer „Aſſiſtent“ geſchleppt, ſtieß dabei mit einem dem 
Wehr gehörigen Fahrzeug zuſammen. Janke klagte gegen 
Wehr ſeinen Schaden ein. Wehr machte den Einwand, 
daß der Zuſammenſtoß von dem Schlepper „Aſſiſtent“ durch 
einen nautiſchen Fehler in der Navigation des Schleppzuges 
mit verſchuldet fet. Janke erwiderte, daß dieſer Einwand 
nach § 4 Abſ. 3 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes nicht zuläſſig 
fei. Das hanſeatiſche Oberlandesgericht (I. Senat) erkannte 
aber am 11. Oktober 1897 (Hanſeat. Gerichtszeitung 1897 
Nr. 104), daß die Einrede rechtlich zuläſſig ſei. In den 
Gründen wurde die alte angeblich vom Reichsgericht ge— 
billigte Theorie des Oberlandesgerichts, daß die Beſatzung 
des Schleppers als Theil der Beſatzung des geſchleppten 
Schiffes anzuſehen ſei, wieder vorgetragen. Es wurde dann > 

30) Hier wird alfo eine geſonderte Führung auf jedem Fahrzeug 
vorausgeſetzt, alſo auch eine geſonderte Beſatzung, jede unter ihrem 


Führer. 


Boyens: Ueber den Begriff der Schiffsbeſatzung 2c. 91 


weiter bemerkt: Dieſelbe Auffaſſung liege auch dem Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſetz, welches die ſeerechtlichen Beſtimmungen auf 
die Binnenſchiffahrt im § 3 Abſ. 1, § 4 Abſ. 1 Nr. 3 über: 
tragen, an ſich zu Grunde. § 4 Abſ. 3 mache nur eine 
Ausnahme für den Fall, daß ein Theil des Schleppzuges 
(ein einzelnes Fahrzeug deſſelben) einem Dritten Schaden 
zufüge. Dieſe Ausnahme dürfe nicht extenſiv ausgelegt 
und ſomit nicht auf den umgekehrten Fall bezogen werden, 
wenn von einem Dritten (einem dritten Fahrzeug) einem 
einzelnen zum Schleppzug gehörenden Fahrzeug Schaden 
zugefügt werde. Hier gelte immer noch das alte Prinzip. 

Dieſe Entſcheidung war nicht reviſibel. 

b) Ein der „Kette“ gehöriger Dampfer „Carola“ hatte 
den Kahn des Krauſe mit einem zweiten Kahn im Schlepp⸗ 
zug. Beide Kähne waren an der Backbordſeite des Dampfers 
vertaut und zwar ſo, daß auf dem Kahn des Krauſe ſowohl 
vorn wie hinten eine Schlepptroſſe befeſtigt war. In den 
Schleppbedingungen der „Kette“ heißt es: „Der Kahnführer 
tritt mit Annahme dieſer Quittung (d. h. über den Bugſir— 
lohn) bis zur Erledigung der Fahrt unter den Befehl unſerer 
Beamten oder Kapitäne.“ Als der Schleppzug an der Peute 
(wo der Kahn des Krauſe abgeſetzt werden ſollte) ankam, 
befahl der Kapitän der „Carola“ den Leuten auf dem 
Krauſe'ſchen Kahn, die Schlepptroſſe vorn loszuwerfen, 
was geſchah. Dieſer Befehl war zur Unzeit gegeben, da man 
auf dem Kahn noch nicht darauf vorbereitet war, gleich— 
zeitig oder in unmittelbarem Anſchluß an das Loswerfen 
vorn auch hinten loszuwerfen. Der Kahn gerieth daher 
nach dem Loswerfen vorn (während er hinten noch feſt war) 
mit dem Vorderende in eine Seitwärtsbewegung und be— 
ſchädigte dadurch den dort an den Pfählen vertaut liegen— 
den Kahn des Ehrlich. Dieſer nahm den Krauſe (unter 
Beſchränkung auf Schiff und Fracht) in Anſpruch und klagte 
gegen den Aſſecuradeur des letzteren (einen Schiffsverſiche— 
rungsverein zu Als leben), welcher die Vertretung der 
Haftung für Krauſe übernommen hatte. Verklagter berief 
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ſich auf § 4 Abſ. 3 Binnenſchiffahrtsgeſetzes: das vorzeitige 
Loswerfen ſei von dem Schlepperkapitän zu früh beordert 
und die Kahnleute treffe keine Schuld, da ſie gehorchen 
mußten. Das hanſeatiſche Oberlandesgericht (I. Senat) ent: 
ſprach in ſeinem Urtheil vom 14. November 1899 (Hanſeat. 
Gerichtsztg. von 1900 Nr. 1) der Klage. In den Gründen 
wird anerkannt, daß „dasjenige Schiff, welches den 
Schaden verurſacht hat“ (im § 4 Abſ. 3 a. a. O.), 
heißen ſolle: „dasjenige Schiff, deſſen Beſatzung den Schaden 
verurſacht bat”. Das Geſetz fordere auch Unterſcheidung 
zwiſchen den Beſatzungen der einzelnen zum Schleppzug ge: 
hörigen Schiffe, definire aber nicht den Begriff der Be— 
ſatzung. Es müſſe daher der ſeerechtliche Begriff der Be— 
ſatzung maßgebend bleiben. In Betreff dieſes letzteren hebt 
aber nunmehr das Oberlandesgericht mit Nachdruck hervor, 
daß die Beſatzung des einen Schiffs (hier des Schleppers) 
nur inſoweit auch als Beſatzung des anderen (hier des 
Kahns) gelten könne, als es ſich um Ausübung von Dienit- 
verrichtungen des anderen Schiffs handle. Dies fei info: 
weit der Fall, „als ſie daſſelbe zu navigiren habe“, nicht 
aber inſoweit, als die Navigirung des letzteren dem eigenen 
Führer dieſes Schiffes zuſtehe. Nun ſei im vorliegenden 
Fall nach den (oben mitgetheilten) Bedingungen die ganze 
Beſatzung der Kähne direkt dem Kommando des Schlepper— 
kapitäns unterſtellt geweſen, da dieſelben nur ſo verſtanden 
werden könnten, daß der Kahnführer unter Verzicht auf 
eigene ſelbſtändige Führung ſich mit ſeinem Kahn dieſem 
Kommando unterſtelle und nicht etwa ſo, daß der Kapitän 
des Schleppers zunächſt dem Kahnführer ſeine Befehle zu 
ertheilen und dieſer darauf die zur Ausführung derſelben 
erforderlichen Anordnungen zu treffen hatte. Der unzeitige 
Befehl ſei daher von dem Schlepperkapitän in Ausübung 
der Dienſtverrichtungen gegeben, welche ihm in ſeiner Eigen— 
ſchaft als Perſon der Beſatzung des Kahns oblagen. 

Das Reichsgericht wies in ſeinem Urtheil vom 
21. März 1900, I. 141900 (Hanſeat. Gerichtsztg. von 1900 
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Nr. 67, auch Jur. Wochenſchr. 1900 S. 415 Nr. 15) die 
Reviſion gegen dieſe Entſcheidung zurück. Nach Mittheilung 
der S. 89 wiedergegebenen Begründung des § 4 Abſ. 3 des 
Binnenſchiffahrtsgeſetzes aus dem Kommiſſionsbericht heißt 
es in dieſem Urtheil weiter: 

„Es it zuzugeben, daß, wenn die obige Folgerung?!) 
„aus dem in der Entſcheidung des Reichsgerichts aufgeſtellten 
„Grundſatz zu ziehen wäre, letzterer in der That zu einem 
„ſehr häufig ſehr unbilligen Ergebnis führen würde. Und 
„zwar würde, wie das Berufungsgericht zutreffend bemerkt, 
„die Unbilligkeit ebenſo, vielleicht noch ſtärker hervortreten, 
„wenn der Schleppdampfer und die angehängten Fahrzeuge 
„verſchiedenen Eigenthümern zuſtehen. 

„Das Motiv der obigen Beſtimmung beruht aber auf 
„einem Mißverſtändniß der reichsgerichtlichen Entſcheidung. 
„Dieſelbe hat gar nicht die ihr beigelegte Bedeutung. Sie 
„betraf einen Fall, in welchem der Schleppzug aus zwei 
„Schiffen, dem Bugſirdampfer und einem von ihm ge⸗ 
„ſchleppten Schiffe beſtand und ein Zuſammenſtoß des letz⸗ 
„teren mit einem dritten Schiffe ſtattgefunden hatte. Zunächſt 
„auf dieſen Fall bezieht ſich der in der Begründung zum 
„Ausdruck gebrachte Grundſatz der nautiſchen Einheit des 
„Schleppzuges. Keineswegs aber liegt es im Sinne der ge— 
„dachten Entſcheidung, daß ein aus mehreren Fahrzeugen 
„beſtehender Schleppzug Dritten gegenüber ſtets als eine 
„Einheit zu betrachten iſt mit der Wirkung, daß in Bezug 
„auf die Haftung für einen von dem Führer des Schleppers 
„verſchuldeten Zuſammenſtoß ſämmtliche an dem Schlepp⸗ 
„zuge betheiligte Fahrzeuge ein untheilbares Haftungsobjekt 
„darbieten. Wenn der Schleppzug aus mehr als zwei Fahr⸗ 
„zeugen gebildet wird, ſei es, daß, wie im vorliegenden 


31) d. h. der Kommiſſion des Reichstags, daß die Theorie von der 
Einheit des Schleppzuges in Betreff der Haftung dahin führe, daß 
der Schleppſchiffahrtsunternehmer, dem auch angehängte Fahrzeuge 
gehören, wegen eines auf dem Dampfer paſſirten Fehlers auch mit 
letzteren haften müſſe. 
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„Falle, der Schleppdampfer mehrere Schiffe im Tau hat oder 
„daß mehrere Schlepper die Bugſirarbeit verrichten, ſo kann 
„ein Zuſammenſtoß des Schleppzuges mit einem dritten 
„Fahrzeuge in ſehr verſchiedener Weile und unter ſehr ver: 
„ſchiedenen Bedingungen erfolgen. Eine für alle hierher 
„gehörigen Fälle durchgreifende Regel hat die frühere Ent: 
„ſcheidung des Reichsgerichts nicht aufſtellen wollen und es 
„iſt auch hier nicht der Ort, einen ſolchen Verſuch zu machen; 
„vielmehr hat Déi die Beurtheilung auf die vom Berufungs- 
„gericht feſtgeſtellte konkrete Sachlage zu beſchränken. Danach 
„iſt der Zuſammenſtoß des Krauſe'ſchen mit dem klägeriſchen 
„Kahne unmittelbar durch das vom Kapitän des Schlepp— 
„dampfers ertheilte unrichtige Kommando, vorne loszuwerfen, 
„herbeigeführt worden. Verneint man mit dem Berufungs— 
„gericht die Frage, ob die Bootsleute des Krauſe'ſchen Kahnes 
„bei dem vorzeitigen Löſen der vorderen Troſſe nicht wenig⸗ 
„ſtens eine Mitſchuld an dem Unfalle trifft, ſo erſcheint es 
„durchaus gerechtfertigt, daß unter den obwaltenden Um— 
„ſtänden die der früheren reichsgerichtlichen Entſcheidung zu 
„Grunde liegende Auffaſſung zur Geltung gebracht iſt. Der 
„Kapitän des Schleppdampfers war, da ihm durch den 
„Schleppvertrag die Befehlsgewalt über die geſchleppten 
„Kähne übertragen war, zugleich Führer der letzteren. Das 
„Kommando, loszuwerfen, betraf ein von dem Krauſe'ſchen 
„Kahne auszuführendes Manöver und gehörte zu den Dienſt— 
„verrichtungen, die dem Kapitän des Schleppers als zeit- 
„weiſem Führer dieſes Fahrzeugs oblagen. In einem ſo 
„gelagerten Falle iſt es allerdings folgerichtig, daß der Eigen— 
„thümer des Kahnes, der mit dem klägeriſchen Fahrzeug 
„zuſammengerathen iſt, für das Verſchulden des Schlepper— 
„kapitäns in demſelben Umfang einzuſtehen hat, wie für das— 
„jenige der auf ſeinem Schiffe befindlichen Mannſchaft. 
„Dabei mag ihm der Rückgriff nicht bloß gegen den Kapitän, 
„ſondern auch gegen den Eigenthümer des Schleppdampfers 
„offen bleiben; Dritten gegenüber iſt er verantwortlich für 
„das Verſchulden der Perſon, der er, wenn auch nur zeit: 
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„weiſe und wenngleich ſich dieſelbe nicht auf ſeinem Fahr⸗ 
„zeuge befand, deſſen Führung übertragen hatte. 

„Das Binnenſchiffahrtsgeſetz hat die Haftung für ein 
„Verſchulden von Perſonen der Schiffsbeſatzung, insbeſondere 
„im Falle eines Zuſammenſtoßes, im Weſentlichen überein⸗ 
„ſtimmend mit den für das Seerecht geltenden Grundſätzen 
„geordnet. Die vorſtehend dargelegte ſachlich gebotene 
„Konſequenz würde demnach im Bereiche der Binnenſchiff⸗ 
„fahrt nur dann außer Anwendung bleiben müſſen, wenn 
„ihr eine poſitive geſetzliche Vorſchrift entgegenſtände. Als 
„eine ſolche könnte, da die Definition der Schiffsbeſatzung 
„in § 3 Abſ. 2 des Binnenſchiffahrtgeſetzes mit derjenigen 
„des § 481 (Art. 445) des Handelsgeſetzbuchs übereinſtimmt, 
„nur die oben angeführte Beſtimmung des § 4 Abſ. 3 des 
„Binnenſchiffahrtgeſetzes in Betracht kommen. Dem Be⸗ 
„rufungsgericht iſt aber darin beizutreten, daß aus dieſer 
„Beſtimmung ein Hinderniß gegen die folgerichtige Durch— 
„führung des ſeerechtlichen Haftungsprinzips nicht zu ent⸗ 
„nehmen iſt. Die Beſtimmung beſagt, daß bei einem aus 
„mehreren Fahrzeugen beſtehendem Schleppzuge kein Schiff 
„haftbar gemacht werden ſoll für einen Schaden, der nicht 
„durch eine Perſon ſeiner Beſatzung verurſacht iſt. Weder 
„der Wortlaut noch der Sinn der gedachten Beſtimmung 
„tritt aber in Widerſpruch mit der Auffaſſung, daß ge: 
„gebenen Falls der Führer des Schleppers der Beſatzung 
„des geſchleppten Schiffs zuzurechnen ift.” 

Will man nicht einen klaren Widerſpruch zwiſchen den 
mitgetheilten beiden hanſeatiſchen Entſcheidungen deſſelben 
Senats annehmen, ſo ergeben dieſelben: daß, ſoweit es ſich 
um die nautiſche Leitung des ganzen Schleppzuges durch den 
voranfahrenden Schlepper handelt, nach § 4 Abſ. 3 BG. 
das geſchleppte Schiff für Schäden, welche Dritten durch 
Fehler bei dieſer Leitung zugefügt werden, nicht haftet, auch 
wenn es ſelbſt infolge dieſer Fehler mit einem dritten Schiff 
zuſammenſtößt, daß dagegen die Haftung des geſchleppten 
Schiffes dann eintritt, wenn und ſoweit der Kapitän des 
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Schleppers — außer der Leitung des ganzen Schleppzugs 
als ſolchen — Dienſtverrichtungen auf den Schiffen in ſeinem 
Tau hat, die regelmäßig dem Kahnführer ſelbſt zuſtehen und 
bei Ausübung dieſer Verrichtungen ſchadenſtiftende Fehler 
begeht. Die Worte „als ſie (die Beſatzung des Schleppers) 
daſſelbe (das geſchleppte Schiff) zu navigiren habe“ in dem 
zweiten Urtheil (oben b) ſind alſo nicht auf die allgemeine 
Navigation des Schleppzuges, ſondern nur auf die be— 
ſondere noch neben dieſer beſtehende Navigation des 
einzelnen geſchleppten Schiffs, die an Bord deſſelben aus- 
zuführen iſt, zu beziehen. Ebenſo betont das Urtheil des 
Reichsgerichts: 

„Das Kommando, loszuwerfen, betraf ein von dem 
Krau ſe'ſchen Kahn auszuführendes Manöver u. ſ. w.“ 
— Das Urtheil des Reichsgerichts ergibt aber ferner 
unzweideutig, wenn auch ein ausdrücklicher Ausſpruch ver⸗ 
mieden wird, daß bei richtiger Anwendung der Geſetze 
der in § 4 Abſ. 3 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes auf: 
geſtellte Grundſatz bei gleichen Verhältniſſen ſich 
auch für das Seerecht als richtig ergibt, es iſt ſomit 
nunmehr dafür eine Gewähr vorhanden, daß der— 
ſelbe auch auf die Küſtenſchiffahrt in der deutſchen 
Praxis zur Anwendung kommt. 

Damit iſt die auf andere Wege gerathene hanſeatiſche 
Praxis beſeitigt und einer Anwendung der im Vorſtehenden 
als richtig vorgetragenen Grundfätze Bahn gebrochen. Es 
ift damit zugleich der Auffaſſung in dem Urtheil des hanjea- 
tiſchen Oberlandesgerichts vom 11. Oktober 1897 (oben a), 
daß der Grundſatz des § 4 Abſ. 3 als Ausnahme von der 
Regel dann nicht zur Anwendung komme, wenn es ſich um 
eine bloße Einrede gegen den Schadensanſpruch eines bug: 
ſirten Fahrzeugs handle, der Boden entzogen. 

In dem Fall Alsleben contra Ehrlich (oben b) iſt der 
Eigner des Kahns nur deshalb verurtheilt, weil gegen die 
Regel (gegen die übliche, die „naturgemäße Art“ des Bug- 
ſirens, wie das portugieſiſche Geſetz — oben Note 26 — 
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ſagt) in dieſem Fall der Kapitän des Schleppers auch zum 
Kapitän der Kähne gemacht war, indem jedes Kommando 
der Kahnführer beſeitigt wurde. Das Reichsgericht konnte 
oder wollte die Auffaſſung des Oberlandesgerichts von der 
bezüglichen Bedingung des Schleppvertrages nicht mißbilligen. 
Mir ſcheint dieſe Auffaſſung bedenklich. Jene in vielen 
Schleppverträgen fih findende Bedingung, daß die Kahn— 
führer ſich mit Annahme der Quittung unter Befehl des 
Beamten oder Kapitäns der Schleppſchiffahrtsgeſellſchaft 
ſtellen, bezweckt in der That nichts weiter, als daß von jenem 
Augenblick an ſie ſich, dem Befehl jener Beamten oder 
Kapitäne gemäß, bereit zum Antritt zu halten haben, daß 
darüber, wo und wie ſie in den Zug zu ſtellen ſind, ſowie 
in Betreff der Leitung der Fahrt ſie ſich unterordnen müſſen, 
dagegen keineswegs einen Verzicht auf das Kommando im 
eigenen Kahn, enthält alſo nichts gegen die Regel. Aller— 
dings hatte der Verklagte (weil er glaubte, ſich damit wegen 
des unzeitigen Loswerfens entlaſten oder einen Regreß wahren 
zu können) letzteres ſelbſt behauptet. Immer hätte dann 
aber weiter noch erwogen werden müſſen, ob ein ſolcher 
Verzicht überhaupt zuläſſig und ſomit von rechtlicher Be— 
deutung war. Es iſt dies ſtets dann zu verneinen, wenn 
der Kahn nicht etwa ſo nah mit dem Schlepper verbunden 
iſt, daß derſelbe vollkommen von dieſem aus überſehen und 
beaufſichtigt werden kann (vgl. oben Note 24). Materiell 
iſt aber jedenfalls richtig entſchieden, denn entweder war der 
Verzicht unzuläſſig oder es war ein ſolcher überhaupt nicht 
vorhanden. In beiden Fällen wäre entſcheidend geweſen, 
daß der Kahnführer ruhig vorn loswarf, obwohl hinten 
zum Loswerfen noch nichts bereit war und er dies wiſſen 
mußte, daß alſo in Wahrheit ein Verſchulden des Kahn— 
führers, der ungehöriger Weiſe blindlings gehorchte, 
vorlag. 


Wir haben uns bisher nur mit manövrirfähigen und 
bemannten Schiffen beſchäftigt. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 7 
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Ein Schiff im Bau, welches noch nicht manövrirfähig 
iſt, darf nicht ohne volle Verantwortlichkeit auf das Waſſer 
gelaſſen werden. Wird alſo ein ſolches Schiff dennoch ge— 
ſchleppt, z. B. von einer Schiffswerft nach der andern, ſo 
muß derjenige, welcher die Fahrt veranlaßt, perſönlich 27 
unter allen Umſtänden für Schäden, die dabei durch Zu— 
ſammenſtöße eines ſolchen Schiffskörpers entſtehen, haften, 
ſelbſt wenn die Fahrt von einem vorgeſpannten Schlepper 
aus geleitet wird und dieſen die Schuld trifft. Es liegt 
dann ein natur- und regelwidriges, unübliches, ſomit von 
vornherein ſchuldhaftes Bugſiren vor. 

Iſt ein Schiff im Lauf ſeiner Verwendung durch Noth 
manövrirunfähig geworden, fo ift es dagegen durchaus üblich 
und zuläſſig, daſſelbe durch einen mit der Leitung betrauten 
Schlepper bugſiren zu laſſen. In dieſem Fall muß aber 
auch das geſchleppte Schiff bemannt werden, um möglichſt 
den Schlepper zu unterſtützen. Es gilt dann ganz daſſelbe, 
was oben über das Bugſiren in der Küſtenſchiffahrt ge- 
ſagt iſt. 

Wird ein Wrack bugſirt, das unbemannt bleiben muß, 
weil ohne Gefahr ſich nicht Mannſchaft an Bord aufhalten 
kann, ſo iſt nur die Leitung durch den Schlepper möglich. 
Zielen allein trifft alle Verantwortung für ſchuldhafte Kolli- 
ſionen des Wracks. Der Eigenthümer des Wracks kann 
höchſtens dann perſönlich reſp. beſchränkt haftbar werden, 
wenn er oder ſein Schiffer den gefahrbringenden Transport 
weiter ausdehnt als nöthig oder ohne Noth beſonders belebte 
Fahrſtraßen durchfahren läßt. 


32) Alſo nur die Schiffswerft, wenn dieſe die Fahrt veranlaßt. Die 
dingliche Haftung des Rheders oder Eigenthümers mit dem Schiff 
tritt nicht ein. Ein Rheder oder Schiffseigner im Sinne der Ge⸗ 
ſetze iſt bei unfertigem Schiff noch nicht vorhanden. Art. 7 des 
Einf. Geſ.'s zum Handelsgeſetzbuch trifft nur dann zu, wenn eine 
Verwendung zur Seefahrt ſtattfindet. 
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Zu erwähnen ſind endlich beſonders die Fälle der 
Bergung und Wegnahme der Schiffe. Wird ein ge- 
borgenes Schiff auf Veranlaſſung des Rheders geſchleppt, ſo 
gilt nichts Beſonderes. Wird daſſelbe nur von ſelbſtändig 
handelnden Bergern geſchleppt, ſo ſind nur dieſe und zwar 
perſönlich haftbar, ſoweit ſie ſelbſt, beſchränkt auf den Ber⸗ 
gungsdampfer, ſoweit deren Beſatzung, einſchließlich des auf 
das geborgene Schiff detachirten Theils, ein Verſchulden 
trifft. Letzteres ſelbſt (beziehentlich deren Rheder) haftet nicht. 
Der Berger und ſeine Leute ſind nicht Beſatzung im Sinne 
des Geſetzes, auch verwendet es der Eigenthümer nicht zur 
Seefahrt. Wird ein Schiff von feindlichen Kreuzern ins 
Schlepptau genommen, ſo haftet der Rheder für Kolliſionen 
auf der Reiſe unter keinen Umſtänden, weil eine frei han⸗ 
delnde Beſatzung nicht vorhanden iſt. 


III. 


Die Anwendbarkeit der Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchts über Pereint anf Akkiengeſellſchaften. 


Von 


Herrn Rechtsanwalt Albert Pinner in Berlin. 


Im Gebiet des Handelsrechts ſteht das Bürgerliche Ge— 
ſetzbuch dem Handelsgeſetzbuch nach. 

„In Handelsſachen kommen die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuches nur inſoweit zur An— 
wendung, als nicht im Handelsgefetzbuch oder in 
dieſem Geſetz ein anderes beſtimmt iſt“ ). 

Dieſer anſcheinend ſo ſelbſtverſtändliche Satz zeigt bei 
näherer Prüfung, daß er, wie alle allgemein ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſätze, genügend Raum für Zweifel und Streit 
bietet. Dit auch das Handelsgeſetzbuch ein die Verhältniſſe 
des Handelsverkehrs ausſchließlich regelndes Geſetz, ſo gelten 
doch für dieſen die allgemeinen Grundſätze, die überhaupt 
für den Rechtsverkehr gelten: ja die Entwicklung hat ſogar 
dahin geführt, daß Grundſätze, die ſich zunächſt der Handels: 
verkehr geſchaffen hat, wie z. B. die Formfreiheit, Rücktritt 
von gegenſeitigen Verträgen u. ſ. w. Gemeingut geworden 
und damit dem Handelsgeſetz entfremdet und dem Bürger— 
lichen Recht zugeführt ſind. Die im Bürgerlichen Recht 


1) Art. 2 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch. 
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niedergelegten allgemeinen Grundſätze treten daher ergän⸗ 
zend dem im Handelsgeſetzbuch enthaltenen Kaufmannsrecht 
zur Seite. 

Hier iſt nun der Raum für Grenzſtreitigkeiten gegeben. 
Wann treten die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ergänzend ein, wann iſt im Handelsgeſetzbuch „ein 
anderes“ beſtimmt, jo daß das Eintreten ausgeſchloſſen ift? 

Im Folgenden ſoll verſucht werden, von den generellen, 
in Betracht kommenden Geſichtspunkten aus, eine wichtige 
Spezialfrage dieſes Grenzgebietes zur Löſung zu bringen, 
inwieweit nämlich die allgemeinen Grundſätze des Bürger: 
lichen Geſetzbuches über Vereine ergänzend zu den Beltim- 
mungen des Handelsgeſetzbuches über Aktiengeſellſchaften zur 
Anwendung zu bringen ſind. 

Die überwiegende Mehrheit der Schriftſteller ſpricht 
ſich für grundſätzliche Anwendbarkeit der Beſtimmungen aus ). 

Die Gründe, die die Verfechter dieſer Theorie anführen, 
erſcheinen nicht überzeugend und treffen den Kern der Frage 
nicht. Staub und Makower weiſen zunächſt darauf hin, 
daß „Aktiengeſellſchaft“ in § 6 Abſ. 2 des HGB’s als 
„Verein“ bezeichnet wird, daher den Normen des rechts— 
fähigen Vereins im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuches 
unterliegt. Die Entſtehungsgeſchichte dieſes Paragraphen 
aber beweiſt ſchon, daß die Schlüſſe, die aus dem Wort 
„Verein“ gezogen werden, zu weitgehend ſind. In dem 
erſten Entwurfe war die fragliche Beſtimmung des § 4 Abſ. 3 
in folgendem Wortlaut enthalten: 

„Die Rechte und Pflichten einer Perſonenver— 
einigung, der das Geſetz ohne Rückſicht auf den 
Gegenſtand des Unternehmens die Eigenſchaft eines 


2) Vgl. unter anderen: Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften 
S. 102; Staub, Kommentar (6. Aufl.) § 178 Anm. 9; Ma: 
ko wer, Kommentar (12. Aufl.) S. 347, und beſonders Simon 
in ſeiner eingehenden Darlegung „Der Einfluß des Bürgerlichen 
Geſetzbuches auf das Aktienrecht“ in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX 
S. 1 ff. | 
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Kaufmanns beilegt, werden durch die Vorſchriften 
des Abſ. 1 nicht berührt.“ 

Die Kommiſſion beſchränkte ſich darauf die Beſtimmung 
in S 4 zu ſtreichen und zu § 6 zu ſetzen, in dem fie in der 
jetzt geltenden Faſſung erſcheint, ohne daß der Erſatz des 
Wortes „Perſonenvereinigung“ durch „Verein“ beſonders 
motivirt wurde. Es ſollte eben nur der im Bürgerlichen 
Geſetzbuch für die durch Perſonenvereinigung gebildeten 
juriſtiſchen Perſonen gebrauchte Ausdruck „Verein“ aufge— 
nommen werden. So beweiſt der Paragraph alſo nur, daß, 
was auch ſonſt heute wohl nicht mehr beſtritten iſt, die 
Aktiengeſellſchaft eine juriſtiſche Perſon iſt; man kann auch 
ferner daraus folgern, daß diefe juriſtiſche Perſon ein Rechts⸗ 
ſubjekt derſelben Art iſt, wie es das Bürgerliche Geſetzbuch 
als „Verein“ bezeichnet; ob aber, und inwieweit die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über Vereine auf 
dieſe nach beſonderen Grundſätzen des Handelsgeſetzbuches 
konſtruirten Vereine Anwendung finden, ift durch diefe Be- 
ſtimmungen in keiner Weiſe entſchieden. 

Ferner weiſen Staub und Makower auf die ES 21 
und 22 des B.GB.'s hin; Simon baut feine Theorie allein 
auf dieſe Paragraphen auf. § 21 ſagt, daß ein idealer 
Verein Rechtsfähigkeit durch Eintragung erwirbt; § 22 
ſchreibt für wirthſchaftliche Vereine die Erlangung der Redts- 
fähigkeit durch ſtaatliche Verleihung vor und zwar — und 
dies ſind die nach Simon entſcheidenden Worte — „in 
Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlichen Vorſchriften“. Da 
nun — ſo folgert Simon — die Anwendbarkeit des § 22 
für Aktiengeſellſchaften und andere reichsgeſetzlich geordnete 
Vereine ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt, ſo ergäbe ſich, daß 
alle anderen Vorſchriften Anwendung finden müſſen. 

Auch hier geht aus den Materialien hervor, daß dieſer 
Schluß auf die Abſicht des Geſetzgebers — denn eine aus: 
drückliche Beſtimmung fehlt — ein zu weitgehender iſt. 

Der erſte Entwurf, der die Erlangung der Rechtsfähig— 
keit überhaupt nach dem Landesgeſetz beurtheilt wiſſen wollte, 
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beſtimmte dies allgemein „in Ermangelung beſonderer reichs— 
geſetzlicher Vorſchriften“; erſt der zweite Entwurf brachte die 
Theilung in ideale und wirthſchaftliche Vereine und behielt 
für letztere obige Klauſel bei, mit der folgenden ausdrück⸗ 
lichen Motivirung: 

„Aber auch nach ihren privatrechtlichen Be- 
ziehungen war eine erhebliche Zahl von Vereini⸗ 
gungen der Regelung durch das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch nicht zu unterwerfen, es gehören dahin zu⸗ 
nächſt die ſchon durch die bisherige Reichsgeſetz⸗ 
gebung geordneten Vereinigungen, insbeſondere die 
handelsrechtlichen Geſellſchaften, die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, für ſie bewendet es bei 
den bisherigen Beſtimmungen“ 3). 

Die Beſtimmung alſo, daß dieſe Vereine in Betreff 
der Regelung der Rechtsfähigkeit dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch nicht unterliegen — eine Vorſchrift, die übrigens nach 
Art. 32 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz— 
buch überflüſſig war — folte im Gegentheil diefe Gefell- 
ſchaften überhaupt der Regelung durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch entziehen. Wollte man nun auch Simon zu— 
geben, daß dieſer Wille des Geſetzgebers im Geſetz an dieſer 
Stelle Ausdruck nicht gefunden hat, jo kann man doch fiber: 
lich nicht folgern, daß argumento e contrario alle anderen 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches Anwendung 
finden ſollen. Hierfür gibt doch weder der Wortlaut des 
Geſetzes, noch der Zuſammenhang der Beſtimmungen den 
geringſten Anhalt. 

Aus dem Geſagten folgt zunächſt negativ, daß weder 
eine ausdrückliche Beſtimmung des Geſetzes, nach welcher 
die handelsrechtlich geordneten Geſellſchaften den allgemeinen 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Vereine 
unterliegen, vorhanden iſt, noch aus dem Zuſammenhang 


3) Vgl. Mugdan, Materialien ©. 826. 
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der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder des 
Handelsgeſetzbuchs eine derartige Folgerung gezogen werden 
kann. 

Maßgebend für die Entſcheidung der Frage ſind daher 
lediglich die allgemeinen Grundſätze über das Verhältniß 
beider Geſetze zu einander, wie ſie insbeſondere in dem Ein— 
führungsgeſetz niedergelegt ſind. Dieſe aber ergeben ein 
den Meinungen der bezeichneten Schriftſteller entgegenge— 
ſetztes Reſultat. Denn, wenn dieſe das Prinzip aufſtellen, 
daß grundſätzlich die Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs über Vereine Anwendung finden und nur inſoweit 
Ausnahmen zugeben, als beſondere aktienrechtliche Grund— 
ſätze entgegenſtehen (Simon, Lehmann) oder foweit aftien- 
rechtliche Grundſätze im Stich laſſen (Staub), ſo iſt im 
Gegentheil aus allgemeinen Prinzipien zu folgern, daß die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Vereine auf 
Aktiengeſellſchaften nicht zur Anwendung kommen und eine 
Heranziehung nur bei Materien möglich iſt, die im vun 
geſetzbuch nicht geordnet find. 

I. Das Bürgerliche Geſetzbuch wollte nur das Bürger⸗ 
liche Recht feſtſtellen. Die Motive (vgl. Mugdan a. a. O. 
S. 3) ſagen dies mit abſoluter Deutlichkeit: „Die Kodifi— 
zirung des bürgerlichen Rechts iſt nicht erſtreckt auf das 
Wechſel⸗ und Handelsrecht und das dazu gehörige Rechts— 
gebiet,“ und werden dieſe in den Motiven „die ausgeſchie— 
denen Materien“ genannt. Dies drückt das Einführungs— 
geſetz (im erſten Entwurf Art. 3, jetzt Art. 32) dahin aus: 

„Die Vorſchriften der Reichsgeſetze bleiben in 

Kraft, ſie treten jedoch inſoweit außer Kraft, als 

ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dieſem 
Geſetz die Aufhebung ergibt.“ 

Demnach geht das Prinzip des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
dahin, daß es die Materien des Handelsgeſetzbuchs nicht in 
den Kreis ſeiner Vorſchriften zieht. Für die hier vorliegende 
Frage iſt — wie bemerkt — dies noch ausdrücklich in § 22 
wiederholt. 
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II. Das Handelsgeſetzbuch läßt für Handelsſachen das 
Bürgerliche Geſetzbuch nur als ſubſidiäres Recht zu. Daß 
die Worte in Art. 2 des Einführungsgeſetzes zum Handels- 
geſetzbuch „ein anderes beſtimmt“ nicht nur eine ausdrück⸗ 
liche Vorſchrift bedeuten, ſondern auch zur Anwendung 
kommen, wenn ſich aus dem Zuſammenhang ergibt, daß die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen ſein 
ſollen, wird wohl kaum beſtritten werden. Hiernach iſt unter 
allen Umſtänden die Anwendung einer Beſtimmung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen, die einer Beſtim— 
mung des Handelsgeſetzbuchs widerſpricht; ausgeſchloſſen iſt 
aber ferner die Anwendung von Einzelbeſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auf handelsrechtliche Inſtitute, 
die ihre Regelung im Handelsgeſetzbuch gefunden haben. 
Indem das Handelsgeſetzbuch ein Inſtitut einheitlich regelt, 
hat es die Präſumtion für ſich, daß dieſe Regelung eine 
geſchloſſene ſein ſoll. Etwa nothwendige Ergänzungen ſollen 
aus den im Handelsgeſetzbuch niedergelegten Grundſätzen, 
nicht aus anderen Geſetzen gefunden werden. Dies erweiſt 
ſchon die Entſtehungsgeſchichte des Handelsgeſetzbuchs. Das— 
ſelbe ſtand bis zum 1. Januar 1900 einer Anzahl verſchie⸗ 
dener bürgerlicher Rechte gegenüber. Indem es ſeine In— 
ſtitute für den Kreis des Handelsverkehrs regelte, wollte es 
ein einheitliches Recht für dieſe ſchaffen, nicht aber ſollten, 
ſoweit nicht im Handelsgeſetz nicht geregelte Materien in 
Frage kamen, Beſtimmungen zur Ergänzung herangezogen 
werden, die für die verſchiedenen in Betracht kommenden 
bürgerlichen Rechte verſchieden waren. Für das neue Handels— 
geſetzbuch würde dieſer Grund allerdings fortfallen. Da 
aber dies Geſetz die Grundſätze und Inſtitutionen des alten 
Handelsgeſetzbuches im weſentlichen unverändert übernommen 
hat und, da in keiner Weiſe die Abſicht kundgegeben iſt, 
von den bisherigen Grundſätzen abzuweichen, ſo iſt ſchon 
hieraus zu folgern, daß dieſe Grundſätze auch für das neue 
Handelsgeſetzbuch in Geltung bleiben ſollen. 

Einen ſtrikten Beweis für die Richtigkeit dieſer Deduktion 
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gibt aber ferner § 105 Abſ. 2. Auch hier ift ein Inſtitut, 
nämlich das der offenen Handelsgeſellſchaft geordnet, aber 
nicht ausſchließlich; das Geſetz verweiſt daher ausdrücklich 
auf die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
die Geſellſchaften zur Ergänzung. Hier zeigt alſo das Geſetz 
deutlich, daß, wo es für ein vollſtändig geordnetes Inſtitut 
andere Beſtimmungen heranziehen will, es dies ausdrücklich 
erklärt, und hier iſt argumento e contrario der Schluß ge— 
rechtfertigt, daß, wo die Heranziehung nicht ausdrücklich ge— 
ſtattet iſt, ſie verboten werden ſoll. 


III. Für die Aktiengeſellſchaften fehlt eine derartige 
Verweiſung. Da — wie nicht zweifelhaft iſt — das In— 
ſtitut der Aktiengeſellſchaften, ſoweit aktienrechtliche Geſichts— 
punkte in Frage kommen, ausſchließlich geordnet iſt, ſo iſt 
nach obigen Darlegungen eine Heranziehung des Vereins— 
rechts unzuläſſig. Es ergibt dies auch die Natur der beiden 
in Frage kommenden Inſtitute. Die Aktiengeſellſchaften 
ebenſo wie die anderen reichsrechtlich geordneten Vereine 
haben ſich im Laufe der Jahre, in Zuſammenarbeit von 
Theorie und Praxis, hiſtoriſch entwickelt. Die Geſetzbücher 
haben ſie erſt in Umriſſen, dann immer weiter auf Einzel— 
heiten eingehend, aufgenommen und insbeſondere ſeit dem 
Geſetz von 1884 iſt das Inſtitut der Aktiengeſellſchaften als 
ſolches in Deutſchland geſetzlich geregelt. Ein Rechtsbegriff, 
der ſich ſo im Laufe der Jahre ausgebildet hat, iſt ein fein 
gefügtes Ganzes, in das man nicht ohne Schaden für das 
Syſtem fremde Elemente hineinbringen kann. Zeigt es ſich, 
daß irgendwo etwas fehlt, ſo hat die Ergänzung aus ſich 
ſelbſt heraus, nicht aus anderen Geſetzen, die anderen 
Verhältniſſen entſprechen, zu erfolgen. Am wenigſten kann 
dies aus dem Vereinsrecht geſchehen; denn dies, wie es 
nach langen Kämpfen im Bürgerlichen Geſetzbuch nieder⸗ 
gelegt iſt, iſt ein dem Recht der Aktiengeſellſchaften voll⸗ 
ſtändig difformes Recht. Die Heranziehung ſeiner Beſtim⸗ 
mungen würde die logiſche, von der Praxis geſchaffene, 
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vom Geſetz anerkannte Gliederung der Aktiengeſellſchaften 
zerſtören. 

Demnach komme ich zu folgendem Reſultat: Da das 
Geſetz die Heranziehung der Beſtimmungen über Vereine 
für das Recht der Aktiengeſellſchaften nicht ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt, vielmehr aus der Vorſchrift des Art. 2 des Ein: 
fübrungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch und aus dem Um: 
ſtand, daß die Aktiengeſellſchaft im Handelsgeſetzbuch als 
ſolche geordnet iſt, das Gegentheil zu ſchließen iſt, ſo iſt dieſe 
Heranziehung, ſoweit das Geſetz die Aktiengeſellſchaften als 
Inſtitute ordnet, ausgeſchloſſen. 


IV. Wendet man das ſo gewonnene Prinzip auf die 
einzelnen Vorſchriften an, ſo ſind praktiſch die Reſultate 
nur in einigen, allerdings nicht unweſentlichen, Punkten ab- 
weichend von den Folgerungen, die Simon auf Grund 
ſeiner Theorie zieht. Denn auch er muß zugeben, daß, 
„ſoweit aktienrechtliche Grundſätze entgegenſtehen“, die An⸗ 
wendung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen iſt. 

Im Einzelnen ſei auf Folgendes hingewieſen: 

1. § 210 Abſ. 2 des HGB.'s beſtimmt: 

„Die Aktiengeſellſchaft gilt als Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, auch wenn der Gegenſtand des Unterneh— 
mens nicht im Betriebe eines Handelsgewerbes 
beſteht.“ 

Wenn hier auch nur negativ geſagt iſt, daß es der 
Anerkennung einer Geſellſchaft als Aktiengeſellſchaft nicht 
widerſpricht, wenn ihr Gegenſtand nicht in Handelsge— 
ſchäften beſteht, ſo war doch nie zweifelhaft, und konnte nach 
der Entwicklung des geſetzgeberiſchen Gedankens, ſowie nach 
Wortlaut und Sinn des Geſetzes gar nicht zweifelhaft ſein, 
daß hiernach auch nicht wirthſchaftliche Geſellſchaften die 
Form der Aktiengeſellſchaft wählen können. Die Praxis 
hat demgemäß auch unbedenklich eine ganze Reihe derartiger 
Geſellſchaften zugelaſſen. Dies hält Simon jetzt für aus- 
geſchloſſen, da im § 21 B.GB.'s die Klauſel des § 22 und 23 
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„in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften“ 
fehlt. Es iſt oben nachgewieſen, daß eine Abſicht des Ge— 
ſetzgebers, eine derartige Unterſcheidung zu machen, nicht 
beſtand. Es iſt ferner hervorgehoben, daß mit Rückſicht auf 
Art. 32 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
die Klauſel auch in § 22 und 23 hätte fortfallen können. 
Sie iſt hinzugenommen, um die reichsgeſetzlichen wirthſchaft— 
lichen Vereine unter allen Umſtänden der Kompetenz des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu entziehen. Wenn nun auch zu— 
zugeben iſt, daß es korrekter geweſen wäre, die Klauſel ent- 
weder ganz fortfallen zu laffen oder auch zu § 21 hinzu— 
zufügen, ſo kann dies doch nicht zu dem Schluſſe führen, 
daß die Unterlaſſung bei dem einen Paragraphen bei dieſem 
unbedingt die Aufhebung aller reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
zur Folge haben muß. 

Die Prüfung dieſer Frage erübrigt ſich aber. Stände 
man ſelbſt auf dieſem Standpunkt, nähme man alſo an, 
das Bürgerliche Geſetzbuch ſchließe für nicht wirthſchaftliche 
Vereine die Ertheilung der Rechtsfähigkeit anders als durch 
Eintragung in das Vereinsregiſter aus, ſo würde dennoch 
dieſe Beſtimmung dem Handelsgeſetz gegenüber ohne Kraft 
ſein. Das Handelsgeſetzbuch geht als jüngeres Geſetz dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch vor. Beſtimmt daher erſteres — 
wie bisher als unzweifelhaft angenommen wurde und wie 
auch jetzt wohl nicht bezweifelt werden kann — in $ 210 
Abſ. 2, daß Aktiengeſellſchaften auch zu nicht wirthſchaft— 
lichen Zwecken entſtehen können, fo wäre eine entgegen: 
ſtehende Vorſchrift des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegenüber 
den Aktiengeſellſchaften ihrer Wirkung beraubt. 

Auch jetzt können daher Vereinigungen, die die Form 
der Aktiengeſellſchaft für vortheilhafter erachten, als die des 
eingetragenen Vereins, erſtere Form wählen. (Zu bem: 
jelben Reſultat gelangt Rieger in der Deutſchen Juriſten— 
zeitung, V. Jahrgang Nr. 6, der ſonſt auf dem Simon— 
ſchen Standpunkt ſteht.) 

2. Was die Verfaſſung der Aktiengeſellſchaften betrifft, 
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ſo iſt nach der hier vertretenen Theorie jede Ergänzung 
durch die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus— 
geſchloſſen. Weder ift § 28 Abſ. 1 des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs auf die Geſchäftsführung des Vorſtandes nach innen 
anzuwenden (wie Simon S. 12 gegen Staub 6. Auflage 
S. 690 Anm. 8 annimmt), noch kann nach $ 29 B. GB. s, 
wenn Vorſtandsmitglieder fehlen, in dringenden Fällen das 
Amtsgericht ſolche beſtellen. 

3. Beizuſtimmen iſt dagegen Simon darin, daß § 31 
B. GB.'s, der die Haftung des Vereins für Handlungen 
feiner Organe regelt, auch auf die Aktiengeſellſchaften An: 
wendung findet. Die ganze Materie, inwiefern die Gefell- 
ſchaft für Handlungen ihrer Vorſtandsmitglieder ſchadenerſatz— 
pflichtig iſt, iſt im Aktienrecht nicht geordnet; es kommen 
auch keinerlei aktienrechtliche Geſichtspunkte dabei in Frage. 
Für dieſe Materie iſt daher im Handelsgeſetzbuch nicht 
„ein anderes beſtimmt“. Hier iſt daher Raum für die An— 
wendung des in § 31 enthaltenen allgemeinen Grundſatzes. 

4. Was die Auflöſungsgründe der Aktiengeſellſchaften 
betrifft, fo gab gerade die Frage, ob $ 43 B. GB.'s auf 
die Aktiengeſellſchaften Anwendung findet, Anregung zu der 
erſten eingehenden Unterſuchung des hier erörterten Streit— 
punktes. Die Beſtimmung im preußiſchen Ausführungs- 
geſetz zum Handelsgeſetzbuch, nach der die Auflöſung von 
Aktiengeſellſchaften bei Verübung rechtswidriger, das Gemein— 
wohl ſchädigender Handlungen für zuläſſig erklärt wurde — 
eine Vorſchrift, die beinahe das Schickſal des Geſetzes ge— 
fährdet hätte — wäre überflüſſig geweſen, wenn man die 
Anwendung der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und damit auch die des $ 43 auf die Aktiengeſellſchaften 
für zuläſſig angeſehen hätte. 

Schon der Umſtand, daß weder die Regierung, noch 
irgend ein Mitglied des Parlaments dieſe Frage auch nur 
erörterten, erweiſt, daß wenigſtens der preußiſche Geſetzgeber 
die Anwendung für ausgeſchloſſen hielt. 

Dem oben angegebenen Prinzip folgend, muß dieſe 


110 Pinner: Bürgerliches Geſetzbuch und Aktiengeſellſchaften. 


Anſicht für richtig erachtet werden. Allerdings läßt das 
Handelsgeſetzbuch in S 292 Abſ. 2 auch andere Auflöſungs— 
gründe, als die dort ausdrücklich angeführten zu; als ſolche 
anderen Gründe ſind zunächſt die aus dem Weſen des 
Aktienrechts folgenden, z. B. Amortiſation aller Aktien u. ſ. w., 
anzuſehen. Nicht beſtritten iſt auch, daß eine Auflöſung aus 
Gründen öffentlichen Rechts zuläſſig iſt, da das Handels— 
geſetzbuch nur das private Geſellſchaftsrecht regelt. Nichts 
ſpricht aber dafür, daß die anderen Gründe aus anderen 
Civilgeſetzen, insbeſondere dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
entnehmen find. Mag auch der § 34 in gewiſſer Weiſe 
öffentlich rechtlichen Charakter haben, das Bürgerliche Geſetz— 
buch wollte nur civilrechtliche Normen aufſtellen und das 
öffentliche Vereinsrecht den Landesgeſetzen überlaſſen. (Vgl. 
S 61 Abſ. 2, § 74 Abſ. 3.) Liegt aber in $ 43 nur eine 
civilrechtliche Norm vor, ſo kommen auch hier die oben an— 
geführten Geſichtspunkte allein in Betracht und muß eine 
Anwendung der im Bürgerlichen Geſetzbuch enthaltenen Auf— 
löſungsgründe für ausgeſchloſſen erachtet werden. 


IV. 


Das Gflerreihifhe Aktienregulatir. 
Vom 20. September 1899 '). 
Bon 


Herrn Dr. Walther Nothnagel in Wien. (F) 


I 


Während im Deutſchen Reiche in Einklang mit der 
wirthſchaftlichen Entwicklung das Aktienrecht, wie es ſich auf 
Grund des Buches II Titel 3 des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches darſtellt, vorzüglich durch die Novellen 
vom Jahre 1870 und 1884 die einſchneidendſten Verände⸗ 
rungen und durch das neue deutſche Handelsgeſetzbuch im 
inneren Zuſammenhange mit den Handelsgeſellſchaften eine 
Reviſion erfuhr, blieben die Reformverſuche in Oeſterreich 
bisher vergeblich. Das ganze öſterreichiſche Aktienweſen krankt 
an dem Konzeſſionirungsſyſtem, insbeſondere an der aus- 


1) Die folgende Beſprechung dieſes Aktienregulativs konnte des be⸗ 
ſchränkten Raumes wegen nicht eine eingehende Kritik aller Detail⸗ 
beſtimmungen mitumfaſſen. Es wurde vielmehr nur beabſichtigt, 
einen kurzen Ueberblick mit Berückſichtigung des früheren öſter⸗ 
reichiſchen, ſowie des jetzigen deutſchen Rechtszuſtandes zu geben. 
Literaturcitate wurden ebenfalls aus dieſem Grunde faſt völlig 
vermieden. — Das Regulativ iſt (mit erläuternden Bemerkungen 
von Keyßner) in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX S. 311 ff. (je⸗ 
doch ohne Abſchnitt 1) abgedruckt. 


112 Nothnagel: Das öſterreichiſche Aktienregulativ. 


geſprochenen Mißgunſt, welche von ſeiten der Behörden Aktien— 
unternehmungen bisher entgegengebracht wurde. Die Aktien— 
geſellſchaften unterſtehen bezüglich der Konzeſſionirung und 
der Kontrolle der Geſchäftsgebahrung den Verwaltungs— 
behörden nach dem Kaiſerl. Patent von 1852, welches die 
Kompetenz zur Ertheilung von Konzeſſionen dem Miniſterium 
des Innern im Einvernehmen mit den anderen betheiligten 
Reſſortminiſterien vorbehält. 

Aus dieſer Beſtimmung des Patentes ging die Vereins— 
kommiſſion (ſtändige Kommiſſion für Vereinsangelegen— 
heiten) hervor, welcher die Beratung aller, der miniſteriellen 
und landesherrlichen Bewilligung unterliegenden Vereins— 
ſtatuten zugewieſen wurde. Sie beſteht aus einem vom 
Miniſterium des Innern ernannten Sektionschef als Vor— 
ſitzenden und ſtändigen Referenten, und aus ſtändigen von 
den Miniſterien delegirten Mitgliedern. Die Haltung der 
Vereinskommiſſion gegenüber Bewilligungsgeſuchen war eine 
ziemlich ſchwankende, hat ſich jedoch im Allgemeinen ſeit dem 
Jahre 1873 in der Richtung bewegt, die Errichtung von 
Aktiengeſellſchaften ſo viel als möglich zu erſchweren, ein 
Beſtreben, das vermöge des ihr zur Seite ſtehenden Ver— 
waltungsapparates durchaus von Erfolg gekrönt war. Anderer— 
ſeits war die Kommiſſion nicht in der Lage, die zur Be— 
willigung eingereichten Statuten in der Weiſe zu beeinfluſſen, 
daß auf dieſem Wege die durch das Allgemeine Deutſche 
Handelsgeſetzbuch nicht geregelten Fragen entſprechend den 
heutigen wirthſchaftlichen und rechtlichen Anſchauungen ge— 
löſt wurden. Da jedoch zweifellos auch in Oeſterreich trotz 
der verhältnißmäßig geringen Entwicklung des Aktienweſens 
die Beibehaltung des bisherigen Rechts auf die Dauer un— 
haltbar war, ſo wurde von der Regierung bereits in den 
Jahren 1869, 1873 und 1882 eine Reform ernſtlich in Aus— 
ſicht genommen und wurden Geſetzentwürfe vorbereitet, die 
indeſſen nie zur verfaſſungsmäßigen Berathung bezw. Aus— 
führung gelangten. Erſt im Jahre 1898 wurden, durch ein 
ſehr ſachgemäßes Memorandum des damaligen Finanzminiſters 
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Dr. Kaizl eingeleitet, die Verſuche aufs Neue aufgenommen, 
allerdings ohne daß ſich zugleich eine entſprechende Neu⸗ 
regelung des Börſengeſetzes daran anſchloß. Es wurde eine 
Reihe von Gutachten hervorragender juriſtiſcher und wirth— 
ſchaftlicher Korporationen über die eventuellen Grundlagen 
eines neuen Aktienrechtes vermittelſt eines Fragebogens ein: 
gefordert. Die Antworten ließen erkennen, daß enge An— 
lehnung an das deutſche Aktienrecht mit entſprechender 
Rückſichtnahme auf die ſpezifiſch öſterreichiſchen Verhältniſſe 
allgemein als zweckmäßig erſchien. 

Eine geſetzgeberiſche Behandlung dieſes überaus wichtigen 
Gegenſtandes, welche naturgemäß den lebhafteſten Kampf der 
verſchiedenen wirthſchaftlichen und politiſchen Parteien her⸗ 
vorrufen mußte, erſchien jedoch der Regierung zunächſt als 
undurchführbar, und ſo war dieſelbe beſtrebt, wenigſtens im 
Verordnungswege eine möglichſte Anpaſſung des Aktien⸗ 
rechtes an die in Theorie und Praxis gewonnenen modernen 
Grundſätze herbeizuführen. Im Wege des internen Verkehres 
zwiſchen den betheiligten Miniſterien wurden in dreimal ge— 
änderter Faſſung die Grundzüge eines Aktienregulativs aus— 
gearbeitet, einer viergliederigen Sachverſtändigenkommiſſion 
vorgelegt?) und am 20. September 1899 als Verordnung 
der Miniſterien des Innern, der Finanzen, des Handels, der 
Juſtiz und des Ackerbaues mit ſofortiger Wirkſamkeit publi: 
ziert. Dieſes Regulativ, welches als vornehmlichen Zweck die 
Erleichterung der Errichtung und Umbildung von Aktien— 
geſellſchaften auf dem Gebiete der Induſtrie und des Handels 
bezeichnet, iſt eine Ausführung des Vereinspatentes vom 
26. November 1852. 

Das Regulativ ſtellt ſich als ein im Kompromißwege 
geſchaffener Nothbehelf mangels Einführung eines neuen 


2) Die Verhandlungen dieſer Kommiſſion, an welcher die Hervor: 
ragendſten Juriſten, Nationalökonomen und Praktiker theilnahmen, 
ſind leider nicht veröffentlicht, ſo daß die Motive und Entſtehungs⸗ 
geſchichte einzelner Beſtimmungen nicht recht erkennbar ſind. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 8 


114 Nothnagel: Das öſterreichiſche Aktienregulativ. 


Aktiengeſetzes dar. Da die Regelung aller Fragen, die der 
Geſetzgebung vorbehalten ſind, im Verordnungswege nicht 
erfolgen konnte, ſo iſt das Ganze als ein Inbegriff von 
Normativbedingungen für die Konzeſſionirung. 
von Aktienunternehmungen gedacht. Der Konzeſſions— 
zwang ſelbſt konnte im Verordnungswege nicht aufgehoben 
werden. Es konnten alle die im Handelsgeſetzbuch offen 
gelaſſenen oder nicht mehr entſprechend geregelten Fragen 
über Gründungshergang, Apports, Emiſſion, Gründerverant— 
wortlichkeit, Rechte aus den Aktien, Verwaltung, Bilanz, 
Reſervefond u. ſ. w. u. ſ. w. endgiltig in einer Verordnung 
nicht gelöſt werden. Man griff ſo zu dem Mittel, die Regelung 
der im Regulativ obligatoriſch oder fakultativ aufgeſtellten 
Punkte in dem zur Bewilligung vorgelegten Statutenentwurfe 
zur Vorausſetzung der Konzeſſionsertheilung zu 
machen und ſo einerſeits für die Vereinskommiſſion 
ein Höchſtmaß von Anforderungen feſtzuſetzen, bei deren Er— 
füllung im Statute die Konzeſſionsertheilung nicht mehr 
verweigert werden darf, und andererſeits auf dieſe Weiſe 
die Konzeſſionswerber zur ſachgemäßen Regelung 
einer ganzen Reihe von bedeutſamen Fragen im Statute 
und zwar in dem vom Regulative vorgeſchriebenen Sinne 
zu zwingen. Das Regulativ ſucht alſo gerade durch den 
beibehaltenen Konzeſſionirungszwang das angeſtrebte Ziel, 
nämlich die Abfaſſung der Geſellſchaftsſtatuten in dem von 
ihm gewollten Sinne, zu erreichen. Das Regulativ iſt nicht 
Geſetz und hat als verordnungs mäßige Regelung einer 
der Geſetzgebung vorbehaltenen Materie keine unmittelbar ver- 
pflichtende Kraft. Daher wurde es zur Grundlage des Gefell- 
ſchaftsſtatutes gemacht. Nur dann darf in Zukunft ein 
ſolches genehmigt werden, wenn es den im Regulativ auf— 
geſtellten Bedingungen entſpricht, welche auf dieſe Weiſe 
zwingende Vorſchriften für die bewilligende Behörde 
werden. — Der ſtaatsrechtliche Charakter des Regulativs ift 
alſo, da in demſelben eine materielle, allgemein verbindliche 
Regelung einer der Geſetzgebung vorbehaltenen Materie nicht 
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enthalten ſein kann, der einer die Verwaltungsbehörde ein⸗ 
ſeitig bindenden Vorſchrift, ohne direkte Zwangswirkung gegen⸗ 
über dem Unterthan. 

Im Verhältniß zum Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuch 
hat das Regulativ nur ergänzenden Charakter. Ueberall 
da, wo Lücken im Geſetz vorhanden ſind, bezw. wo das 
Geſetz nicht den Charakter des jus cogens hat, bemüht ſich 
das Regulativ einzuſetzen und ſeinerſeits als Ergänzung und 
Ausführung ein jus cogens inſofern zu ſchaffen, als bei 
Vernachläſſigung der hier vorgeſchriebenen Beſtimmungen die 
Konzeſſion nicht ertheilt werden ſoll. 

Das Regulativ bedeutet gegenüber dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand einen ganz außerordentlichen Fortſchritt, ohne aller- 
dings nur halbwegs ein neues Aktiengeſetz überflüſſig zu 
machen. Es enthält eine Reihe höchſt bedeutſamer Beſtim⸗ 
mungen, welche ſich als mit den durch langjährige Erfahrung 
gewonnenen Grundſätzen übereinſtimmende Löſungen mannig- 
faltiger wichtigſter Fragen darſtellen. 

Leider herrſcht, wie an den betreffenden Stellen an— 
gedeutet werden wird, nicht immer eine folgerechte Durch— 
führung der modernen Grundſätze. Vielfach blieb der Gefet- 
geber auf halbem Wege ſtehen, ohne die nöthigen Schluß— 
folgerungen zu ziehen. | 

Formell läßt das Regulativ in der Anordnung des 
Stoffes Ueberſicht, ſowie in der Redaktion oft die wünſchens⸗ 
werthe Klarheit vermiſſen. 

Sein Werth wird leider, wie es in der Natur der 
Sache liegt, auch dadurch bedeutend beſchränkt, daß es ſich 
nur auf neu zu errichtende bezw. umzubildende Aktienunter— 
nehmungen bezieht. Auf bereits beſtehende Unterneh— 
mungen finden ſeine Beſtimmungen nur inſoferne Anwendung, 
als die geltenden geſellſchaftlichen Statuten nicht entgegen— 
ſtehen, d. h. es trägt auch den beſtehenden Statuten gegen— 
über nur ergänzenden Charakter — dann allerdings nach 
Maßgabe der einzelnen Beſtimmungen einen ſolchen des jus 
cogens (§ 57 Reg.). 
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Daneben iſt eine andere erhebliche Einſchränkung des 
Geltungsgebietes des Regulativs von größter Wichtigkeit. 
Es erſtreckt ſich nämlich nur auf alle jene Aktiengeſellſchaften, 
welche „Handelsgeſellſchaften“ ſind, „mit Ausnahme derjenigen 
Geſellſchaften, bei welchen der Betrieb von Bank-, Kredit: 
oder Verſicherungsgeſchäften, der Bau oder Betrieb von 
Schiffahrtskanälen oder von Eiſenbahnen (einſchließlich der 
Lokal-, Kleine und Straßenbahnen) oder der Betrieb der 
Dampfſchiffahrt zum Gegenſtande des Unternehmens gehört“). 
Dieſe Einſchränkung widerſpricht den Anſichten der hervor— 
ragendſten Gutachten und ſpeziell auch dem deutſchen Aktien- 
recht, welches allen Aktiengeſellſchaften ohne Rückſicht auf den 
Gegenſtand des Unternehmens den Charakter von Handels— 
geſellſchaften verleiht‘). Der bedeutendſte — wie ſchon bez 
merkt — in der Natur der Verordnung liegende Mangel 
iſt jedoch das Fehlen jeglicher Beſtimmung über Erweiterung 
und Verſchärfung der Haftungen. 


II. 


Das Erforderniß der Konzeſſion zur Errichtung einer 
Aktiengeſellſchaft ift, wie bemerkt, im Regulativ feſtgehalten. 
Vor der Konzeſſionsertheilung und Eintragung der konzeſ— 
ſionirten Geſellſchaft in das Regiſter beſteht dieſelbe nicht. 
Die Konzeſſionsertheilung geſchieht auf Grundlage des vor— 
gelegten Statutenentwurfes. 

Der § 12 Abſ. 2 der Verordnung beſagt: „Die Be: 
willigung wird immer dann ertheilt, wenn der Plan des 
Unternehmens den Anforderungen der beſtehenden Geſetze, 
Verordnungen, insbeſondere auch des gegenwärtigen Regu— 
lativs entſpricht, und keiner der im $ 14 des Kaiſerl. Patentes 
vom 26. November 1852 angeführten Gründe entgegenſteht.“ 
Während alſo nach früherem Rechte die Konzeſſionsertheilung 


3) Einleitung des Regulativs. 
4) Ein Regulativ für die Bankaktiengeſellſchaft ift in Ausſicht geſtellt. 
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in das willkürliche Ermeſſen der Vereinskommiſſion bezw. des 
bewilligenden Miniſteriums geſtellt war, ſind jetzt die Bedin⸗ 
gungen genau feſtgelegt, unter welchen die Konzeſſion ertheilt 
wird, oder vielmehr beſteht — wie in der Diskuſſion über 
das Regulativ bemerkt wurde — jetzt für den Konzeſſions⸗ 
werber wenigſtens die Gewißheit, daß ihm bei Nichterfüllung 
der im Regulativ feſtgeſetzten Bedingungen die Konzeſſion 
nicht ertheilt werden wird ). Denn der citirte § 14 des 
Vereinspatentes läßt immerhin noch der Verwaltungsbehörde 
einen genügenden Spielraum, dem Konzeſſionswerber die 
Konzeſſion auch dann zu verweigern, wenn im Statuten⸗ 
entwurf die ſämmtlichen im Regulativ vorgeſchriebenen Be⸗ 
dingungen enthalten ſind. 

Der citirte § 14 lautet: 

„Die Bewilligung zur Errichtung eines Vereines 

kann nur ertheilt werden, wenn: 

a) der Zweck des Vereines erlaubt iſt und nach dem 

Geſetze Gegenſtand des Vereines ſein darf; 

b) die Bewilligungswerber, nach ihren perſönlichen 
Verhältniſſen und, wo es nöthig iſt, auch nach 
ihren Vermögensumſtänden für die aufrechte Mus- 
führung des Unternehmens Beruhigung ge— 
währen oder wenigſtens kein gegründetes Be- 
denken wegen Verfolgung unerlaubter Nebenzwecke 
obwaltet, und 
wenn der Plan des Unternehmens und deſſen 
Belege den geſetzlichen Anforderungen (§§ 8—13) 
und den eintretenden öffentlichen Rück⸗ 
ſichten entſprechen.“ 

Erſt die Praxis wird ergeben, ob die Begünſtigung der 
Aktienunternehmungen trotz dieſes § 14 wirklich in entſprechen⸗ 
der Weiſe durchgeführt werden wird. Jedoch erſcheint der 
S 2 des Regulativs in dieſer Hinſicht inſofern als einer der 


— 


C 


5) „Die Zeit“ Nr. 261. Federn, Das ſtaatliche Konzeſſionsrecht 
der Aktiengeſellſchaften. 
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wichtigſten Fortſchritte, als offiziell mit dem bisherigen 
Grundſatze, Aktienunternehmungen von vornherein als wirth— 
ſchaftlich verdächtige Unternehmungsformen anzuſehen, ge— 
brochen wird. 

Die Einrichtung der Vorkonzeſſion iſt feſt⸗ 
gehalten. Um die Vorkonzeſſion iſt hauptſächlich dann 
einzukommen, wenn zum Behufe der Erlangung der Zeich— 
nung von Aktien öffentliche Aufforderungen oder Bekannt— 
machungen erlaſſen werden ſollen. Für dieſen Fall ſchreibt 
das Regulativ genau die obligatoriſchen und fakultativen 
Erforderniſſe des dem Geſuche beizuſchließenden Statuten— 
entwurfes vor und verlangt hauptſächlich volle Klarheit be 
züglich der etwa beabſichtigten Bewerbung von Apports, der 
Gründergewinne, ſowie im Anſchluß an die ſinguläre — in 
erſter Linie auf die Rübenlieferungspflicht der Aktionäre von 
Zuckerfabriken bezughabende — Beſtimmung des Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches genaue Detaillirung der Verpflichtung der 
Aktionäre zu wiederkehrenden Leiſtungen ê). 


6) Nach § 3 Reg. hat der Statutenentwurf außer den im Art. 209 
enthaltenen obligatoriſchen Punkten des Geſellſchaftsvertrages fol: 
gende Punkte zu enthalten: 

1. den Namen und eventuell die Firma der Konzeſſionswerber 
und der Perſonen, welche ſonſt etwa die Intereſſen der Aktien⸗ 
geſellſchaft bis zu ihrer definitiven Konſtituirung zu vertreten 
haben; 

5 Beſtimmungen über die Eigenſchaft der Aktien, ob ſie auf 
Inhaber oder auf Namen lauten, ſowie die etwa zugelaſſene 
Umwandlung der einen in die andere Art; 

6. Beſtimmungen über die Art der Einzahlung der Aktien (Voll: 
einzahlung der Aktien oder theilweiſe Einzahlung derſelben); 

9. wenn Aktien verſchiedener Gattungen ausgegeben werden ſollen, 
der Geſammtbetrag der Aktien einer jeden Gattung, unter 
Angabe der den einzelnen Gattungen etwa zukommenden 
Rechte; 

10. wenn Apports oder Gründungserwerbungen ($ 7) in Ausſicht 
genommen find, die im § 20 angeführten Daten; 

11. wenn zu Gunſten einzelner Aktionäre oder anderer Perſonen 
beſondere Vortheile in Ausſicht genommen ſind, die Art und 
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Die Ertheilung der Vorkonzeſſion liegt in der Regel 
bei der Landesbehörde, welche die Bewilligung im Namen 
des Miniſteriums im eventuellen Einvernehmen mit anderen 
ſtaatlichen Behörden des Landes zu ertheilen hat. Ob dieſe 
Beſtimmung, welche in gewiſſem Maße eine Veränderung, 
d. h. Dezentraliſirung des Konzeſſionsrechtes bedeutet, zweck⸗ 
mäßig iſt, kann erſt die Praxis lehren. Man ſollte an⸗ 
nehmen, daß die Beurtheilung der eine Vorkonzeſſion be- 
dingenden Momente von bedeutender Wichtigkeit iſt, d. h. 
wirthſchaftlich beſonders erfahrene Beamte erfordert, welche 
am beſten in der Zentralſtelle vereinigt würden. 

Die „vorläufige Bewilligung“ (Vorkonzeſſion) ermächtigt 
die Konzeſſionswerber zur Vornahme der die Aktiengeſellſchaft 
vorbereitenden Maßnahmen, vor Allem zur Erlaſſung von 
Proſpekten. Zugleich müſſen in dem Bewilligungsdekret genau 
die Bedingungen ausgedrückt fein, unter welchen die Erthei⸗ 
lung der definitiven Konzeſſion in Ausſicht geſtellt wird, ins⸗ 
beſondere wird bereits jetzt auf das Erforderniß völliger 
Garantie der Baarzahlung der gezeichneten Aktien ſowie 
Klarſtellung aller bezüglich der Apports und Gründungs— 
erwerbungen geplanten Bewerthungen hingewieſen. 

Die Vorkonzeſſion hat nur für die Dauer eines Jahres 
Giltigkeit; die eventuelle Verlängerung ſteht ebenfalls der 
politiſchen Landesbehörde zu (§ 4 Reg.). 


III. 


In dieſem Zuſammenhange iſt ſofort ein weiterer Punkt 
zu erörtern, welcher das Beſtreben des Regulativs kennzeichnet, 
die Bildung von Aktiengeſellſchaften zu erleichtern. Es wird 


das Ausmaß dieſer Vortheile unter Namhaftmachung der 
betreffenden Perſönlichkeiten; 

12. wenn von den Aktionären neben den durch den Geſellſchafts— 
vertrag normirten Kapitalseinlagen die Verpflichtung zu 
wiederkehrenden, nicht in Geld beſtehenden Leiſtungen über: 
nommen werden ſoll, die im § 30 geforderten Angaben. 
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nämlich (SS 4, 11 Reg.) zur Beſchleunigung der Erledigung 
von Konzeſſionsgeſuchen eine Friſt feſtgeſetzt, welche Ver— 
ſchleppungen bei den Behörden hintanhalten ſoll. Innerhalb 
dreißig Tagen, von Einreichung des Geſuches um vorläufige 
Bewilligung an gerechnet, hat die Landesbehörde unter gleich— 
zeitiger Vorlage ihrer Entſcheidung an das Miniſterium des 
Innern dem Anſuchenden die Bewilligung, bezw. abſchlägige 
Antwort zu ertheilen. Bei Geſuchen um endgiltige Konzeſſion 
ift die Friſt zur Vorlage an das Miniſterium für die Landes- 
behörde mit vierzehn Tagen normirt. Bei Nichteinhaltung 
dieſer Friſt ſind die Rechtfertigungsgründe dafür anzugeben. 
Allerdings beſteht für das Miniſterium keine ſolche Erledigungs— 
friſt, ſo daß immerhin dort noch eine Verſchleppung ſtatt— 
finden könnte (S 11 Reg.). 


IN; 


Die Geſuche um endgiltige Bewilligung haben 
das von den Konzeſſionswerbern zunächſt in Ausſicht ge— 
nommene Programm näher darzuſtellen und die für die Be— 
meſſung der Höhe des Anlage- bezw. Aktienkapitales maß— 
gebenden Umſtände zu erörtern (§ 5 Reg.). Ferner ſind dem 
von den Konzeſſionswerbern zu unterfertigenden Geſuche die 
Zeichnungserklärungen der Aktien nebſt einer Liſte der Aktien— 
zeichner, in welcher der Name, Stand und Wohnort, eventuell 
die Firma und der Sitz eines jeden Aktienzeichners und die 
Anzahl der von demſelben gezeichneten Aktien erſichtlich iſt, 
ferner ein Ausweis über die Befolgung der auf Apports 
oder Gründungserwerbungen bezüglichen Beſtimmungen, ſo— 
wie der ebenfalls unterzeichnete Proſpekt beizuſchließen (§ 6 
Reg.). Die Bewilligung erfolgt unter der Bedingung, daß 
der ſtatutengemäß baar einzuzahlende Aktien— 
betrag thatſächlich einbezahlt wurde, und daß 
die konſtituirende Generalverſammlung unter 
Beobachtung der Beſtimmungen des § 13 abgehalten wird, 
bei ſonſtiger Zurücknahme der Konzeſſion. 
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Die Aktiengeſellſchaften unterliegen der Aufſicht der 
Staatsverwaltung, welche von Amts wegen zur Wahrung der 
öffentlichen Intereſſen ausgeübt wird (§ 56 Abſ. 1 Reg.). 

Dagegen ſchafft das Regulation den landesfürſtlichen 
Kommiſſär ab, was zweifellos im beiderſeitigen Intereſſe 
nur gutzuheißen iſt. Ein Einſchreiten der Behörde findet 
nur bei Verletzung der öffentlich⸗rechtlichen Intereſſen ſtatt, 
z. B. wenn die Aktiengeſellſchaft über ihren im Statut und 
Vereinsgeſetz normirten Wirkungskreis hinausgeht. Hingegen 
ſteht bei Verletzung privater Anſprüche der Aktionäre, ſei 
es nun der allgemeinen Mitgliedsrechte oder Sonderrechte, 
ein Anſpruch auf amtliches Einſchreiten der Behörde nicht 
zu; vielmehr haben die Aktionäre ihre Anſprüche im ge⸗ 
wöhnlichen Klagewege gegenüber der Geſellſchaft geltend zu 
machen (§ 56 Abſ. 2, 3). 


V. 


Gründungshergang und Gründer. Das Al: 
gemeine Deutſche, in Oeſterreich geltende Handelsgeſetzbuch 
unterſcheidet nicht ausdrücklich zwiſchen Succeſſiv- und Simultan: 
gründung. Es kennt den Begriff des Gründers als ſolchen 
nicht, demgemäß auch nicht den Begriff der qualifizirten 
Gründung. Die Aktiengeſellſchaft gilt eben geſetzlich nach 
erfolgter Genehmigung des Geſellſchaftsvertrages, welche die 
völlige Aktienzeichnung vorausſetzt, und der darauf folgenden 
Regiſtrirung als entſtanden. Ferner iſt über die Frage der 
Aktienausgabe keine ausreichende Beſtimmung getroffen. Gegen 
unlautere Geſellſchaftsgründungen beſteht der einzige Schutz 
in der Ueberprüfung des Statutes durch die konzeſſionirende 
Behörde. Die deutſchen Aktiennovellen und das neue Deutſche 
Handelsgeſetzbuch hingegen ſtatuiren eine Reihe von obliga— 
toriſchen Beſtimmungen bezüglich des Gründungsherganges, 
vornehmlich der Oeffentlichkeit deſſelben, bezüglich der Gründer— 
rechte, und eine ſtrenge civile und ſtrafrechtliche Haftbarkeit 
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des unredlichen Gründers. Das Aktienregulativ konnte letztere 
im Verordnungswege nicht begründen, es mußte ſich darauf 
beſchränken, im Wege des Geſellſchaftsvertrages möglichſt viel 
obligatoriſche Vorſchriften bezüglich der rechtlichen Stellung 
der Gründer zu ſchaffen, bei deren Nichtaufnahme die Kon— 
zeſſion nicht ertheilt wird, bezw. bei deren Verletzung während 
des Beſtehens der Geſellſchaft dem Aktionär ein Klagerecht 
aus dem Statute zuſteht. — Auch das Aktienregulativ macht 
begrifflich keinen Unterſchied zwiſchen Succeſſiv- und Simultan⸗ 
gründung. Nach einzelnen Beſtimmungen des Regulativs 
ſcheint es aber, als ob man der Succeſſivgründung den 
Vorzug gäbe ). 

Vor Allem iſt der Begriff des Gründers und der 
Umfang ſeiner Thätigkeit nach öſterreichiſchem Rechte feſtzu— 
ſtellen. Der materielle Gründerbegriff kann aus dem Geſetz 
ſelbſt nur abgeleitet werden. 

§ 19 des Regul. fagt unter der Ueberſchrift „Gründer“: 
„In dem Statute müſſen die Perſonen, welchen die Be— 
willigung zur Errichtung einer Aktiengeſellſchaft ertheilt wurde, 
namentlich aufgeführt werden.“ (Art. 209 des Allg. D. HGB.“, 
welcher die Erforderniſſe des Statutes aufzählt, enthält hier— 
über nichts.) Dieſe Definition des Gründerbegriffes weicht 
vollkommen von der des deutſchen Rechts ab, inſofern, als 
nur eine formelle, keine materielle Beſtimmung des Gründer: 
begriffes gegeben wird. Das neue Deutſche Handelsgeſetzbuch 
dagegen bezeichnet in § 187 als Gründer „die Aktionäre, 
welche den Geſellſchaftsvertrag feſtgeſtellt haben oder andere 
als durch Baarzahlung zu leiſtende Einlagen machen“. Und 
§ 182 ſtellt das Erforderniß von fünf Gründern auf. Sachlich 
herrſcht alſo ein großer Unterſchied zwiſchen deutſchem und 
öſterreichiſchem Gründerbegriff, trotzdem auch nach dem Re— 
gulativ das Erforderniß der Sicherſtellung des Aktienkapitales 


7) Beſonders kommt hier die Feſtſtellung des Gründerbegriffes im 
Regulativ in Betracht (welches auch „dritte Perſonen“, welche 
nicht Aktienzeichner ſind, als Gründer auftreten läßt). 
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ſowie der geſetzmäßigen Abhaltung der konſtituirenden General: 
verſammlung, welche über die im Statut enthaltenen Be- 
ſtimmungen bezüglich der Apports und Gründungserwerbungen 
zu entſcheiden hat, zur Vorausſetzung der Konzeſſionsertheilung 
an die Konzeſſionswerber, d. h. Gründer gemacht wurden. 
Während ferner nach deutſchem Recht nicht ſämmtliche Erſt⸗ 
aktionäre Gründer zu fein brauchen — wie es bei der Suc: 
ceſſivgründung der Fall iſt —, jedoch alle Gründer Aktionäre 
ſein müſſen, brauchen nach öſterreichifchem Rechte nicht ein- 
mal die Gründer Aktionäre zu ſein, da § 6 des Regulativs 
beſtimmt, daß in dem Geſuche um endgiltige Bewilligung 
der Aktiengeſellſchaft die ſchriftlichen Erklärungen) der Kon: 
zeſſionswerber oder dritter Perſonen über die Zeich— 
nung der Aktien beizubringen ſind. 

Auch § 19 Abſ. 2 des Regulativs bezeichnet als Gründer⸗ 
rechte die beſonderen Vortheile, welche nach dem Gründungs⸗ 
plane bei der Errichtung der Geſellſchaft zu Gunſten einzelner 
Aktionäre oder anderer Perſonen gewährt werden ). 

Es beſteht demnach die Möglichkeit, daß Nichtaktionäre, 
welche ihren Gewinn nur aus den von der Geſellſchaft zu über— 
nehmenden Gründungserwerbungen, bezw. dem Gründungs— 
lohne ziehen, dem ganzen Unternehmen ſeine wirthſchaftliche 
Form und Einrichtung verleihen. Es erſcheint ſehr zweifel- 


8) Jede Zeichnungserklärung hat die vom Zeichner unter⸗ 
fertigte Erklärung zu enthalten, daß derſelbe ſich für den Fall 
der Konzeſſionirung und Errichtung der Aktiengeſellſchaft unter 
den im Statut bezüglich des Uebernahmskurſes, des Zeitpunktes 
und Betrages der Einzahlungen feſtgeſtellten Bedingungen zur 
Uebernahme der gezeichneten Aktien verpflichtet. 

Pinner, Aktienrecht S. 26 zu § 186 Ab}. 1 des HGB.'s: „Die 
gewährten Vortheile können mannigfaltig ſein. Ueberhaupt iſt 
Vortheil im weiteſten Sinne nicht nur als Begünſtigung vor 
anderen Aktionären, ſondern als jede von einem Aktionär be— 
dungene Berückſichtigung oder Begünſtigung bei Betrieb oder bei 
Errichtung der Geſellſchaft auszulegen. Auch die Verabredung, 
Einlagen zu machen, ſtatt Baarzahlung zu leiſten, kann Gewährung 
eines beſonderen Vortheiles ſein.“ 


— 


9, 
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haft, ob dieſe Möglichkeit wirthſchaftlich vortheilhaft iſt. 
Und auch die Reviſion des Gründungsherganges durch die 
konzeſſionirende Behörde könnte da keine genügende Sicher⸗ 
heit ſchaffen !°). 

Um die von ſeiten der Gründer in der Gründungs— 
periode drohende Gefahr einer Uebervortheilung der Gefell- 
ſchaft mit Gründungserwerbungen möglichſt zu beſeitigen, 
ſind ſowohl für die erſte Gründung, wie für Nachgründungen 
und Erhöhungen des Aktienkapitales in den SS 8, 9 und 10 
eingehende Beſtimmungen über die Klarſtellung der Rechts— 
und Werthverhältniſſe der Apports und Gründungserwerbungen 
getroffen. 

Die Apports ſind als Einlagen definirt, welche nicht 
in baarem Geld beſtehen, die Gründungserwerbungen als 
Uebernahme von vorhandenen oder ſonſt herzuſtellenden Ein- 
lagen oder anderen Vermögensgegenſtänden verſtanden. Dieſe 
Definition ſtimmt materiell mit der deutſchen überein. Sad- 
lich beſtimmt das Regulativ. 

S 8 Abſ. 1. Falls Apports oder Gründungserwerbungen 
geplant ſind, ſo ſind die hinſichtlich des Gegenſtandes der 
Einlage oder Uebernahme beſtehenden Rechtsverhältniſſe unter 
Vorlage der hierauf bezüglichen Belege (Auszüge aus den 
Grundbüchern, Bergbüchern, Naphthabüchern, Handels— 
regiſtern ꝛc., dann Privilegien und Patenturkunden, Verträge 
u. ſ. w.) klar zu ſtellen. Bei Apports und Gründungs- 


10) Eine gewiſſe Sicherheit verbürgt dagegen die Publizität des 
Gründungsherganges, ſowie die eventuelle Reviſion deſſelben vor 
Konſtituirung der Geſellſchaft. In dieſer Hinſicht beſtimmt das 
Regulativ (§ 7), daß für eine ausreichende Offenlegung aller 
auf die Gründung, beſonders aber der auf Apports und Grün- 
dungserwerbungen bezüglichen Transaktionen zu ſorgen iſt, und 
zwar durch Aufnahme von Beſtimmungen hierüber in das Statut, 
in die öffentlichen Subſkriptionsaufforderungen und in die Zeich⸗ 
nungserklärungen. Ferner durch Vorlagen der auf diefe Trans⸗ 
aktionen Bezug habenden Belege an die konſtituirende Generals 
verſammlung, ſowie durch Hinterlegung dieſer Belege bei der 
Handels⸗ und Gewerbekammer. 
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erwerbungen haben die Konzeſſionswerber in einem beſonderen 
ſchriftlichen Berichte den Gegenſtand der Einlage oder der 
Uebernahme, die Perſon, von welcher die Geſellſchaft den 
Gegenſtand erwerben foll, die Anzahl der für die Cin- 
lage zu gewährenden Aktien, oder den Maximalbetrag der 
für den zu übernehmenden Gegenſtand zu gewährenden Ver⸗ 
gütung unter Angabe der ſämmtlichen, etwa von der Geſell⸗ 
ſchaft zu übernehmenden Laſten und der ſonſtigen Mobali- 
täten und Bedingungen, unter welchen die Einlage oder 
Uebernahme erfolgen ſoll, genau zu bezeichnen. Sollen be- 
wegliche Sachen, deren Menge zur Zeit der Einbringung des 
Konzeſſionsanſuchens noch nicht beſtimmt werden kann, von 
der Geſellſchaft übernommen werden, ſo ſind wenigſtens die 
Bemeſſungsgrundlagen für die Beſtimmung des Uebernahms⸗ 
preiſes dieſer Sachen in dem vorerwähnten Berichte anzu: 
geben. | 

Die Konzeſſionswerber haben in ihrem Berichte ferner 
die weſentlichen Umſtände darzulegen, welche den Ueber— 
nahmspreis für die einzulegenden oder zu übernehmenden 
Gegenſtände angemeſſen erſcheinen laſſen. Soll ein 
beſtehendes Unternehmen an die Geſellſchaft übergehen, ſo 
ſind auch die Betriebsergebniſſe dieſes Unternehmens in den 
letzten zwei Geſchäftsjahren in dem Berichte der Konzeſſions⸗ 
werber anzugeben 1). 

Das deutſche Geſetz hat zweckmäßiger in § 191 feft- 
geſtellt, daß die Gründe anzuführen ſind, von welchen die 
Angemeſſenheit des Uebernahmspreiſes „abhängt“. Gerade 
diefe Beſtimmung wäre bei der Erhaltung des Konzeſſions— 
ſyſtems zweckmäßig geweſen 1). 

Bezüglich der Bewerthung der Apports und Gründungs— 
erwerbungen können die Konzeſſionswerber den Gründer— 
bericht durch zwei beſondere Reviſoren überprüfen laſſen, 


11) $$ 8, 9 und 10 Reg.; vgl. auch § 23 daſelbſt. 
12) Rieſſer, „Die Neuerungen im deutſchen Aktienrecht“ S. 31 
und 32. 
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und die Staatsverwaltung ift nach eigenem Ermeſſen behufs 
Ertheilung der Konzeſſion befugt, durch Reviſoren dieſe 
Ueberprüfung eintreten zu laſſen. Wenn auch die Thätigkeit 
der Reviſoren unter Umſtänden eine ziemlich problematiſche 
itt), fo wäre doch wünſchenswerth geweſen, daß die Reviſion 
wie im deutſchen Geſetz (§ 192) obligatoriſch gemacht worden 
wäre. Die Reviſoren ſind von der Handels- und Gewerbe— 
kammer der politiſchen Landesbehörde vorzuſchlagen und nach 
Induſtriegruppen zu ernennen (§ 10 Reg.). Zum großen 
Theil wird ihre Thätigkeit nach dem Regulativ von vorn— 
herein aus dem Grunde Anfechtungen erleiden, weil die 
Konzeſſionswerber ſelbſt, die — sc. natürlich ihnen nur 
genehmen — Reviſoren und zwar aus der Reihe derjenigen 
zu wählen haben, welche der Handels- und Gewerbekammer, 
in deren Bezirk der Sitz der errichtenden Geſellſchaft geplant 
oder eine von der Geſellſchaft zu erwerbende Unternehmung 


13) Grünhut gibt in dem von ihm verfaßten Gutachten der 
rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät in Beantwortung der 
Fragen 12 und 13 des offiziellen Fragebogens, ob zur Prüfung 
der Angemeſſenheit des Uebernahmspreiſes von Apports und Grün- 
dungserwerbungen und anderem von der Handelskammer nominirte 
Sachverſtändige oder die Handelskammern ſelbſt berufen ſein ſollten, 
folgende bemerkenswerthe Ausführungen: „. . . Eine Haftung dieſer 
Reviſoren kann nicht normirt werden, da ſich ſonſt Niemand zur 
Uebernahme dieſer ſchwierigen Funktion herbeilaſſen wüzde; ohne 
civil⸗ und ſtrafrechtliche Haftung aber bieten die Reviſoren keine 
genügenden Garantien. . .. Als Erſatz für Reviſion ... wäre die 
Gebundenheit der Apportsaktien bis zur Veröffent- 
lichung der genehmigten zweiten Jahresbilanz zu ſtatuiren; die 
Apporteure ſollen verhindert ſein, ſich nach ſchleuniger Realiſirung 
ihres durch übertriebene Bewerthung erzielten Gewinnes von dem 
Unternehmen zu flüchten und den Erwerbern der Apportsaktien 
die ungünſtigen Chancen des Unternehmens aufzuwälzen . ..“ u. ſ. f. 
Dieſer Vorſchlag Grünhut's dürfte, jo lange das öſterreichiſche 
Geſetz bezw. Regulativ für den Gründer die Aktionärseigenſchaft 
nicht fordert, bezüglich der Gründungserwerbungen nicht — oder 
wenigſtens nur mit Einſchränkungen bei ſeiner Durchführung — 
den gewünſchten Erfolg erzielen. 
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gelegen iſt, namhaft gemacht wurden. Im Uebrigen erſtreckt 
ſich die Zuſtändigkeit der Reviſoren nicht nur auf die Prüfung 
der formalen Richtigkeit des Gründerberichtes, ſondern auch 
auf die Erſtattung ſelbſtändiger Vorſchläge be— 
züglich der Werthbemeſſung von Apports und 
Gründungserwerbungen. Dieſelben Regeln gelten bei 
der Neuausgabe von Apportsaftien. 

Die — allerdings nicht ſtrenge — Haftung der Gründer 
bezw. der Konzeſſionswerber für die von ihnen gemachten 
Angaben wird durch die eigenhändige Unterzeichnung des. 
Gründerberichtes begründet. Die Thätigkeit der Gründer 
beſteht in der Vornahme aller derjenigen Handlungen, welche 
zur Vorbereitung der Geſellſchaft und deren Geſchäftsbetrieb 
erforderlich ſind. Ihr Haftungsverhältniß zu den Aktionären 
beſtimmt ſich demgemäß aus folgendem Geſichtspunkt: Sie 
haften der Geſellſchaft und den einzelnen Aktionären für die 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit derjenigen Angaben, welche 
den Aktionär zur Betheiligung an dem zu gründenden Unter— 
nehmen veranlaſſen, ferner für die richtige Bewerthung 
der von der Geſellſchaft zu übernehmenden, nicht in baarem 
Gelde beſtehenden Einlagen, und ſchließlich für die Zah— 
lungsfähigkeit der Gründer im Momente der Anmeldung des 
Geſellſchaftsvertrages 1). 

Die Haftungsvorausſetzung iſt in jedem Fall die Außer— 
achtlaſſung der diligentia des bonus pater familias. Die 
Haftung der Gründer beſtimmt ſich alſo im Allgemeinen nach. 
denſelben Grundſätzen, wie in Deutſchland vor der Aktien: 
novelle von 1884, mit der Modifikation, daß die Beſtim— 
mungen des öſterreichiſchen Schadenserſatzrechtes (Gs 1295 
bis 1331 a B. GB.) bezüglich der Schadensverrechnung und 
Umfang der Erſatzverpflichtung in Anwendung kommen. 

Der zweite Akt der Gründung nach Feſtſtellung des 
Geſellſchaftsvertrages und Ertheilung der Konzeſſion iſt die 


14) Vgl. R. Schmidt, Die civilrechtliche Gründerverantwortlichkeit 
S. 11. 
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Abhaltung der konſtituirenden Generalverſamm— 
lung, welche die Gründer einzuberufen haben. Erſt durch 
den genehmigten Beſchluß der Generalverſammlung und durch 
die Eintragung in das Handelsregiſter iſt der Entſtehungs— 
hergang der Geſellſchaft beendet. Vorher beſteht nur ein 
'obligatoriſches Verhältniß zwiſchen den Konzeſſionären bezw. 
gegenüber den Aktienzeichnern, gerichtet auf Herbeiführung 
aller zur Geſellſchaftserrichtung nothwendigen Schritte, be— 
ſonders zur Einzahlung des Aktienkapitales. Der konſtitui— 
renden Generalverſammlung ſteht der Beſchluß auf Errichtung 
der Geſellſchaft durch Genehmigung der Statuten zu. Die 
Konzeſſionäre haben vor der handelsgerichtlichen Regiſtrirung 
dieſe Generalverſammlung der Aktienzeichner einzuberufen 
und hiervon der politiſchen Landesbehörde, in deren Ver— 
waltungsgebiet der Sitz der geplanten Aktiengeſellſchaft ge— 
legen ſein und die konſtituirende Generalverſammlung abge— 
halten werden ſoll, in der Regel ſpäteſtens acht Tage vorher 
die Anzeige zu erſtatten. Vorausſetzung der Beſchlußfaſſung 
iſt die Vorlage der Belege über die vollſtändige Zeichnung 
ſämmtlicher Aktien, ſowie einer von ſämmtlichen Konzeſſionären 
gefertigten Beſtätigung darüber, daß der nach dem Statute 
bei der Errichtung der Geſellſchaft auf die baar einzuzah— 
lenden Aktien entfallende Betrag thatſächlich voll baar ein— 
gezahlt wurde und für die Aktiengeſellſchaft zur Verfügung 
ſteht, ferner die Vorlage ſämmtlicher auf die Apports und 
Gründungserwerbungen bezüglichen Dokumente (§ 13 Reg.). 
Zu dem Wirkungskreis der konſtituirenden Generalverſamm— 
lung gehört insbeſondere 
1. Der Beſchluß über die Errichtung der Aktiengeſell— 
ſchaft und über die endgiltige Feſtſtellung des Inhaltes 
des Statutes in der von der Staatsverwaltung 
genehmigten Faſſung. 
Die Wahl der Mitglieder des erſten Aufſichtsrathes 
oder der erſten Rechnungsreviſoren. 
3. Die Wahl des erſten Vorſtandes, falls die Beſtellung 
deſſelben nach dem Statute nicht in anderer Weiſe 


ho 
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erfolgen ſoll, ſowie eventuell der Mitglieder des erſten 
Direktionsrathes (§ 13 Reg.). 

In Uebereinſtimmung mit dem deutſchen Geſetz iſt zur 
Faſſung des Beſchluſſes auf Errichtung der Geſellſchaft eine 
verſtärkte Mehrheit erforderlich, und zwar muß in der 
Regel mindeſtens ein Viertel aller Aktienzeichner in Ver⸗ 
tretung von mindeſtens einem Viertel der auszugebenden 
Aktien für Errichtung ſtimmen. (Von einem bereits hier, 
d. h. bei der Errichtung der Geſellſchaft im Falle der qua⸗ 
lifizirten Gründung, in Kraft tretenden Minderheitsrecht wird 
ſpäter die Rede ſein.) N 

Bei Nichteinhaltung eines dieſer Grundſätze iſt der 
Beſchluß der Generalverſammlung nichtig, die Geſellſchaft 
nicht errichtet, der Beſchluß alſo nicht beſonders anfechtbar 
und die etwa erfolgte Regiſtrirung zu löſchen. Für den Be⸗ 
ſchluß der konſtituirenden Generalverſammlung iſt notarielle 
oder gerichtliche Beurkundung erforderlich. — Nach erfolgter 
Errichtung der Geſellſchaft iſt eine beglaubigte Ausfertigung 
der Beurkundung über die konſtituirende Generalverſamm⸗ 
lung nebſt beglaubigten Abſchriften der Belege über Beid: 
nungen, Einzahlungen u. ſ. w. der politiſchen Landesbehörde, 
in deren Verwaltungsgebiet ſich der Sitz der zukünftigen 
Geſellſchaft befindet, vorzulegen, welche ſie nach genommener 
Kenntniß bei der Handels: und Gewerbekammer, in deren 
Bezirk der Sitz der Geſellſchaft gelegen iſt, zu Jedermanns 
Einſicht zu hinterlegen hat ($ 14 Reg.). 


VI. 
Erhöhung und Herabſetzung des Grundkapitales. 


Die Erhöhung des Aktienkapitales bedingt ſtets eine 
Aenderung des Geſellſchaftsvertrages. Die verſtärkte Ma- 
jorität, welche für die Statutenänderung erforderlich iſt 
(S 48 Reg.), hat in der Regel drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen zu betragen, wobei die in der Generalverſammlung 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 9 


130 Nothnagel: Das öſterreichiſche Aktienregulativ. 


anweſenden Perſonen das Stimmrecht mindeſtens für ein 
Drittel des Aktienkapitales auszuüben berechtigt fein müſſen !“), 
ein Unterſchied gegenüber dem deutſchen Rechte, welches einfach 
Dreiviertelmajorität ohne Rückſicht auf das vertretene Aktien— 
kapital bei einem Statutenänderungsbeſchluß vorſchreibt (S 275 
Abſ. 1 HGB.). Dieſe Beſtimmungen ſind jedoch beiderſeits 
nur dispoſitiven Charakters. Das Statut kann Erſchwerungen 
und Erleichterungen der Bedingungen zur Beſchlußfaſſung ein— 
treten laſſen. Eine Vorſchrift zwingender Natur iſt aber 
getroffen, wenn verſchiedene Aktiengattungen mit verſchiedenen 
Berechtigungen vorhanden ſind. In dieſem Falle hat ſowohl 
bei Erhöhung als auch bei Herabſetzung des Grundkapitales 
(oder wenn die Aenderung des Statutes die Aenderung des 
bisherigen Verhältniſſes der verſchiedenen Gattungen von Aktien 
zum Gegenſtande hat) die Abſtimmung in Gruppen nach 
den Gattungen der Aktien geſondert ſtattzufinden. Die Er— 
höhung des Grundkapitales erfordert auch die ſtaatliche 
Genehmigung, falls die Ertheilung dieſer Genehmigung nicht 
von vornherein im Statut bereits ausgeſprochen iſt (§ 16 
Abſ. J). 

Die Erhöhung geſchieht durch Neuausgabe von Aktien. 
Vorausſetzung derſelben iſt Volleinzahlung der Aktien früherer 
Emiſſionen ! a). Die Beſtimmungen des Regulativs find ſonſt 
ziemlich dürftig 1°). Die Beſchlußfaſſung über die Modalitäten 
der Begebung der neu auszugebenden Aktien, insbeſondere 
über den Begebungskurs, ſteht der Generalverſammlung zu, 
die diesbezügliche Statutenänderung hat die Feſtſetzung zu 
enthalten, daß die Aktien keinesfalls unter pari ausgegeben 
werden dürfen. Der Agiogewinn hat der Geſellſchaft zuzufallen. 
Ein Vorbezugsrecht auf neu auszugebende Aktien kann be— 
reits im Statute den Aktionären zugeſagt werden, dritten 


15) Ueber die Stimmberechtigung ſiehe unten Abſatz IX. 

15 a) Infolgedeſſen iſt bei Einreichung des Geſuches um Bewilligung 
der Statutenänderung der Nachweis über die Volleinzahlung des 
bisherigen Aktienkapitales zu erbringen. 

16) $§ 16, 17, 31 Reg. 
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Perſonen im Statute jedoch nicht. Dieſe wenigen Sätze 
laſſen mehrere wichtige Fragen gänzlich ungelöſt. 

Zunächſt iſt hier auf die zweckmäßige Beſtimmung des 
deutſchen Rechtes zu verweiſen, wonach durch Rückſtände, die 
auf einem verhältnißmäßig unerheblichen Theil der ein⸗ 
geforderten Einzahlungen verblieben ſind, die Erhöhung des 
Grundkapitales nicht gehindert wird (§ 278 Abſ. 1 HGB.). 

Ferner ſind keine Direktiven über die Modalitäten der 
Zeichnung der neu ausgegebenen Aktien und den Begebungs— 
kurs der neu auszugebenden Aktien getroffen. Man hielt, wie 
es ſcheint, anfänglich die Aufnahme von Grundſätzen bezig- 
lich der Kursfixirung für zweckmäßig, nahm aber ſchließlich 
davon Abſtand und verbot nur die Ausgabe unter pari. 

Eine der wichtigſten und meiſt beſtrittenen Fragen iſt die 
des Vorbezugsrechtes bei Grundkapitalserhöhungen. 
Das Regulativ unterſcheidet ein ſtatutenmäßig feſtgeſetztes Be⸗ 
zugsrecht der Aktionäre und ein vertragsmäßiges Bezugsrecht 
dritter Perſonen. Die Aktionäre können ſtatutenmäßig auf 
Grund der vollen Einzahlung ihrer Aktien ein Recht auf 
Uebernahme von neu auszugebenden Aktien eingeräumt er— 
halten, und zwar ſowohl bereits im erſten Statut, als auch 
bei der anläßlich der Neuausgabe vorzunehmenden Statuten: 
änderung. 

Die Vorausſetzung des Bezugsrechtes dritter Perſonen 
ift 17) dagegen, daß die Zuſicherung mit Wahrung des Rechtes 
der Aktionäre, und zwar erſt bei oder nach dem Erhöhungs— 
beſchluß erfolgt. | 

Das Regulativ läßt vollftandige Unklarheit über die 
nähere Ausgeſtaltung dieſes Bezugsrechtes. Während das 
deutſche Geſetz ausdrücklich ſagt, daß dem bezugsberechtigten 
Aktionär auf ſein Verlangen ein ſeinem Antheil an dem 
bisherigen Grundkapital entſprechender Theil der neuen Aktien 
zugetheilt werden müſſe, ſo weit nicht in dem Beſchluß über 
die Erhöhung des Grundkapitales ein Anderes beſtimmt iſt 


— 


17) Vgl. Pinner a. a. O. zu § 283 S. 260. 
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($ 282 OGB.’s), ſchweigt das Regulativ über den Umfang 
des Bezugsrechtes. Es fehlt ferner im Regulativ eine Be— 
ſtimmung über die Friſt zur etwaigen Ausübung des Be— 
zugsrechtes. Weiter fehlt die im deutſchen Geſetz aufgenom: 
mene Beſtimmung, daß der Beſchluß über das Bezugsrecht 
nebſt Angabe über Agio und etwaiger Friſt zur Ausübung 
in den Geſellſchaftsblättern bekannt gemacht werden muß. 
Zwar ſchreibt § 16 Reg. letzter Abſatz die Publizität der 
auf Neuemiſſion bezüglichen Beſchlüſſe durch Auflegung der— 
ſelben bei den Handels- und Gewerbekammern vor, jedoch 
iſt zweifellos die deutſche Beſtimmung über die jeweilige 
ſpezielle Veröffentlichung der Bezugsbedingungen 
vorzuziehen. 

Im Gegenſatz zum deutſchen Recht!“), welches das Be- 
zugsrecht der Aktionäre als ein geſetzliches Mitgliedsrecht an- 
ſieht, das gegebenenfalls durch Generalverſammlungsbeſchluß 
aufgehoben werden kann, behandelt das Regulativ daſſelbe als 
einen erſt durch jedesmaligen Beſchluß oder Aufnahme einer 
diesbezüglichen Beſtimmung in das erſte Statut zu ſchaffenden 
Anſpruch, alſo als ein ſtatutariſches Mitgliedsrecht. Die 
Vorausſetzungen, unter welchen die einzelnen Aktionäre einen 
ſolchen Beſchluß provoziren können, ſind dieſelben wie die 
weiter unten (Abſ. IX) zu erörternden Erforderniſſe zur Ein: 
berufung und Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung. 

Das Bezugsrecht dritter Perſonen kann erſt vertrags— 
mäßig bei oder nach dem Erhöhungsbeſchluß begründet 
werden. Dieſer Dritte hat ein einfaches Gläubigerrecht. 
Bei unrechtmäßiger Ertheilung eines Bezugsrechtes ſeitens 
des Vorſtandes haftet derſelbe dem Dritten perſönlich. 

Die Vorausſetzungen und das Verfahren bei einer 
Herabſetzung des Grundkapitales (§ 18 Reg.), mag bie 
ſelbe durch die Unterlaſſung der Ausgabe eines Theiles der 
ſtatutenmäßig zu emittirenden Aktien, durch den Erwerb 


17a) Vgl. zum Bezugsrecht auch Keyßner in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLIX S. 320. 
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eigener Aktien ſeitens der Geſellſchaft (abgeſehen von dem 
Fall einer ſtatutenmäßigen, ſucceſſiven Einlöſung der Aktien), 
durch Abſtempelung des Nominales der Aktien auf Verluſt, 
oder durch die Befreiung der nicht volleingezahlten Aktien 
von den reſtlichen ſtatutenmäßigen Einzahlungen ſtattfinden, 
ſind durch eingehende Vorſchriften geregelt. Die Herabſetzung 
des Grundkapitales iſt ebenſo wie die Erhöhung eine Sta⸗ 
tutenänderung und erfordert dieſelbe verſtärkte Majorität 
wie jene. 

Vorausſetzung der Herabſetzung des Grundkapitals iſt eine 
Regiſtrirung des Beſchluſſes, dreimalige Bekanntmachung in 
den Geſellſchaftsblättern an die Gläubiger der Geſellſchaft, 
daß eine Herabſetzung beabſichtigt werde; weiteres Erforderniß 
der Durchführung der Herabſetzung iſt das Verſtreichen einer 
dreimonatlichen Sperrfriſt vom Tage der dritten 
Veröffentlichung des Generalverſammlungsbeſchuſſes ab!“). 
Die Rechte der Geſellſchaftsgläubiger ſind materiell dadurch 
meines Erachtens genügend geſchützt. Wenn auch das deutſche 
Geſetz in § 289 Abſ. 3 beſtimmt, daß den ſich meldenden 
Gläubigern, deren Forderungen vor der letzten öffentlichen 
Aufforderung begründet ſind, auf Verlangen Befriedigung 
zu gewähren oder Sicherſtellung zu leiſten iſt, ſo liegt meines 
Erachtens kein zwingender Grund vor, in dieſer Weiſe die 
Gläubiger, welche im exekutiven Wege, vom Willen des 
Schuldners ganz unabhängig, Sicherſtellung zu erwirken in 
der Lage ſind, ganz beſonders zu ſchützen. 

Die hauptſächlichſten Mittel zur Herabſetzung des Aktien⸗ 
kapitales ſind der Erwerb eigener Aktien, ſowie die 
ſucceſſive Einlöſung und Abſtempelung derſelben. 
Uebereinſtimmend mit der allgemein herrſchenden Anſchauung 
iſt der Aktiengeſellſchaft der Erwerb eigener Aktien oder 
Aktienantheile bezw. Interimsſcheine nur in genau umgrenzten 
Fällen geſtattet. Der erſte dieſer Fälle iſt nach § 32 Ziff. 1 


17 b) Vgl. Kaiſerl. Verordnung vom 21. Juni 1873 und von Cans 
ſtein, Oeſterreichiſches Handelsrecht 1 S. 561. 
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die beabſichtigte Herabſetzung des Aktienkapitales unter Be— 
obachtung der geſetzlichen Beſtimmungen. Das Regulativ 
enthält keine beſondere Vorſchrift darüber, aus welchen Mit: 
teln dieſe einzuziehenden Aktien bezahlt werden ſollen. Es 
beſteht ſonach die Möglichkeit, dieſelben aus dem Gewinn 
oder aus dem Grundkapitale (D. HGB. § 227) einzuziehen. 
In der Regel werden ſie bei beabſichtigter Herabſetzung aus dem 
Grundkapital ſelbſt beſtritten werden, da eben die Reduktion 
gewöhnlich wegen nicht genügender Rentabilität des zu groß 
bemeſſenen Aktienkapitales erfolgt. 

Die ſucceſſive Einlöſung der Aktien zum No— 
minalbetrage, d. h. im Wege der Verlooſung, fordert keine 
Statutenänderung, wo dieſelbe im Statute ausnahmsweiſe 
ſchon dann vorgeſehen iſt, „wenn die der Geſellſchaft gehörige 
Vermögensſubſtanz durch den Geſchäftsbetrieb naturgemäß 
ganz oder großentheils aufgezehrt werden muß, oder das 
Vermögen der Geſellſchaft aus zeitlich begrenzten Rechten 
beſteht“ (Reg. § 33). Die Modalitäten dieſer Einlöſung 
hängen vom Ermeſſen der Geſellſchaft ab und müſſen im 
Statute beſtimmt werden. Drei diesbezügliche Vorſchriften 
trifft das Regulativ (§ 33): 

1. Die Einlöſung der Aktien kann nur aus dem durch 

die jährliche Bilanz verfügbaren Reingewinn erfolgen. 

2. Eine derartige ſucceſſive Einlöſung der Aktien iſt in 

der Regel im Wege der Verlooſung zu bewirken. Das 
Einlöſungsausmaß iſt im Statut oder in einem be- 
ſonderen, der ſtaatlichen Genehmigung unterliegen— 
den Einlöſungsplan feſtzuſtellen. Das Statut kann 
jedoch auch den freihändigen Rückkauf einer der 
jeweiligen planmäßigen Tilgungsquote entſprechenden 
Anzahl von Aktien aus dem jährlichen Reingewinn 
geſtatten, jedoch nur dann, wenn dieſe Aktien unter 
dem Nominalbetrage erhältlich find. (Letztere Ein: 
ſchränkung findet ſich im deutſchen Rechte nicht.) Es 
liegt in der Wahl des freihändigen Ankaufes an 
Stelle der Verlooſung keine Benachtheiligung irgend 
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eines Aktienbeſitzers, da der Ankauf im Gegenſatz 
zur Verlooſung in vertragsmäßiger Uebereinſtimmung 
beider Theile erfolgt. 

3. Für die im Wege der Verlooſung eingezogenen Aktien 
können Genußſcheine ausgefolgt werden (ſiehe unten 
S. 139). 


Das Regulativ geſtattet auch die Errichtung eines Af- 
tientilgungsfondes, der im Statut zu dem Zwecke vor: 
geſehen werden kann, um die ſucceſſive Einlöſung der Aktien 
zu erſetzen. Dieſer Fond darf nur aus dem jährlich ver⸗ 
fügbaren Reingewinn dotirt werden. Er bildet rechnungs⸗ 
mäßig ein Paſſivum der Geſellſchaft. Es geht aus dem 
Text des Regulativs nicht klar hervor, ob ein Unterſchied 
bezüglich der Beſchaffung des jährlichen Amortiſationsbetrages 
gemeint iſt, wenn in § 33 Abſ. 3 von „verfügbarem Rein⸗ 
gewinn“, Abſ. 6 einfach von dem „Reingewinn“ der Geſell⸗ 
ſchaft geſprochen wird. Es ſind die über Herabſetzung des 
Aktienkapitales gegebenen Vorſchriften zu beobachten, wenn 
dieſer Tilgungsfonds ſeiner Beſtimmung zugeführt wird. 

Ueber Konverſion und Abſtempelung von Aktien trifft 
das Regulativ keine Beſtimmung. 


VII. 


Die Firma der Aktiengeſellſchaft hat auch weiterhin nach 
§ 21 Reg. (im Zuſammenhange mit Art. 18 des A. D. HGB.) 
eine Sachfirma zu fein; die Streitfrage, ob mit Zuſtim⸗ 
mung des bisherigen Geſchäftsinhabers die Firma einer 
früheren, von der Geſellſchaft erworbenen Handelsunter— 
nehmung mit aufgenommen werden kann 18), bejaht das Rez 
gulativ. Als Sitz der Geſellſchaft, welcher mit dem Ort der 
Handelsniederlaſſung übereinſtimmen muß, muß ein innerhalb 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder ge— 
legener Ort gewählt werden (S 22 Reg.). Auch die General- 


18) Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften Bd. 1 S. 153 Anm. 2. 
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verſammlungen ſind am Sitz der Geſellſchaft einzuberufen; 
nur ſtatutenmäßig kann daneben ein anderer Einberufungsort 
feſtgeſetzt werden (§ 40 Abſ. 10 Reg.). 


VIII. 


Bezüglich der Feſtſetzung der Höhe des Grundkapitales 
der Geſellſchaft enthält das deutſche Geſetz keine Beſtimmung. 
Das Regulativ ſtellt das Erforderniß der „den geſchäftlichen 
Bedürfniſſen angemeſſenen Höhe“ auf. Dies hat als Vor⸗ 
ausſetzung für die Konzeſſionirung Bedeutung. Im Statut 
iſt die Höhe des Aktienkapitales nach dem Stande der that- 
ſächlichen Ausgabe der Aktien feſtzuſetzen. Die Vertheilung 
des Aktienkapitales in Aktien und Aktienantheile, ſowie Na: 
mens: und Inhaberaktien muß im Statute feſtgeſetzt werden 
(§ 25 Reg.). 

Ueber Aktienantheile trifft das Regulativ keine mg: 
teriell⸗rechtlichen Beſtimmungen. Die Zulaſſung der Aktien⸗ 
antheile, die freilich nur ausnahmsweiſe aus beſonderen 
Gründen zugeſtanden werden ſoll, ſteht im Widerſpruche zum 
deutſchen Geſetz und macht theilweiſe die Abſicht illuſoriſch, 
den Nennbetrag der Aktien im Leben nicht zu tief herab— 
gehen zu laſſen. Es iſt ſogar eine Inkonſequenz vorhanden, 
indem trotz eventueller Zulaſſung von Aktienantheilen das 
Stimmrecht einer jeden Aktie nicht einmal abſolut feſtgeſetzt 
iſt, ſo daß es vorkommen kann, daß nicht bloß der Inhaber 
eines Aktienantheils, ſondern auch der einer einzelnen Aktie 
ohne Stimmrecht iſt 19) (§ 43 Reg.). 

Der Mindeſtnennbetrag der Aktien bezw. Aktienantheile 
beträgt 200 bezw. (bei kleinen Unternehmungen von lokaler 
Bedeutung) 100 Kronen gegenüber dem deutſchen Minimal⸗ 
betrag von 1000 bezw. 200 Mark (Reg. § 27). Man kann 
in dieſer niedrigen Feſtſetzung des Aktienbetrages mit Rück⸗ 
ſicht auf die geringe Entwicklung des Aktienverkehres in 


— 


19) Vgl. Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften Bd. I S. 185, 186. 
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Oeſterreich keinen Nachtheil erblicken. Zweifellos beſteht ja 
auch bei höherem Nennbetrag der Aktien für die kleinen 
Leute die Möglichkeit durch Zuſammenſchluß gemeinſam eine 
Aktie zu erwerben. 

Die Einlagen auf die Aktien werden regelmäßig durch 
Baarzahlung gemacht. Soll der Erwerb anders als durch 
Baarzahlung geſchehen (vermittelſt Hingabe von Apports 
oder gegen Gründungserwerbungen), ſo bedarf es ſtatuten⸗ 
mäßiger Feſtſetzung, und in dieſem Falle dürfen die Aktien 
nur nach voller Liberirung (als dem Werthe nach voll— 
eingezahlt) zur Ausgabe gelangen (§ 28 Abſ. 7 Reg.). 
Bei Baarzahlung haben die erſten Einzahlungen auf die 
Aktien mindeſtens 40 Prozent des Stammbetrages bezw. 
200 Kronen, bei den Aktien der kleinen Unternehmungen 
von lokaler Bedeutung mindeſtens 50 Kronen zu betragen. 
Eine Herabſetzung der erſten Einzahlung auf 25 Prozent 
kann ausnahmsweiſe mit Rückſicht auf die beſondere Be⸗ 
ſchaffenheit des Geſchäftsbetriebes des geſellſchaftlichen Unter- 
nehmens (Verſicherungsgeſellſchaft) zugeſtanden werden. Unter⸗ 
pari⸗Emiſſion iſt ausgeſchloſſen. Falls die Ausgabe mit 
einem Agio erfolgt, ſo iſt ſofort der Agiobetrag bei der 
erſten Einzahlung mitzuentrichten. Die Aktienurkunden ſollen 
regelmäßig ert nach voller Einzahlung der Aktien aus- 
gegeben werden. Gedacht iſt hierbei hauptſächlich an In⸗ 
haberaktien. Für nicht volleingezahlte Inhaberaktien ſind 
Interimsſcheine auszuſtellen; die Interimsſcheine haben in 
der Regel auf Namen zu lauten und können erſt nach 
Volleinzahlung der Aktie gegen die Aktienurkunde eingetauſcht 
werden (§ 28 Reg.). Was Namensaftien betrifft, fo läßt 
das Regulativ die Ausgabe der Aktienurkunden auch vor 
der Volleinzahlung zu; der eingezahlte Betrag ſoll auf 
der Aktienurkunde (Titre) ſelbſt bemerkt werden, die Aus⸗ 
gabe von Interimsſcheinen iſt hier alſo überflüſſig (§ 28 
Reg. am Ende). Die Aktienurkunden haben im Regulativ 
($ 29) eine genaue Regelung ihrer Form erhalten. Sie 
haben den Aktienbetrag, ſowie Charakteriſirung als Inhaber⸗ 
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oder Namensaktien, ferner die Bedingungen der Unterzeich— 
nung von Aktientitres, das etwaige ſtatutenmäßige Erforder— 
niß der Zuſtimmung der Geſellſchaft zur Uebertragung der 
Aktie, etwaige Beſtimmungen über die Verpflichtung der 
Aktionäre zu wiederkehrenden Leiſtungen über den Nennbetrag 
der Aktien hinaus, ſowie deren Umfang und Inhalt, ſchließ— 
lich Beſtimmungen über die verſchiedenen ausgegebenen 
Aktiengattungen klarzuſtellen. (Dieſe Beſtimmungen über 
Aktienurkunden ſind im deutſchen Rechte nur theilweiſe ent— 
halten?“). 

Beſonders wichtig find die Beſtimmungen des § 26 Reg. 
über die Ausgabe verſchiedener Aktiengattungen, ſpeziell 
Prioritätsaktien. Damit erfährt dieſe Materie im öſter— 
reichiſchen Rechte zum erſten Male eine materielle Regelung. 
S 26 beſtimmt, daß bei der Ausgabe von Prioritätsaktien 
in der Regel folgende Grundſätze zu beachten ſind: 

1. Die Prioritätsaktien dürfen nicht mehr als zwei 

Drittheile des geſammten Aktienkapitales betragen. 

2. Die den Prioritätsaktien vor den anderen Aktien 
zugeſtandene Vorzugsdividende ſoll nicht höher als 
mit 5 Prozent des Nominales der Prioritätsaktien 
bemeſſen werden. 

3. Sollen die Fehlbeträge der in früheren Geſchäfts— 
jahren ganz oder theilweiſe ausgebliebenen Vorzugs— 
dividende aus dem Reingewinn ſpäterer Geſchäfts— 
jahre beſtritten werden, ſo iſt die Höchſtzahl der 
Geſchäftsjahre, für welche eine ſolche Nachzahlung 
der Dividende platzgreifen darf, im Statute zu be— 
ſtimmen, und zwar höchſtens mit den letzten fünf 
Geſchäftsjahren. 

Das deutſche Geſetz verſteht unter Prioritätsaktien Aktien, 

denen vor den anderen Aktien Vorrechte, insbeſondere „in Be— 
treff der Vertheilung des Gewinnes oder des Geſellſchafts— 


20) Bal. Deutſches HG B. $$ 180 AH. 4, 179 Satz 2, 181, 212 
an. 1 Satz 2. 
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vermögens zugeſtanden werden“ (§ 185). Sie verleihen 
ihrem Inhaber nicht Gläubigerrechte, die beim Konkurs oder 
der Liquidation der Geſellſchaft neben den Rechten ſonſtiger 
Gläubiger zur Berückſichtigung gelangten, ſondern nur die 
Stellung eines bevorrechtigten Mitgliedes, welchem vor den an⸗ 
deren Mitgliedern der Anſpruch auf Auszahlung des Vorzugs⸗ 
betrages zuſteht. 

Der öſterreichiſche Begriff der Prioritäten iſt praktiſch 
inſoferne enger, als derſelbe meiſt nur ein Vorzugsrecht am 
Reingewinn in ſich ſchließt. Es iſt jedoch ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß daneben auch andere Vorzugsaktien mit dem Vor- 
rechte am Geſellſchaftsvermögen ausgegeben werden können. 
Die Streitfrage, ob das in § 26 Abſ. 2 Nr. 3 fixirte Nach⸗ 
bezugsrecht des Prioritätsaktienbeſitzers auf ſeine Vorzugs— 
dividende dem laufenden Dividendenſchein ſowohl des Priori⸗ 
tätenbeſitzers als auch gewöhnlichen Aktionärs vorzugehen 
habe und welchem der einzelnen eventuell in mehreren Jahren 
angeſammelten Nachbezugsrechte zeitlich der Vorrang zu geben 
ſei, iſt im Regulativ nicht entſchieden, ſteht daher der ftatuten- 
mäßigen Feſtſetzung frei. Für die möglichſt ſachgemäße An: 
lehnung an die oben citirten Beſtimmungen des § 26 ſoll 
der Konzeſſionsvorgang Garantien bieten. Sämmtliche Be— 
ſtimmungen bezüglich der Gattungsrechte verſchiedener Aktien 
ſind im Statute aufzunehmen. Ueber die Frage, ob eine 
Schaffung von Prioritätsaktien durch nachträglichen Beſchluß 
außer dem Falle der Kapitalserhöhung zuläſſig ſei, trifft das 
Regulativ keine Beſtimmung ?!). 

Zur Ausgabe von Partialobligationen iſt ſtaatliche 
Genehmigung erforderlich; obwohl die Aufnahme einer An— 
leihe keine Statutenänderung erheiſcht, iſt die Berechtigung 
der Geſellſchaft dazu doch im Statute mit allen auf ſie 
Bezug habenden Beſtimmungen erſichtlich zu machen (Reg. 
§ 23). 

Das Regulativ enthält ferner Beſtimmungen über die 


21) Erwähnt iſt die Möglichkeit in $ 53 Abſ. 1 Nr. 3 des Reg. 
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Genußſcheine??). Die Genußſcheine finden im deutſchen 
Rechte keine Regelung. (Die Aufnahme diesbezüglicher Vor: 


22) Die Statiſtik der in Oeſterreich zirkulirenden Genußſcheine läßt 
ſich mit Rückſicht auf die Schwierigkeit der Materialbeſchaffung 
nicht vollſtändig aufſtellen. Naturgemäß prävaliren dieſelben bei 
den Transportunternehmungen, d. h. beſonders den Eiſenbahnen. 
Im Kursblatte der Wiener Börfe find ſogar ſeit 1. Januar 1899 
die Genußſcheine der Oeſterr.⸗Ungar. Staatseiſenbahngeſellſchaft — 
welche am 31. Dezember 1897 einen Kurswerth von 12,093 201 Kr. 
gegenüber dem im Umlaufe befindlichen Grundkapitale von 
249,777,766 Kr. repräſentirten — notirt. 

Bei der k. k. priv. Südbahn waren am gleichen Termine 
16,697 Genußſcheine gegenüber 750,000 urſprünglichem Grund⸗ 
kapital im Umlauf; bei der Erſten Ungariſch-Galiz. Eiſenbahn 
24,531 Stück gegenüber 61,600 urſprünglich emittirten Aktien; 
bei der Auſſig⸗Teplitzer Bahn 2516 Genußſcheine gegenüber der 
Emiſſion von 38,095 Aktien. 

Beſondere Bedeutung haben die Genußſcheine auch bei der 
Wiener Tramway⸗Geſellſchaft und der Neuen Wiener 
Tramway. Bei dieſen war das Verhältniß am 1. April 1898 
folgendermaßen: 

Wiener Tramway; 


22,186 Stück ganze Aktien à 200 Ge I, Emiffion, 


davon amottifitt . . . 6342 Stid 
33,080 Stück halbe Aktien à 100 fl. I. Emiſſion, 

davon amortiſirt . 4858 Stück 
38,726 Stück ganze Aktien à 200 fl. IL Emiſſion, 

davon amortiſirt 2703 Stück 
Dazu kamen als E Did 1897 

(am 1. April 1898 zu verlooſen . . . 662 Stück 


Ferner kam noch auf die Aktienemiſſion 1887 von 
27,792 Stück à 200 fl. pro 1897 eine Amor⸗ 
tiſationsquote von . .. . 445 Stück 
Neue Wiener anodi 
Aktienkapital am 31. Dezember 1897: 
15,051 Prioritätsaktien, 
24,600 Stammaktien, 
davon amortiſirt gegen Genußſcheine: 
2229 Prioritätsaktien. 
Beſonders intereſſant ſind die Verhältniſſe beim „Tergeſteon“ 
in Trieſt, bei welcher Aktiengeſellſchaft am 31. Auguſt 1898 nicht 
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ſchriften in das Regulativ wurde auch übereinſtimmend in den 
Sachverſtändigengutachten für das Aktiengeſetz vorgeſchlagen). 
Nach § 33 Abſ. 2 Nr. 3 können den Beſitzern von durch 
Verlooſung eingelöſten Aktien Genußſcheine ausgefolgt 
werden. Die Ausgabe von ſolchen wird regelmäßig vom 
Vermögensſtande der Geſellſchaft abhängen. Das Regulativ 
ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß die Genußſcheine den 
Rechtscharakter von Aktien haben. Die in der Literatur??) 
beſtehende Streitfrage, ob und wann den Genußſcheinen der 
rechtliche Charakter von Aktien zuzugeſtehen iſt, iſt im Regu⸗ 
lativ dahin entſchieden, daß denſelben im Statute ausdrücklich 
die Rechte von Aktien zu gewähren ſind. Der Genußſchein 
gibt dem Inhaber einen doppelten Anſpruch: 

1. auf eine Dividende, 

2. auf einen Antheil am Liquidationserlöſe. 

Im ſelbſtverſtändlichen Intereſſe der Inhaber nicht ein⸗ 
gelöſter Aktien iſt die Realiſirung des Genußſcheinrechtes 
bezüglich der Dividende an die Vorausſetzung geknüpft, daß 
ein im Statute obligatoriſch prozentual zu beſtimmender Be— 
trag des jährlichen Reingewinns zur ausſchließlichen Divi- 
dendenzahlung an die Aktionäre verwendet worden iſt. Ueber 
die rechnungsmäßige Vertheilung des Reſtbetrages trifft das 
Regulativ keine Beſtimmung. Meines Erachtens dürfte ſie 
derartig ſtattzufinden haben, daß der Reſtbetrag als Super: 
dividende an die Aktionäre und als Genußſcheinsgewinn an 
deren Beſitzer im Verhältniß der ausgegebenen Aktien und 
Genußſcheine vertheilt wird. Dieſe Auslegung bezüglich der 


weniger als 14,892 Genußſcheine noch nicht verlooſten 508 Aktien 
gegenüberſtanden. 

Wohl ganz vereinzelt daſtehend iſt aber der Fall der Nikols⸗ 
burger „Kalle und Ziegelgewerkſchaft“, bei welcher bereits das 
geſammte Grundkapital (von urſprünglich 60,000 fl.) gegen 
Ausgabe von Genußſcheinen verlooſt wurde. (Auch in Deutſchland 
iſt ſolch' Fall zu verzeichnen; vgl. Bd. XLIX S. 357 dieſer 
Zeitſchrift. D. Red.) 

23) Klemperer, „Die rechtliche Natur der Genußſcheine“, 1899. 
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Superdividende, wobei ſelbſtverſtändlich jederzeit im Statute 
andere Beſtimmungen über den Vertheilungsbetrag getroffen 
werden können, ſtützt ſich auf den Wortlaut des Regulativs: 
„daß ein im Statute zu bezeichnender Theil des jährlichen 
Reingewinnes zunächſt zur Zahlung von Dividenden an die 
nicht eingelöſten Aktien beſtimmt werden muß“, wodurch klar 
ausgeſprochen wird, daß der Dividendenanſpruch des Ak— 
tionärs nicht mit der Vertheilung des zur Dividendenzahlung 
reſervirten Betrages nothwendig erſchöpft ſein muß. Der 
Anſpruch der Genußſcheinbeſitzer auf den Liquidationserlös 
wird obligatoriſch durch den Anſpruch der Aktienbeſitzer auf 
Auszahlung des Nennbetrages der nichteingelöſten Aktien 
beſchränkt. 

Die Genußſcheine können auf Inhaber und auf Namen 
lauten. Im Uebrigen hat der Text des Formulares über alle 
Rechtsverhältniſſe der Genußſcheine genaue Auskunft zu geben 
(SS 33, 29). 

Die Verpflichtung der Aktionäre zu wieder— 
kehrenden Naturalleiſtungen, welche nach dem Vorbilde 
der deutſchen Praxis eingeführt wurde und ſich hauptſächlich 
auf die Rübenlieferungspflicht der Aktionäre von Zucker— 
fabriken bezieht, ift im Regulativ (§ 30) mit einigen Einſchrän— 
kungen aufgenommen?). Die Verpflichtung wird durch das 
Statut begründet. Eine Statutenänderung in der Richtung 
der nachträglichen Begründung ſolcher Verpflichtungen kann, 
wie im deutſchen Recht, nur mit Zuſtimmung ſämmtlicher 
Aktionäre ſtattfinden. Theoretiſch iſt dieſe Beſtimmung, die 
in ihrer Allgemeinheit offenbar äußerſt erſchwerend für die 
nachträgliche Schaffung ſolcher Verpflichtungen iſt, freilich 
wohl zu begründen?“). Die nachträgliche Auferlegung 
widerſpricht dem Grundſatz, daß der Aktionär über den ur— 
ſprünglichen Rahmen und Inhalt der durch die Aktie be- 
gründeten Verpflichtung nicht herangezogen werden kann und 


24) §§ 212, 216 des Deutſchen HGB.. 
25) Lehmann a. a. O. S. 215 ff. 
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dem Prinzipe der beſchränkten Haftung bis zum Betrage der 
Aktien. Auch iſt zuzugeben, daß ſie in der Praxis bei dem 
bekanntermaßen engen Kreiſe der Aktionäre von Zuckerfabriken, 
auf welche ſie ja hauptſächlich Bezug hat, als nicht gar zu 
gefährlich ſich herausſtellen wird. Beachtenswerth iſt dagegen, 
daß während das deutſche Geſetz in $ 212 die Begründung 
ſolcher Verpflichtungen ſammt ihren Vorausſetzungen einfach 
dem Geſellſchaftsvertrage überläßt, das Regulativ in über: 
ängſtlicher Bevormundung beſtimmt, daß derartige Statuten⸗ 
beſtimmungen nur ausnahmsweise dann zuläſſig find, wenn 
und inſoferne die Durchführung des geſellſchaftlichen Unter— 
nehmens von der Uebernahme derartiger Verpflichtungen 
ſeitens der Aktionäre abhängig iſt. Damit wird auch für 
die anfängliche Begründung folder Verpflichtungen eine Cin- 
ſchränkung gemacht, die dem deutſchen Recht ganz abgeht. 
Art und Umfang der Verpflichtung muß im Statute beſtimmt 
ſein. Die Aktien dürfen nur auf Namen lauten und dürfen 
nur mit Zuſtimmung der Geſellſchaft übertragen werden. 
Die in § 216 des D. HGB.“'s zugeſtandene Berechtigung der 
Geſellſchaft, den Aktionären eine den Werth der Leiſtung 
nicht überſteigende Vergütung, ohne Rückſicht auf das Vor⸗ 
handenſein eines bilanzmäßigen Reingewinnes zu geben, kennt 
das Regulativ nicht, ſie iſt aber wohl ſtatutenmäßig 


möglich 2°). 


26) Gerade in dieſer Hinſicht mit Rückſicht auf das Erforderniß der 
Zuſtimmung ſämmtlicher Aktionäre zur Begründung wiederkehrender 
Verpflichtungen fet auf einen von Grünhut im zitirten Guts 
achten gemachten Vorſchlag hingewieſen, welcher zur Kompenſirung 
des durch die modernen Aktiengeſetze verſtärkten Minderheitsſchutzes 
einen Schutz der Geſellſchaft gegenüber notoriſchen Querulanten 
gewähren fol. Grünhut ſchlägt nämlich für den Fall, daß ein 
Aktionär durch muthwillige, ſchädigende Reviſionsanträge oder 
durch unbegründete Anklage gegen ihre Organe die Geſellſchaft 
heimſucht und ſo unter Umſtänden den Werth der Aktien beein⸗ 
trächtigt, ferner daß er mit ſeinen Anträgen derart in der Minos 
rität blieb, daß nicht einmal der zehnte Theil der, wenn auch 
nicht in der Generalverſammlung vertretenen, Aktien ihn unter⸗ 
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Ueber die Uebertragung ſowie die Kaduzirung von 
Aktien (Art. 220 des A. D. HGB.“s) enthält das Regulativ 
keine neuen Beſtimmungen. Bezüglich des entgeltlichen Er— 
werbes eigener Aktien, Aktienantheile und Interimsſcheine 
durch die Aktiengeſellſchaft ſtellt das Regulativ den Grundſatz 
auf, daß derſelbe nur in drei Fällen geſtattet iſt: 

1. Zwecks Herabſetzung des Aktienkapitales (ſiehe oben 

Abſ. VI). 
Zwecks der im Statute vorgeſehenen Einlöſung der 
Aktien aus dem Reingewinn. 

3. Wenn und inſoweit derſelbe im Exekutionswege zur 
Hereinbringung eigener Forderungen der Geſellſchaft 
bewirkt wird (§ 32 Reg.). 

Im dritten Falle ſowie bei Kaduzirung oder unentgeltlich 
erfolgendem Erwerb eigener Aktien ſind die Aktien mit „thun⸗ 
lichſter Beſchleunigung“ weiter zu veräußern oder iſt eventuell 
Herabſetzung des Aktienkapitals herbeizuführen? '). Zur Siche⸗ 
rung und zur Klarlegung der bezüglichen Transaktionen ver— 
fügt das Regulativ die ſpezialiſirte Anführung der im Laufe 


1 


ſtützt, und bei dem Vorhandenſein weiterer — hier nicht zu 
erörternder — Vorausſetzungen vor, dieſes Verhalten des Aktio⸗ 
närs als geſellſchaftswidrig zu betrachten und der Ge⸗ 
ſellſchaft ein Abfindungsrecht ihm gegenüber zuzugeſtehen. (Im 
italieniſchen Codice di commercio findet ſich umgekehrt ein Ab⸗ 
findungsrecht der Aktionäre, Art. 158 Abſ. 3). Die einzelnen 
Konſequenzen dieſes Vorſchlages, der allerdings neben der ihm 
gezollten Zuſtimmung auch lebhaften Widerſtand aus dem Ge— 
ſichtspunkte findet, daß der Erwerb der Aktie ein wohlerworbenes 
nicht entziehbares Recht gewähre, ſcheinen außerordentlich bedeutungs⸗ 
voll zu ſein und bei ſolchen Fragen, wie der Nichtzuſtimmung 
eines Aktionärs zur Begründung von Leiſtungsverpflichtungen, 
praktiſche Wichtigkeit zu haben. Auf eine nähere Beſprechung 
dieſes Gedankens muß hier verzichtet werden. 

27) Letzteres wird die Geſellſchaft im Allgemeinen bei dem Vorhanden⸗ 
ſein der wirthſchaftlichen Reduktionsbedingungen, ſowie falls eine 
größere Kursänderung durch plötzliches Angebot zu befürchten ſein 
ſollte, vorziehen. 
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des Jahres erfolgten Einziehungen und Veräußerungen von 
Aktien im Jahresbericht, ſo ziemlich die einzige materielle 
Beſtimmung des Regulativs über Bilanzirung. Eine Sanktion 
auf die Einhaltung dieſer Beſtimmungen ſtellt das Regulativ 
nicht auf. Auch fehlt ein ſtriktes Verbot des Erwerbes nicht 
volleingezahlter Aktien (D. HGB. $ 226 Abſ. 2). 


IX. 


Nach dem Regulativ hat die Aktiengeſellſchaft zur oberſten 
Leitung bezw. Kontrolle drei Organe, den Vorſtand mit 
eventuell ihm angeſchloſſenem Direktionsrath, den Auf— 
ſichtsrath bezw. die Rechnungsreviſoren und die Ge— 
neralverſammlung. Das geeignetſte Mittel, eine 
gründliche Heilung aller bezüglich der Verwaltung und Kon— 
trolle ſich fühlbar machenden Schäden herbeizuführen, nämlich 
die Einführung einer durch Strafſanktionen verſchärften 
ſtrengen Haftung aller an Leitung und Kontrolle des Unter: 
nehmens betheiligten Perſonen, konnte naturgemäß hier 
ebenſowenig wie bei den Gründern durch das Regulativ ins 
Werk geſetzt werden, jo ſucht das Regulativ das Erreich— 
bare zu ſchaffen, leider allerdings in theilweiſe verfehlter 
Weiſe. 

Das Beſtreben des Regulativs geht dahin, einerſeits eine 
möglichſt genaue Umgrenzung der Wirkungskreiſe der einzelnen 
Organe vorzunehmen — mit beſonderer Bedachtnahme dar: 
auf, daß die geſammte Thätigkeit dieſer Organe dem In— 
tereſſe der Geſellſchaft dienſtbar werde — andererſeits einen 
gewiſſen Spielraum fiir die Arbeitstheilung dem eigenen 
Ermeſſen des Geſellſchaftsvorſtandes einzuräumen. 

Obligatoriſch iſt zunächſt die Beſtellung des Vorſtandes 
($ 34 Reg.). Seine Mitglieder haben aus eigenberechtigten, 
geſchäftskundigen Leuten zu beſtehen, welche jedoch nicht 
Aktionäre zu fein brauchen. Es ift dem Statut überlaſſen, 
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beſondere Bedingungen zur Ernennung aufzuſtellen, jedoch 
beſtimmt das Regulativ im Geſchäſftsintereſſe der Aktiengeſell— 
ſchaft, daß „thunlichſt auf jene Perſonen Bedacht zu nehmen 
iſt, welche ſich berufsmäßig mit der unmittelbaren Leitung des 
Geſchäftsbetriebes des geſellſchaftlichen Unternehmens befaſſen“ 
(S 34 Abſ. 3 Reg.). 

Um die Arbeitskraft der Vorſtandsmitglieder unbe— 
ſchränkt nur dem von ihnen geleiteten Unternehmen zugute 
kommen zu laſſen, ſowie um die Vereinigung widerſtreitender 
wirthſchaftlicher Intereſſen in einer Perſon, welche bei großer 
Konkurrenzfähigkeit der Aktienunternehmungen die Gefahr der 
Schädigung der Aktionäre beſonders drohend macht, hintan— 
zuhalten, beſtimmt das Regulativ weiter, daß das Statut 
obligatoriſch ein Konkurrenzverbot aufzuſtellen habe. Ver— 
boten iſt den Vorſtandsmitgliedern, ohne Zuſtimmung der 
Geſellſchaft einen dem Gegenſtande des Unternehmens gleich— 
artigen Betrieb für eigene oder fremde Rechnung zu beginnen, 
oder daran als perſönlich haftende Geſellſchafter, ſowie an 
einer gleichartigen Aktiengeſellſchaft als Mitglieder des Vor— 
ſtandes, Aufſichtsrathes oder Direktionsrathes theilzunehmen 
(§ 35 Reg.). Es zeigen ſich in dieſer dem deutſchen Recht 
analogen, aber nicht jo weit wie § 236 des D. HGB.'s ge: 
henden Beſtimmung mehrere bedauerliche Lücken. Vor allem 
fehlt die Sanktion hierfür. Man wird meines Erachtens auf 
die Beſtimmungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz— 
buches zurückgehen müſſen, welches betreffs des konkurrirenden 
offenen Geſellſchafters in Art. 97 der Geſellſchaft die Wahl 
zwiſchen Selbſteintrittsrecht und Schadenerſatzanſpruch zu— 
erkennt. Vorausſichtlich wird die im Regulativ nicht ent- 
ſchiedene Frage aber in den einzelnen Statuten dahin be— 
antwortet werden, daß Schadenerſatz ausbedungen wird, und 
die Verletzung des Konkurrenzverbotes die ſofortige Entlaſſung 
des Vorſtandsmitgliedes rechtfertigt. Geheilt wird die Ver— 
letzung durch nachträglich ertheilte Zuſtimmung, welche von 
dem ſtatutenmäßig hierzu berechtigten Geſellſchaftsorgane 
ausgehen muß. Ob als Verjährungsfriſt für die Anſprüche 
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der Geſellſchaft die gleiche wie bei der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft zu gelten hat, iſt mindeſtens zweifelhaft. 

Der Gedanke der Konzentrirung und Verſchärfung der 
Verantwortlichkeit des Vorſtandes, der den obigen Beſtim— 
mungen zu Grunde liegt, iſt andererſeits leider nicht ſo ſcharf 
durchgeführt, als wünſchenswerth wäre. Das Prinzip, daß 
die Leitung des Unternehmens eine ſtreng einheitliche ſei und 
daß nur im wirklichen Bedürfnißfall kollegial zu organiſiren 
ſei, ebenſo wie dasjenige, daß Leitung und Aufſicht abſolut zu 
trennen ſind, hat manche Durchbrechungen erlitten. Es findet 
ſich nicht bloß klar ausgeſprochen, daß die Forterhaltung des 
Kollegialſyſtems beabſichtigt iſt, ſondern es ſind auch Vor— 
ſchriften, welche eine direkte Theilnahme des Aufſichts— 
rathes an der inneren Verwaltung als möglich beſtimmen, 
in das Regulativ übergegangen. 

Der Wirkungskreis des Vorſtandes muß ftatuten: 
mäßig genau feſtgeſetzt ſein. Die Beſtimmung des Regulativs 
hierüber ift inſoferne billigenswerth, als es keine ausdrück— 
lichen ſpeziellen Normen über den Umkreis ſeiner Thätigkeit 
gibt. Nach dem Regulativ ebenſowohl wie nach dem Allge— 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch gehört alles, was nicht 
ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt, zu ſeinem Wirkungskreis und 
in jedem Falle iſt ihm ſtatutenmäßig ein ſolcher Einfluß auf 
die innere Geſchäftsgebahrung zu wahren, daß er mit ſeiner 
geſetzmäßigen Befugniß, die Geſellſchaft nach außen 
zu vertreten, in Einklang ſteht (§ 34 Abſ. 4). 

Jedoch unterliegt er bedeutenden Einſchränkungen bezüg— 
lich ſeiner inneren Thätigkeit, wenn im Sinne des § 37 
Abſ. 2 die Zuſtimmung des Aufſichtsrathes für einzelne 
Geſchäfte gefordert wird. 

Die Vorſtands mitglieder find grundſätzlich von der 
Generalverſammlung zu beſtellen; jedoch kann im Statut auch 
eine andere Beſtellungsart vorgeſchrieben, es kann ſogar geſtattet 
ſein, daß die Grün der der Geſellſchaft den erſten Vorſtand 
ernennen (Reg. § 34 Why. 6), letzteres eine nicht ungefährliche 
Beſtimmung, welche allerdings ihr theilweiſes Analogon im 


148 Nothnagel: Das öſterreichiſche Aktienregulativ. 


deutſchen Rechte (§ 190 Abſ. 3) hat?), beſonders wenn er- 
wogen wird, daß die Anſtellungsdauer des Vorſtandes bis auf 
fünf Jahre feſtgeſetzt werden kann (§ 34 Abſ. 7 Reg.), unbe: 
ſchadet natürlich der jederzeitigen Widerrufbarkeit nach Art. 227 
Abſ. 3 des A. D. HGB.“'s. Die deutſche Beſtimmung ift 
damit zu rechtfertigen, daß die den erſten Vorſtand beſtellenden 
Gründer thatſächlich durch ihren Aktienbeſitz ein wirthſchaft— 
liches Intereſſe an der Unternehmung haben; die Verluſte 
der Unternehmung bedeuten für ſie nicht bloß einen 
Gewinn-, ſondern geradezu einen Vermögensverluſt. 
Infolgedeſſen iſt es nur gerechtfertigt und folgerichtig, wenn 
die Gründer, welche bei der Simultangründung ſachlich, 
wenn auch nicht formell, eine Generalverſammlung ſämmt— 
licher Aktionäre repräſentiren, ſich ihren Vorſtand beſtellen. 
Das öſterreichiſche Recht kennt dagegen dieſen materiellen 
Gründerbegriff nicht. Wenn es trotzdem die Beſtellung des 
Vorſtandes den Gründern ohne weitere Bedingung oder 
Einſchränkung überläßt, andererſeits die Haftung des Vor⸗ 
ſtandes nicht verſchärft, ſo liegt meines Erachtens in dieſer 
unumſchränkten Vollmacht an die Gründer unter Umſtänden 
gleich vom Anfange an eine ſchwere Schädigung oder doch 
wenigſtens Gefährdung des ganzen Unternehmens, welches 
auf diefe Weile für die erſte wichtigſte Zeit der Geſchäfts— 
thätigkeit völlig in die Hand der, vielleicht nicht einmal als 
Aktionäre betheiligten, Gründer gegeben iſt. 


28) $ 190 des Deutſchen HGB.'s: „Uebernehmen die Gründer alle 
Aktien — alſo Simultangründung —, ſo haben ſie gleichzeitig 
mit der Errichtung der Geſellſchaft ... den erſten Aufſichtsrath 
der Geſellſchaft zu beitellen. 

„Uebernehmen die Gründer nicht alle Aktien, jo haben fie 
nach der Zeichnung des Grundkapitales eine Generalverſammlung 
zur Wahl des Aufſichtsrathes zu berufen. Dieſe Vorſchriften finden 
auch auf die Beſtellung des erſten Vorſtandes Anwendung, 
ſofern nicht nach dem Geſellſchaſtsvertrage die Beſtellung in 
anderer Weiſe als durch Wahl der Generalverſammlung zu 
geſchehen hat.“ 
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Abgeſehen von der Dienſtentlaſſung des Vorſtandes, 
erliſcht die Funktionsdauer der Vorſtandsmitglieder mit der 
Generalverſammlung, in welcher über die letzte Bilanz, bei 
deren Aufſtellung dieſelben mitzuwirken hatten, beſchloſſen 
wird (§ 34 Abſ. 7 Reg.). Dieſe Beſtimmung kann unter 
Umſtänden eine ganz erhebliche Verlängerung der Funktions: 
dauer bedeuten. Erſtens kann nämlich (ſiehe unten S. 161) 
die Vorlage der Bilanz an die Generalverſammlung unter 
gewiſſen Vorausſetzungen (§ 50 Abſ. 1 Reg.) auf zwölf, 
ſtatt feds, Monate nach Ablauf des Geſchäftsjahres binaus- 
geſchoben werden, und zweitens könnte die Vorſchrift, daß 
bei Bemängelung beſtimmter Anſätze der Bilanz die General⸗ 
verſammlung bis zur Ertheilung der erforderlichen Auf— 
klärung hierüber vertagt werden muß ($ 50 Abſ. 3 Reg.), 
den Anlaß zur Hinausziehung der Decharge und Nieder— 
legung der Vorſtandsſtellen geben. Wiederwahl iſt möglich, 
Beſetzung der Stelle eines ausſcheidenden Vorſtandsmitgliedes 
durch Kooptation ſeitens der übrigen Vorſtandsmitglieder im 
Regulativ vorgeſehen (§ 34 Abſ. 7, 8). 

Dem deutſchen Rechte (§ 232 Abſ. 1) entſpricht die in 
§ 34 Abſ. 9 Reg. vorgeſehene Einſetzung eines Exekutiv⸗ 
komités im Falle zu großer Anzahl der Vorſtandsmitglieder; 
ob diefe Einrichtung der nothwendigen Einheitlichkeit und Ron: 
zentration der Verwaltung und der Haftung förderlich iſt, iſt 
nicht unzweifelhaft. 

Beſtimmungen über den Inhalt der Haftung des 
Vorſtandes fehlen dem Regulativ. Es greifen lediglich die 
dürftigen Vorſchriften der Art. 239 — 241 des A. D. HGB.’s 
ein 2°). 


29) Bal. § 241 des Deutſchen HGB.'8; die Haftung des Vorſtandes 
iſt meines Erachtens auf zwei Geſichtspunkte zurückzuführen, erſtens 
auf die Leitung der Geſchäfte, ſodann auf die wahrheitsgetreue 
Darſtellung gegenüber der Generalverſammlung. Letzterer Punkt 
wird gewöhnlich vernachläſſigt und ſeine Vorausſetzungen werden 
nicht ſcharf genug umgrenzt, fo auch nicht im neuen Handels⸗ 
geſetzbuch. | 
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Der Direktionsrath, welchen das Regulativ in § 36 
anerkennt, ift in Oeſterreich aus der an die ältere Zeit?“) 
erinnernden Praxis kleinerer Aktiengeſellſchaften entſprungen. 
Vielfach wird nämlich in kleinen Unternehmungen von nur 
lokaler Bedeutung, welche, lediglich um die Rechtsvortheile 
von Aktiengeſellſchaften zu genießen, in deren Form gegoſſen 
wurden, nur eine Perſon zur techniſchen und kommerziellen 
Vertretung als Vorſtand beſtellt, welche jedoch in der Leitung 
der Verwaltung von den Hauptaktionären abhängig erhalten 
werden ſoll. Um dies zu ermöglichen, wurde der Begriff des 
Direktionsrathes geſchaffen, welchem nach dem Regulativ die 
Entſcheidung in einzelnen wichtigen, nicht zum Wirkungs— 
kreis der Generalverſammlung gehörigen Angelegenheiten 
bezw. die Zuſtimmung zu einzelnen Geſchäften zugeſtanden 
ift. Da dieſer Direktionsrath kein Aufſichtsorgan ift, fo tritt 
eine Abſchwächung der Verantwortlichkeit des Vorſtandes nicht 
in dem Maße ein, wie bei der Einflußnahme des Aufſichts— 
rathes auf die Verwaltung. Auch dürfte meines Erachtens dieſe 
geſetzgeberiſche Anerkennung einer in der Praxis in beſchränkter 
Anzahl ſchon feit Alters beſtehenden Inſtitution eben aus dem 
Grunde, daß damit nur den individuellen Bedürfniſſen eines 
engen Kreiſes von Aktienunternehmungen Rechnung getragen 
werden ſoll, keinen Anlaß zur übermäßigen Ausnützung der— 
ſelben geben. 

Ganz konſequent iſt es, daß dieſem Direktionsrath ein 
außerordentlicher Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Vor— 
ſtandes zuſteht. Die Beſtellungsart und Funktionsdauer der 
Mitglieder des Direktionsrathes entſpricht ungefähr derjenigen 
der Vorſtandsmitglieder. 

Ein wichtiger Fortſchritt gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtande iſt die obligatoriſche Einführung von 
Kontrollorganen. Bedauerlicherweiſe begnügt man fih im 
Regulativ mit halben, theilweiſe unzureichenden, theilweiſe 


30) Siehe Lehmann, Geſchichtliche Entwickelung des Aktienrechts 
S. 56 ff. 
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verfehlten Maßregeln. Dahin gehört zunächſt, daß die 
Wahl zwiſchen Aufſichtsrath und Rechnungsreviſoren frei: 
geſtellt wird ($ 37 Reg.). 

Die Rechnungsreviſoren, welche zu beſtellen ſind, 
wenn kein Aufſichtsrath gewählt wurde, ſind eine altehrwürdige 
öſterreichiſche Einrichtung 3). Ihr Wirkungskreis ift gegen: 
über dem Aufſichtsrathe ein viel engerer. 

Dem Aufſichtsrath obliegt die ſtändige, materielle 
Kontrolle der geſammten Geſchäftsgebahrung und danach be— 
ſtimmt ſich auch ſeine Haftung. 

Die Rechnungsreviſoren haben nur formell die 
richtige Aufſtellung der Bilanz zu prüfen, ohne in die ma: 
terielle Prüfung der Richtigkeit der einzelnen Bilanzpoſten 
eingehen zu können. Daraus ergibt ſich klar der proble— 
matiſche Werth dieſer Ueberprüfung, welche keine materiellen 
Garantien, nicht einmal für die thatſächlichen Werthverhält⸗ 
niſſe der Unternehmung zur Zeit der Bilanz zu geben braucht. 
Die Haftung der Reviſoren erſtreckt ſich demgemäß auch nicht 
auf die materielle Richtigkeit der Bilanz. 

Daß beide, ſowohl Aufſichtsrath als auch Rechnungs— 
reviſoren, viel von dem Werthe noch dadurch einbüßen, daß 
keine präziſen und ſtrengen Haftbeſtimmungen im 
Regulativ getroffen werden konnten, bedarf keiner Er: 
örterung. 

Der Aufſichtsrath muß mindeſtens drei Mitglieder haben, 
ihm ſteht eventuell das Recht der Vorſtandsbeſtellung zu: 
Rechnungsreviſoren ſind mindeſtens zwei zu beſtellen (§ 37 
Abſ. 2, 3). 

Die Wahl beider obliegt der Generalverſammlung. 
(Ueber das Minoritätsrecht bei Wahl des Aufſichtsrathes 
ſ. u. unter IX.) Die Unvereinbarkeit einer Aufſichts— 
raths⸗ oder Reviſorſtelle mit einer Vorſtands- oder Beamten— 
ſtelle der Geſellſchaft iſt als zwingende Vorſchrift (§ 37 
Abſ. 11) ausgeſprochen, hingegen gilt das für die Vorſtands— 


31) Siehe z. B. Lehmann, Geſchichtliche Entwickelung S. 66. 
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mitglieder ausgeſprochene Konkurrenzverbot weder für die 
Rechnungsreviſoren noch für die Aufſichtsrathmitglieder. 

Die Funktionsdauer beider Organe geht bei der Erſt— 
wahl bis zur Genehmigung der erſten Bilanz, ſpäter auf 
höchſtens fünf Jahre (Reg. § 37 Abſ. 7). Wiederwahl iſt nicht 
ausgeſchloſſen. Aufhebung der Beſtellung durch General— 
verſammlungsbeſchluß iſt jederzeit möglich. 

Die Beſchlußfaſſung über Gehalt und Tantièmen der 
ſämmtlichen Verwaltungs- und Kontrollorgane ſteht der 
Generalverſammlung zu; jedoch kann ſtatutenmäßig die Be— 
ſtimmung der Entlohnungen des Vorſtandes und Exekutions— 
komités dem Aufſichts- oder Direktionsrathe zugeſtanden 
werden, wenn die Entlohnung nicht in Tantieme beſteht 
(S 38 Reg.). 

Ueber die Zuſtändigkeit der Generalverſammlung 
als oberſten beſchlußfaſſenden Organes der Aktiengeſellſchaft, 
über deren Einberufung, Thätigkeit und die Vorausſetzungen 
an der Betheiligung find im Regulativ außerordentlich ein— 
gehende Beſtimmungen getroffen, welche einen rein ſupple— 
toriſchen Charakter gegenüber dem bisherigen, durch die dürf— 
tigen Art. 236 — 238 Allg. D. HGB.'s normirten Rechts: 
zuſtande tragen. Gerade bei der Regelung dieſer Materie 
zeigt ſich beſonders das Beſtreben, die in der Praxis ge— 
wonnenen Lehren und Erfahrungen zu verwerthen. Vor 
allem wird der Generalverſammlung eine Reihe von für 
Exiſtenz und Weſen der Geſellſchaft bedeutſamen Beſchlüſſen 
vorbehalten. Es ſind dies Beſchlüſſe (§ 39 Reg.) über: 

1. Nachgründungen ??). 

2. Genehmigung der Bilanz, Vertheilung des Rein- 

gewinnes, Entlaſtung des Vorſtandes. 

3. Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes, bezw. der 

Rechnungsreviſoren. 


32) Von der unter Ziff. 1 enthaltenen Beſtimmung ſind Ausnahmen 
für Geſellſchaften, bei welchen der Kauf und Verkauf von Liegen⸗ 
ſchaften den Gegenſtand des Unternehmens bildet, zuläſſig (§ 39 
Reg.). 
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4. Die Feſtſetzung einer allfälligen Entlohnung für die 
geſellſchaftlichen Organe nach Maßgabe des § 38. 

Der Beſchluß auf Abänderung des Gegenſtandes 
des Unternehmens, auf Fortſetzung der Geſellſchaft 
über die urſprünglich beſtimmte Zeitdauer hinaus, 
auf Erhöhung oder Herabſetzung des Aktienkapitals, 
ſowie überhaupt auf Abänderung der Beſtimmungen 
des Statutes 3%). 

6. Die Beſchlußfaſſung über die Modalitäten der Be: 
gebung neuer Aktien bei einer Erhöhung des Aktien— 
fapitales (§ 31). 

7. Der Beſchluß auf Auflöſung der Geſellſchaft ins: 
beſondere auch im Falle der Vereinigung der Ge— 
ſellſchaft mit einer anderen Aktiengeſellſchaft (Art 
215 und 247 des HGB.'s 54). 

Von beſonderer Bedeutung ſind natürlich die Vorſchriften 
über Einberufung und Beſchlußfaſſung der General— 
verſammlung bezw. über die Mitgliedsrechte in derſelben. 
Das Allg. D. Handelsgeſetzbuch kennt nur zwei zwingende 
Gründe zur Einberufung: 

1. Vorlegung der Bilanz ſeitens des Vorſtandes 

(Art. 239). 
2. Verminderung des Grundkapitales um die Hälfte 
(Art. 240 Abſ. 1). 

Dazu kommt natürlich der allgemeine Grund, daß im 
Intereſſe der Aktiengeſellſchaft die Einberufung einer General: 
verſammlung als nothwendig erſcheint. 

Das Regulativ ſchreibt dagegen in § 40 Abſ. 4 einen 
Zwang zur Einberufung innerhalb einer Friſt von lang: 


Ct 


33) Jeder Beſchluß, welcher einen der unter Ziff. 5 bezeichneten Geger.: 
ſtände betrifft, bedarf zu feiner Giltigkeit der ſtaatlichen Genehmi⸗ 
gung (8 39 Reg.). 

34) Die Auflöſung einer Aktiengeſellſchaſt durch Vereinigung derſelben 
mit einer anderen Aktiengeſellſchaft kann nur unter ſtaatlicher 
Genehmigung erfolgen (§ 39 Reg.). 
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ſtens 30 Tagen vor auf Grund eines Beſchluſſes der 
Generalverſammlung oder bei motivirtem Verlangen ſeitens 
einer Minderheit von Aktionären, welche den zehnten 
oder einen im Statut normirten geringeren Theil des Aktien— 
kapitales repräſentirt. Denſelben Berechtigten ſoll im Statut 
der Anſpruch eingeräumt werden, einen motivirten Antrag 
auf Aufnahme beſtimmter Punkte in die nächſte Tagesordnung 
einzubringen. Der Geſetzestext läßt nicht klar erkennen, ob 
dem Antrage vom Vorſtande bezw. Gerichte Folge gegeben 
werden muß ??). 

Ferner fehlt bedauerlicherweiſe die — im deutſchen 
Geſetz klar ausgeſprochene (§S 254 Abſ. 3) — Beſtimmung 
über das kompetente Organ zur Einberufung der General— 
verſammlung im Falle der Weigerung des Vorſtandes oder 
Aufſichtsrathes. Die Auslegung darf aber wohl dahin gehen, 
den Aktionären das Recht zuzuſprechen, wie im § 254 
Abſ. 3 ſtatuirt iſt 39). 

Neu iſt, daß ſtatutenmäßig neben Vorſtand und Auf— 
ſichtsrath noch andere Organe der Geſellſchaft — wobei 
„Organe“ im weiteſten Sinne zu interpretiren iſt — zur 
Berufung der Geſellſchaft als berechtigt erklärt werden können. 

Der Gegenſtand der Tagesordnung iſt zugleich mit der 
Einberufung mindeſtens 14 Tage vor dem Termin bekannt 
zu geben, außerdem iſt jedem Aktionär auf Verlangen wenig— 
ſtens 3 Tage vor der Generalverſammlung eine Ausfertigung 
der vorbereiteten Anträge auszufolgen (Reg. SS 40 Ende, 41). 

Die Beſtimmungen über die Abhaltung der General— 


35) Dem Aktionär ... iſt im Statute auch das Recht einzuräumen, 
in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe der 
Gründe zu verlangen, daß . . . ($ 40 Abi. 5). 

36) Die Frage bezüglich des Erſatzes der aus ſolcher außergewöhnlichen 
Berufung der Generalverſammlung bezw. Aenderung der Statuten 
hervorgehenden Koſten im Falle des Obſiegens der Minorität iſt 
unentſchieden; es beſteht perſönliche Haftung des zur Einberufung 
verpflichteten Organes dann nicht, wenn die Einberufung auf 
Grund gerichtlichen Urtheiles erfolgte. 
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verſammlung ſind im Ganzen zweckentſprechend; jedoch finden 
fih daneben in den §§ 41—43 Reg. ſchwer zu rechtfertigende. 
Halbheiten: 

1. Dem Statute iſt die Möglichkeit vorbehalten, das 
Stimmrecht an den Mindeſtbeſitz von Aktien im Nennwert 
von einem Hundertſtel des Aktienkapitales zu knüpfen ($ 43 
Abſ. 2 Reg.). Dieſe Beſtimmung iſt ſchon an ſich nicht mit 
dem allein richtigen Prinzipe in Einklang zu bringen, daß 
jeder, eine durch den Nennwerth der Aktie dargeſtellte Quote 
des Grundkapitales aufbringende Kapitaliſt naturgemäß einen 
Einfluß auf die Verwaltung und dadurch eine Mitverant— 
wortung erhalten muß. Ganz im Einklang damit, aber 
gänzlich zu mißbilligen iſt: 

2. die Beſtimmung, daß bei derartiger Beſchränkung 
des Stimmrechtes denjenigen Aktionären, welche eine geringere 
Anzahl von Aktien beſitzen, als ſtatutenmäßig zur Ausübung 
des Stimmrechtes erforderlich iſt, im Statute die Berechtigung 
zur Beſtellung eines gemeinſamen Bevollmächtigten vor— 
behalten werden kann. Hier wäre zur theilweiſen Paraly— 
ſirung der erſteren Beſtimmung (Punkt 1) ein unbedingtes 
und unentziehbares Recht der nicht ſtimmberechtigten 
Aktionäre zur Beſtellung eines oder mehrerer Bevollmäch— 
tigten nöthig und wünſchenswerth geweſen. Hingegen iſt an— 
erkennend hervorzuheben, daß § 44 Reg. in Erledigung früher 
offener Fragen obligatoriſch beſtimmt, daß Stimmbevoll— 
mächtigte nicht Aktionäre zu ſein brauchen und daß für die 
geſetzlichen ſowie ſtatutariſchen Vertreter nicht eigenberech— 
tigter ſowie juriſtiſcher Perſonen keine beſondere Vollmacht 
erforderlich ift 57). 

Das Recht zur Teilnahme bezw. Mitberathung 
in der Generalverſammlung iſt vom Stimmrecht bezw. einem 
Minimalſtimmbeſitz unabhängig — dies geht aus der aus— 


37) Obige Beſtimmungen müſſen direkt zum Aktienmißbrauch behufs 
Erſchleichung des Stimmrechtes verführen und es wäre ein ſolcher 
in dieſem Falle wohl zu entſchuldigen. 
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drücklichen Hervorhebung des Geſetzes hervor, daß nur das 
Stimmrecht an gewiſſe Vorausſetzungen geknüpft wird. 
Eine Beſchränkung des Theilnahmsrechtes der Aktionäre würde 
das Statut nichtig machen. 

3. Eine theilweiſe und unrichtige Beſchränkung des Mit— 
berathungsrechtes liegt in der Beſtimmung § 41 Abſ. 2, 
wonach nur jedem ſtimmberechtigten Aktionär auf Ber: 
langen Einſicht in die ſämmtlichen für die Generalverſamm— 
lung vorbereiteten Vorlagen und Belege ſpäteſtens 3 Tage 
vor deren Abhaltung in dem Geſchäftsraume der Geſellſchaft 
gewährt werden muß. 

4. Gegen Strohmänner ſind ſo gut wie keine be— 
ſonderen Beſtimmungen getroffen. § 42 Reg. ſchreibt nur 
allgemein die Aufnahme eventuell vorhandener diesbezüglicher 
Beſtimmungen in das Statut vor, ohne materiell auf die 
Regelung der Vorausſetzung des Stimmrechtes, bezw. der 
Legitimation einzugehen. Sollte das Statut Hinterlegung 
der Aktien für die Ausübung des Stimmrechts fordern, ſo 
iſt den Aktionären bei der Einberufung der Generalverſamm— 
lung eine Friſt von mindeſtens 8 Tagen für die Hinter- 
legung zu wahren. 

In letzterer Beziehung iſt zu erwägen, ob die Depoſition 
der Aktien in einem z. B. mit einer Woche vor dem Tage 
der Generalverſammlung beſtimmten Termine, die das Re- 
gulativ als Minimalfriſt vorſchreibt, genügende Sicherheit 
gegen die Majoriſirung durch Strohmänner zu gewähren 
im Stande ift. Da das Verlangen nach Schutz gegen Stroh: 
männer ſeine Spitze oft gerade gegen die Hauptintereſſenten 
der Geſellſchaft, d. h. Hauptaktionäre, ja ſogar gegen die 
eigene Verwaltung richtet, ſo liegt in der Depoſition der 
zur Abſtimmung berechtigenden Aktien kein genügendes Bor: 
beugungsmittel, da die Verwaltung, wenn fie es will, auf 
legal unanfechtbarem Wege bei ſteter Kontrolle der ein⸗ 
laufenden Depoſitionen immer durch Heranziehung von Stroh— 
männern mit Aktien noch am letzten Friſttage in der Lage 
iſt, die erforderliche Majorität derſelben anzumelden. Ein 


Nothnagel: Das öſterreichiſche Aktienregulativ. 157 


einigermaßen genügender Schutz wäre vielleicht in der obli- 
gatoriſchen Beſtimmung zu ſuchen, daß eine Depoſition bei 
einem Notar genüge, wie es ſchon das deutſche Geſetz 
für gewiſſe Fälle im § 255 Abſ. 2 ausſpricht; da in dieſem 
Falle eine Kontrolle der Anzahl der deponirten Aktien vor 
der Generalverſammlung ſelbſt unmöglich iſt. 

Ferner iſt mit Rückſicht auf Punkt 1 noch zu bedauern, 
daß keine ſpeziellen Beſtimmungen über die Bedingungen des 
Stimmrechtes von Genußſcheinbeſitzern getroffen find, 
ſondern daß das Regulativ ſich darauf beſchränkt, in dieſer 
Hinſicht nur die Klarſtellung durch das Statut zu fordern 
(§ 43 Abſ. 5). Es kommen hier zwei Geſichtspunkte in Be⸗ 
tracht. Einerſeits erſcheint grundſätzlich Zuerkennung des— 
ſelben Stimmrechtes wie desjenigen der Aktionäre an die 
Genußſcheinbeſitzer gerechtfertigt und auch in der Praxis““) 
geübt, andererſeits begünſtigt die Zuertheilung des gleichen 
Stimmrechtes an beide Gruppen Aufkäufe behufs Erlangung 
einer Majorität, da der Marktpreis der Genußſcheine bedeutend 
geringer iſt als derjenige der Aktien und überdies nicht in 
dem Maße wie der Aktienpreis den Börſenkursſchwankungen 
unterworfen iſt. Eine Stellungnahme des Regulativs zu 
dieſem Intereſſenkonflikt wäre zweifellos wünſchenswerth ge: 
weſen. 

Die Beſtimmung des § 43 Abſ. 5, daß bei Vorhanden⸗ 
ſein verſchiedener Aktiengattungen dem gleichen Teilbetrage 
des Aktienkapitales ohne Unterſchied des Nennbetrages oder 
der Gattung der einzelnen Aktien das gleiche Stimmrecht 
zukommt, iſt vollkommen zu billigen. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Generalverſamm— 
lung iſt nach § 45 Abſ. 1 Reg. nöthig, daß die in der 
Generalverſammlung anweſenden Perſonen das Stimmrecht 
für einen Mindeſtbetrag des Aktienkapitales, welcher in der 
Regel nicht mit weniger als mit einem Zehntel feſtzuſetzen 
iſt, auszuüben berechtigt ſind. Das deutſche Recht kennt 


38) Klemperer a. a. O. S. 11 ff. 
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dieſe Beſtimmung nicht, ſondern ſtellt als regelmäßiges Er— 
forderniß für das Zuſtandekommen eines ordnungsmäßigen 
Beſchluſſes die einfache Majorität der von den Stimmberech— 
tigten abgegebenen Stimmen auf, welche in den vom Geſetz 
beſtimmten Fällen durch eine verſtärkte Majorität zu er— 
ſetzen iſt. Das Regulativ kennt folgende verſtärkte Majo— 
ritäten: 

1. Der Beſchluß der konſtituirenden Generalverſamm— 
lung auf Errichtung der Aktiengeſellſchaft erfordert eine ab— 
ſolute Mehrheit, welche mindeſtens ein Viertel aller 
Aktienzeichner und ein Viertel aller auszugebenden Aktien 
umfaſſen muß (§ 13 Abſ. 6 Reg). 

2. In dem Falle, daß nach dem Statute andere als 
durch Baarzahlung erfolgende Aktienerwerbung geſtattet iſt, 
ſoll, ſogar noch über die sub. 1 erwähnte Majorität hinaus— 
gehend, mindeſtens die Hälfte aller baar einzah— 
lenden Aktienzeichner in dieſer Majorität enthalten 
ſein; falls alſo z. B. fünf Apporteure neben drei baar 
einzahlenden Aktionären wegen Errichtung der Geſellſchaft 
abſtimmen, kann die Minorität von zwei baar einzahlenden 
Aktionären die Majorität der ſechs übrigen überſtimmen. 

3. Für Statutenänderungen hat in der Regel eine 
Mehrheit von nicht weniger als drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen, welche mindeſtens ein Drittel des Aktienkapitales 
repräſentiren, zu ſtimmen. Für den Fall jedoch, daß meh— 
rere Gattungen von Aktien mit verſchiedenen Berechti— 
gungen vorhanden ſind, iſt bei der Beſchlußfaſſung über 
Erhöhung oder Herabſetzung des Aktienkapitales ſowie über - 
Aenderung des bisherigen Verhältniſſes der verſchiedenen 
Gattungen von Aktien, nach obigen Grundſätzen in Gruppen 
geſondert nach den Gattungen der Aktien abzuſtimmen. 
Dieſe Vorſchriften finden auch dann Anwendung, wenn eine 
Statutenänderung, welche das Rechtsverhältniß der Genuß— 
ſcheine gegenüber den Aktionären und die Auflöſung der 
Aktiengeſellſchaft betrifft, beſchloſſen werden ſoll. Statuten— 
änderungen, die die Abänderung des Gegenſtandes der Unter— 
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nehmung und die Fuſion betreffen, bedürfen der Einſtimmigkeit, 
es ſei denn, daß das Statut Stimmenmehrheit ausdrücklich 
geſtattet. Statutariſche Erſetzung der verſtärkten durch eine 
einfache Majorität ift möglich (§§ 48, 55 Reg.; Art. 215 
A. D. HGB). 

Ungelöſt iſt die Frage geblieben, in welcher Weiſe dann 
aus den Gruppenbeſchlüſſen der Geſammtbeſchluß berechnet 
wird. 

4. Bei Nachgründungen ift eine Mehrheit von min: 
deſtens drei Vierteln der abgegebenen, ein Viertel des ge— 
ſammten Grundkapitales vertretenden Stimmen erforderlich. 
(Reg. § 47 Abſ. 2). 

Minderheitsrechte find im Regulativ in verſchie⸗ 
dener Weiſe gewährt. Als zwingendes Recht gelten folgende 
Beſtimmungen: 

1. Die oben sub 2 erwähnte bezüglich der baar ein— 
zahlenden Aktionäre gegenüber den Apporteuren ($ 13 Abſ. 6 
Reg.). 

2. Ein Drittel der in der Generalverſammlung ver— 
tretenen Aktionäre kann verlangen, daß die Wahl für jede 
zu beſetzende Aufſichtsrathsſtelle abgeſondert erfolge. 
Dieſe Minderheit hat dann den Anſpruch auf Beſetzung der 
letzten zu beſetzenden Stelle ohne weiter vorhergehende Wahl, 
wenn wenigſtens der dritte Theil aller abgegebenen Stimmen 
bei allen vorausgegangenen Wahlen zu Gunſten derſelben 
Perſon, aber ohne Erfolg abgegeben wurde (§ 37 Abſ. 63). 

3. Der Aktionär oder die Aktionäre, die ſich über den 
Beſitz des zehnten oder eines ſtatutenmäßig genügenden ge— 
ringeren Theiles des Aktienkapitales ausweiſen, haben das 
Recht die Einberufung der Generalverſammlung bezw. Auf— 
nahme eines Punktes in die SEHR zu fordern (§ 40 
Why. 4 und 5 Reg.). 


39) Dieſe Vorſchrift findet auf Wahlen von Mitgliedern des Aufſichts— 
rathes fo lange keine Anwendung, als fic) im Auſſichtsrathe ein 
Mitglied befindet, welches auf die vorbezeichnete Art durch die 
Minderheit gewählt wurde ($ 37 Abſ. 6 Schlußſatz). 
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4. Eine Minderheit, welche den zehnten Theil des ge— 
ſammten Aktienkapitales vertritt, hat bei Bemängelung he 
ſtimmter Anſätze der Bilanz das Recht, die Vertagung der 
Beſchlußfaſſung über die Genehmigung der Bilanz bis zur 
völligen Aufklärung über die bemängelten Anſätze zu ver— 
langen (§ 50 Abſ. 3 Reg.). 

Die Beſtimmungen des Regulatives über die Bilan— 
zirung ſind außerordentlich knapp. Man beſchränkte ſich faſt 
nur darauf, die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf— 
mannes bei der Bilanzirung zu verlangen. Die eingehenden 
Vorſchriften, welche das deutſche Handelsgeſetz in § 261 ff. 
aufſtellt, und welche theilweiſe ſcharfe Kritik erfuhren, haben 
die außerordentliche Schwierigkeit gezeigt, welche mit dem 
Erlaß ſpezieller Normen über die Bewerthung einzelner 
Bilanzpoſten verbunden find, und welche bei aler Differenzi- 
rung doch den Zweck der Wahrheit der Bilanz nur unvolltom: 
men erreichen dürften. Es ijt zu begreifen, daß mit Rückſicht 
hierauf das Regulativ dem deutſchen Beiſpiel nicht gefolgt 
iſt. Es verlangt nur, daß die Grundſätze, nach denen die 
Bilanz aufzunehmen iſt, im Statut beſtimmt werden und daß 
die Aufſtellung des Rechnungsabſchluſſes mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes erfolge. Als Korrelat dazu 
dient die Beſtimmung, daß ſämmtliche Aktiven und Paſſiven 
nach dem Werthe anzuſetzen ſind, welcher ihnen zur Zeit der 
Aufnahme der Bilanz thatſächlich beizulegen ift (§ 49 
Abſ. 4 Reg.) 40). 

Als Beſonderheit erwähnt das Regulativ die „Grün— 
dungskoſten“ (§ 51) welche ſtatutenmäßig — ſoweit ſie aus— 
ſchließlich aus Barauslagen und bei der Errichtung der Ge— 
ſellſchaft entrichteten öffentlichen Gebühren beſtehen — als 


40) Wichtig iſt, daß das Aktienkapital auch dann, wenn ſtatutengemäß 
eine ſucceſſive Einlöſung der Aktien aus dem Reingewinn erfolgt, 
ſo lange in der ſtatutenmäßig feſtgeſetzten Höhe unter den Paſſiven 
aufzuführen iſt, als nicht eine Reduktion des Aktienkapitals unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften durchgeführt wurde ($ 49 
Abſ. 6). 
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Auslagen auf die erſten fünf Geſchäftsjahre der Geſellſchaft 
vertheilt werden können. 

Als zur Dividendenzahlung verfügbaren Reingewinn 
betrachtet das Regulativ denjenigen Betrag, welcher ſich als 
Ueberſchuß der bilanzmäßigen Aktiven nach Vornahme der 
erforderlichen Abſchreibungen von denſelben und nach Ab⸗ 
rechnung aller Paſſiven ergibt (§ 52 Reg.). 

Die Rechnungslegung des Vorſtandes geſchieht all⸗ 
jährlich durch einen Rechenſchaftsbericht, welcher der ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung innerhalb der erſten ſechs, unter 
Umſtänden erſt zwölf Monate nach Schluß des Geſchäftsjahres 
vorzulegen ift (§S 50 Abſ. 1 Reg.) ). Der Generalverſammlung 
ſteht der Beſchluß auf Genehmigung der Rechnungslegung des 
Vorſtandes als ein Theil der derſelben vorbehaltenen Entlaſtung 
des Vorſtandes zu. Die Bilanzgenehmigung erfolgt 
auf Grund des Rechenſchaftsberichtes nach eventueller Prüfung 
deſſelben durch eigens dazu von der Generalverſammlung 
eingeſetzte Reviſoren oder durch das Plenum der General- 
verſammlung ſelbſt. Im § 50 Abſ. 3 des Reg. ift ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß auf Verlangen einer Minorität von min⸗ 
deſtens den zehnten Theil des Aktienkapitals repräſentirenden 
Stimmberechtigten die Beſchlußfaſſung über die Bilanz⸗ 
genehmigung bis zur Klarſtellung einiger ſpezieller bemängelter 
Anſätze in der Bilanz aufzuſchieben und die Generalverſamm⸗ 
lung behufs neuerlicher Prüfung und Beſchlußfaſſung zu 
vertagen iſt. Dieſe Beſtimmung kann nur ſo aufgefaßt 
werden, daß eine Vertagung ſo oft einzutreten habe, bis 
ſich keine einzelne Anſätze bemängelnde Minderheit mehr 
findet, da mit der ſtrengen Wortauslegung des Regulativs 
— eine Vertagung — der Zweck der Beſtimmung nicht 
erreicht würde. 

In der Generalverſammlung hat zugleich mit der Be: 
ſchlußfaſſung über die Bilanzgenehmigung die Entlaſtung 


41) Das deutſche Geſetz kennt nur eine dreiz bezw. ſechsmonatliche Friſt, 
HGB. $ 260. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 11 
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des Vorſtandes zu erfolgen. Das Regulativ ($ 39 Abſ. 2 
Nr. 2) behält der Generalverſammlung die Entlaſtung des Vor— 
ſtandes und Aufſichtsrathes über die Geſchäftsthätigkeit des 
letzten Jahres vor. Materielle Beſtimmungen über die Voraus— 
ſetzungen dieſer Entlaſtung und über ihre rechtliche Wirkung 
fehlen hingegen vollſtändig. Man muß wohl der Anſchauung 
ſein, daß die Entlaſtung des Vorſtandes, ſo bald ſie auf Grund 
der vorgelegten Bilanz und des Geſchäftsberichtes erfolgte, 
eine völlige Entlaſſung des Vorſtandes und Aufſichtsrathes 
aus jeder Haftung gegenüber der Geſellſchaft dann bedeutet, 
wenn aus dem Rechenſchaftsbericht und der Bilanz ſämmtliche 
für die Entlaſtung bedeutungsvolle Momente der Geſchäfts— 
führung erkennbar waren. In dieſem Falle iſt der 
Vorſtand ſogar wegen doloſer Pflichtverletzungen während 
des Geſchäftsbetriebes gedeckt. Denn aus der Nichtausübung 
des der Generalverſammlung als oberſter Repräſentantin der 
Aktionäre zuſtehenden Rechtes, über alle Einzelheiten des 
Geſchäftsbetriebes Rechenſchaft zu verlangen, kann eine Er— 
ſchwerung der Haftung des Vorſtandes oder Aufſichtsrathes 
nicht abgeleitet und gerechtfertigt werden. Es beſteht ſohin 
ein der Rechenſchaftslegungsverpflichtung korreſpondirender 
Anſpruch des Vorſtandes auf Beſchlußfaſſung über die 
Entlaſtung dann, wenn er für die Generalverſammlung die 
Möglichkeit geſchaffen hat, fih über den Geſchäftsbetrieb 
vollſtändig zu informiren. 

Einen weiteren Anhaltspunkt für dieſe Auffaſſung ge— 
winnt man auch aus der mit § 263 des D. HGB.'s for- 
reſpondirenden Beſtimmung des § 50 Abſ. 2 Reg., welcher 
die Ausfolgung einer Ausfertigung des Rechenſchaftsberichtes 
ſammt der Bilanz und dem Gewinn- und Verluſtkonto auf 
Verlangen an jeden Aktionär ſpäteſtens 3 Tage vor der 
Generalverſammlung, welche die Genehmigung der Bilanz 
beſchließen ſoll, obligatoriſch macht. Einerſeits bezweckt dieſe 
Beſtimmung einen Schutz des Aktionärs gegen Ueberrum— 
pelungen in der Generalverſammlung und will ihm ſo die 
Möglichkeit geben, nach genügender Vorbereitung in die 
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Debatte über die Bilanzgenehmigung eingreifen zu können, 
andererſeits iſt meines Erachtens dieſe Beſtimmung auch zu 
Gunſten des Vorſtandes und Aufſichtsrathes dahin auszu— 
legen, daß dem Rechte der Aktionäre auch das Recht des 
Vorſtandes entſpringt, ein formelles Urtheil der Aktionäre 
über die Geſchäftsgebahrung zu verlangen. 

Bei jeder Aktiengeſellſchaft iſt ein Reſervefonds zu 
bilden (§ 53 Reg.). Dies iſt zwingendes Recht. Nach früherem 
Rechte war es dem Belieben des Vorſtandes überlaſſen, ob er 
einen Reſervefonds gründen wolle, und auch für den Fall 
der Gründung eines ſolchen fehlte jede weitere Beſtimmung. 
Das Regulativ bedeutet hier einen erheblichen Fortſchritt. 
Selbſtverſtändlich bleibt es dem Ermeſſen der Geſellſchaft 
überlaſſen, mehrere Fonds zu dotiren. Jedenfalls wird ihre 
Beſchlußfaſſung in dieſer Beziehung durch die Vorſchriften 
des Regulativs über die Dotirung des Hauptreſervefonds 
beeinflußt. Nach dem Regulativ müſſen dem Reſervefonds 
zugeführt werden: 

1. Von dem jährlichen Reingewinne mindeſtens der 
zwanzigſte Theil ſo lange, als der Reſervefonds den 
zehnten oder den im Statute beſtimmten höheren Theil des 
Geſammtkapitals nicht überſchreitet, und zwar hat dieſe 
Zutheilung vor den anderen Zuweiſungen des Reingewinnes 
zu geſchehen (Reg. § 52 Abſ. 2). 

2. Die Beträge, die bei der Errichtung der Geſellſchaft 
oder bei einer Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe 
neuer Aktien für einen höheren als den Nennbetrag über 
dieſen und über den Betrag der durch die Aktienausgabe 
entſtehenden Koſten hinaus erzielt worden ſind, alſo das 
Agio bei Ueber⸗pari⸗Emiſſion nach Abzug der Ausgabekoſten. 

3. Die Beträge, die von den Aktionären für die Ge— 
währung von Vorzugsrechten für ihre Aktien eingezahlt wurden, 
ſoweit nicht deren Verwendung zu außerordentlichen Ab— 
ſchreibungen oder zur Deckung außerordentlicher Verluſte be— 
ſchloſſen wird. 

Statutenmäßig kann die Verwendung des den zehnten 
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Theil des Grundkapitales überſteigenden Reſervefonds zur 
Zahlung einer höchſtens 5prozentigen Superdividende vor: 
behalten werden ($ 53 Abſ. 2). 

Andere Fonds können ſtatutenmäßig — ausgenommen 
den Fall, daß eine theilweiſe Zurückzahlung des Aktienkapitales 
vorgenommen wird — als außerordentliche Dividende in 
unbeſchränktem Ausmaße auf Beſchluß der ordentlichen Ge⸗ 
neralverfammlung auf Grund der Jahresbilanz vertheilt 
werden (§ 53, letzter Xbfat). 


Der Hauptwerth des Regulativs iſt darin zu erblicken, 
daß es eine Vorbereitung für ein von der Regierung be⸗ 
reits wieder angekündigtes Aktiengeſetz iſt. Alle die Be⸗ 
ſtimmungen des Regulativs, welche objektiv de lege ferenda 
den Charakter der Halbheit an ſich tragen, haben dadurch 
ihre beſondere Bedeutung, daß ſie zum wenigſten für die 
Regierung eine Grenze des Fortſchrittes bedeuten, hinter 
welche bei einer geſetzlichen Regelung der Aktienrechte nicht 
mehr zurückgegangen werden kann. 


Rechtsquellen. 


L 


Die belgiſche Handelsgeſetgebung in den Jahren 1896 
und 1897. 


Von 
Herrn Dr. Carl Koehne in Berlin. 


1. Handel mit Dünger und Viehfutter. 


Geſetz über Fälſchung von Dünger und Vieh⸗ 
futterſtoffen vom 21. Dezember 1896. — Loi 
relative à la falsification des engrais et des sub- 
stances destinées à l’alimentation des animaux de la 
ferme. 


Article ler. Toute livraison de matières simples 
ou composées, renfermant au moins un des principes 
fertilisants essentiels (azote, acide phosphorique, potasse) 
sera accompagnée d’une facture. 

Cette facture sera certifiée exacte par le vendeur 

ou cédant et comprendra les indications suivantes: 

1° Le nom ou la nature de la matière livrée, sui- 

vant que celle-ci est simple ou composée; 

2° Son dosage. 

Celui-ci exprimera le nom et la quantité pour cent 
de chacun des principes fertilisants essentiels, ainsi que 
l’état chimique sous lequel il se trouve. 


1) Für 1895 ſiehe Bd. XLVII S. 352 ff. dieſer Zeitſchrift. 
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Sı la livraison a pour objet des tourteaux destines 
a servir d’engrais, la facture exprimera la nature de la 
graine ou des graines dont ils proviennent. 

Si la matière est livrée comme renfermant, outre un 
principe fertilisant essentiel, un principe favorisant la 
production végétale, la facture renseignera la nature de 
ce principe, sa propriété spécitique et la proportion dans 
laquelle il se trouve dans la matière livrée. 


Article 2. Toute livraison de matières simples ou 
composées, renfermant au moins un des principes nutri- 
tifs essentiels (albumine, graisse) et destinées à l’alimen- 
tation d'animaux de la ferme sera, si la livraison dépasse 
une quantité à déterminer par arrêté royal, accompagnée 
d'une facture certifiée exacte par le vendeur ou cédant. 

Elle indiquera: 


1° La nature soit de la graine ou des graines, soit 
des substances ou des déchets dont proviennent 
les matières livrées; 

29 La quantité minima pour cent de chacun des 
principes nutritifs essentiels. 


Si la matière est vendue ou cédée comme renfermant, 
outre un principe nutritif essentiel, un principe favorisant 
la production animale, la facture renseignera la nature 
de ce principe, sa propriété spécifique et la proportion 
dans laquelle il se trouve dans la matière livrée. 


Article 3. L’article 1° n’est pas applicable aux 
livraisons ayant pour objet soit les matières fertilisantes 
provenant des ressources naturelles de la ferme ou con- 
stituant des produits spontanés du sol, soit les gadoues, 
cendres, suies, déchets du ménage, des marchés, abat- 
toirs, industries agricoles, soit les simples amendements, 
si ces diverses matières sont livrées sous leur dénomina- 
tion exacte et dans leur état naturel. | 

L'article 2 n'est applicable ni aux produits alimen- 
taires tirés directement du sol, ni aux sous-produits des 
industries déterminées par arrêté royal, si ces diverses 
matières sont livrées sous leur dénomination exacte et 
dans leur état naturel. 


Article 4. Le vendeur ou cédant est admis à prou- 
ver, par toutes voies de droit qu'il s'est conformé aux 
articles 1° et 2. 
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Article 5. Sont réputées qualités substantielles 
dans les contrats qui ont pour objet la livraison des ma- 
tières visées par les articles 1° et 2 toutes les qualités 
dont l'indication sur la facture est prescrite par les dits 
articles. 

La convention consentie par erreur sur une de ces 
qualités donne lieu soit à l’action en nullité, soit à l’action 
en réduction de prix, au choix du demandeur, sans pré- 
judice de l’action en dommages-intéréts, s’il y a lieu. 


Article 6. La lésion de plus d’un quart donne à 
l'acheteur l’action en réduction de prix. 


Article 7. Les actions en nullité, en rescision et 
en réduction doivent, a peine de déchéance, être intentées 
dans les six semaines qui suivent la livraison pour les 
matières alimentaires et avant l’enlèvement complet de la 
récolte à laquelle ils ont été appliqués pour les engrais. 

Elles demeurent recevables nonobstant l'emploi par- 
tiel ou total des matières livrées. | 


Article 8 Toute infraction aux articles 1% et 2 
sera punie d'une amende de 1 à 25 francs et d'un empri- 
sonnement d'un à sept jours, ou de l’une de ces peines 
seulement. 

En cas de récidive dans les douze mois depuis la 
dernière condamnation pour la même infraction, ces peines 
pourront être élevées au double. 


Article 9. Seront punis d’une amende de 100 à 
2000 francs et d'un emprisonnement de quinze jours à 
six mois ou de l’une de ces peines seulement, ceux qui 
auront trompé soit sur un des éléments dont les ar- 
ticles ler et 2 prescrivent l'indication, soit en employant, 
pour désigner ou qualifier une matière, une dénomination 
qui, dans l’usage, appartient à une autre matière fertili- 
sante ou alimentaire. 

Ces peines sont applicables à ceux qui auront falsifié 
un échantillon des matières à la livraison desquelles s’ap- 
plique la présente loi. 

En cas de récidive dans les douze mois depuis la 
dernière condamnation par la même infraction, ces peines 
seront élevées au double et les tribunaux pourront or- 
donner la publication du jugement dans un ou plusieurs 
journaux, ainsi que son affichage à l’extérieur de l’habi- 
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tation, des magasins, usines ou ateliers du condamné, le 
tout aux frais de ce dernier. 


Article 10. Seront punis d'une amende de 100 à 
1000 francs ceux qui, par annonces, affiches ou tout autre 
mode de publicité, se seront faussement prévalus du con- 
trôle des marchandises par un laboratoire dépendant soit 
de l’État, soit d'une administration publique. 

En cas de récidive dans les douze mois depuis la 
dernière condamnation pour la même infraction, la peine 
pourra être élevée au double. 


Article 11. Par dérogation à l'article 100 du code 
pénal, le chapitre VII et l’article 85 du livre 1° du code 
pénal sont applicables aux infractions prévues par la pré- 
sente loi. 


Article 12. Des arrêtés royaux détermineront de 
quelle manières seront données les indications prévues 
par les articles ler et 2, et pourvoiront aux mésures 
d'exécution et de contrôle nécessaires pour l'exécution de 
la présente loi. 


Article 13. Le gouvernement prescrira les mésures 
nécessaires pour que les matières soumises au régime de 
la présente loi ne soient pas importées sans être accom- 
pagnées de la facture prescrite par les articles 1% et 2 
ou d’un écrit équivalent. 


ra 


Das neue Gefeg !), welches an Stelle des Geſetzes vom 
29. Dezember 1889 über Düngerfälihung ?) tritt, will in 
umfaſſenderer Weiſe als dieſes die Landwirthe beim Bezuge 
gewiſſer, heute induſtriell hergeſtellter Hilfsſtoffe für 
ihr Gewerbe gegen Betrug ſchützen. 

Jenes Geſetz hatte bei Lieferung von Gegenſtänden, die 
einen der weſentlichen düngenden Grundſtoffe (Stickſtoff, 
Phosphorſäure, Kali) enthalten, Beigabe einer Rechnung 
verlangt, welche den Namen der Waare und Auskunft über 


1) Val. über daſſelbe die in der Pasinomie (belge) par de Paepe 
1897 p. 19—382 veröffentlichten Motive, ſowie Boullaire im 
Annuaire de la législation étrangère t. 26 (1896) p. 504, 505; 
es iſt im Deutſchen Handelsarchive 1897 S. 355, 356 in Ueber⸗ 
ſetzung abgedruckt. 

2) Siehe dieſe Zeitſchrift Bd. XXXV S. 487, 488. 
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ihre Zuſammenſetzung in genau vorgefdriebener Weile ent- 
halten ſollte; diefe Angaben des Verkäufers oder Abgebers- 
werden dann als ausdrückliche Gewährleiſtung angeſehen. 

Die wichtigſten Neuerungen ſind: 

1. Das Geſetz beſchäftigt ſich nicht nur mit der Dünger⸗ 
fälſchung, ſondern auch mit derjenigen von ſolchen Gegen⸗ 
ſtänden, welche wenigſtens einen der Urſtoffe der Ernährung 
(Eiweiß, Fett) enthalten und zur Ernährung von Thieren 
in Landwirthſchaftsbetrieben beſtimmt ſind, ſo bald die Liefe⸗ 
rung über eine durch königliche Verordnung feſtzuſtellende 
Quantität hinausgeht. Solche Ausdehnung beſonderer Für⸗ 
ſorge auch in Hinſicht auf den Einkauf von Viehfutterſtoffen 
wird in verſchiedenen Staaten von den Landwirthen verlangt 
und iſt ſchon in dem engliſchen Geſetze vom 22. September 
1893 enthalten ). 

Bezüglich der geforderten Angaben iſt hinzugefügt, daß, 
wenn der gelieferte Dünger außer dem weſentlich düngenden 
Grundſtoff noch einen die Pflanzenproduktion fördernden 
Stoff 2) enthält, die Rechnung auch die Art dieſes Stoffes, 
ſeine beſondere Eigenart und das Verhältniß angeben ſoll, 
in welchem er in der abgelieferten Waare vorkommt. Ent⸗ 
ſprechende Angaben ſind nothwendig, wenn die zum Futter 
beſtimmte Waare außer dem weſentlich nährenden Grund— 
ſtoffe noch einen die Thierzucht fördernden Stoff ?) enthält. 

2. In jedem Falle muß die Rechnung beim Viehfutter 
angeben: 

a) Die Gattung entweder des Samens oder der Säme: 
reien oder der Stoffe oder Abfälle, von denen die 
gelieferten Stoffe herſtammen. 

b) Den Prozentſatz der Mineralmenge jedes der 
weſentlich nährenden Grundſtoffe. 

3. Um bis dahin beſtehende Kontroverſen zu beſeitigen, 
iſt jetzt ausdrücklich angeordnet, daß ſämmtliche Eigenſchaften 
der gelieferten Waare, deren Anzeige geſetzlich gefordert iſt, 
auch als erheblich angeſehen werden. 

4. Der Erwerber erhält eine neue Klage, nämlich die 


1) Vgl. den Kommiſſionsbericht in der 1 Repräſentanten⸗ 
kammer. Pasinomie (belge) a. a. O. ſowie über jenes 
Geſetz Crueſemann in dieſer Zeitschrift en XLII S. 562 ff. 

2) Was hiermit gemeint ift, geht aus den weiter unten abgedruckten 
a 3 und 6 der Vollzugsverordnung zu dieſem Geſetze 
ervor 


170 Rechtsquellen. 


auf Preisreduktion, falls der vereinbarte Preis den 
Marktpreis am Tage der Vereinbarung um mehr als ein 
Viertel überſteigt. 

5. Endlich werden die für Verletzung dieſes Geſetzes 
angedrohten Strafen erhöht. Speziell die Wiederholung des 
Delikts innerhalb zwölf Monaten ſeit der letzten Beſtrafung, 
die wegen derſelben Zuwiderhandlung erfolgte, ſoll die Ver— 
doppelung der Strafe nach ſich ziehen. 


Königl. Verordnung vom 8. März 1897, die Ausführung 
des ſoeben beſprochenen Geſetzes betreffend. 

Nach Artikel 1 muß die Rechnung bei dem Dünger, 
wenn ſie nicht zugleich mit der Lieferung zugeſtellt werden 
kann, innerhalb vier Tagen nach Einhändigung oder Ab— 
ſendung der Waare abgeſchickt werden. 

Es folgen die in den Rechnungen anzuwendenden 
Namen einer Reihe von Dungſtoffen. „Die übrigen 
find mit ihrem eigenthümlichen Handelsnamen oder, 
falls ein ſolcher nicht exiſtirt, mit ihrem wiſſenſchaftlichen 
Namen zu bezeichnen.“ 


Artikel 2 handelt von den Angaben über die chemiſche 
Zuſammenſetzung des Düngers. 


Article 3. Par principe favorisant la production 
végétale (en dehors des principes fertilisants essentiels), 
dont la garantie est exigée par le § 2 de l’article 1° de 
la loi, il faut entendre les insecticides, les anticrypto- 
gamiques, les cultures de microbes utiles, en général toute 
substance ou préparation à laquelle le vendeur ou le cé- 
dant attribue une action spécifique. 


Artikel 4 handelt ſpeziell von den Angaben bei Liefe— 
rung von Oelkuchen (tourteaux). 


Article 5. Toute livraison d'au moins 50 kilo- 
grammes d'une substance simple ou d’au moins 25 kilo- 
grammes d'une substance composée, destinée à l’alimen- 
tation des animaux de la ferme doit être accompagnée 
d'une facture. Celle-ci doit indiquer, outre la nature soit 
de la graine ou des graines, soit des substances ou des 
déchets dont proviennent les matières livrées, la garantie 
en „pour cent“ dun minimum de matières albuminoides 
et un minimum de matières grasses, 
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Article 6. Par principe favorisant la production 
animale (en dehors des prineipes nutritifs essentiels) il faut 
entendre les substances aromatiques, toniques, stimulantes, 
apéritives, le sel marin, les phosphates ou autres com- 
posés chimiques, en général toute substance ou prépara- 
tion à laquelle le vendeur ou le cédant attribue une action 
spécifique. 

Article 7. La garantie d’un minimum en principes 
nutritifs n’est pas exigée pour la vente des sous-produits 
de la sucrerie, brasserie, distillerie et siroperie, savoir: 
mélasse, pulpes de betterave, pulpes de pommes de terre, 
drêches, vinasses, marcs et pulpes de fruits. 


Article 8 Par ,lésion de plus d’un quart“ prévue 
dans l’article 6 de la loi, il faut entendre le préjudice 
causé à l'acheteur, dans le cas où le prix d’un engrais 
ou d'une substance destinée à l'alimentation des animaux 
de la ferme dépasse d’un quart de sa valeur commerciale, 
établie par l’expertise, en tenant compte de la mercuriale 
à la date de la convention et des frais de mélange et 
de broyage, s’il y a lieu, des frais d'emballage et des 
frais généraux. 


Art. 9 befiehlt einer Reihe von ſachverſtändigen 
Staatsbeamten, die Käufer von Dünger und Viehfutter⸗ 
ſtoffen mit ihren Rathſchlägen zu unterſtützen. 

Artikel 10 befiehlt den Anſchlag des Geſetzes vom 
21. Dezember 1896 und der gegenwärtigen Verordnung in 
allen ländlichen Gemeinden, ſowie daß ſie mindeſtens zwei⸗ 
mal in jedem Jahre in den Zeitſchriften der Provinzial⸗ 
Ackerbaugeſellſchaften neu abgedruckt werden ſollen. 

Artikel 11 hebt die königl. Verordnung vom 30. Dezember 
1887 auf. 


Artikel 12 beauftragt den Miniſter für Landwirthſchaft 
und öffentliche Arbeiten mit der Ausführung der vorliegen— 
den Verordnung. 


Königl. Verordnung vom 30. April 1897, enthaltend 
ein Reglement über den Handel mit Viehfutterſtoffen. 
Es beruht auf dem Geſetze vom 4. Auguſt 1890 über 
Verfälſchung der Lebensmittel, auf Art. 498, 500—503, 
561 Abſ. 2 und 3 des Code pénal, ſowie auf dem eben 
beſprochenen Geſetze, namentlich Art. 2 und 3 Abſ. 2, ſowie 
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auf der eben beſprochenen Verordnung, namentlich Art. 4 
bis 7 derſelben. (In Ueberſetzung abgedruckt im Deutſchen 
Handelsarchive 1897 S. 481, 482.) 


2. Berathende Behörden für Handel und 
Induſtrie. 


Königl. Verordnung vom 15. Januar 1896, be⸗ 
treffend die Wiederherſtellung des oberſten 
Induſtrie⸗ und Handelsrathes. — Conseil su- 
périeur de l'industrie et du commerce. 


Dieſe Behörde!) beſteht künftig aus ſechsundſechzig 
Mitgliedern, vierundvierzig Induſtriellen und zweiundzwanzig 
Kaufleuten; achtundvierzig werden in indirekter Wahl ge— 
wählt, die übrigen, und zwar zwölf für die Induſtrie und 
ſechs für den Handel, vom Könige ernannt. Sämmtliche 
Räthe ſind in zehn Gruppen nach den verſchiedenen Zweigen 
des Handels und der Induſtrie getheilt, welche dann in ein⸗ 
undvierzig lokale Gruppen zerfallen. (Art. 1.) 

Als Urwähler fungiren jetzt diejenigen Induſtriellen 
und Kaufleute, welche dem Staate für ihren Gewerbeſchein 
mindeſtens 20 Franken bezahlen, ſowie die Vorſtandsmit⸗ 
glieder und Direktoren von Aktiengeſellſchaften und Kom— 
manditgeſellſchaften auf Aktien und ferner die Eigenthümer 
von Bergwerken und Steinbrüchen. (Art 2.) 

Wie früher?) hat der oberſte Induſtrie- und Handels- 
rath ſich in den Angelegenheiten zu äußern, über welche ihn 
die Regierung befragt, und auf ihr Verlangen Geſetzesvor— 
ſchläge auszuarbeiten. Künftig ſoll aber ein Drittel ſeiner 
Mitglieder das Recht haben, zu verlangen, daß die Regierung 
die Körperſchaft zur Berathung gewiſſer Angelegenheiten zu- 
ſammenrufe. Alle Entſcheidungen werden mit abſoluter 
Mehrheit der anweſenden Mitglieder getroffen. Kommt eine 
ſolche nicht zu Stande, ſo iſt der Vorſchlag zurückgewieſen. 
(Art. 10.) 

Zur Prüfung beſtimmter Fragen kann die Regierung 
den oberſten Induſtrie- und Handelsrath, den oberſten Land— 
wirthſchaftsrath und den oberſten Arbeitsrath oder zwei 


1) Vgl. über ſie ane Dan Bd. XLI S. 188, 189. 
2) Vgl. a. a. O. S. 1 
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dieſer Körperſchaften zu gemeinſamen Verſammlungen ver⸗ 
einigen. (Art. 13.) 

Der oberſte Induſtrie- und Handelsrath verſammelt fic 
in Brüſſel an den vom Miniſter für Induſtrie und Handel 
beſtimmten Terminen, und zwar mindeſtens einmal jährlich. 
(Art. 14.) 

Die Regierung kann auf Erſuchen des oberſten In⸗ 
duftriee und Handelsraths auch die Verſammlungen der 
Delegirten, welche in den einzelnen Klaſſen gewählt ſind, 
berufen, um in den Angelegenheiten Nath zu erhalten, die 
jener bezeichnen wird. (Art. 16.) 


Königl. Verordnungen vom 23. März 1896, 26. März 
und 11. April 1897, betreffend das Verfahren bei den Wahlen 
der In duſtrie⸗ und Arbeitsräthe. 

Königl. Verordnungen vom 29. Januar, 10. Februar, 
2. März und 23. Juli 1896, 25. Oktober und 5. Dezember 
1897, enthaltend Veränderungen der Organiſation der 
Induſtrie- und Arbeitsräthe zu Roux, Ranſart, 
Marchienne-au-Pont, Aloft, Morlanwelz und 
Saint-Nicolas. 

Königl. Verordnungen vom 8. März und 25. Oftober 
1897, betreffend die Errichtung von In duſtrie- und 
Handelsräthen zu Jupille, Dalhem und Chapelle⸗ 
les-Herlaimont. 


3. Handelsgerichte. 


Königl. Verordnung vom 20. Januar 1896, enthaltend 

Ge Geſchäftsordnung des Handelsgerichts zu 
ent. 

Königl. Verordnungen vom 27. März und 15. November 

1897, enthaltend Veränderungen der Geſchäftsordnungen 

der Handelsgerichte zu Antwerpen und Courtrai. 


4. Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften. 


Geſetz vom 18. Dezember 1896. — Loi prorogeant 
le délai accordé aux sociétés mutualistes pour se con- 
former à la loi du 23 juin 1894. 
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Für die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften (sociétés 
mutualistes), deren Rechtsverhältniſſe das Geſetz vom 23. Juni 
1894 eingehend regelte), wird die Friſt, innerhalb deren 
ſie ſolche Beſtimmungen ihrer Statuten zu ändern haben, 
welche dem genannten Geſetze widerſprechen, bis zum 31. De— 
zember 1897 verlängert. Für Entſcheidungen der General— 
verſammlungen dieſer Geſellſchaften, welche ſich auf jene 
Aenderungen beziehen, genügt einfache Mehrheit der anweſen— 
den Mitglieder, indem für dieſen Fall der weitere Erforder— 
niſſe aufſtellende Art. 21 des Geſetzes vom 23. Juni 1894 
außer Kraft treten ſoll. 


5. Fabrik- und Handelsmarken. 


Erklärung zwiſchen Belgien und Mexiko vom 7. Juni 
1895?) über gegenſeitigen Schutz ihrer Fabrik- und 
Handelsmarken. 


6. Eiſenbahnen. 


Geſetz vom 22. Dezember 1895. Beſtätigung der am 
20. Dezember 1893 vereinbarten zuſätzlichen Erklärung zu 
der internationalen Vereinbarung vom 14. Oktober 1890 
über den Waarentransport auf Eiſenbahnen. 

Geſetz vom 24. Juni 1896. Loi portant prorogation 
de l’article 1% des lois du 12 avril 1835 et du 24 mai 
1882, concernant les péages sur les chemins de fer de 
l'Etat et sur les chemins de fer concédés. 

Die Geltung des Art. 1 des Geſetzes vom 12. April 
1835, welcher die Regierung ermächtigt, die Tarife auf 
den Staatsbahnen zu regeln, wird bis zum 1. Juni 1900 
verlängert; ebenſo die des Art. 1 des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, welcher ihr geftattet, bedingungsweiſe Aenderungen in 
den Klauſeln des Laſtenheftes (cahier des charges) der 
Privatbahnen zu genehmigen. 

Miniſterialverordnung vom 1. Juli 1897, betreffend die 
Zulaſſung ſolcher Wagen Privater, die ausſchließlich zum 
Transport von und nach Etabliſſements beſtimmt ſind, welche 


1) Siehe diefe Zeitſchriſt Bd. XLV S. 181—188. 
2) Erſt im Moniteur und der Pasinomie belge von 1896 ver: 
öffentlicht. 
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mit der Eiſenbahn verbunden ſind. Jeder Induſtrielle und 
Kaufmann, deſſen Etabliſſement mit der Staatseiſenbahn 
verbunden iſt, kann ihm gehörige Wagen zum Transporte 
von Waaren, die aus dieſem Etabliſſement herrühren, nach 
der Halteſtelle, mit der er verbunden iſt, oder zu anderen 
mit derſelben Halteſtelle verbundenen Etabliſſements und 
umgekehrt benutzen. 

Ein beſonderes Reglement ordnet die Zulaſſung und 
Zirkulation dieſer Wagen in den Halteſtellen. 

Miniſterialverordnungen vom 30. Juni und 25. Auguſt 
1897 über Zulaſſung von Pulver „Lebeau Nr. 1 und 2“, 
ſowie verſchiedener anderer Sprengſtoffe zum Eiſenbahn⸗ 
transporte. | 

Minifterialverordnung vom 18. Februar 1897 über den 
Transport von Schlachtfleiſch, Gekröſe u. ſ. w. auf 
der Eiſenbahn. 


7. Schiffahrt. 


Königl. Verordnung vom 2. Dezember 1897, enthaltend 
das allgemeine Aichungsreglement für Seeſchiffe. 

Königl. Verordnung vom 25. Oktober 1897, den Trans: 
port von Sprengſtoffen auf dem Waſſerwege betreffend. 

Erklärung zwiſchen Schweden und Belgien vom 12. De- 
zember 1896 über eine Veränderung der am 8. Februar 
1884 zwiſchen Belgien und dem Königreiche Schweden und 
Norwegen getroffenen Vereinbarung über gegenſeitige Aner— 
kennung ihrer Schiffsmeßbriefe bezüglich Schwedens. 
(In Ueberſetzung abgedruckt im Deutſchen Handelsarchive 
1897 S. 129.) 

Mittheilung vom 10. Gene 1897, betreffend gegen: 
jeitige Anerkennung der Schiffsmeßbriefe zwiſchen 
Deutſchland und Belgien. (Vgl. Bekanntmachung des 
deutſchen Reichskanzlers vom 7. Dezember 1896.) 


8. Poſtweſen. 


Königl. Verordnungen vom 20. Januar 1896 und vom 
12. Januar 1897 über Portofreiheit. 
Königl. Verordnung vom 4. Januar 1896. Zurück— 
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gewieſene Briefe, die außen keine Bezeichnung des Ab— 
ſenders tragen, ſollen unverzüglich nach der Verweigerung 
der Annahme an das Hauptpoſtbureau geſandt und dort 
geöffnet werden. 


Königl. Verordnung vom 2. Oktober 1896 über Ausgabe 
von beſonderen Poſtmarken bei Gelegenheit der Welt: 
ausſtellung zu Brüſſel 1897. 

Miniſterialverordnung vom 31. März 1897 über die 
Farbe der Poſtmarken zu 50 Centimes. 

Königl. Verordnung vom 11. Januar 1897, enthaltend 
Regelung der Verwendung von Poſtbureaus im Dienſte der 
allgemeinen Spar- und Penſionskaſſe. 


9. Telegraph. 


Königl. Verordnung vom 12. Juni 1897, betreffend 
Beſtätigung des Reglements und der Tarife für den inter: 
nationalen telegraphiſchen Verkehr, die in dem Ver— 
trage zu Peſt vom 22. Juni 1896 feſtgeſetzt ſind. 

Vertrag über Telegraphie zwiſchen Belgien und Frant- 
reich vom 28. Januar 1897, enthaltend Verlängerung des 
am 27. Februar 1891 geſchloſſenen Vertrages zwiſchen den: 
ſelben Staaten bis zur erſten Reviſion des zu Peſt feſtgeſetzten 
Reglements für den internationalen telegraphiſchen Verkehr. 

Vertrag zwiſchen Belgien, den Niederlanden und dem 
Großherzogthum Luxemburg vom 16. März 1897, be— 
treffend auf dem Wege über Belgien gemachte telegraphiſche 
Mittheilungen zwiſchen den Niederlanden und Luxemburg. 
Verlängerung der Giltigkeit des am 17., 19. und 20. De⸗ 
zember 1890 unterzeichneten Vertrages in dieſer Angelegen⸗ 
heit bis zur erſten Reviſion des zu Peſt feſtgeſetzten Regle⸗ 
ments für den internationalen telegraphiſchen Verkehr. 

Vertrag zwiſchen Belgien, Frankreich und den Nieder— 
landen vom 24. März 1897, enthaltend Verlängerung der 
zwiſchen dieſen Staaten am 27. Dezember 1890 unterzeich⸗ 
neten Uebereinkunft über Telegraphenweſen bis zum gleichen 
Zeitpunkt. 

Vertrag zwiſchen Deutſchland und Belgien vom 
17. April 1897, betreffend entſprechende Verlängerung des 
Telegraphenvertrages vom 15. Dezember 1890. 
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Miniſterialverordnung vom 17. September 1897. Die 
Telegraphenmarken zu 50 Centimes und 1 Franc mit 
dem Bilde König Leopolds ſollen vom 31. Dezember 1897 
ab nicht mehr giltig ſein. 


10. Münze. 


Königl. Verordnung vom 28. Oktober 1896 über den 
Umtauſch der Kupfermünzen. 

Da Art. 4 des Geſetzes vom 19. Juli 1895 !) die Re⸗ 
gierung ermächtigt hatte, die Beſtimmungen des Art. 8 des 
Geſetzes vom 20. Dezember 1860 über Nickelmünzen auch 
auf belgiſche Kupfermünzen zu 1 und 2 Centimes aus: 
zudehnen, ſollen jetzt dieſe von der Nationalbank gegen Wäh— 
rungsmünze umgetauſcht werden. 

Königl. Verordnung vom 18. März 1897, enthaltend 
eine Lifte der Gemeinden, in denen fremde Bronze,, 
Nickel- und Kup fermünzen in Zahlung gegeben werden 
dürfen. Dieſe Lifte tritt an Stelle der in der königl. Ber: 
ordnung vom 6 September 1895 in Ausführung des Art. 1 
des Geſetzes vom 19. Juli 1895 gegebenen Lifte ?). 

Königl. Verordnung von demſelben Tage, welche den 
Austauſch von fremden Nickelmünzen der Agentur der 
Nationalbank zu Arlon unterſagt. 

Geſetz vom 29. Dezember 1897. Beſtätigung des am 
29. Oktober 1897 zwiſchen Belgien, Frankreich, Griechen— 
land, Italien und der Schweiz geſchloſſenen Münzver— 
trages. (Vgl. Deutſches Handelsarchiv 1898 S. 138, 139.) 


11. Maße und Gewichte. 


Königl. Verordnung vom 1. Juni 1896 über die Auf— 
bewahrung der Normalmaße und Normalgewichte. 

Königl. Verordnung vom 1. Juni 1896 über die Wirth— 
ſchaftswaagen (balances de ménage). Ungeaichte Waagen 
dürfen zum Gebrauche von Privatleuten unter gewiſſen Be— 


1) Vgl. oe one Bd. XLVII S. 357, 358. 
2) a. a. 
Zeitſchrift 5 1 Bd. L. 12 
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dingungen verkauft werden. Dazu gehört namentlich, daß 
ſie auf dem Sockel die Bezeichnung balance de ménage non 
poinçonnée tragen. 

Königl. Verordnung vom 31. Dezember 1897. Es wird 
geſtattet, die Prüfung der Maße und Gewichte auf 
Antrag des Beſitzers in deſſen Räumen vorzunehmen, wenn 
der Transport zu große Schwierigkeiten oder zu große Koſten 
verurſachen würde, und ein beſonderer Tarif für dieſe Fälle 
feſtgeſetzt. 

Miniſterialverordnungen vom 28. Oktober 1896 und 
27. Oktober 1897 über die Kontrolle der Maße und 
Gewichte in den Jahren 1897 und 1898. 


12. Lagerhäuſer. 


Königl. Verordnung vom 3. November 1896, enthaltend 
die Erlaubniß, unter Formen und Bedingungen, welche der 
Finanzminiſter vorſchreiben wird, vorübergehend aus den 
öffentlichen Lagerhäuſern mit teilweiſer Befreiung von 
den Eingangszöllen einfache rohe Seidenfäden, die 
zum Export gezwirnt werden ſollen, zu entnehmen. 

Miniſterialverordnung vom 4. November 1896 über die 
in der vorgenannten Verordnung geforderten Formen und . 
Bedingungen. 

Königl. Verordnung vom 13. Oktober 1897, enthaltend 
eine Aenderung des die Berechnung der Lagerungs— 
gebühren betreffenden Art. 209 des „Allgemeinen Regle- 
ments über den Lagerhausdienſt vom 7. Juli 1847“. 

Königl. Verordnungen vom 22. und 30. September 1896, 
ſowie vom 31. März und 11. Oktober 1897, die Errichtung 
eines öffentlichen Lagerhauſes zu Tirlemont und die 
Geſchäftsordnung deſſelben betreffend. 

Königl. Verordnung vom 4. September 1897 über die 
Geſchäftsordnung des öffentlichen Lagerhauſes zu 
Mons. 


13. Handel mit Nahrungsmitteln. 


Königl. Verordnung vom 14. Januar 1897, die Be⸗ 
aufſichtigung der Herſtellung und den Verkauf 
von Nahrungsmitteln betreffend. 
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Miniſterielle Rundſchreiben vom 10. Februar und vom 
26. Auguſt 1896 zur Interpretation der königl. Verordnung 
vom 11. März 1895 über den Handel mit Butter und 
Margarine. 

Unter den in Art. 2 Nr. 2% daſelbſt erwähnten Märkten 
ſind die Markthallen (halles) mitverſtanden und unter den 
„graisses alimentaires autres que le beurre et offrant de 
l'analogie avec cette denrée“ in Art. 1, welche als Mar- 
garine bezeichnet werden ſollen?), ift jedes Nahrungsmittel, 
das der Butter gleicht und dafür gehalten werden kann, 
ohne Rückſicht auf ſeine Zuſammenſetzung zu verſtehen. 

Königl. Verordnung vom 27. April 1896 über Honig⸗ 
handel. (In Ueberſetzung abgedruckt im Deutſchen Handels⸗ 
archive 1896 S. 471.) 

Königl. Verordnung vom 18. Mai 1896, enthaltend 
eine Abänderung der königl. Verordnung vom 18. November 
1894, den Handel mit Kakao und Schokolade be- 
treffend. (In Ueberſetzung abgedruckt ebendaſ. S. 606.) 

Königl. Verordnung vom 31. Auguſt 1897 über den 
. (In Ueberſetzung abgedruckt ebendaſ. 1897 
S. 685. 


Königl. Verordnung vom 31. Auguſt 1896 über den 
Handel mit Mus und Säften von Pflanzenſtoffen, 
mit Konfitüren, Gelees und Syrups. (In Ueber⸗ 
ſetzung abgedruckt ebendaſ. 1896 S. 685, 686.) 

Königl. Verordnung vom 28. Dezember 1896 über den 
Handel mit eßbaren Oelen. 

Königl. Verordnung vom 29. Dezember 1896 über den 
Handel mit Speiſefetten und Schweineſchmalz. 
(In Ueberſetzung abgedruckt ebendaſ. 1897 S. 123.) 

Königl. Verordnung vom 30. Auguſt 1897, enthaltend 
Beſtimmungen über den Verkauf von Tapioka. (In 
Ueberſetzung abgedruckt ebendaſ. 1897 S. 920.) 

Königl. Verordnung vom 30. Dezember 1896, enthaltend 
ein Verbot des Zuſatzes von Saccharin, Dulcin, Glycerin 
zu zum Verkaufe beſtimmtem Bier. (In Ueberſetzung 
abgedruckt ebendaſ. 1898 S. 72.) 


1) Siehe diefe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 361. 
2) a. a. O. S. 360. 
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14. Einfuhrverbote und Einfuhrbeſchränkungen 2c. 


Geſetz vom 15. April 1896 über Herſtellung und 
Einfuhr von Branntwein. 

Königl. Ausführungsverordnungen hierzu vom 15. Juni 
und 2. November 1896. | 

Königl. Verordnung vom 15. Juli 1895), enthaltend 
das Verbot der Einfuhr und Durchfuhr von 
Lumpen, Leibwäſche, getragenen Kleidungs⸗ 
ſtücken ꝛc. aus Ländern, die für verſeucht erklärt ſind. 


Miniſterialverordnungen vom 19. Juni und 27. Auguſt 
1896 in dieſer Angelegenheit, hervorgerufen durch die in 
Aegypten herrſchende Cholera. 

Aufgehoben durch Miniſterialverordnung vom 26. No— 
vember 1896. 


Königl. Verordnung vom 14. Dezember 1897 über 
Fleiſcheinfuhr. (In Ueberſetzung . im Deutſchen 
Handelsarchive 1898 S. 133.) 


Verſchiedene Verordnungen, betreffend Einfuhr und 
Durchfuhr von Pferden und Vieh. (Siehe Deutſches 
Handelsarchiv 1896 S. 471, 472; 1897 S. 124, 231, 359, 
360, 779.) 


15. Oeffentliche Spar- und Rentenkaſſen. 


Geſetz vom 9. Auguſt 1897 über die Allgemeine 
Spar: und Invalidenkaſſe. Loi modifiant l’article 40 
de la loi du 16 mars 1865, modifiée par celle du 1° juillet 
1869, instituant une Caisse générale d'épargne et de 
retraite, 

Das Mindeſtalter der in diefer Kaſſe zu verſichernden 
Perſonen wird von zehn auf ſechs Jahre herabgeſetzt. Ferner 
wird die Regierung ermächtigt, in von ihr zu beſtimmenden 
Grenzen und unter von ihr feſtzuſtellenden Bedingungen 
auch die Verſicherung noch jüngerer Kinder in dieſer Kaſſe 
zu geſtatten. 

Königl. Vollzugsverordnung vom 27. Auguſt 1897 über 
die den Perſonen, die zwiſchen ſechſtem und zehntem Lebens— 


1) Erſt im Moniteur und Pasinomie belge von 1896 veröffentlicht. 
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jahre verſichert werden, von der Allgemeinen Spar- und 
Invalidenkaſſe zu gewährenden Alters renten. 


Vereinbarung zwiſchen Belgien und Frankreich vom 
4. März 1897 bezüglich der Dienſte, welche ſich die Belgiſche 
Allgemeine Spar- und Invalidenkaſſe und die Fran⸗ 
zöſiſche Nationalſparkaſſe leiſten ſollen. 


Königl. Verordnung vom 4. September 1896 über 
Aenderung der Altersverſicherungsbedingungen der 
Allgemeinen Spar: und Invalidenkaſſe. 

Königl. Verordnung vom 16. Juni 1896 über Tarife 
und Bedingungen bei den von dieſer Kaſſe abzuſchließenden 
Lebensverſicherungen. 

Miniſterialverordnungen vom 16. Dezember 1895), 
vom 4. Juli 1896 und 27. Oktober 1897 über die von der 
Rentenkaſſe unter Staatsgarantie unter die Ge- 
genſeitigkeitsgeſellſchaften zu vertheilenden Ermutbi- 
gungsprämien. 

Miniſterielles Rundſchreiben vom 18. Juni 1897 über 
Errichtung von Geſellſchaften zur Unterſtützung 
und Altersverſorgung unter Schülern (sociétés 
scolaires de mutualité et de retraite) im Anſchluſſe an die 
Schulſparkaſſen. 


16. Arbeiterſchutz und Fabriken. 


Geſetz vom 17. Juni 1896. Loi complétant la loi du 
16 août 1887 relative au payement des salaires et l'ar- 
ticle 499 du code pénal. 

Dieſes Geſetz?) will den Arbeiter gegen betrügeriſche 
Manipulationen bei Abnahme ſeiner Arbeit ſchützen, indem 
es ihm das Recht gibt, ſich ſelbſt von der Quantität und 
Qualität zu überzeugen. 

Zu dieſem Zwecke erhält das Geſetz vom 16. Auguſt 
1887 über die Auszahlung von Arbeitslohn?) folgen: 
den Zuſatz als Art. 10 bis: 

Nonobstant toute convention, contraire, l’ouvrier 
a toujours le droit de contrôler les mesurages, 


1) Erſt im Moniteur und Pasinomie belge von 1896 veröffentlicht. 
2) Vgl. die in Pasinomie belge p. 212— 220 abgedruckten Motive. 
3) Siehe diefe Zeitſchriſt Ad. NXXV S. 478—481. 
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pesées ou toutes autres opérations quelconques qui 
ont pour but de déterminer la quantité ou la qua- 
lité d'ouvrage par lui fourni et ainsi de fixer le 
montant du salaire. Ä 

Quiconque aura entravé l’ouvrier dans l’exercice 
de ce contrôle sera puni conformément à lali- 
néa ler de l’article 10. 

Toute action du chef de cette infraction sera 
prescrite par six mois, conformément à l'alinéa 3 
de l’article 10. 


Ferner wurde, da Art. 499 des Code pénal nur den 
Käufer oder Verkäufer beſtraft, der die andere Partei über 
die Quantität der Waare täuſcht, dieſes Strafgeſetz auch auf 
die Täuſchung über die Quantität der beim Ar⸗ 
beitsvertrage gelieferten Waare ausgedehnt. 

Durch das Parlament wurde auch der Fall der Täuſchung 
über die Qualität der Waare, ſo bald davon der Lohn 
abhängt, hineingezogen. 


Geſetz vom 11. April 1896. Loi portant exécution 
de la loi du 16 août 1887 réglementant le payement des 
salaires aux ouvriers. 

Die Gewerbeinſpektoren ſollen über die Ausführung 
des genannten Geſetzes wachen und erhalten zu dieſem Zwecke 
freien Zutritt zu den Räumlichkeiten, die zur Lohnauszahlung 
benutzt werden. Die Arbeitgeber und ihre Angeſtellten haben 
dieſen Beamten auf Verlangen die Zahlungs nachweiſe 
vorzulegen; ſie und die Arbeiter müſſen den Beamten auch 
alle Auskünfte geben, welche dieſe verlangen, um ſich über 
die Beobachtung des Geſetzes zu vergewiſſern. 


Geſetz vom 15. Juni 1896 über die Arbeitsordnungen. 
Lois sur les réglements d'atelier. (In Ueberſetzung abge— 
druckt im Archiv für ſoziale Geſetzgebung IX S. 578 — 582; 
val. auch Mahaim im Jahrbuch der internat. Vereinigung 
für vergleichende Rechtswiſſenſchaft und Volkswirthſchafts— 
lehre III S. 282 — 285.) 

Ausführungsverordnung vom 4. September 1896 zu 
Art. 5 dieſes Geſetzes. 

Königl. Verordnung vom 22. September 1896, betreffend 
Regelung der Arbeit von Frauen, jugendlichen Ber: 
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ſonen und Kindern in Ziegeleien und ähnlichen 
Unternehmungen. 

Geſetz vom 29. Juni 1896. Loi relative au recense- 
ment général des industries et des métiers. 


Königliche Ausführungsverordnung hierzu vom 22. Juli 
896. 


Miniſterielles Rundſchreiben vom 26. Auguſt 1897 über 
die Führung von Arbeiterliſten, welche durch Art. 12 
des Geſetzes vom 15. Juni 1896 über die Arbeitsordnungen 
vorgeſchrieben iſt. 

Geſetz vom 16. Auguſt 1897, enthaltend einen Zuſatz 
zum Geſetze vom 9. Auguſt 1889 über Arbeiterwohnungen 
und Errichtung von Schutzausſchüſſen. 


Geſetz vom 20. November 1896. Loi modifiant cer- 
taines dispositions de la loi du 31 juillet 1889 sur les 
conseils de prud’hommes. 

Das Geſetz vom 30. Juli 1889, welches von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitern gewählte Schiedsämter (conseils 
de prud'hommes) zur Schlichtung und Entſcheidung von 
Arbeitſtreitigkeiten einſetzte, wird, um den Wählern die Aus⸗ 
übung ihres Wahlrechts zu erleichtern, derart geändert, daß 
die Wahlen im März ſtatt im Dezember und ſtatt, wie 
bisher, im Hauptorte des Bezirkes künftig in den einzelnen 
Gemeinden vorgenommen werden ſollen. Nur Gemeinden, 
die weniger als dreißig Wähler haben, ſollen durch königl. 
Verordnung mit benachbarten Gemeinden zur Abgabe der 
Stimme zuſammengelegt werden. Endlich ſoll eine königl. 
Verordnung unter Abſchaffung der bezüglichen Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 31. Juli 1889 das Wahlverfahren feſt— 
ſtellen. 

Königl. Verordnung vom 8. Januar 1897 und miniſte— 
rielles Rundſchreiben vom 10. Februar 1897 über das Ver— 
fahren bei der Wahl der Mitglieder der Schiedsämter. 


Königl. Verordnung vom 7. Februar 1897, enthaltend 
die in dem oben erwähnten Geſetze vorgeſehene Vereinigung 
von Gemeinden bei Abgabe der Wahlſtimmen. 

Königl. Verordnung vom 24. Februar 1897, enthaltend 
Veränderungen jener Verordnung in Bezug auf die Schieds— 
ämter zu Aloft und Renair. 
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Verſchiedene Geſetze und Verordnungen betreffen Ein— 
ſetzung, Jurisdiktionsbezirke und Geſchäftsordnungen einzelner 
Schiedsämter in Arbeitsſtreitigkeiten. 


Zahlreiche königl. Verordnungen betreffen die Einreihung 
einzelner Gattungen von Fabriken in die Klaſſen der ge— 
fährlichen, ungeſunden und unbequemen Etabliſſe— 
ments, welche die der königl. Verordnung vom 31. Mai 
1887 beigegebene Liſte aufzählt. 


II. 


Die niederländiſcht Handelsgeſetzgebung im Jahre 1898 
und 1899). | 


Von 


Herrn Dr. jur. J. Ph. Suijling, 
Richter an der Arrondiſſements-Rechtsbank 
in 's Hertogenboſch. 8 


Die Jahre 1898 und 1899 waren Jahre emſiger legis- 
lativer Thätigkeit. Groß war die Zahl der Geſetzentwürfe, 
die der Volksvertretung unterbreitet wurden, und nicht un— 
erheblich für das Wohl des Staates waren einige der Ent— 
würfe, die in dieſem Zeitraum votirt wurden. Aber nur 
das Verwaltungsrecht hat bei dieſem Fleiße viel gewonnen. 
Nicht ein einziges bedeutendes handelsrechtliches Geſetz iſt 
diesmal zu verzeichnen, es ſei denn, daß das indiſche Berg— 
geſetz vom 23. Mai 1899 zum Handelsrecht gerechnet werde. 
Und wenn wir von dem in 1898 eingebrachten Entwurfe 
eines Unfallverſicherungsgeſetzes, der doch eigentlich dem Ver— 
waltungsrechte angehört, Abſtand nehmen, ſo iſt von den 
Jahren 1898 und 1899 auch für die Zukunft nichts oder 
faſt nichts zu erwarten; denn in einige unbedeutende Geſetz— 
entwürfe, wie unter Anderem der Entwurf eines Geſetzes, 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 200. 
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betreffend die Zulaſſung als Schiffer auf Kauffahrteiſchiffen, 
und die Verpflichtung, für ſolche Schiffe Steuerleute und 
Maſchiniſten anzumuſtern, löſen ſich alle am Ausgang des 
Jahres 1899 bei den Staten-Generaal anhängigen. 
handelsrechtlichen Gegenſtände auf. 


# 


1. 
Handelsgeſetzbuch. 


Königliches Dekret vom 3. Januar 1898 (St. Nr. 1) 
zur Ausführung der revidirten Artikel 748 und 755 des 
Handelsgeſetzbuches ). 

Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLVIII ©. 203, wo dieſes. 
Dekret bereits abgedruckt iſt. 


2. 
Fabriken und Arbeiter. 


Königliches Dekret vom 24. Juni 1898 (St. Nr. 148): 
zur Ausführung des Art. 4 des Arbeitsgeſetzes vom 
5. Mai 1889 (St. Nr. 48) 2). 

Laut dieſes Dekretes iſt es verboten, in Fabriken und 
Werkſtätten Perſonen unter 16 Jahren und Frauen Arbeit 
verrichten zu laffen in Lokalen, wo Zündhölzchenpäte mit 
weißem Phosphor bereitet wird (Art. 1). 

Das gleiche Verbot trifft die Arbeit in Räumlichkeiten, 
wo Zündhölzchenpäte mit weißem Phosphor oder Zünd— 
hölzchen, deren Köpfe weißen Phosphor enthalten, den Gegen— 
ſtand beſtimmter Verrichtungen bilden. Abweichung von 
dieſem Verbote iſt aber unter gewiſſen Bedingungen geſtattet, 
wenn der Phosphorgehalt der Pate oder der Zündhölzchen— 
köpfe unter 5 Prozent beträgt (Art. 2 und 3). 


Königliches Dekret vom 3. Januar 1898 (St. Nr. 2). 
zur Feſtſtellung einer Formel für das Geſuch, durch welches. 
die Ernennung eines Sühneamtes bei den Arbeits— 


1) Bal. diefe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 201 ff. 
2) Ebenda Bd. XXXVIII S. 169 ff.; Bd. XLVI S. 108 ff. und. 
Bd. XLVII S. 95. 
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kammern beantragt wird (Art. 22 Abſ. 2 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Arbeitskammern). 

Königliches Dekret vom 6. Januar 1898 (St. Nr. 20) 
zur Feſtſtellung eines Wahlreglements für die Arbeits: 
kammern (Art. 8, 12, 14 und 16 des Geſetzes, betreffend 
die Arbeitskammern). 

Königliches Dekret vom 8. Januar 1898 (St. Nr. 23) 
zur Einführung des Geſetzes, betreffend die Arbeits— 
kammern, vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 141) ). 

Dieſes Geſetz trat am 1. Februar 1898 in Kraft. 


3. 
Dampfmaſchinen. 


Königliches Dekret vom 25. Mai 1898 (St. Nr. 119) 
zur Abänderung des Königlichen Dekrets vom 14. Januar 
1897 (St. Nr. 45) 2), enthaltend eine Inſtruktion für 
die Beamten, die mit der Ausführung des Dampfgeſetzes 
vom 15. April 1896 (St. Nr. 69) betraut ſind. 


4. 
Butterhandel. 


Geſetz vom 2. April 1898 (St. Nr. 78) zur Abänderung 

des Geſetzes vom 23. Juni 1889 (St. Nr. 82) 5), enthaltend 

Beſtimmungen zur Vorbeugung gegen Betrug im 

Butterhandel. Statt des Miniſters für Waterstaat, 

Handel und Gewerbe wird der Miniſter des Innern mit der 
Ausführung des Geſetzes betraut (Art. 2 und 6). 


5. 
Konſulatweſen. 


Geſetz vom 11. Dezember 1899 (St. Nr. 239), betreffend 
Abänderung des Art. 4 des Geſetzes vom 18. April 1874 
(St. Nr. 65) ) zur Regelung der Konſulatgebühren. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 205 ff. 
2) Ebenda Bd. XLVIII S. ee 

3) Ebenda Bd. XXXVIII S. 1 

4) Ebenda Bd. XXXIX S. 555 Bb. XLII S. 127. 
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Königliche Dekrete vom 1. Februar 1898 (St. Nr. 42) 
und vom 20. September 1898 (St. Nr. 213) zur Abände⸗ 
rung des Königlichen Dekretes vom 29. Auguſt 1894 (St. 
Nr. 146) ), betreffend die Ausführung des Art. 1 des Ge: 
fetes vom 25. Juli 1871 (St. Nr. 91) ), enthaltend die 
Regelung der Befugniſſe der Konſulatsbeamten 
zur Ausſtellung von bürgerlichen Urkunden und der 
Konſulargerichtsbarkeit. 


6. 
Handelsgeſellſchaft. 


Geſetz vom 6. Dezember 1898 (St. Nr. 261), betreffend 
die Genehmigung eines zwiſchen den Niederlanden und der 
„Niederländiſchen Handelsgeſellſchaft“ verein⸗ 
barten Vertrages. 

Laut dieſes Vertrages übernimmt die „Niederländiſche 
Handelsgeſellſchaft“, als Kommiſſionär des Staates und unter 
Delkredere⸗Haftung, die indiſchen Gouvernementsprodukte, in⸗ 
ſoweit ſie von der Regierung zum Verkauf im Mutterlande 
beſtimmt werden, abzuſchiffen, zu befördern, zu lagern, zu 
verwalten und zu verkaufen. 

Die Handelsgeſellſchaft erhält für ihre Bemühungen 
eine Vergütung, die auf 1! Prozent des Bruttoertrages der 
von ihr verkauften Produkte feſtgeſetzt iſt. 

Die Wirkung des Vertrages, die eine ähnliche Verein: 
barung vom Jahre 1892 erſetzt (Geſetz vom 23. Juni 1893, 
St. Nr. 113) ), beginnt am 1. Januar 1900 und endet 
am 31. Dezember 1904. 


7. 
Eiſenbahnen. 


Königliches Dekret vom 26. März 1898 (St. Nr. 68) 
zur näheren Ergänzung des allgemeinen Dienſtreglements 
für die Eiſenbahnen, feſtgeſtellt durch Königliches Dekret 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 481; Bd. XLVII S. 96. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 183 und 186; Bd. XXXVII S. 192 
3) Ebenda Bd. XLII S. 570 ff. 
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vom 27. Oktober 1875 (St. Nr. 183) ). Die Artikel 24 bis 
und 106 bis (betreffend unter Anderem das Oeffnen der 
Eiſenbahnbrücken) werden eingeſchaltet. 

Königliche Dekrete vom 9. Februar 1899 (St. Nr. 69) 
und vom 6. Oktober 1899 (St. Nr. 214) zur näheren Ab⸗ 
änderung des vorerwähnten allgemeinen Dienſtreglements. 
Das erſte bezieht ſich auf die Verkürzung der Arbeitszeit der 
Eiſenbahnbeamten und -Bedienſteten und ändert die Faſſung 
der Art. 113, 116 und 119; das zweite enthält abgeänderte 
Beſtimmungen, welche an die Stelle der heutigen Art. 45 
und 46, betreffend die Sicherheitsventile der Dampfkeſſel, 
treten. 


Königliches Dekret vom 17. April 1899 (St. Nr. 107) 
zur Abänderung des allgemeinen Dienſt- und Betriebs— 
reglements für die Eiſenbahnen, erwähnt im Art. 1 
des Geſetzes vom 28. Oktober 1889 (St. Nr. 146) ), feſt⸗ 
geſtellt durch Königliches Dekret vom 26. Mai 1890 (St. 
Nr. 93) 3). Die Art. 90 und 93 der Abtheilung A erhalten 
eine zum Theil neue Redaktion, die beſtimmt iſt, die Arbeits⸗ 
zeit der im Dienſt der Eiſenbahnen befindlichen Beamten 
und Bedienſteten zu verkürzen. 


Königliches Dekret vom 12. Januar 1899 (St. Nr. 46), 
betreffend die Publikation des Abkommens vom 24. Ok⸗ 
tober 1898, enthaltend beſondere Vorſchriften für den inter: 
nationalen Eiſenbahnfrachtverkehr zwiſchen den 
Niederlanden, Belgien, Frankreich und Luxemburg. Dieſes 
Abkommen erſetzt die Vereinbarung vom 9. Auguſt 1893 ). 


Geſetz vom 11. Dezember 1899 (St. Nr. 256), ent⸗ 
haltend die Genehmigung des am 16. Juni 1898 in Paris 
vereinbarten Zuſatzübereinkommens zum Berner inter— 
nationalen Uebereinkommen über den Eifenbahnfradt: 
verkehr ). 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 176 und 188; Bd. XXXIX 
S. 553; Bd. XLII S. 128. 
2) Ebenda Bd. XXXVIII S. 169. 


3) 9 Bd. XXXIX S. 553; Bd. XLII S. 128; Bd. XLIV 
4 


4) Ebenda Bd. XLIV S. 482. 
5) Ebenda Bd. XLII S. 129; Bd. XLVII S. 97; Bd. XLIX (Dr. A. 
von der Leyen) S. 381 ff. 
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8. 


B oft. 


Königliches Defret vom 7. April 1898 (St. Nr. 102), 
betreffend die Publikation der nachſtehenden, am 15. Juni 
1897 in Waſhington abgeſchloſſenen Verträge 
und Uebereinkommen ): 

des allgemeinen Poſtvereinsvertrages; 

des Uebereinkommens, betreffend den Austauſch von 

Briefen und Packeten mit Werthangabe, ſowie des 


Schlußprotokolls; 

des Uebereinkommens, betreffend den Poſtanweiſungs⸗ 
dienſt; 

des Uebereinkommens, betreffend den Poſtauftrags— 
dienſt; 


des Vertrags, betreffend den Austauſch von Poſtpacketen, 
mit Schlußprotokoll; und 

des Uebereinkommens, betreffend den Poſtbezug von 
Zeitungen und Zeitſchriften. 


Königliches Dekret vom 2. November 1898 (St. Nr. 227) 
zur Regelung der Taxen und Gebühren für Briefe und 
anderweitige Sendungen im Poſtverkehre zwiſchen den 
Niederlanden und den übrigen Ländern des 
Weltpoſtvereins, ſowie den Staaten, die dieſem Vereine 
nicht angehören. 

In dieſem Dekrete ſind faſt ausſchließlich Ausführungs— 
beſtimmungen zu den vorerwähnten internationalen Verträgen 
(mit Ausnahme des Uebereinkommens, betreffend den Aus— 
tauſch von Poſtpacketen) enthalten. 

Die Königlichen Dekrete vom 22. Dezember 1892 (St. 
Nr. 285) 2) und vom 14. Dezember 1895 (St. Nr. 223) 9) 
werden aufgehoben. 

Königliches Dekret vom 4. März 1899 (St. Nr. 75) zur 
Abänderung und Ergänzung von Art. 12 des vorerwähnten 
Königlichen Dekretes vom 2. November 1898 (St. Nr. 227) 

Die Aenderung bezieht ſich auf die Gebühren und Taxen 
für Poſtſendungen mit Werthangabe. 


1) Vgl. diese SH 05 XLII S. 130. 
2) Ebenda Bd. XL 
3) Ebenda Bd. SCH 8 EC 
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Königliches Dekret vom 10. November 1898 (St. Nr. 229), 
betreffend den Austauſch von Poſtpacketen im Poſtverkehre 
zwiſchen den Niederlanden und den übrigen Staaten 
des Weltpoſtvereins. 

Die Königlichen Dekrete vom 9. Juni 1892 (St. Nr. 135) ) 
und vom 16. Mai 1896 (St. Nr. 82) *) werden aufgehoben. 


Königliches Dekret vom 6. Dezember 1898 (St. Nr. 263) 
zur näheren Regelung der Gebühren für Briefe und ander: 
weitige Poſtſendungen, die unmittelbar über See zwiſchen 
den Niederlanden und ihren Kolonien und Be: 
ſitzungen in Oft- und Weſtindien befördert werden. 

Aufhebung des Königlichen Dekretes vom 24. Mai 1889 
(St. Nr. 67) 3) und der Schlußbeſtimmung von Art. 1 des 
Königlichen Dekretes vom 25. Mai 1892 (St. Nr. 129) 4). 


Königliches Dekret vom 22. Dezember 1898 (St. Nr. 272), 
betreffend Publikation des Abkommens vom 25. November 
1898 zur Abänderung des Poſtvertrages vom 23. Juni 
1892 zwiſchen den Niederlanden und Belgien”). 

Die Aenderung bezieht ſich auf Ermäßigung der Ge⸗ 
bühren für Poſtanweiſungen. 


Königliches Dekret vom 2. November 1899 (St. Nr. 226), 
betreffend Abänderung und Ergänzung der Art. 9 und 11 des 
Königlichen Dekretes vom 14. Dezember 1895 (St. Nr. 222) ë) 
zur Ausführung verſchiedener Beſtimmungen des Poſt— 
geſetzes . | 

Die neuen Vorſchriften regeln unter Anderem die Be- 
fugniß, gegen Entrichtung einer Gebühr die ankommenden 
Briefe an der Poſtanſtalt abzuholen, ſowie die Weiſe, in 
welcher die für die Adreſſe beſtimmte Seite der Poſtkarten 
benutzt werden darf. 


1) Bal. dieſe Zeitſchrift Bd. XLII S. 130. 
2) Ebenda Bd. XLVII S. 98. 

3) Ebenda Bd. XX XVIII S. 170. 

4) Ebenda Bd. XLII S. 130. 

5) Ebenda Bd. XLII S. 131. 

6) Ebenda Bd. XLVI S 109. 

7) Ebenda Bd. XLI S. 194. 
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9. 
Telegraph. 


Königliches Dekret vom 20. Mai 1898 (St. Nr. 118) 
zur Abänderung von Art. 15 (Gebühren) des durch König⸗ 
liches Dekret vom 24. Mai 1897 (St. Nr. 157) ) geneh⸗ 
migten Reglements für den Dient des Reichstele— 
graphen. 


10. 
Schiffahrt. 


Geſetz vom 14. Juli 1898 (St. Nr. 183) zur Geneh⸗ 
migung eines Vertrages, durch den die Dampfergeſell⸗ 
ſchaft „Zeeland“ ſich gegen eine Staatsſubvention ver⸗ 
pflichtet, zwiſchen Vliſſingen und Queensborough oder 
einem anderen engliſchen Hafen eine Poſtdampferverbindung 
zu unterhalten. 

Der Vertrag läuft zehn Jahre, vom 1. Oktober 1898 
an gerechnet. 


Geſetz vom 19. Mai 1899 (St. Nr. 122), enthaltend 
Ermächtigung des Generalgouverneurs von Niederländiſch— 
Indien zur Eingehung eines Vertrages mit der „Königlichen 
Packetfahrtgeſellſchaft“. 

Zieler Vertrag wird den beſtehenden Gubventionsver- 
trag in doppelter Hinſicht ändern ). Die Dauer des der- 
zeitigen Vertrages wird auf zehn weitere Jahre (bis 1915) 
verlängert, dagegen werden aber die im heutigen Vertrage 
ausbedungenen Staatsſubventionen beträchtlich herabgeſetzt 
werden. 


11. 
Seeweſen. 

Königliches Dekret vom 27. Mai 1899 (St. Nr. 143) 
zur Feſtſtellung der Merkmale niederländiſcher Kriegs— 
fahrzeuge und der Unterſcheidungszeichen, die ausſchließ— 
lich von ihnen geführt werden dürfen. 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLVIII ©. 208. 
2) Ebenda Bd. XX XVII S. 193. 
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Das Königliche Dekret vom 18. Oktober 1897 (St. 
Nr. 206) !) tritt außer Kraft. 


Königliches Dekret vom 18. September 1899 (St. 
Nr. 208), enthaltend nähere Beſtimmungen über die Ver— 
meſſung von Seeſchiffen. 

Das Königliche Dekret vom 13. Dezember 1887 (St. 
Nr. 216) tritt außer Kraft. 


12. 
Binnenſchiffahrt. 


Königliches Dekret vom 29. Juni 1898 (St. Nr. 153) 
zur Abänderung des durch Königliches Dekret vom 18. Mai 
1892 (St. Nr. 102) 2) genehmigten Reglements zur Ber- 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf den 
öffentlichen Gewäſſern des Reiches, welche für die Schiffahrt 
offen ſtehen. Einſchaltung eines neuen Art. I bis, welcher 
Fahrzeuge, die durch eine andere mechaniſche Kraft als Dampf 
fortbewegt werden, Dampffahrzeugen gleichſtellt. 


Geſetz vom 2. Januar 1899 (St. Nr. 1) zur Genehmi⸗ 
gung des am 4. Februar 1898 zwiſchen den Niederlanden, 
Deutſchland, Belgien und Frankreich vereinbarten Ver— 
trages, betreffend die Vermeſſung von Binnenfahr— 
zeugen. Publikationsdekret vom 16. Februar 1899 (St. 
Nr. 73). 


Königliches Dekret vom 20. Juli 1899 (St. Nr. 164), 
enthaltend Beſtimmungen über die Vermeſſung von 
Binnenfahrzeugen. 

Dieſes Dekret ſteht in unmittelbarem Zuſammenhang 
mit dem vorerwähnten internationalen Vertrag. Die könig— 
lichen Dekrete vom 30. Juli 1894 (St. Nr. 141) und vom 
28. November 1894 (St. Nr. 174) ) find aufgehoben. 


Königliches Dekret vom 4. September 1899 (St. Nr. 206) 
zur Genehmigung einer Abänderung des Polizeireglements 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 210. 
2) Ebenda Bd. XLII S. 132; Bd. XLVIII S. 211. 
3) Ebenda Bd. XLIV S. 483. 


Suijling: Niederländiſche Handelsgeſetzgebung 1898 - 1899. 193 


vom 9. September 1897 (St. Nr. 204) ), betreffend die 
Schiffahrt und die Flößerei auf dem Rhein, ſowie der 
Waal und der Lek. Einige der im § 22 dieſes Geſetzes 
beſtimmten Pegelhöhen werden geändert. 


Königliches Dekret vom 5. Dezember 1899 (St. Nr. 235). 
enthaltend Beſtimmungen über die Rheinſchiffer und 
die Schiffspatente, ſowie die Einſetzung von Ausſchüſſen 
von Sachverſtändigen für die Rheinſchiffahrt. 

Die Königlichen Dekrete vom 5. September 1892 (St. 
Nr. 216) und vom 2. Januar 1894 (St. Nr. 1) 2) find auf: 
gehoben. 


13. 
Rheinſchiffahrt. 


Königliches Dekret vom 3. Juni 1898 (St. Nr. 121), 
betreffend die Publikation des am 18. September 1895 unter 
den Uferregierungen vereinbarten Zuſatzartikels zur re⸗ 
vidirten Rheinſchiffahrts-Akte vom 17. Oktober 1868 ). 

Geſetz vom 8. April 1889 (St. Nr. 93) zur Genehmi⸗ 
gung des am 4. Juni 1898 unter den Uferregierungen ver⸗ 
einbarten Abkommens, betreffend die Abänderung der Boll: 
zugsbeſtimmung, die in Ziff. 4 Lit. A des Schlußprotokolls 
zu Art. 15 der revidirten Rheinſchiffahrts⸗Akte vom 
17. Oktober 1868 enthalten iſt. Publikationsdekret vom 
13. Dezember 1899 (St. Nr. 277). 


14. 
Bergwerke. 


Geſetz vom 22. Mai 1899 (St. Nr. 124), enthaltend 
Feſtſtellung eines Berggeſetzes für Niederländiſch⸗ 
Indien. 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XVIII S. 211. 
2) Ebenda Bd. XLIV S. 483. 
3) Ebenda Bd. XLVII S. 99. 


Zeitſchriſt für Handelsrecht. Bd. L. 13 


194 Rechtsquellen. 
15. 
Stempelſteuer. 


Einführungsgeſetz vom 11. Dezember 1899 (St. Nr. 243) 
zum Geſetze vom 24. Mai 1897 (St. Nr. 155) ), betreffend 
Erhöhung und nähere Regelung der Stempelſteuer auf 
Schuldverſchreibungen und Aktien (Effekten). Das Geſetz 
tritt am 1. Mai 1900 in Kraft. 


16. 
Münzweſen. 


Geſetz vom 2. Januar 1899 (St. Nr. 11) zur Abände: 
rung des Geſetzes vom 1. Juni 1850 (St. Nr. 25), be: 
treffend die Aufſicht über ſowie die Sorge für die Münz— 
angelegenheiten. 


Geſetz vom 23. Mai 1899 (St. Nr. 126), enthaltend 
nähere Regelung des Münzweſens in Curacao. Dieſes 
Geſetz dient zur Bezeichnung der Währungs- und Scheide— 
münzen dieſer Kolonie *). 


17. 


Schatzſcheine. 

Königliche Dekrete vom 25. Januar 1898 (St. Nr. 27) 
und vom 25. November 1899 (St. Nr. 233) zur Abänderung 
und Ergänzung des Königlichen Dekrets vom 21. Auguſt 
1870 (St. Nr. 154), enthaltend Beſtimmungen über die 
SE Kündigung, ZN und Zinszahlung der Schaf: 

illets 


18. : 

Internationales Privatrecht. 
Königliches Dekret vom 9. Mai 1899 (St. Nr. 115), 
betreffend die Publikation des Vertrages vom 14. November 


1) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bd. XLVIII S. 212. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 180. 
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1896 zur Feſtſtellung gemeinſamer Regeln bezüglich einiger 
Punkte des internationalen Privatrechtes, ſowie des 
Schlußprotokolls vom 22. Mai 1897 1). 


19. 
Quarantäne. 


Geſetz vom 6. Juni 1898 (St. Nr. 122) zur Genehmi⸗ 
gung der am 3. April 1894 in Paris vereinbarten inter⸗ 
nationalen ſanitären Konvention, ſowie der am 
30. Oktober 1897 unterzeichneten Erklärung zur Abänderung 
dieſer Konvention. Publikationsdekret vom 4. Auguſt 1898 
(St. Nr. 194). 


Geſetz vom 14. Juli 1898 (St. Nr. 175) zur Geneh⸗ 
migung der am 19. März 1897 in Venedig vereinbarten 
internationalen ſanitären Konvention. 

Geſetz vom 11. Dezember 1899 (St. Nr. 255) zur Ge⸗ 
nehmigung einer Abänderung dieſer Konvention. 


20. 
Reblaus. 


Königliches Dekret vom 7. April 1898 (St. Nr. 103) 
zur Abänderung der Art. 1, 3, 5 und 9 des Königlichen 
Dekretes vom 24. Dezember 1883 (St. Nr. 248) 2), die 
Ausführung der Reblauskonvention betreffend. 


21. 
Handelsverträge. 


Handels: und Freundſchaftsvertrag vom 22. September 
1897 zwiſchen den Niederlanden und den Vereinigten 
Staaten von Mexiko. 

Geſetz vom 8. April 1899 (St. Nr. 92), die Genebmi- 
gung betreffend. Publikationsdekret vom 11. Auguſt 1899 
(St. Nr. 200). 


1) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. XLVIII S. 212. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 184; Bd. XLIV S. 484. 
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Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag vom 15. März 1899 
zwiſchen den Niederlanden und Rumänien. 


Geſetz vom 11. Dezember 1899 (St. Nr. 254), die Ge⸗ 
nehmigung betreffend. 


III. 
Geſetze etr. des Deutſchen Reihs. 


1. Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, 
ſowie die Amtsrechte und Amtspflichten der Bundeskonſuln. 
Vom 8. November 1867. 


(Bundes⸗Geſetzblatt 1867 S. 137 ff.) 


Dieſes Geſetz, abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XII 
S. 356 ff., iſt durch das Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch vom 16. Auguſt 1896 dahin ergänzt: 
I. Der § 16 erhält folgenden Abſatz 2: 
Einem Wahlkonſul ſteht in Anſehung der Er⸗ 
richtung einer Verfügung von Todeswegen das im 
Abſ. 1 bezeichnete Recht der Notare nur dann zu, 
wenn das Recht ihm vom Reichskanzler beſonders 
beigelegt iſt. 
II. Als § 17a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
Auf die Errichtung einer Verfügung von Todes: 
wegen finden nicht die Vorſchriften des § 17, ſon⸗ 
dern die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung. 
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2. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 
Vom 7. April 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 15 S. 213.) 


Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 
1879 (abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XX VI S. 147 ff.) 
tritt durch das nachfolgende Geſetz ($ 78) außer Kraft. 


I. Abſchnitt. 
Umfang der Kon ſulargerichtsbarkeit. 
81. 


Die Konſulargerichtsbarkeit wird in den Ländern aus⸗ 
geübt, in denen ihre Ausübung durch Herkommen oder durch 
Staatsverträge geſtattet iſt ). 

Sie kann durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung 
des Bundesraths für beſtimmte Gebiete und in Anſehung 
beſtimmter Rechtsverhältniſſe außer Uebung geſetzt werden. 


8 2. 
Der Konſulargerichtsbarkeit ſind unterworfen: 

1. Deutſche, ſoweit ſie nicht in dem Lande, in dem die 
Konſulargerichtsbarkeit ausgeübt wird, nach allge— 
meinen völkerrechtlichen Grundſätzen das Recht der 
Exterritorialität genießen; 

2. Ausländer, ſoweit ſie für ihre Rechtsverhältniſſe 
durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund 
einer ſolchen dem deutſchen Schutze unterſtellt ſind 
(Schutzgenoſſen). 

Den Deutſchen (Abſ. 1 Nr. 1) werden gleichgeachtet 
Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und juri⸗ 


1) Deutſche Konſulargerichtsbezirke beſtehen nach dem im Mai 1900 
von dem Auswärtigen Amte ausgegebenen Verzeichniſſe der Kaiſer⸗ 
lich deutſchen Konſulate (Berlin, Mittler & Sohn) in: China, 
Korea, Marokko, Perſien, Rumänien, Schiffer⸗(Samoa-) und 
Tonga: (Freundſchafts⸗) Inſeln, Serbien, Türkei (Alexandrien, 
Kairo, Beirut, Konſtantinopel, Jeruſalem, Saloniki, Serajewo, 
Smyrna, Sofia, Ruſtſchuk, Varna), Zanzibar. Wegen der ein: 
„„ vergleiche das oben erwähnte Ver⸗ 
zeichniß. 
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ſtiſche Perſonen, wenn ſie im Reichsgebiet oder in einem 
deutſchen Schutzgebiet ihren Sitz haben, juriſtiſche Perſonen 
auch dann, wenn ihnen durch den Bundesrath oder nach den 
bisherigen Vorſchriften durch einen Bundesſtaat die Rechts— 
fähigkeit verliehen worden iſt. Das Gleiche gilt von offenen 
Handelsgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften, die in 
einem Konſulargerichtsbezirk ihren Sitz haben, wenn die per— 
ſönlich haftenden Geſellſchafter ſämmtlich Deutſche ſind. An— 
dere als die bezeichneten Handelsgeſellſchaften, eingetragenen 
Genoſſenſchaften und juriſtiſchen Perſonen werden den Aus— 
ländern (Abſ. 1 Nr. 2) gleichgeachtet. 

Durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund 
einer ſolchen kann beſtimmt werden, daß die im Ab}. 2 Satz 1 
bezeichneten Handelsgeſellſchaften, eingetragenen Genoffen- 
ſchaften und juriſtiſchen Perſonen, wenn Ausländer daran 
betheiligt ſind, der Konſulargerichtsbarkeit nicht unterſtehen. 


8 
Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieſes Geſetz nicht 
berührt. 


II. Abſchnitt. 
Gerichtsverfaſſung. 


8 4. 


Die Konſulargerichtsbezirke werden von dem Reichs— 
kanzler nach Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundesraths 
für Handel und Verkehr beſtimmt. 


§ 5. 


Die Konſulargerichtsbarkeit wird durch den Konſul (§ 2 
des Geſetzes, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, 
vom 8. November 1867), durch das Konſulargericht und 
durch das Reichsgericht ausgeübt. 


S 6. 
Der Konſul ift zur Ausübung der Gerichtsbarkeit befugt, 
wenn er dazu von dem Reichskanzler ermächtigt wird. 
Der Reichskanzler kann neben dem Konſul ſowie an 
deſſen Stelle einem anderen Beamten die dem Konſul bei 


der Ausübung der Gerichtsbarkeit obliegenden Verrichtungen 
übertragen. 
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8 7. 

Der Konſul iſt zuſtändig: 

1. für die durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die Prozeß⸗ 
ordnungen und die Konkursordnung den Amts— 

gerichten zugewieſenen Sachen; 

2. für die durch Reichsgeſetze oder in Preußen geltende 
allgemeine Landesgeſetze den Amtsgerichten über: 
tragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichte: 
barkeit. 

§ 8. 


Das Konſulargericht beſteht aus dem Konſul als Vor⸗ 
ſitzendem und zwei Beiſitzern. 

In Strafſachen find in der Hauptverhandlung vier Bei- 
ſitzer beizuziehen, wenn der Beſchluß über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen zum 
Gegenſtand hat, das weder zur Zuſtändigkeit der Schöffen— 
gerichte noch zu den in den S$ 74, 75 des Gerichtsverfaſſungs— 
geſetzes bezeichneten Handlungen gehört. 


89. 

Iſt in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Zuziehung 
von zwei Beiſitzern nicht ausführbar, ſo tritt an Stelle des 
Konſulargerichts der Konſul. 

Iſt in Strafſachen die vorgeſchriebene Zuziehung von 
vier Beiſitzern nicht ausführbar, ſo genügt die Zuziehung 
von zwei Beiſitzern. 

Die Gründe, aus denen die Zuziehung von Beiſitzern 
nicht ausführbar war, müſſen in dem Sitzungsprotokoll an— 
gegeben werden. | 

S 10. 

ae Konſulargericht iſt zuſtändig: 

1. für die durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und die 
Prozeßordnungen den Landgerichten in erſter Inſtanz 
ſowie den Schöffengerichten zugewieſenen Sachen; 

. für die Verhandlung und Entſcheidung über das 
Rechtsmittel der Beſchwerde gegen die Entſcheidungen 
des Konſuls in Strafſachen. 


§ 11. 


| In ben vor das Konſulargericht gehörenden Sachen 
ſteht den Beiſitzern ein unbeſchränktes Stimmrecht zu. 


lo 
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In den im § 10 Nr. 1 bezeichneten Sachen nehmen die 
Beiſitzer nur an der mündlichen Verhandlung und an den 
im Laufe oder auf Grund dieſer Verhandlung ergehenden 
Entſcheidungen Theil; die ſonſt erforderlichen Entſcheidungen 
werden von dem Konſul erlaſſen. 


8 12. 


Der Konſul ernennt für die Dauer eines jeden Ge: 
ſchäftsjahres aus den achtbaren Gerichtseingeſeſſenen oder in 
Ermangelung ſolcher aus ſonſtigen achtbaren Einwohnern 
feines Bezirkes vier Beiſitzer und mindeſtens zwei Hilfs- 
beiſitzer. 

Die Gerichtseingeſeſſenen haben der an ſie ergehenden 
Berufung Folge zu leiſten; die SS 53, 55, 56 des Gerichts: 
verfaſſungsgeſetzes finden entſprechende Anwendung. 


§ 13. 


Die Beeidigung der Beiſitzer erfolgt bei ihrer erſten 
Dienſtleiſtung in öffentlicher Sitzung. Sie gilt für die Dauer 
des Geſchäftsjahres. Der Vorſitzende richtet an die zu Be— 
eidigenden die Worte: „Sie ſchwören bei Gott dem Allmäch— 
tigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Beiſitzers des 
deutſchen Konſulargerichts getreulich zu erfüllen und Ihre 
Stimme nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abzugeben.“ 

Die Beiſitzer leiſten den Eid, indem jeder einzeln, unter 
Erhebung der rechten Hand, die Worte ſpricht: „Ich ſchwöre 
es, ſo wahr mir Gott helfe.“ Iſt ein Beiſitzer Mitglied 
einer Religionsgeſellſchaft, der das Geſetz den Gebrauch ge— 
wiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, ſo 
wird die Abgabe einer Erklärung unter der Betheuerungs- 
formel dieſer Religionsgeſellſchaft der Eidesleiſtung gleich— 
geachtet. Ueber die Beeidigung iſt ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen. 


$ 14. 


Das Reichsgericht ijt zuftändig für die Verhandlung und 

endgiltige Entſcheidung über die Rechtsmittel: 

1. der Beſchwerde und der Berufung in den vor dem 
Konſul oder dem Konſulargerichte verhandelten bür⸗ 
gerlichen Rechtsſtreitigkeiten und in Konkursſachen; 

2. der Beſchwerde und der Berufung gegen die Ent— 
ſcheidungen des Konſulargerichts in Strafſachen; 
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3. der Beſchwerde gegen die Entſcheidungen des Kon⸗ 
ſuls in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit. 


§ 15. 


Eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft findet, ſoweit 
nicht in dieſem Geſetz ein Anderes vorgeſchrieben iſt, in den 
vor den Konſul oder das Konſulargericht gehörenden Sachen 
nicht ſtatt. 


S 16. 


Die Perſonen, welche die Verrichtungen der Gerichts: 
ſchreiber und der Gerichtsvollzieher ſowie die Verrichtungen 
der Gerichtsdiener als Zuſtellungsbeamten auszuüben haben, 
werden von dem Konſul beſtimmt. Sofern dieſe Perſonen 
nicht bereits den Dienſteid als Konſularbeamte geleiſtet haben, 
ſind ſie vor ihrem Amtsantritt auf die Erfüllung der Ob⸗ 
liegenheiten des ihnen übertragenen Amtes eidlich zu ver⸗ 
pflichten. 

Das Verzeichniß der Gerichtsvollzieher iſt in der für 
konſulariſche Bekanntmachungen ortsüblichen Weiſe, jedenfalls 
durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt zu machen. 


§ 17. 


Die Perſonen, die zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft 
zuzulaſſen ſind, werden von dem Konſul beſtimmt. Die Zu⸗ 
laſſung iſt widerruflich. 

Gegen eine Verfügung des Konſuls, durch die der An⸗ 
trag einer Perſon auf Zulaſſung zur Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft abgelehnt oder die Zulaſſung zurückgenommen 
wird, findet Beſchwerde an den Reichskanzler ſtatt. 

Das Verzeichniß der zur Ausübung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft zugelaſſenen Perſonen iſt in der für konſulariſche Be- 
kanntmachungen ortsüblichen Weiſe, jedenfalls durch An- 
heftung an die Gerichtstafel bekannt zu machen. 


§ 18. 


Die Vorſchriften der SS 157 bis 169 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes und des § 2 des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden auf 
die Leiſtung der Rechtshilfe unter den bei der Ausübung 
der Konſulargerichtsbarkeit mitwirkenden Behörden ſowie 
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unter dieſen Behörden und den Behörden im Reichsgebiet 
oder in den deutſchen Schutzgebieten mit der Maßgabe ent— 
ſprechende Anwendung, daß für die im S 160 Ab. 1 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vorgeſehene Entſcheidung, ſofern 
die Rechtshilfe von dem Konſul verſagt oder gewährt wird, 
das Reichsgericht in erſter und letzter Inſtanz zuſtändig iſt. 


III. Abſchnitt. 


Allgemeine Vorſchriften über das anzuwendende 
Recht. 


819. 


In den Konſulargerichtsbezirken gelten für die der Kon- 
ſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen, ſoweit nicht in 
dieſem Geſetz ein Anderes vorgeſchrieben iſt: 

1. die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vor— 
ſchriften der Reichsgeſetze und der daneben inner— 
halb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts in Kraft fteben- 
den allgemeinen Geſetze ſowie die Vorſchriften der 
bezeichneten Geſetze über das Verfahren und die 
Koſten in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Kon⸗ 
kursſachen und in den Angelegenheiten der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit; 

2. die dem Strafrecht angehörenden Vorſchriften der 
Reichsgeſetze ſowie die Vorſchriften dieſer Geſetze 
über das Verfahren und die Koſten in Strafſachen. 


§ 20. 


Die im § 19 erwähnten Vorſchriften finden keine An: 
wendung, ſoweit fie Einrichtungen und Verhältniſſe voraus: 
ſetzen, an denen es für den Konſulargerichtsbezirk fehlt. 

Durch Kaiſerliche Verordnung können die hiernach außer 
Anwendung bleibenden Vorſchriften, ſoweit ſie zu den im 
§ 19 Nr. 1 erwähnten gehören, näher bezeichnet, auch andere 
Vorſchriften an deren Stelle getroffen werden. 


§ 21. 


Durch Kaiſerliche Verordnung können die Rechte an 
Grundſtücken, das Bergwerkseigenthum ſowie die ſonſtigen 
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Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehen: 
den Vorſchriften gelten, abweichend von den nach $ 19 maß: 
gebenden Vorſchriften geregelt werden. 


§ 22. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann beſtimmt werden, 
inwieweit die Vorſchriften der Geſetze über den Schutz von 
Werken der Literatur und Kunſt, von Photographien, von 
Erfindungen, von Muſtern und Modellen, von Gebrauchs— 
muftern und von Waarenbezeichnungen in den Ronfular- 
gerichtsbezirken Anwendung finden oder außer Anwendung 
bleiben. | 

§ 23. 


Soweit die im § 19 bezeichneten Geſetze landesherrliche 
Verordnungen oder landesherrliche Genehmigung vorſehen, 
treten an deren Stelle in den Konſulargerichtsbezirken Kaifer- 
liche Verordnungen oder die Genehmigung des Kaiſers. 

Die nach dieſen Geſetzen im Verwaltungsſtreitverfahren 
zu treffenden Entſcheidungen werden für die Konſulargerichts— 
bezirke in erſter und letzter Inſtanz von dem Bundesrath 
erlaſſen. | 

Soweit in dieſen Geſetzen auf Anordnungen oder Ber: 
fügungen einer Landes-Zentralbehörde oder einer höheren 
Verwaltungsbehörde verwieſen wird, treten an deren Stelle 
in den Konſulargerichtsbezirken Anordnungen oder Verfügun⸗ 
gen des Reichskanzlers oder der von dieſem bezeichneten 
Behörde. 

Die nach dieſen Geſetzen den Polizeibehörden zuſtehenden 
Befugniſſe werden in den Konſulargerichtsbezirken von dem 
Konſul ausgeübt. 

Bis zum Erlaſſe der im Abſ. 1 vorgeſehenen Kaiſerlichen 
Verordnungen ſowie der im Abſ. 3 vorgeſehenen Anordnungen 
oder Verfügungen des Reichskanzlers finden die innerhalb 
Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des Preußiſchen 
Allgemeinen Landrechts geltenden landesherrlichen Verord— 
nungen ſowie die dort geltenden Anordnungen oder Ver— 
fügungen der Landes-Zentralbehörden entſprechende An— 
wendung. 

& 24. 


Soweit nach den im § 19 bezeichneten Geſetzen dem 
Landesfiskus Rechte zuſtehen oder Verpflichtungen obliegen, 
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tritt in den Konſulargerichtsbezirken an deſſen Stelle der 
Reichsfiskus. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf 
die Rechte und Verpflichtungen, die für den Landesfiskus 
mit Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit eines Betheiligten 
begründet ſind. 

Geldſtrafen fließen zur Reichskaſſe. Durch Kaiſerliche 
Verordnung kann beſtimmt werden, daß die wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen einzelne Geſetze oder Verordnungen ver⸗ 
hängten Geldſtrafen einem anderen Berechtigten zufallen. 


§ 25. 


Die Rechtsverhältniſſe der Schutzgenoſſen ), die keinem 
Staate angehören, werden, ſoweit dafür die Staatsangehörig⸗ 
keit in Betracht kommt, nach den Vorſchriften beurtheilt, die 
für die keinem Bundesſtaat angehörenden Deutſchen gelten. 

Die Rechtsverhältniſſe der Schutzgenoſſen, die einem 
fremden Staate angehören, werden, ſoweit dafür die Staats⸗ 
angehörigkeit in Betracht kommt, nach den für Ausländer 
geltenden Vorſchriften beurtheilt. 


$ 26. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann beſtimmt werden, 
inwieweit die Konſulargerichtsbezirke im Sinne der in den 
ss 19, 22 bezeichneten Geſetze als deutſches Gebiet oder 
Inland oder als Ausland anzuſehen ſind. 


$ 27. 


Soweit die nach § 19 zur Anwendung kommenden Ge: 
ſetze auf die an einem ausländiſchen Orte geltenden Vor— 
ſchriften Bezug nehmen, ſind hierunter, falls es ſich um einen 
Ort innerhalb eines Konſulargerichtsbezirkes und um die 
Rechtsverhältniſſe einer der Konſulargerichtsbarkeit unter⸗ 
worfenen Perſon handelt, die deutſchen Geſetze zu verſtehen. 

Durch Kaiſerliche Verordnung kann beſtimmt werden, 
inwieweit in einem Konſulargerichtsbezirke die von der dor⸗ 
tigen Staatsgewalt erlaſſenen Vorſchriften neben den deutſchen 
Geſetzen als Geſetze des Ortes anzuſehen ſind. 


1) Zorn, Staatsrecht des Deutſchen Reiches (2. Auflage) Bd. II 
S. 467 ff. 
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8 28. 


Zuſtellungen an die der Konſulargerichtsbarkeit unter⸗ 
worfenen Perſonen erfolgen im Konſulargerichtsbezirke, ſofern 
ſie entweder in einer in dieſem Bezirke vor den Konſul oder 
das Konſulargericht gehörenden Sache oder in nicht gericht⸗ 
lichen Rechtsangelegenheiten auf Betreiben einer in dem 
Bezirke befindlichen Perſon zu geſchehen haben, nach den 
Vorſchriſten über Zuſtellungen im Inlande. Falls die Be⸗ 
folgung dieſer Vorſchriften mit Schwierigkeiten verbunden 
it, kann die Zuſtellung durch den Konſul nach den Bor: 
ſchriften über Zuſtellungen im Auslande mit der Maßgabe 
bewirkt werden, daß an die Stelle des Erſuchens bei Zu⸗ 
ſtellungen auf Betreiben der Betheiligten deren Antrag und 
bei Zuſtellungen von Amtswegen die Anzeige des Gerichts⸗ 
ſchreibers tritt. 

Im Uebrigen erfolgen Zuſtellungen im Konſulargerichts⸗ 
bezirk an die der Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Per⸗ 
ſonen nach den Vorſchriften über Zuſtellungen im Ausland, 
und zwar in gerichtlichen Angelegenheiten mittelſt Erſuchens 
des Konſuls und in nicht gerichtlichen Rechtsangelegenheiten 
auf einen von den Betheiligten an ihn zu richtenden Antrag. 


§ 20. 


Die Einrückung einer öffentlichen Bekanntmachung in 
den Deutſchen Reichsanzeiger iſt nicht erforderlich, ſofern 
daneben eine andere Art der Veröffentlichung vorgeſchrieben 
it. Der Reichskanzler kann Ausnahmen von dieſer Bor: 
ſchrift anordnen. 

Der Reichskanzler kann beſtimmen, daß an die Stelle 
der Einrückung einer öffentlichen Bekanntmachung in den 
Deutſchen Reichsanzeiger eine andere Art der Veröffent⸗ 
lichung tritt. 


§ 30. 


Neue Geſetze erlangen in den Konſulargerichtsbezirken, 
die in Europa, in Egypten oder an der aſiatiſchen Küſte des 
Schwarzen oder des Mittelländiſchen Meeres liegen, mit dem 
Ablaufe von zwei Monaten, in den übrigen Konſulargerichts— 
bezirken mit dem Ablaufe von vier Monaten nach dem Tage, 
an dem das betreffende Stück des Reichs⸗Geſetzblatts oder 
der Preußiſchen Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben 
worden iſt, verbindliche Kraft, ſoweit nicht für das Inkraft— 
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treten ein ſpäterer Zeitpunkt feſtgeſetzt ift oder für die Kon- 
ſulargerichtsbezirke reichsgeſetzlich ein Anderes vorgeſchrieben 
wird. 


IV. Abſchnitt. 
Beſondere Vorſchriften über das bürgerliche Recht. 
S 31 
N i 


Auf Vereine, die ihren Sitz in einem Konſulargerichts— 
bezirke haben, finden die Vorſchriften der SS 21, 22, des 
§ 44 Abſ. 1 und der Së 55 bis 79 des Bürgerlichen Ge: 
ſetzbuchs keine Anwendung. 

$ 32. 

Die in den SS 8 bis 10 des Geſetzes, betreffend die 
Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete (Reichs-Geſetzbl. 
1888 S. 75, Reichs-Geſetzbl. 1899 S. 365), für die Er: 
richtung deutſcher Kolonialgeſellſchaften erlaſſenen Vorſchriften 
finden entſprechende Anwendung auf deutſche Geſellſchaften, 
die den Betrieb eines Unternehmens der im § 8 Abſ. 1 des 
Geſetzes bezeichneten Art in einem Konſulargerichtsbezirke 
zum Gegenſtand und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet 
oder in einem deutſchen Schutzgebiet oder in einem Konſular— 
gerichtsbezirke haben. 


§ 33. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann für einen Konſular— 
gerichtsbezirk oder für einen Theil eines ſolchen angeordnet 
werden, daß ſtatt der in den SS 246, 247, 288 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs und im § 352 des Handelsgeſetzbuchs auf: 
geſtellten Zinsſätze ein höherer Zinsſatz gilt. 

S 34. 

Inhaberpapiere der im § 795 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Art, die in einem Konſulargerichts— 
bezirke von einer der Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen 
Perſon ausgeſtellt worden ſind, dürfen nur mit Genehmigung 
des Reichskanzlers in den Verkehr gebracht werden. 

§ 35. 

Durch Anordnung des Reichskanzlers kann beſtimmt 

werden, wer in den Konſulargerichtsbezirken an die Stelle 
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der Gemeinde des Fundorts in den Fällen der SS 976, 977 
und an die Stelle der öffentlichen Armenkaſſe einer Ge⸗ 
meinde im Falle des § 2072 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu treten hat. 

§ 36. 

Die Form einer Ehe, die in einem Konſulargerichts— 
bezirke von einem Deutſchen oder von einem Schutzgenoſſen, 
der keinem Staate angehört, geſchloſſen wird, beſtimmt ſich 
ausſchließlich nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend 
die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonenſtandes 
von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 596, Reichs-Geſetzbl. 1896 S. 614). 
Ein Schutzgenoſſe, der einem fremden Staate angehört, kann 
die Ehe in dieſer oder in einer anderen, nach den Geſetzen 
ſeines Staates zuläſſigen Form ſchließen. 

Durch Kaiſerliche Verordnung kann beſtimmt werden, 
inwieweit in einem Konſulargerichtsbezirke die Beachtung der 
Vorſchriften genügt, die von der dortigen Staatsgewalt über 
die Form der Eheſchließung erlaſſen ſind. 

§ 37. 

Durch Kaiſerliche Verordnung können für die innerhalb 
der Konſulargerichtsbezirke belegenen Grundſtücke die Grund— 
ſätze beſtimmt werden, nach denen die Sicherheit einer Hypo— 


thek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld im Sinne 
des § 1807 des Bürgerlichen Geſetzbuchs feſtzuſtellen iſt. 


$ 38. 


Im Falle des § 2249 Abſ. 1 des Bürgerlichen Gefet- 
buchs kann das Teſtament durch mündliche Erklärung vor 
drei Zeugen nach § 2250 errichtet werden; der § 2249 
Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


§ 39. 


| Durch Kaiſerliche Verordnung können für die Konſular— 

gerichtsbezirke die der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Be— 
ſtimmungen über die Hinterlegung und die Hinterlegungs— 
ſtellen getroffen werden. 


$ 40. 
In Handelsſachen finden die Vorſchriften der im § 19 
bezeichneten Geſetze nur ſoweit Anwendung, als nicht das 
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im Konſulargerichtsbezirke geltende Handelsgewohnheitsrecht 
ein Anderes beſtimmt. 

Handelsſachen im Sinne des Abſ. 1 ſind die von einem 
Kaufmanne vorgenommenen Rechtsgeſchäfte der im §1 Abſ. 2 
des Handelsgeſetzbuchs bezeichneten Art ſowie die Angelegen: 
heiten, die eines der im § 101 Nr. 3a, d, e, f des Ge 
richtsverfaſſungsgeſetzes aufgeführten Rechtsverhältniſſe zum 
Gegenſtande haben. 


V. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften über das Verfahren in 

bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkurs 

ſachen und in den Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. 


§ 41. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten richtet ſich das Ver⸗ 
fahren vor dem Konſul ſowie vor dem Konſulargerichte nach 
den Vorſchriften über das Verfahren vor den Amtsgerichten 
mit der Maßgabe, daß auch die Vorſchriften der SS 348 
bis 354 der Civilprozeßordnung Anwendung finden. 


8 42. 


In Rechtsſtreitigkeiten, die die Nichtigkeit einer Ehe 
zum Gegenſtande haben, werden die Verrichtungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft von dem Konſul einer der zur Ausübung der 
Rechtsanwaltſchaft zugelaſſenen Perſonen, einem anderen 
achtbaren Gerichtseingeſeſſenen oder ſonſt im Konſulargerichts⸗ 
bezirke befindlichen Deutſchen oder Schutzgenoſſen übertragen. 
Das Gleiche gilt in Entmündigungsſachen ſowie im Auf: 
gebotsverfahren zum Zwecke der Todeserklärung. 


§ 43. 
In den nach § 7 Nr. 1 zur Zuſtändigkeit des Konſuls 
gehörenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten findet, ſofern der 


Werth des Streitgegenſtandes die Summe von dreihundert 
Mark nicht überſteigt, ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


8 44. 


Der Konſul iſt zur Abänderung ſeiner durch ſofortige 
Beſchwerde angefochtenen Entſcheidung auch außer den im 
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§ 577 Abſ. 3 der Civilprozeßordnung bezeichneten Fällen 
befugt. 
8 45. 


Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konſul 
eingelegt. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung der Be- 
rufungsſchrift. Auf die Einlegung findet die Vorſchrift des 
§ 78 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. Die 
Berufungsſchrift iſt der Gegenpartei unter Beachtung der 
Vorſchriften des § 179 der Civilprozeßordnung von Amts⸗ 
wegen zuzuſtellen. Der Konſul hat die Prozeßakten mit dem 
Nachweiſe der Zuſtellung dem Reichsgerichte zu überſenden. 

Das Reichsgericht hat den Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung von Amtswegen zu beſtimmen und den Parteien 
bekannt zu machen. 

Die Bekanntmachung des Termins erfolgt an den für 
die Berufungsinſtanz beſtellten und dem Reichsgerichte durch 
Vermittelung des Konſuls oder durch die Partei ſelbſt recht: 
zeitig benannten Prozeßbevollmächtigten oder Zuſtellungs⸗ 
man in Ermangelung eines ſolchen an die Partei 
elbſt. 

Die im § 520 der Civilprozeßordnung vorgeſehene Friſt 
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Termin dem Be⸗ 
rufungsbeklagten bekannt gemacht worden iſt. 


8 46. 


Die Zwangsvollſtreckung im Konſulargerichtsbezirk aus 
den bei der Ausübung der Konſulargerichtsbarkeit für dieſen 
Bezirk entſtandenen vollſtreckbaren Schuldtiteln erfolgt gegen 
die der Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen nach 
den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung im Inlande. 
Im Uebrigen wird die Vollſtreckung im Konſulargerichts— 
bezirke gegen ſolche Perſonen durch den Konſul auf ein an 
ihn gemäß § 791 der Civilprozeßordnung gerichtetes Erſuchen 
veranlaßt. 

8 47. 


In den Fällen der SS 110, 179 der Konkursordnung 
ſoll der Termin zur Beſchlußfaſſung über die Wahl eines 
anderen Verwalters und über die Beſtellung eines Gläubiger— 
ausſchuſſes ſowie der Vergleichstermin nicht über zwei Monate 
hinaus anberaumt werden. 

Dieſe Termine können bis auf drei Monate hinaus— 
geſchoben werden, wenn der Bezirk des Konſulargerichts, vor 
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dem das Verfahren ſchwebt, nicht in Europa, in Egypten 
oder an der aſiatiſchen Küſte des Schwarzen oder des Mittel— 
ländiſchen Meeres liegt. 

Der Zeitraum, der nach § 138 der Konkursordnung 
zwiſchen dem Ablaufe der Anmeldefriſt und dem allgemeinen 
Prüfungstermine liegen muß, ſoll mindeſtens zwei Wochen 
und höchſtens drei Monate betragen. 

An die Stelle der in den ES 152, 203 der Konkurs: 
ordnung vorgeſehenen Friſten tritt eine Friſt von einem 
Monat, im Falle des Abſ. 2 eine Friſt von zwei Monaten. 


$ 48. 


Die Vorſchrift des § 18 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet auf 
eine durch Beſchwerde angefochtene Verfügung des Konſuls 
keine Anwendung. 


VI. Abſchnitt. 
Beſondere Vorſchriften über das Strafrecht. 
§ 49. 


In den Konſulargerichtsbezirken finden die von der dor- 
tigen Staatsgewalt erlaſſenen Strafgeſetze ſoweit Anwendung, 
als dies durch Herkommen oder durch e be⸗ 
ſtimmt iſt. 

§ 50. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann beſtimmt werden, 
inwieweit in den Konſulargerichtsbezirken die ſtrafrechtlichen 
Vorſchriften der allgemeinen Geſetze Anwendung finden, die 
innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts in Kraft ſtehen. 


§ 51. 


Der Konſul iſt befugt, ſür ſeinen Gerichtsbezirk oder 
einen Theil des Bezirkes polizeiliche Vorſchriften mit ver— 
bindlicher Kraft für die ſeiner Gerichtsbarkeit unterworfenen 
Perſonen zu erlaſſen und deren Nichtbefolgung mit Haft, 
Geldſtrafe bis zum Betrage von eintauſend Mark und Ein: 
ziehung einzelner Gegenſtände zu bedrohen. Dieſe Vorſchriften 
ſind ſofort in Abſchrift dem Reichskanzler mitzutheilen. 
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Der Reichskanzler ift befugt, die von dem Konſul er- 
laſſenen polizeilichen Vorſchriften aufzuheben. 

Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften ſowie die 
Verkündung ihrer Aufhebung erfolgt in der für konſulariſche 
Bekanntmachungen ortsüblichen Weiſe, jedenfalls durch An⸗ 
heftung an die Gerichtstafel. 


VII. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften über das Verfahren 
in Strafſachen. 


8 52. 


Der Konſul übt in Strafſachen die Verrichtungen des 
Amtsrichters und des Vorſitzenden der Strafkammer aus. 


8 53. 


Die Zuſtellungen, die Ladungen, die Vollſtreckung von 
Beſchlüſſen und Verfügungen ſowie die Strafvollftredung 
werden durch den Konſul veranlaßt. 


§ 54. 


Im vorbereitenden Verfahren iſt die Beeidigung eines 
Zeugen oder Sachverſtändigen auch in den im § 65 Abſ. 2 
der Strafprozeßordnung bezeichneten Fällen zuläſſig. 

Die Vorſchriften des § 126 der Strafprozeßordnung 
finden keine Anwendung. 


8 55. 


Erhält der Konſul von dem Verdacht eines zur Zu: 
ſtändigkeit des Reichsgerichts oder der Schwurgerichte ge— 
hörenden Verbrechens Kenntniß, jo hat er die zur Straf: 
verfolgung erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu treffen 
ſowie die Unterſuchungshandlungen, in Anſehung deren Ge— 
fahr im Verzug obwaltet oder die Vorausſetzungen des § 65 
Abſ. 2 der Strafprozeßordnung zutreffen, vorzunehmen und 
demnächſt die Akten der Staatsanwaltſchaft bei dem zuſtän⸗ 
digen deutſchen Gericht, in Ermangelung eines ſolchen dem 
Ober⸗Reichsanwalte zu überſenden. Im letzteren Falle wird 
das zuſtändige Gericht von dem Reichsgerichte beſtimmt. 
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$ 56. 

Gehört die ftrafbare Handlung zur Zuſtändigkeit des 
Konſulargerichts oder des Konſuls, ſo iſt an Stelle der 
Staatsanwaltſchaft der Konſul zum Einſchreiten berufen. Er 
ſtellt insbeſondere die der Staatsanwaltſchaft im vorbereiten: 
den Verfahren obliegenden Ermittelungen an. 


§ 57. 
Eine Vorunterſuchung findet nicht ſtatt. 
§ 58. 


An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Fällen, 
in denen nicht ſofort das Hauptverfahren eröffnet wird, die Ver— 
fügung des Konſuls über die Einleitung des Strafverfahrens 
gegen den Beſchuldigten. Dieſe Verfügung hat die dem 
Angeſchuldigten zur Laſt gelegte That unter Hervorhebung 
ihrer geſetzlichen Merkmale und des anzuwendenden Straf— 
geſetzes zu bezeichnen. 

Der Beſchluß, durch den das Hauptverfahren eröffnet 
wird, hat auch die Beweismittel anzugeben. 


§ 59. 


Die Vorſchrift des § 232 der Strafprozeßordnung findet 
auch dann Anwendung, wenn nach dem Ermeſſen des Ge— 
richts die zu erwartende Freiheitsſtrafe nicht mehr als ſechs 
Monate beträgt. 


§ 60. 


Den Umfang der Beweisaufnahme beftimmt das Ge: 
richt, ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere 
Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 


§ 61. 


In das Protokoll über die Hauptverhandlung ſind die 
weſentlichen Ergebniſſe der Vernehmungen aufzunehmen. 


§ 62, 


In den Fällen der §§ 45, 449 der Strafprozeßordnung 
beträgt die Friſt zwei Wochen. 


§ 63. 


Gegen die wegen Uebertretungen erlaſſenen Entſcheidun⸗ 
gen iſt, ſofern eine Verurtheilung auf Grund des § 361 
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Nr. 3 bis 8 des Strafgeſetzbuchs erfolgt oder nur auf Geld— 
ſtrafe oder auf Geldſtrafe und Einziehung erkannt wird, ein 
Rechtsmittel nicht zuläſſig. 

Im Uebrigen findet in Strafſachen gegen die Urtheile 
des Konſulargerichts das Rechtsmittel der Berufung ſtatt. 


§ 64. 


Auf Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Konſuls 
findet die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung 
keine Anwendung. 

In den Fällen des § 353 der Strafprozeßordnung iſt 
der Konſul zur Abänderung ſeiner durch Beſchwerde ange— 
fochtenen Entſcheidung befugt. 


§ 65. 


Die der Staatsanwaltſchaft zustehenden Rechtsmittel 
können gegen die Entſcheidungen des Konſulargerichts von 
dem Konſul eingelegt werden. 


$ 66. 


In den Fallen der §§ 353, 355, 358, 360 der Straf- 
prozeßordnung beträgt die Friſt zwei Wochen. 


§ 67. 


Die Friſt zur Anfechtung einer Entſcheidung beginnt 
für den Nebenkläger im Falle des § 439 der Strafprozeß⸗ 
ordnung mit der Bekanntmachung der Entſcheidung an den 
Beſchuldigten. 


§ 68. 


Der Konſul kann Zeugen und Sachverſtändige, die zur 
Rechtfertigung der Berufung benannt ſind, vernehmen und 
beeidigen, wenn die Vorausſetzungen des § 65 Abſ. 2 der 
Strafprozeßordnung vorliegen. Die Protokolle über diefe 
Vernehmungen find dem Ober-Reichsanwalte zu überſenden. 
Die Vorſchriften des § 223 und des § 250 Abſ. 2 der 
Strafprozeßordnung finden entſprechende Anwendung. 


§ 69. 


Der Angeklagte kann in der Hauptverhandlung vor dem 
Berufungsgericht erſcheinen oder ſich durch einen mit ſchrift— 
licher Vollmacht verſehenen Vertheidiger vertreten laſſen. 
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Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat 
keinen Anſpruch auf Anweſenheit. 

Soweit der Angeklagte die Berufung eingelegt hat, iſt 
über dieſe auch dann zu verhandeln, wenn weder der An— 
geflagte noch ein Vertreter für ihn“ erſchienen iſt. 


§ 70. 


Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräſtiges Urtheil 
geſchloſſenen Verfahrens kann von Amtswegen erfolgen. 


§ 71. 


Das Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im Wieder— 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, vom 20. Mai 
1898 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 345) findet mit folgenden Maß: 
gaben Anwendung. 

An die Stelle der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts 
tritt der Konful. Die im § 5 Abſ. 3 vorgeſehene Ausſchluß— 
friſt beträgt ſechs Monate. Für die Anſprüche auf Ent— 
ſchädigung ift das Reichsgericht in erſter und letzter Inſtanz 
zuſtändig. 

8 72. 

In Strafſachen, in denen der Konſul oder das Kon: 
ſulargericht in erſter Inſtanz erkannt ai fteht das Begna⸗ 
digungsrecht dem Kaiſer zu. 


VIII. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften über die Koſten. 
| § 73. 

Die Gebühren der Gerichte und der Gerichtsvollzieher 
in den Konſulargerichtsbezirken werden im doppelten Betrage 
der Sätze erhoben, die in den nach § 19 maßgebenden Vor— 
ſchriften beſtimmt ſind. 

Die Gebühr für eine Zuſtellung in den Konſulärgerichts— 
bezirken nach den Vorſchriften über Zuſtellungen im Auslande 
beträgt drei Mark. 

Die den Gerichtsbeamten und Gerichtsvollziehern zu— 
ſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten werden, ſoweit es ſich 
um Konſularbeamte handelt, nach Maßgabe der für dieſe 
geltenden Vorſchriften erhoben. 
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$ 74. 


Die Erhebung und Beitreibung der Koſten wird durch 
den Konſul veranlaßt. 

Die Regelung des Beitreibungsverfahrens erfolgt im 
Anſchluß an die Vorſchriften der Civilprozeßordnung durch 
Anordnung des Reichskanzlers. 


$ 75. 


Die bei der Ausübung der Konſulargerichtsbarkeit mit⸗ 
wirkenden Behörden haben einander zum Zwecke der Erhebung 
und Beitreibung der Koſten Beiſtand zu leiſten. 

Das Gleiche gilt für die Beiſtandsleiſtung unter dieſen 
Behörden und den Behörden im Reichsgebiet oder in den 
deutſchen Schutzgebieten. Dabei finden die gemäß § 99 des 
Gerichtskoſtengeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 659) erlaſſenen 
Vorſchriften über den zum Zwecke der Einziehung von Ge⸗ 
richtskoſten unter den Bundesſtaaten zu leiſtenden Beiſtand 
entſprechende Anwendung. 


§ 76. 


Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch Orts: 
gebrauch geregelt ſind, kommt dieſer zunächſt zur Anwendung. 


IX. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§ 77. 


Die im § 2 bezeichneten Perſonen können nach den in 
Gemäßheit dieſes Geſetzes in den Konſulargerichtsbezirken 
Anwendung findenden ſtrafrechtlichen Vorſchriften wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens auch dann verfolgt werden, wenn 
ſie die Handlung in einem Gebiete begangen haben, das 
keiner Staatsgewalt unterworfen iſt. 

Im Uebrigen können durch Kaiſerliche Verordnung die 
in Gemäßheit dieſes Geſetzes in den Konſulargerichtsbezirken 
geltenden Vorſchriften in Gebieten der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art ganz oder theilweiſe für anwendbar erklärt werden. 
Soweit hiernach die Vorſchriften über die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit Geltung erlangen, iſt der Reichskanzler befugt, 
an Stelle des Konſuls einen anderen Beamten zur. Wahr— 
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nehmung der Gerichtsbarkeit zu ermächtigen; auch können 
als Gerichtsbeiſitzer Perſonen zugezogen werden, die nicht 
Eingeſeſſene oder Einwohner des Gerichtsbezirkes ſind. 


$ 78. 


Dieſes Geſetz tritt an einem durch Kaiſerliche Verord— 
nung feſtzuſetzenden Tage in Kraft. 


§ 79. 


Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf 
Vorſchriften des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 
19. Juli 1879 verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes an deren Stelle. 


§ 80. 


| Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Geſetzes 
erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 


3. Verordnung, betreffend das Flaggenrecht deutſcher Binnen⸗ 
ſchiffe, die ausſchließlich auf inländiſchen Gewäſſern verkehren. 
Vom 1. März 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 8 S. 41.) 


Auf Grund des § 26 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899 
(abgedruckt und beſprochen in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX 
S. 234 ff.) iſt verordnet: 


§ 1. 


Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Flaggen: 
recht der Kauffahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt S. 319) finden auf Binnenſchiffe, welche ausſchließlich 
auf der unteren Donau oder in Oſtaſien auf dem Weſtfluſſe 
(Si⸗kiang), dem Yangtze⸗kiang und dem Pai⸗ho, ſowie auf 
deren Zu- und Nebenflüſſen verkehren, Anwendung. 
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§ 2. 


Ueber die Einrichtung der Schiffsregiſter und deren 
Führung bei den von ihm bezeichneten Konſulaten hat der 
Reichskanzler nähere Beſtimmungen zu treffen. 


4. Verordnung, betreffend Zeigen der Nationalflagge durch 
Kauffahrteiſchiffe. Vom 21. Auguſt 1899. 


(Reiche⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 39 S. 807.) 


Auf Grund des § 22 des Geſetzes, betreffend Flaggen: 
recht der Kauffahrteiſchiffe, vom 23. Juni 1899 (abgedruckt 
und beſprochen in dieſer Zeitschrift Bd. XLIX S. 234 ff.) 
iſt verordnet: e 

l. 


Deutſche Kauffahrteiſchiffe haben die Reichsflagge zu 
zeigen: 

a) beim Begegnen mit einem Schiffe Meiner Marine, 
welches die Reichskriegsflagge geſetzt hat, 

b) beim Paſſiren einer deutſchen Küſtenbefeſtigung, auf 
welcher die Kriegsflagge weht, wenn das Paſſiren 
innerhalb drei Seemeilen vom Strande beim tiefſten 
Ebbeſtand ab gerechnet erfolgt, 

c) beim Einlaufen in einen deutſchen Hafen. 


§ 2. 

Fremde Kauffahrteiſchiffe haben in den Fällen des § 1b 
und c ihre Nationalflagge zu zeigen, ingleichen beim Begeg: 
nen mit einem Schiffe Meiner Marine, welches die Reichs— 
kriegsflagge geſetzt hat, wenn die Begegnung innerhalb der 
im § 1b bezeichneten Grenze erfolgt. 


§ 3. 

Die Kommandanten Meiner Schiffe haben die Befolgung 
der Vorſchriften über die Flaggenführung durch die Kauf— 
fahrteiſchiffe zu überwachen. Sie ſind daher berechtigt: 

a) in den Fällen der SS 1, 2 das Zeigen der Flagge 

erforderlichen Falles zu erzwingen, 
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b) den Kauffahrteiſchiffen ſolche als Nationalflagge ge— 
führte Flaggen, welche den beſtehenden Vorſchriften 
nicht entſprechen, und ſolche von ihnen geführte 
Wimpel, welche dem Wimpel der Kriegsmarine 
ähnlich ſind, wegzunehmen, auch die unbefugte Füh— 
rung der Reichsflagge zu verhindern. 

§ 4. 

Die Verpflichtung der Hafenpolizeibehörden zum Ein: 

ſchreiten bei Nichtbefolgung der in den SS 1 und 2 gegebenen 


Vorſchriften wird durch die Beſtimmung des § 3 nicht be 
rührt. 


5. Geſetz, betreffend Aenderungen im Münzweſen. 
Vom 1. Inni 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 19 S. 250.) 


Artikel J. 


Der Artikel 2 des Münggeſetzes vom 9. Juli 1873 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 233) ) wird aufgehoben. 

Die Reichs-Goldmünzen zu fünf Mark ſind auf Anord— 
nung des Bundesraths mit einer Einlöſungsfriſt von einem 
Jahre außer Kurs zu ſetzen. Die Bekanntmachung über die 
Außerkursſetzung ift durch das Reichs-Geſetzblatt ſowie durch 
die zu den amtlichen Bekanntmachungen der unteren Ver— 
waltungsbehörden dienenden Tageszeitungen zu veröffentlichen. 


Artikel IL 


Im Artikel 3 unter Nummer 1 des vorbezeichneten Ge: 
ſetzes werden die Worte „und Zwanzigpfennigſtücke“, ferner 
im Art. 3 § 1 Abſ. 1 die Worte „und in 500 Zwanzig⸗ 
pfennigſtücke“, ſowie im Art. 3 § 1 Abſ. 3 die Worte „mit 
Ausnahme der Zwanzigpfennigſtücke“ geſtrichen. 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XIX S. 176. Das daſelbſt 
in Bezug genommene Geſetz, betreffend die Ausprägung von Reichs⸗ 
Goldmünzen, vom 3. Dezember 1871 iſt abgedruckt in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XVII S. 611. 


N 
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Die Zwanzigpfennigſtücke aus Silber ſind außer Kurs 
zu ſetzen. Hierbei finden die Vorſchriften des Artikel I 
Abs 2 dieſes Geſetzes mit der Maßgabe E daß 
die Anordnung der Außerkursſetzung nicht vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1902 erfolgen darf. 


Artikel III. 


Das Geſetz, betreffend die Ausprägung einer Nickelmünze 
zu zwanzig Pfennig, vom 1. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 67) tritt außer Kraft. 

Die Zwanzigpfennigſtücke aus Nickel ſind außer Kurs 
zu ſetzen. Hierbei finden die Vorſchriften des Artikel I 
Abſ. 2 dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die Anordnung der Außerkursſetzung nicht vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1903 erfolgen darf. 


Artikel IV. 


An die Stelle des Artikel 4 des Münzgeſetzes vom 
9. Juli 1873 tritt folgende Beſtimmung: 

Der Geſammtbetrag der Reichs-Silbermünzen ſoll bis 
auf Weiteres fünfzehn Mark für den Kopf der Bevölkerung 
des Reichs nicht überſteigen. 

Zur Neuprägung dieſer Münzen find Landes-Silber⸗ 
münzen inſoweit einzuziehen, als ſolche für die Neuprägungen 
und deren Koſten erforderlich ſind. 


Artikel V. 
Dem Artikel 3 § 2 des vorbezeichneten Geſetzes wird 
folgender Abſatz 2 beigefügt: 
„Der Bundesrath wird ermächtigt, Fünfmark— 
ſtücke und Zweimarkſtücke als Denkmünzen in an: 
derer Prägung herſtellen zu laſſen.“ 


Artikel VI. 


Der Artikel 8 der Maaß- und Gewichtsordnung vom 
17. Auguft 18687) (Bundes-Geſetzbl. S. 473) wird auf: 
gehoben. 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XII S. 526. 
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6. Bekanntmachung, betreffend die Außerkursſetzung von 
Reichs⸗ Goldmünzen zu fünf Mark. Vom 13. Juni 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 20 S. 253.) 


Auf Grund des Artikel I Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
Aenderungen im Münzweſen, vom 1. Juni 1900!) (Reiche: 
Geſetzbl. S. 250) iſt beſtimmt: 

§ 1. 

Vom 1. Oktober 1900 ab gelten die Reichs-Goldmünzen 
zu fünf Mark nicht mehr als geſetzliches Zahlungsmittel. 
Es iſt von dieſem Zeitpunkt ab außer den mit der Einlöſung 
beauftragten Kaſſen Niemand verpflichtet, dieſe Münze in 
Zahlung zu nehmen. 

S 2. 


Bis zum 30. September 1901 werden Reichs-Gold⸗ 
münzen zu fünf Mark bei den Reichs- und Landeskaſſen zu 
ihrem geſetzlichen Werthe ſowohl in Zahlung genommen als 
auch gegen Reichsmünzen umgetauſcht. 

| § 3. 
Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtauſche 
(§ 2) findet auf durchlöcherte und anders als durch den ge— 


wöhnlichen Umlauf im Gewichte verringerte ſowie auf ver— 
fälſchte Münzſtücke keine Anwendung. 


7. Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. 
Vom 30. Juni 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 25 S. 321.) 


In Bd. XLII S. 214 dieſer Zeitſchrift it angegeben, 
woſelbſt die Gewerbeordnung nebſt ihren zahlreichen Ab— 
änderungen und Einſchaltungen abgedruckt iſt. 


1) Abgedruckt in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 218. 
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Durch das Geſetz vom 30. Juni 1900 hat die Gewerbe⸗ 
ordnung wiederum zahlreiche Aenderungen erfahren. 

Es wird von dem Abdruck hier abgeſehen, da in Art. 17 
des Geſetzes der Reichskanzler ermächtigt iſt, die Gewerbe⸗ 
ordnung, wie dieſelbe nach ihren zahlreichen Abänderungen 
geſtaltet iſt, durch das Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu machen. 

Dies iſt geſchehen durch Bekanntmachung vom 26. Juli 
1900 (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 Nr. 47 S. 871 ff.). 


8. Verordnung, betreffend Abänderung des Bankgeſetzes. 
Vom 17. März 1900. 


Das Bankgeſetz vom 14. März 1875 iſt abgedruckt in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 221, das Abänderungsgeſetz 
vom 7. Juni 1899 in Bd. XLVIII S. 590 ff. 

Durch die Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1900 Nr. 11 S. 129 ff.) § 20 find im § 16 
Abſ. 2 des Bankgeſetzes die Worte: 

„welcher zu dieſem Zwecke ein vom Käufer ernanntes 
Mitglied hinzutritt“ 
geſtrichen, fo daß § 16 Abſ. 2 des Bankgeſetzes fortan lautet: 
„Die An: und Ausfertigung, Einziehung und 
Vernichtung derſelben [der Reichsbanknoten] erfolgt 
unter Kontrole der Reichsſchuldenkommiſſion.“ 


9. Verordnung, betreffend Abänderung des Statuts der 
Reichsbank. Vom 3. September 1900. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 38 S. 793.) 


— — 


Das Bankgeſetz vom 14. März 1875 iſt abgedruckt in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 221 ff., die Abänderung des— 
ſelben vom 18. Dezember 1889 ebendaſelbſt Bd. XXXVII 
S. 486, die Abänderung vom 7. Juni 1899 ebendaſelbſt 
Bd. XLVIII S. 590. 
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Auf Grund des § 40 des Bankgeſetzes ift ein Statut 
erlaſſen vom 21. Mai 1875. Daſſelbe iſt abgedruckt in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 244 ff. Dieſes Statut iſt 
durch Verordnung vom 3. September 1900 (Reichs-Geſetzbl. 
1900 S. 793 ff.) abgeändert. 


Die S$ 2, 3, 8, 15, 16 und 17 des Statuts der 
Reichsbank vom 21. Mai 1875 erhalten vom 1. Januar 1901 
ab nachſtehende Faſſung: 

8 2 

Das Grundkapital der Reichsbank von 180 Millionen 
Mark iſt nach Maßgabe des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 
in Höhe von 120 Millionen Mark durch das Einſchußkapital 
derjenigen Antheilseigner der Preußiſchen Bank, welche inner— 
halb der vom Reichskanzler beſtimmten Friſt den Umtauſch 
ihrer Antheilsſcheine gegen Antheilsſcheine der Reichsbank 
verlangt haben, und durch die auf die neuen Bankantheils— 
ſcheine über 3000 Mark bis zu deren Nennbetrage geleiſteten 
baaren Einzahlungen gebildet worden. 

In Höhe der nach Artikel 1 des Geſetzes vom 7. Juni 
1899 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 311) hinzutretenden 60 Millionen 
Mark wird daſſelbe durch die baaren Einzahlungen gebildet, 
welche auf die bis zum 31. Dezember 1900 und die bis 
zum 31. Dezember 1905 zu begebenden je 30,000 Bank⸗ 
antheilsſcheine über 1000 Mark bis zu deren Nennbetrage 
zu leiſten ſind. 

Bevor eine weitere Erhöhung des Grundkapitals durch 
Reichsgeſetz feſtgeſtellt wird, hat, nachdem der Zentralausſchuß 
gehört worden, die Generalverſammlung über das Bedürfniß 
und das Maß der Erhöhung ſowie über die folgeweiſe etwa 
erforderliche anderweite Regelung des Theilnahmeverhältniſſes 
am Gewinne der Reichsbank (Bankgeſetz § 24) Beſchluß 
zu faſſen. 

83. 


Die Reichsbankantheile ſind untheilbar und vorbehaltlich 
der Beſtimmungen im § 41 des Bankgeſetzes unkündbar. 
Sie werden mit Angabe der Eigenthümer nach Namen, 
Stand und Wohnort in die Stammbücher der Reichsbank 
eingetragen. Ueber jeden Antheil wird ein Antheilsſchein 
nach den beiliegenden Formularen!) ausgefertigt. Mit dem 


1) Siehe nachſtehend S. 225 ff. 


Geſetze ꝛc. des Deutſchen Reichs. | 223 


Antheilsſchein erhält der Eigenthümer zugleich die Dividenden 
ſcheine für die nächſten fünf Jahre und einen Talon zur 
Abhebung neuer Dividendenſcheine nach Ablauf des fünf— 
jährigen Zeitraums. Die Dividendenſcheine und Talons 
lauten auf den Inhaber und ſind nach den beiliegenden 
Formularen auszufertigen. 


§ 8. 


Verlorene oder vernichtete Antheilsſcheine können im 
Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. 
Hierbei finden die Vorſchriften des § 799 Abſ. 2 und § 800 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie die Vorſchriften der Civil⸗ 
prozeßordnung über das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der 
Kraftloserklärung einer Urkunde mit folgenden Maßgaben 
Anwendung. 

Ausſchließlich zuſtändig für das Aufgebotsverfahren iſt 
dasjenige Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Reichsbank⸗ 
Direktorium ſeinen Sitz hat. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots und 
des Ausſchlußurtheils muß unbeſchadet der Vorſchriften der 
§§ 1009 und 1017 der Civilprozeßordnung auch durch ein- 
malige Einrückung in diejenigen Zeitungen erfolgen, welche 
vom Reichskanzler fiir die öffentliche Bekanntmachung des 
Aufgebots und des Ausſchlußurtheils bei Kraftloserklärung 
von Reichsſchuldverſchreibungen beſtimmt ſind. 

Das Reichsbank⸗Direktorium hat jährlich amtliche Liſten 
der im abgelaufenen Jahre für kraftlos erklärten Bank: 
antheilsſcheine durch die vorſtehend bezeichneten Blätter ſowie 
durch Aushang auf den Börſen zu Berlin, Hamburg, Leipzig, 
Frankfurt a. M. und München zu veröffentlichen. 

Ein vor dem 1. Januar 1901 anhängiges gerichtliches 
Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung eines 
Antheilsſcheins iſt nach den bisherigen Vorſchriften zu er— 
ledigen. 

§ 15. 


Die Dividende wird ſpäteſtens vom 1. April des folgen— 
den Jahres ab bei der Reichsbank⸗Hauptkaſſe und ſämmtlichen 
Reichsbank⸗Hauptſtellen und Bankſtellen gegen Einreichung 
der Dividendenſcheine gezahlt. 

Mit Zuſtimmung des Zentralausſchuſſes können auf die 
Dividende halbjährige Abſchlagszahlungen bis zu 1¼ Pro: 
zent am 1. Juli und 2. Januar geleiſtet werden. 


1 
1 
Ka 
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8 16. 


Die Generalverſammlung ($ 30 des Bankgeſetzes) ver— 
tritt die Geſammtheit der Reichsbank-Antheilseigner. 

Zur Theilnahme iſt jeder männliche und verfügungs— 
fähige Antheilseigner berechtigt, welcher durch eine ſpäteſtens 
am Tage vor der Generalverſammlung im Archiv der Reichs— 
bank abzuhebende Beſcheinigung nachweiſt, daß und mit 
welchem Nennbetrage von Antheilen er in den Stammbüchern 
der Reichsbank als Eigner eingetragen iſt. 

Eintragungen, welche nicht mindeſtens 14 Tage vor 
dem Tage der Generalverſammlung geſchehen ſind, werden 
nicht berückſichtigt. 

Oeffentliche Behörden, juriſtiſche Perſonen, Geſellſchaften 
und Verfügungsunfähige können durch ihre Vertreter, Ehe— 
frauen durch ihre Ehemänner Theil nehmen. 

Als Bevollmächtigte werden nur in den Stammbüchern 
der Bank eingetragene Antheilseigner zugelaſſen, welche ſich 
durch eine gerichtliche oder notarielle Vollmacht ihres Auf— 
traggebers legitimiren. Ein und derſelbe Bevollmächtigte 
darf nicht mehrere Antheilseigner vertreten. 


§ 17. 


Die Stimmenzahl, die jeder Erſchienene hat, beſtimmt 
ſich nach dem Nennbetrage der durch ihn vertretenen Bank— 
antheile mit der Maßgabe, daß der Betrag von je 1000 Mark 
dem Rechte auf eine Stimme entſpricht. Mehr als 300 Stim⸗ 
men dürfen nicht in einer Hand vereinigt werden. 

Die einfache Stimmenmehrheit iſt entſcheidend. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme desjenigen den Ausſchlag, 
welcher den höchſten Nennbetrag von Bankantheilen vertritt. 


(Folgen die Formulare.) 
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Reichsbank. 


Der Reichsbankantheil Nr. === über Drei- 
tausend Mark ijt in Gemäßheit des § 3 des Statuts 
der Neihsbank ßjfßfnßn nes ecertata, Dre 


in die Stammbücher der Reichsbank eingetragen. 
Berlin, den ten 19.. 
- Reichsbank-Direktorium. 


(L. S.) 
Archivar: Buchführer: 


Beſtimmungen 
über das Verfahren bei Eigenthums-Veränderungen und Verpfändungen. 


1. Die Uebertragung der Reichsbankantheile kann durch Indoſſament — alſo entweder 
mittelſt vollſtändiger Ausfüllung eines der umſtehend vorgedruckten Giros oder mittelſt 
bloßer Namensunterſchrift (Wechſelordnung Artikel 11 bis 13) — geſchehen. 

Wenn das Eigenthum eines Bankantheils auf einen Anderen übergeht, ſo iſt dies 
unter Vorlegung des Antheilsſcheins und der zum Nachweiſe des Ueberganges etwa 
erforderlichen Urkunden bei der Reichsbank anzumelden. Im Verhältniſſe zur Reichs⸗ 
bank wird nur der als Antheilseigner angeſehen, welcher als ſolcher in den Stamm⸗ 
büchern eingetragen iſt. 

f Zur Prüfung der, Legitimation iſt die Reichsbank berechtigt, aber nicht ver— 
pflichtet. S : 

Die Eintragung des Ueberganges in die Stammbücher wird auf dem Antheils— 
ſcheine bemerkt und dieſer demnächſt zurückgegeben, während die übrigen Urkunden bei 
den Akten der Bank bleiben. 

. Wenn ein Bankantheil verpfändet ift, fo iſt dies unter Vorlegung des Antheilsſcheins 
und der ſchriftlichen Erklärung des Antheilseigners bei der Reichsbank anzumelden. 
Im Verhältniſſe zu der Reichsbank wird nur derjenige als Pfandgläubiger angeſehen, 
welcher als ſolcher in den Stammbüchern eingetragen iſt. Zur Prüfung der Echtheit 
und der Rechtsgültigkeit der Erklärung iſt die Reichsbank berechtigt, aber nicht ver— 
pflichtet. Der Eigenthümer kann ohne die Zuſtimmung des Pfandgläubigers keine 
neuen Dividendenſcheine und im Falle des § 41 des Bankgeſetzes keine Zahlung auf 
den Bankantheil erhalten, wird aber im Uebrigen in ſeinen ihm nach dem Bankgeſetz 
und dem Statute zuſtehenden Rechten nicht beſchränkt. Die Löſchung des Pfandrechts 
erfolgt auf Vorlegung des Antheilsſcheins und beglaubigter Einwilligung des Pfand— 
gläubigers. 

Im Uebrigen kommen die Beſtimmungen unter Ziffer 2 zur Anwendung. 


NB. Die Rückſeite enthält das Formular für das Indoſſament und die 
Eintragung der Uebertragung in die Stammbücher. 

Die Reichsbankantheilsſcheine über Eintauſend Mark haben in der Haupt— 
urkunde und in den Dividendenſcheinen u. f. w. einen entſprechenden Wortlaut, 
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Dem Reichsbankantheilsſcheine ſind Dividendenſcheine beigefügt, 
welche folgenden Randvermerk tragen: 

Dividenden⸗Rückſtände verjähren binnen vier Jahren, vom 
Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vortheile der Bank 
(S 24 des Bankgeſetzes). 

19.. Erſtes Halbjahr. 

Der Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen Rückgabe 
desſelben am 1. Juli 19.. auf die für das Jahr... 
feſtzuſetzende Dividende des Reichsbankantheils Nr. === als 
erſte halbjährige Abſchlagszahlung 

Zweiundfünfzig Mark fünfzig Pfennig 
bei der Reichsbank-Hauptkaſſe und ſämmtlichen Reichsbank— 
Hauptſtellen und Bankſtellen. 


Berlin, den ten 19. 
(L. S.) Reichsbank⸗ „Direktorium. 
Archivar: Buchführer: 


Der Dividendenſchein für das zweite Halbjahr hat den gleichen 
Wortlaut, nur iſt die Zahlungszeit auf 2. Januar 19. beſtimmt. 

Der Dividendenſchein für die Reſtzahlung zeigt auf der Seite den 
gleichen Vermerk betreffs der Verjährung und hat folgenden Wortlaut: 

Der Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen Rückgabe 
desſelben auf die für das Jahr 19.. feſtgeſetzte Dividende 
des Bankantheils Nr. . . . die Reſtzahlung bei der Reichs: 
bank Hauptkaſſe und bei ſämmtlichen Reichsbank-Hauptſtellen 
und Bankſtellen. 

Der Betrag derſelben ſowie die Zeit der Zahlung 
werden von dem Reichskanzler öffentlich bekannt gemacht 
(Bankgeſetz SS 24, 32a, Statut ss EH 21, 30). 


Berlin, den ten 
(L. S.) Reichsbank⸗ Direktor 
Archivar: Buchführer: 


Der Erneuerungsſchein (B. GB. § 805, HGB. § 230) hat folgen: 
den Wortlaut: 

Talon zu dem Reichsbankantheile Nr. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rück— 

gabe die Dividendenſcheine für die fünf Jahre -usses 
einschließlich nebſt Talon. 

Wird von dem Verluſt eines Talons Anzeige gemacht, 
ſo vertritt die Vorlegung des Antheilsſcheins die Einlieferung 
des Talons (§ 9 des Statuts). 

Berlin, den ten 

(L. S.) Reichsbank⸗ Direktorium. 


Archivar: Buchführer: 
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10. Schutzgebietsgeſetz. 
In der Faſſung vom 10. September 1900. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 40 S. 812.) 


Das Reichsgeſetz vom 19. März 1888 über die Rechte: 
verhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete iſt abgedruckt in dieſer 
Zeitſchrift, Bd. XXXV S. 152 ff., dazu Simon, ebendaſ. 
Bd. XXXIV S. 140 ff. Das Geſetz betreffend die Abände⸗ 
rung vom 2. Juli 1899 iſt abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. IL 
S. 271. Durch Geſetz vom 25. Juni 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. 
1900 S. 899) iſt eine weitere Abänderung erfolgt. Nach 
Art. 1 ift dem Geſetz die Ueberſchrift „Schutzgebietsgeſetz“ 
gegeben. Durch Art. 2 iſt der Reichskanzler ermächtigt, das 
Geſetz mit fortlaufender Reihenfolge der Paragraphe bekannt 
zu machen. Das iſt unter dem 10. September 1900 ge⸗ 
ſchehen und hat das Geſetz nunmehr folgenden Wortlaut: 


S 1. 


Die Schutzgewalt in den deutſchen Schutzgebieten übt 
der Kaiſer im Namen des Reichs aus. 


$ 2. 


Auf die Gerichtsverfaſſung in den Schutzgebieten finden 
die Vorſchriften der §S 5, 7 bis 15, 17, 18 des Geſetzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 213) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß an die Stelle des Konſuls der von dem Reichskanzler 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte und 
an die Stelle des Konſulargerichts das in Gemäßheit der 
Vorſchriften über das letztere zuſammengeſetzte Gericht des 
Schutzgebiets tritt. , 

3. 


In den Schutzgebieten gelten die im § 19 des Geſetzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten Vorſchriften der 
Reichsgeſetze und preußiſchen Geſetze. Die Vorſchriften der 
SS 20 bis 22, des § 23 Abſ. 1 bis 3 und 5, der SS 26, 
29 bis 31, 33 bis 35, 37 bis 45, 47, 48, 52 bis 75 des 
Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit finden entſprechende 
Anwendung. 
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Die Eingeborenen unterliegen der im § 2 geregelten 
Gerichtsbarkeit und den im 8 3 bezeichneten Vorſchriften nur 
inſoweit, als dies durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt 
wird. Den Eingeborenen können durch Kaiſerliche Verord— 
nung beſtimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgeſtellt 
werden. 


§ 5. 
Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieſes Geſetz nicht 
berührt. , 
6. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann: 

1. in Vorſchriften über Materien, welche nicht Gegen— 
ſtand des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich 
ſind, Gefängniß bis zu einem Jahre, Haft, Geld— 
ſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände ange— 
droht werden; 

2. vorgeſchrieben werden, daß in Strafſachen 

a) die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft mit 
der Maßgabe eintritt, daß, ſoweit die Staats- 
anwaltſchaft zuſtändig iſt, die Vorſchriften der 
SS 56, 65 und des § 71 Abſ. 2 Satz 1 des 
Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit außer 
Anwendung bleiben, 

b) eine Vorunterſuchung ſtattfindet, deren Rege— 
lung der Verordnung vorbehalten bleibt, 

c) der § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die Kon: 
ſulargerichtsbarkeit keine Anwendung findet; 

3. angeordnet werden, daß in Strafſachen, wenn der 
Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
eine Handlung zum Gegenſtande hat, welche zur 
Zuſtändigkeit der Schöffengerichte oder zu den in 
ben SS 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes be: 
zeichneten Vergehen gehört, in der Hauptverhand— 
lung eine Zuziehung von Beiſitzern nicht erforder— 
lich iſt; 

4. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der 
Schwurgerichte gehörenden Sachen den Gerichten 
der Schutzgebiete in der Weiſe übertragen werden, 
daß für dieſe Sachen, ſoweit nicht auf Grund der 
Nr. 2 etwas Anderes beſtimmt wird, die Vorſchrif— 
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ten Anwendung finden, welche für die im § 8 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit be⸗ 
zeichneten Strafſachen gelten; 

5. an Stelle der Enthauptung eine andere, eine Schär⸗ 
fung nicht enthaltende Art der Vollſtreckung der 
Todesſtrafe angeordnet werden; 

6. die nach dem Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit 
begründete Zuſtändigkeit des Reichsgerichts einem 
Konſulargericht oder einem Gerichtshof in einem 
Schutzgebiet übertragen und über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des letzteren Gerichtshofs ſowie über das 
Verfahren in Berufungs- und Beſchwerdeſachen, die 
vor einem dieſer Gerichte zu verhandeln ſind, mit 
der Maßgabe Anordnung getroffen werden, daß das 
Gericht aus einem Vorſitzenden und mindeſtens vier 
Beiſitzern beſtehen muß; 

7. für die Zuſtellungen, die Zwangsvollſtreckung und 
das Koſtenweſen die Anwendung einfacherer Be— 
ſtimmungen vorgeſchrieben werden; 

8. für die gerichtliche und notarielle Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften mit Ausſchluß der Verfügungen von 
Todeswegen ein einfacheres Verfahren vorgeſchrieben 
ſowie die Zuſtändigkeit der Notare eingeſchränkt 
werden; 

die Verlängerung aller zur Geltendmachung von 
Rechten und zur Erfüllung von Pflichten geſetzlich 
feſtgeſtellten Friſten angeordnet werden. 


cS 


§ 7. 


Auf die Eheſchließung und die Beurkundung des Ber: 
ſonenſtandes in den Schutzgebieten finden die §§ 2 bis 9, 
11, 12 und 14 des Geſetzes vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 599, Reichs⸗Geſetzbl. 1896 S. 614) entſprechende 
Anwendung. Die Ermächtigung zur Eheſchließung und zur 
Beurkundung des Perſonenſtandes wird durch den Reichs— 
kanzler ertheilt. 

Die Form einer Ehe, die in einem Schutzgebiete ge— 
ſchloſſen wird, beſtimmt ſich ausſchließlich nach den Vor— 
ſchriften des bezeichneten Geſetzes. 

Die Eingeborenen unterliegen den Vorſchriften der 
Abſ. 1, 2 nur inſoweit, als dies durch Kaiſerliche Verord— 
nung beſtimmt wird. Den Eingeborenen können durch Kaiſer— 
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liche Verordnung beſtimmte 11 Theile der Bevölkerung 
gleichgeſtellt werden. 
88. 

Die Befugniſſe, welche den deutſchen Konſuln im Aus- 
lande nach anderen als den beiden in den SS 2 und 7 be 
zeichneten Geſetzen zuſtehen, können durch den Reichskanzler 
Beamten in den Schutzgebieten übertragen werden. 

89. 

Ausländern, welche in den Schutzgebieten ſich nieder— 
laſſen, ſowie Eingeborenen kann durch Naturaliſation die 
Reichsangehörigkeit von dem Reichskanzler verliehen werden. 
Der Reichskanzler iſt ermächtigt, dieſe Befugniß einem an— 
deren Kaiſerlichen Beamten zu übertragen. 

Auf die Naturaliſation und das durch dieſelbe begrün— 
dete Verhältniß der Reichsangehörigkeit finden die Beſtim— 
mungen des Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt 
der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 
(Bundes-Geſetzbl. S. 355, Reichs-Geſetzbl. 1896 ©. 615) fo: 
wie Artikel 3 der Reichsverfaſſung und § 4 des Wahlgeſetzes 
für den Deutſchen Reichstag vom 31. Mai 1869 (Bundes— 
Geſetzbl. S. 145) entſprechende Anwendung. 

Im Sinne des X 21 des bezeichneten Geſetzes ſowie bei 
Anwendung des Geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbe— 
ſteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes-Geſetzbl. S. 119) 
gelten die Schutzgebiete als Inland. 


$ 10. 


Durch Kaiſerliche Verordnung können Eingeborene der 


Schutzgebiete in Beziehung auf das Recht zur Führung der 
Reichsflagge (Geſetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauf— 
fahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899, Reichs⸗Geſetzbl. S. 319) 
den Reichsangehörigen gleichgeſtellt werden. 

Die Führung der Reichsflagge in Folge der Verleihung 
dieſes Rechtes hat nicht die Wirkung, daß das betreffende 
Schiff als deutſches Seefahrzeug im Sinne des § 1 Abſ. 1 
Nr. 1 und § 3 Abſ. 1 des e o 
vom 30. Juni 1900 (Reichs-Geſetzbl. S. 716) gilt. 


$ 11, 


Deutſchen Kolonialgejellichaften, welche die Rolonijation 
der deutſchen Schutzgebiete, insbeſondere den Erwerb und die 
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Verwerthung von Grundbeſitz, den Betrieb von Land- oder 
Plantagenwirthſchaft, den Betrieb von Bergbau, gewerblichen 
Unternehmungen und Handelsgeſchäften in denſelben zum 
ausſchließlichen Gegenſtand ihres Unternehmens und ihren 
Sitz entweder im Reichsgebiet oder in einem Schutzgebiet 
oder in einem Konſulargerichtsbezirke haben oder denen durch 
Kaiſerliche Schutzbriefe die Ausübung von Hoheitsrechten in 
den deutſchen Schutzgebieten übertragen iſt, kann auf Grund 
eines vom Reichskanzler genehmigten Geſellſchaftsvertrags 
(Statuts) durch Beſchluß des Bundesraths die Fähigkeit bei⸗ 
gelegt werden, unter ihrem Namen Rechte, insbeſondere 
Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken zu 
erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen 
und verklagt zu werden. In ſolchem Falle haftet den Gläu⸗ 
bigern für alle Verbindlichkeiten der Kolonialgeſellſchaft nur 
das Vermögen derſelben. 

Das Gleiche gilt für deutſche Geſellſchaften, welche den 
Betrieb eines Unternehmens der im Abſ.! bezeichneten Art 
in dem Hinterland eines deutſchen Schutzgebiets oder in 
ſonſtigen dem Schutzgebiete benachbarten Bezirken zum Gegen— 
ſtand und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in einem 
Schutzgebiet oder in einem Konſulargerichtsbezirke haben. 

Der Beſchluß des Bundesraths und im Auszuge der 
Geſellſchaftsvertrag find durch den Reichsanzeiger zu ver: 
öffentlichen. 

§ 12. 


Der Geſellſchaftsvertrag hat insbeſondere Beſtimmungen 
zu enthalten: 

1. über den Erwerb und den Verluſt der Mitglied: 
ſchaft; 

2. über die Vertretung der Geſellſchaft Dritten gegen— 
über; 

3. über die Befugniſſe der die Geſellſchaft leitenden 
und der die Leitung beaufſichtigenden Organe der— 


ſelben; 

4. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mit— 
glieder; 

5. über die Jahresrechnung und Vertheilung des Ge— 
winns; 


6. über die Auflöſung der Geſellſchaft und die nach 
derſelben eintretende Vermögensvertheilung. 
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$ 13. 

Die Geſellſchaften, welche die im § 11 erwähnte Fähig⸗ 
keit durch Beſchluß des Bundesraths erhalten haben, unter— 
ſtehen der Aufſicht des Reichskanzlers. Die einzelnen Befug— 
niſſe desſelben ſind in den Geſellſchaftsvertrag aufzunehmen. 


8 14. 


Den Angehörigen der im Deutſchen Reiche anerkannten 
Religionsgemeinſchaften werden in den Schutzgebieten Ge— 
wiſſensfreiheit und religiöſe Duldung gewährleiſtet. Die 
freie und öffentliche Ausübung dieſer Kulte, das Recht der 
Erbauung gottesdienſtlicher Gebäude und der Einrichtung 
von Miſſionen der bezeichneten Religionsgemeinſchaften unter— 
liegen keinerlei geſetzlicher Beſchränkung noch Hinderung. 

| § 15. 

Der Reichskanzler hat oie zur Ausführung des Gefebes 
erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 

Der Reichskanzler iſt befugt, für die Schutzgebiete oder 
für einzelne Theile derſelben polizeiliche und ſonſtige die 
Verwaltung betreffende Vorſchriften zu erlaſſen und gegen 
die Nichtbefolgung derſelben Gefängniß bis zu drei Monaten, 
Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände an— 
zudrohen. 

Die Ausübung der Befugniß zum Erlaſſe von Aus— 
führungsbeſtimmungen (Abſ. 1) und den Verordnungen der 
im Abſ. 2 bezeichneten Art kann vom Reichskanzler der mit 
einem Kaiſerlichen Schutzbriefe für das betreffende Schutz 
gebiet verſehenen Kolonialgeſellſchaft ſowie den Beamten des 
Schutzgebiets übertragen werden. 


§ 16. 

Für Schutzgebiete, in denen das Geſetz über die Kon— 
ſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 197) 
und das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beur— 
kundung des Perſonenſtandes von Reichsangehörigen im Aus— 
lande, vom 4. Mai 1870 noch nicht in Kraft geſetzt ſind, 
wird der Zeitpunkt, in welchem die SS 2 bis 7 dieſes Ge- 
ſetzes in Kraft treten, durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 
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Macht ein Ausländer, welcher nach einem in England 

patentirten Verfahren ohne Litenz angefertigte Waaren 

nach England feudet, ſich einer Verletzung des engliſchen 
Patentgeſetzes ſchuldig? 


(Urtheil des Engliſchen Court of Appeal vom 
8. April 1897. — Nach den „Times“ vom 
9. April 1897.) 


Mitgetheilt von 


Herrn Reichsgerichtsrath a. D. Wittmaack in Leipzig. 


Es kommt fortwährend vor, daß Eingriffe in engliſche 
Patente gemacht werden von Fabrikanten in anderen Län— 
dern, in denen es kein Patentgeſetz gibt, namentlich in der 
Schweiz und in Holland, indem ſie Artikel, die durch ein 
engliſches Patent geſchützt ſind, ohne eine Licenz anfertigen 
und in kleinen Quantitäten an Detailliſten in England ver— 
kaufen, an welche die Waaren von auswärts durch die Poſt 
geſandt werden. Wenn ein ſolcher Detailliſt von dem Patent— 
inhaber mit einem gerichtlichen Verfahren bedroht wird, ſo 
unterwirft er ſich ſofort einer einſtweiligen Verfügung, aber 
es iſt außerordentlich ſchwer, alle dieſe kleinen Transaktionen 
zu entdecken. Wenn der Patentinhaber den ausländiſchen 
Fabrikanten nicht in England verklagen kann, ſo iſt er, wie 
konſtatirt wurde, praktiſch ohne Schutz. 
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Kläger, die eine chemiſche Fabrik in Ludwigshafen am 
Rhein betreiben, ſind Inhaber eines werthvollen engliſchen 
Patentes (Nr. 9858 von 1885) auf Farben. Beklagte ſind 
Johnſon & Co., Drogiſten in London und ein Schweizer 
Namens Bindſchedler, der in Baſel unter der Firma „Ba— 
ſeler chemiſche Werke (Bindſchedler)“ eine chemiſche Fabrik 
beſitzt. 

Die Baſeler Firma fertigt in ihren Werken zu Baſel 
eine im Handel unter dem Namen „Gelb T.“ bekannte 
Farbe an, die nach der Angabe der Kläger einen Eingriff 
in ihr Patent enthält. Es iſt zugeſtanden, daß ſie einen 
ſolchen Eingriff enthalten würde, wenn ſie in England an— 
gefertigt oder verkauft würde. Am 7. Juni 1895 ſandten 
Johnſon & Co. folgenden Auftrag mit der Poſt an die Ba— 
jeler Firma: „Senden Sie mir gefälligſt mit der Bon 
5 Pfund (enaliide) Gelb T. für Wolle.“ Am 11. Juni 
erwiderte die Baſeler Firma: „In Beantwortung Ihrer Poſt— 
karte vom 7. d. M. ſenden wir Ihnen die angeſchloſſene 
Faktura über die 5 Pfund Gelb T. für Wolle, welche Sie 
beſtellten, indem wir Sie höflichſt bitten, uns für den Be— 
trag von 16 s. 6 d. zu kreditiren. Um Sie zu weiteren 
Beſtellungen zu bewegen, ſind wir Willens, unſeren Preis 
(wie in dem Briefe erwähnt) für dieſe Waare zu ermäßigen, 
und hoffen, mit bedeutenden Beſtellungen von Ihnen beehrt 
zu werden.“ Die Faktura (in deutſcher Sprache) war an 
Johnſon & Co. adreſſirt und hatte folgenden Inhalt: „Rech— 
nung der Baſeler chemiſchen Werke. Bedingungen 212 %o 
Diskont. Geſandt an die Herren Niebergall & Goth in Baſel, 
um von dieſen zu Ihrer Verfügung gehalten zu werden; 
ein Packet, enthaltend 5 Pfund Gelb T. für Wolle zu 3s. 
3 ½ d. für das Pfund, 16 s. 6 d.“ Am 12. Juni jandte 
Bindſchedler das Packet Farbe durch ſeinen Hausknecht an 
Niebergall & Goth, die Spediteure in Baſel waren, mit 
einem als Schlußſchein (bought note) bezeichneten Dokument, 
welches die Bemerkung enthielt: „Zur Verfügung der Herrn 
Johnſon“ und „zum Verſandt per Poſt.“ Niebergall & Goth 
jandten das Packet ſofort per Poft an Johnſon & Co. Es 
wurde ihnen richtig überliefert und die Nachnahme für Porto 
und Proviſion für N. & G. von Johnſon & Co. bei der Ab— 
lieferung des Packetes in London bezahlt. J. & C. hatten 
N. & G. keinen Auftrag ertheilt. Die letzteren hatten die 
erſteren in einem Briefe vom 12. Juni von der Abſendung 
des Packetes in Kenntniß geſetzt und zugleich den Betrag 
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der Nachnahme angegeben, nämlich: 3,60 fr. an Porto und 
1 fr. an Proviſion. 

Kläger beantragten nun eine einſtweilige Verfügung, 
wodurch den Beklagten unterſagt werde, Farbwaaren, die 
dem klägeriſchen Patente entſprechend angefertigt ſeien, oder 
nur in ſcheinbarer Weiſe davon abwichen, in England ein: 
zuführen oder dort anzufertigen, zu verkaufen, abzuſetzen oder 
zu gebrauchen oder ſolches durch ihre Leute oder Agenten 
thun zu laſſen, ſowie allgemein Eingriffe in die Patentrechte 
der Kläger zu machen. Die Kläger verlangten auch Scha— 
denserſatz und andere Nebenleiſtungen. Johnſon & Co. ſub⸗ 
mittirten zum Urtheil. Der beklagten Baſeler Firma wurde 
nach einem Beſchluſſe des Appellhofes die Ladung außerhalb 
des Jurisdiktionsbezirkes zugeſtellt. Bei der Verhandlung 
in erſter Inſtanz kam der Richter North zu der Anſicht, daß 
ein Gebrauch der Erfindung der Kläger in England durch 
die Beklagten und eine Verletzung des Patents ſtattgefunden 
habe, und bewilligte die beantragte einſtweilige Verfügung. 
Er nahm an, daß N. & G. die Mandatare der Baſeler Firma 
geweſen und niemals ſolche von J. & Co. geworden ſeien; 
die letzteren hätten auch eine Geſchäftsführung für ſie nicht 
dadurch genehmigt, daß ſie die Proviſion mit dem Porto 
bei Ablieferung des Packetes an den Poſtboten bezahlt hätten; 
aber auch wenn hierin eine Ratihabition gefunden werden 
könnte, ſo würde ſolches den Beklagten nichts nützen können, 
weil die Patentverletzung ſchon vollendet geweſen ſei. Der 
Richter glaubte, daß die Verfügung nicht unwirkſam bleiben 
werde, wenn auch der Beklagte Ausländer ſei und außerhalb 
der Jurisdiktion wohne. Er ordnete ebenfalls ein Verfahren 
zur Ermittelung des verurſachten Schadens an. 


Der Berufung der Baſeler Firma wurde von dem 
Court of Appeal in dem Supreme Court of Judicature 
durch Urtheil vom 8. April 1897 unter Diſſenz des Richters 
Rigby ſtattgegeben. 


Der Richter Lindley begründete ſein Votum folgender— 
maßen: 

„Der Kollege Smith hat ein Urtheil entworfen, mit 
welchem ich einverſtanden bin. Ich bin zu dem Reſultate 
gelangt, daß der Gerichtshof keine Jurisdiktion über den 
Beklagten B. hat, ſoweit dieſer eine ſolche Jurisdiktion nicht 
dadurch anerkannt hat, daß er auf die Ladung erſchienen iſt, 
um eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt zu erhalten. Wenn 
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er auf die Ladung die Aufhebung der Verſügung dieſes 
Gerichtshofes, wodurch es geſtattet wurde, ihm außerhalb 
des Jurisdiktionsbezirks zuzuſtellen, beantragt hätte, ſo würde 
der Gerichtshof nach meiner Meinung verpflichtet geweſen 
ſein, die Verfügung wieder aufzuheben. 

Ich gehe zur Sache ſelbſt über. Ich bin zu dem Re— 
ſultate gekommen, daß der Beklagte B. nichts gethan hat, 
was ein Anfertigen, in Verkehr bringen, Ausüben oder Ver— 
kaufen der klägeriſchen Erfindung in unſerem Lande enthält. 
Mit anderen Worten, B. hat keinen Eingriff in die Patent: 
rechte des Klägers gemacht. Das Patent iſt auf unſer Land 
beſchränkt und erſtreckt ſich nicht auf Baſel, wo alle Hand— 
lungen B.'s begangen ſind. Es iſt richtig, daß durch die 
Handlung des B. Waaren, die vom ihm nach dem Patente 
der Kläger angefertigt waren, in unſer Land kamen, und 
daß Niemand berechtigt iſt, ſie hier zu gebrauchen. Aber, 
was der Beklagte in Baſel that, war geſtattet und nicht un: 
geſetzlich; geſtattet nach dem Schweizeriſchen und nicht un— 
geſetzlich nach dem engliſchen Rechte, welches dort nicht 
anwendbar iſt. Dieſer Umſtand und die Immaterialität 
der Abſicht, welche die Handlung begleitete, ſchließen die 
Analogie zwiſchen einem ſolchen Falle, wie dieſer, und den 
Kriminalfällen aus, mit welchen der Anwalt des Klägers ihn 
in ſinnreicher Weiſe verglichen hat, und unter denen der 
Fall Combe ein typiſches Beiſpiel iſt. Dort ſchoß ein Mann 
in unſerem Lande an der Küſte auf einen Mann auf der 
See und tödtete ihn. Es wurde angenommen, daß dieſe 
That innerhalb der Jurisdiktion des Admiralitätsgerichtshofs 
begangen ſei. Ich kann einen ſolchen Fall nicht als einen 
ſicheren Führer für die Entſcheidung in dem gegenwärtigen 
anſehen. B. hatte hier keinen Stellvertreter für die Ein— 
führung ſeiner Waaren, noch befanden ſie ſich in ſeinem Be— 
ſitz oder unter ſeiner Kontrole in unſerem Lande. Zwar 
kann man ſagen, daß er im Auslande ſolchen, welche die 
Waaren hier einführten, Beihilfe geleiſtet und ſie angeſtiftet 
hat, aber dies unterwirft ihn nicht unſerer Gerichtsbarkeit 
und macht ſeine Handlung nicht zu einem Eingriffe in das 
Patent. 

Siehe über dieſen Punkt den Fall Nobel's Explosive 
Company v. Jones (17 Ch. D. 721).“ 


Das Urtheil des Richters Smith lautete folgender— 
maßen: 
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„Die gegenwärtige Frage iſt neu und von großer 
Wichtigkeit. Der Beklagte B., ein Ausländer, hat ſich ſelbſt 
der Gerichtsbarkeit unſerer Gerichtshöfe unterworfen, um 
eine Prüfung der jetzt zum erſten Male aufgeworfenen Frage 
zu erwirken. Ich bin nicht der Anſicht, daß das Einſchieben 
eines Spediteurs (in dem gegenwärtigen N. & G. in Baſel) 
zwiſchen B. und das Poſtamt zu Baſel die Sache B.'s gün⸗ 
ſtiger geſtalten kann; und ich will den Fall ſo beurtheilen, 
als ob B. ſelbſt, entſprechend der Beſtellung von Johnſon 
& Co. vom 7. April 1895, das Packet unter der Adreſſe 
von J. & Co. in London in Baſel auf die Poſt gegeben hätte. 
B. behauptet, daß er die Farbe nicht in England importirt 
oder hineingebracht oder überliefert, und daß er daher keinen 
Eingriff in die Patentrechte der Kläger gemacht habe. Es 
entſteht die Frage, was, wenn überhaupt etwas, B. in dieſem 
Lande gethan hat. Daß er aus Baſel einen Artikel, welcher 
in unſerem Lande unter ein Patent fällt, exportirte, ſteht 
feſt; aber hat er unter Verletzung des klägeriſchen Patents 
die Erfindung hier angefertigt, ausgeübt, gebraucht oder ver— 
kauft? Denn, wenn nicht, ſo haben die Kläger keinen Grund, 
gegen ihn zu klagen. Trotz der geiſtreichen Ausführungen 
des Anwalts der Kläger ſcheint mir B., obgleich er Expor— 
teur der Farbwaaren (aus Baſel) war, doch nicht Importeur 
derſelben (in England) geweſen zu ſein. Als er, gemäß der 
Ordre von Johnſon & Co. das Packet in Baſel unter der 
Adreſſe der in London wohnenden Beſteller auf die Poſt ge— 
geben hatte, hatte er nichts mehr damit zu thun. Wenn es 
auf der Poſt einen verkehrten Gang genommen hätte, wenn 
es während des Tranſits verloren oder verbrannt wäre, ſo 
hätte ſolches den B. nicht gekümmert. Es hätte allein J. & Co. 
betroffen. Jede Kontrole über das Packet wurde von B. 
aufgegeben, als es in die Hände des Baſeler Stellvertreters 
von J. & Co., nämlich des dortigen Poſtamts, gegeben wurde. 
Unter dieſen Umſtänden ſehe ich nicht ein, wie man ſagen 
kann, daß B. den das Patent verletzenden Artikel in unſer 
Land eingeführt habe. J. & Co. thaten ſolches durch ihren 
Stellvertreter, nicht B. Der Anwalt der Kläger gibt zu, 
daß, wenn J. & Co. ſich ſelbſt oder vermittelſt eines Bevoll— 
mächtigten nach Baſel begeben und dort das Packet von B. 
in Empfang genommen hätten, er den Anſpruch der Kläger 
nicht hätte aufrecht halten können, aber er behauptet, daß B. 
bewirkt habe, daß das Packet nach England geſandt ſei, daß 
es genüge, patentverletzende Artikel nach England zu ſenden, 
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und daß darauf nichts ankomme, woher die Waaren geſandt 
würden, oder ob ſie von dem ausländiſchen Fabrikanten oder 
ſeinem Vertreter in unſer Land gebracht würden oder nicht; 
wenn Jemand eine widerrechtliche Handlung begangen habe, 
ſo könne er nicht einwenden, daß er im Auftrage gehandelt 
habe. Ich kann dieſen Ausführungen nicht beiſtimmen. Was 
die letzte Bemerkung anlangt, ſo frage ich im Hinblick auf 
die thatſächlichen Verhältniſſe: welche widerrechtliche Hand— 
lung hat B. in Baſel begangen? — Gar keine. Der An— 
walt der Kläger gibt zu, daß die Abſicht des ausländiſchen 
Fabrikanten nicht entſcheidend ſei. Hierdurch unterſcheidet 
ſich nach meiner Meinung der gegenwärtige Fall von dem 
Fall Combe, in welchem es ſich um einen Mord handelte, 
und in dem, wie der Richter Denman in der Sache Regina 
v. Keyn hervorhob, die Entſcheidung auf die Annahme ge— 
gründet wurde, daß die Abſicht mit der Handlung zuſammen— 
gegangen ſei und beide dort zuſammengewirkt hätten, wo die 
tödtliche Wunde zugefügt wurde. So war in jenem Falle 
der Mord auf offener See begangen, wo die Kugel gewirkt 
hatte, obgleich der Mörder ſich am Lande befand, als er 
ſchoß. Ich ſtimme damit überein, daß, wenn B. ſelbſt oder 
ſein Stellvertreter den patentverletzenden Artikel in unſer 
Land gebracht oder ihn hier in Empfang genommen hätte, 
er verantwortlich ſein würde, denn er hätte dann in dieſem 
Lande ſelbſt oder durch ſeinen Stellvertreter den patentver— 
letzenden Artikel gebraucht, ausgeübt oder verkauft. Die 
Fälle Elmslie v. Bourſier (Law Rep. 9 E. 217) und Heyden 
v. Neuſtade (14 Ch. D. 230) zeigen dieſes. Die Behauptung 
des klägeriſchen Anwalts, daß B.'s Handlung ſo anzuſehen 
ſei, als wenn er das Packet durch ein pneumatiſches Rohr, 
welches ſich von Baſel nach London erſtreckte, geſandt habe, 
iſt gewiß weit hergeholt und, wie ich glaube, extravagant. 
Will man die Analogie verfolgen, ſo würde ich eher ſagen, 
daß J. & Co. das Packet in England herangeſogen, als daß 
B. in Baſel es hergeblaſen hätte. Thatſächlich iſt es aber 
ſo, daß B. die Waaren in Baſel an den Stellvertreter von 
J. & Co., nämlich die Poſt, abgeliefert, und daß J. & Co., 
nicht B., ſie in dieſes Land gebracht und ſo die Patentrechte 
der Kläger verletzt haben. Die Sache iſt ebenſo, als wenn 
J. & Co. mit ihrem Wagen nach Baſel gefahren wären und 
dort das Packet Farbe in Empfang genommen und es dann 
nach England gebracht hätten. Wie kann man unter ſolchen 
Umſtänden ſagen, daß B. die Erfindung der Kläger in Eng— 
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land gebraucht, ausgeübt oder verkauft habe? Der Kollege 
North ſtützt ſein Urtheil darauf, daß ein Einverſtändniß auf 
Seiten der beiden Perſonen ſtattgefunden habe, in dieſes 
Land, nämlich an J. & Co., einen Artikel zu bringen, welcher 
einen Eingriff in das Patent der Kläger enthalte. Der An⸗ 
walt der Kläger vertrat dieſes nicht, und ich bin nicht der 
Meinung, daß er ſolches mit Erfolg hätte thun können. 
Denn, wenn man ein Einverſtändniß zwiſchen J. & Co. und 
B. annimmt, ſo geſchah doch alles, was vorfiel, ſo weit B. 
betheiligt war, in Baſel und nicht in England, und wie 
können unſere Gerichtshöfe eine Gerichtsbarkeit über einen 
Ausländer, der im Auslande wohnt, ausüben in Bezug auf 
Transaktionen, die in ſeinem Lande ſtattgefunden haben? 
Unter den Umſtänden des vorliegenden Falles eine einſtweilige 
Verfügung zu bewilligen, würde nach meinem Urtheile heißen, 
eine Gerichtsbarkeit ausüben über Ausländer für Handlungen, 
die fie in ihrer Heimath begangen haben. Eine ſolche Ge: — 
richtsbarkeit beſitzen unſere Gerichtshöfe nicht; auch würde 
dieſes zu einer nicht zu rechtfertigenden Ausdehnung des Um— 
fangs eines engliſchen Patentes auf ausländiſche Parteien 
führen. Wir geſtatteten die Zuſtellung der Ladung an B. 
in der Erwartung, daß es ſich herausſtellen würde, daß B. 
in dieſem Lande etwas gethan habe, was ihn unter Order XI 
rul. 1 (F.) !) bringen würde. Er hat ſolches nicht gethan, 
iſt aber erſchienen, damit die Frage, ob er die Patentrechte 
der Kläger verletzt habe, verhandelt und entſchieden werde. 
Dieſes iſt geſchehen, und das Reſultat iſt nach meinem Ur— 
theile, daß wir die Verfügung, B. zuzuſtellen, nicht hätten 
abgeben ſollen, denn dieſer Gerichtshof hat keine Gerichts— 
barkeit über ihn. Die Kläger haben nicht bewieſen, daß B. 
etwas gethan hat, welches ihn unter die Jurisdiktion unſerer 
Gerichtshöfe bringt. Er hat in dieſem Lande nichts gethan, 
wodurch in die Patentrechte der Kläger eingegriffen wird, 
daher muß nach meiner Meinung der Berufung ſtattgegeben 
werden.“ 


Der Richter Rigby begründete ſein von der Anſicht der 
Majorität abweichendes Votum in folgender Weiſe: 


1) Nämlich der Judicature Act, wo beſtimmt iſt, daß eine Ladung 
außerhalb der engliſchen Jurisdiktion zugeſtellt werden kann, wenn 
eine Verfügung in Bezug auf eine Handlung, die innerhalb der 
Jurisdiktion ausgeführt ift, nachgeſucht wird, oder wenn eine Maß— 
nahme innerhalb der Jurisdiktion ausgeführt werden ſoll. 
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„Die Eigenthümlichkeit des Falls liegt darin, daß, da 
die Rechte eines Patentinhabers nur innerhalb der territo— 
rialen Grenzen ſeines Patentes entſtehen, kein Eingriff in 
dasſelbe außerhalb dieſer Grenzen vorkommen kann, und daß 
die Kläger, um Erfolg zu haben, nachweiſen müſſen, daß der 
Beklagte etwas in England that, was dem Rechte nach auf 
eine Verletzung des Patentes hinauskommt. Nach meinem 
Urtheil handelt es ſich um die kurze, aber wichtige Frage, 
ob, wenn an einem ausländiſchen Poſtamt (hier demjenigen 
in Baſel) ein an einen Händler in London adreſſiertes 
Packet auf die Poſt gegeben wird, deſſen Beförderung durch 
engliſches Gebiet, um dort übergeben zu werden, und deſſen 
Uebergabe in London zu Handelszwecken einen Eingriff in 
das Patent der Kläger enthält und ob die Perſon, die 
den Transport und die Uebergabe veranlaßt hat, für den 
Transport und die Uebergabe in England verantwortlich iſt. 
Es ſcheint mir, daß der Patentinhaber in der Klage gegen 
den Abſender mit der Frage nichts zu thun hat, ob derjenige, 
welcher das Packet auf die Poſt gibt, ſei es im Auftrage 
eines Anderen, ſei es als Prinzipal für eigene Rechnung, 
Eigenthümer des Packetes bei oder nach der Aufgabe iſt, ob 
er die Sendung zur Ausführung einer Beſtellung oder nur 
auf Probe oder als eine Offerte macht, ob er noch eine Kon— 
trole über das Packet, nachdem er es auf die Poſt gegeben, 
behält; ob er das Porto bezahlt oder dem Adreſſaten über— 
läßt es bei der Ablieferung in London zu bezahlen; kurz, 
es können nur die Natur und die Folge der Handlung ſelbſt 
in Rechnung gezogen werden. Alles andere iſt für den Pa— 
tentinhaber etwas Gleichgiltiges, womit er ſich nicht zu be— 
faſſen braucht. Wenn der Abſender widerrechtlich handelt, 
ſo kann er ſich nicht damit entſchuldigen, daß die widerrecht— 
liche Handlung auf Anweiſung, im Intereſſe oder mit der 
Sache eines Anderen von ihm ausgeführt ſei. Ebenſo wenig 
kann er ſich von der Verantwortlichkeit für die Folgen ſeiner 
Handlung frei machen durch Berufung auf Inſtruktionen, 
die ihm von einem Dritten ertheilt oder mit demſelben ab— 
gemacht ſind. Die eine Thatſache, welche unverändert bleibt 
unter den zahlreichen möglichen Variationen, die aus Ver— 
tragsverhältniſſen entſtehen können, iſt die ausgeführte Hand— 
lung, in dieſem Falle die Aufgabe des Packetes auf die Poſt. 
Der Abſender macht es nach dem Geſchäftsgange durch die 
Aufgabe auf die Poſt unvermeidlich, daß das Packet durch 
die amtliche Thätigkeit der Poſtbeamten, die vom Abſender 
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in Bewegung geſetzt wird, in gehöriger Zeit in und durch 
engliſches Gebiet nach London gebracht und dort überliefert 
wird. Wenn dasjenige, was der Abſender thut, eine Ver— 
letzung des Patentes enthält, ſo iſt er als phyſiſcher Urheber 
dem Patentinhaber verantwortlich. Er iſt nicht Gehilfe oder 
Anſtifter bei einer Patentverletzung, ſondern begeht thatſäch— 
lich die Verletzung ſelbſt. Kein Anderer, mit Ausnahme der 
Poſtbeamten, thut etwas, was es in irgend einer Weiſe be— 
fördert oder dabei hilft, daß das Packet nach London gelangt 
und dort abgeliefert wird. Ich ſehe in rechtlicher Beziehung 
keinen Unterſchied zwiſchen dem Senden mit der Poſt und 
dem Senden mit einem beſonderen Boten, der zu dieſem 
Zwecke angenommen iſt. Eine Uebereinkunft unter den Par— 
teien, daß der Bote ſich nicht als Vertreter des Abſenders 
geriren, ſondern ſich an den Deſtinatär allein wegen der 
Bezahlung halten ſolle, ſcheint mir unerheblich und unweſent— 
lich. Keine derartige Vereinbarung kann die Thatſache ändern, 
daß der Bote durch engliſches Gebiet transportirt und in 
London abliefert, weil er von dem Abſender den Auftrag, 
dieſes zu thun, erhalten hat, in welchen Ausdrücken auch der 
Auftrag gefaßt ſein mag. Wenn der Bote einfach von dem 
Abſender gemiethet und bezahlt wird, ſo ſcheint es mir klar, 
daß die Stellung des Abſenders rechtlich dieſelbe iſt, wie 
wenn er das Packet ſelbſt transportirt und überliefert. Wenn 
der oben aufgeſtellte Grundſatz richtig iſt, daß eine Ueber— 
einkunft mit einem Dritten die rechtliche Wirkung der von 
dem Abſender ausgeführten Handlung gegenüber dem Patent— 
inhaber nicht ändern kann, dann macht die Uebergabe des 
Packetes mit dem Auftrage, es nach London zu transportiren 
und dort abzuliefern, den ganzen Transport und die Ablie— 
ferung zu einer Handlung des Abſenders. Baſel iſt weit 
von England entfernt, der Kanal trennt England von dem 
Feſtlande und muß von dem Packet durchquert werden; aber 
andere Länder, wie England und Schottland z. B. haben nur 
eine imaginäre Linie als Grenze. Wenn wir die geſetzliche 
Wirkung einer Handlung unterſuchen, welche die Urſache 
davon iſt, daß ein Packet die Grenze überſchreitet, ſo iſt 
es vollkommen gerechtfertigt, Fälle, die an einer ſolchen 
Grenze vorkommen können, in Betracht zu ziehen. Ich will 
den Fall ſetzen, daß ein Fabrikant zur Ausführung einer 
Beſtellung ſeinen Kunden Packete über die Grenze zuwirft, 
oder, was in der Praxis eher vorkommen wird, daß er 
Packete an das eine Ende einer geneigten Ebene oder Rutſche, 
Seitidrift für Handelsrecht. Bd. L 16 
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wodurch die Grenze überſchritten wird, hinlegt und ſie ver— 
möge ihrer eigenen Schwere über die Grenze in das an: 
liegende Land gleiten läßt, um an dem anderen Ende von 
den Kunden geholt zu werden. Dieſe Fälle ſcheinen mir in 
rechtlicher Beziehung dem Fall, in welchem ein Packet mit 
der Poſt geſendet wird, ähnlich zu ſein. Man kann dem 
Abſender eben fo gut eine Verantwortlichkeit für die Mit- 
wirkung anderer Menſchen, welche er in dem einen Fall in 
Thätigkeit ſetzt, wie für die Naturkräfte, die er in dem an- 
deren Fall ins Spiel ruft, zurechnen. Die einzige phyſiſche 
Handlung, welche er in dem einen, wie in dem anderen 
Falle ausführt, wird in dem Lande ausgeführt, in welchem die 
Transaktion anfängt — ich will es das fremde Land nennen —, 
aber die nothwendige Folge jener Handlung iſt, daß das 
Packet die Grenze überſchreitet und eine längere oder kürzere 
Strecke durch das Land reiſt, welches ich als dasjenige des 
Patentinhabers bezeichnen will. Ob derjenige, welcher das 
Packet in Bewegung ſetzt, rechtlich in dem Lande des Patent— 
inhabers etwas gethan hat, iſt, wie mir ſcheint, in beiden 
Fällen in gleicher Weiſe zu entſcheiden. Nach der den An— 
fang machenden Handlung, welche das Packet für die Reiſe 
in Bewegung ſetzt, hat der Abſender keine Kontrole über 
dasſelbe. Aber feine Handlung iſt in beiden Fällen die Ur: 
ſache, daß das Packet die Grenze überſchreitet und ſeine Reiſe 
durch das Land des Patentinhabers fortſetzt. Dieſe Fort: 
ſetzung der Reiſe durch das Land des Patentinhabers iſt nach 
meiner Meinung dem Abſender rechtlich ebenſo gut zuzu— 
rechnen, wie die Handlung zu Anfang, die das Packet in 
Bewegung ſetzt. Es ſcheint mir auch etwas zu enthalten, 
was der Abſender nicht in dem fremden Lande, ſondern in 
dem Lande des Patentinhabers gethan hat, und das die 
Jurisdiktion der Gerichtshöfe des letzteren Landes begründet. 
Ich habe das Beiſpiel gewählt, daß ein Fabrikant ein Packet 
über die Grenze wirft oder es durch eine Rutſche über die 
Grenze hinunterfallen läßt, weil ich glaube, daß eine ſehr 
wichtige Autorität in einem ſolchen Falle die Verantwortlich— 
keit desjenigen, welcher das Packet in Bewegung ſetzt, aus— 
ſpricht. Dies iſt der Fall Combe, in welchem entſchieden 
wurde, daß, wenn ein Gewehr in einer Entfernung von 
100 Yards von der See abgefeuert und ein Menſch auf der 
See 100 Pards von der Küſte entfernt vorſätzlich getödtet 
wird, die Zuſtändigkeit des Admiralitätsgerichtshofes begrün— 
det iſt, weil die That dort begangen wird, wo die Handlung 
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die Wirkung herbeiführt. Hierdurch wird feſtgeſtellt, daß in 
einer Jurisdiktion eine Verantwortlichkeit für Handlungen 
begründet iſt, die in einer anderen begangen ſind, obwohl 
der Thäter die Grenzen niemals überſchritten hat. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt in dem Falle Regina v. Keyn vielfach er⸗ 
örtert. Alle Richter, welche ſich mit dem Fall Combe be⸗ 
ſchäftigen, ſind der Anſicht, daß er richtig entſchieden iſt, 
obwohl ſie über die Anwendbarkeit der dort ausgeſprochenen 
Grundſätze auf den Fall Franconia verſchiedener Meinung 
ſind.“ 

Der Richter las einen Abſchnitt aus dem damaligen 
Votum des Lord Cockburn vor und fuhr fort: „Es iſt richtig, 
daß dieſer Richter nachher den Fall Combe für verſchieden 
von dem Franconiafall erklärte, aber dies geſchah deshalb, 
weil der Thäter in dem letzteren ein Ausländer auf einem 
in offener See befindlichem ausländiſchen Schiff war, welcher 
dem engliſchen Strafrecht überhaupt nicht unterworfen ſein 
konnte. Wenn man den in dem Fall ausgeſprochenen Grund— 
ſatz, ſoweit eine Handlung, die in einem Jurisdiktionsbezirk 
verübt war, als eine ſich fortſetzende angeſehen wurde, die 
ſich über die Grenze in einen anderen Jurisdiktionsbezirk er⸗ 
ſtrecke, mutatis mutandis auf den Abſender eines Packetes 
anwendet, ſei es, daß dieſes mit der Hand geworfen oder 
auf einer geneigten Ebene hinabgelaſſen oder mit der Poſt 
geſandt wird, ſo iſt dieſe Handlung eine ſolche, die ſich fort— 
ſetzt, bis das Ziel erreicht iſt, nämlich bis das Packet durch 
engliſches Gebiet nach London transportirt und dort abge— 
liefert iſt. Dieſer Theil der Operation iſt innerhalb des 
Landes des Patentinhabers — in dem vorliegenden Fall in 
England — ausgeführt, und es iſt dort eine widerrechtliche 
Handlung begangen, für welche der Thäter vor den engliſchen 
Gerichtshöfen belangt werden kann, wenn er aus irgend 
einem Grunde, unabhängig von der Handlung und nicht 
zu dem Zwecke, ſich wegen derſelben zu vertheidigen, nach 
England kommt. Um die Wiederholung zu verhindern, kann 
nöthigen Falls eine einſtweilige Verfügung bewilligt werden. 
Ich habe nur von Jemandem geſprochen, welcher das Packet 
abſendet, da ich den Beklagten für ebenſo verantwortlich 
halte, wie wenn er das Packet eigenhändig auf die Poſt ge— 
geben hätte, ungeachtet der ſchlauen Art und Weiſe, in 
welcher er ſich der Verantwortlichkeit zu entziehen verſucht 
hat. Auf ſeine Anweiſung gaben die Spediteure das Packet 
auf die Poſt. Sie handelten auf dieſe Anweiſung hin, 
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ohne Inſtruktionen aus London abzuwarten. Es iſt erwieſen, 
daß es die Abſicht des Beklagten war, daß ſie ſo handeln 
ſollten. In dieſem Punkte habe ich den Ausführungen des 
Richters North in der Vorinſtanz, mit dem ich vollſtändig 
einverſtanden bin, nichts hinzuzufügen. Nach meiner Mei: 
nung muß das Urtheil des Richters North beſtätigt werden.“ 

Das deutſche Schiff „Franconia“ ſtieß innerhalb Go: 
nonenſchußweite von der engliſchen Küſte mit einem eng- 
liſchen Schiff zuſammen. Dieſes ſank, und es gingen auch 
Menſchenleben dabei verloren. Der Kapitän Keyn wurde 
in England wegen fahrläſſiger Tödtung angeklagt. Mit einer 
geringen Majorität wurde ſchließlich entſchieden, daß die Juris⸗ 
diktion des Admiralitätsgerichtshofes, die allein in Frage 
kommen konnte, nicht begründet ſei. In Veranlaſſung des 
Falles hat ſpäter eine Aenderung in der engliſchen Geſetz⸗ 
gebung ſtattgefunden. 


In einem Artikel der Times vom 15. April 1897 ward 
das vorſtehende Urtheil vom 8. April 1897 folgendermaßen 
kritiſirt: 

„Die ſchließliche Entſcheidung liegt vielleicht bei dem 
House of Lords. Aber es drängt ſich der Gedanke auf, 
daß die Entſcheidung über dieſe Frage von großer praktiſcher 
Bedeutung nicht von phantaſtiſchen Suppoſitionen oder ent⸗ 
fernten Analogieen und von der Anwendung gewiſſer Ent: 
ſcheidungen der Kriminalgerichtshöfe über Mord und andere 
Handlungen, die innerhalb Kanonenſchußweite von der Küſte 
begangen ſind, abhängen ſollte. Die Richter haben leider 
oft zu erklären, was das Geſetz über Fälle beſtimmt, an 
welche es in keiner Weiſe gedacht hat.“ 


Das beſtätigende Urtheil des House of Lords vom 
30. November 1897 iſt bereits in dieſer Zeitſchrift Bd. 48 
S. 346, 347 mitgetheilt. 
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I. Henri Rolin. L’abordage. Etude d'histoire 
du droit et de droit comparé. 8. (247 p.) 
Bruxelles 1899, Alfred Castaigne. 


Seit nunmehr etwa drei Jahren ift das Comité maritime inter: 
national bemüht, eine Vereinheitlichung des Seerechts der maßgebenden 
Kulturſtaaten in die Wege zu leiten. Eine der Materien, mit denen es 
ſich bisher in erſter Reihe beſchäftigt hat, iſt das Schiffskollifionsrecht, 
und gerade auf dieſem Gebiete iſt es ihm bereits gelungen, Vorſchläge zu 
machen, die gegründete Ausſicht auf einhellige Annahme ſeitens der in 
Betracht kommenden Geſetzgebungen haben. Aber auch ſoweit dies bisher 
nicht geglückt iſt, haben die Arbeiten des Comité doch die der Regelung 
bedürftigen Fragen ſchon einer derartigen Klärung entgegengeführt, 
daß das Ziel der legislativen Unifikation nicht mehr in unerreichbarer 
Ferne ſteht. 

Unter dieſen Umſtänden erſcheint eine rechtsgeſchichtliche und rechts⸗ 
vergleichende Studie über das Recht des Schiffszuſammenſtoßes als ein 
durchaus zeitgemäßes Werk, das von vorneherein allſeitigen Intereſſes 
ſicher ijt. Dieſes Intereſſe wird aber durch das Studium des Rolin: 
ſchen Buches reichlich belohnt. Der Verfaſſer hat es verſtanden, den 
von allen Seiten zuſammengetragenen, nicht leicht zu behandelnden Stoff 
in klarer, überſichtlicher Weiſe, in glücklichſter Form und Zuſammen— 
ſtellung vorzutragen und denſelben kritiſch in einer Weiſe zu beleuchten, 
die eine gründliche hiſtoriſche und philoſophiſche Bildung erkennen läßt. 
Selbſt derjenige Leſer, dem das Material im Weſentlichen bekannt iſt, 
vermag demſelben nach der Lektüre des vortrefflichen Werkes in Folge 
der erhaltenen Anregungen neue Geſichtspunkte abzugewinnen. 
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Der Verfaſſer beſchränkt fic) darauf, die einzelnen Rechtsquellen 
dahin zu prüfen, von wem und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen für Kolliſionsſchaden gehaftet wird, während er die Frage, 
womit gehaftet wird, alſo das Problem der beſchränkten und unbe— 
ſchränkten Haftung, bei Seite läßt. 

In dieſem Rahmen geleitet er uns, ausgehend vom römiſchen 
Recht (chap. II), durch die verſchlungenen, vielfach als Irrwege zu be⸗ 
zeichnenden Pfade, welche die Entwicklung des Kolliſionsrechts einge⸗ 
ſchlagen hat, um ſchließlich im Weſentlichen zu den vom logiſchen wie 
vom praktiſchen Standpunkt allein zutreffenden Regeln des römiſchen 
Rechts zurückzukehren. Er zeigt uns, wie das Recht des Mittelländiſchen 
Meeres, ſeinen bedeutſamſten Ausdruck findend im Consolat del mar 
von Barcelona, bis weit in die neuere Zeit hinein in der Hauptſache 
die Bahnen des römiſchen Rechts beibehielt (chap. III), während das 
Recht der vom Ozean, der Nordſee und Oſtſee beſpülten Theile von 
Europa („le droit de l'Océan“), von germaniſchen Ideen beeinflußt 
iſt, insbeſondere keinen durchſchlagenden Werth auf die ſubjektive Seite 
der Schadensverurſachung legt und prinzipiell die Theilung, meiſt Hal⸗ 
birung, des Schadens als Regel ftatuirt (chap. IV, V). Eine wie 
ſcharfe Rechtsgrenze die Meerenge von Gibraltar bildete, zeigt die That: 
ſache, daß noch im Anfange des 18. Jahrhunderts auf der ozeaniſchen 
Seite der pyrenäiſchen Halbinſel die Regeln der Rolles d'Oléron, auf 
der mittelländiſchen Seite diejenigen des Consolat galten. 

Das 18. Jahrhundert (chap. VI) bildet den Beginn der Periode 
der Nivellirung. Schon im 17. Jahrhundert war in England unter 
dem Einfluß des römiſchen Rechts die Regel der Schadenstheilung vor⸗ 
übergehend in Vergeſſenheit gerathen (S. 116 ff.), und in Frankreich 
hatte die Ordonnance de la marine von 1681 zwar die Schadens⸗ 
halbirung als Regel beibehalten, aber eine Ausnahme für den Fall 
gemacht, „si l'abordage avait été fait par la faute (dolus oder 
culpa!) de l'un des maîtres.“ 

Im 18. Jahrhundert ſinden einerſeits die Regeln der Ordonnance 
Eingang in einen Theil des mittelländiſchen Rechts, nämlich in den 
venezianiſchen Codice per la Veneta mercantile marina (1786), 
während andererſeits die ozeaniſche Seite Spaniens in den Ordonanzas 
de Bilbao (1737) völlig zum römiſchen Recht zurückkehrt. Das übrige 
ozeaniſche Recht (Frankreich, England, Holland, Schweden, Deutſchland) 
hält die Schadenstheilung für gewiſſe Fälle noch aufrecht, und in einigen 
Rechten des nördlichen Europa, ſogar in der Hamburgiſchen Aſſekuranz⸗ 
und Havarei⸗Ordnung (1731), findet ſich noch die anderweitig längſt 
beſeitigte Beitragspflicht der Ladung. 

Das 19. Jahrhundert (chap. VII) vollendet im Weſentlichen die 
Rückkehr zum römiſchen Recht. In Spanien, Coſtarica, Peru, Braſilien, 
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Mexico, Nicaragua, Deutſchland (Allg. D. HGB. Art. 736 ff.) und Italien 
gelangte es zur unumſchränkten Herrſchaft; das Prinzip der Schadens⸗ 
halbirung iſt dagegen beibehalten in England und in der nordameri: 
kaniſchen Praxis für den Fall des beiderſeitigen Verſchuldens, in Frank⸗ 
reich (Code de commerce Art. 407) und in den meiſten übrigen 
Ländern des Code de commerce nur für den Fall der Zweifelhaftig⸗ 
keit der Kolliſionsurſachen. Auf dem Standpunkt früherer Jahrhunderte 
zurückgeblieben bezw. zu ihm zurückgekehrt (S. 155 ff.) iſt lediglich die 
Gruppe des holländiſchen Rechts (Niederlande, Rußland und einzelne 
mittel⸗ und ſüdamerikaniſche Republiken), während andererſeits gewiſſe 
Geſetzgebungen in verfeinernder Fortbildung des römiſchen Rechts für 
den Fall des beiderſeitigen Verſchuldens eine Proportionaltheilung des 
Schadens nach dem Grade der Schuld) vorgeſehen haben (fo mit ge- 
ringen Verſchiedenheiten Schweden, Finnland, Belgien, Portugal, Nor: 
wegen, Dänemark, Japan, Siam und das neue deutſche HGB. § 735 
Abf. 2). 

Das letzte Kapitel („Tendances actuelles“) geht insbeſondere ein 
auf die Tendenzen, welche hinſichtlich der behandelten Fragen auf den 
Kongreſſen zu Brüſſel und Antwerpen ſowie in den Verhandlungen des 
Institut de droit international und des Comité maritime inter- 
national?) hervorgetreten ſind. Hätte der Verfaſſer die neueſten, inter: 
eſſant begründeten Vorſchläge Gütſch o mé betreffend Abſchaffung der 
Rhederhaftung für Kolliſionsſchäden ?) gekannt, fo würde er ſie ſicherlich 
gleichfalls einer kritiſchen Würdigung unterzogen haben. 


Hamburg. Dr. Schaps. 


II. Donald Ellis van Raalte. Rechts karak- 
ter van het overliggeld. Proefschrift ter 
verkrijging van den graad van doctor in de 


1) Nach dem Vorbilde des Consolat del mar, cap. 157, und des 
Preuß. Allg. LR. Th. II Tit. 8 $ 1930. | 

2) Die Verhandlungen der letzten Konferenz desſelben (London 1899) 
konnten nicht mehr benutzt werden. 

3) Anlage zum Bericht des Vorſtandes des Vereins Hamburger 
Rheder über das Jahr 1898/99; vgl. Jahresbericht der Handels— 
kammer zu Hamburg über das Jahr 1899 S. 30. 
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rechtswetenschap aan de rijksuniversiteit te Lei- 
den. gr. 8. (162 bl.) Leiden 1898, H. Kleyn. 


Die vom Verfaſſer vorliegender Doktordiſſertation nur für das 
See⸗Frachtrecht behandelte Frage nach der „rechtlichen Natur des 
Ueberliegegeldes“ (oder — wie in unſerer Rechtsſprache die für die 
Ueberliegezeit zu entrichtende Vergütung heißt — des Liegegeldes), 
welche für das deutſche Recht auf Grund der geſetzlichen Beſtim— 
mungen ſelbſt als entſchieden zu gelten hat, iſt für das holländiſche 
Recht noch ungelöſt und hat in der Praxis zahlreiche Streitfälle zur 
Folge. Verfaſſer führt dies in der Einleitung ſeiner Schrift 
(S. 3—13) auf die Dürftigkeit der einſchlägigen Vorſchriften des Hol- 
ländiſchen Handelsgeſetzbuches zurück und erklärt diefe aus dem ehr: 
würdigen Alter des Wetboek van Koophandel von 1838, welches zur 
Zeit ſeiner Entſtehung, vor nunmehr 60 Jahren, hauptſächlich nur die 
Segelſchiffahrt im Auge haben konnte (S. 8) und die moderne, groß⸗ 
artige Entwicklung des Seefrachtgeſchäfts durch den Uebergang zur 
Dampfſchiffahrt, die Errichtung mächtiger Rhedereigeſellſchaften in 
Wftienform und die Einführung „feſter Linien“ (S. 4 und 9) nicht 
vorauszuſehen vermochte. Hierin aber liegt zugleich nach ſeiner Anſicht 
(S. 12) die hohe wirthſchaftliche Bedeutung des Liegegeldes, 
welches heutzutage, bei den großen Kapitalien, die in den Seedampfern 
angelegt find, und den vermehrten Soften, die der Schiffahrtsbetrieb 
erfordert, Son im Falle der Ueberſchreitung der „Liege- (Lade- und 
Löſch-)Zeit nur um wenige Tage leicht zu gewaltigen Summen an: 
ſchwellen kann. Er hält daher (S. 13) eine dem gegenwärtigen Stande 
der Schiffahrt entſprechende geſetzliche Regelung der Angelegenheit auch. 
in feinem Vaterlande für dringend geboten und wünſcht hierbei ins: 
beſondere einen unzweideutigen Ausſpruch des Geſetzgebers über die von 
ihm behandelte wichtige und folgenſchwere Frage. 

Um eine ſichere Grundlage für ein künftiges legislatives Vor— 
gehen zu ſchaffen, unterſucht Verfaſſer zunächſt in einer ſehr gründlichen 
„Geſchichtlichen Ueberſicht“ (S. 14—41), unter ſorgfältigſter 
Benutzung aller älteren Seerechtsquellen, den Stand der Frage im 
früheren Recht und gelangt dabei zu dem Ergebniß: „Het beding: 
demurrage at the rate of £... per day‘ is dus een straf beding: 
overliggeld is schadevergoeding.“ Hierauf prüft er (S. 42—96} 
die wichtigeren neueren Gejebgebungen des Auslandes, nämlich 
Deutſchlands — wobei ihm der kleine Irrthum unterläuft, daß er das. 
neue Handelsgeſetzbuch nicht nach dem maßgebenden Tage der Kaiſer— 
lichen Vollziehung (10. Mai 1897), ſondern nach dem Datum der 
Annahme bei der 3. Leſung im Reichstage (7. April 1897) anführt 
(S. 42) —, der drei nordiſchen Reiche, Englands und Frankreichs, und 
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ſtellt an der Hand der Geſetzgebungsmaterialien, der Literatur und 
Rechtſprechung feſt, daß (S. 97) das Ueberliegegeld aufzufaſſen iſt in 
Deutſchland (S. 46) als der Preis für eine im Frachtvertrage be⸗ 
dungene Leiſtung, nach nordiſchem Seerecht als Gegenleiſtung für 
eine unmittelbar aus dem Geſetze entſpringende Verbindlichkeit, in Eng⸗ 
land theils als Gegenleiſtung, theils als Schadenserſatz und endlich in 
Frankreich durchweg als Schadensvergütung. Für das deutſche 
Recht deckt ſich ſeine Auffaſſung (S. 61) ungefähr mit der herrſchenden 
Anſicht (cf. ROHG. 15, 224; 19, 94), welche die Charakterifirung des 
Liegegeldes als eine für den Fall der Ueberſchreitung der Lade⸗ oder 
Löſchzeit vereinbarte Vertrags ſtrafe entſchieden verwirft und das⸗ 
ſelbe lediglich als ein im Voraus bedungenes Miethsgeld für den 
Fall behandelt, daß der Befrachter für die Abladung bezw. der Empfänger 
für die Abnahme der Ladung mehr Zeit gebrauchen würde, als ur⸗ 
ſprünglich im Frachtvertrage vorgeſehen war. Die praktiſch wichtigſte 
Folgerung aus dieſer Anſchauung iſt die, daß der Anſpruch auf Liege⸗ 
geld für den Verfrachter begründet iſt, ſobald der Befrachter bezw. der 
Empfänger Ueberliegetage in Anſpruch genommen hat, ohne daß hierzu 
ein Verſchulden ſeinerſeits vorausgeſetzt wird, und daß daher auch den 
Letzteren die nachtheiligen Wirkungen eines während der Ueberliegezeit 
eingetretenen Zufalles, z. B. nothwendiges weiteres Stillliegen des 
Schiffes in Folge inzwiſchen eingetretenen Froſtwetters, nicht treffen. 
Alle dieſe Umſtände beleuchtet Verfaſſer mit Geſchick, und es kann ihm 
die Anerkennung nicht verſagt werden, daß er in die Feinheiten des 
deutſchen Geſetzes mit für einen Ausländer doppelt bemerkenswerthen 
Verſtändniß eingedrungen iſt. Den Haupttheil ſeiner Arbeit bildet 
natürlich die Darſtellung des geltenden holländiſchen Rechts (S. 97 
bis 149); es läßt ſich indeſſen von hier aus nicht beurtheilen, ob und 
inwieweit gegenüber dem Wortlaute des Wetboek van Koophandel, 
welches mehrfach (Art. 455 Ziff. 7, 457, 464, 465, 474, 476) von 
„schadeloosstelling“ des Verfrachters für Säumniſſe „door schuld 
of nalatigheid van den bevrachter“ ſpricht, ſeine Theſe (S. 118, 157) 
auf Richtigkeit Anſpruch machen kann: „Nach holländiſchem Recht iſt 
das Ueberliegegeld keine Vergütung für Koſten, Schaden und Intereſſe, 
fondern der Preis für die Leiſtungen des Schiffers während der anz: 
drücklich oder ſtillſchweigend bedungenen Ueberliegezeit.“ Zum Schluſſe 
(S. 150—154) faßt er die Ergebniſſe feiner Ausführungen, im An: 
ſchluſſe an ein neueres Gutachten der Handelskammer zu Rotterdam 
und einen Beſchluß der holländiſchen Juriſtenvereinigung von 1879, in 
dem Wunſch zuſammen, daß das künftige Seegeſetz für Holland mit der 
Vorſtellung des Liegegeldes als einer Strafe brechen und ſich offen zur 
Gegenleiſtungstheorie bekennen möge. Zur Durchführung derſelben Der: 
langt er ferner, daß das neue Geſetz nach deutſchem Muſter die Bee 
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ſtimmung der Liege⸗(Lade⸗ und Löſchzeit), ſofern fie nicht im Fracht⸗ 
vertrage ſelbſt feſtgeſetzt iſt, dem Richter überlaſſen (S. 152), bei Be⸗ 
rechnung der Ueberliegezeit die Sonn- und Feſttage mitzählen (val. 
Art. 574, 598 des Allg. D. HGB.’3) und endlich hinſichtlich des Liege: 
geldes ausdrücklich ausſprechen möge, „daß für alle Tage, während 
deren nicht durch Schuld oder höhere Gewalt auf Seiten des Schiffers 
die Ladung oder Löſchung unmöglich gemacht wird, Ueberliegegeld ge: 
ſchuldet werde“ (S. 153). 

Wie die Mehrzahl der holländiſchen Doktordiſſertationen ift auch 
die vorliegende Arbeit eine tüchtige Leiſtung und ſteht erheblich über 
dem Durchſchnitte entſprechender deutſcher Gelegenheitsſchriften. Sie be⸗ 
handelt zwar für den deutſchen Juriſten, welcher ſich des ruhigen Be⸗ 
ſitzes eines ſicheren und unzweideutigen Geſetzes erfreuen kann, nicht 
gerade eine Frage von brennender Wichtigkeit. Immerhin aber wird 
ſie demjenigen, welchem die freilich nicht immer kurzweilige Breite der 
Darſtellung — die übrigens den meiſten holländiſchen wiſſenſchaftlichen 
Abhandlungen eigenthümlich und wohl auf die Ungelenkigkeit der Landes 
ſprache zum überwiegenden Theile zurückzuführen iſt — den Geſchmack 
an derartiger Lektüre nicht von vornherein verdirbt, noch einiges Neue 
bringen und manche Belehrung verſchaffen. 


Breslau, Weihnacht 1898. 
Handelskammerſyndikus Dr. Rieſenfeld. 


III. 1. Rechtsgeleerd Magazijn, Tijdschrift voor 
binnen- en buitenlandsche rechtsstudie, onder 
redactie van H. L. Drucker en W. L. P. A. 
Molengraaff. 16. Jaargang. Haarlem 1897, 
De Erven F. Bohn. 


Themis, Verzameling van bijdragen tot de 
kennis van het Publiek- en Privaatrecht, onder 
redactie van Heemskerk, De Pinto, De Har- 
tog e. a. 56. Deel. 's Gravenhage 1898, Ge- 
broeders Belinfante. 

Beide Zeitſchriften ſind die älteſten und angeſehenſten rechtswiſſen⸗ 


ſchaftlichen Organe Hollands, die fich der Mitarbeit nicht nur der Here 
vorragendſten Juriſten des Landes, ſondern auch bekannter Autoritäten 


ID 
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des Auslandes erfreuen. Von dem „Magazin“, welches in zweimonat⸗ 
lichen Zwiſchenräumen erſcheint, liegt Doppellieferung 3 —4 und 5—6, 
von der „Themis“, welche viermal im Jahre ausgegeben wird, Heft 2 
bis 4 für 1897 vor. 

Das „Magazin“, eine Zeitſchrift für ine und ausländiſche 
Rechtsforſchung, bringt diesmal — außer der üblichen Ueberſicht über 
die Rechtſprechung holländiſcher Gerichte, Bücherbeſprechungen, Mit⸗ 
theilungen aus der Geſetzgebung fremder Staaten und Inhaltsangaben 
zahlreicher einheimiſcher und auswärtiger Fachzeitſchriften — eine auch 
für den deutſchen Juriſten intereſſante Abhandlung (S. 319 — 370) über 
„die Grenzen der Verwaltungsgerichtsbarkeit“ von J. B. Kan jr. in 
Rotterdam und eine bei aller gedrängten Kürze doch vortrefflich orien⸗ 
tirende „Ueberſicht über die engliſche Geſetzgebung in den Jahren 1895 
und 1896“ aus der Feder des Anwalts M. van Regteren⸗ Altena 
in Utrecht. Außerdem enthält Heft 3—4 (S. 446 f.) einen ſchönen, 
warm empfundenen Nachruf für den berühmten, weit über Hollands 
Grenzen hinaus bekannten Rechtslehrer J. G. Riſt, den Verfaſſer 
namentlich eines weitverbreiteten Lehrbuchs des holländiſchen Handels⸗ 
rechts in 6 Bänden. 

„Themis“, eine Sammlung von Beiträgen zur Kenntniß des 
öffentlichen und privaten Rechts, hat einen ſehr reichen Inhalt. Der⸗ 
ſelbe behandelt allerdings diesmal überwiegend Spezialfragen des Dot 
ländiſchen Rechts, von denen die Aufſätze über ein „Reichsindigenat“ 
(S. 443—474 und 595 — 628) von Schrender und über „Mäkler⸗ 
amt“ (S. 475 — 518) von Dupark, welcher beſonders auch die deut: 
ſchen Verhältniſſe berückſichtigt, auch ſeitens des deutſchen Juriſten 
Beachtung verdienen; die Bemerkungen des Letzteren (S. 512) über die 
Nothwendigkeit der — in Deutſchland inzwiſchen ($S 93 f. des HGB. 
vom 10. Mai 1897 und bezw. § 34 des Börſengeſetzes) zur Thatſache 
gewordenen — Aufhebung des Inſtituts der amtlichen Handelsmäkler 
decken ſich mit meinen in gleicher Richtung gehenden Ausführungen in 
Gruchot's Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. XXXVII 
1893 S. 814 f.; auffallender Weiſe überſieht jedoch Dupark das durch 
das Börſengeſetz geſchaffene neue Inſtitut der „Kursmakler“, über welches 
ſich auch ſo Manches ſagen läßt. (Vgl. meine Abhandlung in Hold— 
heim's Monatsſchrift für Handelsrecht VII. Jahrg. 1898 S. 10 f.) 
Von dem ferneren Inhalte der vorliegenden Hefte iſt — außer einer 
für die Redaktion dieſer „Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht“ 
überaus ſchmeichelhaften Beſprechung (S. 431-438) ihrer Bände 44 
und 45 — für weitere Kreiſe von beſonderem Intereſſe die Fortſetzung 
eines breit angelegten, in franzöſiſcher Sprache geſchriebenen Aufſatzes 
über „Das Handelsrecht in Rumänien“ aus der Feder des Advokaten 
Jean Bohl in Amſterdam (S. 366—401), mit deffen ganz hervor: 
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ragender Ausgabe des „Code de commerce roumain“, Paris 1895, 
ich mich bereits an anderer Stelle zu beſchäftigen Gelegenheit hatte 
(„Zeitſchrift für Verſicherungsrecht und ⸗Wiſſenſchaft“ Bd. II (1896) 
S. 493 f); er beſchließt darin eine lichtvolle, in glänzender Sprache 
dahinfließende ſyſtematiſche Darſtellung der Prinzipien und Hauptbe- 
ſtimmungen des ſeit dem 13. September 1887 in Geltung ſtehenden 
neuen Rumäniſchen Handelsgeſetzbuchs, welche von Neuem den Wunſch 
rege werden läßt, daß ſich auch bei uns Männer finden möchten, welche 
in ähnlicher Weiſe wichtige Kodifikationen des Auslandes ihren Berufs⸗ 
genoſſen zur Kenntniß bringen. 


Breslau, Weihnacht 1898. 
Handelskammerſyndikus Dr. Rieſenfeld. 


IV. L’elettricita nel diritto. Von Professor 
Umberto Pipia 8. (324 S.) Milano 1900, 
Ulrico Hoepli. 


Der Verfaſſer gibt uns eine gründliche und umfaſſende Darſtellung 
ſeines Themas: „Die Elektrizität im Recht“, wenigſtens ſoweit das 
italieniſche Recht in Betracht kommt. Beſonders ſorgfältig find auch 
die verwaltungsrechtlichen Fragen behandelt, und bei dem Mangel einer 
einheitlichen Regelung der Materie in Deutſchland bieten auch dieſe 
Ausführungen für uns ein gewiſſes Intereſſe. Im erſten Kapitel be⸗ 
handelt Pipia den juriſtiſchen Charakter der Elektrizität. Er hält 
dafür, daß ſie keine Sache iſt. Trotzdem behauptet er (Kap. 2), daß 
ſie ein Rechtsobjekt ſei und im Eigenthum ſtehen könne, ſchließt ſich 
aber im Uebrigen der Theorie des deutſchen Reichsgerichtes an, daß 
Diebſtahl von Elektrizität nicht möglich iſt. Eingehend wird das ent⸗ 
gegengeſetzte Urtheil des römiſchen Kaſſationshofes kritiſirt. In dieſen 
erſten Kapiteln wird auch die deutſche und franzöſiſche Rechtſprechung 
und Literatur berückſichtigt. In Kap. 3 wird die Stellung der Clef: 
trizität in Bezug auf die Gewerbefreiheit beſprochen. Von volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Punkten ausgehend, bekennt fih Pipia als Feind aller 
Monopole und tritt für die abſolute Widerruflichkeit aller öffentlichen 
Konzeſſionen ein, da es ſich bei ſolchen Konzeſſionen um einen Akt der 
obrigkeitlichen Gewalt, der ins öffentliche Recht gehört, handle. Ob 
dieſe von ihm vielerorts verfochtene Theorie der von ihm ſehnlichſt ge⸗ 
wünſchten Ausbreitung der elektriſchen Induſtrie förderlich ſein würde, 
muß zweifelhaft erſcheinen. In Kap. 4 find die Vorſchriften über Aus⸗ 
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nutzung der Waſſerkräfte für elektriſche Zwecke und über Leitungsführung 
auf fremdem Grund und Boden zuſammengeſtellt. Eigenthümlich ſind 
hier die italieniſchen Beſtimmungen über die Entſchädigung. Im Kap. 5 
wird die rechtliche Natur der Verträge über öffentliche und private Be⸗ 
leuchtung erörtert. Etwas künſtlich wird ein Unterſchied zwiſchen den 
beiden Fällen konſtruirt; der Vertrag über Einrichtung und Betrieb 
der öffentlichen Beleuchtung wird als Innominatkontrakt „do ut facias“ 
(§ 91) bezeichnet, während der Vertrag mit dem privaten Abnehmer 
ein Lieferungsvertrag ($ 118) ſein ſoll; der Unterſchied ſoll darin liegen 
($ 115), daß im erſten Fall eine beſondere Anlage erſt erſtellt werden 
muß, als ob nicht der Fall denkbar wäre und vorkäme, daß die öffent⸗ 
liche Beleuchtung von einer ſchon beſtehenden Anlage übernommen wird. 
Kap. 6 behandelt das Recht der elektriſchen Eiſenbahnen und Tram⸗ 
bahnen, Kap. 7 das Telephonrecht, allerdings nur das Konzeſſionsweſen. 
Kap. 8 iſt den Rechtsverhältniſſen der Kraftübertragung gewidmet. Die 
Elektrizität und ihr Verhältniß zur öffentlichen Sicherheit bildet den 
Inhalt von Kap. 9. Bezeichnender Weiſe für italieniſche Verhältniſſe 
liefert auch die Stellung der Elektrizität im Steuerſyſtem Stoff für einen 
Abſchnitt (Kap. 10). Prozeßrechtliche Fragen werden im 11. Kapitel 
behandelt. Schließlich empfiehlt Pipia im Kap. 12 die Einſetzung 
einer Zentralbehörde zur Erledigung aller elektrizitätsrechtlichen Fragen, 
weil jetzt die Kompetenzen zwiſchen zu viele Behörden geteilt ſeien, und 
weiter verlangt er ein einheitliches und organiſches Elektrizitätsgeſetz. 

Die zahlreichen Druckfehler in den deutſchen und franzöſiſchen 
Citaten hätten ſich wohl vermeiden laſſen; im Uebrigen wäre es nur 
wünſchenswerth für unſere Wiſſenſchaft und Praxis, wenn wir eine 
gleich ſorgfältige und eingehende Arbeit über den intereſſanten Stoff 
unter vorwiegender Berückſichtigung deutſcher Verhältniſſe aufweiſen 
könnten. 


Mannheim, März 1900. Dr. Friedrich Fick. 


V. Zum Thema des Rechtsſchutzes der elektri— 
ſchen Stromkreiſe und Betriebsſtellen. 
Mit Geſetzesentwurf. Von Dr. W. Reuling, 
Kaif. Juſtizrath. 8. (26 S.) Berlin 1900, Poly: 
techniſche Buchhandlung. 


Die durchaus originellen Gedanken, welche in dieſen, man möchte 
jagen, juriſtiſchen Apergus entwickelt find, müſſen das Bedauern vere 
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ſtärken, daß das Geſetz über die Beſtrafung der Entziehung elektriſcher 
Arbeit in einem Tempo zur Verabſchiedung gekommen iſt, welches weder 
den Vertretern der Wiſſenſchaft noch der betroffenen Induſtrie die Zeit 
zu eingehender Beſchäftigung mit Entwurf und Motiven gelaſſen hat. 
Die Kritik des Verfaſſers richtet ſich übrigens nicht ſowohl gegen das 
genannte Geſetz, als auch gegen das Geſetz über die elektriſchen Maß⸗ 
einheiten. 

Berechtigt erſcheint die Polemik gegen die Wahl des Ausdrucks 
„elektriſche Arbeit“, welchen der Reichstag ſchon im Geſetz über die 
Maßeinheiten an Stelle des ,eleftrijdje Energie“ im Entwurf ge: 
ſetzt hat. 

Der Grundgedanke des Verfaſſers, daß das Delikt nicht in einer 
Entwendung, ſondern in einer unberechtigten Beanſpruchung 
des Stromes liege, daß es nicht dem Diebſtahl gleich zu achten ſei, 
ſondern „zwiſchen Betrug und Erpreſſung ſchillert“ (S. 23), würde 
allerdings vom Geſetzgeber wohl kaum acceptirt worden ſein; doch tragen 
die geiſtreichen Erörterungen, auch wo ſie ſich mit landläufigen Auf⸗ 
faſſungen in Widerſpruch ſetzen, zur Klärung der Frage bei. 

Mannheim. . Dr. Friedrich Fick. 


VI. H. J. Dupare van Lier. Het Oostenryksch 
en Duitsch Warrant-Recht, beschouwd in 
verband met de belangen van den Nederlandschen 
goederenhandel. (LIV en 208 bl.) Amsterdam 
1898, de Bussy. 


Das Buch iſt eine Amſterdamer Doktordiſſertation, welche äußer— 
lich, in Folge einer bei uns leider ganz ungewohnten, guten Ausjtattung . 
an Druck und Papier umfangreicher erſcheint als ſie inhaltlich wirklich 
iſt. In einer längeren Einleitung (S. 1—39) definirt Verfaſſer zu: 
nächſt die Grundbegriffe „Lagerhaus“ und „Warrant“, ſowie den Unter— 
ſchied zwiſchen Ein- und Zweiſcheinſyſtem (und bei dieſen wieder den 
Unterſchied zwiſchen dem ſogenannten engliſchen und franzöſiſchen Typus), 
mißt die wirthſchaftlichen Vortheile und Nachtheile eines ausgebreiteten 
Warrantverkehrs gegen einander ab, und kommt ſchon hier zu dem 
Schluß, daß die Befürchtungen, die ſich zum Theil gerade gegen das 
Zweiſcheinſyſtem richten, nicht begründet oder wenigſtens nicht ausſchlag— 
gebend ſind. Beſtätigt wird dieſe Anſicht anſcheinend durch die Ent— 
wicklung des Warrantrechts in Oeſterreich, wo zuerſt 1866 durch eine 
ziemlich lückenhafte Miniſterialverordnung das Lagerhausgeſchäft geregelt 
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wurde, und zwar auf Grundlage des Einſcheinſyſtems. In dem ſpäteren 
Geſetz vom 28. April 1889 hat indeß Oeſterreich — wie vor ihm die 
meiſten Staaten mit kodifizirtem Warrantrecht — das Zweiſcheinſyſtem 
angenommen und die Lagerhausunternehmungen verpflichtet, ſowohl 
Lagerbefitz⸗ als auch Lagerpfandſcheine auszugeben. Entſtehungsgeſchichte, 
Vorarbeiten und Inhalt des öſterreichiſchen Geſetzes werden ziemlich ein⸗ 
gehend beſprochen (S. 50 — 136), doch hat auch dieſer Theil, ebenſo wie 
die Einleitung, wenig eigenen Werth. Vor Allem Adler's „Oeſter⸗ 
reichiſches Lagerhausrecht“ iſt ausgiebig benutzt, doch ſcheint mit dem 
Erſcheinungsjahr dieſes Buches die Literaturkenntniß des Verfaſſers zu 
Ende, da er weder den kurzen, aber inhaltsreichen Artikel Adler's im 
Handwörterbuch für Staatswiſſenſchaften, noch Sattler's Aufſätze in 
der Wochenſchrift für Aktienrecht (Bd. I) — beide von 1894 — kennt 
und benutzt hat. Recht dürftig iſt auch der Beginn des dritten Ab⸗ 
ſchnitts, die Geſchichte der Kodifikationsbeſtrebungen des Warrantrechts 
in Deutſchland — hier erſcheint Rieſſer's Arbeit hauptſächlich ex⸗ 
zerpirt — und erſt die, allerdings nicht ſehr umfangreiche Darſtellung 
der SS 416 - 424 HGB.“ bietet mehr Intereſſe, weil hier, unbeeinflußt 
durch fremde Vorarbeit, die eigene Kritik des Verfaſſers zum Ausdruck 
kommt. Verfaſſer findet es zunächſt auffallend, daß eine den §§ 406 
und 415 des HGB.’3 entſprechende Beſtimmung, daß auch für die von 
einem Kaufmann nur vereinzelt vorgenommenen Kommiſſions⸗ bezw. 
Speditionsgeſchäfte die Beſtimmungen der betreffenden Abſchnitte gelten 
ſollen, bei Lagergeſchäften fehle, und es iſt, entgegen der Denkſchrift, 
allerdings auch nicht einzuſehen, warum die Vorſchrift des 5. Abſchnitts 
nicht paſſend ſein ſolle, wenn z. B. ein Spediteur hin und wieder 
Lagergeſchäfte abſchließt. Richtig iſt auch der weitere Einwand, daß 
$ 422 Abſ. 2 präziſer zu faſſen und daß insbeſondere eine Beſtimmung 
erwünſcht wäre (wie Rieſſer ſie vorgeſchlagen), wonach der Lagerhalter 
1. berechtigt ift, die Rücknahme des Gutes vor dem Ablaufe der Lager: 
zeit zu verlangen, wenn ſeine Koſtenvorſchüſſe drei Viertel des durch 
Sachverſtändige feſtzuſtellenden Werthes betragen, und 2. in allen das 
Verlangen der Zurücknahme rechtfertigenden Fällen das Gut verkaufen 
darf. Es folgen noch eine ganze Reihe kritiſcher Bemerkungen, die 
theils die klare Faſſung des Handelsgeſetzbuches — z. B. des § 419 
HGB.“s — loben, theils vermeintliche Lücken konſtatiren. Letztere im 
Einzelnen zu erwähnen, würde zu weit führen; fie ergeben fih daraus, 
daß die grundſätzliche Regelung des Lagerhausgeſchäftes, insbeſondere 
die Freigabe der Ausſtellung indoſſabler Lagerpapiere und die Ein— 
führung des Zweiſcheinſyſtems bei Gelegenheit der Reviſion abſichtlich 
unterblieben iſt, während der Verfaſſer auf dem Standpunkt ſteht, daß 
ohne die geſetzliche Regelung aller Einzelfragen eine gedeihliche Entwick— 
lung des Lagerhausweſens nicht möglich iſt. Das iſt nun gerade der 
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Kernpunkt in der ganzen, viel umſtrittenen Frage, und wenn Verfaſſer 
im letzten Paragraphen ſeiner Arbeit in die Erörterung nochmals ein: 
tritt und ſich hier ſpeziell mit ſeinen Landsleuten Pierſon, Levy 
und Jitta auseinanderſetzt, ſo muß man ihm das Verdienſt zu— 
erkennen, zwar nicht den Streit der Meinungen über Werth und 
Unwerth des Zweiſcheinſyſtems entſchieden, jedoch durch die ſachliche, 
vergleichende Darſtellung der Rechtsentwicklung und Rechtsgeſtaltung in 
Deutſchland und Oeſterreich ein recht ſchwerwiegendes Argument für 
die Zweckmäßigkeit eines Warrantgeſetzes (und zwar auf Grundlage 
des Zweiſcheinſyſtems) erbracht zu haben. 

Für deutſche Leſer wird die vom Verfaſſer zum Schluß gegebene 
kurze Darſtellung des heutigen Rechtszuſtandes in Holland von Inter⸗ 
eſſe ſein; dort ſind zwei verſchiedene Dokumente bekannt: 1. eine Be⸗ 
ſcheinigung über die Lagerung, auf Namen oder Ordre lautend, die 
lediglich zur Zurückgabe der darin angegebenen Anzahl Güter (ohne 
Schadenshaftung) verpflichtet; 2. ein Empfangsſchein auf den Inhaber, 
gegen den die erſte Urkunde ausgetauſcht werden kann, ſobald die Güter 
handelsfertig ſind; in dieſem übernimmt das Lagerhaus die Verpflich⸗ 
tung zur Aufbewahrung und Haftung für allen Schaden. Ob dieſe 
Papiere die Waare repräſentiren, iſt zweifelhaft. Geſetzliche Beſtimmungen 
fehlen. 

Als Anhang ſind dem Werk, außer dem Abdruck des öſterreichiſchen 
Warrantgeſetzes vom 28. April 1889 und des Abſchn. 5 Buch III des 
HGB.'s nebft den Ergänzungsbeſtimmungen aus dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und der Wechſelordnung eine Anzahl Formulare, beſonders bols 
ländiſcher Lagerhäuſer, beigefügt. | 

Barmen-Wupperfeld. | Hinsberg. 


VII. Emil Blattner. Die Rechtsverhältniſſe 
der Mitglieder in der Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaft nach ſchweizeri⸗ 
ſchem Obligationenrecht und ausländiſchen Geſetz— 
gebungen. Diſſertation zur Erlangung der Doktor— 
würde an der juriſtiſchen Fakultät zu Bern. 8. 
(187 S.) Aarau 1899, H. A. Sauerländer & Comp. 


Nicht nur dem Umfang nach, ſondern auch in der Qualität er: 
hebt Sich die Arbeit weit über das gewöhnliche Niveau einer Doktor— 
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diſſertation. Nach einem gut orientirenden Ueberblick über die Geſchichte 
des Genoſſenſchaftsweſens und des Genoſſenſchaftsrechts der wichtigſten 
europäiſchen Staaten (England, Frankreich, Italien, Oeſterreich, Belgien, 
Niederlande, Deutſchland, Schweiz) und nach einer näheren Prüfung 
des ſchwankenden Begriffs und der Requifite der Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft gibt der Verfaſſer auf breiter wiſſenſchaftlicher Grundlage, unter⸗ 
ſtützt von einer anſcheinend reichen praktiſchen Erfahrung im Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen, eine Darſtellung der Rechtsverhältniſſe der Mitglieder, der 
Entſtehung und Endigung, der Rechte und Pflichten der Mitgliedſchaft, 
alſo einer Materie, in der ſich das Genoſſenſchaftsrecht von der charak⸗ 
teriſtiſchſten Seite zeigt. Daß hierbei die Haftpflicht der Genoſſen die 
bei Weitem eingehendſte Behandlung gefunden hat, entſpricht der Wichtig⸗ 
keit derſelben für das wirthſchaftliche Leben und der außerordentlichen 
Beſtrittenheit ihrer rechtlichen Natur. 

Die Ergebniſſe, zu denen der Verfaſſer gelangt, find nicht durch⸗ 
weg zu billigen. So können wir, was gerade die causa obligatoria 
der Genoſſenhaftung anbelangt, dem Verfaſſer nicht beitreten, wenn er 
im Anſchluß an Stobbe und Kirchhofer in der Uebernahme (2!) 
der Haftpflicht das Eingehen einer einſeitigen Verpflichtung durch den 
Genoſſen erblickt (S. 164) und ſie ihrem juriſtiſchen Weſen nach geradezu 
identifizirt mit der „dem Unternehmer erwachſenden Haftpflicht für den 
durch Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff⸗, Fabrik⸗ u. f. w. Betrieb verurſachten 
Schaden“ (S. 165 f.). Sympathiſch begrüßen wir dagegen den für eine 
große Reihe von Fragen grundlegenden Standpunkt des Verfaſſers, 
wonach in der Feſtſetzung der Statuten nicht ein Ausfluß autonomer 
Befugniß, ſondern ein mehrſeitiges Rechtsgeſchäft zu erblicken iſt 
(S. 42 f.). Die Begründung dieſer und die Bekämpfung jener Anficht 
läßt allerdings zu wünſchen übrig. Hier und da ſcheint übrigens die 
Vertragstheorie zu ſtark verwerthet zu ſein. 

Durch die vergleichende Heranziehung der fremden Rechte gewinnt 
das in erſter Linie das ſchweizeriſche Recht behandelnde Buch beſonderes 
Intereſſe; bei dem engen Zuſammenhang zwiſchen ſchweizeriſchem und 
deutſchem Genoſſenſchaftsrecht und der hierdurch erklärlichen ſtärkeren 
Berückſichtigung des letzteren iſt das Buch auch deutſchen Juriſten von 
praktiſchem Werth. 


Roſtock. Dr. Rönnberg, Landgerichtsrath. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 17 
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VIII. B. Averbeck. Weſen der Aktienzeichnung, 
Rechte und Pflichten aus der Zeichnung. 
gr. 8. (44 S.) Jena 1900, Guſtav Fiſcher. 


Der Verfaſſer liefert in der ſcharfſinnigen Abhandlung eine Ron: 
ſtruktion der Aktienzeichnung, die im Weſentlichen ſich mit der von 
Gierke in feiner Genoſſenſchaftstheorie und der von mir im „Recht 
der Aktiengeſellſchaften“ aufgeſtellten deckt. In Einzelheiten weicht 
Averbeck ab. So will er Aktienübernahme und Aktienzeichnung ge: 
trennt halten (S. 2 Anm. 2). Aber, was beide ſcheidet, ſind Dinge, 
die den Kern des Aktes unberührt laſſen. Mit Recht ſucht Averbeck 
bei der Zeichnung nebenhergehende Vertragsverhältniſſe von dem eigent⸗ 
lichen Aktienübernahmeakt zu ſcheiden, dasſelbe muß er dann aber auch 
bei der Aktienübernahme thun. Die meiſten Geſetze unterſcheiden beide 
nicht einmal terminologiſch. Die Aktienübernahme iſt, wie die Zeich— 
nung, der einſeitige Akt des Mitgliedwerdens. — Nicht ganz begründet 
erſcheint mir auch, was über die „Errichtung“ auf S. 22— 23 geſagt 
wird. Averbeck beachtet hier nicht genügend, daß der Beſchluß der 
konſtituirenden Generalverſammlung nur konfirmatoriſche Bedeutung hat. 
Der Einſtimmigkeitsgedanke hatte ſeinen Ausdruck in den Zeichnungen 
gefunden, durch die Zeichnung hat fich Jeder freiwillig dem Majoritäts⸗ 
beſchluß der ſpäteren konſtituirenden Generalverſammlung unterworfen. 
Im letzten Grunde iſt auch hier eine Verſchiedenheit zwiſchen Simultan- 


und Succeſſivgründung nicht vorhanden. — Ausführlicher hätte über 


die „Gründer“ gehandelt werden ſollen. Die wenigen, nicht unrichtigen 
Bemerkungen auf S. 30 genügen nicht, wo immerfort in der Abhand- 
lung mit deren eigenartiger Stellung operirt wird. Vielleicht holt der 
talentvolle Verfaſſer in einer zweiten Arbeit dies nach. 


Roſtock. Karl Lehmann. 


IX. Dr. iur. Paul Meyer, Aſſeſſor. Die Anzeige- 
pflicht des Verſicherungsnehmers beim 
Abſchluß des Verſicherungs vertrages nach 
See⸗ und Binnenverſicherungsrecht. Habi⸗ 
litationsſchrift. 8. (85 S.) Hamburg 1897, Her⸗ 
mann Seipel. 

Nach einer einleitenden Unterſuchung über den Begriff und das 


Weſen des Verſicherungsvertrages (S. 9 — 40) prüft der Verfaſſer die 
verſchiedenen Theorieen, die über den Grund und die rechtliche Natur 
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der Anzeigepflicht aufgeſtellt worden find (S. 41 — 50). Er ſelbſt findet 
(mit Anderen) den Grund der Anzeigepflicht in den techniſchen Grund⸗ 
lagen des Verſicherungsgeſchäfts: der Verſicherer muß das Maß der 
zu übernehmenden Gefahr kennen, um beurtheilen zu können, ob er den 
Vertrag abſchließen dürfe, und um einen Anhalt für die Bemeſſung 
des Beitrages zu gewinnen (S. 50 f.). Für die rechtliche Natur dieſer 
Anzeigepflicht verweiſt der Verfaſſer auf „die in der Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers enthaltene Mittheilungspflicht“, welcher ſie nach 
ſeiner Annahme „durchaus gleicht“. Er begründet dies damit, daß 
beide Pflichten „Deklarationspflichten“ ſeien, die bei der Eingehung des 
Vertrages zu erfüllen ſeien, und daß bei beiden „die Verletzung die 
Unverbindlichkeit des Vertrages“ für den Gegner des Anzeigepflichtigen 
nach fic) ziehe (S. 58—54). Meines Erachtens ift ihm hierin nicht 
zu folgen. Eine Pflicht zur Mittheilung der Mängel beſteht für den 
Verkäufer nicht. Die Gewährleiſtungspflicht beruht auf dem Beſtehen 
des Mangels, nicht auf der Anzeigeverſäumniß: der Verkäufer 
muß auch diejenigen Fehler der Kaufſache vertreten, die ihm ohne Schuld 
unbekannt geblieben ſind und hinſichtlich derer ihm daher eine Verletzung 
ſeiner Anzeigepflicht nicht zur Laſt ſallen könnte; anders nach des Ver⸗ 
faſſers eigenen Ausführungen, für die Anzeige beim Abſchluſſe des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages: hat der Verſicherungsnehmer Thatſachen nicht an⸗ 
gezeigt, weil ſie ihm unbekannt waren, ſo bleibt der Vertrag ſür den 
Verſicherer verbindlich (S. 52, 63 ff.) Së 806, 807 HGB. 8. Unrichtig 
iſt es auch, daß die Anzeigeverſäumniß des Verſicherungsnehmers und 
die des Verkäufers dieſelbe Wirkung hätten: der Käufer hat das Wan⸗ 
delungs⸗ und das Minderungsrecht, der Verficherungsvertrag iſt für den 
Verſicherer „unverbindlich“. Der Verfaſſer ſcheint allerdings anzunehmen, 
daß die Unverbindlichkeit des Verſicherungsvertrages dem Verſicherer die 
Rechtsſtellung gebe, die der Käufer nach Ausübung feines Wandelungs⸗ 
rechtes habe (S. 75 Anm. 170). Allein dieſe Annahme iſt unhaltbar, 
und der Verfaſſer hat es mit Recht unterlaſſen, die Folgerungen aus 
feiner Konſtruktion zu ziehen. Was es bedeutet, wenn § 808 Abi. 1 
HGB.“? verordnet, daß bei Nichterfüllung der Anzeigepflicht der Ber: 
trag „für den Verſicherer unverbindlich“ ſei, kann freilich zweifelhaft 
fein. Das Geſetz hat fih hier eng an den Wortlaut des alten HGB.“ 
Art. 812 Abſ. 1 angeſchloſſen und ſich von dem Sprachgebrauch entfernt. 
den die neue Reichsgeſetzgebung ſonſt durchweg feſtgehalten hat und nach 
welchem es nur „unwirkſame“ Rechtsgeſchäfte gibt, die entweder abſolut 
nichtige oder relativ nichtige oder anfechtbare ſind. Daß das ,un: 
verbindliche“ Rechtsgeſchäft des § 808 Abſ. 1 HGB.'s keine vierte Art 
der Unwirkſamkeit darſtellt, wird nicht bezweifelt werden, dagegen 
mag man ſchwanken, ob hier ein relativ nichtiges oder ein anfechtbares 
Geſchäft vorliegt. Wenn der Wortlaut vielleicht mehr für die Annahme 
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einer relativen Nichtigkeit ſprechen mag, jo wird meines Erachtens doch 
die Erwägung, daß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche die verwandten 
Fälle der argliſtigen Täuſchung und des Irxthums nur eine Anfecht: 
barkeit zur Folge haben, entſcheiden und auch hier die Annahme einer 
bloßen Anfechtbarkeit rechtfertigen. Hierfür ſpricht auch, daß 8 811 
HGB.'s eine Geltendmachung der Unverbindlichkeit vorauszuſetzen 
ſcheint. Eine Erörterung einzelner Zweifelsfragen (jo, ob § 121 oder 
§ 124 B. GB.'s Anwendung zu finden hat) kann hier nicht erfolgen. 

In feinem Schlußparagraphen (S. 55 — 85) beſpricht der Ber: 
faſſer, in freilich enger Anlehnung an die Ausführungen Ehren: 
berg's, Verſicherungsrecht S. 333 ff., und unter Berückſichtigung der 
inländiſchen und der ausländiſchen Geſetzgebung, Wiſſenſchaft und Rechts⸗ 
pflege, die einzelnen Rechtsſätze der Anzeigepflicht, den Inhalt dieſer 
Pflicht und die Folgen ihrer Verletzung; das Bürgerliche Geſetzbuch iſt 
noch nirgends berückſichtigt. Unter ſeiner Herrſchaft werden manche 
Fragen für das Binnenverſicherungsrecht anders zu beantworten ſein, 
als vom Verfaſſer geſchieht: ſo ſind für die Frage, inwieweit der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer die Kenntniß ſeines Stellvertreters gegen ſich gelten 
laſſen muß (S. 64), die etwaigen landesgeſetzlichen Vorſchriften (3. B. 
§ 2029 Allg. LR. II. 8) jetzt gemäß Art. 4 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche durch die Vorſchrift des § 166 B. GB.'s erſetzt. 
So wird ferner, wenn im Falle der Kollektivverſicherung die Anzeige— 
pflicht nur bezüglich eines Theiles der verſicherten Objekte verletzt 
worden ift, für das Binnenverſicherungsrecht nicht der § 806 Abf. 2 
HGB.'s, ſondern der die Behauptungslaſt anders normirende § 139 
B. GB.'s maßgebend fein. 

Berlin. Dr. Martin Wolff, Privatdozent. 


X. Dr. Hermann Julius Mankiewitz. Die Rechte 
und Pflichten des Aufſichtsraths der Aktien— 
geſellſchaft nach dem Handelsgeſetzbuch vom 
10. Mai 1897. 8. (34 S.) Berlin 1899 
Struppe & Winckler. 

Die Arbeit will den Inhalt der vom 1. Januar 1900 geltenden 

Beſtimmungen über den Aufſichtsrath darſtellen. Dies geſchieht unter 
Berückſichtigung der einſchlägigen Kontroverſen in kurzer, klarer Form. 


Tieferen wiſſenſchaftlichen Gehalt beſitzt die Arbeit nicht. 
Roſtock. Dr. Joerges. 
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II. Siegfried Loewenthal. Das Firmenrecht 
nach dem neuen Handelsgeſetzbuch. Erlanger 
Inaugural⸗Diſſertation. 8. (219 S.) 


Der Verfaſſer unterſucht zunächſt die Rechtsverhältniſſe der Firma 
im Allgemeinen; ſodann die für die Firma des Einzelkaufmanns, die 
Geſellſchafts⸗ und die Sachfirma geltenden Normen (S. 1 - 167). Hieran 
ſchließt ſich eine Erörterung der ſich an die Fortführung der Firma 
bei Veränderungen in der Perſon des oder der Berechtigten knüpfenden 
Fragen. Die Arbeit behandelt erſchöpfend, wenn auch etwas breit, die 
ſämmtlichen einſchlagenden Verhältniſſe und überragt durch die ein: 
gehende, ſorgfältige Eröffnung des Stoffes erheblich den Durchſchnitt 
der Inauguraldiſſertationen. 


Roſtock. Dr. Joerges. 


XII. Die Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. (Vgl. Bd. XLVIII S. 385 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift.) 


Kein Geſetz hat ſo viel Abänderungen ſeit ſeiner Verkündung 
erfahren, als die Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund vom 
21. Juni 1869. Wer die im Verlage von J. Guttentag, Berlin, er: 
ſchienenen 15 Auflagen (vgl. Bd. XLVIII S. 385 dieſer Zeitſchrift) 
vor ſich hat, der kann danach die Wandlungen verfolgen. Zu den in 
Bd. XLVIII S. 385 dieſer Zeitſchrift angezeigten Ausgaben der 
Reichs⸗ Gewerbeordnung, welche dieſes Geſetz in der zeitweilig geltenden 
Geſtalt darſtellen, iſt noch hinzuzufügen: 


Die Reichs- Gewerbeordnung in ihrer 
neueſten Geſtalt, nebſt Ausführungs— 
vorſchriften. Unter Berückſichtigung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erläuternde Textaus— 
gabe mit Sachregiſter von Dr. Ernſt Neu: 
kamp, Landrichter in Göttingen, jetzt Ober— 
landesgerichtsrath in Köln. Dritte Auflage. 16. 
(621 S.) Berlin 1899, Siemenroth & Troſchel. 

Mit größter Sorgfalt ſind in den Erläuterungen die zahlreichen 


und zerſtreut veröffentlichten Entſcheidungen wohlgeordnet zuſammen— 
geſtellt unter zuverläſſiger Angabe des Ortes der Veröffentlichung. 
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Beſonders beachtenswerth find die Anlagen, welche die mannigfachen 
und zahlreichen Einzelbeſtimmungen bringen, die bei den ſtets ſich er— 
neuernden Wandlungen und Erweiterungen im Gedächtniß nicht bewahrt 
werden können. Ein Sachregiſter iſt eine Nothwendigkeit, die Her⸗ 
ſtellung eine mühevolle, ermüdende Arbeit; je mehr hier geleiſtet wird, 
deſto dankbarer bekennt man ſich bei der Benutzung. 

Keyßner. 


XIII. Die Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich mit den Ausführungbeſtimmungen. 
Bearbeitet von Koliſch, weil. Amtsgerichtsrath, 
Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. 8. (Bd. I: 
703 S. Bd. II: 773 S.) Hannover 1900, Gel- 
wing'ſche Verlags buchhandlung. 


Der erſte Band ift bereits in Bd. XLVIII dieſer Zeitſchrift 
ungezeigt; mit dem zweiten Band liegt nunmehr das umfaſſende Werk 
abgeſchloſſen vor. Wenn ich meine Anſicht dahin ausſpreche, daß mit 
einer durch eingehende Beſchäftigung mit dem Gegenſtand erworbenen 
Kenntniß des Werdeganges des Geſetzes der Stoff aus dem geſammten 
Reich mit Sorgfalt zuſammengetragen und eingeordnet iſt zu erläutern: 
den Anmerkungen, welche unter ſich zur Vermeidung von Wiederholungen 
in Verbindung gehalten ſind durch Verweiſungen: ſo entnehme ich dies 
der Durchforſchung einzelner Theile des Werkes. Abgeſchloſſen wird ein 
ſolcher Kommentar nie, denn immer neuer Stoff wächſt oft unerwartet 
heran. Wenn nach Zeit und Raum das Mögliche gethan iſt, dann 
muß die Arbeit abgeſchloſſen werden. So iſt Verfaſſer zum Abſchluß 
gelangt. 

Das Sachregiſter iſt umfaſſend. Die äußere Ausſtattung des 
Werkes gediegen. 

Wie oben S. 221 mitgetheilt, iſt am 30. Juni 1900 ein neues 
Abänderungsgeſetz ergangen. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, nach den 
zahlreichen Abänderungen einen neuen Abdruck der Gewerbeordnung zu 
geſtalten. Es möchte dies darauf deuten, daß nunmehr die Geſetzgebung 
für einſtweilen zur Ruhe gelangen ſoll. Dieſer Abdruck, Faſſung vom 
26. Juli 1900, befindet fih im Reichs-Geſetzblatt 1900 Nr. 47 S. 871 ff. 

Keyßner. 
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XIV. Der geſetzliche Schutz der Baugläubiger 
in den Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika. Ein Beitrag zu den Entwürfen eines 
Reichsgeſetzes, betreffend die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen, und eines Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes. Von Dr. Georg Salomonſohn, Ge⸗ 
richtsaſſeſſor in Berlin. 8. Berlin 1900, Carl 
Heymanns Verlag. 


Der Zweck des vorliegenden umfangreichen Buches iſt, durch die 
Darſtellung des in den Vereinigten Staaten von Nordamerika geltenden 
Schutzrechtes der Baugläubiger einen Beitrag zu der Löſung dieſer 
ſchwierigen Frage in Deutſchland zu geben. 

Das Schutzrecht der Baugläubiger hat ſich nach und nach ſeit 
hundert Jahren in den Einzelſtaaten der Republik entwickelt. Dieſe 
Entwicklung bringt der Verfaſſer klar und überſichtlich zur Darſtellung. 
Für den deutſchen Juriſten machen die engliſchen und amerikaniſchen 
Rechtsbegiffe Schwierigkeiten. Man muß es dem Verfaſſer Dank wiſſen, 
daß er der Behandlung ſeines Themas eine Ueberſicht des amerikaniſchen 
Rechtes, ſo weit es hier in Betracht kommt, voranſchickt. 

Der erſte Abſchnitt des Buches behandelt die rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Grundlagen des Schutzrechts der Baugläubiger; es be⸗ 
ginnt mit der Darſtellung der Rechtsquellen des amerikaniſchen Rechtes. 

Das ungeſchriebene Recht, Common law and equity, wird in 
ſeiner Bedeutung dem geſchriebenen Recht, den Verfaſſungen und Sta⸗ 
tuten gegenübergeſtellt. Die große Bedeutung, die den gerichtlichen 
Urtheilen für die Weiterentwicklung und Fortbildung des amerikaniſchen 
Rechts zukommt, wird demnächſt ausgeführt. Intereſſant iſt es, die 
rechtserzeugende Macht dieſer Urtheile, von denen im Texte des Buches 
eine große Anzahl behandelt find, kennen zu lernen. Die Gründe der 
Entſcheidungen erinnern häufig an die Art, wie die römiſchen Juriſten 
in den Juſtinianiſchen Pandekten neue Rechtsgrundſätze aus dem ge⸗ 
gebenen Recht entwickelt haben. | 

Die weitere Darftellung des amerikaniſchen Obligationen: und 
Immobiliarrechtes führt den Verfaſſer zu dem Ergebniß, daß in den 
Vereinigten Staaten die rechtlichen Grundlagen des Schutzes der Bau— 
gläubiger auf weſentlich denſelben Grundlagen beruhen wie in Deutſch⸗ 
land. Das Immobiliarpfandrecht bildet ſich dort allmählich zu unſerer 
Hypothek aus, wenngleich die Entwicklung noch nicht zum Abſchluß 
gekommen iſt. 

Auch die wirthſchaftlichen Grundlagen ſind ähnlich wie bei uns. 
Wie der Verfaſſer an dem typiſchen Beiſpiel der New Yorfer Verhält- 
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niſſe zeigt, hatte die Bauſpekulation vielfach dahin geführt, daß der 
Eigenthümer ſein Grundſtück zu Gunſten dritter Perſonen, namentlich 
eines Baugeldgebers, mit Hypotheken überlaſtete, und daß dann die 
Baugläubiger, die durch ihre Leiſtungen den Werth des Grundſtücks 
erhöht hatten, bei dem Zuſammenbruch leer ausgingen. 

Der zweite Abſchnitt des Buches gibt eine ſyſtematiſche Darſtellung 
des amerikaniſchen Schutzrechtes, und zwar zuerſt der materiellen, dann 
der formellen Beſtimmungen; daran ſchließt ſich eine Erläuterung zu 
dem im Staate New York am 13. Mai 1897 erlaſſenen Geſetz. 

Dem Verfaſſer ift es gelungen, die Schwierigkeiten, die fih für 
die Darſtellung durch die Verſchiedenheit der Rechtsentwicklung in den 
Einzelſtaaten ergeben, zu überwinden. Das Weſentliche und Charafte- 
riſtiſche iſt klar von den unbedeutenden Einzelheiten geſondert. Der 
Höhepunkt der Entwicklung ift in dem genannten New Yorker Geſetz 
enthalten. Zum Schutz gegen die Ausbeutung durch Unternehmer und 
Eigenthümer iſt den Baugläubigern eine geſetzliche Hypothek, mechanics’ 
lien, gegeben. Die Grundlage für das Schutzrecht liefert der Bau— 
vertrag. Dieſer iſt in ein den Baugläubigern zugängliches Regiſter 
einzutragen. Das lien ſteht nicht nur denjenigen zu, die mit dem 
Eigenthümer in direkter Verbindung ſtehen, ſondern Jedem, der den 
Werth eines Grundſtücks auf Verlangen oder mit Einwilligung des 
Eigenthümers durch Lieferung von Materialien oder Lieferung von 
Arbeiten erhöht hat. Die Unterunternehmer und weiteren Nachmänner 
ſchützen ihr Recht durch Eintragung in eine öffentliche Liſte binnen 
einer Anmeldefriſt. Dadurch wird die Zahlung des Eigenthümers an 
den Hauptunternehmer geſperrt. Gegen Umgehungen der Liengeſetze und 
vorzeitige Zahlungen des Eigenthümers ſind beſondere Rechtsbehelfe 
gegeben. Ein vertragsmäßiger Ausſchluß der geſetzlichen Hypothek und 
ein Verzicht auf dieſelbe iſt zugelaſſen. Die Klage aus dem lien ver— 
jährt in kurzer Friſt. Das Recht wird im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
geltend gemacht. Dies Verfahren iſt im Wege der Klage zu erledigen, 
das Urtheil ſtellt die Rechte und den Rang der Gläubiger feſt. Aeltere 
Rechte gehen der Baugläubigerhypothek vor. Von der Baugelderhypothek 
haben die Raten den Vorrang vor dem lien, die vor Anmeldung des— 
ſelben gezahlt ſind. 

Im dritten Abſchnitt des Buches beſpricht der Verfaſſer Wirkungen, 
Erfolge, Nutzanwendung und Geiſt des amerikaniſchen Rechtes. 

Er hat bei einer Anzahl der bedeutendſten Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften, deren Vermögen zum großen Theil in Hypotheken angelegt iſt, 
eine Enquete angeſtellt, um zu ermitteln, welche Wirkungen die Lien— 
geſetze auf Bau- und Baugeldunternehmungen haben, namentlich ob die 
geſetzliche Hypothek der Baugläubiger die Anlage von Kapitalien als. 
Baugelder erſchwert. | 
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Einige Geſellſchaften erklärten, ſie geben keine Hypothek auf Grund⸗ 
ſtücke, die mit dem lien beſchwert ſind, andere verlangen die Einräumung 
des Vorranges für die Baugelder oder Verzicht der Baugläubiger auf 
ihre Sicherung; wieder andere laſſen das Baugeld unmittelbar an die 
Baugläubiger gelangen; ſie müſſen dazu die Verwendung dieſes Geldes 
überwachen. Ueber die Zweckmäßigkeit der Liengeſetzgebung find die 
angefragten Geſellſchaften verſchiedener Meinung. 


Ebenſo iſt das Urtheil der Bauintereſſenten über dieſen Punkt 
getheilt. Die kapitalkräftigen Unternehmer und Lieferanten wollen von 
der Geſetzgebung nichts wiſſen, ſie halten dafür, daß durch dieſelbe eine 
Schleuderkonkurrenz groß gezogen werde, und daß hierdurch frebit- 
unwürdige Unternehmer Material erhalten. Gerade in den Staaten 
des ausgebildeten Schutzes ſei der Bauſchwindel am größten. Die 
Mehrzahl der Intereſſenten hält dagegen die Erfolge der Geſetze, die 
die wirthſchaftlich Schwächeren ſchützen, für nachgewieſen. 

Das reichhaltige Material, das der Verfaſſer liefert, wird bei einer 
deutſchen Schutzgeſetzgebung unzweifelhaft eine Berückſichtigung finden. 
Ob ſeine am Schluß des Buches gemachten Vorſchläge behufs Anwendung 
der amerikaniſchen Erfahrungen in Deutſchland allſeitig durchführbar 
ſind, kann indeſſen zweifelhaft ſein. Der Verfaſſer konſtruirt einen durch 
eine Sicherungshypothek geſchützten Baufonds, der durch Bauvertrag 
oder Bauanſchlag feſtzulegen iſt, und auf den die Baugläubiger ein 
bevorzugtes Recht haben. Dem Bauvertrag und den zur Geltendmachung 
der Rechte nothwendigen Anmeldungen der Baugläubiger ſoll Publizität 
gegeben werden. Der Bauhypothek ſollen die zur Zeit der Entſtehung 
bereits begründeten Rechte vorgehen, nur der Baugeldgeber ſoll, wenn 
er auch vor der Bauhypothek oder deren Vormerkung durch den ſoge⸗ 
nannten Bauvermerk eingetragen iſt, nachſtehen, es ſei denn, daß er 
Baugläubiger befriedigt hat. 

Der Verſaſſer ſteht im Weſentlichen auf dem Boden des Re: 
gierungsentwurfs vom 15. Dezember 1897, der die Baugläubiger gleich⸗ 
falls durch eine geſetzliche Hypothek ſchützen will. Der Regierungsentwurf 
ermittelt den Bauſtellenwerth in komplizirter Weiſe und läßt die älteren 
Rechte nur inſoweit der Bauhypothek vorgehen, als der Grundſtücks⸗ 
werth reicht. Einige Bedenken, die die Durchführung dieſes Grundſatzes 
mit ſich bringt, ſind dadurch abzuſtellen, daß man, wie ich in meiner 
Abhandlung !) vorgeſchlagen habe, die Bauerlaubniß davon abhängig 
macht, daß das Grundſtück nicht höher als mit dem Bauſtellenwerthe 


1) Zum Bauhandwerkergeſetz. Vorſchläge zur Abänderung des 
Regierungsentwurfes vom 15. Dezember 1897. Berlin 1898, 
J. Guttentag. 
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belaftet iſt, es fet denn, daß der Eigenthümer Sicherheit für die Mehr: 
belaſtung ſtellt. 

Eine Belaſtung des Grundſtücks mit einer Hypothek von unbe⸗ 
ſtimmter Höhe ift indeſſen nach den Grundſätzen unſeres Grundbud- 
rechtes jedenfalls nicht wünſchenswerth. 

Zweifellos erſchwert weiter jede Belaſtung des Grundſtücks nicht 
nur die unreelle, ſondern auch die reelle Bauſpekulation. Der Baugeld⸗ 
geber zahlt die einzelnen Raten der Baugelderhypothek je nach dem 
Fortſchreiten des Baues, das er leicht kontrolliren kann. Auch ein nicht 
kapitalkräftiger Eigenthümer verſchafft ſich hierdurch billig Geld. Dies 
ſteht aber auch dem perſönlich völlig kreditunwürdigen Eigenthümer zur 
Verfügung, und darin liegt die Haupturſache des Bauſchwindels. Nach 
wirthſchaftlichen Begriffen ſind Unternehmungen unſolide, bei denen 
vermögensloſe Perſonen bedeutende Summen in Umlauf ſetzen. Das 
Fehlſchlagen der Spekulation führt zum Zuſammenbruch, deffen Koſten 
die Bauhandwerker tragen. 

Andererſeits wird aber der Baugeldgeber ſich zurückziehen, wenn 
der Rang ſeiner Hypothek durch unbekannte Anſprüche bedroht wird. 

Durch das Studium des vorliegenden Buches wird die Befürchtung 
nicht beſeitigt, daß das Baugeldgeſchäft, wie es bei uns durch die billige 
Baugeldhypothek üblich iſt, durch das vorgeſchlagene Geſetz unterbunden 
wird. Ans den Auskünften der vom Verfaſſer angefragten Geſellſchaften 
ergibt ſich, daß ſie ſich ſämmtlich gegen die nachtheiligen Folgen des 
lien durch vertragsmäßige Abmachungen geſchützt haben. 

Um einen Ausgleich der verſchiedenen Intereſſen zu finden, wird 
nichts Anderes übrig bleiben, als auf den vom Abgeordneten Wall⸗ 
brecht im preußiſchen Abgeordnetenhauſe gemachten Vorſchlag, vom 
Eigenthümer Sicherheit zu verlangen, zurückzukommen !). Man darf 
aber nicht die Kaution nach einem von der Baupolizeibehörde geprüften 
Anſchlag der ganzen Bauſumme bemeſſen, ſondern man muß ſich mit 
einem Prozentſatz von 10—25 Prozent begnügen. Hierdurch werden 
vermögensloſe Leute von Bauunternehmungen abgehalten, die Bau- 
gläubiger werden aber auch zur eigenen Prüfung der Sicherheit ihrer 
Auftraggeber angehalten, denn ſie ſind durch die Kaution nur zum Theil 
gedeckt. Wenn man mit dem Regierungsentwurf die Materiallieferanten 
von dem Schutze ausſchließt, ift naturgemäß der Schutz der Bauhand— 
werker ein größerer. 

Es dürfte ſich empfehlen, geſetzlich nur Normativbeſtimmungen zu 
geben und es den einzelnen Gemeinden zu überlaſſen, durch Ortsſtatuten 
die Einzelheiten des Schutzes der Baugläubiger zu beſtimmen, nament: 


1) Begründung zum Regierungsentwurf. Ausgabe von Carl Hey: 
mann S. 39. 
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lich das Geltungsgebiet feſtzuſetzen. Wie allgemein anerkannt wird, find 
die geſetzlichen Beſtimmungen nur dort nöthig und nützlich, wo ſich eine 
ſpekulative Bauthätigkeit entwickelt hat. Auf Grund der verſchieden⸗ 
artigen thatſächlichen Bedürfniſſe wird ſich von innen heraus auf dieſe 
Weiſe ein praktiſches Recht entwickeln, das in Zukunft zu allgemeinen 
geſetzgeberiſchen Maßnahmen führen kann. Freilich müßte der Staats⸗ 
gewalt das Recht gegeben werden, einzelnen Gemeinden unter gewiſſen 
Vorausſetzungen das Statut zu oktroyiren, da die Beſtimmungen in 
den Vertretungen der größeren Städte, die hier in Betracht kommen, 
vielfach Widerſtand finden werden. Dort überwiegen die Intereſſen 
des Grundbeſitzes und es macht ſich eine Abneigung gegen den Schutz 
der wirthſchaftlich Schwachen geltend. 


Finſterwalde. Schneider, Amtsgerichtsrath. 


XV. Fritz van Calker, ord. Profeſſor in Straßburg. 
Kritiſche Bemerkungen zu dem Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend das Urheber— 
recht an Werken der Literatur und der 
Tonkunſt vom 13. Juli 1899. 8. (49 S.) 
Halle a. S. 1900, Max Niemeyer. (1,60 Mark.) 


Durch ſein großes Werk über die Delikte gegen das Urheberrecht 
(Halle 1894) iſt der Verfaſſer ein berufener Beurtheiler des neuen Ur⸗ 
heberrechtsentwurfes nach der ſtrafrechtlichen Seite hin. Die Kritik der 
ſtrafrechtlichen Sätze bildet denn auch den Hauptinhalt der vorliegenden 
Schrift; ihr find die Abſchnitte II—V gewidmet, in denen der objektive 
und der ſubjektive Thatbeſtand der Urheberrechtsdelikte, die Sätze über 
Thäterſchaft und Theilnahme, Verſuch und Vollendung, über die räum⸗ 
liche Geltung der Strafbeſtimmungen und über Strafart und Strafmaß 
lehrreich geprüft werden. In der vor Allem ſtreitigen Frage, ob auch 
die fahrläſſige Urheberrechtsverletzung zu beſtrafen ſei, tritt der Verfaſſer 
— wie auch ſchon“ in feinem früheren Werke — für die verneinende Ant- 
wort ein, die ſich, meines Erachtens mit Recht, auch der Entwurf zu 
Eigen gemacht hat (S. 30 ff.). 

Der erſte Abſchnitt der Schrift behandelt andere als ſtrafrechtliche 
Fragen, nämlich ſyſtematiſche, terminologiſche, civilrechtliche. Hier fet 
ein Punkt hervorgehoben. Der Entwurf enthält ſich einer Definition 
des Urheberrechts. Er beſchränkt fich darauf, die einzelnen Befugniſſe 
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des Urhebers aufzuzählen, ohne fie unter einen zuſammenfaſſenden Bee 
griff zu bringen ($S 12 ff.). Dies tadelt der Verfaſſer, wie es auch 
andere Kritiker des Entwurfs (namentlich Birkmeyer, Die Reform 
des Urheberrechts S. 16 f., München 1900) getadelt haben. Sie ver: 
miſſen einen Satz, der die Einheitlichkeit des Urheberrechts als des aus 
geiſtigem Schaffen fließenden Perſönlichkeitsrechts, als eines dem Eigen: 
thum ähnlichen Herrſchaftsrechts zu deutlichem Ausdruck bringt. Birk⸗ 
meyer hat vorgeſchlagen, das Urheberrecht im Geſetze zu definiren, und 
zwar als das „Recht, über das Werk mit Ausſchluß Anderer frei zu 
verfügen“. Gegen dieſe Begriffsbeſtimmung ſpräche ſchon, daß ſie das 
Wort „verfügen“ in einem Sinne gebrauchen würde, der dem Sprach- 
gebrauche unſerer neueren Reichsgeſetze zuwiderliefe; das Bürgerliche 
Geſetzbuch denkt bei dem Worte „Verfügung“ an beſtimmte Rechts⸗ 
geſchäfte: hier aber ſoll unter dem Verfügen auch das Vervielfältigen, 
Veröffentlichen, Verbreiten, Ueberſetzen, alſo nicht rechtsgeſchäftliche Akte, 
verſtanden werden. Dieſem Vorwurfe entgeht auch v. Calker nicht 
ganz. Er ſchließt ſich freilich an das Bürgerliche Geſetzbuch an, wenn 
er in Nachbildung des § 903 B. GB.'s den Satz vorſchlägt: „Das Ur: 
heberrecht enthält, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter entgegen— 
ſtehen, das Recht, mit dem geſchützten Werke beliebig zu verfahren und 
Andere von jeder Verfügung über daſſelbe auszuſchließen“; aber auch in 
dieſer Definition tritt das wenig paſſende Wort „Verfügung“ auf. 
Gewichtiger iſt aber die Frage, ob es denn wirklich einer derartigen 
farbloſen, lehrbuchmäßigen Definition des Urheberrechts bedürfe, und 
was damit gewonnen fein folle. Die Geſchichte aller Geſetzgebungs— 
werke lehrt, wie ſchnell Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege über ſolche 
geſetzgeberiſchen Konſtruktionsverſuche und Begriffsbeſchreibungen bin: 
wegzugehen pflegen. Man hat befürchtet, daß bei der Faſſung des 
Entwurfes der Wiſſenſchaft die Möglichkeit verſchloſſen ſei, das Herr⸗ 
ſchaftsrecht des Urhebers zu immer neuen, bisher verkannten Einzel— 
befugniſſen zu entfalten; gewiß ohne Grund: die Wiſſenſchaft wird 
nicht darauf verzichten — ſo wenig wie dies bisher der Fall war —, 
die einzelnen Befugniſſe, die im Geſetze aufgeführt ſind, zu einem Ein⸗ 
heitsrechte zu verdichten und alsdann deduktiv weitere Rechte des Autors 
feſtzuſtellen. 

Gegen den Vorſchlag v. Calker's ſpricht aber weiter alles das, 
was man mit Grund gegen die Faſſung des § 903 B. GB.'s ins Feld 
geführt hat. Fehlerhaft erſcheint hier der Satztheil: „ſoweit nicht das 
Geſetz oder Rechte Dritter entgegenſtehen“; die durch das Geſetz dem 
freien Belieben gezogenen Schranken ſind dem Begriffe des Eigenthums 
immanent; durch ſie wird das Eigenthum nicht belaſtet, ſondern ſeinem 
Inhalte nach beſtimmt; ganz anders hinſichtlich der Rechte Dritter, 
die in Wahrheit das Eigenthum von außen her beſchränken und die 
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deshalb auch mit den geſetzlichen Schranken nicht paralleliſirt werden 
dürften. 

In vielen Punkten zutreffend erſcheint die Kritik, die der Ver⸗ 
faſſer an der Ausdrucks weiſe des Geſetzentwurfes übt; jo tadelt er es 
mit Fug, wenn die §$ 16 ff. mit den Worten anheben: „Als Nachdruck 
iſt nicht anzuſehen“. Er ſchlägt ſtatt deſſen die Wendung vor: „Einer 
Genehmigung des Berechtigten bedarf es nicht“, oder: „Einer Einwilli— 
gung des Berechtigten bedarf es nicht“. Beſſer würde wohl von einer 
„Zuſtimmung des Berechtigten“ geſprochen werden, da Einwilligung 
und Genehmigung nach dem — auch hier feft zu haltenden — Sprach⸗ 
gebrauche des Bürgerlichen Geſetzbuches nur Arten der Zuſtimmung ſind, 
§§ 183, 184 B. GB.'s. Diefer nebenſächliche Punkt darf um deswillen 
hervorgehoben werden, weil auch der Entwurf an mehreren Stellen das. 
Wort „Einwilligung“ verwendet, in denen offenbar von Zuſtimmung 
ſchlechtweg geſprochen werden ſollte (SS 10, 25, 26, 27, 44, 45). 


Berlin. Privatdozent Dr. Martin Wolff. 


XVI. A. von Koftanedi. Das Aktienindoſſa— 
ment. 8. (188 S.) Berlin 1900, Carl Hey: 
mann's Verlag. 


Eine rechtsgeſchichtliche Unterſuchung über den Urſprung des 
Aktienindoſſaments hat auf Dank zu rechnen nicht bloß, weil ſie ein 
verhältnißmäßig dunkles Gebiet zu erforſchen vermag, ſondern auch 
weil fie in verwandte Gebiete, zumal das Wechſelindoſſament, Hinein- 
greift und über beſtrittene und bisher unerledigte Fragen Aufſchluß 
bringen könnte. Auf der anderen Seite ift die Schwierigkeit des Unter: 
nehmens in Anbetracht des vielfach zerſtreuten, in ſeltenen Werken des 
Auslandes und vor Allem in ſchwer zugänglichen Archiven vorhandenen 
Materiales nicht zu verkennen, ſo daß kaum zu erwarten ſteht, daß die 
auftauchenden Fragen einer ſchnellen Löſung entgegenſehen können. 

Die Schrift Koſtanecki's operirt im Ganzen nur mit dem leicht 
zugänglichen Material gedruckter Quellen und Literatur. Der Verfaſſer 
ſchöpft z. B. ſeine Darſtellung der italieniſchen Verhältniſſe aus den 
Arbeiten Goldſchmidt's, Laſtig's, der Schrift von mir über die 
geſchichtliche Entwicklung des Aktienrechts, dann den Darſtellungen von 
Cuneo, Lobero, Wiszniewski, Jäger, Greppi, Latte?, 
Naſſe. Das Buch von Sieveking über das Genueſer Finanzweſen 
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mit beſonderer Berückſichtigung der Casa di San Giorgio iſt ihm ent⸗ 
gangen. Nahe hätte es auch gelegen, die gedruckten Statuten der 
Georgs- und Ambroſiusbank ſelbſt zu benutzen. Verhältnißmäßig noch 
geringer iſt die Heranziehung von Material für die anderen Länder, 
z. B. England. Auf ſelbſtändige archivaliſche Studien iſt ganz Verzicht 
geleiſtet. 

Man wird deshalb die Reſultate, zu deuen der Verfaſſer gelangt, 
als fichere nicht wohl betrachten können, wie denn auch Koſtanecki 
ſie meiſt ſelbſt nur in hypothetiſcher Form verzeichnet und an vielen 
Stellen ſich darauf beſchränkt, Fragen aufzuwerfen und deren Beant⸗ 
wortung anzuregen. 

Immerhin darf der Schrift die Anerkennung nicht verſagt werden, 
für eine Geſchichte des Aktienindoſſaments vorgearbeitet und ſpäteren 
Forſchern den Weg zugänglicher gemacht zu haben. 

Verfaſſer geht mit Recht von dem engen Zuſammenhang zwiſchen 
Aktienindoſſament und Aktienbuch aus, der das Aktienindoſſament über⸗ 
all, wo es auftrete, charakteriſire und es von den Indoſſamenten anderer 
Orderpapiere abhebe. Er hebt, was ſchon eine oberflächliche Vergleichung 
der geltenden Handelsgeſetze lehrt, hervor, daß das Aktienbuch das all⸗ 
gemeinere und urſprünglichere, das Aktienindoſſament das mehr fatul- 
tative, ſpezielle und abgeleitete Inſtitut ſei. Indem er deshalb den 
Weg vom Aktienbuche zum Aktienindoſſamente einſchlägt, behandelt er 
zunächſt den Urſprung und die früheſte Ausgeſtaltung des Aktienbuches 
(Transportbuches). Den Ausgangspunkt des Aktienbuches erblickt er 
im italieniſchen cartulario delle colonne, deſſen Buchungsverfahren 
er nach der Darſtellung von Cuneo ſchildert. Eine Vergleichung des 
italienischen Abſchreibungs- und Transportverfahrens mit dem hollän⸗ 
diſchen und engliſchen Umſchreibungsverfahren ſcheint ihm einen direkten 
Zuſammenhang des letzteren mit dem erſteren mindeſtens wahrſcheinlich 
zu machen. Ich hätte gewünſcht, daß dieſe Partie mehr vertieft worden 
wäre. Leider ſind die Quellen hier zu lückenhaft, ſo iſt das älteſte 
Transportbuch der Niederländiſch-Oſtindiſchen Kompagnie untergegangen 
und das Umſchreibungsverfahren erft für eine verhältnißmäßig ſpäte 
Zeit aus den Transportbüchern erſichtlich. Immerhin hätte ſich eine 
größere Ausbeute erzielen und die auch meines Erachtens ſehr wahr⸗ 
ſcheinliche Auffaſſung des Verfaſſers näher begründen laſſen. 

Das primitive Aktienbuch fieht Koſtanecki als nach Analogie 
der Handlungsbücher eingerichtet an und zwar ſpeziell nach dem Vor⸗ 
bild des Girobuches, das nicht bloß älter als das Aktienbuch ſei, 
ſondern deſſen Umſchreibungsverfahren dem Verfahren bei der Um— 
ſchreibung im Aktienbuch entſpreche. Von hier aus ergibt ſich ihm eine 
gewiſſe parallele Entwicklung vom Girobuch einerſeits, vom Aktienbuch 
andererſeits zum Indoſſament. Das Indoſſament trete am früheſten 
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bei den Bankpapieren auf, früher dort als beim Wechſel. Bei den 
Bankpapieren hänge es mit dem Girobuch zuſammen, und das Auf: 
kommen des Indoſſaments bedeute eine Verlegung des Schwergewichts 
aus dem Buche in das Papier, die im Intereſſe auswärtiger Girokunden 
eingetreten ſei. Aehnlich ſei die Entwicklung auch bei der Aktie. Ur⸗ 
ſprünglich läge der juriſtiſche Schwerpunkt im Aktienbuch. Der Ueber⸗ 
gang von dem reinen Beweisdokument des Aktienzertifikates zur nego⸗ 
tiablen Aktie ſei ein in ſeinen Einzelſtadien ſchwer nachweisbarer. 
Zwiſchen den beiden Extremen reiner Namenaktie und Inhaberaktie 
lägen zahlreiche Zwiſchenglieder (ſo z. B. das Stellen des Briefes 
auf eine Nummer, die Aktie auf imaginäre Namen). Auch das In⸗ 
doſſament müſſe zeitlich wohl der Inhaberaktie vorangegangen ſein. 
Die Beweiſe ſeien freilich ſchwer zu liefern. In Holland trete es ſicher 
erſt 1720 auf, in Frankreich 1717, in England 1711. Doch wäre nicht 
unwahrſcheinlich, daß es in Holland bereits in der erſten Hälfte des 
17. Jahrhunderts in Uebung geweſen fei. Vielleicht bezögen fih gerade 
die gegen den Aktienhandel gerichteten Plakate auf die Anwendung des 
Aktienindoſſaments, deffen Unterdrückung durch die Forderung des Nach⸗ 
weiſes der Umſchreibung erzielt werden ſollte; die Folge jener Plakate 
ſei eine Vernichtung des Aktienindoſſaments in Holland bis zum 
18. Jahrhundert geweſen, wo es dann wieder auftauche. Verfaſſer 
verhehlt ſich freilich nicht, daß er ſich hier in reinen Hypotheſen bewegt 
und daß man ,erft den vor Allem wohl auf archivaliſchem Wege zu 
erwartenden poſitiven Nachweis abwarten“ müſſe, ehe man ſich endgiltig 
entſcheiden könne (S. 73). Wir wiſſen über das Aktienindoſſament des 
17. Jahrhunderts ſo gut wie nichts, gerade hier wird die Forſchung 
einſetzen müſſen. Es iſt in der That nicht unwahrſcheinlich, daß die 
indoſſable Namenaktie der Inhaberaktie voraufgegangen iſt. Aber auf: 
fällig bleibt das bisherige Fehlen direkter Belege. Für die Auffaſſung 
Koſtanecki's wären ſie Vorbedingung. Es iſt deshalb zu bedauern, 
daß Verfaſſer nach dieſer Richtung hin nicht weitere Unterſuchungen 
angeſtellt hat. 

Klarer liegt uns das Aktienindoſſament des 18. Jahrhunderts 
vor. Nacheinander behandelt Koſtanecki deſſen Auftreten in England, 
Frankreich, Holland, Dänemark, Preußen, Oeſterreich in einer freilich 
kaum erſchöpfenden und juriſtiſch nicht immer einwandsfreien Art. Das 
Endreſultat der Entwicklung iſt in den einzelnen Ländern ein ver: 
ſchiedenes. 

In England hat ſich die indoſſable Namenaktie nicht behauptet, 
das Aktienindoſſament hat keine materiellrechtliche Bedeutung, das 
share-certificate auf Namen ift kein negotiables Inſtrument ). Be: 


1) Anders vielfach in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
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deutſamer ijt die Stellung des franzöſiſchen Aktienindoſſaments, ohne 
daß ſich jedoch die Geſetzgebung mit ihm befaßt hat. In Deutſchland 
iſt das Aktienindoſſament auch im Anfang des 19. Jahrhunderts zu 
konſtatiren, aber nicht gerade geſchäftsüblich geweſen, bis das Allgem. 
Deutſche Handelsgeſetzbuch und dann das neue Deutſche Handelsgeſetz⸗ 
buch es geordnet hat. 

Als Reſultat ſeiner Darſtellung ſieht Verfaſſer im Gegenſatz zum 
Reichsgericht an, daß das Aktienindoſſament ſich in erſter Linie an das 
geſchichtlich ältere Bankpapierindoſſament, erſt in zweiter Linie an das 
Wechſelindoſſament anlehne (S. 144). Zur Bekräftigung ſeiner Auf: 
faſſung bemüht er ſich, einen materiellen Zuſammenhang zwiſchen Giro— 
weſen und Aktienrecht nachzuweiſen. Er ſucht die Wahrſcheinlichkeit 
oder doch Möglichkeit einer Verſchmelzung von Aktienantheil (Luoghi) 
und Giroguthaben darzulegen. Doch erſcheint uns gerade dieſer Theil 
der Schrift als beſonders reich an der exakten Forſchung noch bedürf⸗ 
tigen Vermuthungen, und gerade hier wäre ein Zurückgehen auf die 
Quellen ſelbſt wünſchenswerth geweſen. Die Scheidung der Ambroſius— 
bank zwiſchen cartulario einerſeits, luoghi und molteplici andererſeits 
dürfte kaum mit der Auffaſſung des Verfaſſers verträglich ſein, wie 
denn unſeres Erachtens die Annahme einer Verſchmelzung von Aktien⸗ 
antheil und Giroguthaben auch nicht einmal nöthig ijt, um eine ſelb— 
ſtändige Ausbildung des Aktienindoſſaments gegenüber dem Wechſel⸗ 
indoſſament, ſowie eine Anlehnung des erſteren an das Bankpapier⸗ 
indoſſament für möglich zu halten. 

Hier — wie in anderen Punkten — wird erſt ſpezielle Forſchung 
Sicherheit verſchaffen können. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


XVII. Das öſterreichiſche Aktienrecht. Syſtematiſch 

dargeſtellt von Dr. Walther Landauer. 8. 

(X und 160 S.) Wien 1900, Manz'ſche Bud: 
handlung. 

Das ſogenannte Aktienregulativ vom 20. September 1899) ſollte 


nach der Anſicht der betheiligten Kreiſe nur eine eminent tranſitoriſche 
Bedeutung haben: bei der augenblicklichen Geſtaltung der innerpolitiſchen 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 308 ff., ferner oben 
S. 111 ff. 
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Lage iſt jedoch das Zuſtandekommen eines Geſetzes für abſehbare Zeit 
ausgeſchloſſen; es iſt daher zu begrüßen, wenn der Rechtszuſtand dar⸗ 
geſtellt wird, welcher durch das Handelsgeſetzbuch und das Regulativ 
geſchaffen iſt. | 

Wenn Landauer feiner Monographie den Titel: „Das öfter: 
reichiſche Aktienrecht, ſyſtematiſch dargeſtellt“, gibt, ſo iſt dieſer Titel 
einerſeits zu eng, andererſeits zu weit gegenüber dem Inhalt; zu eng, 
indem der dritte Abſchnitt: Beſteuerung der Aktiengeſellſchaft 
(S. 125—157), wohl zum Aktien weſen, nicht aber zum Aktienrecht 
gehört, wie Verfaſſer in ſeiner Einleitung ſelbſt anerkennt; zu weit, 
indem man die einfache Umſchreibung und auf Grund gewiſſer, nicht 
immer glücklich gewählter Geſichtspunkte erfolgte Aneinanderreihung 
der Geſetzesſtellen keine ſyſtematiſche Darſtellung nennen kann. 

Die vorliegende Arbeit bietet dem Kaufmann, dem Bankbeamten, 
dem praktiſchen Juriſten vorzügliche Gelegenheit, ſich über die Grund⸗ 
züge des öſterreichiſchen Aktienweſens zu informiren — für die Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt ſie wohl wenig werthvoll. 

Dieſes Urtheil rechtfertigt ſich einerſeits durch die Anlage der 
Schrift, dann durch den gänzlichen Mangel eines jeden literariſchen 
Apparates, andererſeits aber auch durch den Inhalt; es ſeien zum Be⸗ 
weiſe einige Stellen angeführt. 

Wenn Landauer S. 141 Anm. 1 und öfters ſagt: „Als An⸗ 
lagekapital des Steuerpflichtigen gilt bei Aktiengeſellſchaften das ein⸗ 
gezahlte Aktienkapital und die noch aushaftenden Prioritätsſchulden“, ſo 
hat er vollſtändig Recht; er hat aber Unrecht, wenn er (S. 42) ſagt: 
„Eine Erhöhung des Grundkapitals kann erfolgen durch Schuldaufnahme 
(Ausgabe von Prioritätsobligationen) oder durch Ausgabe junger 
Aktien.“ Dieſer Satz ſteht überdies im Widerſpruche zu dem Satze 
auf S. 56: „Das durch Emiſſion der Obligationen aufgebrachte Kapital 
gehört nicht zum Grundkapital.“ 

S. 3 f. wird die Zeichnungsgründung behandelt und erklärt, es 
liege in der Zeichnung eine Offerte, welche der Zeichner den Gründern 
als negotiorum gestores der künftigen Geſellſchaft macht. Bei dem 
heutigen Stande der Wiſſenſchaft (val. ſtatt aller K. Lehmann I 
§ 22) iſt dieſer Satz in ſolcher Beſtimmtheit wohl kaum haltbar. — 

S. 61 ſpricht Landauer von Prioritätsaktien und ſagt: „Dieſe 
neuen, begünſtigten Aktien, Prioritätsaktien, Stammprioritätsaktien, 
Prioritätsſtammaktien, Stammprioritäten oder auch kurzweg Priori— 
titer..." Dies ift unklar; denn der Praktiker verſteht wohl unter 
Prioritäten alle jene Papiere, in welchen irgendein bevorzugtes Recht 
verkörpert iſt (gemäß der ſprachlichen Bedeutung des Wortes); der 
Juriſt muß aber dieſen farbloſen Ausdruck, welcher Aktien und Obli: 
gationen (Mitgliedſchafts- und Forderungspapiere) umfaßt, vermeiden; 
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Verfaſſer ſelbſt betont (S. 44) ſcharf den Unterſchied zwiſchen Priori⸗ 
tätsaktien und Obligationen. 

Trotz ſolcher Unrichtigkeiten und Ungenauigkeiten verdient das 
Buch Anerkennung; einzelne treffende Bemerkungen, wie z. B. S. 30 
(über Reviſoren), S. 62—63 (Höhe des Nominalbetrages der Aktien), 
S. 69 (Erwerb eigener Aktien) beweiſen, daß Verfaſſer volles Verſtänd⸗ 
niß für diejenigen aktienrechtlichen Fragen hat, welche Gegenſtand der 
Regelung durch moderne Geſetzgebung ſein ſollen, wie auch die Prin⸗ 
zipien erkennt, nach welchen eine ſolche geſunde Regelung vor ſich 
gehen muß. 

Friſche und klare Schreibweiſe erleichtert die Lektüre der vor⸗ 
liegenden Schrift; namentlich der dritte Abſchnitt, Beſteuerung der 
Aktiengeſellſchaft (S. 125— 157), iſt ungemein faßlich geſchrieben. 

Es iſt zu hoffen und zu wünſchen, daß Verfaſſer künftighin 
wiſſenſchaftlicher arbeiten werde und namentlich über kontroverſe Fragen 
nicht ſo leichthin hinweggehen möge wie in dieſer Schrift. 


Wien, September 1900. Dr. jur. Bruno Mayer. 


XVIII. Dr. Hermann Veit Simon, Rechtsanwalt in 
Berlin. Der Einfluß des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs für das Deutſche Reich und des 
Handelsgeſetzbuchs von 1897 auf das 
Recht der Berggewerkſchaften in Preußen 
und deſſen Handhabung. Ein Rechtsgutachten. 
8. (IV und 72 S.) Eſſen (Ruhr) 1900, G. D. 
Baedeker. 


Der Verfaſſer hat ſich durch ſein Werk „Die Bilanzen der Aktien⸗ 
geſellſchaften und der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien“ (Berlin, 
J. Guttentag — 1. Aufl. 1886 in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXIII 
S. 138, 2. Aufl. 1898 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 515) als 
einen durch Erfahrung im Handelsverkehr geſicherten Kenner der Ber 
deutung und des Inhalts der kaufmänniſchen Buchführung, der Er⸗ 
forderniſſe der Bilanz und der Bewerthung daſelbſt (vgl. in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 512) erwieſen. Seine Anſichten ſind in der 
Rechtſprechung zur Anerkennung gelangt. So vorbereitet hat für den im 
Gutachten zu behandelnden Gegenſtand der Verfaſſer ſeine Umſicht noch 
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erweitert durch eine Kenntnißnahme der Verhältniſſe von mehr als 
fünfzig Gewerkſchaften, und zwar nicht nur durch Prüfung der Geſell⸗ 
ſchaftsverträge, Geſchäftsberichte und Abrechnungen, ſondern auch auf 
Grund der dem Verfaſſer ſeitens der Grubenleitungen ertheilten Aus⸗ 
künfte und des zur Verfügung geſtellten urkundlich geficherten Stoffes. 
In dieſer Weiſe konnte ein Gutachten gefördert werden, welches von 
den Gewerkſchaften als geſchäftlich verwerthbar anerkannt wurde und 
in der Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung als klärend wirkſam ſich 
ergeben wird. 

Der erſte Abſchnitt des Gutachtens behandelt die bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1900 beobachtete Geſtaltung des Berggewerkſchaftsweſens in 
Preußen. Während in der Literatur nur Rechtsfragen erörtert zu 
werden pflegen, beruht jener Abſchnitt des Gutachtens auf Wahr⸗ 
nehmungen, welche der Verfaſſer als Rechtskonſulent der rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Gewerkſchaften im Laufe der Jahre gemacht hat, und weiteren 
Erforſchungen, welche derſelbe, um ſachlich erfahren zu werden, für 
erforderlich hielt. 

Dieſe ſachliche Verkehrskenntniß iſt für das geſammte Gutachten 
eine Grundlage, welche den Rechtsentwicklungen beſondere und zuver⸗ 
läſſige Bedeutung gibt. 

Zunächſt zeigt ſich das für die geſetzliche Ausgeſtaltung des Ge: 
werkſchaftsweſens: Der Grubenvorſtand leitet thatſächlich faſt nirgends 
die Geſchäfte, ſondern Direktoren, welche rechtlich nur die Stellung von 
Bevollmächtigten des Grubenvorſtands haben. Augenſcheinlich liegt hier 
dieſelbe Entwicklung vor, wie im Aktienweſen, wo auch urſprünglich — 
wie heute noch in Frankreich — ein Verwaltungsrath geſetzlicher Ver⸗ 
treter war und dabei die eigentlichen Geſchäftsleiter nur Bevollmächtigte 
des Verwaltungsraths waren. 

Die in dem erſten Abſchnitt feſtgeſtellten Ergebniſſe der Unter⸗ 
ſuchungen über die thatſächliche Handhabung des Gewerkſchaftsweſens 
bilden die eine Grundlage für die am Schluß entworfene Muſterſatzung. 

Die andere Grundlage bildet die Unterſuchung über den Einfluß 
des neuen Rechts auf das Recht der Berggewerkſchaft. Für das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch kommt der Verfaſſer zunächſt zu dem Ergebniß, daß, 
wenn auch im Art. 67 des Einf. Geſ.'s zum B. GB. die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, welche dem Bergrecht angehören, aufrecht erhalten werden, 
dennoch der Einfluß des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein recht erheblicher 
iſt. Die Berggewerkſchaften neueren Rechts ſind Vereine im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Wie bisher ergänzend die landrechtlichen Be— 
ſtimmungen über die juriſtiſchen Perſonen eingriffen, ſo greifen nun⸗ 
mehr ergänzend die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
die Vereine ein. Da das Recht der Gewerkſchaften im Berggeſetz nur 
in großen Zügen dargeſtellt ift, fo find es zahlreiche und wichtige Ve 
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ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche nunmehr für Berg: 
gewerkſchaften zur Anwendung kommen. Dies wird im Einzelnen in 
dem Gutachten dargelegt. 

Eingehend prüft Verfaſſer Art. 37 X des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum B. GB., wonach auf den Grubenvorſtand künftig die Be: 
ſtimmungen über Vollmacht und Auftrag Anwendung finden ſollen, 
während der geſetzliche Vertreter einer juriſtiſchen Perſon nicht „Bevoll⸗ 
mächtigter“ und der Auftrag nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch auf un⸗ 
entgeltliche Geſchäftsführung beſchränkt iſt. 

In einem weiteren Abſchnitt behandelt Verfaſſer den Einfluß des 
Handelsgeſetzbuchs auf das Recht der Berggewerkſchaften. Nach § 2 
HGB. )) gehören fie nunmehr zu den SollsRaufleuten und müſſen 
ſich in das Handelsregiſter eintragen laſſen. Die Beſtimmungen des 
Berggeſetzes ſind mit dieſer Neuerung ſchwer vereinbar. Der Verfaſſer 
ſucht im Einzelnen die hierbei ſich ergebenden Fragen zu löſen. Er 
legt dar, welche Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches hierbei beſonders 
zu beachten und wie ſie entſprechend anwendbar ſind. Die bevollmäch⸗ 
tigten Direktoren treten damit in die Reihe der Handlungsgehilfen im 
Sinne des Handelsgeſetzbuches. Der Verfaſſer empfiehlt, gewiß zu⸗ 
treffend, dieſem Zuſtand ein Ende zu machen und die Direktoren in den 
Grubenvorſtand zu berufen. Die klangvolle Bezeichnung „Direktor“, 
„Generaldirektor“ wird ſich fortführen. 

Der wichtigſte und ſchwierigſte Theil der Erörterungen betrifft 
die Frage, wie die Gewerkſchaften als Kaufleute ihre Handlungsbücher 
zu führen haben. Sie hatten eine eigenartige Buchführung mit Natural: 
und Geldrechnung. Vertheilt wurde als Ausbeute, was in baarem 
Gelde verfügbar war, ohne Rückſicht darauf, ob der Grundbeſtand des 
Vermögens dadurch vermindert ward und ob überhaupt ein Reingewinn 
im Sinne des Handelsgeſetzbuchs erzielt war. An der materiellen Zu⸗ 
läſſigkeit derartiger Verteilungen ſoll nicht gerüttelt werden. Für die 


1) Das . zum Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 
ſagt in Art. 


„Auf See die nach den Vorſchriften 
der Landesgeſetze nicht die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
beſitzen, findet der § 2 des Handelsgeſetzbuches keine An⸗ 
wendung.“ 

Dazu Denkſchr. z. Entwurf eines HGB.'s, Berlin, J. Gutten: 
tag, 1897 S. 311; Gareis, Kommentar zum HGB. S. 413. 

Daß die Gewerkſchaft neuer Verfaſſung (Preuß. Berggeſetz 
vom 24. Juni 1865 §$ 94 ff.) zu den juriſtiſchen Perſonen zählt, 
iſt außer Zweifel. Kloſter mann, Kommentar zu dem Berg: 
geſetz 4. Aufl. S. 195; Derſelbe, Lehrbuch des Preußiſchen 
Bergrechts S. 221, 274; Dernburg, Das Sachenrecht des 
Deutſchen Reichs und Preußens § 152 S. 433. 
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Hauptaktiva der Gewerkſchaft, für welche bisher in den Büchern ein 
Werth nicht in Anſatz gebracht wurde, fehlt es für den Werthanſatz 
an jedem Anhalt. 

Eine Löſung der ſchwierigen Fragen ſucht Verfaſſer in folgenden 
ſtatutariſchen Beſtimmungen: 

1. Die Gewerkſchaft führt für die Zeit vom 1. Januar 1900 
ab kaufmänniſche Bücher nach den Grundſätzen doppelter 
Buchhaltung. 

2. Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. Die erſte Inventur 
und Bilanz ſind auf den 1. Januar 1900 zu errichten. 

3. Bei der Feſtſtellung des Werths der Bergwerksſubſtanz für 
die Eröffnungsbilanz find die in der Entſcheidung des Cher: 
verwaltungsgerichts vom 11. Juli 1895 (Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen IV S. 38 — 42) 
feſtgeſtellten Grundſätze!) mit der Maßgabe zu Grunde zu 
legen, daß die Durchſchnittsberechnung nach den Ergebniſſen 
der Jahre 1897, 1898 und 1899 erfolgt. 

4. Auf den Buchwerth der Bergwerksſubſtanz und der dauernd 
dem Betrieb gewidmeten Gegenſtände iſt alljährlich eine der 
Abnutzung entſprechende Abſchreibung vorzunehmen. 

5. Soweit die vertheilten Ausbeuten den in der Bilanz aus— 
gewieſenen Reingewinn überſteigen, iſt ihr Betrag in der 
Bilanz auf Kapitalkonto abzuſchreiben. 

Der Verfaſſer entwirft drei Muſterſatzungen, welche ſämmtlich das 
neue Recht berückſichtigen. 


1) In § 16 des Preußiſchen Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 
1891 (Handausgabe von Oberregierungsrath Fern ow, 4. Aufl. 
Berlin 1899, J. Guttentag) iſt für die Steuerberechnung von 
Aktiengeſellſchaften, eingetragenen Genoſſenſchaften und Berg: 
gewerkſchaften das Grundkapital in Anſchlag zu bringen, welches 
bei den letzteren aus dem Erwerbspreiſe und den Koſten der 
Anlage und Einrichtung bezw. Erweiterung des Bergwerks ſich 
zuſammenſetze. Hierauf bezüglich heißt es in der Entſcheidung: 

„Das Grundkapital ift keineswegs immer daſſelbe, jou: 
dern es kann, je nach den Aufwendungen für die maßgeben— 
den Zwecke, in den einzelnen Jahren verſchieden hoch ſein. 
Bei der Feſtſtellung des Grundkapitals dürfen Erwerbspreiſe 
und Koſten für früher beſeſſene und betriebene, aber bereits 
ausgebeutete oder ſonſt aufgegebene Bergwerke nicht in Anſatz 
gebracht werden, ſondern es bilden nur die Erwerbspreiſe 
und Koſten rc. derjenigen Bergwerke, die zur Zeit der Ver: 
anlagung von der Berggewerkſchaſt noch betrieben werden 
oder Theile dieſes Bergbaubetriebes ſind, das Grundkapital. 
— Die für die Durchſchnittsberechnung maßgebenden drei 
Jahre müſſen ununterbrochen einander folgen; andere Jahre 
dürfen nicht dazwiſchen liegen.“ 
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Nach den beiden erſten wird ein Grubenvorſtand, nach der dritten 
ein Repräſentant zum geſetzlichen Vertreter beſtellt. Von den beiden 
Satzungen für Grubenvorſtände läßt die eine die Direktoren in den 
Grubenvorſtand aufrücken, während bei der zweiten die Direktoren wie 
früher nur Bevollmächtigte des Grubenvorſtands find. 

Die Satzungen ſind, wie fich aus der Schrift ergibt, von dem 
Verein für die bergbaulichen Intereſſen im Oberbergamtsbezirk Dort: 
mund genehmigt, die Auswahl unter den verſchiedenen Satzungen den 
Gewerkſchaften anheimgeſtellt worden. 

Dieſe Juhaltsüberſicht möge dahin wirken, daß das Gutachten 
auch außerhalb des Geltungsgebietes des preußiſchen Berggeſetzes ver— 
werthet werde. 


Berlin. Dr. Keyßner. 


XIX. Ueber Rechtsbegriffe. Von Dr. Paul Eltz⸗ 
bacher, Gerichtsaſſeſſor und Privatdozent in Halle. 
(84 S.) Berlin 1900, J. Guttentag. 


Das vorliegende Buch befaßt ſich nicht, wie man vielleicht nach 
dem Titel glauben möchte, mit einzelnen Rechtsbegriffen, ihrer Bildung 
und einer Kritik derſelben, vielmehr hat es im Weſentlichen den V e: 
griff „Rechtsbegriffe“ als eine beſondere Art der Begriffe zum Gegen⸗ 
ſtande. Indem der Verfaſſer zunächſt das Verhältniß von „Gegenſtand“, 
„Vorſtellung“ und „Begriff“ zu einander entwickelt und dabei die 
Wahrnehmungen als den Stoff, ihre Erfaſſung als die Form der Vor: 
ſtellungen (S. 9), den Gegenſtand als „die Idee der nothwendigen Er⸗ 
faſſung eines Wahrnehmungskreiſes gemäß der höheren Idee der Wahr⸗ 
nehmungseinheit“ und die Vorſtellungen eines Gegenſtandes als „die 
mannigfachen zufälligen Erfaſſungen eben deſſelben Wahrnehmungs⸗ 
kreiſes“ (S. 13) bezeichnet, definirt er (S. 16) den Begriff eines 
Gegenſtandes als „diejenige Art, ihn vorzuſtellen, welche der Erfaſſung 
dieſes Wahrnehmungskreiſes gemäß der höheren Idee der Wahrnehmungs⸗ 
einheit ſo nahe kommt, wie es auf der jeweiligen Stufe des menſchlichen 
Erkennens möglich iſt“. Wie viel mit dieſen nicht gerade leicht ver⸗ 
ſtändlichen und nicht unanfechtbaren Definitionen gewonnen iſt, mag 
dahingeſtellt bleiben. 

Von den Begriffen überhaupt unterſcheiden ſich nun die Rechts⸗ 
begriffe lediglich darin, daß dieſe „Begriffe von Rechtsnormen“ — über 
deren Begriff wiederum S. 27—32 Auskunft geben — und zwar ent⸗ 
weder von einzelnen Rechtsnormen oder von Gattungen der Rechts— 
normen (S. 34—36) find (S. 33). Ausgehend von einer Dreitheilung 
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der Rechtswiſſenſchaft (S. 39 ff.) gelangt der Verfaſſer dann — und 
darin liegt der weſentliche Erfolg ſeiner Arbeit — zu einer Dreitheilung 
der Rechtsbegriffe (S. 41 ff.), nämlich der Begriffe der Wiſſenſchaften 
„von einer Rechtsordnung“, der Wiſſenſchaften „von einem Rechtskreiſe“ 
und der „allgemeinen Rechtswiſſenſchaft“. So ift der Hochverraths⸗ 
begriff entweder der Begriff des Hochverraths des heutigen dentſchen 
Reichsrechts oder der des Hochverraths des heutigen europäiſchen Rechts 
oder der des Hochverraths überhaupt. 

Daß dieſe Dreitheilung ihre innere Berechtigung hat und manche 
Irrthümer bei der Bildung und Beurtheilung von Rechtsbegriffen ver⸗ 
meiden läßt, iſt unzweifelhaft. Ob wir damit erheblich weiter gekom⸗ 
men find, iſt eine andere Frage. Jedenfalls wird man entgegen dem 
Ergebniß des Verfaſſers (S. 83) dabei bleiben müſſen, zu ſagen, daß 
auch die Rechtsbegriffe — ſowohl der allgemeinen Rechtswiſſenſchaft 
wie der Wiſſenſchaften von einer Rechtsordnung und von einem Rechts⸗ 
kreiſe — in den verſchiedenen Zeitaltern verſchieden ſein können. 


Roſtock. Landgerichtsrath Dr. Rönnberg. 


XX. P. Huvelin. Les couriers des foires de 
Champagne. 8. (21p.) Paris 1898, Arthur 
Rousseau. 


Goldſchmidt hat in feiner — leider unvollendet gebliebenen — 
Univerſalgeſchichte des Handelsrechts (Handbuch des Handelsrechts 
8. Aufl. Bd. I Abth. 1, 1891) S. 222 ff. die wirthſchaftliche Bedeutung 
der ſeit dem 12. Jahrhundert urkundlich nachweisbaren, ſeit dem 
14. Jahrhundert verkümmerten Meſſen der Champagne dargelegt. In 
unermüdlicher Forſchungsthätigkeit ſind im Anſchluß hieran in Bd. XL 
S. 1—32 dieſer Zeitſchrift die Geſchäftsoperationen auf den Meſſen 
der Champagne entwickelt. Die hiermit angezeigte kleine Schriſt, welche 
eine Beherrſchung des Stoffes und namentlich der deutſchen Arbeiten 
nachweiſt, wendet ſich vornehmlich der Verbindung der Kaufleute in 
Italien mit den Meßſtätten der Champagne zu, indem die cursores 
die bei dem camerarius angeſammelten Geſchäftsbriefe, Berichte über⸗ 
brachten. 

Beſonders dargeſtellt wird die Thätigkeit dieſer cursores di pa- 
gamento zur Uebermittelung der Zahlungsanweiſungen. Dem von 
Goldſchmidt bereits für die Meſſen nachgewieſenen Skontrations⸗ 
verfahren iſt eine feſte Begründung gegeben. Dem cursor de ara wird 
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zeitlich eine etwas andere Stellung gegeben, als dies von Goldſchmidt 
geſchehen war. 

Es muß dies genügen, um auf die kurze, aber inhaltreiche rechts— 
geſchichtliche Unterſuchung, welche namentlich auch für die Geſchichte 
der Poſt von Bedeutung iſt, hinzuweiſen. 

Keyßner. 


XXI. Hermann Jaſtrow, Amtsgerichtsrath in Berlin. 
Formularbuch und Notariatsrecht auf 
Grundlage des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Zum Gebrauch für Richter, Notare, Rechtsanwälte 
und Referendare. 11. und 12. Aufl. 8. (Thl. 1: 
VIII und 252 S.; THI 2 und 3: XXII und 793 S.) 
Berlin 1899, 1900, J. Guttentag. 


Das Werk führt ſich, wie auch auf dem Titelblatt vermerkt iſt, auf 
C. F. Koch's Formularbuch für das Gebiet des Allg. Preuß. Land— 
rechts zurück, deſſen erſte Auflage 1844 erſchienen war (vgl. diefe Zeit: 
ſchrift Bd. XIV S. 617). Kurz nach Erſcheinen der achten Auflage war 
der um die Rechtswiſſenſchaft im Gebiet des Allg. Preuß. Landrechts 
hochverdiente Verfaſſer am 21. Januar 1871 verſtorben. Die neunte 
Auflage 1887 und zehnte Auflage 1891 wurden bereits von dem jetzigen 
Verfaſſer bearbeitet. 

Mit der auf dem Bürgerlichen Geſetzbuch beruhenden Neugeſtal— 
tung des Rechtes wurde eine Umgeſtaltung des Formulartheils noth— 
wendig. Sie iſt von dem jetzt im Titelblatte benannten Verfaſſer 
vollzogen. Es iſt kurz zu bemerken, daß Theil 1 mit dem Notariats⸗ 
recht befaßt iſt, und zwar in Erläuterung des betreffenden Theils des 
Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit (Faſſung vom 20. Mai 
1898) und des Preuß. Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 
21. September 1899. Der dritte Theil (Anhang) iſt mit der Stempel⸗ 
geſetzgebung und den Koſten nach preußiſcher Geſetzeslage befaßt. 

Der Schwerpunkt des Werkes liegt im zweiten Theil, dem For⸗ 
mularwerk. 

Ihering, Geiſt des römiſchen Rechts (3. Aufl. Bd. II 2 S. 580) 
ſagt: „Ein neues, geſchickt abgefaßtes Formular brachte ſeinem Urheber 
mehr Ehre, Anerkennung, Ruhm bei dem Volke, als heutigen Tages die 
befte juriſtiſche Leiſtung je in Ausſicht hat, und im Namen des For- 
mulars ſelbſt verherrlichte die dankbare Nachwelt noch lange das Ge: 
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dächtniß des Erfinders.“ Hingewieſen iſt dabei auf Aquilius Gallus 
und die nach ihm benannte stipulatio Aquiliana. „Selbſt die bloßen 
Sammler gangbarer Formulare,“ heißt es dann weiter, „machten ſich 
damit einen Namen, wie z. B. Manilius durch die nach ihm be⸗ 
nannte .. (Varro de re rust. II 5, 7). 

Es iſt erfreulich, daß dieſe Worte dem Verfaſſer in Anerkennung 
ſeiner vorſichtigen Arbeit zugerufen werden können. Zum Entwerfen 
von Formularen gehört eine gründliche Rechtskenntniß, eine umſichtige 
Erfahrung im Verkehr und eine ſichere Formengewandtheit. 

Der Verfaſſer hat ſich in den ſrüheren Auflagen als berechtigt 
erwieſen, ein Koch'ſches Formularbuch zeitgemäß zu bearbeiten. Die 
vorliegende Auflage zeugt dafür, daß er nach Bürgerlichem Geſetzbuch, 
Handelsgeſetzbuch, Grundbuchordnung, Konkursordnung u. f. w., nach 
Inhalt und Form das Rechtsgeſchäft zum ſichernden Ausdruck zu bringen 
erfahren iſt. Mag Einzelnes beſſerungsbedürftig, vielleicht ſogar hie 
und da eine Umformung rathſam ſein; der Verfaſſer wird ſtets ſelbſt 
nachprüfen und ſachlichen Bemerkungen zum Vortheil des Werkes Gehör 
geben. Für das Bergrecht (S. 533 ff.) ſei auf das Rechtsgutachten 
von Dr. Hermann Veit Simon, welches ©. 274 die ſes Bandes 
angezeigt iſt, aufmerkſam gemacht. In das Gebiet des Handelsrechts 
fallen zahlreiche Formulare, wie z. B. Nr. 72 Schuldverſprechen, Nr. 73 
Schuldanerkenntniß, 74, 216 Anweiſung, 217 Check, 144 Verpfändung 
von Forderung, 125 Einſpruch gegen den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
durch die Ehefrau; Nr. 196 ff. die Eintragungen zum Börſen- und 
Handelsregiſter, 205 ff. ſind der Zeichnungsgründung, 206 der Ein⸗ 
heitsgründung (warum nicht gut kennzeichnend deutſch? Vgl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 548) gewidmet; Nr. 222 ff. find mit See⸗ 
und Binnenſchiffahrt befaßt, 232 ff. mit dem Wechſelrecht. 

Den einzelnen Formularen ſind rechtsbelehrende Bemerkungen 
vorangeſchickt, welche in Anmerkungen erweitert ſind. Für die ſorg⸗ 
ſame Aufbewahrung des Checkbuches ſei auf das Urtheil des Schweize— 
riſchen Bundesgerichts vom 22. September 1898 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLVIII S. 299 ff.) verwieſen und auf die den Checkbüchern (wie 
z. B. der Deutſchen Bank — Berlin) vorangeſchickten Vermerke. 


Keyßner. 


XXII. Hilſe's Formularbuch für freiwillige Ge— 
richtsbarkeit. 9. Auflage. Neu bearbeitet von 
Adolf Weißler, Rechtsanwalt und Notar. 8. 
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(XV und 294 6.) Berlin 1900, Carl Heymann’s 
Verlag. 


Die dritte Auflage dieſes Formularbuches ift Bd. XXIV S. 616 ff. 
dieſer Zeitſchrift beſprochen. Mit der Geſetzgebung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches iſt eine vollſtändige, der Verfaſſer nennt ſie eine grund⸗ 
ſtürzende, Umarbeitung nöthig geworden und vollzogen. 

Ein Formular, ſo ſagt Verfaſſer im Vorwort, hat nur die weſent⸗ 
lichen und regelmäßigen Beſtandtheile des Rechtsgeſchäfts zu veranſchau⸗ 
lichen, demgemäß einen einfachen, nicht einen verwickelten Sachverhalt 
zu Grunde zu legen und dieſen in knapper Form zum Ausdruck zu 
bringen. Dem entſprechend iſt in Formularen, wo die Verhältniſſe 
ihrer Natur nach verwickelt ſind, auch Ausführliches geboten, ſo z. B. 
bei den die Aktiengeſellſchaft betreffenden Formularen Nr. 93 — 98. Es 
ſind hier nicht nur für die Einheitsgründung und für die Zeichnungs⸗ 
gründung (Bd. XLVII S. 548 dieſer Zeitſchrift; Rudorff, Handels⸗ 
geſetzbuch SS 188, 189) die Verträge und Verhandlungen entworfen, 
ſondern auch für Grundkapitalserhöhung, Verſchmelzung zweier Aktien: 
geſellſchaften, Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, ferner für die Anmeldungen zum Handels- 
regiſter und die Generalverſammlungen. 

Beſonders aufmerkſam ſei gemacht auf die Behandlung der erb⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe, Nr. 148 — 178, und hier beſonders Nr. 177: 

„Beſchränkte Erbenhaftung. Eine Novelle in Briefen.“ Die gewählte 
Form iſt zur Klarſtellung gut geeignet. 

Der Abdruck von Stempel: und Koſtengeſetzen u. i. w. ift unter: 
blieben, fo daß das Buch zweckmäßig räumlich eingeſchränkt ift; dagegen 
iſt mit Zuverläſſigkeit überall auf dieſe Bedingniſſe verwieſen. 

Keyßner. 


XXIII. Die Konkursordnung für das Deutſche 
Reich und das Reichsgeſetz, betreffend die 
Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkursver— 
fahrens. In der Faſſung vom 20. Mai 1898. 


Das Reichsgeſetz vom 17. Mai 1898, wodurch der Reichskanzler 
ermächtigt wurde, eine Reihe von Geſetzen, welche in Verbindung mit 
dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuch 
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Aenderungen und Neubeſtimmungen erhalten hatten, in der dadurch 
hervorgerufenen neuen Geſtalt bekannt zu machen, umfaßt auch die in 
der Ueberſchrift bezeichneten Geſetze. Dieſe Bekanntmachung erfolgte 
unter dem 20. Mai 1898 (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 629). 
Es werden ſeit dem 1. Januar dieſe Geſetze ſtets in dieſer neuen Geſtalt 
und Nummernfolge der Paragraphen angezogen. 


Wie das Handelsgeſetzbuch und die Civilprozeßordnung iſt von 
J. Schweitzer's Verlag (Arthur Sellier), München 
eine Ausgabe der oben bezeichneten Geſetze nebſt Ausführungsgeſetzen 
erſchienen, worin durch in die Augen fallenden Druck die Neugeſtaltungen 
im Einzelnen und die Neueinfügungen kenntlich gemacht ſind. 
Die Sorgfalt dieſer mühevollen Arbeit iſt für ſämmtliche Geſetze 
anzuerkennen. Der Werth für wiſſenſchaftliche Arbeiten iſt dauernd. 


Angefügt iſt eine vergleichende Zuſammenſtellung der Paragraphen alter 
und nener Faſſung und ein Sachregiſter. 


Juſtizrath Dr. J. Harburger, Rechtsanwalt in 
München — Verlag von C. H. Beck (Oskar Beck), 
München 1900. kl. 8. (222 S.) — 

hat dem Wortlaute der Konkursordnung eine Einleitung (S. 1--4) 
vorangeſchickt, welche eine Ueberſicht über den Inhalt gibt. Dem Geſetze 
ſind in ſeinen einzelnen Paragraphen kurze Anmerkungen und Hin⸗ 
weiſungen auf das Bürgerliche Geſetzbuch beigefügt. In einem Anhange 
find konkursrechtliche Beſtimmungen anderer Geſetze zuſammengeſtellt. 
Ein Sachregiſter macht den Abſchluß. Inhalt und Ausſtattung em⸗ 
pfehlen das Buch zum Handgebrauch. 


Konkursordnung und Anfechtungsgeſetz mit 
Einführungs- und Nebengeſetzen. Heraus: 
gegeben mit Anmerkungen von R. Sydow, Di- 
rektor im Reichs⸗Poſtamt, und L. Buſch, Kammer⸗ 
gerichtsrath. 8. vermehrte Aufl. 16. (XXXI und 
336 S.) Berlin 1900, J. Guttentag. 


Die früheren Auflagen ragen über Geſetzesabdruck mit Hinweis 
auf die im Zuſammenhang ſtehenden Geſetzesſtellen und ABC-Regiſter 
wenig hinaus. Mit dem Eintritte des zweitbenannten Herausgebers 
iſt das in der bekannten Guttentag'ſchen Sammlung deutſcher Reichs— 
geſetze als 13. Stück eingereihte Geſetz zu einer beachtenswerthen Arbeit 
gediehen. In der Einleitung ift ein Ueberblick über das Verfahren ges 
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geben; in das Konkursrecht iſt nicht eingetreten. Der Konkursordnung, 
dem Einführungsgeſetz und dem Anfechtungsgeſetz ſind zu den einzelnen 
Paragraphen erläuternde Anmerkungen beigefügt, welche ſich weſentlich 
auf die Rechtſprechung ſtützen; der ältere Geſetzeswortlaut iſt ſtets in 
Vergleichung geſtellt. 

Vortreffliche Anordnung und überraſchende Reichhaltigkeit ſind den 
kurz gefaßten und eng gedruckten Anmerkungen nachzurühmen. Bei 
gleicher Fortführung wird die beſcheidene Geſtalt verlaſſen werden 
müſſen, damit in einem größeren Buch Raum gefunden wird. Ein 
ACB⸗-⸗fRegiſter ſchließt ab. 


Deutſche Reichs-Konkursordnung. Für den 
praktiſchen Gebrauch erläutert von Max Gott— 
ſchalk, Direktor des Deutſchen Kreditverbandes. 
8. (VI und 320 S.) Berlin 1899, Siegfried 
Cronbach. 


Verfaſſer hebt im Vorwort hervor, daß es nicht in ſeiner Abſicht 
gelegen habe, ein juriſtiſches Nachſchlagebuch herzuſtellen, ſondern ein 
praktiſches Handbuch. Hiermit iſt die Beurtheilung begrenzt gegenüber 
dem Verfaſſer, welcher berichtet, daß er langjährig auf dem Gebiete des 
Konkursrechts thätig geweſen ſei und namentlich auch im Vorverfahren 
zur Abwendung des koſtſpieligen Konkurſes ſich bethätigt habe. 

Zu SS 6, 113, woſelbſt von der Eintragung der Eröffnung des 
Konkurſes in das Grundbuch die Rede iſt, dürfte es ſich empfehlen, auf 
das Bürgerliche Geſetzbuch SS 892, 893 im § 7 hinzuweiſen. Cine 
Klarſtellung hier dürfte denen, welche das Buch gebrauchen, zur Siche— 
rung willkommen ſein. Die Bemerkung in Abſ. 3 der Anmerkung zu 
§ 6, daß ein Vermerk über die Konkurseröffnung eingetragen werden 
„kann“, wäre mit $ 113 in Einklang zu bringen und das „kann“ in 
„muß“ zu ſteigern. 

Die Thätigkeit im Konkursgebiet tritt als maßgebend in den An⸗ 
merkungen vielfach hervor und gibt zu Anführungen von Beiſpielen 
und zahlenmäßigen Belegen Anlaß, z. B. S. 205 beim Zwangsvergleich. 


Dr. Th. Wolff, Oberlandesgerichtsrath in Hamm. 
Konkursordnung mit Einführungsgeſetz, 
Nebengeſetzen und Ergänzungen in der Faſ— 
ſung des Geſetzes vom 17. Mai 1898. 8. 
(VI und 538 S.) Berlin 1900, J. Guttentag. 


Das Werk gibt in der Einleitung einen Einblick in die Ent⸗ 
wickelung des Konkurſes, wobei unter I. (S. IX — XI) bis zur deutſchen 
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Reichsgeſetzgebung gelangt wird. Die Beſchränkung, welche Verfaſſer 
ſich hier auferlegt hat, iſt etwas ſehr ſtreng; erwünſcht wäre eine Ueber⸗ 
ficht der Entwickelung in Preußen von Th. I Tit. 50 Allg. Ger. Ordn., 
wobei dann die Einſchaltung, daß das franzöſiſche Geſetz vom 28. Mai 
1838 nicht in der Rheinprovinz galt, würde fortfallen können. Von 
einer Kennzeichnung der Umgeſtaltung der Konkursordnung von 1887 
und der Einfügung neuer Beſtimmungen durch den Druck iſt abgeſehen. 
Sofern erforderlich, wird der frühere Wortlaut mitgetheilt, z. B. § 15 
(12) S. 14; § 22 (19) S. 111; § 49 (41) S. 187. | 

Den einzelnen Paragraphen find eingehende Erläuterungen an: 
geſchloſſen, ich darf fagen, in der Weiſe erſchöpfend, daß die in Bezug 
genommenen Paragraphen anderer Geſetze vollſtändig erörtert werden 
und ein Rückgriff auf andere Kommentare nicht erforderlich iſt. Dies 
tritt bereits bei § 1 hervor, woſelbſt §§ 811 Ziff. 1—3, 5—8 und 
1013 CPO. erörtert werden. S. 2 wird auf die Frage eingegangen, 
ob die Firma eines Handelsgeſchäfts ohne Genehmigung des Gemein⸗ 
ſchuldners vom Verwalter veräußert werden könne, was vom Reichs⸗ 
gericht (Entſch. in CS. Bd. IX S. 104) verneint ift. Verfaſſer ſpricht 
ſich dahin aus, daß dieſe Anſicht vorausſichtlich den neuen Beſtimmungen 
der S$ 25—27 HGB.'s gegenüber, die mit der Fortführung der Firma 
erhebliche Rechtsfolgen auch gegen Dritte verbinden und die Firma 
damit als Beſtandtheil des Handelsgeſchäfts zu einem Vermögensgegen⸗ 
ſtande machen, nicht mehr aufrecht erhalten werden dürfte. In „Er⸗ 
haltung der Handelsgeſellſchaft gegen die Auflöſungsgründe“ S. 11 
(1870) hatte ich mich bereits für die Veräußerung des Handelsgeſchäfts 
mit der dafür geführten Firma durch den Konkursverwalter ausge⸗ 
ſprochen, ſofern der Perſonenname des Gemeinſchuldners nicht in der 
Firma enthalten iſt. Findet ſich dagegen der Name in der Firma vor, 
ſo trete das höchſtperſönliche Recht auf den Familiennamen mit dem 
zur Konkursmaſſe gehörigen Firmenrecht in Kolliſion; habe ſich der 
Handelsname noch nicht vollſtändig von der Perſon losgelöſt, jo würde 
ohne Genehmigung des in der Firma Benannten eine Uebertragung 
derſelben nicht ſtatthaft. Ich glaube dieſe Begründung auch jetzt noch 
feſthalten zu ſollen. 

In gleicher Vollſtändigkeit werden S. 20—80 die §§ 390, 400 
B. GB.'s, § 851 CPO., S. 30 § 863 CPO., S. 87 § 878 BGB.’3 
erörtert, wobei ein Hinweis auf die Entſch. des Reichsgerichts in CS. 
Bd. XIV S. 291 rechtsgeſchichtlich mir erwünſcht ſchien. Mit Beſtimmt⸗ 
heit und Klarheit ſind die in Verbindung ſtehenden Paragraphen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches herangezogen und erläutert, in welcher Be— 
ziehung § 816 zu § 46, § 1362 zu § 545, § 1967 zu $ 715 hervor- 
gehoben ſeien. Dieſe Zuſammenfaſſung des Stoffes aus der geſammten 
Reichsgeſetzgebung iſt durch das ganze Werk durchgeführt. 
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Anlangend die rechtliche Stellung des Konkursverwalters wird 
(S. 48, 271) mit ſicheren Gründen dafür eingetreten, daß er Vertreter 
des Gemeinſchuldners hinſichtlich der zur Konkursmaſſe gehörigen Gegen: 
ſtände ſei. 

Aus den Reichsgeſetzen betreffend die Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften und betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung ſind in Anlagen 1 und 2 die den Konkurs betreffenden Paragraphen 
erläutert, betreffend die Aktiengeſellſchaften iſt zu $ 207 nur auf $ 240 
Abſ. 2 HGB.'s und § 102 der CPO. mit Anm. 1 und 2 verwieſen. Es 
darf in Erwägung gegeben werden, ob es etwa angethan ſei, darauf 
hinzuweiſen, wie die Vermögensunzulänglichkeit nicht nach den Zwangs⸗ 
bilanzbeſtimmungen des § 261 HGB. feſtgeſtellt wird (Denkſchrift 
S. 162; Keyßner, Aktiengeſellſchaft 5. Aufl. zu $ 240 Anm. 6). Das 
Gleiche gilt für die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 

Wenn ich mich auf dieſe Bemerkungen beſchränke, ſo ſpreche ich 
meine Anſicht dahin aus, daß mir die Anordnung und Entwickelung 
der für die Erläuterung nothwendigen Einzelheiten zweckmäßig den Stoff 
beherrſchend erſchien. 


Konkursordnung für das Deutſche Reich 
nebſt Einführungsgeſetzen, den konkurs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen des Genoſſen⸗— 
ſchaftsgeſetzes und dem Anfechtungsgeſetze. 
Erläutert von Dr. Julius Peterſen und Georg 
Kleinfeller. 4. Auflage auf Grund des Reichs— 
geſetzes vom 17. Mai 1898 und der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 20. Mai 1898 bearbeitet 
von Dr. Georg Kleinfeller, Profeſſor an der 
Univerfität Kiel. 8. (1. Halbband: XX und 348 S.) 
Lahr 1900, Moritz Schauenburg. 


Da fih der Reichsgerichtsrath Peterſen mit Rückſicht auf die 
Berufsthätigkeit von der weiteren Bearbeitung zurückzutreten genöthigt 
ſah, iſt die neue Auflage (betreffs der dritten Auflage vgl. dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XLII S. 363), von welcher bisher ber erſte Halbband, um: 
faſſend das Konkursrecht (SS 1— 70), vorliegt, als das Werk des 
bisherigen Mitherausgebers, Profeſſor Kleinfeller, zu bezeichnen. 

Die äußere Geſtalt anlangend, iſt durch den Druck kenntlich ge— 
macht, wo die alte Reichs-Konkursordnung Aenderungen und Erweite- 
rungen erfahren hat. Die Erläuterungen, welche weit über den Rahmen 
der üblichen Kommentare hinausgehen, ſind vielfach als ſelbſtändige 
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Abhandlungen zu begrüßen. Dies gilt z. B. von der Beurtheilung der 
rechtlichen Stellung des Konkursverwalters S. 45 ff. Zweckmäßig ſind 
den längeren Erläuterungen Inhaltsangaben durch Stichworte in ABC: 
Folge vorangeſchickt. Ich muß mich bei dieſer Anzeige, um dieſelbe 
nicht zu verzögern, darauf beſchränken, aus dem Vorwort Folgendes 
mitzutheilen. 

Das erſte Hauptziel des Verfaſſers war eine möglichſt gründliche 
Berückfichtigung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der dieſem fiğ an- 
ſchließenden neuen Geſetzgebung. Als das zweite Hauptziel kam die 
ſorgfältige Verwerthung der Rechtſprechung und Literatur in Betracht. 
So weit ich bisher das Werk zu benutzen Veranlaſſung hatte und ſo 
weit ich mich beim Studium in daſſelbe zu vertiefen vermochte, darf ich 
meine Anſicht dahin ausſprechen, daß die Rechtſprechung und Literatur 
mit einer lückenloſen Vollſtändigkeit benutzt und mit gründlichſter Sorg- 
falt eingeführt iſt. Das Bürgerliche Geſetzbuch iſt ebenſo wie die Civil⸗ 
prozeßordnung in dauernder Verbindung gehalten. Wenn ſich das 
Werk minder für den Gebrauch durch die Konkursverwalter eignen 
möchte, ſo darf ſeine Bedeutung darin gefunden werden, daß mit un⸗ 
entwegter Gründlichkeit rechtsvergleichend unterſucht, die verſchiedenen 
in Rechtſprechung und Literatur hervorgetretenen Anſichten dargelegt 
und ſcharf und beſtimmt die eigene Anſicht dargelegt werden. In dieſer 
Weiſe wird die Kenntniß und das Verſtändniß des Geſetzes gefördert. 

Der zweite Halbband wird noch im laufenden Jahr erſcheinen. 


In die Reihe der in Carl Heymann's Verlag erſcheinenden Kom⸗ 
mentare zum Bürgerlichen Geſetzbuch und den Nebengeſetzen iſt ein⸗ 
gereiht: 


Die Konkursordnung für das Deutſche Reich 
von Dr. von Sarwey. 4. Auflage nach dem 
Stande der vom 1. Januar 1900 an geltenden Ge- 
ſetzgebung bearbeitet von Dr. G. Boſſert. THL I. 
8. (305 S.) Berlin 1900. 


Der Urheber dieſes Kommentars war Vorfitzender der mit der 
Durchberathung der Konkursordnung befaßten Reichstagskommiſſion 
und hat mehrere Schriften über das Konkursrecht veröffentlicht. Er 
durfte deshalb bei Anzeige der erſten Auflage des Werkes als beſonders 
berufen zur Bearbeitung eines Kommentars bezeichnet werden (dieſe 
Zeitſchrift Bd. XXV S. 365). Auch die zweite Auflage (1881) wurde 
noch von ihm bearbeitet. Durch die Berufung in die Stellung eines 
Kgl. Württemberg. Staatsminiſters des Kirchen- und Schulweſens wurde 
die Fortarbeit an dem Werk verhindert. Die dritte (1898) und gegen⸗ 
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wärtige Auflage ut von dem Landrichter Dr. Boſſert bearbeitet 
worden. 

Rechtſprechung und Literatur ſind ſorgfältig verwerthet, das 
Bürgerliche Geſetzbuch iſt eingearbeitet und damit die neue Auflage der 
Rechtslage im neuen Jahrhundert entſprechend durchgeführt. Dem 
1. Theil, welcher das Konkursrecht gibt, wird der II. Theil bald folgen. 


Senſt, Oberlandesgerichtsrath. Handbuch für Kon⸗ 
kursrichter. Auf der Grundlage der Reichs— 
Konkursordnung vom 10. Februar 1877, des Ge— 
ſetzes betreffend Aenderungen der Konkursordnung 
vom 17. Mai 1898, ſowie der ſonſtigen einſchlägigen 
Vorſchriften für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet. 
2. Auflage. 8. (274 S.) Berlin 1900, Siemen⸗ 
roth & Troſchel. 


Die erſte Auflage iſt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLII S. 366 
angezeigt. Die daſelbſt gerühmte klare und knappe Ausdrucksweiſe ift 
auch ein Vorzug der neuen Auflage. Die beigefügten Formulare und 
Entwürfe von Protokollen find fiber und belehrend. Im Anhang find 
einſchlägige Auszüge aus dem Gerichtskoſtengeſetz und die Konkursord⸗ 
nung zum Abdruck gebracht. Die Anmerkungen geben weiteren Lite⸗ 
raturnachweis. Den Konkursverwaltern und den Referendaren im Vor⸗ 
bereitungsdienſt ſei das Buch empfohlen. 

Keyßner. 


XXIV. Plaudereien über das neue Recht. Von 
Adolf Lobe. kl. 8. (803 S.) Leipzig 1900, 
Fr. Wilh. Grunow. 


Zur abendlichen Erholungsunterhaltung finden ſich im Gaſthauſe 
Arzt, Paſtor, Kaufmann, Apotheker u. ſ. w. zuſammen, auch der Amts⸗ 
richter kommt hinzu. Die Ereigniſſe des täglichen Lebens werden be⸗ 
ſprochen und daran anknüpfend vom Amtsrichter das neue Recht 
dargelegt, durch anregende Fragen der Zuhörer zu weiteren Außein: 
anderſetzungen im Wechſelgeſpräche veranlaßt. Die Form, in welcher 
die Unterhaltung geführt wird, die Gegenſtände, an welche unmerklich 
die Rechtserörterungen geknüpft werden, der liebenswürdige, oft ſcherzende 
Ton, welcher die Unterhaltung belebt, begründet für den Verfaſſer das 


Literatur. 289 


Lob, daß er eine vortreffliche Form gewählt für feine inhaltlich ſtets 
zutreffenden Auseinanderſetzungen. 

Zweiundvierzig derartige Abendgeſpräche werden mitgetheilt und 
darin eine Beſprechung der wichtigſten Rechtsangelegenheiten durchgeführt. 
Wo das Buch bekannt wird, iſt ein guter Erfolg geſichert. Sicherer und 
leichter, es darf geſagt werden, erfreuender kann die Bekanntſchaft mit 
den Lehren des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht gemacht werden. Möge 


das Buch zahlreiche Leſer und Leſerinnen finden. 
Keyßner. 


XXV. Dr. Georg Cohn, o. ö. Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Zürich. Das neue deutſche bürger⸗ 
liche Recht in Sprüchen. 8. (Heft I: 86 S.; 
Heft II: 188 S.; Heft III: 400 S.; Heft IV: 194 S.) 
Berlin 1899, Otto Liebmann. | 


Mit dem Kernſpruche „Pro patria est dum ludere videmur“ 
hat der Urheber der Sprüche die vier ſauber ausgeſtatteten Bändchen 
veröffentlicht. Das echte, welches in zweiter Auflage erſchienen ift, um: 
faßt den allgemeinen Theil, das zweite das Recht der Schuldverhältniſſe, 
das dritte Sachenrecht und Familienrecht, das vierte das Erbrecht. Die 
Aufgabe, welche der Rechtslehrer, vielleicht im Anſchluß an L. 170 
dig. 50, 17, ſich geſetzt [hat, war kein leichtes Unternehmen. Es iſt 
mit erfreulichem Erfolge zum Abſchluß gebracht. Libro completo 
saltat scriptor pede laeto (Ekkehard von Scheffel Anm. 280) fiel 
mir ein. Möge der Lohn für das Werk, dem Fleiß, Scharfſinn und 
Witz innewohnt, dem Urheber dahin gewährt werden, daß eine Anzahl 
der Sprüche volksthümlich wird. 

Dr. Keyßner. 


XXVI. Karl Peter Kheil. Valentin Mennher und 
Antich Rocha 1550—1565. Ein Beitrag zur 
Geſchichte der Buchhaltung. Prag 1898, Burſik & 
Kohout. 

Der Verfaſſer, der ſich bereits durch ſein Buch „Ueber einige 
ältere Bearbeitungen des Buchhaltungstraktats von Luca Pacioli“ 


(Prag 1896) verdient gemacht hat, veröffentlicht in der vorgenannten 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 19 
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Schrift weitere intereſſante Beiträge zur Geſchichte der Buchhaltung. 
Sie betrifft Valentin Mennher aus Kempten, der 1550 und 1565 in 
franzöſiſcher Sprache zwei Anleitungen zur doppelten Buchhaltung in 
Antwerpen veröffentlicht hat, und Antich Rocha von Gerona, der im 
Jahre 1565 ohne Nennung ſeiner Quelle eine treue Ueberſetzung der 
Mennherſchen Schrift von 1550 zu Barcelona in ſpaniſcher Sprache 
herausgab. 

Schon aus der Einleitung der Mennherſchen Schriften ergibt 
ſich, daß ſich Mennher an das „Buchhalten“ des Henricus Grammateus 
anſchließt. Von Pacioli weicht er in ſeiner erſten Ausgabe ab, inſo⸗ 
fern er namentlich weder Kapitalkonto noch Gewinn: und Verluſtkonto 
kennt. Statt deſſen wird dem Eigenthümer, wie die Kheilſche Dar⸗ 
ſtellung ergibt, ein Konto eröffnet, auf dem ſich die eingebrachten Aktiven 
und Paſſiven, alle Käufe und Verkäufe von Waaren zum Urſprungs⸗ 
preiſe (einſchließlich Gewinn und Verluſt), alle Gewinne und Verluſte 
(einſchließlich Unkoſten, Zinſen ꝛc.), alle aktiven und paſſiven Saldi der 
Bilanzkontos zuſammenfinden. In der Ausgabe von 1565 findet ſich 
inſofern eine erhebliche Verbeſſerung, als — offenbar auf die Pacioliſche 
Darſtellung zurückgreifend — ein Gewinn: und Verluſtkonto eingeſchoben 
wird, ohne welches die doppelte Buchſührung ihren eigentlichen Werth 
verliert. 

Die Art der Buchführung von Mennher wird von Kheil im 
Einzelnen ſachgemäß dargelegt und erläutert. Die durchaus wiſſenſchaft⸗ 
liche Behandlung des Stoffs iſt um ſo mehr anerkennend hervorzuheben, 
als die Literatur der Buchhaltung nicht ſelten eine ſolche vermiſſen 
läßt. Den geſchichtlichen Zuſammenhang glaubt Verfaſſer dahin zu⸗ 
ſammenfaſſen zu können, daß auf dem unübertroffenen Traktat Paciolis 
(1494) Manzoni (1534) und Schweicker (1549) fußen, während Mennher 
an die Deutſchen Grammateus (1521) und Gotlieb (1531) anknüpft, 
und daß ſo die deutſchen Bearbeitungen durch Vermittlung Rochas 
(1565) nach Spanien ihren Weg nahmen. | 

Zuele Darſtellung möchte nur inſofern eine Ergänzung verdienen, 
als, wie oben erwähnt, in der zweiten Bearbeitung Mennhers der 
Einfluß Paciolis unverkennbar iſt. 

Nach Inhalt der Vorrede iſt die vorliegende Schrift ein Vorläufer 
für eine univerſalhiſtoriſche Darſtellung der Buchhaltung. Die Wiſſen⸗ 
ſchaft des Handelsrechts wird dem Verfaſſer nur dankbar ſein können, 
wenn er eine ſolche Arbeit veröffentlicht. Wie in den Prozeſſen die 
Einſicht der Handlungsbücher dem Richter häufig erſt die ſubjektiven 
Rechte klarlegt, ſo iſt aus der Geſchichte der Buchhaltung mancher 
werthvolle Beitrag für die Klarlegung des objektiven Handelsrechts zu 
erwarten. Auch die Auffaſſung des Handelsſtands über gewiſſe Rechts⸗ 
verhältniſſe, wie ſie in der Buchführung zum Ausdruck gelangt, iſt 
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vielfach nicht ohne Bedeutung. So geht z. B. aus einer von Kheil 
(S. 16) mitgetheilten Buchung hervor, daß Mennher ein aktives Werth⸗ 
papierkonto nicht kannte, daß vielmehr die Geſchäftspapiere als Schulden 
der Zahlungspflichtigen gebucht find. Es wäre für die Rechtsgeſchichte 
intereſſant, wenn feſtgeſtellt würde, wann das Werrhpapierkonto ein⸗ 
geführt wurde; denn erſt von dieſem Zeitpunkt ab wird das Werth⸗ 
papier buchmäßig als Träger des Rechts behandelt. 
Berlin. Herman Veit Simon. 


XXVII. Dr. D. Feitelberg. Die Einkommenbeſteue⸗ 
rung nichtphyſiſcher (juriſtiſcher) Perſonen. 
[Zugleich 6. Bd. 7. Heft der von Elſter heraus⸗ 
gegebenen Staatswiſſenſchaftl. Studien.] (189 S.) 
Jena 1900. 


Der Verfaſſer ſucht zunächſt den Begriff der Einkommenſteuer zu 
beſtimmen und gelangt zu folgender Definition: 

„Die in beſtimmten Abſtufungen vor ſich gehende Heranziehung 
des Einzelindividuums mit ſeinem den nothwendigen Konſumtions⸗ 
bedarf überſteigenden, daher freibleibenden, wirthſchaftlichen Ge⸗ 
ſammterfolg zur Beitragsleiſtung für die Bedürfniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft.“ l 

Aus bem Weſen der Einkommenſteuer folgt, wie der Verfaſſer 
ausführt, nichts für die Heranziehung nichtphyſiſcher Perſonen. An⸗ 
dererſeits iſt auch die Rechtsfähigkeit an ſich für die Beſteuerung un⸗ 
erheblich — vielmehr iſt maßgebend, ob dieſe Rechtsfähigkeit zum that⸗ 
ſächlichen Bezug und Verbrauch eines Einkommens führt. Jedenfalls 
dürfe man aber den Wirthſchaftsertrag nichtphyſiſcher Perſonen nicht 
einmal als Einkommen dieſer, das andere Mal als dasjenige der that⸗ 
ſächlichen Einkommensempfänger zu treffen ſuchen; hierin würde eine 
unzuläſſige Doppelbeſteuerung liegen. 

Unter dieſen Geſichtspunkten behandelt der Verfaſſer: Zwangs— 
gemeinwirthſchaften (Reichsfiskus, Staatsfiskus, Kommunalfiskus), Aſſo⸗ 
ciative Privatwirthſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Berggewerkſchaften), freie Gemeinwirthſchaſten (Genoſſen— 
ſchaften, Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit), Karitative 
Wirthſchaftsbetriebe (Anſtalten, Stiftungen, Vereine). 

Den wichtigſten Theil des Buchs bilden die Erörterungen bezüg— 
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lich der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. 
In überzeugender Weiſe weiſt der Verfaſſer nach, daß die gegenwärtig 
in den meiſten deutſchen Staaten, namentlich in Preußen, beliebte Art 
der Beſteuerung mit geſunden nationalökonomiſchen Grundſätzen in 
Widerſpruch ſteht. Denn das Einkommen der Geſellſchaft gebührt den 
Aktionären; dieſe werden alſo thatſächlich zweimal zu derſelben Steuer 
herangezogen, wenn und inſoweit ſie ihre Dividenden verſteuern müſſen, 
nachdem bereits das Einkommen der Geſellſchaft zur Steuer herangezogen 
iſt. Andererſeits empfehle es ſich, das Einkommen der Aktienvereine 
„an der Quelle“ zu verſteuern; dies insbeſondere deshalb, weil ſich ſonſt 
das Einkommen leicht der Steuerzuſtändigkeit des Staats und namentlich 
der Gemeinde entziehe, und weil die Zuweiſungen an den Reſervefonds 
ſonſt von der Veranlagung verfdont bleiben. Die Dividenden müßten 
dann bei dem einzelnen Aktionär von der Beſteuerung freigelaſſen 
werden. 

Zu entſprechenden Ergebniſſen gelangt der Verfaſſer bezüglich der 
Gewerkſchaften. 

Bezüglich der Genoſſenſchaften legt der Verfaſſer dar, daß die 
durch die genoſſenſchaftliche Organiſation erzielten Erſparniſſe, welche 
in der Einzelwirthſchaft gar nicht in Erſcheinung treten, nicht als 
ſteuerbarer Gewinn anzuſehen ſind. Im Uebrigen ſind die Einkünfte 
zu verſteuern, aber nur einmal, da die gleichzeitige Beſteuerung bei 
der Genoſſenſchaft und bei den einzelnen Genoſſenſchaftern unzuläſſig ſei. 
Auch hier, wie bei den Aktienvereinen, empfiehlt der Verfaſſer eine Be⸗ 
ſteuerung „an der Quelle“ und Freilaſſung bei den Genoſſenſchaftern. 

Man wird dem Verfaſſer in den weſentlichen Ergebniſſen beitreten 
müſſen. Die gegenwärtige Doppelbeſteuerung des Einkommens der 
Aktiengeſellſchaften in Preußen und anderwärts ift mit „ausgleichender 
Gerechtigkeit“ nicht zu vereinbaren; dies ſcheinen ja auch ſchon zum 
Theil die politiſchen Parteien einzuſehen, ſoweit fie nicht durch getwiffe 
Schlagworte in ihrer Einſicht gebunden ſind. 

Die Art der Beweisführung in dem beſprochenen Buche iſt, ſoweit 
wirthſchaftliche Gründe angeführt und die Anſichten nationalökonomiſcher 
Schriftſteller beſprochen werden, durchſichtig und zumeiſt überzeugend. 

Um ſo mehr wird bedauert, daß die juriſtiſchen Hinweiſe und Dar⸗ 
legungen vielfach zu Ausſtellungen Anlaß geben. 

Dies gilt zunächſt von den handelsrechtlichen Erörterungen. Als 
„geltendes deutſches Reichsgeſetz“ gilt dem Verfaſſer des im Jahre 1900 
erſchienenen Buchs das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch in der 
Faſſung des Geſetzes vom 14. Juli 1884 (S. 87 u. a.); er ſcheint gar 
nicht zu wiſſen, daß wir ſeit dem 1. Januar 1900 in Deutſchland ein 
neues Handelsgeſetzbuch haben, das ſchon im Jahre 1897 durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt veröffentlicht worden iſt. Abgeſehen davon, daß in 
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Folge deſſen die Citate nicht mehr ſtimmen, ijt auch der Inhalt zum 
Theil nicht mehr zutreffend. So hat das Handelsgeſetzbuch von 1897 
die vom Verfaſſer als geltendes Recht wiedergegebenen Begriffsbeſtim⸗ 
mung der Aktiengeſellſchaft aufgegeben (S. 17); bei der Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien gibt es keinen feſt normirten Mindeſtbetrag der 
Einlagen der Komplementare mehr (S. 104); die Berggewerkſchaften 
neueren Rechts find Sollkaufleute im Sinne des § 2 HGB.'s und daher 
mit ihrer nunmehr erforderlichen Eintragung in das Handelsregiſter 
verpflichtet, kaufmänniſche Bücher zu führen und Bilanzen zu ziehen 
(S. 144); — die entgegengeſetzten Annahmen des Verfaſſers ſind irr⸗ 
thümlich. 

Ebenſo ſind die verwaltungsrechtlichen Erörterungen unzulänglich. 
Dies zeigt fih äußerlich ſchon dadurch, daß von Fuiſtings Kommentar 
zum Einkommenſteuergeſetz auf S. 12 eine Ausgabe von 1892, auf 
S. 55 eine Ausgabe von 1894 citirt wird, während von dieſem grunb- 
legenden Werk ſchon Anfangs 1899 die 4. Auflage erſchienen war. Ebenſo 
wird (S. 146) der bekannte Kommentar von Noell zum preußiſchen 
Kommunalabgabengeſetz in der 1. Auflage (1893) citirt, während der⸗ 
ſelbe ſchon in der im Anfang des Jahres 1899 erſchienenen 3. Auflage 
vorliegt. In Folge deſſen iſt dem Verfaſſer die reichhaltige Recht⸗ 
ſprechung des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts in den letzten 6 bis 
7 Jahren entgangen, die auch zur Aufklärung der wirthſchaftlichen 
Fragen viel beigetragen hat. Dies tritt z. B. hervor bei der Bebanb: 
lung des Reſervefonds. Die Verwendung von Summen zu karitativen 
Zwecken iſt nach dem preußiſchen Einkommenſteuergeſetz an ſich über⸗ 
haupt nicht ſteuerpflichtig. Die Frage, inwieweit die Wohlfahrtsfonds 
Reſervefonds darſtellen, iſt vom Oberverwaltungsgericht wiederholt er— 
örtert (Entſch. des Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen III 
S. 28, 420, VI S. 191). Unrichtig iſt, daß durch Bildung von Re⸗ 
ſervefonds zu Wohlfahrtszwecken „die Aktionäre auf ihnen zuſtehende 
Beträge verzichten“ (S. 100); denn ſie können einen Reſervefonds (ab- 
geſehen vom geſetzlichen) ſtets auflöſen und unter ſich vertheilen. Die 
in wiederholten Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts und des 
Reichsgerichts behandelte überaus wichtige Frage, ob der ſogenannte Agio⸗ 
gewinn ſteuerpflichtig iſt, wird nicht einmal erwähnt, trotzdem die 
Steuerpflicht der Zuſchüſſe zum Kapitalreſervefonds erörtert wird 
(S. 98). Die Berückſichtigung der Entſcheidungen des Oberverwal— 
tungsgerichts hätte auch den Verfaſſer davor bewahrt, die ausſchließliche 
Beſteuerung der Aktionäre auf Grundlage des Dividendenbetrags des— 
wegen für unannehmbar zu erklären, weil dann die Zuſchläge vom Re— 
ſervefonds, ſowie auch „die Abſchreibungen“ verſchont blieben, „obgleich 
ſie nicht minder zum Einkommen der Aktionäre gehören, nur daß dieſe 
Einkommenstheile nicht gleich in den Genuß derſelben treten“ (S. 94). 
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Auch wenn, wie in Preußen, die Aktiengeſellſchaften ſelbſt verftenert 
werden, bleiben die Abſchreibungen vollſtändig außer Anſatz, weil ſie 
wirthſchaftlich, handelsrechtlich (vgl. HGB. § 261 Ziff. 3) und ſteuer⸗ 
lich (vgl. Entſch. des Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen II 
S. 39, III S. 395) nicht Theil des Einkommens (der Ueberſchüſſe, des 
Reingewinns) ſind, ſondern denſelben mindern. Wer 100,000 Mark 
brutto gewerblich verdient hat, aber 20,000 Mark auf ſeine Aktiva 
abſchreiben muß, hat nur einen Reingewinn von 80,000 Mark und kein 
verſtändiger Geſetzgeber wird in einem ſolchen Falle ein — nicht vor⸗ 
handenes — Einkommen von 100,000 Mark ſeiner Beſteuerung zu 
Grunde legen dürfen. 


Berlin. Herman Veit Simon. 


XXVIII. James Breit. Das Selbſteintrittsrecht 
des Kommiſſionärs nach dem neuen Deut— 
ſchen Handelsgeſetzbuche. 4. (208 S.) 
Leipzig 1899, Roßberg'ſche Hofbuchhandlung. 


Mit Vergnügen zeige ich dieſe fleißige und ſcharffinnige Abhand⸗ 
lung an, die von der juriſtiſchen Fakultät der Univerſität Leipzig im 
Jahre 1898 mit einem Preiſe gekrönt wurde, dann im Sächſ. Archiv 
für Bürgerl. Recht Aufnahme fand und nunmehr in Separatausgabe 
vorliegt. 
Der begabte Verfaſſer hat den ſchwierigen Gegenſtand allſeitig 
durchdacht und eine theoretiſch wie praktiſch ſehr ſchätzenswerthe Leiſtung 
geliefert. Hinſichtlich der Konſtruktion des Selbſteintrittsrechtes ſchließt 
ſich Breit mit Recht der Hahn'ſchen Auffaſſung des kombinirten 
Kommiſſions- und Kaufverhältniſſes an. Vielleicht hätte der Ausdruck 
„Kaufvertrag“ hier vermieden werden ſollen, da es ſich ja nicht um 
einen Abſchluß eines Kaufvertrages, ſondern um eine Art geſetz⸗ 
licher Zuſtandsobligation handelt, die nach den Grundſätzen vom Kauf⸗ 
vertrag beurtheilt wird. — Nicht will mir einleuchten, was Breit 
über die Beweisvertheilung auf S. 76 bemerkt. Nach ihm ſoll der 
Kommiſſionär den Beweis führen, daß der Kommittent den Eintritt 
nicht ausgeſchloſſen habe, jedoch nur, ſoweit es ſich um die Frage 
handelt, ob dies bei Ertheilung der Kommiſſion geſchehen ſei. Den 
Beweis, daß nach Ertheilung der Kommiſſion der Selbſteintritt ver⸗ 
boten ſei, ſoll der Kommittent führen. Mir will einmal die Unter⸗ 
ſcheidung nicht plauſibel erſcheinen, da der negative Konditionalſatz des 


Literatur. 295 


§ 400 ſich auf beide Fälle erſtreckt. Sodann möchte ich fragen, ob es 
überhaupt gerechtfertigt iſt, auf die Stellung des Wortes „nicht“ mit 
Planck (vgl. auch Düringer⸗ Hachenburg IL S. 191) folches 
Gewicht in dieſem Falle zu legen. Der Satz iſt aus dem Allgem. 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch herübergenommen und es iſt mir fraglich, 
ob dieſe Frage, die Breit behandelt, von den Redaktoren des neuen 
Handelsgeſetzbuches erwogen wurde. Legt man auf die Stellung des 
Wortes „nicht“ und ähnlicher Worte ſolches Gewicht, ſo kommt man 
für den Selbſteintritt des Spediteurs zu der entgegengeſetzten Annahme 
(8 412), da hier die Faſſung eine andere ift, ohne daß ich den Unter: 
ſchied zwiſchen beiden einſehen kann. 

Daß der auf Vertrag beruhende Selbſteintritt grundſätzlich dem 
geſetzlichen gleichzuſtellen iſt (S. 87), möchte ich in dieſer Allgemeinheit 
nicht behaupten. Insbeſondere erſcheint mir die Anwendbarkeit des 
$ 402 nicht ohne Weiteres gegeben. Es iſt bedenklich, zwingende, auf 
einen begrenzten Kreis von Fällen zugeſchnittene Geſetzesbeſtimmungen 
extenſiv zu interpretiren. 

Nicht beiſtimmen kann ich Breit, wenn er das Pfandrecht des 
ſelbſteintretenden Einkaufskommiſſionärs auch auf die Stellung bettel ben 
als Verkäufer ausdehnt (S. 172). Zu einer ſolchen Ausdehnung gibt 
weder die Denkſchrift noch die Natur der Sache Anlaß. § 404 wollte 
lediglich gegen die vielfach unter der Herrſchaft des alten Rechts ver⸗ 
tretene Auffaſſung, wonach dem ſelbſteintretenden Kommiſſionär über⸗ 
haupt das geſetzliche Pfandrecht des Kommiſſionärs zu verſagen ſei, 
Front machen (Denkſchriſt 1 S. 242). Indem das Geſetz mit der Be⸗ 
ſtimmung des § 404 die ſelbſtändige Erhaltung der Kommiſſionäreigen⸗ 
ſchaft trotz des Selbſteintrittes feſthält, geht es nicht ſo weit, ein 
Pfandrecht für den Verkäufer zu ſtatuiren, das dieſem ſonſt nicht zu⸗ 
ſteht. Die Kaufpreisforderung des ſelbſteintretenden Kommiſſionärs ift 
allerdings etwas ſchlechthin Verſchiedenes von der Auslagevergütungs⸗ 
forderung des an den Dritten zahlenden Kommiſſionärs. Denn im 
letzteren Falle macht der Kommiſſionär freiwillig lediglich im Intereſſe 
des Kommittenten eine Aufwendung, während er im erſteren Falle zu⸗ 
gleich feine eigenen Intereſſen verfolgt. Ohnehin hat § 404 eine erheb⸗ 
liche Bedeutung für den Kommiſſionär, da dieſer dadurch in der Lage 
iſt, auch zur Sicherung früherer Forderungen in laufender Rechnung 
ſeinen Selbſteintritt nutzbar zu machen. 

Gegen Breit (S. 179) möchte ich auch annehmen, daß der im 
Beſitz der Waaren befindliche Verkaufskommiſſionär, bevor er eintritt, 
zu unterſuchen hat und möchte in ſeinem vorbehaltloſen Eintritt eine 
Genehmigung nach § 377 Abſ. 2 erblicken. Die Hahn'ſche Auffaſſung, 
der ſich Breit anſchließt, ſcheint mir mit dem Verkehr nicht wohl 
verträglich zu ſein. Der Fall liegt hier nicht anders wie bei Zuſendung 
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unbeſtellter oder beim Kauf auf Probe übergebener Waaren, wo die 

vorbehaltloſe Annahme der Kaufofferte, beziehungsweiſe die Billigung des 

Käufers zugleich das Präjudiz der Genehmigung nach § 377 in ſich birgt. 
Roſtock. Karl Lehmann. 


XXIX. Das Recht der Handlungsagenten. Von 
Dr. Walther Immerwahr. 8. (X und 
208 S.) Breslau 1900, M. & H. Marcus. 


Während noch Renaud, Recht der Aktiengeſellſchaften S. 647 ff., 
den Begriff eines Agenten als unbeſtimmt und ſchwankend bezeichnete, 
erfreuen wir uns ſeit dem Eintritt der Einheit des bürgerlichen Rechts 
auch einer Kodifikation des Rechts der Handlungsagenten, die ſich jedoch 
auf wenige Leitſätze beſchränkt. Es iſt mit Freude zu begrüßen, daß. 
Immerwahr gerade in dieſem Augenblicke das Recht der Handlungs: 
agenten in umfaſſender und überſichtlicher Weiſe dargeſtellt hat. Er 
entwickelt zunächſt Begriff und Weſen des Agenturvertrags und be: 
trachtet ſodann die Rechtsſtellung des Agenten als Perſon des Handels- 
und Gewerberechts, d. h. ſeine Kaufmannseigenſchaft, die Unterſcheidungs⸗ 
merkmale der Handlungsagenten von den Handlungsgehilfen, Hand— 
lungsbevollmächtigten, Kommiſſionären und Maklern, ſowie die gewerbe- 
rechtlichen Vorſchriften für Auswanderungs- und Verſicherungsagenten, 
reiſende Agenten u. ſ. w., ferner die Stellvertretung durch den Agenten 
nach der aktiven und paſſiven Seite, weiter die Rechtsſtellung des 
Agenten im Verhältniſſe zum Geſchäftsherrn und zum dritten Kon: 
trahenten, die Einwirkung des Agenturverhältniſſes auf die Rechtsſtellung. 
des Geſchäftsherrn gegenüber dem dritten Kontrahenten und ſchließlich 
die Beendigung des Agenturverhältniſſes. 

Die Darſtellung ift anziehend und erſchöpfend, die Rechtiprechung 
des In⸗ und Auslandes, namentlich auch jene der engliſchen Gerichts- 
höfe, ſachgemäß verwerthet. 

Die in der Praxis oft ineinander fließende Grenze zwiſchen den 
abſchlußberechtigten Agenten und jenen Agenten, welchen diefe Befugniß 
nicht zuſteht, dürfte vom Verfaſſer manchmal etwas zu ſcharf oe: 
zogen ſein. 

Wie Levy v. Halle in Schmoller's Jahrb. Bd. XVI S. 1134 
mit Recht hervorhebt, findet allmählich eine theilweiſe Ablöſung des 
lokalen Marktes durch den Weltmarkt und dem entſprechend eine Er⸗ 
weiterung der lokalen Maklerthätigkeit zu einer Vermittlerſtellung zwi- 
ſchen Weltangebot und Weltnachfrage ſtatt und war der Telegraph von 
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beſonderer Wichtigkeit für dieſe Neubildung. Ganz das Gleiche gilt 
aber, namentlich ſeit der Vervollkommnung der modernen Verkehrsmittel 
durch die gewaltige Ausbreitung des Telephonweſens, für die Thätigkeit 
der Handlungsagenten. Namentlich bei denjenigen Waaren, welche an 
Börſen gehandelt werden und häufig ſtarken Preisſchwankungen unter⸗ 
worfen ſind, erhalten die Agenten feſte Anſtellungen, ſowie die Ermäch⸗ 
tigung zum endgiltigen Abſchluſſe, entfalten aber gleichwohl noch hie 
und da eine lediglich vermittelnde Thätigkeit. Der Agent kann ferner 
ermächtigt ſein, zu einem beſtimmten Preiſe endgiltig abzuſchließen, zu 
einem anderen Preiſe aber nur Offerten entgegenzunehmen. Die Praxis 
wird daher dem Worte „nur“ im § 85 des HGB.'s beſonderes Augen: 
merk zuwenden müſſen. 


Nürnberg. Merzbacher. 


XXX. Dr. P. Daude, Geh. Regierungsrath und Univer⸗ 
ſitätsrichter. Das Aufgebotsverfahren nach 
Reichsrecht und preußiſchem Landesrecht. 
3., umgearbeitete Auflage. 8. (VII und 334 S.) 
Berlin 1900, H. W. Müller. 


Die erſte Auflage erſchien 1881, die zweite 1890, die vorliegende 
dritte Auflage iſt mit Rückſicht auf die in der Geſetzgebung eingetretene 
mannigfache Aenderung vollſtändig umgearbeitet. Nachdem in einer 
Einleitung ein Rückblick auf die Entſtehung des Aufgebotsverfahrens 
geworfen ift, beſchäftigt fit Theil 1 (S. 9—89) mit dem Aufgebots⸗ 
verfahren im Allgemeinen ($ 16, Zuſtändigkeit der Gerichte). Theil 2 
(S. 93—253) ift den einzelnen Aufgebotsfällen gewidmet, einſchließ⸗ 
lich des Aufgebots zum Zwecke der Todeserklärung eines Verſchollenen. 
In einem Anhang ſind die einſchlägigen Geſetzesſtellen abgedruckt. An⸗ 
geſchloſſen iſt die Behandlung von Fund und Schatz, eine Ueberſicht 
über die Zuſtändigkeit der Stempel: und Erbſchaftsſteuerämter und eine 
Zuſammenſtellung amtlicher Formulare. Ein Sachregiſter macht den 
Abſchluß. 

Die Bearbeitung in dem betreffenden Gebiet erfordert die peinlichſte 
Sorgſalt und Genauigkeit. Verfaſſer hat dieſe Arbeit erleichtert und 
geſichert; denn, wie den früheren Auflagen, iſt auch der gegenwärtigen 
Vollſtändigkeit und Zuverläſſigkeit nachzurühmen. 

Keyßner. 
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XXXI. Das Geſetz, betreffend die gemeinſamen 
Rechte der Beſitzer von Schuldverſchrei⸗ 
bungen vom 4. Dezember 1899 


iſt abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX S. 525 ff. In der 

Guttentag'ſchen Sammlung deutſcher Reichsgeſetze iſt unter Nr. 52 dieſes 

Geſetz erſchienen, mit Anmerkungen und Sachregiſter bearbeitet von 
Dr. Heinrich Göppert, Gerichtsaſſeſſor. 

In einer Einleitung iſt über die Entſtehung des Geſetzes berichtet 
und eine Ueberſicht über den Inhalt gegeben. Die Erläuterungen er: 
geben, daß nicht nur für den bequemen Handgebrauch an einzelne Ge⸗ 
ſetzesworte angeknüpft iſt, ſondern daß das Ziel geſteckt war auf eine 
Darlegung der Bedeutung des Geſetzes im Zuſammenhange mit dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch und namentlich auch der Konkursordnung, dem 
Aktienrecht und dem Reichsgeſetze über die Angelegenheiten der fret: 
willigen Gerichtsbarkeit. 


H. Könige, Oberlandesgerichtsrath, 


hat ſeinem im Verlage von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Frei⸗ 
burg i. B. und Leipzig 1900 (VIII und 130 S.), erſchienenen Kom⸗ 
mentar in einem Anhang eine Zuſammenſtellung des Regierungsentwurfs 
und der Kommiſſionsbeſchlüſſe, ſowie das Hypothekenbankgeſetz vom 
13. Juli 1899 beigefügt. 


Ferner erſchienen kleine Handausgaben, bearbeitet von 


Sigmund Merzbacher, Rechtsanwalt und Juſtiz⸗ 
rath in Nürnberg. 16. (118 S.) München 1900, 
C. H. Beck (Oskar Bed). 


Friedrich Bonſchab, Vorſtandsmitglied der baye- 
riſchen Landwirthſchaftsbank. München 1900, J. 
Schweitzer (Arthur Sellier). 

Beiden Ausgaben ift eine Einleitung vorangeſchickt; kurze Ans 
merkungen, welche das Verkehrsbedürfniß berückſichtigen, und ein Sach⸗ 
regiſter ſind bearbeitet. 
| Keyßner. 
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XXXII. Hypothenbankgeſetz vom 13. Juli 1899. 


Das Geſetz iſt Bd. XLIX S. 250 dieſer Zeitſchrift abgedruckt: 
ebendaſelbſt ſind Handausgaben mit erläuternden Anmerkungen ange⸗ 
zeigt. Denſelben tritt hinzu die 


Handausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter von 
Dr. jur. C. Hillig, Direktor der Leipziger Hypo⸗ 
thekenbank. kl. 8. (XX und 155 S.) Leipzig 
1900, Roßberg & Berger. 


Die Erläuterungen zeugen überall dafür, daß Verfaſſer namentlich 
auch im Verkehr erfahren ift. Das Sachregiſter empfiehlt fih durch 
beſondere Ausgiebigkeit. | 
Keyßner. 


XXXIII. Hermann Daubenſpeck, Reichsgerichtsrath a. D. 
Der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt in 
Preußen. 8. (XVI und 1029 S.) Berlin 
1900, Franz Vahlen. 


Verfaſſer, der ſich durch ſeine bereits in ſieben Auflagen erſchienene 
Schrift „Referat, Votum und Urtheil“ um die Ausbildung der Referen⸗ 
dare verdient gemacht hat, widmet zunächſt in der Einleitung und dem 
Abſchnitte „Amt des Referendars“ der Stellung des in den Juſtizdienſt 
Eintretenden eine beachtenswerthe Darſtellung; auf den leicht erworbenen 
Doktorgrad wird S. 4 Anmerkung mit ſcharfen Worten hingewieſen. 

Das Buch ſoll die praktiſche Ausbildung und theoretiſche Fort⸗ 
bildung des Referendars fördern, ihm während ſeines ganzen Vor⸗ 
bereitungsdienſtes ein Führer und Rathgeber ſein, der ihn auf das 
Weſen der Dinge aufmerkſam macht und zum Nachdenken und ſelbſtän⸗ 
digen Handeln anregt, nicht aber des eigenen Denkens überhebt (Ein⸗ 
leitung S. 4). Möge das Werk ſeinem Verfaſſer, der nach Rücktritt 
von amtlicher Arbeit die Erfahrungen einer langen Thätigkeit im Juſtiz⸗ 
dienſt für die jungen Kollegen nutzbar gemacht hat, den Dank eintragen, 
daß es aufmerkſam verwerthet wird. 

Keyßner. 
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XXXIV. Strafrecht und Strafprozeß. Eine Gomm: 
lung der wichtigſten das Strafrecht und das Straf: 
verfahren betreffenden Geſetze. Zum Handgebrauch 
für den preußiſchen Praktiker erläutert und heraus: 
gegeben von Dr. A. Dalcke, weiland Oberſtaats⸗ 
anwalt, Geh. Oberjuſtizrath. 7. vermehrte und 
verbeſſerte Auflage. kl. 8. (922 S.) Berlin 1900, 
H. W. Müller. 


Die erſte Auflage dieſer im Titel gekennzeichneten Schrift erſchien 
1879; der Verfaſſer, welcher mit ſtrenger Auswahl kurze Erläuterungen 
beifügte, hat den Abſchluß der ſiebten Auflage nicht erlebt. Der Sohn 
— Amtsrichter Dalcke — hat das Werk des Vaters zum Abſchluß 
gebracht. Dieſe Auflage enthält die Aenderungen, welche im Strafgeſetz⸗ 
buch durch Art. 34, in der Strafprozeßordnung durch Art. 35 erfolgten. 
Hier fei der eingeſchaltete § 145 hervorgehoben: 

„Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
in denen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen 
wird, ohne die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und 
in den Verkehr bringt, wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, die 
dem fünften Theile des Nennwerths der ausgegebenen Schuld: 
verſchreibungen gleichkommen kann, mindeſtens aber dreihundert 
Mark beträgt.“ 

Ebenſo ſind in das Strafgeſetzbuch die durch die Reichsgeſetze vom 
27. Dezember 1899 und 25. Juni 1900 (ſogenannte lex Heinze) er⸗ 
folgten Einſchaltungen eingefügt, Es wird ſomit das Strafgeſetzbuch 
in heutiger Geſtalt geboten. In den ſonſtigen Strafbeſtimmungen, 
welche aus dreiundzwanzig Geſetzen mitgetheilt ſind, befindet ſich auch 
das Reichsgeſetz vom 9. April 1900, betreffend die Beſtrafung der Ent: 
ziehung elektriſcher Kraft. 


Sorgfältige Textausgaben des Strafgeſetzbuches in heutiger Ge⸗ 
ſtalt ſind erſchienen: 


Berlin 1900, J. Guttentag. 16. (376 S.) 


Die von Dr. Hans Rudorff gegründete Handausgabe iſt in 
19. Auflage von Dr. A. Appelius bearbeitet. 

Unter den Beilagen befindet ſich namentlich auch das Börſengeſetz. 
In Anmerkungen iſt auf heranzuziehende Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts verwieſen. 
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Berlin 1900, Franz Vahlen. 7. Auflage. 16. 
(204 S.) 


Die kleine Handausgabe iſt veranſtaltet von Ober⸗Reichsanwalt 
Dr. Juſtus Olshauſen, dem Verfaſſer des großen, im gleichen 
Verlage erſchienenen Kommentars zum Reichs⸗Strafgeſetzbuch ). 
Keyßner. 


XXXV. Lexikon des Deutſchen Strafrechts. Nach 
den Entſcheidungen des Reichsgerichts zuſammen⸗ 
geſtellt und herausgegeben von Dr. M. Steng⸗ 
lein, Reichsgerichtsrath a. D. gr. 8. (1926 S.) 
Berlin 1900, H. W. Liebmann. | 


Die Fülle der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen, 
welche in den Kommentaren ausgenützt wird, aber dort eine Zuhilfe⸗ 
nahme der zerſtreuten Abdrucke verlangt, ſoll in Form eines Wörterbuchs 
verwerthet werden. 

In gut gewählten Kennwörtern ſind Zuſammenſtellungen aus 
den Entſcheidungen gemacht unter Angabe des Abdrucksortes. Der im 
Gebiete des Strafrechts als Richter und Schriftſteller in langjähriger 
Thätigkeit (jetzt namentlich auch als Herausgeber des „Gerichtsſaals“, 
Zeitſchriſt für Strafrecht, Strafprozeß, gerichtliche Medizin, Gefängniß⸗ 
kunde und die geſammte Strafrechtsliteratur, bisher Bd. 58) bewährte 
Verfaſſer durfte eine ſolche Arbeit unternehmen; es darf ihm vertraut 
werden, daß ein die Strafrechtspflege ſicherndes und förderndes Hilfsbuch 
gezeitigt wird. — Es liegen bisher drei Lieferungen vor, womit bis 
„Untreue“ gelangt iſt. — Inzwiſchen iſt auch die Schlußlieferung er⸗ 
ſchienen. — Zweckmäßige Regiſter ſind beigefügt; zuerſt ein Nachweis, 
wo die in den Sammlungen veröffentlichten Entſcheiduugen zu finden 
ſind, ſodann ein Verzeichniß der Entſcheidungen nach Zeitfolge, endlich 
ein Sachregiſter in ABC-⸗Folge. 

Keyßner. 


1) Von dieſer in der Praxis herrſchenden Ausgabe iſt ſoeben 
(Oktober 1900) Bd. I (bis § 200) in ſechſter Auflage erſchienen, 
Vollſtändig in Verwerthung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
mit ſorgfältiger, ſelbſtändiger Beurtheilung derſelben, ſowie der 
geſamten ſtrafrechtlichen Literatur, muſtergiltig in der Anordnung 
der erläuternden Anmerkungen, iſt das Werk von gleicher Be— 
deutung in den Gerichtshöfen wie in den Lehrſälen. 
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XXXVI. Dr. Otto Fuchsberger, Oberlandesgerichtsrath. 
Sämmtliche Entſcheidungen des Reichs⸗ 
Oberhandelsgerichts und Reichsgerichts 
auf dem Gebiete des Handelsrechts ſowie 
der einſchlägigen früheren Civilrechte mit 
Rückſichtnahme auf das neue Bürgerliche 
Geſetzbuch. 3. umgearb. Auflage. 8. (1265 S.) 
Gießen 1900, Emil Roth. 


Das Titelblatt enthält noch folgenden Vermerk: 


„Ausführlich dargeſtellt und nach dem Syſtem 
des früheren und jetzigen Handelsgeſetzbuches von 
1897 geordnet, mit Geſetzestext und deſſen Erläute⸗ 
rung aus den Motiven, Kommiſſionsberichten und 
Berathungen des Reichstages unter Vergleichungen 
mit den Beſtimmungen des vormaligen Handels⸗ 
geſetzbuches, fowie mit vollſtändigem Sachregiſter.“ 


Die Denkſchrift zu dem Handelsgeſetzbuch (Berlin 1897, J. Gutten⸗ 
tag) iſt hier nicht beſonders aufgeführt, ſie iſt wohl mit „Motiven“ 
inbegriffen. Daß die Denkſchrift auch ausgenutzt iſt, ergeben die in 
kleinem Druck den einzelnen Paragraphen angeſchloſſenen Bemerkungen, 
ſo z. B. zu § 125, wonach bei Vertretung der Geſellſchaft durch einen 
Geſellſchafter und einen Prokuriſten die Einſchränkung des Vertretungs⸗ 
rechts nach § 49 Abſ. 2 eintritt. Zweckmäßig wäre es geweſen, wenn 
bei $ 232 betreffend die Vertretung eines Vorſtandsmitglieds durch 
einen Prokuriſten, auf § 125 verwieſen worden wäre. Die Arbeits⸗ 
thätigkeit des Verfaſſers beruht in der Zuſammenſtellung der maſſenhaft 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichs⸗Oberhandelsgerichts und des 
Reichsgerichts und Einordnung derſelben bei den Paragraphen. Da 
der Wortlaut des Geſetzes eingeſchaltet iſt, ſo nimmt die Sammlung 
damit die Geſtalt eines Kommentars an. Allerdings ſtehen manche fo- 
genannte Kommentare durchaus unter der Herrſchaft der in Leipzig 
ergangenen Entſcheidungen, fie ſuchen aber den Anſchein einer Selbfts 
thätigkeit durch vorſichtige Einſchaltung einer Bemerkung zu gewinnen. 
Fuchsberger gibt ausdrücklich und — man darf jagen — zuverläffig 
nur Mittheilungen aus den Entſcheidungen u. ſ. w., alſo den Stoff, 
die Hilfsmittel. Die Verarbeitung, das Durchdenken, die weiteren 
Folgerungen find Aufgabe des Leſers. Welche Bedeutung und An: 
erkennung die Sammlung ſich erworben hat, ergibt das Erſcheinen der 


—— — S — ũ — = 


Literatur. 303 


dritten Auflage. Was erſt zuſammengeſucht werden muß, iſt hier be⸗ 
reits zuſammengedruckt und bequem zur Hand. 
In gleicher Art ſind vom Verfaſſer auch die Entſcheidungen be⸗ 


treffend Wechſel und Wechſelprozeß zuſammengeſtellt. 
| Keyßner. 


XXXVII. Bibliographie zum Bürgerlichen Geſetz⸗— 
buche. 

Die Literatur über den Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuches 

für das Deutſche Reich iſt im Zuſammenhang dargeſtellt von 

1. C. F. Reatz, Juſtizrath und Rechtsanwalt in Gießen. 
8. (59 S.) Leipzig 1895, S. C. Hinrich. 

2. Bibliographie der amtlichen Materialien 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche für das 
Deutſche Reich und zu feinen Einführungs— 
geſetzen. Zuſammengeſtellt von Dr. jur. Georg 
Maas, Bibliothekaſſiſtent bei dem Reichsgericht. 
8. (35 S.) Berlin 1897, J. Guttentag. 


3. Bibliographie des bürgerlichen Rechts. 
Verzeichniß von Einzelnſchriften und Aufſätzen über 
das im Bürgerlichen Geſetzbuch für das Deutſche 
Reich vereinigte Recht. Sachlich geordnet von Dr. jur. 
Maas, Bibliothekar am Reichsgericht. 8. (67 S.) 
Berlin 1899, Karl Heymann's Verlag. 

4. Bibliographie des Bürgerlichen Geſetzbuchs 

für das Deutſche Reich und feiner Neben- 
geſetze. Von Otto Mühlbrecht. Heft I, 1898 
(44 S.); Heft II, 1900 (75 S.). Berlin, Putt⸗ 
kammer & Mühlbrecht. 

Im erſten Theil ift nach Namen der Verfaſſer in ABC-Folge 
geordnet unter Einſchaltung geeigneter Kennworte. Die Titel ſind 
vollſtändig verzeichnet, der Verleger genannt und der Preis angegeben. 
Zur Ergänzung iſt ein ſorgfältiges Sachregiſter beigefügt, welches auf 


den erſten Theil zweckmäßig verweiſt. 
Keyßner. 
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XXXVIII. Feſtgabe der Rechtsanwaltſchaft des 
Kammergerichts für den Geheimen 
Juſtizrath Dr. Richard Wilke zum 
XI. September MDCC CC. 8. (349 S.) 
Berlin 1900, Franz Vahlen. 


Zu feinem fünfzigjährigen Amtsjubiläum hat die Anwaltſchaft 
des Kammergerichts dem Jubilar, der an der Ausarbeitung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches betheiligt war (Planck, Kommentar S. 12), der 
einen Kommentar zum Erbrecht veröffentlicht hat (Berlin 1900, Franz 
Vahlen) und von dem es in dem Anſchreiben heißt: 

„Fünfzig Jahre waren Sie des Rechts, das Sie beherrſchten, 
treuer Diener. In dieſen Dienſt ſtellten Sie Ihre mannhafte 
Kraft; ihm weihten Sie die Herzenswärme, die Ihnen eignet. 
Kraft und Wärme durchſtrömten all Ihr Thun, mochten Sie 
Rath ertheilen den Ihnen Vertrauenden oder als Streiter ſtehen 
im Kampf ums Recht, mochten Sie in Geſetzgebung oder Wiſſen⸗ 
ſchaft die Rechtsentwickelung fördern oder eintreten für das Wohl 
des Anwaltſtandes“ — 

dreizehn Abhandlungen, verfaßt von Mitgliedern, gewidmet. Es iſt dies 
beachtenswerth, weil dieſer an den Univerſitäten bekannte Brauch meines 
Wiſſens zum erſten Mal in der Anwaltſchaft Nachfolge gefunden hat; 
ein erfreuliches Zeichen für das Zuſammenhalten der Anwaltſchaft an 
einem Gerichtshofe. Möchten auch die Richterkollegien derartige Jubiläen 
nicht unbenutzt vorbeigehen laſſen! 

Ich muß mich darauf beſchränken, die für das Gebiet des Handels⸗ 
rechts naheliegenden Abhandlungen anzuführen: Juſtizrath Dr. Franz 
Fiſcher, „Zur Neuregelung des Nachdrucks und Verlagsrechts im 
Zeitungsweſen“. Juſtizrath Samuel Goldmann, „Inwieweit 
haftet der Erbe, wenn derſelbe ein zu einem Nachlaſſe gehörendes 
Handelsgeſchäft fortführt, für die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten?“ 
Dr. Alfred Korn, „Die Deliktsfähigkeit der juriſtiſchen Perſonen 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch“. Dr. Hermann Veit Simon, 
„Die Vertretung eigener und fremder Aktien in der Generalverfamm: 
lung“. Dr. Moritz Stranz, „Die Uebertragbarkeit der Rechte des 
Verlegers aus dem Verlagsvertrag unter Berückſichtigung des neueſten 
Entwurfes eines Geſetzes über das Verlagsrecht“. Dr. Eugen 
N. Wolff, „Die Nebenleiſtungsaktiengeſellſchaft“. 

Keyßner. 
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594 — 631. 
632 — 791. 
792—821. 
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839—874, 
875—885. 
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1. Wagner, A. Lehr⸗ und Handbuch der politiſchen Oekonomie. 
In einzelnen ſelbſtändigen Abtheilungen. In Verbindung mit 
A. Buchenberger, K. Bücher, H. Dietzel u. A. bearbeitet 
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und herausgeg. 4. Hauptabth. a. u. d. Tit.: Wagner, A. 
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. Nys, E. Recherches sur l’histoire de l’économie politique. 


8. (XV et 247 p.) Bruxelles 1898, A. Castaigne. 


. Mülberger, A. P. H. Proudhon. Leben und Werke. 8. (VIII 


und 240 S.) Stuttgart 1899, Frommann's Verlag. 


Jentſch, K. Rodbertus. 8. (259 S.) Stuttgart 1899, 


Frommann's Verlag. . 


. Allix, E. L'oeuvre économique de Kar Marlo (Karl Georg 


Winkelblech 1810—1865.) 8. (233 p.) Paris 1898. V. Giard 
& E. Briére. 


14. 


15. 


H22, 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


Boltäwirthjbait. Münz⸗ und Bankweſen. Werthpapiere. 307 
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V. 


Ueber das erke Auftreten des Wortes „Aktie“ in den 
Niederlanden. 


Von 


Herrn Dr. H. T. Colenbrander, Archivar am Reichsarchiv 
im Haag. 


Die nachfolgende Unterſuchung geht auf eine Anregung 
des Herrn Profeſſor Lehmann, welcher im Sommer 1900 
dem Haager Reichsarchiv einen Beſuch abſtattete, zurück. Bei 
dieſer Gelegenheit richtete Herr Profeſſor Lehmann an mich 
die Bitte, eine genauere Unterſuchung nach dem erſten Auf⸗ 
treten des Wortes „Aktie“ in den Niederlanden, das er in 
ſeiner Abhandlung über die geſchichtliche Entwicklung des 
Aktienrechts S. 9 auf den 27. Februar 1610 angegeben hatte, 
anzuſtellen und das Ergebniß meiner Forſchung der Zeit⸗ 
ſchrift für Handelsrecht mitzutheilen. Er war der Meinung, 
daß der Vorſteher des holländiſchen Kolonialarchivs die beſte 
Gelegenheit hätte, dieſe Frage zu beantworten, und mit 
Vergnügen willigte ich ein, da der Gegenſtand auch mich 
anzog. 

Bei den kleinen oſtindiſchen Kompagnien in Holland, aus 
denen die große oktroyirte von 1602 hervorgegangen iſt, 


und deren älteſte, die „Compagnie van Verre“ zu Amſter⸗ 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 25 
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dam, auf 1594 zurückgeht, kommt der Name „Aktie“ noch 
nicht vor. 

Das holländiſche Kolonialarchiv beſitzt von der „Com- 
pagnie van Verre“, nach dem Auftreten konkurrirender 
Geſellſchaften „de oude compagnie“ genannt, zwei Verzeich⸗ 
niſſe der von jedem der Theilhaber eingebrachten Kapitalien. 
In beiden (November 1599 und Dezember 1600) iſt nicht 
von „Aktien“ die Rede, ſondern von „sommen voor welcke 
sij in de compagnie herideren“. 

In dem Oktroi der großen Kompagnie von 1602 kommt 
der Ausdruck „Aktie“ bekanntlich nicht vor. In dem noch 
erhaltenen älteſten „inlegboek“ der Amſterdamer Kammer, 
das die Einſchreibungen von 1602 - 1638 enthält, ift auf 
der erſten Seite, wo die Bedingungen ſtehen, welche die 
Theilnehmer zu unterſchreiben haben, nicht von Aktie, fon: 
dern von „partije“ die Rede. Auch die älteſte Formel zum 
Regiſtriren der Aktientransporte, welche für Amſterdam am 
28. Februar 1603 feſtgeſtellt wurde, enthält den Ausdruck 
„Aktie“ noch nicht (,compareerde ... N. N. ende ver- 
claerde vercocht ende getransporteert te hebben gelijck 
hij transporteert mits desen aen N. N. alsulcke ... gul- 
dens als hij int boeck vande voorschr. Compagnie folio... 
hadde geteeckent“). — In den älteſten Reſolutionen der 
Kammer von Amſterdam iſt der Ausdruck „paert, partije“ 
noch der gebräuchliche; man findet ihn z. B. in Reſolutionen 
vom 14. November 1605, 9. Januar 1606, 21. März 1608, 
29. Dezember 1608, nachher nur noch am 21. März 1613, 
17. Juni 1613 und 24. April 1617. — Dagegen wird von 
„actie“ geſprochen in Reſolutionen vom 21. Februar 1611, 
26. November 1612, 4. März 1613, 23. Juli 1615, und 
von da an immer, mit Ausnahme von der einen Reſolution 
vom 24. April 1617. — In den Reſolutionen der XVII. 
(oder des Generaldirektoriums) findet ſich am 2. Februar 
1606 noch der Ausdruck „partije“, dagegen am 28. Auguſt 
1606: „Is de camere van Delff gecommitteert 
omme te coopen alle de actien daermede Jacob 
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Sandersz Balbiaen participeert in de vereenichde 
O. I. C.“ 

Dem Ausdrucke „partije“ in der Bedeutung „Aktie“ 
bin ich zuletzt am 9. September 1614 in den Reſolutionen 
der XVII begegnet. 

Am 24. Januar 1615 wird von den XVII eine neue 
Transportformel für alle Kammern vorgeſchrieben. Dieſelbe 
lautet: 

„Op huijden dato ondergeschreven ter camer van 
de O. I. C. binnen deser stede comparerende N. N. 
heeft (of hebben) verclaert gecedeert ende opgedragen 
te hebben, te cederen ende optedragen mits desen aen 
N. N. ... eene actie van...“ 

In den Reſolutionen der Generalſtaaten findet 
fih der Ausdruck „actie“, ſoviel ich fehe, zuerſt am 13. Juni 
1607: „dat voortaan egheen vercoopingen, opdrachten, 
transporten, cessien, hypothecatien, oppignoratien ofte 
verbintenissen van actien, paerten ofte gedeelten, 
als yemant heeft, ofte vercrijgen sal in de voorsz. O. I. C., 
gehouden sullen worden voor bundich ende van effect, 
ten sij dat deselve, naer dat die voor schepenen ofte 
notaris gepasseert sullen sijn, mede bekent gemaeckt 
worden voor twee van de voorsz. bewinthebbers ende 
haren clerck.“ — Die Bittſchrift der XVII, welche das 
von den Generalſtaaten erlaſſene Verbot des Terminhandels 
in Aktien vom 27. Februar 1610 herbeigeführt hat, iſt vom 
März 1609 und klagt „hoe dat sij supplianten van tijde 
tot tijde bij dagelijcse experientie hoe langer hoe meer 
bespeuren de groote disordre ende misbruijcken, die bij 
forme van rotterije gepleecht wordt int vercoopen ende 
coopen van de actien der O. I. C.“ Eine ſehr lange 
Gegenpetition von Amſterdamer Spekulanten ſpricht gleich⸗ 
falls immer von „actie“ und niemals von „paertie“. 
Beide Stücke ſind für die Geſchichte der Amſterdamer Börſen⸗ 
ſpekulation von höchſtem Werth und ſind von De Jonge 
in ſeiner „Opkomst van het Nederlandsch Gezag in Oost- 
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Indië“, III, 356 und 358, veröffentlicht worden. Nament⸗ 
lich aus der Bittſchrift der Spekulanten geht ſonnenklar 
hervor, daß im März 1609 „actie“ der im Comptoir 
und auf der Börſe geläufige Ausdruck war. 

Die älteſte Umſchreibung ſelbſt einer Aktie, welche 
wir in aller Form beſitzen, iſt vom 2. November 1607 
und bei der Kammer von Delft regiſtrirt. Nur zufälliger 
Weiſe iſt dieſer Transport uns erhalten. Es iſt natürlich 
nicht der erſt vorgekommene, aber die noch vorhandenen 
intakten Transportbücher fangen erſt um viele Jahrzehnte 
ſpäter an. Die Umſchreibung lautet: „Op huijden den 
2en November anno 1607 compareerde voor mij Dirck 
Geraertsz. Meerman als bouckhouder van de reeckeninghe 
van de vierthien schepen der O. I. C. binnen Delff, ... 
Willem Joosten Dedel, ende verclaerde vercocht, opge- 
dragen, gecedeert ende getransporteert te hebben, gelijck 
bij opdraecht ende levert bij desen, aen Dirck Bruynsz. 
van der Dussen ... d' resterende actie, ende ge- 
rechticheyt, mettet gevolch van dien, van sesthien 
hondert guldens in de reeckeningh van de vierthien sche- 
pen ... hem in dese voorsz. camere als reste van meerder 
somme competerende, boven de hondert dertich percento 
in drie verscheiden pertijen voor desen ontfangen.“ 

Wenn ich nicht irre, iſt dieſe Stelle für den Urſprung 
des Ausdrucks „actie“ anſtatt „paert“ oder „paertie“ von 
großer Wichtigkeit. „Paert“ heißt ja nur Antheil am Grund⸗ 
kapital; „Actie“ heißt ebenfalls Kapitalguthaben, wobei dann 
aber der Begriff des Anſpruchs auf Dividende hervor⸗ 
gehoben wird. Dieſer Anſpruch war ja das weſentlich Neue), 
und es leuchtet ein, daß gerade dieſer Umſtand den lebhaften 
Terminhandel in dieſen Papieren angeregt hat, der in der 
kommerziellen Welt eine überaus neue Erſcheinung bildete. 
Dem Käufer war der Anſpruch auf ungewiſſe, aber unerhört 
hohe Dividende und die hieraus entſtandene Spekulations⸗ 


1) Vgl. Lehmann, Entwicklung des Aktienrechts S. 24—26. 
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fähigkeit dieſer Werthe die Hauptſache, nicht der Begriff des 
Antheils am Grundkapital, ein Antheil, welcher dem Inne⸗ 
haber ja doch nur geringen Einfluß auf die Leitung der 
Geſchäfte zuſicherte?). In dieſem Delfter Text wird über: 
tragen „d’resterende actie ende gerechticheyt“. 
Dedel hat ſchon dreimal eine Dividende genoſſen, zuſammen 
130 Prozent ſeines eingelegten Geldes; ſeine weiteren An⸗ 
ſprüche und Rechte verkauft er. Zweifellos iſt zuerſt in 
dieſem Sinne von „actie“ die Rede geweſen. 

Wir ſind alſo zu dem Ergebniß gelangt, daß der Aus— 
druck „actie“ bei den „voorcompagnien* (mit welchem Namen 
die geſammten kleineren Kompagnien bezeichnet werden, aus 
denen die große Kompagnie hervorgegangen iſt) nicht vor⸗ 
kam, auch bei der Oktroyirung der großen Kompagnie (1602) 
noch nicht gebräuchlich war; 

daß er durch das Bedürfniß nach einem neuen Wort 
für den Börſenverkehr hervorgerufen worden iſt; 

daß er, ſoviel eine möglichſt genaue Prüfung der noch 
vorhandenen Akten bewieſen hat, zuerſt auftritt: 

in den Reſolutionen der XVII: am 28. Auguſt 1606; 

in den Reſolutionen der Generalſtaaten: am 13. Juni 

1607; 

bei einer Umſchreibung: am 2. November 1607. 

Der Ausdruck „paert“ ift ziemlich kurz nach 1610 ganz 
aus dem holländiſchen Verkehr verſchwunden, nur hat ſich 
das Wort „participant“, ſo lange die oſt⸗ und weſtindiſchen 
Kompagnien gelebt haben, erhalten; es iſt bei dieſen Körper⸗ 
ſchaften von „Aktionären“ niemals die Rede geweſen. 


2) Bal. Lehmann S. 58, 67. „Das Geld wird ‚gewagt‘, es kommt 
nicht darauf an, fichere Verzinſungs bedingungen, ſondern ſtarken 
Kapitalszuwachs zu erzielen.“ Vgl. auch den Sprachgebrauch in 
dem Oktroi Guſtav Adolfs von 1615 (hufwudstool och action) 
bei Lehmann S. 26. 


VI. 
Die Differenzgeſchäftt 
nach dem Bürgerlichen Gefebbud und nach dem Sürfengefeb. 
Von 


Herrn Dr. jur. et rer. pol. Trumpler in München. 


Allgemeiner Theil. 
Begriff und Weſen der Differenzgeſchäfte. 
I. Abſchnitt. 
Begriff der Differenzgeſchäfte. 
8 1. 


Die allgemeinen Begriffsmerkmale der 
Differenzgeſchäfte. 


Das Gebiet der Differenzgeſchäfte gehört zu den um— 
ſtrittenſten des Civilrechts. Der Verſuch, der zur Klärung 
hier auftauchender Probleme gemacht wird, beruht auf der 
Scheidung zweier nicht geſchiedener, doch völlig verſchiedener 
Begriffe. 

I. Als allgemeine Begriffsmerkmale der Differenzgeſchäfte 
ſind feſtſtehend zu erachten die Form des Geſchäfts und die 
Abſicht, in der es geſchloſſen ift: Jedes Differenzgeſchäft ſtellt 
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fih dar als ein auf Lieferung von Waaren!) oder Werth- 
papieren lautender Vertrag, der in der Abſicht geſchloſſen 
iſt, einen Preisunterſchied zu gewinnen. 

1. Maßgebend ift die bei Vertragsſchluß beſtehende Ab: 
ſicht einen Preisunterſchied zu gewinnen, ohne Rück⸗ 
ſicht, ob dieſe Abſicht verwirklicht wird. 

Nicht ſelten begegnet man dem Begriff Differenzgeſchäft 
auch im Sinne eines Geſchäfts, das nicht durch Erfüllung, 
ſondern durch Differenzzahlung abgewickelt wird. Allein an 
die Thatſache der Abwicklung durch bloße Zahlung eines 
Preisunterſchieds an ſich werden keinerlei beſondere Wir⸗ 
kungen geknüpft. Es empfiehlt ſich daher nicht, ſolche Ge⸗ 
ſchäfte als Differenzgeſchäfte zu bezeichnen. 

2. Weſentlich iſt die Form des Geſchäfts als eines Lie⸗ 
ferungsvertrags; dagegen kann ſich ein Differenzgeſchäft 
ſeinem Inhalt nach ſowohl als Kauf-, wie als Spiel⸗ 
vertrag darſtellen. 

Lie ferungsgeſchäft Siefert dert iſt ein 
Kauf, bei welchem bedungen iſt, daß die Waare zu 
einer Zeit oder innerhalb einer Friſt geliefert wer— 
den ſoll. 

Fixes Lieferungsgeſchäft im Sinne des Han— 
delsgeſetzbuchs iſt ein Handelskauf, bei welchem be— 
dungen ift, daß die Waare genau zu einer feſtbe⸗ 
ſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſtbeſtimmten 
Friſt geliefert werden foll. 

Der Begriff des Zeitgeſchäfts und des Fixgeſchäfts 
nach geltendem Recht iſt nicht identiſch mit dem Begriff des 
Lieferungsgeſchäfts und des fixen Lieferungsgeſchäfts. Nach 
geltendem Recht iſt nämlich Zeitgeſchäft (Zeitkauf) ein Kauf, 
bei welchem bedungen iſt, daß die Leiſtung des einen 
Theils zu einer Zeit oder innerhalb einer Friſt bewirkt werden 
ſoll. Dies ergibt ſich aus der Begriffsbeſtimmung des Fixkaufs 


1) Der Begriff „Waare“ wird auch im weiteren Sinne für Kauf: 
gegenſtand gebraucht. 
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(Fixgeſchäft im engeren Sinne) ?) in § 376 des HGB. 's im 
Gegenſatz zu Art. 357 des alten HGB.’s. Wollte man den 
Begriff des Zeitkaufs nach bisherigem Recht, gleichbedeutend 
mit Lieferungsgeſchäft, feſthalten, ſo könnte ein Kauf Fix⸗ 
geſchäft ſein, ohne Zeitgeſchäft zu ſein, was der Auffaſſung 
des Geſetzgebers nicht entſprechen dürfte. 

Allein der Begriff des Zeitgeſchäfts und des Fixge⸗ 
ſchäfts nach geltendem Recht paßt in ſeiner Erweiterung 
gerade auf die im Börſenverkehr geſchloſſenen Geſchäfte nicht, 
die man bisher allein oder hauptſächlich unter dieſem Begriff 
verſtand. Denn hier hat die Zeitbeſtimmung niemals nur 
den Sinn, eine Friſt für die Zahlung des Kaufpreiſes feft- 
zuſetzen, ſondern ſie dient zunächſt nur dem Zweck, für die 
Lieferung der Waare eine Friſt zu ſetzen s), und zwar ent⸗ 
weder mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit des Preiſes der 
Waare am Tage des Kaufabſchluſſes und zur Lieferungszeit, 
oder mit Rückſicht darauf, daß eine ſofortige Lieferung der 
Waare nicht möglich iſt. 

Die im Börſenverkehr abgeſchloſſenen Zeitgeſchäfte ſind 
daher nothwendig Lieferungsgeſchäfte. 

Den Gegenſatz zum Lieferungsgeſchäft bildet das Kon— 
tantgeſchäft, „welches vertragsmäßig durch Lieferung des 
Gegenſtandes Seitens des Verpflichteten am Tage des Ge— 
ſchäftsabſchluſſes zu erfüllen ift)”. Den Gegenſatz zum Zeit: 
kauf bildet der Tageskauf, bei welchem nicht bedungen iſt, 
daß die Leiſtung des einen Theils zu einer Zeit oder inner: 
halb einer Friſt bewirkt werden ſoll. Der Begriff des Kaſſa⸗ 
geſchäfts, bei Waaren Lokogeſchäft, im Sinne der Bör— 
ſenuſancen deckt ſich weder mit dem Begriff des Kontant— 
geſchäfts noch mit dem des Tageskaufs. Es wird darunter 
ein Geſchäft verſtanden, das nicht nach den für die Termin⸗ 


2) Fixgeſchäft im weiteren Sinne in § 361 B. GB. 3. 

3) Damit iſt regelmäßig, aber nicht nothwendig auch die Leiſtung des 
Käufers beſtimmt, da Erfüllung Zug um Zug üblich iſt. 

4) Reichsſtempelgeſetz in der Faſſung der Novelle vom 14. Juni 1900, 
Tarif 4 Ziff. 3 der Befreiungen. 
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geſchäfte üblichen Bedingungen abgeſchloſſen ift 5). Die innere 
Verſchiedenheit des Kaſſageſchäfts von dem Termingeſchäft 
beſteht aber darin, daß die bei erſterem etwa für die Lie⸗ 
ferung der Waare bedungene Friſt regelmäßig nicht rein 
ſpekulativen Zwecken, d. h. der Weiterveräußerung oder An⸗ 
ſchaffung der Waare, dient. Folge hiervon iſt, daß die Kaſſa⸗ 
geſchäfte nicht in die Ultimoliquidation einbezogen, ſondern 
unter den Kontrahenten erfüllt werden. Man nennt darum 
auch die Kaſſageſchäfte, ebenſo die Lieferungsgeſchäfte, im 
Gegenſatz zu den Termingeſchäften, „Effektivgeſchäfte“ ). 

Bei der Unterſcheidung Zeit: — Tageskauf, Lieferungs- 
— Kontantgeſchäft, Soo — Termingeſchäft wird der Zeit⸗ 
punkt der Leiſtung des einen Theils nur mit dem des Vertrags⸗ 
ſchluſſes verglichen; dagegen kommt hier nicht in Betracht, 
wie ſich der Zeitpunkt der Leiſtung des einen Theils zu dem 
Zeitpunkt der Leiſtung des anderen Theils verhält, mit an⸗ 
deren Worten, die Verpflichtung zur Erfüllung Zug um 
Zug iſt nicht Begriffsmerkmal dieſer Geſchäfte, ſie iſt aber 
Mangels entgegenſtehender Abrede gemäß § 320 B. GB. 
anzunehmen und überdies in den Uſancen meiſt ausdrücklich 
beſtimmt. 


5) „Als Kaſſageſchäfte gelten außer den ausdrücklich ‚per Kaffa‘, ‚per 
morgen‘ oder ‚per einige Tage“ geſchloſſenen Geſchäften auch die⸗ 
jenigen, bei denen die Zeit der Erfüllung nicht ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt iſt, falls bei letzteren nicht aus der Gattung des Werth⸗ 
papiers, der Zahl der verſchloſſenen Stücke oder der Höhe der 
verſchloſſenen Summe oder aus anderen Umſtänden zu entnehmen 
iſt, daß die Abſicht der Kontrahenten auf ein Zeitgeſchäft (gleich 
Termingeſchäft) gerichtet ift.” (§ 13 Abſ. 1 der Uſancen für die 
Zeitgeſchäfte an der Berliner Fondsbörſe; ähnlich SS 3, 6 der 
Frankfurter Uſancen: Saling's Börſenpapiere I. Theil, Die Börſe 
und die Börſengeſchäfte, bearb. von A. Sandheim, 8. Aufl. 
(1899) S. 437, 517 f. 

6) Schanz, Börſenweſen (S. 423 Wörterb. der Volkswirthſchaft, 
herausgeg. von Elſter [1898] Bd. I); R. Ehrenberg, Börſen⸗ 
weſen S. 1035, Con rad's Handwörterb. der Staatswiſſenſchaften 
2. Aufl. Bd. II (1899). 
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Eine beſondere Art der fixen Lieferungsgeſchäfte ift das 
Termingeſchäft (börſenmäßiges Zeitgeſchäft, bei Werth- 
papieren auch Ultimogeſchäft). 

Dem Termingeſchäft iſt eigenthümlich die uſancemäßige 
Fixirung gewiſſer Vertragsbeſtandtheile: der Waarenqualitat, 
des zu Grunde zu legenden Schlußquantums, des Lieferungs⸗ 
tages und der Abwicklungsbedingungen ). Dieſe typiſche 
Geſtaltung des Vertragsinhalts dient dem Zweck, die gleich⸗ 
zeitige Erfüllung ſämmtlicher auf denſelben Termin ge: 
ſchloſſenen Geſchäfte zu ermöglichen, und zwar in der Weiſe, 
daß unter Uebergehung aller derjenigen, die ebenſoviel ge⸗ 
kauft als verkauft haben, unmittelbar zwiſchen dem erſten 
Verkäufer und letzten Käufer, dem Anfangs- und dem Schluß⸗ 
glied der „Kette“, Waare gegen Geld getauſcht wird, wäh- 
rend diejenigen, die einen „Ring“ von Käufern und Ver⸗ 
käufern bilden, ihre wechſelſeitigen Forderungen ohne effek⸗ 
tive Lieferung bezw. Abnahme tilgen. 

Nach § 48 des Börſengeſetzes ſind Börſentermin⸗ 
geſchäfte Kauf- (oder ſonſtige Anſchaffungs-) s) Ge 
ſchäfte auf eine feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder 
mit einer feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt, wenn ſie 
nach Geſchäftsbedingungen geſchloſſen werden, die 
von dem Börſenvorſtande für den Terminhandel 
feſtgeſetzt find, und wenn für die an der betref- 
fenden Börſe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art 
eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen er⸗ 
folgt. 

Außerdem trifft das Börſengeſetz Beſtimmungen über 
einen „thatſächlich ſtattfindenden“, „von der Mitwirkung der 
Börſenorgane unabhängigen Terminhandel“ (§§ 52, 51 Abſ. 2). 


7) Ck. Bericht der Börſenenquetekommiſſion S. 73; Sonndorfer, R., 
Die Technik des Welthandels S. 12 (1900 in 2. Aufl. erſchienen); 
R. Ehrenberg S. 1035; Adler, K., Zum Rechte des Termin⸗ 
geſchäfts (Archiv für Bürgerl. Recht XVII [1900] S. 141). 

8) Ziemlich unpraktiſche Anlehnung an Tarif Ziffer 4 des Reichs- 
Stempelgeſetzes. 
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Da die Mitwirkung der Börſenorgane beim Börſentermin⸗ 
handel in der Feſtſetzung von Geſchäftsbedingungen und in 
der Feſtſtellung von Terminpreiſen beſteht, ſo muß der Geſetz⸗ 
geber unter den in Frage ſtehenden Termingeſchäften — 
Cofad°) nennt fie zutreffend „freie“, im Gegenſatz zu den 
Börſentermingeſchäften — ſolche verſtehen, denen jene be⸗ 
ſonderen Begriffsmerkmale fehlen. Freie Termingeſchäfte 
ſind daher Kauf- oder ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte 
auf eine feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder mit einer 
feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt, die nach Geſchäfts⸗ 
bedingungen geſchloſſen werden, die für den Ter— 
minhandel feſtgeſetzt ſind. 

Bei dem nichtfixen Lieferungsgeſchäft iſt der nichtſäumige 
Theil, um Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen oder 
vom Vertrag zurücktreten zu können, nach § 326 B. GB. 
gehalten, dem ſäumigen eine angemeſſene Friſt zur nach⸗ 
träglichen Bewirkung der Leiſtung zu gewähren. Da nun 
diejenigen Waaren, welche Gegenſtand der Börſen- ins⸗ 
beſondere der Termingeſchäfte ſind, ſehr raſch Preisverände⸗ 
rungen unterliegen, ſo wird durch die Gewährung dieſer 
Nachfriſt das Riſiko außerordentlich vergrößert, und zwar 
nicht bloß das Riſiko des Gegners, ſondern, wo es ſich 
um eine Kette von Engagements handelt, zugleich auch das 
Riſiko der Vormänner bezw. Nachmänner des Säumigen, die 
ſämmtlich durch deſſen Nichtleiſtung auch ihrerſeits in Verzug 
gerathen find?®). Wegen dieſer unverhältnißmäßigen Steige: 
rung des Riſikos eignet ſich die Form des nichtfixen Liefe⸗ 
rungsgeſchäfts nicht gut für die Zwecke des Terminhandels, 
und in der That kamen vor dem Börſengeſetz Termingeſchäfte 
nur als fixe Lieferungsgeſchäfte vor. Allein nach Inkraft⸗ 


9) Lehrbuch des Handelsrechts 5. Aufl. (1900) S. 397. 
9a) z. B. A—B—C—D. Hier weiſt einerſeits B den C, C den 
D an, an A zu zahlen, und durch die Nichtzahlung des D kommen 
auch C und B in Zahlungsverzug. Andrerſeits weiſt C den B, 
B ben A an, an D zu liefern, und durch die Nichtlieferung des A 
kommen auch B und C in Lieferungsverzug. 
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treten des Börſengeſetzes haben die Betheiligten, um größere 
Uebel zu vermeiden, die an das Vorliegen von Termin⸗ 
geſchäften im Rechtsſinne geknüpft worden waren, das Riſiko 
der Nachfriſtgewährung auf ſich genommen: So entſtan den 
Termingeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne, d. h. 
Geſchäfte, die den wirthſchaftlichen Zwecken des Ter: 
minhandels dienen, ohne Termingeſchäfte im Rechts: 
ſinne zu ſein. | 

Mit Rückſicht auf eine beſondere Vertragsbeſtimmung, 
wonach es der einen Partei freiſteht, gegen Zahlung einer 
Geldſumme, der Prämie, vom Vertrag abzuſtehen oder ſeinen 
Inhalt zu verändern, ſind eine beſondere Art der Termin⸗ 
geſchäfte die Prämiengeſchäfte ). 

II. Begriffsmöglich können alſo Differenzgeſchäfte ſowohl 
in Form einfacher Lieferungsgeſchäfte, wie in der von Termin⸗ 
geſchäften auftreten, thatſächlich kommen ſie, wenigſtens in 
bemerkbarem Umfang, nur als Termingeſchäfte vor. Der 
Grund ergibt ſich aus den ſpäteren Erörterungen: Differenz⸗ 
geſchäfte kommen nicht derart vor, daß zur Lieferungszeit 
ſtatt der als Vertragsinhalt erſcheinenden Leiſtung nur die 
Differenz des vereinbarten Preiſes und des Börſen- oder 
Marktpreiſes der Lieferungszeit von dem verlierenden Theile 
an den gewinnenden bezahlt wird, welchem Zwecke allerdings 
auch die Form des einfachen Lieferungsgeſchäfts genügen 
würde. Vielmehr beruhen die wirklich vorkommenden Diffe- 
renzgeſchäfte darauf, daß am Lieferungstage die Lieferung 
der Waare und Zahlung des Kaufpreiſes unmittelbar zwi- 
ſchen denjenigen Perſonen erfolgt, die nur gekauft bezw. ver: 
kauft haben, während für diejenigen, die ebenſoviel gekauft 
als verkauft haben, nur die Differenz von Einkaufs- und 
Verkaufspreis in Frage kommt. Zu dieſem Geſchäftsverkehr 
eignet ſich aber nur das Termingeſchäft. 


10) Die Prämie tritt im erſten Falle geſondert auf (Vor- und Rück⸗ 
prämiengeſchäft), bei den übrigen Prämiengeſchäften äußert ſie ſich 
in einem Zuſchlag zum Einkaufspreis bezw. Abſchlag vom Ver⸗ 
kaufepreis (Ecart). 
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8 2. 
Differenzgeſchäft im Rechtsſinne und 
Differenzgeſchäft im wirthſchaftlichen Sinne. 


Bei der Feſtſtellung der übrigen Begriffsmerkmale der 
Differenzgeſchäfte offenbart ſich die Zwieſpältigkeit des Be⸗ 
griffes. 

1. Zwei Perſonen können nämlich in der Weiſe ein 
Differenzgeſchäft ſchließen, daß ſie beabſichtigen, nicht die 
Waare zu liefern, bezw. den Kaufpreis zu entrichten, ſondern 
den Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Preiſe 
und dem Börſen- oder Marktpreiſe der Lieferungs- 
zeit!!) an den gewinnenden Theil zu bezahlen. 
Dieſes Differenzgeſchäft liegt dem § 764 B. GB.'s zu Grunde, 
es wird daher Differenzgeſchäft im Rechtsſinne genannt. 

Natürlich fällt unter dieſen Begriff auch das ſogenannte 
reine Differenzgeſchäft, bei dem die Zahlung des Unterſchieds 
zwiſchen dem Vertrags⸗ und dem Lieferungspreis nicht bloß 
beabſichtigt, ſondern auch alleiniger Vertragsinhalt iſt, ſo 
daß Recht und Pflicht der Effektiverfüllung ausgeſchloſſen 
und nur ein Anſpruch auf Zahlung jenes Preisunterſchieds 
begründet iſt 17). 


11) Zur Abkürzung bezeichnet mit: Vertrags- und Lieferungspreis. 

12) Cf. RG. XXXIV S. 91; Bolze, Praxis des RG.'s in Civilſ. 
Bd. 1 S. 244, II S. 257, VI S. 219, XII S. 263, XIII S. 242, 
XIV S. 295 f., XV S. 253 mit Nr. 197, XVII S. 270, XIX 
S. 319, XXII S. 217, 219 ff.; ROHG. Bd. XV S. 279 f. 

Die ausländiſche Rechtſprechung geht noch von dem Begriffe 
des reinen Differenzgeſchäfts aus, cf. bef. Wiener, Das Diffe⸗ 
renzgeſchäft vom Standpunkte der jetzigen Rechtſprechung (1893), 
die in Seuffert's Archiv und bei Holdheim, Monatsſchrift 
für Aktienrecht und Bankweſen (beſ. Bd. II, III, IV) enthaltenen 
Urtheile. Ueber die ausländiſche Geſetzgebung ſiehe Pfleger 
S. 1012 ff. in Conrad's Handwörterb. 2. Aufl. Bd. II; R. Ehren⸗ 
berg, Fondsſpekulation und Geſetzgebung (1883); Schanz 
S. 441; Motive zum B. GB. Bd. II S. 647 Anm. 1; Hüls⸗ 
ner, E., Die Börſengeſchäfte in rechtlicher und volkswirthſchaftl. 
Beziehung (1892) S. 34 ff. 
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Schon unter dem bisherigen Recht haben das Reichs— 
oberhandelsgericht und das Reichsgericht von dem reinen 
Differenzgeſchäft dasjenige Geſchäft unterſchieden, das von 
den Parteien zwar in der Abſicht geſchloſſen wird, nur die 
Differenz von Vertrags- und Lieſerungspreis zu bezahlen, 
jedoch zum Vertragsinhalt die Lieferung der Waare und 
Zahlung des Kauſpreiſes hat. Allein dieſes Geſchäft war — 
auch nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts — vollgiltig. 
Denn Mangels beſonderer geſetzlicher Beſtimmung war für 
die rechtliche Beurtheilung des Geſchäfts nicht die Abſicht der 
Parteien bei Vertragsſchluß, ſondern nur der Vertragsinhalt 
maßgebend. Mochten alſo dieſe Geſchäfte auch vollſtändig 
auf daſſelbe Ziel hinauslaufen, wie die reinen Differenz— 
geſchäfte, mochten fih die Parteien auch ftets mit der Bab- 
lung der Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis be— 
gnügen, ihre Geſchäfte waren klagbar, weil ſie die Lieferung 
der Waare und die Zahlung des Kaufßpreiſes verabredeten, 
und nur thatſächlich von ihrem Rechte keinen Gebrauch machten. 

2. Als Differenzgeſchäft wird aber auch — nament: 
lich von volkswirthſchaftlichen Schriftſtellern, aber auch von 
Juriſten 33) — ein Vertrag bezeichnet, welcher in der Ab: 
ſicht geſchloſſen wird, bis zum Lieferungstermin die gekaufte 
Waare theurer weiterzuverkaufen, oder die verkaufte Waare 
billiger anzuſchaffen, d. h. den Unterſchied von Einkaufs— 
und Verkaufspreis zu gewinnen. Dieſes Differenz— 
geſchäft wird hier Differenzgeſchäft im wirthſchaft— 
lichen Sinne genannt. | 

Schon hier muß auffallen, daß gerade die wirthſchaft— 
lichen Schriftſteller unter den wirklich vorkommenden Diffe— 
renzgeſchäften ganz andere Geſchäfte verſtehen als diejenigen, 
die der Geſetzgeber unter dieſem Namen geregelt hat. Hier— 
für einige Beiſpiele: Nach Lexis in Schönberg's Handbuch 
der politiſchen Oekonomie !“) liegen Differenzgeſchäfte dann 


13) z. B. von Coſack S. 393 f. 
14) 4. Aufl. II. Bd. 2. Halbbd. S. 255 f. 
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vor, wenn der Spekulant Waaren auf Zeit kauft, nicht in 
der Abſicht, ſie zu übernehmen, ſondern um ſie bis zum 
Liquidationstermin wo möglich mit Gewinn wieder zu ver— 
kaufen, oder wenn er umgekehrt Waaren auf Zeit verkauft, 
die er nicht beſitzt, indem er hofft, vor oder an dem Ter⸗ 
mine billiger kaufen und dadurch ſein erſtes Geſchäft aus⸗ 
gleichen zu können. In Saling's Börſenpapieren, auf 
welche das Reichsgericht wiederholt Bezug genommen hat, 
heißt es S. 232: „Bei den Zeitgeſchäften, welche zum Zwecke 
der Spekulation gemacht werden, iſt alſo die Abſicht der 
betreffenden Kontrahenten nur darauf gerichtet, die Differenz 
zwiſchen den Kurſen, zu denen ſie gekauft und verkauft haben, 
zu gewinnen. Man nennt dieſe Geſchäfte daher auch „Diffe⸗ 
renzgeſchäfte“. Ebenſo definiren das Differenzgeſchäft Bayer⸗ 
dörffer 1“), Struck !“), Kohn !“), und in demſelben Sinne 
wird der Begriff verſtanden von R. Ehrenberg !)), Schanz!“ 
u. ſ. w. 


15) Kaffeeterminhandel (Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik 
Bd. LVI (1891) S. 857. 

16) Effektenbörſe (Schmoller's Forſchungen Bd. III (1881 1882) 
S. 59; cf. Conrad's Handwörterb. der Staatswiſſenſch. 1. Aufl. 
Bd. I S. 687). 

17) Getreideterminhandel (1891) S. 154. . 

18) S. 1036. Doch können feine Ausführungen — namentlich wenn 
er die Differenzgeſchäfte als Termingeſchäfte bezeichnet, „die in 
Uebereinſtimmung mit ihrer ganzen Natur durch bloße Differenz⸗ 
zahlung erfüllt werden ſollen und thatſächlich auch in weiterem 
Umfange fo erfüllt werden“ — zu der mißverſtändlichen Auffaffung 
Anlaß geben, als verſtehe er unter den an der Börſe vorkommen⸗ 
den Differenzgeſchäften Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne. In der 
That haben ſolche Mißverſtändniſſe, wie noch erörtert wird, die 
Rechtſprechung beeinflußt. 

19) S. 430; er legt den Nachdruck uicht auf die Abſicht, ein Gegen⸗ 
geſchäft zu ſchließen, ſondern auf deren Verwirklichung: „Ein 
Differenzgeſchäft entſteht, wenn es dem Spekulanten gelingt, bis 
zum Lieferungstermin ein entgegengeſetztes Geſchäft abzuſchließen.“ 
Ebenſo die Abhandlung „Das Differenzgeſchäft“ in der Hamburger 
Börſenhalle vom Februar 1893. 


~ 
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§ 3. 
Das Unterſcheidungsmerkmal. 


Vergleicht man die beiden Begriffe des Differenzgeſchäfts, 
ſo ergibt ſich ihre Verſchiedenheit in Folgendem: Bei dem 
Differenzgeſchäft im Rechtsſinne iſt die Differenz, deren Ge⸗ 
winnung beabſichtigt ift, die des Vertrags- und Lieferungs⸗ 
preiſes, bei dem Differenzgeſchäft im wirthſchaftlichen Sinne 
die zweier Vertragspreiſe, nämlich des Preiſes, zu welchem 
das Differenzgeſchäft abgeſchloſſen wird, und desjenigen, zu 
welchem das Gegengeſchäft ſpäter abzuſchließen iſt. 

I. Die Differenzgewinnungsabſicht iſt alſo in beiden 
Fällen eine verſchiedene. 

1. Bei dem Differenzgeſchäft im Rechtsſinne iſt die Ge⸗ 
winnung der Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis 
durch Abſchluß eines einzigen Geſchäfts unter den Parteien 
beabſichtigt, indem ſtatt der den Vertragsinhalt bildenden 
Leiſtung der eine Theil an den anderen bloß jene Differenz 
entrichten ſoll. Hier wird alſo die Differenzgewinnung noth⸗ 
wendig von beiden Parteien und dadurch beabſichtigt, daß je 
nach dem Ausfalle des Kurſes am Lieferungstage der eine 
oder andere Kontrahent eine Geldſumme an den Gewinnenden 
zahlen fol, welche jener Differenz entſpricht. Die Diffe⸗ 
renzgewinnungsabſicht ſtellt ſich alfo hier rechtlich 
als Differenzzahlungs abſicht dar. 

2. Das Differenzgeſchäft in wirthſchaftlichem Sinne 
dagegen führt an ſich nicht zur Differenzzahlung, folglich 
auch nicht zur Differenzgewinnung. Dieſe iſt vielmehr 
das Ergebniß davon, daß ein Gegengeſchäft abgeſchloſſen 
und beide Geſchäfte durch Lieferung der Waare und Zah— 
lung des Kaufpreiſes erfüllt worden find. Die Differenz: 
gewinnung ift hier alfo durch den Abſchluß eines Gegen: 
geſchäfts beabſichtigt, d. i. durch Abſchluß eines Verkaufs 
von demjenigen, der eingekauft hat, durch Abſchluß eines 
Einkaufs von demjenigen, der verkauft hat. Dieſe Diffe- 
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renzgewinnungsabſicht ſtellt ſich daher rechtlich als 
Weiterveräußerungs-bezw. Anſchaffungsabſicht dar. 

Da hier beabſichtigt iſt, die Differenz durch ein Gegen— 
geſchäft mit einem beliebigen Dritten zu gewinnen, ſo iſt 
es gleichgiltig, ob beide Parteien dieſe Differenzgewinnungs⸗ 
abſicht haben. Sollte dies zufällig der Fall ſein, ſo iſt eine 
ſolche Uebereinſtimmung unerheblich, weil keine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Beziehungen daran geknüpft ſind. 

II. Die Verſchiedenheit der Differenzgewinnungsabſicht 
iſt aber maßgebend für die rechtliche Beurtheilung der Ge— 
ſchäfte. 

1. Wenn auch das Differenzgeſchäft im Rechtsſinn 
ſeinem Inhalt nach Kaufvertrag ſein kann, ſo iſt es doch 
kein reeller Kauf, denn die von den Parteien bei Abſchluß 
des Geſchäfts verfolgte Differenzzahlungsabſicht verträgt ſich 
nicht mit dem Willen, die Waare zu liefern, bezw. den Kauf⸗ 
preis zu zahlen. 

Allerdings muß dem ernſthaften Kaufswillen, d. h. dem 
Willen, die Waare zu liefern, bezw. den Kaufpreis zu zahlen, 
eine entſprechende Abſicht konkurriren. Allein man kann 
nicht beabſichtigen, die Waare zu liefern bezw. den Kaufpreis 
zu entrichten und gleichzeitig nur die Differenz von Ver⸗ 
trags⸗ und Lieferungspreis zu zahlen. Folglich beabſichtigen 
die Parteien die Lieferung der Waare bezw. Zahlung des 
Kaufpreiſes nur für den Fall, daß ſie ihre bloße Diffe⸗ 
renzzahlungsabſicht nicht verwirklichen können. 

Hierin äußert ſich aber das Unſolide dieſes Geſchäfts: 
die Parteien nehmen eine Verpflichtung auf ſich mit dem 
Hintergedanken, ſich ihrer zu entziehen. Sie ſchließen einen 
Kaufvertrag in der Abſicht, wo möglich weder die Waare 
zu liefern, noch den Kaufpreis zu entrichten, ſondern nur 
die Differenz von Vertrags⸗ und Lieferungspreis zu bezahlen, 
um ſo den Erfolg des Spieles trotz Abſchluß des Kaufes zu 
erreichen. Daher rechtfertigt es ſich, wenn das Bürgerliche 
Geſetzbuch dieſes Geſchäft in ſeinen Wirkungen dem Spiele 
gleichſtellt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 26 
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2. Andererſeits ſchließt die Abſicht der Weiterveräuße⸗ 
rung oder Anſchaffung die reelle Abſicht der Lieferung der 
Waare bezw. Zahlung des Kaufpreiſes nicht nur nicht aus, 
ſondern ſetzt ſie ſogar begriffsnothwendig voraus. Darum 
iſt das Differenzgeſchäft im wirthſchaftlichen Sinne ein reelles 
Kaufgeſchäft, und zwar das Grundgeſchäft des Handelsrechts, 
der Spekulationskauf bezw. -verkauf nach Art. 271 Ziff. 1 
des alten, $ 1 Ziff. 1 des neuen Handelsgeſetzbuches. 


II. Abſchnitt. 
Weſen der Differenzgeſchäfte. 
1. Kapitel. 


Weien der Nifferenzgeſchäſte als Hifferenzgeſchäſte im Rechtsſinnt 
nach der Anſchaunnz des Reichsgerichts. 


$ 4. 


I. Es hat fih gezeigt, daß mit der gemeinſamen Be: 
zeichnung „Differenzgeſchäft“ zwei Arten von Geſchäften be⸗ 
legt werden, die zu einander in ſcharfem Gegenſatz ſtehen. 
Von dieſer Grundlage aus entſteht aber die Frage: Sind 
die thatſächlich vorkommenden Differenzgeſchäfte, 
d. h. die in Form der Lieferungsverträge und in der Mb- 
ſicht, einen Preisunterſchied zu gewinnen, geſchloſſenen Ge- 
ſchäfte Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne oder Diffe— 
renzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne? 

Prüft man die Stellung des Reichsgerichts zu dieſer 
Frage, ſo ergibt ſich: das Reichsgericht hält die that— 
ſächlich vorkommenden Differenzgeſchäfte für Diffe— 
renzgeſchäfte im Rechtsſinne. 

1. Dieſe Anſchauung wurde hervorgerufen durch eine 
unrichtige Vorſtellung von der Abwicklung der Termingeſchäfte 
an der Börſe, die ſich ihrerſeits aus der Schwierigkeit einer 
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richtigen Erkenntniß der komplizirten Börſeneinrichtungen 
erklärt?“). Man bemerkte, daß an den Börſen einerſeits 
täglich eine große Anzahl von Termingeſchäften, jedes ein⸗ 
zelne über eine außerordentliche Mengez von Waaren oder 
Werthpapieren lautend, geſchloſſen werden, daß aber anderer⸗ 
ſeits eine effektive Lieferung bezw. Abnahme nur bei einem 
ſehr geringen Theil der ſo geſchloſſenen Geſchäfte ſtattfindet, 
während bei weitaus den meiſten nur Differenzen gezahlt 
werden. Dieſe Thatſache wurde vom Reichsgericht dahin auf⸗ 
gefaßt, als ob bei den auf die letztere Weiſe abgewickelten 
Geſchäften eine Erfüllung der Lieferungs- und Kaufpreis- 
forderungen nicht ſtattfinde, ſondern lediglich Differenzen, 
und zwar die Differenzen von Vertrags- und Lieferungspreis, 
gezahlt würden. Daraus mußte aber das Reichsgericht in 
der That den Rückſchluß ziehen, daß dieſe Geſchäfte von den 
Parteien auch ſchon in der Abſicht geſchloſſen werden, nur 
jene Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis zu be: 
zahlen ?!). 

Schon vor dem Reichsgericht war das Reichsoberhan— 
delsgericht auf dem eben beſchriebenen Wege gleichfalls zu 
der Anſchauung gelangt, „daß bei den meiſten im Börſen— 
verkehr geſchloſſenen Zeitgeſchäften vorausgeſetzt wird, es 
werde zur effektiven Erfüllung nicht kommen, ſondern der 
Mitkontrahent mit der Abwicklung des Geſchäfts durch Ge- 
währung der Preisdifferenz (des ſtipulirten Preiſes und des 


20) In dieſer Beziehung äußert fih. Reichsgerichtsrakh Bähr, Das 
Ergebniß der Börſenenquete (Grenzboten 53. Jahrg. 1. Viertelj. 
(1894) S 326): „Die Börſenleute verſtehen es, über das ganze 
Getriebe der Börſe, auch durch die dafür gewählten Kunſtausdrücke, 
einen Nebel zu verbreiten, in den einzudringen dem Nichteinge⸗ 
weihten ſchwer wird.“ 

Dagegen wurde von einer Minderheit innerhalb des Reichsgerichts, 
dem 3. Civilſenat, die richtige Anſchauung von der Abwicklung 
der Termingeſchäfte und dem Weſen der Differenzgeſchäfte vertreten, 
die aber nicht durchgedrungen iſt. Cf. die Urtheile dieſes Senats 
bei Bolze Bd. XIII S. 241, 446; XV S. 252, 386; XVI 
S. 261, 441. 


21 


— 
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Börſenpreiſes am Stichtag) ??) einverſtanden fein ?).“ Das 
Reichsoberhandelsgericht identifizirt ſogar ſchlechtweg das 
Börſenſpekulationsgeſchäft mit dem Differenzgeſchäft im Rechts⸗ 
ſinne: der Unterſchied zwiſchen dem reinen Differenzgeſchäft 
und dem „unzweifelhaft giltigen und klagbaren Spekula— 
tionsgeſchäft“ beſtehe darin, daß bei dieſem die Zahlung der 
Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis nur beabſich⸗ 
tigt, bei jenem alleiniger Vertragsinhalt ſei. 

Als Wortführer des Reichsgerichts und Vertheidiger 
ſeiner Rechtſprechung hinſichtlich des Differenzeinwandes ſind 
die Reichsgerichtsräthe Bähr?sa) und Dreyer?) aufge 
treten; ihre Ausführungen bilden daher eine zuverläſſige 
Quelle für die Erkenntniß der reichsgerichtlichen Anſchauung. 
Hier ſei nur Dreyer citirt, der von den Termingeſchäften 
ſagt: 

„Solche Geſchäfte werden meiſtens in der Erwartung 
unternommen, daß auf Lieferung nicht beſtanden, ſondern 
die Ausgleichung durch Geld angenommen werde. Dieſe 
Hoffnung und deren Erfüllung find nun aber im Börſen⸗ 
verkehr zur Regel geworden. . .. Auch wenn die Kontrahenten 
keinen vertragsmäßigen Anſpruch auf Ausſchließung von 
Lieferung und Abnahme haben, auf ſolche alſo gefaßt ſein 
müſſen, fo werden dennoch größere Abſchlüſſe auf die Mög: 
lichkeit oder Wahrſcheinlichkeit hin gewagt, daß am Stichtage 
nicht auf effektiver Erfüllung beſtanden werde und wird beim 
Abſchluß nicht erwogen, ob die Parteien eintretenden Falls 


über genügenden Vorrath bezw. die erforderlichen Zahlungs: 
mittel verfügen werden.“ (S. 411.) 


Dieſe irrthümliche Anſchauung wurde weſentlich dadurch 
gefördert, daß auch die wirthſchaftlichen Schriftſteller von den 


22) ROHG. Bd. XV ©. 279. 
23) ROHG. Bd. VI S. 224; cf. auch Bd. XVII S. 42. 
23 a) S. 322, 325; ſiehe auch Derſelbe, Das Börſenſpiel und die 
Gerichtspraxis (Grenzboten 52. Jahrg. 3. Viertelj. [1893] S. 57 ff.). 
24) Das Differenzgeſchäft (Sächſ. Archiv für Bürgerl. Recht und Pro⸗ 
ab Bd. II S. 401 ff.). Auch Kohler, Ueber das Börſenſpiel 
(bei Holdheim IL S. 41 ff.) vertritt dieſelbe Anſchauung. 
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Termingeſchäften als von Differenzgeſchäften ſprachen und 
die Verſchiedenheit der unter der einheitlichen Bezeichnung 
gebrauchten Begriffe nicht erkannt wurde 7°). 

Daß die von Bähr und Dreyer vertretene Anſchauung 
von der Abwicklung der Termingeſchäfte und dem Weſen 
der an der Börſe vorkommenden Differenzgeſchäfte auch die 
des Reichsgerichts iſt, läßt ſich unſchwer nachweiſen. So 
wird bei Bolze Bd. XVIII S. 287 Nr. 477 feſtſtehend an⸗ 
genommen, „daß auch die wahren ſpekulativen Lieferungs- 
geſchäfte (= die Termingeſchäfte im Gegenſatz zu den reinen 
Differenzgeſchäften) in Folge der modernen Verkehrsformen 
ihren eigentlichen Inhalt kaum erkennen laſſen, ſondern ſich 
in derſelben Weiſe wie die Spielgeſchäfte (— die reinen 
Differenzgeſchäfte) lediglich durch Ziehung der Kurs- oder 
Preisdifferenz abwickeln. Cf. ferner Bol ze Bd. XIII S. 245 
Nr. 451: „Sämmtliche Geſchäfte waren ſogenannte Ultimo- 
geſchäfte, bei denen, wie gerichtskundig, die Regulirung durch 
Berechnung und Vergütung des Preisunterſchieds üblich iſt.“ 

Nahm aber das Reichsgericht an, daß bei den Termin⸗ 
geſchäften an Stelle der Effektiverfüllung die Zahlung der 
Differenz von Vertrags: und Lieferungspreis „üblich“ fei, 
ſo mußte es Mangels gegentheiliger Anhaltspunkte ſchon aus 
der Thatſache allein, daß Termingeſchäfte vorlagen, den 
Schluß ziehen, daß die Parteien nicht Effektiverfüllung, ſon⸗ 
dern Differenzzahlung beabſichtigt hatten. In der That wird 
in vielen Entſcheidungen hauptſächlich mit dieſem Schluß 
die Ueberzeugung von dem Vorliegen reiner Differenzgeſchäfte 
begründet. Cf. beſ. Bolze Bd. XVII S. 271 Nr. 481; 
XVI S. 259 Nr. 437; XIX S. 315 Nr. 577. 


2. Nachdem das Reichsgericht die an der Börſe vor⸗ 
kommenden Differenzgeſchäfte für Differenzgeſchäfte im Rechts⸗ 


25) So beziehen ſich ſowohl Bähr (S. 324) wie Dreyer (S. 414) 
auf Saling's Börſenpapiere, wo freilich die Termingeſchäfte 
größtentheils für Differenzgeſchäfte erklärt, darunter aber Differenz⸗ 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne verſtanden werden. : 
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ſinne hielt, beſtand für daſſelbe keine Veranlaſſung, die 
außerhalb der Börſe vorkommenden — hier handelt es ſich 
um die Geſchäfte des Bankiers als Kommiſſionär mit dem 
Kunden — einer anderen Beurtheilung zu unterziehen. Es 
ift daher ſelbſtverſtändlich und auch aus den reichsgericht⸗ 
lichen Entſcheidungen, denen meiſt Differenzgeſchäfte zwiſchen 
Bankier und Kunden zu Grunde liegen, hinreichend bekannt, 
daß das Reichsgericht auch von den außerhalb der Börſe 
vorkommenden Differenzgeſchäften annahm, daß ſie ihrem 
Weſen nach Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne ſeien. 

II. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts hinſichtlich der 
Differenzgeſchäfte, ſonſt unverſtändlich, erklärt ſich reſtlos 
aus feiner Grundanſchauung von dem Wefen der Differenz: 
geſchäfte. 

1. Die Wendung, die etwa ſeit Mitte 1892 in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts zu Ungunſten der Klag: 
barkeit der Differenzgefhäfte eintrat, wird von Wiener 
(a. a. O. S. 6, 31) als Frontwechſel bezeichnet, ſie ſtellt ſich 
aber, wie Dreyer (a. a. O. S. 403, 419) zutreffend aus⸗ 
führt, nur als Dringen auf ſchärfere Beweiswürdigung dar. 

Von der Anſchauung aus, daß die Termingeſchäfte 
regelmäßig in der Abſicht bloßer Zahlung der Differenz von 
Vertrags- und Lieferungspreis geſchloſſen werden, mußte 
ſchon das dem anderen Theil bekannte Unvermögen zur 
Effektiverfüllung für die Annahme eines reinen Differenz— 
geſchäfts auf Grund ſtillſchweigender Willenserklärung aus: 
reichen. Da aber bei diefer Auffaſſung — nur ein ſehr 
geringer Theil der am Terminhandel Betheiligten iſt zur 
Effektiverfüllung in eigener Perſon im Stande — „dem 
Spekulationsgeſchäft jede Sicherheit feines Rechtsbeſtandes 
entzogen würde“ 2°), fo hatte die frühere Praxis des Reihs- 
gerichts nach dem Vorgang des Reichsoberhandelsgerichts den 
Beweis einer ausdrücklichen Vereinbarung gefordert?“). Als 


26) ROHG. bei Wiener S. 22. 
27) Cf. Urtheil des 1. Civ. Sen. vom 8. Juni 1892, Bolze Bd. XV 
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bei veränderten wirthſchaftlichen Verhältniſſen und ſozialen 
Anſchauungen eine Rückſichtnahme auf die Spekulations⸗ 
geſchäfte nicht mehr geboten erſchien, mußte die konſequen⸗ 
tere Auffaſſung ſich Bahn brechen. 


2. Es iſt längſt feſtgeſtellt, daß reine Differenzgeſchäfte 


jedenfalls an der Börſe nicht vorkommen ??). Gleichwohl 
hält das Reichsgericht mit Zähigkeit an der Anſicht feſt, daß 
verkleidete, aus konkludenten Umſtänden erkennbare reine 
Differenzgeſchäfte in bedeutendem Umfang an deutſchen Börſen 


28 


— 


S. 249 Nr. 383. Die Aeußerung: „Ich habe 100 Tonnen Weizen 
verkauft, wollen Sie ſich daran betheiligen? Wir können viel Geld 
dabei verdienen, denn ich habe ſchon 15,000 Mark Differenzen er⸗ 
halten. Augenblicklich habe ich Roggen an der Börſe verkauft und 
habe heute ſchon Differenzen zu fordern. Ich verſtehe nichts von 
Weizen, Sie brauchen auch nichts davon zu verſtehen. Wir 
brauchen keinen Speicher, denn wir nehmen ja kein Getreide ab. 
Wir laſſen uns nur Differenzen bezahlen“, ergebe nicht nothwendig 
eine auf Abſchluß eines bloßen Differenzgeſchäſts gerichtete Ueber⸗ 
einkunft, könne vielmehr auch nur als Ausdruck der Erwartung 
aufgefaßt werden, daß die effektive Lieferung durch Zahlung der 
Differenz werde beglichen werden. — Cf. dagegen die encgegengefebte 
Auffaſſung im Urtheil deſſelben Senats vom 12. Oktober 1892, 
Bolze XV S. 251 Nr. 385 mit Nr. 197. 

Cf. Cohn, G., Zeitgeſchäfte und Differenzgeſchäfte (Jahrb. für 
Nat. Oek. und Statiſtik Bd. VII S. 377); Struck, Handwörterb. 
S. 687, Effektenbörſe S. 60; Hamb. Börſenhalle, Das Differenz: 
geſchäft S. 21; Brückner, E., Differenzhandel an der Börſe 
(1894) S. 7; Kohn S. 152; Schanz, Börſenweſen S. 430; 
Weber, Börſenenquete, diefe Zeitſchr. Bd. XLV S. 102; Lexis 
S. 271; Die Gutachten der von der Börſenenquetekommiſſion ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen; Hamburger Oberlandesgericht 
(in Seuffert's Archiv Bd. XLIV S. 25 Nr. 19; Holdheim Bd. Il 
S. 97; Bolze Bd. XXII S. 217 Nr. 464 f., XVII S. 273 Nr. 484; 
RG. XXXIV S. 84 ff.); Leift, G. A., Differenzgefchäft und 
Differenzklauſel (Jahrb. für Nat. Oek. und Statiſtik B). LVI 
S. 803 ff.); Bendixen, Die Einrede des reinen Differenzgeſchäfts 
und die Rechtſprechung des Reichsgerichts (bei Holdheim Bd. IV 
S. 106); cf. auch Derſelbe Bd. J] S. 462; Staub, Das Diffe⸗ 
renzgeſchäft nach dem Börſengeſetz und nach dem Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuch (bei Holdheim Bd. VI S. 73); Coſack S. 399. 
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vorkommen ?“): Von der Anſchauung aus, daß die Termin: 
geſchäfte regelmäßig in der Abſicht bloßer Zahlung der Diffe- 
renz von Vertrags- und Lieferungspreis geſchloſſen werden, 
mußte das Reichsgericht in allen Fällen, wo die Parteien 
erklärten, ſie wollten nicht liefern, bezw. abnehmen, ſondern 
nur die Differenzen reguliren, eine ausdrückliche, in allen 
jenen Fällen, wo ein Theil zur Effektiverfüllung unvermögend 
und dies dem anderen bekannt war, eine ſtillſchweigende 
Abrede über den Ausſchluß der Effektiverfüllung, auf jeden 
Fall alſo ein reines Differenzgeſchäft als vorliegend er— 
achten?“). 

3. Der umſtrittenſte Punkt der Rechtſprechung des Reihs- 
gerichts find die konkludenten Differenzumſtände, d. h. Die 
jenigen Umſtände, die nach Anſicht des Reichsgerichts für 
das Vorliegen einer ſtillſchweigenden Vereinbarung über den 
Ausſchluß der Effektiverfüllung ſchlüſſig ſind. Als ſolcher 
Umſtand gilt dem Reichsgericht vor Allem die Thatſache, 
daß der eine Theil zur Effektiverfüllung nicht im Stande 
war, vorausgeſetzt, daß der andere dieſes Unvermögen kannte 
oder kennen mußte ). 

Aber von ihrer Grundlage aus erweiſt ſich die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts auch in dieſer Beziehung als 
logiſch und rechtlich unanfechtbar. Das Reichsgericht führt 
aus: Allerdings beſteht bei den Termingeſchäften regel: 
mäßig nur die Abſicht, das Geſchäft durch bloße Zahlung 
der Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis abzuwickeln; 
die Kontrahenten ſind daher berechtigt, ſtatt der Differenz⸗ 


29) Cf. beſ. RG. Bd. XXXIV S. 87; Bolze Bd. XVIII S. 284 
Nr. 474, XXII S. 217 Nr. 464. 

30) Cf. Bol ze Bd. XXII S. 217 Nr. 464; S. 219 Nr. 465. 

31) Dieſes „kennen mußte“ hatte in der Anwendung des bisherigen 
Rechts lediglich die Bedeutung einer praesumptio facti, d. h. war 
das Unvermögen zur Effektiverfüllung dem anderen Theil erkenn⸗ 
bar, ſo wurde bis zum Beweis des Gegentheils angenommen, daß 
er es auch wirklich kannte. § 764 Satz 2 B. GB.'s hat daraus 
eine Beweisregel geſchaffen. 
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zahlung die Effektiverfüllung zu verlangen. „Allein bei 
einem gänzlich mittelloſen Kontrahenten hängt dieſe Art der 
Auflöſung des Geſchäfts nicht von ſeinem Willen ab; er 
kann nicht nach ſeinem Gutdünken effektive Erfüllung oder 
Differenzzahlung wählen, ſondern er muß von vornherein 
auf die Differenz ausgehen, und der mit dieſer Sachlage 
bekannte Gegenkontrahent muß damit einverſtanden ſein, daß 
die Differenzzahlung der ausſchließliche Inhalt des Geſchäfts 
ſein ſoll, wenn überhaupt ein Geſchäft zu Stande kommen 
fol ??).“ 

„Ber fih aljo in Börſengeſchäfte einläßt, zu deren 
reeller Erfüllung fein eigenes Vermögen offenbar unzuläng⸗ 
lich iſt, von dem iſt anzunehmen, daß er von vornherein 
nicht den Willen hat, am Stichtag effektiv zu liefern oder 
abzunehmen, ſondern daß ſein Wille lediglich auf Zahlung 
oder Empfangnahme der Differenz gerichtet war?“). 

Nun vollzieht ſich aber die Terminſpekulation meiſt 
derart, daß ein Geſchäft und auf denſelben Termin ein 
Gegengeſchäft geſchloſſen wird. Offenbar handelt es ſich in all 
dieſen Fällen um Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne, 
denn die Differenz wird durch ein Gegengeſchäſt mit einem 
Dritten gewonnen. Allein ſo befangen iſt das Reichsgericht 
in ſeiner Anſchauung, daß es nicht etwa aus dem Vorliegen 
eines Gegengeſchäfts den Schluß zieht, daß auch das erſte 
Geſchäft ein reelles ſei, ſondern umgekehrt annimmt, weil 
das erſte Geſchäft ein reines Differenzgeſchäft ſein müſſe, 
könne auch das Gegengeſchäft nur ein Spielgeſchäft ſein: 
Allerdings beſtehe bei allen Spekulationsgeſchäften die börſen⸗ 
mäßige Möglichkeit, ein reelles Deckungsgeſchäft abzuſchließen?“). 
Allein wenn bei einem ſolchen Geſchäft der Ausſchluß der 
Effektiverfüllung von vornherein verabredet, oder aus den 


32) Bolze Bd. XX S. 264 Nr. 532. 

33) Bolze Bd. XX S. 261 Nr. 528. 

84) Bolze Bd. XXI S. 250 Nr. 499; XX S. 264 Nr. 532; cf. auch 
XXII S. 219 Nr. 465. 
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Umſtänden zu entnehmen, wenn alſo das erſte Geſchäft als 
Spielgeſchäft gewollt ſei, dann könne auch das Gegengeſchäft 
nicht als reelles, als Umſatzgeſchäft gewollt ſein; es könne 
nur dem Zweck dienen, die Differenz der Preiſe für einen 
beſtimmten Zeitpunkt feſtzuſtellen ?), um fo das Riſiko der 
Spekulation während der Schwebe des Engagements zu be: 
grenzen 36). Daher „vermag die ſtets vorhandene Möglich: 
keit der Abſchließung eines Deckungsgeſchäfts die aus der 
Mittelloſigkeit eines Kontrahenten ſich ergebende ſtarke Ver⸗ 
muthung für den Abſchluß eines reinen Differenzgeſchäfts 
nicht zu widerlegen“ >"), vielmehr müſſen hierzu beſondere 
Anhaltspunkte für die Ernſtlichkeit des Kaufwillens, z. B. 
Thatſachen, vorliegen, daß ſich der Spekulant die Mittel zur 
Effektiverfüllung durch Verpfändung, Darlehensaufnahme 2c. 
verſchaffen konnte 8s). „Die börſenmäßige Möglichkeit der 
Deckung aber hat nur für den auf Gewinn durch Umſatz 
ſpekulirenden Kaufmann einen Sinn, nicht aber für den 
Spekulanten, der nicht umſetzen will und kann, weil er weder 
den Preis zahlen, noch die Waare liefern kann??.“ 


III. Wenn nun das Reichsgericht auf dieſe Weiſe dazu 
gelangte, Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne als 


35) Bolze Bo. XX S. 264 Nr. 532; S. 260 Nr. 526; XVII S. 266 
Nr. 476. 

36) Hatte z. B. der Spekulant von A um 90 gekauft, an C um 95 
verkauft und ſtellte ſich der Lieſerungspreis nachträglich auf 100, 
ſo war nach Anſicht des Reichsgerichts Gegenſtand des erſten Ge⸗ 
ſchäfts die Differenz 100 — 90, Gegenſtand des zweiten Geſchäfts 
die Differenz 100 —95, folglich ſtellte fein Gewinn ſich dar als 
(100-90) — (100 —95) = 5. Auf dieſe reichsgerichtliche Kons 
ſtruktion hat Simon, Zur Frage der Klagbarkeit der ſogenannten 
Differenzgeſchäfte (dieſe Zeitſchr. Bd. XLI S. 475) richtig hin⸗ 
gewieſen. 

37) Bolze Bd. XX S. 264 Nr. 532. 

38) Bolze Bd. XXII S. 220 Nr. 465; XX S. 262 Nr. 528; ck. auch 
RG. Bd. XXXIV S. 90. Dagegen der 3. Senat bei Bolze 
Bd. XIII S. 251 Nr. 458; X S. 251 Nr. 495. 

39) Bol ze Bd. XXI ©. 250 Nr. 499. 
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Spiel zu behandeln, weil es dieſelben für Differenzgeſchäfte 
im Rechtsſinne hielt, ſo wurde die Rechtslage noch weiter 
dadurch verwirrt, daß die Gegner des Reichsgerichts vielfach 
annahmen, die Rechtſprechung richte ſich bewußt und gewollt 

gegen die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne +°). 
| Daher hat fic auch die Polemik met in einer falſchen 
Richtung bewegt. Man hielt dem Reichsgericht entgegen, 
daß es zwiſchen Spiel im Rechtsſinne (reines Differenzgeſchäft) 
und Spiel im wirthſchaftlichen Sinne (illegitime Spekula⸗ 
lation) nicht ſcharf genug unterſcheide. Allein das Reichs⸗ 
gericht hat ſtets daran feſtgehalten, daß dem Spiel nicht die 
Abſicht der Parteien im Einzelfall, ſondern der objektive 
Vertragsinhalt weſentlich ſei, daß folglich das Spiel als be⸗ 
ſtimmter Vertragstypus, nämlich als ein ſeinem Inhalt nach 
wirthſchaftlich zweckloſer Vertrag, im unvereinbaren Gegenſatz 
zu ſolchen Verträgen ſtehe, die, wie beſonders der Kauf, 
jedenfalls in abstracto wirthſchaftlichen Zwecken dienen ). 
Wenn aber die Rechtſprechung des Reichsgerichts im Er: 
gebniß dazu führte, daß Spiel im Rechtsſinne da angenommen 
wurde, wo Spiel im wirthſchaftlichen Sinne vorlag *?), fo 
lag dies daran, daß von der Grundanſchauung des Reiche: 
gerichts aus jene Thatſachen, aus denen ſich das Vorliegen 


40) In dieſer Richtung findet ſich nur in einer Entſcheidung (RG. 
Bd. XXXIV S. 85) die Aeußerung: „Ob nicht auch ein Kauf⸗ 
mann, welcher in der vom Beruſungsgericht angerathenen Weiſe 
(Abſchluß von Differenzgeſchäften im wirthſchaftlichen Sinne), aber 
gewerbsmäßig verfährt und dabei unmäßig und weit über ſeine 
Kräfte ſpekulirt, ſich nicht bloß nach $ 210 Konk. Ordn. wegen 
Differenzhandel ſtrafbar machen, ſondern auch in dem Sinne ſpielen 
kann, daß ſeinen Geſchäften die Klagbarkeit unter Umſtänden zu 

verſagen wäre, mag dahingeſtellt ſein.“ Cf. dagegen RG. Bd. XII 
S. 17; Bolze Bd. XVII S. 270 Nr. 479; Bd. XVI S. 261 
Nr. 441 (3. Senat). 

41) Bolze Bd. V S. 221 Nr. 685; XVII S. 270 Nr. 479: RG. 
Bd. XXIII S. 138; XXXIV S. 95; cf. Coſack, Lehrbuch des 
deutſchen bürgerlichen Rechts 3. Aufl. (1900) Bd. I S. 571. 

42) Cf. z. B. Bolze Bd. XVIII S. 282 Nr. 474; XXI S. 249 Nr. 497. 
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eines illegitimen Spekulationsgeſchäftes ergab, regelmäßig 
auch als konkludente Umſtände dafür verwerthet werden 
konnten, daß die nicht beabſichtigte Effektiverfüllung auch 
nicht vertragsmäßig gewollt war. 

Man hat ferner dargelegt, daß die konkludenten Um— 
ſtände nicht geeignet ſeien, im Wege logiſch zwingender 
Folgerungen das Vorhandenſein eines Spielvertrags darzu— 
thun. Allein von dem reichsgerichtlichen Standpunkt aus, 
daß die thatſächlich vorkommenden Differenzgeſchäfte Diffe: 
renzgeſchäfte im Rechtsſinne ſind, iſt dieſer Einwand un⸗ 
begründet. Von dem richtigen Standpunkt aber ift die Mn- 
wendung der konkludenten Differenzumſtände überhaupt nicht 
denkbar. Wenn Jemand auf Termin gekauft hat, um auf 
denſelben Termin weiterzuverkaufen, ſo daß die Waare un⸗ 
mittelbar von ſeinem Verkäufer an ſeinen Käufer geliefert, 
der Kaufpreis unmittelbar von ſeinem Käufer an ſeinen 
Verkäufer gezahlt wird, ſo wäre es offenbar widerſinnig, 
zum Nachweis der Ernſtlichkeit des Kaufwillens zu verlangen, 
daß er ſelbſt den vollen Kaufpreis zu zahlen im Stande ſein 
müſſe. Denn kein vernünftiger Kaufmann wird es für nöthig 
erachten, die Höhe ſtatt das Riſiko des Umſatzes mit eigenen 
Mitteln zu decken. Und ebenſo wenig ließe ſich weiterhin 
behaupten, daß ein Vertrag, der ſeinem Inhalt nach Kauf 
iſt, durch Vorliegen gewiſſer Eigenſchaften in der Perſon 
eines Kontrahenten den Inhalt eines Spielvertrags erhielte. 

Jene Angriffe mußten alſo ihr Ziel verfehlen; denn 
ſie richteten ſich gegen einen Irrthum auf rechtlichem und 
logiſchem Gebiete, der nicht vorlag, während ſie den Irrthum, 
der auf thatſächlichem Gebiete liegt, nicht trafen. 

Gegen dieſen thatſächlichen Irrthum muß ſich aber die 
Polemik wenden: Es it nachzuweiſen, daß die that: 
ſächlich vorkommenden Differenzgeſchäfte Differenz— 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne ſind. 
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2. Kapitel. 


Das Weſen der Differenzgeſchäfte als Hifferenzgeſchäfte im 
wirlhſchaftlichen Sinne. 


a) Die börſenmäßige Abwicklung der Termingeſchäſte. 


§ 5. 
Bedeutung. 


Wenn A eine Waare an B auf Termin verkauft, B fie 
an C, C an D, D an E auf denſelben Termin weiterver⸗ 
kauft bat, fo müßte dieſelbe erſt durch die Hände der Vor: 
männer geleitet werden, bis fie an E gelangt, ein Verfahren, 
das namentlich bei umfangreichen Waaren mit übermäßigem 
Zeit⸗ und Geldverluſt verbunden wäre und ein großes Kapital 
nutzlos feſtlegen würde, da B, C, D, obwohl ſie die Waare 
nicht behalten, den Kaufpreis, ſowie Einrichtungen zur Ab⸗ 
nahme der Waare bereit halten müßten. Eine gänzlich zweck⸗ 
loſe Transaktionsbewegung würde aber entſtehen, wenn z. B. 
E an A weiter verkauft bat, jo daß ſich ftatt der „Kette“ 
ein „Ring“ von Käufern und Verkäufern bildet. Hier 
müßte die Waare unter den erwähnten Nachtheilen fünfmal 
umgeſetzt werden, ohne daß ein anderer Erfolg erzielt würde, 
wie wenn eine Waarenbewegung überhaupt nicht ſtattge— 
funden hätte. 

Hier greift die börſenmäßige Abwicklung der Termin⸗ 
geſchäfte ein. Sie bewirkt, daß Lieferung und Abnahme 
unmittelbar unter den erſten Verkäufern und letzten Käu⸗ 
fern *?) erfolgt — d. h. denjenigen Theilnehmern, die nur 
verkauft oder mehr verkauft als gekauft haben, und den— 
jenigen, die nur gekauft oder mehr gekauft als verkauft 
haben —, während diejenigen, die einen Ring von Käufern 
und Verkäufern bilden, ihre wechſelſeitigen Forderungen 


43) An das zeitliche Verhältniß der verſchiedenen Abſchlüſſe zu einander 
wird bei dieſer Bezeichnung nicht gedacht. 
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tilgen, ohne daß überhaupt eine Lieferung bezw. Abnahme 
erfolgt. 

Würden nur ſolche Perſonen Geſchäfte abſchließen, die 
die Waare ſelbſt liefern oder abnehmen wollen, ſo bliebe 
begreiflicher Weiſe für dieſe Art der Abwicklung kein Raum. 
Vorausſetzung dafür iſt, daß in dem betreffenden Geſchäfts⸗ 
zweig ein umfangreicher Handel ſtattfindet. Erſt als eine 
große Anzahl von Perſonen gleichzeitig in der Rolle von 
Käufern und Verkäufern auftrat, wurde jene Abwicklung 
zum Bedürfniß. Um ſie zu erleichtern, ſtrebte man, durch 
Aufſtellung typiſcher Geſchäſtsbedingungen das einzelne Ver: 
tragsverhältniß ſeines individuellen Charakters zu entkleiden. 
So entſtand aus dem Lieferungsgeſchäft das Termingeſchäft, 
das ſeinerſeits wieder die Ausdehnung des Handels in hohem 
Maße beförderte, da es auch ſolchen Perſonen, die weder 
über Waare noch über Kaufpreis verfügten, die Theilnahme 
an der Umſatzthätigkeit ermöglichte. 

Der techniſche Vorgang bei der börſenmäßigen Abmid- 
lung zerfällt in drei, auch äußerlich getrennt erſcheinende 
Abſchnitte: 


I. Die Ermittlung der Abnahme und der Lieferungs⸗ 
pflichtigen und die Tilgung' der wechſelſeitigen Forderungen 
auf Lieferung bezw.“) Abnahme (d. h. Zahlung des Kauf: 
preiſes bezw. des für die Abnahme feſtgeſetzten Abwicklungs⸗ 
kurſes). 

II. Die Lieferung und Abnahme unmittelbar unter den 
Lieferungs- und Abnahmepflichtigen zu dem für die Ab— 
wicklung feſtgeſetzten Kurſe. 

III. Die Zahlung der Differenzen zwiſchen dem für die 
Abwicklung feſtgeſetzten Kurſe und den von den Parteien 
vereinbarten Kaufpreiſen. 


44) Mit dem Recht auf die Leiſtung iſt ohne Weiteres auch das Recht 
auf die Gegenleiſtung getilgt. 
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§ 6. 


Die Liquidation der Termingeſchäfte in 
Werthpapieren. 


I. Die Ermittlung der Abnahme- und der Liefe— 
rungspflichtigen und die Tilgung der wechſelſeitigen 
Forderungen auf Lieferung bezw. Abnahme. 

Regelmäßig wird derjenige, der ein Termingeſchäft ab⸗ 
geſchloſſen hat, nur jene Perſonen kennen, mit denen er ſelbſt 
abgeſchloſſen hat, nicht auch diejenigen, mit welchen ſeine 
Gegenkontrahenten ihrerſeits abgeſchloſſen haben. Sollen da⸗ 
her die gekauften Werthpapiere von dem erſten Verkäufer 
direkt in die Hände des letzten Käufers geführt und die 
wechſelſeitigen Forderungen getilgt werden, ſo müſſen die 
betreffenden Perſonen erſt ermittelt werden. 

1. Dies geſchieht zum Theil ſelbſtändig durch die Par⸗ 
teien in London!“). 

Hier ſtellt am zweiten Liquidationstage der letzte Käufer 
einen Schein mit ſeiner Adreſſe aus, auf dem Gattung und 
Betrag des von ihm abzunehmenden Papiers vermerkt iſt 
(ticket) und übergibt dieſen ſeinem Vormann. Dieſer gibt 
ihn mit ſeinem Giro verſehen weiter, und ſo fort, bis er 
ſchließlich in die Hände des erſten Verkäufers gelangt. Dieſer 
kann nun direkt an den letzten Käufer liefern. Gelangt der 
Ticket an einen Vormann, der einen geringeren Betrag oder 
denſelben Betrag, wie er im Ticket bezeichnet ift, in Theil: 
beträgen, von verſchiedenen Perſonen gekauft hat, ſo hilft 
dieſer ſich mit der Ausſtellung von Theilſcheinen (splits) an 
Stelle des Ticket. 

Bilden Käufer und Verkäufer einen Ring, ſo kommt 
es überhaupt nicht zur Ausſtellung eines ſolchen Scheines, 
da hier Niemand Papiere abzunehmen hat. Die wechſel— 


45) Sandheim S. 193; Struck, Handwörterb. S. 686, Effekten⸗ 
börſe S. 33 ff. - 
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ſeitigen Forderungen auf Lieferung bezw. Abnahme werden 
dadurch getilgt, daß die Parteien durch eine Umfrage ſich 
über die Tilgung derſelben verſtändigen. Immerhin iſt das 
ganze Verfahren ſehr unvollkommen und umſo umſtändlicher, 
je mehr Perſonen ſich daran betheiligen. 

2. Daher haben die Intereſſenten meiſt beſondere Organi: 
ſationen geſchaffen, welche die Lieferungs- und die Annahme⸗ 
pflichtigen ermitteln, und die Tilgung der wechſelſeitigen 
Forderungen ermöglichen! ). 

Zu dieſem Zwecke beſteht in London (ſeit 1874) das 
Stock Exchange Clearinghouse, in dem die wichtigeren 
Effektengattungen (Staatsſchuldentitel, Obligationen und 
Aktien) zur Liquidation gelangen. Die daneben beſtehende 
Abwicklung durch Zirkuliren der Tickets iſt alſo nur von 
Bedeutung für die von dem Clearinghaus ausgeſchloſſenen 
Effekten. 

In Paris vollzieht ſich die Liquidation durch die Agents 
de changes, in Wien durch das „Arrangementbureau“, in 
Berlin durch das „Liquidationsbureau“, ebenſo in Hamburg, 
in Frankfurt durch das „Bureau des Kollektivſkontro“, des- 
gleichen in München, in Breslau durch das „Bureau des 
Saldirungsvereins“. 

Das Verfahren wird überall von den gleichen Grund— 
ſätzen beherrſcht. 

In Berlin erhalten die Mitglieder des Liquidations- 
vereins für jedes einzelne Effekt ein beſonderes „Skontro— 
formular“, auf dem die Namen bezw. Firmen ſämmtlicher 
Vereinsmitglieder vorgedruckt find (§ 2 Reglement des Liqui- 
dationsbureau des Berliner Liquidationsvereins für Zeit— 


46) Cf. hierüber Sandheim S. 194, 203, 210, 240; Schanz, 
Börſenweſen S. 431 ff.; Koch, Abrechnungsſtellen (Clearing- 
Häuſer) in Deutſchland und deren Vorgänger (dieſe Zeitſchrift 
Bd. XXIX S. 68 ff.), Abrechungsſtellen (Conrad's Handwörterb. 
2. Aufl. Bd. I S. 7 ff.); Rauchberg, Clearing House (daſ. 
Bd. III S. 54 ff.), Wiener Arrangementsordnung (diefe Beits 
ſchrift Bd. XXI S. 262. 
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geſchäfte!“). Auf jedem dieſer Bogen ift der Betrag der 
mit dem betreffenden Vereinsmitglied gehandelten Effekten 
in der für dieſes beſtimmten Linie einzutragen und am 
Schluſſe jedes einzelnen Skontros der Geſammtſaldo zu 
ziehen. Hat Jemand nach dieſem Saldo Effekten abzunehmen, 
fo heftet er dem Skontro darüber einen „Empfangs- oder 
„Abnahmebeleg“ bei ($ 3), der folgendermaßen lautet: „Mit 
dieſem Scheine nehme ich das betreffende Papier zum Liqui⸗ 
dationskurſe ab” +8). Die Skontrobogen find mit den dazu 
gehörigen Belegen am zweitletzten Tag vor Ultimo bis 8 Uhr 
Abends beim Liquidationsbureau in einem verſchloſſenen 
Couvert einzureichen, worüber vom Liquidationsbureau Quit⸗ 
tung ertheilt wird ($ 7). Das Liquidationsbureau vergleicht 
nun die einzelnen Saldi und ſtellt danach feſt, welche Per⸗ 
ſonen abzunehmen haben. Am nächſten Tage holen die 
Lieferungspflichtigen die Empfangsbelege ab, die nach Map: 
gabe ihres Saldos unter fie verteilt werden. Daraus er: 
kennen ſie, an wen ſie die Effekten zu liefern haben. 

Daß die Summe der Aftivfaldi der Summe der Paſſiv⸗ 
ſaldi genau entſprechen und durch Leiſtung der Perſonen 
mit Paſſivſaldo an diejenigen mit Aktivſaldo ſämmtliche in 
den Skontrobögen angemeldete Forderungen getilgt ſein 
müſſen, ergibt ſich aus folgender Erwägung: Da nur Forde⸗ 
rungen gegen Mitglieder angemeldet werden, ſo muß jedem 
Aktivpoſten eines Mitglieds ein Paſſivpoſten eines anderen 
Mitglieds entſprechen. Daher muß auch die Summe der 
Aktiv⸗ der Summe der Paſſipoſten gleich ſein; ebenſo muß 
die Summe der Aktiv⸗ der Summe der Paſſivſaldi gleich 
ſein. Denn wenn auch die einzelnen Saldi einander nicht 
gleich ſind, weil ſie ſich aus verſchiedenen Rechnungspoſten 
zuſammenſetzen, muß doch die Summe der Aktiv- der 
Summe der Paſſivpſaldi gleich fein, weil eine Summe ſich 


47) Sandheim S. 495 ff. 

48) Sachverſtändiger Kopetzky (Stenographiſcher Bericht der Börſen⸗ 
enquetekommiſſion [1893] Bd. I S. 153). 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 27 
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nicht ändert, wenn man die Summanden vertauſcht. Wenn 
nun die Summe der Paſſivſaldi an die Summe der Aktiv⸗ 
ſaldi bezahlt wird, ſo muß auch die Summe der angemeldeten 
Forderungen und Schulden getilgt ſein, folglich auch alle 
Forderungen und Schulden des einzelnen Mitglieds. Da 
aber der Paſſivſaldo des einzelnen Mitglieds nach ſeinen 
Rechnungspoſten alle Forderungen und Schulden deſſelben 
enthält, jo hat es durch Bezahlung feines Paſſipſaldos 
ſeine eigenen Forderungen und Schulden getilgt. 

So wird auf die denkbar einfachſte Weiſe erreicht, daß 
die Abnahme⸗ und Lieferungspflichtigen ermittelt und die 
wechſelſeitigen Forderungen auf Lieferung bezw. Abnahme 
getilgt werden, ohne daß erſt feſtgeſtellt zu werden braucht, 
ob ſich Ketten oder Ringe überhaupt und mit welchen Per- 
ſonen gebildet haben. 

II. Die Lieferung und Abnahme unmittelbar 
unter den Lieferungs- und Abnahmepflichtigen 
zu dem für die Abwickelung feſtgeſetzten Kurſe. 

1. Wenn die erſten Verkäufer die Papiere an die letzten 
Käufer liefern, ſo entſteht die Frage, welchen Preis dieſe 
jenen dafür bezahlen ſollen. 

Da die betreffenden Perſonen regelmäßig nicht in einem 
Vertragsverhältnis zu einander ſtehen, ſo muß ein Kurs, 
der ſogenannte Liquidations(Kompenſations)kurs, feſtgeſtellt 
werden!), den die letzten Käufer zu bezahlen haben. Da 
dieſem Kurſe nur eine rechneriſche Bedeutung zukommt, weil 
unter den Parteien das Mehr des Vertragspreiſes hinzu— 
bezahlt bezw. das Weniger herausbezahlt werden muß, ſo 


49) Dies geſchieht gewöhnlich durch die mit der Abwickelung betraute 
Stelle, in Berlin durch den Börſenvorſtand, bezw. Namens dez: 
ſelben durch eine Kommiſſion von Sachverſtändigen (auf Grund 
des § 7 der Börſenordnung für Berlin). Natürlich übt der 
Börſenvorſtand inſoſern keine amtliche Thätigkeit im Sinne der 
§§ 29 ff. des Börſengeſetzes aus. Cf. Sandheim ©. 242, Sach⸗ 
verſtändiger Kopetzky (Stenogr. Berichte der Börſenenquete— 
kommiſſion Bd. I S. 154). 
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könnte man als Abwicklungskurs an und für ſich jeden be⸗ 
liebigen Kurs oder auch mehrere Kurſe, z. B. diejenigen, zu 
welchen die letzten Käufer abgeſchloſſen haben, feſtſetzen. Aber 
aus Zweckmäßigkeitsgründen haben ſich für die Beſtimmung 
des Liquidationskurſes folgende Grundſätze gebildet“): 


a) Der Liquidationskurs wird einheitlich beſtimmt, da 
andernfalls, namentlich bei zentraliſirter Abwicklung, 
die Feſtſtellung der fih zum Vertragspreis ergeben: 
den Differenzen unnöthig komplizirt würde. 

b) Zum Liquidationskurs wird ein beſonderer Kurs 
eigens beſtimmt. Einen von den Parteien gehandel- 
ten Kurs zu beſtimmen, wäre willkürlich. Außer— 
dem kann der beſonders feſtgeſetzte Kurs abgerundet 
und für die Berechnung der Differenzen möglichſt 
bequem geſtaltet werden. 

c) Der Liquidationskurs wird ſo beſtimmt, daß er ſich 
von der an Ultimo herrſchenden Bewerthung mög— 
lichſt wenig entfernt. Dies geſchieht mit Rückſicht 
auf die Prolongationsgeſchäfte 51). 

Die Reportgeſchäfte werden nämlich auf der Grundlage 
des Liquidationskurſes geſchloſſen, d. h. der Hauſſier verkauft 
die Werthpapiere zum Liquidationskurs und kauft ſie von 
ſeinem Gegner zu einem um den „Report“ höheren oder 
um den „Deport“ niedrigeren Preiſe auf nächſten Ultimo?) 


50) Ck. Sandheim S. 240 ff., 257 ff. 

51) Hierüber ſehr gute Ausführungen bei Sandheim S. 257 ff. 

52) Der Prolongationsſatz (Report: Leihzins des Geldes, Deport: 
Leihzins der Papiere) wird jeweils an der Börſe notirt. Dadurch 
ſind die Preiſe der zwei mit einander verbundenen Käufe, die das 
Reportgeſchäft darſtellt, fixirt. Kaufpreis des erſten Kauſes ift der 
Liquidationskurs, Kaufpreis des zweiten der Liquidationskurs zu: 
züglich bezw. abzüglich des Betrages, den die Zinſen des Geldes 
bezw. der Papiere ausmachen. In Wirklichkeit erſtreckt ſich alſo 

»die Vereinbarung der Parteien nicht auf den Kaufpreis, ſondern 
nur auf den Leihzins. Allerdings kann der Zweck des Report⸗ 
geſchäfts auch dadurch erreicht werden, daß zum wirklichen Markt⸗ 
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zurück, der Baiſſier kauft die Werthpapiere zum Liquidations- 
kurs und verkauft ſie an ſeinen Gegner zu einem um den 
Deport niedrigeren oder um den Report höheren Preiſe auf 
nächſten Ultimo guriid®?*), An und für fih wäre es nun 
gleichgiltig, welcher Kurs dem Reportgeſchäft zu Grunde oe: 
legt wird, da ja der prolongirende Spekulant immer nur 
den Report bezw. Deport bezahlt. 

Angenommen, der Spekulant B habe am 15. des Monats 
von A um 110 gekauft, der Kurs am Ende des Monats 
ſtelle ſich auf 100. Um nicht mit Verluſt realiſiren zu müſſen, 
verkauft B an den Kapitaliſten C die Papiere zu 100, um 
ſie von ihm auf nächſten Ultimo — bei einem Report von 
14 Prozent — zu 100,25 zurückzukaufen. Hätte er an C zu 
110 verkauft, ſo würde er von ihm zu 110,275 zurückkaufen, 
alſo ½ Prozent von 110 ſtatt / Prozent von 100 bezahlen. 

Allein der Unterſchied in dieſen beiden Fällen iſt fol⸗ 


gender: 
1. A — 1209 B — 100 
100 
2. A — 11 B — 110 ( 


110 


preis verkauft und zum wirklichen Marktpreis zurückgekauft wird, 
bezw. umgekehrt. Aber gerade daraus, daß man die letzteren Ge⸗ 
ſchäfte nicht als Reportgeſchäfte bezeichnet, ergibt ſich die Unrichtig⸗ 
keit der herrſchenden Lehre, daß das Reportgeſchäft nicht als Dar- 
lehen gegen Gattungspfand zu erachten ſei. Cf. Ofner in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXXVII S. 438. 

52a) Regelmäßig wird der prolongirende Hauſſeſpekulant einen Report, 
der prolongirende Baiffejpefulant einen Deport bezahlen, immer 
dann, wenn ſie zum Gegner einen Kapitaliſten haben, der natür⸗ 
lich jenem das Geld nur hergibt, wenn er dafür einen Report 
bekommt, und dieſem die Papiere nur überlaſſen wird, wenn ihm 
dafür ein Deport gewährt wird. Steht dagegen dem Hauſſier ein 
prolongirender Baiſſeſpekulant, dem Baiſſier ein prolongirender 
Hauſſeſpekulant gegenüber, ſo iſt es möglich, daß der Hauſſier einen 
Deport, der Baifſier einen Report erhält, dann nämlich, wenn 
nach der herrſchenden Marktlage der Gegner das größere Intereſſe 
an der Prolongation hat. 
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Wird im erſten Falle der Liquidationskurs der gegenwärtigen 
Marktlage entſprechend auf 100 feſtgeſetzt, fo bezahlt C im 
Wege der Ultimoliquidation an 4 für die Papiere 100, 
während B, da er mit A um 110 abgeſchloſſen hat, an dieſen 
als Differenz 10 hinzubezahlen muß. Würde dagegen der 
Liquidationskurs der früheren Marktlage entſprechend auf 
110 feſtgeſetzt, fo hätte C an A 110 zu bezahlen, B daz 
gegen nichts: Im erſten Falle trägt der Spekulant den 
Unterſchied zwiſchen dem gegenwärtigen und dem früheren 
Marktpreiſe, im zweiten Fall hätte ihn der Kapitaliſt zu 
tragen. 

Aus dieſem Grunde wird der Liquidationskurs ſo ge⸗ 
wählt, daß er der Marktlage zur Liquidationszeit möglichſt 
entſpricht. Iſt dann der Hauſſeſpekulant am nächſten Ultimo 
zur Abnahme der Papiere nicht im Stande, ſo kann — von 
dem Prolongationszins abgeſehen — der „Hereinnehmer“ 
(Verleiher des Geldes) an den Papieren höchſtens ſo viel 
verlieren, als dieſelben unter den letzten Liquidationskurs 
gefallen ſind; iſt der Baiſſeſpekulant am nächſten Ultimo zur 
Lieferung der Papiere nicht im Stande, ſo kann der „Herein⸗ 
geber“ (Verleiher der Papiere) höchſtens ſo viel verlieren, als 
die Papiere über den letzten Liquidationskurs geſtiegen ſind. 

Auf dieſe Weiſe wird das Riſiko des Darlehensgebers 
auf die Dauer einer Liquidationsperiode beſchränkt. 

Das gleiche geſchieht auch bei den direkt (einfach) pro- 
longirten Geſchäften. Obwohl dieſe nicht in die Ultimo- 
liquidation einbezogen werden, da die Erfüllung des Geſchäfts 
ja auf nächſten Ultimo hinausgeſchoben wird, ſo ſind doch die 
Parteien verpflichtet, die ſich zum Liquidationskurs ergebende 
Differenz unter Zuſchlag bezw. Abzug des Prolongations— 
ſatzes einſtweilen zu begleichen, ſo daß die Spekulation immer 
nur auf der Grundlage des Liquidationskurſes fortgeſetzt wird. 

Wenn nun auch der Liquidationskurs ſo be— 
ſtimmt wird, daß er dem Preiſe der Lieferungszeit 
möglichſt nahe kommt, ſo iſt er doch niemals identiſch 
mit dem „Börſen- oder Marktpreiſe der Lieferungs⸗ 
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zeit“, von dem das Bürgerliche Geſetzbuch in $ 764 
ſpricht. Denn als Liquidationskurs wird bei mög— 
lichſter Abrundung der Durchſchnitt jener Kaffa: 
kurſe beſtimmt, die 2 Tage, jedenfalls aber 1 Tag 
vor Ultimo gehandelt wurden. 

Da nämlich die Lieferung der Papiere und die Ab— 
nahme zum Liquidationskurſe bereits am Ultimo zu bewirken 
iſt, ſo muß der Liquidationskurs an dieſem Tage ſchon be⸗ 
kannt ſein, er muß alſo ſpäteſtens am vorhergehenden Tage 
feſtgeſtellt werden. Dies geſchieht z. B. in Frankfurt, wäh⸗ 
rend in Berlin und in Hamburg der Liquidationskurs ſchon 
2 Tage vor Ultimo feſtgeſetzt wird ). 

2. Um die Lieferung der erſten Verkäufer an die letzten 
Käufer möglichſt zu erleichtern, beſtehen bei der Bank des 
Berliner Kaſſenvereins in Berlin Girokonti für Effekten. 
Die Inhaber bewirken die Lieferung unter einander durch 
Ausſtellung eines (rothen) Checks, auf Grund deſſen die 
darin angewieſenen Effekten von dem Giroeffektendepot des 
Ausſtellers ab- und dem in dem Check benannten Konto⸗ 
inhaber zugeſchrieben werden (Geſchäftsordnung für das Giro: 
effektendepot § 15) °%). 

III. Die Zahlung der Differenzen zwiſchen 
dem für die Abwickelung feſtgeſetzten Kurſe und 
den von den Parteien vereinbarten Kaufpreiſen. 


1. In dem erſten Abſchnitt des Liquidationsverfahrens 
ſind die wechſelſeitigen Forderungen auf Lieferung bezw. 
Abnahme getilgt worden; in dem zweiten Abſchnitt haben die 
erſten Verkäufer an die letzten Käufer geliefert und dafür 
den Liquidationskurs bezahlt erhalten. Damit ſind ſämmt⸗ 
liche Anſprüche auf Lieferung bezw. Abnahme getilgt, jedoch 


53) Die Abweichung des Liquidationskurſes von dem zur Lieferungszeit 
herrſchenden Preiſe ift daher mitunter ſehr erheblich. Cf. Sands 
heim S. 260 Anm. 2. 

54) Sandheim S. 476; ck. auch Sachverſt. Kopetzky (Stenogr. 
Berichte der Börſenenquetekommiſſion Bd. I S. 152). 
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— da die Abnahme zum Liquidationskurs zu erfolgen hat — 
noch nicht die Anſprüche auf Zahlung des Kaufpreiſes in 
der von den Parteien vereinbarten Höhe. Soweit daher 
die Theilnehmer über dem Liquidationskurs gekauft haben, 
müſſen ſie dem anderen Theil das Mehr des Kaufpreiſes 
hinzubezahlen, da dieſer ſonſt nicht den ganzen Kaufpreis 
erhielte; ſoweit ſie unter dem Liquidationskurs gekauft haben, 
muß ihnen der andere Theil das Mehr des Liquidations⸗ 
kurſes herausgeben, da dieſer ſonſt mehr als den Kaufpreis 
erhielte. 
A — 98 2s 1010 Eu 99T) 
100 


Nach obigem Beiſpiel bezahlt D an A für die ihm ge- 
lieferten Papiere den Liquidationskurs 100, A gibt 2 an B 
heraus; C bezahlt an B 1, an D 1. B hat alfo 3 ge 
wonnen, C bat 2 verloren. Hätte D wieder an A verkauft, 
ſo würden hier ohne effektive Zahlung die Kaufpreisforde⸗ 
rungen in der Höhe des Liquidationskurſes getilgt, im Uebrigen 
wäre das Verfahren daſſelbe. 

Es kann alſo keine Rede davon ſein, daß dieſes Liqui⸗ 
dationsverfahren „nur eine Begleichung der Differenzen dar⸗ 
elle" 55). Denn die Differenzzahlung ift nur der letzte 
Theil des Verfahrens, und die Differenzen, die gezahlt 
werden, ſind die Kaufpreisreſtforderungen, mit deren Til⸗ 
gung nunmehr alle Anſprüche aus den Termingeſchäften er⸗ 
füllt ſind. 

2. Was die Technik der Differenzzahlungen anlangt, 
ſo werden dieſelben 


a) Zum Theil direkt unter den Parteien bewirkt. 

Dies iſt auch in Berlin der Fall, wo die Differenz⸗ 
zahlung am Tag nach Ultimo ſtattfindet, nachdem an Ultimo 
die Lieferung und Abnahme der Stücke erfolgt iſt. Eine 
Erleichterung iſt hier inſofern getroffen, als ſich die Theil⸗ 


55) RG. bei Bol ze XVII S. 267 Nr. 476. 
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nehmer an der Abwickelung der Vermittelung der Bank des 
Berliner Kaſſenvereins bedienen, welche die Differenzen wie 
ſonſtige Forderungen der Kunden (Effektenpoſten, Wechſel, 
Anweiſungen, Rechnungen 2c.) einzieht und ausbezahlt bezw. 
den Girokonten der Kunden zu- und abſchreibt. Hierbei wer⸗ 
den wenigſtens die gegenſeitigen Forderungen der Kunden 
durch die Bank in Vertretung derſelben durch Aufrechnung 
getilgt, indem auf die am Tage vor Verfall einzuliefernden 
Inkaſſopapiere dem Einlieferer alle auf ihn eingelieferten 
Papiere angerechnet werden °°). 


b) Die Zahlung der Differenzen unter den Parteien 
bringt den Nachtheil mit ſich, daß auch hier viele 
überflüſſige Umſätze erfolgen, da Jemand Differenzen, 
die er von der einen Seite erhalten hat, häufig 
nach der anderen Seite weitergeben muß. 


Daher iſt an vielen Plätzen dieſer Abſchnitt des Liqui⸗ 
dationsverfahrens, der die Tilgung der Kaufpreisreſtforde— 
rungen bezweckt, ganz in derſelben Weiſe geregelt, wie die 
erſten beiden Abſchnitte, die die Tilgung der Forderungen 
auf Lieferung bezw. Abnahme zum Gegenſtand haben. Auch 
hier erfolgt nämlich zur Vermeidung überflüſſiger Umſätze 
die Zahlung von den letzten Schuldnern direkt an die erſten 
Gläubiger, während diejenigen, die einen Ring von Gläubi⸗ 
gern und Schuldnern bilden, ihre wechſelſeitigen Forderungen 
tilgen, ohne daß überhaupt eine Zahlung erfolgt. 

In Paris, Wien, Breslau werden auf dieſe Weiſe die 
Differenzforderungen von derſelben Stelle abgerechnet, welche 
auch die Abrechnung der Effektenforderungen vornimmt, näm— 
lich von den Agents de changes, dem Arrangementbureau 
und dem Bureau des Saldirungsvereins. | 

Eine beſondere Einrichtung zur Abrechnung der Diffe- 


56) Struck, Handwörterb. S. 687; Geſchäſtsordnung der Bank des 
Berliner Kaſſenvereins für den Inkaſſo⸗ und Giroverkehr SS 2, 
11, 34; Sandheim S. 460; Koch in dieſer Zeitſchr. Bd. XXIX 
S. 78; Schanz, Abrechnungsſtellen S. 9. 
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renzen beſteht in Frankfurt in dem von der Firma Jordan & Co. 
geführten Differenzen⸗Clearing 5. 

An anderen Orten iſt zwar weder die bei der Abwicke⸗ 
lung der Effektenforderungen thätige Stelle auch mit der 
Differenzregulirung betraut, noch iſt hierfür eine beſondere 
Einrichtung vorhanden, wohl aber beſteht eine Einrichtung 
zu dem Zweck, nicht bloß Differenzen, ſondern auch andere 
Forderungen (Wechſel, Checks, Anweiſungen, Rechnungen) 
abzurechnen. Hierher gehört das Bankers Clearinghouse 
in London (ſeit 1775), ferner die 10 Clearingſtädte in 
Deutſchland, in denen die Reichsbank „Abrechnungsſtellen“ 
eingerichtet hat's). Hier beſteht für die Theilnehmer die 
Möglichkeit, die Differenzen ſtatt unter ſich zu bezahlen, bei 
der Abrechnungsſtelle auszugleichen. Auch hier wird, ſoweit 
die wechſelſeitigen Forderungen ſich nicht aufheben, der Reſt⸗ 
betrag nicht durch Baarzahlung, ſondern durch Abſchrift von 
dem Girokonto des Schuldners und Zuſchrift auf das Giro- 
konto des Gläubigers getilgt. Girobank der Theilnehmer 
iſt die Reichsbank bezw. die Bank of England. 


$ 7. 

Die Regulirung der Termingeſchäfte in Waaren. 

A. Die Verſchiedenheiten in der Abwickelung, die gegen⸗ 
über den Termingeſchäften in Werthpapieren bei den Termin- 
geſchäften in Waaren zu Tage treten, ſind bedingt durch die 
Verſchiedenheit des Kaufgegenſtandes. Dort ift Raufgegen- 
ſtand ein Recht, hier eine Sache, die weniger transportfähig, 
zur Zeit des Kaufabſchluſſes oft noch nicht im lieferbaren 
Zuſtand, und mitunter von weither erſt herbeizuſchaffen iſt. 


Folge davon iſt, daß der Verkäufer hier keinen be— 
ſtimmten Erfüllungstag verſprechen kann, wie an der Fonds— 


57) Cf. Sandheim S. 202, 210, 240, 243. 
58) Cf. über die Umſätze Schanz, Abrechnungsſtellen S. 6 ff., 
1080; Rauchberg S. 61; Koch, Abrechnungsſtellen S. 8 ff. 
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börſe, wo die Stichtage auf ein Jahr hinaus im Voraus 
feſtgeſetzt werden, fih vielmehr eine halb⸗, ein-, zweimonat⸗ 
liche und längere Erfüllungsfriſt vorbehalten muß. Inner⸗ 
halb dieſer Friſt kann er an jedem beliebigen Börſentage 
die Waare liefern bezw. Abnahme verlangen, iſt aber nach 
allen Börſenuſancen verpflichtet, dem Käufer die Uebergabe 
der Waare vorher anzukündigen, damit dieſer die nötigen 
Vorbereitungen treffen kann. 

Dieſe „Kündigung“ („Andienung“) geſchieht durch Ueber⸗ 
gabe des Kündigungsſcheines (Andienungsſchein, declaration 
of tender, filière) 5°). Jeder, der Waaren auf Termin ge: 
kauft hat, muß ſich während der Lieferungsfriſt zu einer 
beſtimmten Zeit in einem beſtimmten Raum der Börſe ein⸗ 
finden. Hier wird der nach feſtſtehendem Formular von dem 
Verkäufer ausgeſtellte Kündigungsſchein dem Käufer über: 
geben. Iſt dieſer nicht erſchienen, ſo wird die Kündigung 
entweder durch Anſchlag bekannt gegeben, oder gilt ohne 
weiteres als bewirkt, was der Kündigungsbeamte beſcheinigt. 
Hat der Käufer ſeinerſeits weiterverkauft, ſo gibt er den 
Kündigungsſchein mit ſeinem Giro verſehen ſogleich an ſeinen 
Käufer weiter und ſo fort, bis der Schein ſchließlich in die 
Hand des letzten Käufers gelangt. Die Zirkulation iſt am 
nämlichen Börſentage, jedenfalls aber am darauffolgenden 
zu beendigen. In Berlin muß ſie binnen 20, an Stich— 
tagen binnen 30 Minuten erfolgt ſein, widrigenfalls die 
Weitergabe vom Kündigungsbeamten unterſagt werden kann. 


59) Cf. Berliner Kündigungsordnung in dieſer Zeitſchr. Bd. XLI 
S. 477; Sonndorfer S. 13; Fuchs, C. J., Der Waaren⸗ 
terminhandel, ſeine Technik und volkswirthſchaftliche Bedeutung 
(Schmoller's Jahrbuch Bd. XV a [1891] S. 61), Der engliſche 
Getreideterminhandel und ſeine Organiſation (Jahrb. für National⸗ 
ökonomie und Statiſtik Bd. LIV [1890] S. 38, 53), Die Organi⸗ 
ſation des Liverpooler Baumwollhandels in Vergangenheit und 
Gegenwart (Schmoller's Jahrbuch Bd. XIV [1890] S. 118); 
Bayerdörffer S. 645; Kohn S. 39; Sachverſt. Eulenburg, 
Sobernheim (Stenogr. Berichte der Börſenenquetekommiſſion 
Bd. IV S. 3122, Bd. III S. 2547). 
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Die Lieferung bezw. Abnahme der Waare hat gewöhnlich 
6— 10 Tage nach der Kündigung ſtattzufinden. 

Abweichende Beſtimmungen gelten laut Schlußnote °°) 
für die handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte in Getreide, die 
in Berlin an Stelle der verbotenen Getreidetermingeſchäfte 
getreten ſind. Der Kündigungsſchein iſt vom Ausſteller dem 
Käufer zuzuſtellen und zwar an einem Werktage und bis 
Mittags 12 Uhr. Die Umlaufszeit endigt am a der 
Ausſtellung Nachmittags 6 Uhr. 


B. Hinſichtlich der Abwicklung ſind dieſelben drei Ab⸗ 
ſchnitte wie beim Effektenterminhandel zu unterſcheiden. 


I. Die Ermittlung der Abnahme: und der 
Lieferungspflichtigen und die Tilgung der wechſel— 
ſeitigen Forderungen auf Lieferung bezw. Ab: 
nahme. 

1. Dies geſchieht hier im Gegenſatz zu dem an der 
Fondsbörſe üblichen Verfahren regelmäßig ſelbſtthätig durch 
die Parteien, was um ſo bequemer iſt, als der vom erſten 
Verkäufer in Umlauf geſetzte Kündigungsſchein ohnehin zur 
Ermittelung des letzten Käufers führt. Die Lieferung bezw. 
Abnahme unter dieſen Perſonen erfolgt alſo auf Grund 
vorangehenden Umlaufs des Kündigungsſcheines, ſo in Wien, 
Budapeſt, Berlin, Bremen, zum Theil auch in London und 
Liverpool. 

Zur Tilgung der wechſelſeitigen Forderungen müſſen die 
im Ring ſtehenden Parteien ſich untereinander verſtändigen. Zu 
dieſem Zwecke erſuchen ſie entweder ihren Mitkontrahenten 
um Benennung des Vormannes und ſo fort, oder wenden 
ſich an die Maklerfirmen, wo ſie die gewünſchte Auskunft 
meiſt leicht erhalten, da das Geſchäft überall mehr oder 
weniger zentraliſirt ift. Vermehrten Anlaß haben die Bar: 
teien zu einer ſolchen Umfrage, wenn die Lieferungsfriſt ſich 
dem Ablauf zuneigt, ohne daß eine Kündigung erfolgt iſt. 


60) Bei Rieſſer, Die Handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte (1900) 
S. 82. 


426 Trumpler: Tifferenzgeſchäfte nach B. GB. u. Börſengeſetz. 


Beſondere Beſtimmungen über die Tilgung der wechſelſeitigen 
Forderungen enthält $ 67 der Bremer Uſancen für Baum⸗ 
wolle auf Terminlieferung 5). 

2. Da es bei den Termingeſchäften in Waaren keinen 
allgemeinen, im Voraus feſtgeſetzten Erfüllungstag gibt, 
dieſer vielmehr erft durch die Kündigung des letzten Ber- 
käufers innerhalb der Lieferungsfriſt für das einzelne Ge— 
ſchäft beſtimmt wird, fo werden an der Abwicklung regel- 
mäßig nur ſolche Perſonen Theil nehmen, die als Käufer 
oder Verkäufer bei dieſem einzelnen Geſchäft betheiligt ſind. 
Das Bedürfniß nach einer Zentralſtelle zur Ermittelung der 
Lieferungs- und Abnahmepflichtigen und zur Tilgung wechſel— 
ſeitiger Forderungen iſt daher hier entſprechend geringer wie 
bei den Termingeſchäften in Effekten. 

Gleichwohl beſtehen ſolche Einrichtungen, die aber gleich— 
zeitig auch anderen Zwecken, namentlich der Differenzregu— 
lirung dienen, in Liverpool, nämlich das Cotton Clearing- 
house (feit 1876) und das Corn Clearinghouse (feit 1883) 6. 


61) Bayerdörffer S. 650; Sonndorfer S. 20: „Wenn auf eine 
beſtimmte Terminlieſerung verkaufte Baumwolle von dem Käufer 
an den Verkäufer zurückverkauft wird, oder vom erſten Verkäufer 
von Jemand gekauft ift, welcher Baumwolle auf dieſelbe Termin: 
lieferung von dem erſten Käufer direkt oder durch Zwiſchenkäufer 
indirekt gekauft hat, ſo kann ein Ring, d. h. eine Regulirung 
der dem Ninge zu Grunde liegenden Partie Baumwolle gebildet 
werden. Jeder an einem ſolchen Ringe Betheiligte hat das Recht, 
die Bildung eines Ringes zu veranſtalten, indem er alle anderen 
an dem Ringe Betheiligten ſchriftlich davon benachrichtigt. . . . Iſt 
ein Ring gebildet, ſo iſt als Regulirungspreis, wenn der Ring 
vor 1 Uhr Nachmittags gebildet iſt, der amtlich notirte Marktpreis 
für den betreffenden Termin vom Tage vorher, wenn aber der 
Ring erſt nach 1 Uhr gebildet iſt, der an der Börſe von demſelben 
Tage amtlich notirte Marktpreis der Regulirung zu Grunde zu 
legen, indem der Unterſchied zwiſchen dieſem Regulirungspreiſe und 
den Kontraktpreiſen am Tage nach der Bildung des Ringes bis 
12 Uhr Mittags baar auszuzahlen iſt.“ 

62) Fuchs, Engliſcher Getreidehandel S. 61, Liverpooler Baumwoll⸗ 
handel S. 118. 


~ 
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Die Parteien melden hier ihre Abſchlüſſe unter Angabe des 
Kontraktpreiſes beim Sekretär des Clearinghauſes zur Re⸗ 
giſtrirung an. Der Kündigungsſchein wird ebenfalls dieſem 
Sekretär übergeben, der den letzten Käufer auf Grund ſeiner 
Aufzeichnungen ermittelt und ihm den Kündigungsſchein 
direkt zuſtellt. Daneben beſteht das Verfahren mit Zir⸗ 
kuliren des Kündigungsſcheines für nicht regiſtrirte Kon⸗ 
trakte fort. 

Die Tilgung wechſelſeitiger Forderungen geſchieht hier, 
ſobald ſich ein Ring gebildet hat, durch das Clearinghaus 
in Vertretung der Parteien. | 


II. Die Lieferung und Abnahme unmittelbar 
unter den Lieferungs- und Abnahmepflichtigen zu 
dem für die Abwickelung feſtgeſetzten Kurſe. 

Sind die letzten Käufer, ſei es durch die Parteien, ſei 
es durch das Clearinghaus ermittelt, ſo erfolgt die Lieferung 
der erſten Verkäufer unmittelbar an jene. Auch hier ſtellt 
ſich die Nothwendigkeit heraus, für die Abnahme einen be: 
ſonderen Kurs, der hier Kündigungspreis genannt wird, 
feſtzuſetzen. Als ſolcher gilt bezw. wird für jeden Börſentag 
beſtimmt €?) der Durchſchnittspreis der Waare am 
Kündigungstage für den laufenden Termin d. i. den 
Monat, in welchem die Kündigung erfolgt iſt, keineswegs 
alſo der Börſen⸗ oder Marktpreis der Lieferungszeit im 
Sinne des § 764 B. GB.. 

III. Die Zahlung der Differenzen zwiſchen 
dem für die Abwickelung feſtgeſetzten Kurſe und 
den von den Parteien vereinbarten Kaufpreiſen. 

1. Da die Abnahme zum Kündigungspreis erfolgt, ſo 
ſind die Kaufpreisforderungen nur in deſſen Höhe getilgt. 
Soweit alſo der vereinbarte Kaufpreis höher iſt, muß das 


63) So in Berlin durch den Vorſtand der Produktenbörſe, bezw. Namens 
deſſelben durch ein Mitglied der auf Grund der $$ 6 und 7 der 
Börſenordnung beſtehenden Kommiſſion (Kündigungsordnung $$ 1 
und 2). 
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mehr dem Verkäufer hinzubezahlt werden, ſoweit er niedriger 
iſt, muß das zuviel Erhaltene von ihm herausgegeben 
werden. 

Die Differenzzahlung erfolgt in Wien und Budapeſt 
ſofort nach beendeter Zirkulation des Kündigungsſcheines, 
nach welcher die an der Kündigung betheiligten Perſonen im 
Liquidationslokal erſcheinen. Regelmäßig erfolgt die Differenz⸗ 
zahlung aber erſt, ſowie die Waare vom letzten Käufer ab⸗ 
genommen iſt, bezw. bei wechſelſeitigen Forderungen, ſobald 
die Tilgung derſelben vorgenommen iſt. Im erſten Falle 
müſſen die Parteien immer hiervon benachrichtigt werden, im 
zweiten Falle nur, wenn ſie die Tilgung der wechſelſeitigen 
Forderungen nicht ſelbſt bewirkt haben. Die Benachrichtigung 
geſchieht durch die Zentralſtelle, wo eine ſolche vorhanden 
it, in Berlin durch Anſchlag im Kündigungsſaal (§ 5 
Künd.⸗O.). 

2. Was die Technik der Differenzzahlung anlangt, ſo 
werden auch hier dieſelben theils 


a) direkt unter den Kontrahenten bezahlt, ſo in Berlin, 
Bremen. 
b) Um aber die Anzahl der nöthigen Zahlungen und 
damit den Betrag des erforderlichen Baargelds auf 
das Minimum zu beſchränken, beſtehen auch hier 
Einrichtungen, um das Geld unter Tilgung wechſel⸗ 
ſeitiger Forderungen direkt in die Hände der letzten 
Empfänger zu führen, fo in Budapeſt das Getreide- 
Liquidirungsbureau (feit 1872) 54), in Liverpool 
die ſchon erwähnten Clearinghäuſer. 
C. Eine beſondere Stellung auch hinſichtlich der Ab— 
wickelung der Termingeſchäfte nehmen die Waarenliqui⸗ 
dationskaſſen ein“). 


64) Kohn S. 61. 
64a) Sonndorfer S. 319; Bayerdörffer S. 652; Kohn 
S. 59; Fuchs, Engliſcher Getreidehandel S. 55, Waarentermin⸗ 
handel S. 68; Endemann, Statiſtik der deutſchen Liquidations⸗ 
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1. Entſprechend dem größeren Riſiko bei Terminge⸗ 
ſchäften in Waaren, ift es hier durchaus üblich (fo in Von: 
don, Budapeſt, Wien, Bremen), daß die Kontrahenten zur 
Sicherheit für die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten einen 
Einſchuß hinterlegen und, ſobald ſich die Kursentwicklung zu 
ihrem Nachtheil geſtaltet, bei Vermeidung ſofortiger Zwangs⸗ 
regulirung entſprechende Nachſchüſſe leiſten “). Allein dieſes 
Syſtem brachte große Nachtheile mit ſich, da es dem kapital⸗ 
ſtärkeren Gegenkontrahenten ein Mittel an die Hand gab, 
das Engagement mit dem Schwächeren zu deſſen Ungunſten 
vorzeitig zu löſen. Da man nun auf die Sicherheitsleiſtung 
nicht verzichten konnte, andererſeits den Anſpruch auf die⸗ 
ſelbe nicht dem Belieben der Parteien anheimſtellen wollte, 
jo gründete man an fait allen größeren Waarenbörſen be: 
ſondere, außerhalb der Parteien ſtehende Einrichtungen zur 
Uebernahme des Riſikos der Vertragserfüllung, die nun 
ihrerſeits die Zahlung der Ein- und Nachſchüſſe ſeitens der 
Parteien betreiben. 

So entſtand zuerſt in Havre 1882 die Caisse de liqui- 
dation des affaires en marchandises zunächſt für Kaffee, 
dann auch für Baumwolle, Schweineſchmalz, Indigo. Der 
Einſchuß (depôt) beträgt 3— 12 Franken pro Sack, bei Ge⸗ 
ſchäften in Kaffee. — In London beſteht feit 1888 das 
Produce Clearinghouse, hauptſächlich für den Getreidehandel. 
Der original margin bei Geſchäften in Weizen beträgt pro 
Schluß 80 Pfd. Sterl. 

In Deutſchland beſtehen Waarenliquidationskaſſen in 
Hamburg ſeit 1887 ſür Kaffee und Zucker, in Magdeburg 
ſeit 1889 für Zucker. Der Einſchuß beträgt in Hamburg 
für Kaffee (500 Sack ein Schluß) 3 Mark pro Sack für 
Zucker 1 Mark, in Magdeburg 2 Mark. : 

Die Einſchüſſe werden gewöhnlich zu 3 Prozent verzinſt. 


kaſſen, Anlage zum Bericht der Börſenenquetekommiſſion S. 367 ff.; 
Schanz, Börſenweſen S. 432. 
65) Cf. Kohn S. 57; Schanz, Börſenweſen S. 432. 
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Sämmtliche Liquidationskaſſen ſind Aktiengeſellſchaften. Das 
Kapital beträgt in Hamburg 3 Millionen Mark, in Magde⸗ 
burg 2 Millionen Mark. 

2. Die Kaſſe erfüllt ihre Garantiefunktion auf folgende 
Weiſe: 

Wenn zwei Perſonen ein Geſchäſt mit einander ab: 
ſchließen wollen, ſo wenden ſie ſich zu dieſem Zwecke an 
einen bei der Kaſſe zugelaſſenen Makler. Das Geſchäft wird 
nun nicht unmittelbar zwiſchen den beiden Perſonen ge: 
ſchloſſen, ſondern zwiſchen dieſelben tritt die Kaſſe als Selbſt⸗ 
kontrahentin, indem ſie zu dem Preiſe, zu welchem die beiden 
Perſonen das Geſchäft ſchließen wollen, an die eine verkauft 
und von der anderen kauft. Dem entſprechend werden auch 
die Schlußnoten ausgeſtellt, fo daß zwiſchen den beiden Per: 
ſonen, die ſich zum Zwecke des Geſchäftsabſchluſſes in Ver⸗ 
bindung ſetzen, ein Rechtsverhältniß überhaupt nicht zu Stande 
kommt. 

Als Gewinn erhält die Kaſſe eine Kommiſſionsgebühr 
für jeden ſolchen Doppelkontrakt °°). 

Der Kündigungsſchein wird von dem Verkäufer direkt 
bei der Liquidationskaſſe abgegeben, welche denſelben irgend 
einer von denjenigen Perſonen aushändigt, die auf den 
Termin, für welchen die Kündigung erfolgt iſt, nur gekauft 
haben, jedoch in der Reihenfolge, in welcher die Kontrakte 
eingetragen ſind. 

3. Was die Abwicklung der Termingeſchäfte anlangt, 
ſo ergeben ſich gegenüber der bisher beſchriebenen Art er— 
hebliche Abweichungen. 

a) Es bedarf nicht der Ermittlung der Abnahme— 
bezw. Lieferungspflichtigen, vielmehr find dieſe Per: 
ſonen der Kaſſe, die mit ihnen direkt kontrahirt 
hat, von vornherein bekannt. Auch eine Tilgung 
wechſelſeitiger Forderungen kommt hier nicht vor, 


66) In Hamburg bei Kaffee 4 Pfg., Zucker 2 Pfg., in Magdeburg 
3 Pfg. pro Sack. 
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da ſolche nicht entſtehen. Hat Jemand gekauft und 
auf denſelben Termin verkauft, ſo ſind nur gegen⸗ 
ſeitige Forderungen zwiſchen ihm und der Kaſſe 
begründet worden, die einfach aufgerechnet werden. 
Will z. B. A an B 500 Sack Kaffee (ca. 30 000 kg) 
zu 40 Pfg. pro Pfund für den laufenden Monat 
verkaufen, B dieſe zu 41 Pfg. an C weiterver⸗ 
kaufen, ſo hat B, wenn dieſe Geſchäſte unter Da⸗ 
zwiſchentreten der Liquidationskaſſe geſchloſſen ſind, 
nach Abſchluß des Gegengeſchäfts aus dem erſten 
Geſchäft gegen die Kaſſe eine Forderung auf Liefe— 
rung von 500 Sack, aus dem zweiten Geſchäft eine 
Forderung auf Zahlung von 41 Pfg., während die 
Kaſſe aus dem erſten Geſchäft eine Gegenforderung 
auf Zahlung von 40 Pfg., aus dem zweiten Ge- 
ſchäft eine ſolche auf Lieferung von 500 Sack hat. 
Forderung und Gegenforderung auf Lieferung fom: 
penſiren ſich reſtlos, Forderung und Gegenforderung 
auf Zahlung des Kaufpreiſes bis auf den Reſt von 
1 Pfg. gleich der Differenz von Ein⸗ und Ver⸗ 
kaufspreis. 

b) Die Lieferung und Abnahme geſchieht hier in fol— 
gender Weiſe: Der Käufer bezahlt feinen Vertrags: 
preis an die Kaſſe, die ihm dafür den Lagerſchein 
aushändigt. Die Kaſſe bezahlt ihrerſeits ihren Ver⸗ 
tragspreis an den Verkäufer. Iſt dieſer geringer, 
ſo iſt, da die Kaſſe an einen Dritten ebenfalls zu 
dieſem geringeren Preiſe verkauft hat, der der Kaſſe 
verbleibende Reſt die Deckung für früher bezahlte 
Differenzen. Iſt der Vertragspreis des Verkäufers 
höher, ſo iſt die von der Kaſſe hinzuzulegende Summe 
demjenigen Betrag gleich, den ſie in Geſtalt von 
Differenzen bereits erhalten hat. 

c) Die Zahlung der Differenz von Ein- und Verkaufs⸗ 
preis zwiſchen Kaſſe und ihrem Mitkontrahenten 
erfolgt nämlich ſofort, nachdem die Aufrechnung 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 28 
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der gegenſeitigen Kaufe: und Verkaufsanſprüche 
möglich iſt, alſo ſogleich bei Eintragung des Gegen— 
geſchäfts. Hat alſo die Kaſſe theurer verkauft als 
gekauft, ſo bezahlt ſie die Differenz. Da ſie zu 
denſelben Preiſen mit Dritten abgeſchloſſen hat, 
ſo iſt ſie durch entſprechende — durch den Einſchuß 
geſicherte — Forderungen an dieſe gedeckt. 


b) Die rechtliche Konftruktion der Abwicklungsvorgänge ). 
S 8. 


Anweiſung. 


Die Anweiſung dient dem Zwecke, die Forderungen der— 
jenigen Perſonen, die eine Kette bilden, dadurch zu tilgen, 
daß der letzte Schuldner Erfüllung unmittelbar an den erſten 
Gläubiger bewirkt. 

Eine derartige Anweiſung ſtellt das Zirkuliren der Tickets 
und der Kündigungsſcheine dar, und zwar gleichzeitig ſowohl 
eine Geld: wie eine Waarenanweiſung. 


1. Angenommen, es ſind 50 Tonnen Weizen auf Ter— 
min verkauft worden von A an B zu 180 Mark (pro 
1000 Kilogramm), von B an C zu 175, von C an D zu 
170, von D an E zu 165. Der Kündigungspreis beträgt 
160. A ſtellt nun den Kündigungsſchein aus und übergibt 
ihn dem B, der ihn an C girirt und fo fort, bis der Schein 
an E gelangt. 

Zunächſt hätte nun B dem A die Waare abzunehmen, 
B hat aber den C, dieſer den D, dieſer den E zur Abnahme 
angewieſen. A und E ſind zur Annahme der Anweiſung 
gegenüber dem Mitkontrahenten durch ausdrückliche Beſtim— 
mung der Börſenuſancen verpflichtet. 


67) Von der Darſtellung der Abwicklung der Geſchäfte mit den Liqui⸗ 
dationskaſſen kann Abſtand genommen werden, da es ſich dort um 
einfache Anwendung der Aufrechnung handelt. 
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Selbſtverſtändlich haben ſich aber B, C, D durch die 
Anweiſung nicht etwa von ihren Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrag befreit, fie bleiben vielmehr nach den Grund: 
ſätzen der Anweiſung ($ 788 B.GB.’s) ihrem Vertragsgegner 
ſo lange verpflichtet, bis von dem Angewieſenen Erfüllung 
geleiſtet iſt. 

Da die Abnahme zum Kündigungspreis zu erfolgen 
hat, ſo geht die Anweiſung nicht etwa auf Zahlung des 
Kaufpreiſes in der vereinbarten Höhe, ſondern auf Zah⸗ 
lung des Kündigungspreiſes. Zahlt nun E die 160 Mark 
an A, ſo ſind damit die Kaufpreisforderungen ſämmtlicher 
an der Kette betheiligten Verkäufer zu dieſem Betrage ge⸗ 
tilgt. Dagegen hat A an B noch eine Kaufpreisreſtforde⸗ 
rung zu 20 Mark, B eine ſolche an C zu 15 Mark und 
ſo fort. B hat alſo an A 20 Mark zu bezahlen und 
erhält von C 15 Mark, hat in Folge deſſen 5 Mark ver⸗ 
loren. l 

Nimmt aber E nicht ab, fo find dadurch zugleich B, 
C und D ihren Verkäufern gegenüber in Abnahmeverzug 
gekommen, und daher dieſen ſchadenserſatzpflichtig. Dagegen 
könnte der erſte Verkäufer A den Schadenserſatz nicht un⸗ 
mittelbar von dem letzten Käufer E verlangen. Denn wenn 
auch E dem D gegenüber zur Annahme der Anweiſung ver— 
pflichtet ift, fo kann doch der Anweiſungsempfänger A keine 
Rechte gegen den Angewieſenen geltend machen, weil die 
Annahme der Anweiſung (durch ſchriftlichen Vermerk auf 
der Urkunde) nicht erfolgt ift (§ 784 B. GB.). Die 
Schadenserſatzforderung beſteht gewöhnlich, von Nebenleiſtun— 
gen wie Proviſion, Courtage, einer etwaigen Vertragsſtrafe 
abgeſehen, in der Differenz des vereinbarten und des Durch— 
ſchnittspreiſes an dem Tage, an welchem der Abnahmeverzug 
eintrat oder dem darauffolgenden Börſentage, bezw. bei Vor⸗ 
nahme eines Selbſthilfeverkaufs in der Differenz des ver— 
einbarten Preiſes und desjenigen, zu welchem der Selbſt— 
hilfeverkauf bewirkt wurde. Angenommen, A hätte die Waare 
durch einen Kursmakler an der Börſe zu 155 verkauft, ſo 
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verlangt er von B 25 Mark, B verlangt ſeinerſeits von C 
20 Mark und fo fort ®?). 

2. Der Geldanweiſung entſpricht eine Waarenanweiſung, 
die den umgekehrten Verlauf genommen hat. 

Zunächſt hätte nämlich D dem E die Waare zu liefern. 
D hat aber den C, C den B, B den A zur Lieferung an: 
gewieſen. Liefert nun A an E fo find dadurch die Miete: 
rungsforderungen ſämmtlicher an der Kette betheiligten Käufer 
reſtlos getilgt. 

Liefert aber A nicht, ſo ſind dadurch gleichzeitig D, C, B 
ihren Käufern gegenüber in Lieferungsverzug gekommen. 
E verlangt daher von D als Schadenserſatz die Differenz 
des vereinbarten Preiſes und des Durchſchnittspreiſes zur 
Zeit des Eintritts des Lieferungsverzuges bezw. des Preiſes 
eines etwa vorgenommenen Deckungskaufes. Das Gleiche 
verlangt D von C und ſo fort. In dieſem Falle geht alſo 
die Schadensliquidirung in umgekehrter Reihenfolge vor ſich. 


§ 9. 


Skontration. 


1. Der Tilgung wechſelſeitiger Forderungen, d. h. der 
Forderungen der Perſonen, die einen Ring bilden, dient die 
Skontration. In der Literatur wird die Skontration definirt 
als eine Reihe von Ceſſionen mit ſchließlicher Kompenſation 
oder Konfuſion, oder auch als Novation mit Kompenſation ““). 


68) Cf. Sachverſt. Sobernheim (Stenogr. Berichte der Börſen⸗ 
enquetekommiſſion Bd. III S. 2548). 

Hätte A im Selbſthilfeverkauf 185 Mark erzielt, ſo hätte A 
die 5 Mark dem B, beier 10 Mark dem C u. ſ. f. zurück zu ge: 
währen, da die Börſenuſancen den Rücktritt vom Vertrag nicht 
geſtatten, vielmehr beſtimmen, daß die Differenz demjenigen heraus⸗ 
zubezahlen ift, zu deffen Gunſten fie fih herausſtellt. Ch Rümelin, 
G. A. Leift, Differenzgeſchäft und Differenzklauſel (Kritiſche Viertel: 
jahrsſchriſft Bd. XXXV [1893] S. 202 f.). 

69) Cohn in Endemann's Handbuch des deutſchen Handelsrechts 
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Allein ſchon bei der einfachſten Anwendung, der Skontration 
zu Dreien, iſt unwahrſcheinlich, daß die Parteien zur Til⸗ 
gung ihrer drei Forderungen zu ſo komplizirten juriſtiſchen 
Operationen greifen wollten. Da auch äußerlich nichts hier⸗ 
von zu bemerken iſt, ſo könnte es ſich nur um eine ſtill⸗ 
ſchweigende Vornahme handeln. Aber auch dieſe iſt aus- 
geſchloſſen. Da nämlich die Kompenſation oder Konfuſion 
zwar an jeder beliebigen Stelle des Ringes erfolgen kann, 
an einer Stelle aber jedenfalls erfolgen muß, ſo müßte ge⸗ 
rade bei dieſem Skontranten Rompenjations: oder Konfuſions⸗ 
wille, bei den übrigen Zeſſions- oder Novationswille vor: 
liegen. Weil aber von den Parteien doch jede nur daſſelbe 
will, kann eine derartige Differenzirung des Willens nicht 
als vorhanden angenommen werden, und wenn ſie vorhanden 
wäre, hätte ſie eine ausdrückliche Willenseinigung zur Vor— 
ausſetzung. Sonach ſtellen ſich jene Konſtruktionen als reine 
Fiktionen dar 7°). 


2. In Wahrheit geht der Wille jedes Skontranten da⸗ 
hin, daß er ſeine Forderung opfern will, damit er zu dem 
gleichen Betrage von ſeiner Schuld befreit wird. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf ſtellt ſich die Skontration als eine der Anzahl 
der Skontranten entſprechende Mehrheit von Erlaßverträgen 
dar; die wechſelſeitigen Forderungen ſämmtlicher Theilnehmer 
werden dadurch getilgt, daß jeder Gläubiger ſeinem Schuldner 
ſeine Schuld erläßt. 


a) Hierin äußert ſich aber die Verwandtſchaft mit dem 
Aufrechnungsvertrag. Der Aufrechnungsvertrag iſt 
ein kauſaler Erlaßvertrag !!). Der faufale Cha: 
rakter dieſes Vertragsverhältniſſes beruht auf der 
Gegenſeitigkeit der Forderungen, die den Gegenſtand 


Bd. III S. 1071; Coſack S. 331; Windſcheid, Pandekten 
7. Aufl. $ 351 Anm. 5. | 

70) Ebenſo gut könnte man die Kompenſation als Ceſſion mit Kon: 
fufion fonftruiren. 

71) Ch. Windſcheid § 351 S. 304 Bb. II. 
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b) 


deſſelben bilden. Die Beſonderheit der Sfontration 
beſteht aber gerade darin, daß der Schuldner, der 
den Erlaßvertrag mit dem Gläubiger ſchließt, nicht 
zugleich Gläubiger ſeines Gläubigers, ſondern Glau- 
biger eines dritten Skontranten iſt, der bei dieſem 
Erlaßvertrag unbetheiligt iſt. Darum muß bei 
analoger Anwendung der für den Aufrechnungs— 
vertrag geltenden Grundſätze das Begriffsmerkmal 
der Kauſalität des Erlaßvertrags geſtrichen werden. 
Wenn alſo dem einen Skontranten eine Forderung 
gegen den anderen nicht zuſtand, ſo werden da— 
durch die Rechte, die ein dritter Sfontrant aus dem 
mit dem letzteren geſchloſſenen Erlaßvertrag er— 
worben hat, nicht berührt. Anderenfalls müßte die 
nachträgliche Wiederaufhebung der ganzen Skontra— 
tion angenommen werden 7). 
Sind aber die Erlaßverträge, aus denen die 
Skontration beſteht, abſtrakter Natur, ſo muß 
die causa, das Motiv derſelben nothwendig außer⸗ 
halb der Skontration, unabhängig von ihr, d. h. 
in einem ſelbſtändigen Rechtsverhältniß geſucht 
werden. 

Als diefe causa erſcheint der Skontrationsvertrag 
(pactum de scontrando), der Vertrag über die vor⸗ 
zunehmende Sfontration.! 


Man hat alſo bei der Skontration zu unterſcheiden den 
Verpflichtungs- von dem Erfüllungsvertrag. Die Skontration 
iſt die Erfüllung des Skontrationsvertrags. Zu der Skon⸗ 
tration bedarf es nur der Uebereinſtimmung des Gläubigers, 
der erläßt, und des Schuldners, der den Erlaß annimmt; 
zum Skontrationsvertrag iſt die Uebereinſtimmung ſämmt⸗ 
licher Skontranten erforderlich. Skontration ohne Skontra⸗ 
tionsvertrag ift fo wenig denkbar, wie überhaupt ein Rechte: 
geſchäft ohne Motiv. 


72) Cf. Cohn S. 1073 und Anm. 97. 
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Sonach ergibt ſich Folgendes: 

Skontrationsvertrag iſt ein Vertrag, inhaltlich 
deſſen ſich mehr als zwei Perſonen verpflichten, 
ihre wechſelſeitigen Schulden dadurch zu tilgen, daß 
Jeder von ihnen ſeinem Schuldner ſeine Schuld 
erläßt. 

Skontration iſt die Tilgung wechſelſeitiger 
Schulden durch Erlaß. 

3. Praktiſche Anwendung findet die Skontration in allen 
Fällen, wo die Tilgung wechſelſeitiger Forderungen von den 
Parteien ſelbſt vorgenommen wird, alſo namentlich an der 
Produktenterminbörſe. Nach den S. 425 mitgetheilten Bremer 
Uſancen für Baumwolle wird der Skontrationsvertrag durch 
ſchriftliche Benachrichtigung der Betheiligten geſchloſſen, der 
ſich die Skontration ſelbſt unmittelbar anſchließt. 

Skontrirt brauchen nur zu werden entweder die Forde- 
rungen auf Lieferung oder die Forderungen auf Abnahme 
d. h. Zahlung des Kündigungspreiſes. Denn, da es ſich um 
gegenſeitige Verträge handelt, verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
mit dem Anſpruch auf Lieferung auch der korreſpondirende 
Anſpruch auf Abnahme getilgt iſt und umgekehrt. 


$ 10. 
Clearing (Abrechnung). 


1. Das Clearing wird gewöhnlich konſtruirt als eine 
doppelte Reihe von Ceſſionen 7731. Angenommen A, B, C, D, E 
als Mitglieder eines Abrechnungsvereins hätten folgende 
Abrechnungsblätter (Skontroformulare, Arrangementbogen) 
eingereicht: 


73) Siehe Cohn bei Endemann S. 1072. 
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Nun cedire jedes Mitglied ſeine Forderungen an den 
Verein und erhalte dadurch einen Erſatzanſpruch gegen den⸗ 
ſelben in der Höhe der Ceſſionsvaluta. Die einzelnen For⸗ 
derungen der Mitglieder unter einander ſtehen nunmehr dem 
Verein gegen die einzelnen Mitglieder zu, der ſie gegen 
deren Erſatzanſpruch aufrechnen könne. Soweit hierauf der 
Verein noch Gläubiger der einen und Schuldner der anderen 
Mitglieder ſei, cedire er an diejenigen Mitglieder, deren Er⸗ 
ſatzanſpruch höher iſt als der Betrag der gegen fie angemel- 
deten Forderungen, zur Tilgung feiner Schulden die Reft- 
forderungen zurück. 

Gegen dieſe Konſtruktion ſpricht, daß die Abrechnungs— 
vereine nicht nothwendig, nicht einmal regelmäßig ſelbſtän⸗ 
dige Rechtsſubjekte ſind, und daß von der Vornahme einer 
Ceſſion, Kompenſation, Rückceſſion äußerlich nichts zu be- 
merken iſt, auch jeder Anhaltspunkt dafür fehlt, daß die 
Parteien an die Vornahme dieſer Rechtsgeſchäfte gedacht 
haben. 

2. Nach Coſack S. 333 iſt das Clearing nichts anderes 
als Skontration auf Grund vertragsmäßiger Verpflichtung. 
Allein zwiſchen Skontration und Clearing it ſcharf zu foei- 
den; denn die Skontration hat zur nothwendigen Voraus- 
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ſetzung einen Ring von Forderungen, das Clearing kann 
auch vorgenommen werden, wenn nur eine Kette von Forde⸗ 
rungen vorliegt. Wenn z. B. A an B, B an C, C an D 
eine Forderung von 100 hat, ſo kann zwar D angewieſen 
werden, an A unmittelbar zu zahlen, aber eine Skontration 
iſt ausgeſchloſſen, weil keine wechſelſeitigen Forderungen vor⸗ 
handen ſind. Dagegen kann ein Clearing ſtattfinden: A, B, 
C, D reichen ihre Abrechnungsblätter ein, in denen A mit 
einem Kredit⸗, D mit einem Debetſaldo von 100 erſcheint. 
A erhält die Forderung gegen D und damit iſt das Clearing 
vollzogen. 

Während alſo durch die Skontration die wechſel— 
ſeitigen Forderungen ohne effektive Leiſtung getilgt 
werden, durch die Anweiſung die unmittelbare Lei— 
ſtung des letzten Schuldners an den erſten Gläubiger 
bewirkt wird, dient das Clearing beiden Zwecken. 

Daher liegt es nahe, das Clearing als eine Verbindung 
von Skontration und Anweiſung aufzufaſſen: ſoweit Bar⸗ 
zahlungen erforderlich ſeien, würden die Schuldner derſelben 
von ihren Gläubigern angewieſen, unmittelbar an deren 
letzte Gläubiger zu leiſten, während alle ſonſtigen Forderungen 
als wechſelſeitig ohne Weiteres getilgt ſeien. 

Allein bei genauerer Betrachtung muß dieſe Annahme 
abgewieſen werden. Hätte man ſich das Verfahren als Ver⸗ 
bindung von Skontration und Anweiſung zu denken, fo 
müßten zunächſt die wechſelſeitigen Forderungen getilgt wer⸗ 
den. In dem oben angeführten Beiſpiel könnten hierzu 
folgende Ringe gebildet werden. 


4 
` 
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1. A—B—C—D—E—A. Dieſe Forderungen wür⸗ 
den in der Höhe von 2 getilgt. 

2. B—C— A—D—E—B. Dieſe Forderungen wür⸗ 
den im Betrage von 1 getilgt. Das Gleiche wäre 
der Fall bei dem Ring 

3. A- B — D — E- -A. 

Es blieben alfo übrig die Forderungen B—D3, D—E3, 
E — A3. Nunmehr würde A angewieſen, die 3 unmittel⸗ 
bar an den letzten Gläubiger B zu leiſten. 

Auch gegen dieſe Konſtruktion ſpricht, daß die gefdil- 
derten Operationen in Wirklichkeit nicht, weder von den Par⸗ 
teien noch in Vertretung derſelben, ausgeführt werden““). 
Aber auch wenn man die Vornahme einer Anweiſung und 
Skontration fingiren wollte, ſo würde dieſe Fiktion zu falſchen 
Reſultaten führen. 

Für die Abrechnungsvereine gilt bezüglich der Haftung 
der Mitglieder für den Eingang der von ihnen eingereichten 
Forderungen folgender Grundſatz: Wird ein Mitglied, das 
nach Maßgabe des Saldos auf ſeinem Abrechnungsblatt 
zahlungspflichtig iſt, zahlungsunfähig, ſo haben diejenigen 
den Schaden zu tragen, die Forderungen an das zahlungs— 
unfähige Mitglied eingereicht haben, und zwar im Verhält⸗ 
nig der Höhe der von ihnen eingereichten Forderungen )). 

Nach obigem Beiſpiel haben alſo im Falle der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des A deffen Gläubiger C und E den Schaden 
zu tragen, und zwar C in der Höhe von 0,86, E in der 
Höhe von 2,14. Würde aber Skontration und Anweiſung 
vorliegen, ſo hätte E, und wenn auch dieſer zahlungsunfähig 


74) So weit eine Ringbildung wirklich vorgenommen wird, wie bei 
den engliſchen Produkten⸗Clearinghäuſern, handelt es ſich allerdings 
um eine Skontration trotz der entgegenſtehenden Bezeichnung. 

75) Statut des Liquidationsvereins in Berlin $ 7 (Sandheim S. 497). 
Wiener Arrangementsordnung $ 11 (diefe Zeitſchr. Bd. XXI S. 265). 
Daſſelbe gilt für die Reichsbankabrechnungsſtellen. Schanz, Ab⸗ 
rechnungsſtellen S. 6. Koch, Abrechnungsſtellen S. 11. 
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wird, D allein den ganzen Schaden zu tragen, da nur D 
und E den A angewieſen haben, während die Forderungen 
der übrigen Theilnehmer durch Skontration erloſchen ſind; 
es hätten alſo nicht diejenigen den Schaden zu tragen, die 
Forderungen an das zahlungsunfähige Mitglied eingereicht 
haben, ſondern diejenigen, die mit ihrer Forderung zufällig 
nicht in einen Ring, ſondern in diejenige Kette gerathen 
ſind, deren Endglied der zahlungsunfähige Theilnehmer iſt. 

3. Sonach iſt man genöthigt, auch das Clearing als 
ſelbſtändige, auf Skontration und Anweiſung nicht zurück⸗ 
führbare Rechtsfigur aufzufaſſen. 

Die Abrechnungsvereine ſind, wie ſich aus dem Statut, 
zum Theil Schon aus dem Namen (Liquidations⸗, Saldirungs⸗ 
verein) ergibt, Geſellſchaften, und zwar Geſellſchaften zur 
Tilgung von Forderungen und Schulden der Geſellſchafter 
unter einander. Durch den Geſellſchaftsvertrag verpflichten 
ſich die Geſellſchafter, ſoweit ſie Mitgliedern gegenüber Forde⸗ 
rungen und Schulden haben, ihre Forderungen nicht von 
ihren Schuldnern einzutreiben und ihre Schulden nicht an 
ihre Gläubiger zu bezahlen, ſondern Forderungen und Schulden 
in die Gemeinſchaft einzuwerfen. Durch die Einreichung des 
Abrechnungsblattes hat jedes Mitglied die eingereichten Forde⸗ 
rungen und Schulden verloren; dieſe ſind Geſellſchafts⸗ 
forderungen und Schulden geworden. Dagegen ſteht ihm 
nach allgemeinen Geſellſchaftsgrundſätzen von den Geſellſchafts— 
forderungen ſo viel zu, als es Forderungen eingeworfen hat; 
andererſeits trifft von den Geſellſchaftsſchulden derjenige 
Theil auf daſſelbe, der dem Betrage der von ihm eingewor⸗ 
fenen Schulden entſpricht. Soweit das Mitglied ſowohl 
Antheil an den Geſellſchaftsforderungen, wie an den Gefell- 
ſchaftsſchulden hat, kann es beide gegen einander aufrechnen. 
Sein effektiver Antheil an den Geſellſchaftsforderungen bezw. 
⸗ſchulden wird aljo beſtimmt durch die Höhe feines Aktiv- 
bezw. Paſſivſaldos. Durch die Einwerfung ſeiner Forde— 
rungen gewinnt das Mitglied mit Aktivſaldo eine Forderung 
gegen die Mitglieder mit Paſſivſaldo zu einem entſprechenden 
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Betrage. Durch Einwerfung feiner Schulden ift das Mit- 
glied mit Paſſivſaldo den Mitgliedern mit AWftivjaldo zu 
einem entſprechenden Betrage verpflichtet. 

Die Frage des Schadenserjages loft id aber von diefem 
Standpunkt aus auf die denkbar einfachſte Weile. Wird ein 
nach Maßgabe feines Paſſivſaldos zahlungspflichtiges Mitglied 
zahlungsunfähig, ſo ſind diejenigen erſatzpflichtig, die die 
ſchlechte Forderung eingeworfen haben. Den natürlichen 
Maßſtab für die Vertheilung dieſes Schadens bildet aber die 
Höhe der von den betreffenden Mitgliedern an das zahlungs— 
unfähige Mitglied eingereichten Forderungen. 

Eine Schwierigkeit entſteht für den Fall, daß eine zur 
Abrechnung geſtellte Forderung ſich nachträglich als nicht be— 
ſtehend herausſtellt. Scheinbar kann ſich hier derjenige, gegen 
den die nichtige Forderung zur Abrechnung geſtellt wurde, 
nicht unmittelbar nur an den wenden, der die nichtige For⸗ 
derung zur Abrechnung geſtellt hat. Denn dadurch, daß die 
nichtige Forderung in die Gemeinſchaft eingeworfen wurde, 
haben alle Geſellſchafter an ihr verhältnißmäßigen Antheil 
erhalten. Der Geſchädigte müßte alſo von allen Geſell⸗ 
ſchaftern den auf ſie treffenden Theil der nichtigen Forde— 
rung herausverlangen. Dieſe, ſowie der Geſchädigte zu dem 
auf ihn ſelbſt treffenden Theil der nichtigen Forderung, 
müßten ſich ihrerſeits wegen des Ausfalls, den ſie ſo erleiden, 
an den Geſellſchafter halten, der die nichtige Forderung ein— 
geworfen hat; denn dieſer iſt dadurch, daß er in der Höhe 
ſeiner nichtigen Forderung Antheil an den übrigen Ge— 
ſellſchaftsforderungen erhielt, inſoweit auf ihre Koſten be— 
reichert. 

Allein dieſe Auffaſſung iſt unbegründet: die Forderungen 
gegen die einzelnen Mitglieder, wie fie auf dem Abrechnungs- 
blatt vorgetragen und in die Gemeinſchaft eingeworfen wer- 
den, find nicht identiſch mit den Forderungen, die urſprüng— 
lich gegen die betreffenden Mitglieder entſtanden ſind. Denn 
zur Abrechnung geſtellt werden nicht die einzelnen konkreten 
Anſprüche gegen ein Mitglied, ſondern der Saldo, das Er— 
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gebniß der mit dieſem Mitglied gepflogenen Einzelabrechnung “ ). 
Alle dieſe Einzelſaldi, aus denen ſich die angemeldeten For⸗ 
derungen zuſammenſetzen, dürfen aber erſt dann abgerechnet 
werden, wenn ſie vom Schuldner anerkannt ſind. Zu dieſem 
Zwecke pflegen fih, wie bei den Abrechnungeſtellen der Reihs- 
bank, dem Bankers Clearing House in London, die Mit⸗ 
glieder vor Beginn der Abrechnung zu verſammeln. In 
allen anderen Fällen wird wenigſtens von dem die Abrech⸗ 
nung leitenden Organe geprüſt, ob der Schuldner des ein⸗ 
zelnen Saldos dieſen anerkannt hat““). Dies ift der Fall, 
wenn der Schuldner auf der Debetſeite ſeines Abrechnungs⸗ 
blattes dieſelbe Summe R hat, wie der Gläubiger 
auf der Kreditſeite. 

Durch das Saldoanerkenntniß wird aber eine ſelbſtän— 
dige, von dem urſprünglichen Schuldgrund unabhängige 
Verpflichtung erzeugt 78) (§ 781 B. GB.“), und diefe neu be 
gründete Verpflichtung, nicht die einzelne konkrete Forderung 
wird zum Clearing geſtellt. Daraus folgt, daß durch das 
Nichtbeſtehen eines in das Clearing einbezogenen Anſpruchs 
das Ergebniß des Clearing nicht berührt wird, ſondern nur 
ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung gegen 


76) Cf. Reglement des Liquidationsbureaus des Berliner Liquidations⸗ 
vereins $ 3 (Sandheim S. 496): „In jedem dieſer (Skontro⸗) 
Bogen iſt nur der Saldo, den ein Mitglied mit einem anderen 
Vereinsmitglied im laufenden Monat in dem betreffenden Effekt 
hat, in die für jeden beſtimmte Linie einzutragen.“ — Wiener 
Arrangementsordnung § 4 (dieſe Zeitſchr. Bd. XXI S. 263): 
„Auf dem Arrangementsbogen find die .. . fih ergebenden Effekten: 
übernahms⸗ oder Ablieſerungs⸗Saldi anzuführen.“ — Siehe ferner 
auch Koch. Abrechnungsſtellen S. 10; Cohn bei Endemann 
S. 1063. 

77) Cf. Statut des Liquidationsvereins Berlin $ 6. 

78) Ob das Anerkenntniß nicht bloß kumulativ verpflichtende, ſondern 
auch novirende Wirkung hat, iſt für die vorliegende Frage belang⸗ 
los. Cf. Grünhut bei Endemann S. 952 ff.; Staub, Rom: 
mentar zum Handelsgeſetzbuch (6. und 7. Aufl., N Anm. 27 ff. 
zu § 355; Faits S. 351. 
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das betreffende Mitglied erhoben werden kann's). Es ergibt 


ſich ſonach Folgendes: 

Clearing-(Abrechnungs-) Vertrag ift ein Ge 
ſellſchaftsvertrag unter mehr als zwei Perſonen, 
inhaltlich deſſen ſich die Geſellſchafter verpflichten, 
ihre Forderungen und Schulden dadurch zu tilgen, 
daß ſie dieſelben gegen antheilmäßige Berechti⸗ 
gung und Verpflichtung aus den Geſellſchafts⸗ 
forderungen und-Schulden in die Gemeinſchaft 
einwerfen. 

Clearing (Abrechnung) iſt die Tilgung von 
Forderungen und Schulden der Geſellſchafter 
unter einander durch antheilmäßige Berechtigung 
und Verpflichtung aus der Geſammtſumme der 
in die Gemeinſchaft eingeworfenen Forderungen. 


4. Die Abrechnungsvereine nehmen bei der Abwick⸗ 
lung der Termingeſchäfte in Werthpapieren den breiteſten 
Raum ein. 

Sie beſtehen theils für die Abrechnung der Lieferungs— 
forderungen (wobei mit der Tilgung des Anſpruchs auf 
Lieferung auch der korreſpondirende Anſpruch auf Abnahme 
getilgt iſt), wie der Liquidationsverein in Berlin, das Stock 
Exchange Clearing House in London, das Bureau des 
Kollektivſkontro in Frankfurt; theils dienen fie nur der Mb- 
rechnung der Kaufpreisreſtforderungen, wie das Differenzen: 
Clearing in Frankfurt; theils verfolgen ſie gleichzeitig beide 
Zwecke, wie das Arrangementbureau in Wien, der Saldirungs— 
verein in Breslau. In ſolchen Fällen müſſen natürlich die 
verſchiedenartigen Forderungen geſondert abgerechnet werden. 


78a) Stellt ſich auch die durch den Anerkenntnißvertrag begründete 
Forderung als nichtig heraus, ſo müßte jetzt allerdings das auf 
S. 442 Abſ. 3 angedeutete Verfahren Platz greifen. Richtiger 
iſt wohl, anzunehmen, der Wille der Parteien beim Clearing: 
vertrag gehe dahin, daß durch die Nichtigkeit einer zur Abrechnung 
geſtellten Forderung die Rechte Dritter nicht berührt werden. 
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Wo keine beſonderen Vereine zur Abrechnung der Kaufpreis⸗ 
reſtforderungen vorhanden ſind, beſteht für die Mitglieder 
der Abrechnungsſtellen (in London für die Mitglieder der 
Bankers Clearing House) die Möglichkeit, dieſelben mit 
ſonſtigen Forderungen dort einzureichen. 

Dagegen ſpielen die Abrechnungsvereine bei der Abwick⸗ 
lung der Termingeſchäfte in Waaren faſt gar keine Rolle, 
wie bemerkt aus dem Grunde, weil ſich hier eine Konzen⸗ 
tration der Lieferungstermine nicht durchführen läßt. In 
Deutſchland ſind die Parteien daher, ſoweit keine Liquidations⸗ 
kaſſen beſtehen, zur Regulirung der Forderungen auf Liefe⸗ 
rung und Abnahme auf Skontration und Anweiſung be— 
ſchränkt, während die Mitglieder der Abrechnungsſtellen 
ihre Kaufpreisreſtforderungen dort zur Abrechnung bringen 
können. | 


c) Schlußfolgerungen für das Weſen der Diſſerenzgeſchäfte. 
S 11. 


Die an der Börje vorfommenden Differenz 
Geſchäfte. 


1. Man kann die Termingeſchäfte an der Börſe mit 
Rückſicht auf ihre thatſächliche Abwicklung in zwei Gruppen 
theilen: ſolche, die eine Erfüllung (auch „Effektiverfüllung“ 
genannt) zur Folge haben, und ſolche, die zur Abwicklung 
durch Leiſtung an Erfüllungsſtatt (Erfüllungsſurrogate), wie 
Aufrechnung, Skontration und Clearing, führen. 

Zu den Geſchäften der erſteren Art gehören diejenigen, 
die eine Kette bilden, wohin auch der Fall zu rechnen iſt, 
daß die Kette nur aus zwei Gliedern, einem Verkäufer und 
einem Käufer beſteht. Die Erfüllung wird hier unmittelbar 
zwiſchen dem Anfangs- und Schlußglied der Kette bewirkt. 

Soweit die Abwicklung der die Kette bildenden Ge— 
ſchäfte durch Zirkuliren der Kündigungsſcheine (alſo durch 
Anweiſung) erfolgt, haben die betreffenden Geſchäfte nicht 
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bloß eine Effektiverfüllung zur Folge, ſondern werden auch 
ausnahmslos ſelbſt effektiv erfüllt. Denn zum Begriff der 
Erfüllung gehört nur, daß überhaupt geleiſtet wird, nicht 
auch, daß die Leiſtung unter den Parteien bewirkt wird 
(§ 267 B. GB. 3). Durch die Leiſtung des Anfangsgliedes 
an das Schlußglied werden alfo zugleich auch die Mittel: 
glieder befreit, bezw. ſie werden nicht befreit, wenn das An⸗ 
fangsglied an das Schlußglied nicht leiſtet. Erfüllung im 
Rechtsſinne und wirthſchaftlicher Erfolg der Erfüllung fallen 
hier zuſammen: die Tilgung der Forderungen der Mittel⸗ 
glieder iſt Erfüllung ſowohl im Rechtsſinne, wie nach ihrem 
wirthſchaftlichen Erfolg. 

Anders bei der Abwicklung durch Clearing und durch 
die Liquidationskaſſen. Beim Clearing tilgen die Mittel⸗ 
glieder ihre Lieferungsverpflichtungen dadurch, daß ſie ihren 
Antheil an den Geſammtlieferungsforderungen gegen ihren 
ebenſo großen Antheil an den Geſammtlieferungsſchulden 
aufrechnen. Beim Abſchluß mit den Liquidationskaſſen mer: 
den die Lieferungsforderungen der Mittelglieder, da dieſe 
ebenſo viel von der Kaſſe gekauft, wie an ſie verkauft haben, 
gleichfalls durch Aufrechnung getilgt. Die Tilgung der Forde— 
rungen der Mittelglieder erfolgt alſo unabhängig von der 
Lieferung (oder auch Nichtlieferung) des Anfangsgliedes an 
das Schlußglied durch Aufrechnung. Nichtsdeſtoweniger haben 
auch hier die Geſchäfte der Mittelglieder eine Effektiverfüllung 
zur Folge. Denn durch die Leiſtung des Anfangsgliedes an 
das Schlußglied wird derſelbe wirthſchaftliche Erfolg erzielt, 
wie wenn dieſe Leiſtung, wie im erſten Falle, in Vertretung 
der Mittelglieder bewirkt worden wäre. Allein Erfüllung 
im Rechtsſinne und wirthſchaftlicher Erfolg fallen hier nicht 
zuſammen: die Tilgung der Forderungen der Mittelglieder iſt 
Erfüllung zwar nicht im Rechtsſinne, wohl aber nach ihrem 
wirthſchaftlichen Erfolg. 

Wenn aber alle die Kette bildenden Geſchäfte eine 
effektive Erfüllung zur Folge haben, ſo entfällt bezüglich 
dieſer Geſchäfte jeglicher Grund zu der Annahme, daß die 
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Effektiverfüllung bei Vertragsſchluß nicht beabſichtigt geweſen 
ſei. Vielmehr muß man aus der Thatſache, daß Effektiv⸗ 
erfüllung geleiſtet wird, den Rückſchluß ziehen, daß dieſelbe 
auch bei Vertragsſchluß beabſichtigt wurde. Iſt dies aber 
der Fall, ſo ſind jedenfalls die Differenzgeſchäfte der Kette 
Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne. 

Zu der zweiten Gruppe von Termingeſchäften gehören 
diejenigen, die einen Ring bilden, wohin auch der Fall zu 
rechnen iſt, daß der Käufer an ſeinen Verkäufer zurückver⸗ 
kauft hat. Hier führen die Geſchäfte nur zur Abwicklung 
durch Aufrechnung, Skontration und Clearing. 

Wenn nun auch dieſe Geſchäfte eine effektive Erfüllung 
nicht zur Folge haben, ſo können doch die Parteien im 
Augenblicke des Vertragsſchluſſes nicht wiſſen, ob ihr Geſchäft 
ſchließlich in einen Ring oder in eine Kette zu ſtehen kommen 
wird, ja ſie werden dies in allen Fällen, wo die Abwicklung 
nicht in den Händen der Parteien ſelbſt liegt, außer wenn 
an den Verkäufer zurückverkauft wird, überhaupt nie er⸗ 
fahren. 

Es fehlt alſo an jedem greifbaren Anhaltspunkte für 
die Annahme, daß die Geſchäfte des Ringes nicht in der 
Abſicht der Effektiverfüllung geſchloſſen würden, und daher 
muß man auch die Differenzgeſchäfte des Rings für Differenz⸗ 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne halten. Aber auch wenn 
der Verſchiedenheit in der Abwicklung eine Verſchiedenheit 
der Abſicht bei Vertragsſchluß entſpräche, ſelbſt wenn man 
alſo annehmen könnte, bei den Geſchäften des Rings werde 
von vornherein die Abwicklung ſämmtlicher Geſchäfte durch 
Aufrechnung, Skontration oder Clearing beabſichtigt, ſo wäre 
dieſe Abſicht doch keineswegs identiſch mit der für den Be⸗ 
griff des Differenzgeſchäfts im Rechtsſinne erforderlichen Ab: 
ſicht bloßer Zahlung der Differenz von Vertrags⸗ und 
Lieferungspreis. 

Denn daß die Abwicklung durch Aufrechnung, Skon— 
tration und Clearing „nur eine Begleichung der Differenzen 
darſtelle“ — kann vernünftiger Weiſe nur unter der Voraus⸗ 
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ſetzung behauptet werden, daß Aufrechnung, Skontration und 
Clearing ſimulirt ſind. Dies wäre z. B. der Fall, wenn 
A an B eine Waare auf Termin verkaufen, beide aber oer: 
abreden würden, daß B dieſelbe Waare auf denſelben Ter- 
min an A zurückverkaufen ſollte, was Kohler S. 50, 52 
„kombinirtes Differenzgeſchäft“ nennt; bezw. wenn A an B 
eine Waare auf Termin verkaufen, beide aber mit C ver: 
abreden würden, daß B die Waare an C weiterverkaufen 
und dieſer ſie ſchließlich auf denſelben Termin an A zurück⸗ 
verkaufen ſolle. Hier würden in der That die fraglichen 
Geſchäfte durch bloße Differenzzahlung abgewickelt werden, 
da bei derartigen Abreden ein ernſthafter Kaufwille undenk⸗ 
bar iſt, folglich keine Lieferungs- und Kaufpreisforderungen 
zur Entſtehung gelangen und auch nicht abgewickelt werden 
können. — Allein im praktiſchen Leben kommt ſo etwas 
nicht vor. Insbeſondere iſt in dem ſogenannten Zurück⸗ 
handeln keine verſchleierte Abwicklung durch bloße Differenz 
zahlung zu erblicken, da an der Börſe, wo zum Tageskurſe 
jederzeit mit jeder beliebigen Perſon abgeſchloſſen werden 
kann, niemand ein beſonderes Intereſſe daran hat, das 
Gegengeſchäft gerade mit ſeinem Käufer oder Verkäufer zu 
ſchließen. 

2. Es erübrigt nun noch, die Frage zu prüfen, ob das 
gewonnene Ergebnis bezüglich des Weſens der an der Börſe 
geſchloſſenen Differenzgeſchäfte eine Aenderung dadurch er: 
leidet, daß die Lieferung oder Abnahme Seitens des Ver⸗ 
pflichteten nicht rechtzeitig erfolgt. 

In dieſem Falle ſteht nach den Uſancen für die Ge⸗ 
ſchäfte an den Fondsbörſen dem nichtſäumigen Theil das 
Recht zu, entweder Erfüllung zu verlangen, oder Schaden: 
erſatzanſprüche im Wege der Zwangsregulirung geltend zu 
machen 7°). 


79) Cf. Bedingungen für die Geſchäfte an der Fondsbörſe zu Berlin 
§ 18, Frankfurter Uſancen $ 18 (Sandheim S. 442, bezw. 
S. 519). 
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Die Zwangsregulirung muß am Zwangsregulirungs⸗ 
tag, in Berlin der erſte Börſentag, in Frankfurt ſpäteſtens 
der vierte Börſentag nach dem Erfüllungstag, vorgenommen 
werden. Sie kann in doppelter Weiſe erfolgen: durch An: 
bezw. Verkauf des Papiers durch einen Kursmakler und 
Liquidirung der Differenz des Vertrags- und des Dedungs- 
kaufpreiſes bezw. des Selbſthilſeverkaufspreiſes, oder einfach 
durch Liquidirung der Differenz des Vertrags- und des Durch⸗ 
ſchnittespreiſes am Zwangsregulirungstage. 

Wenn nun der nichtſäumige Theil die Zwangsregulirung, 
wenn er von beiden Arten der Zwangsregulirung den letzteren 
Weg wählt, ſo erledigt ſich das Geſchäft allerdings durch 
bloße Zahlung einer Differenz, zwar nicht der Differenz von 
Vertrags: und Lieferungspreis, aber doch der Differenz von 
Vertrags⸗ und Zwangsregulirungspreis. Wenn aber dieſe 
Differenz die Differenz von Vertrags- und Lieferungspreis 
wäre, wenn ferner die Zahlung dieſer Differenz ſchon bei 
Vertragsſchluß beabſichtigt wäre, ſo würde ſich in der That 
das in ſolcher Weiſe erledigte Geſchäft als ein Differenz⸗ 
geſchäft im Rechtsſinne darſtellen. 

Nun iſt aber dieſe Art der Erledigung im Falle des 
Verzugs durchaus keine Eigenthümlichkeit nur der Termin⸗ 
geſchäfte, ſondern nach § 326 B. GB.“'s kann jeder beliebige 
Kauf einer markt⸗ oder börſengängigen Waare zur bloßen 
Differenzzahlung führen. Niemand aber wird deswegen ſolche 
Käufe für Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne halten. Aber noch 
weniger wie bei dieſen Käufen kann bei den Termingeſchäften 
angenommen werden, daß jene Differenzregulirung ſchon 
bei Vertragsſchluß beabſichtigt geweſen ſei, in Wahrheit alſo 
keinen Exekutivcharakter trüge. Denn abgeſehen davon, daß 


Nach den Statuten des Liquidationsvereins in Berlin (§ 6 
Abſ. 4, Sandheim S. 489) ſteht dem Verein bei Verzug eines 
Theilnehmers nur das Recht auf Zwangsregulirung zu. Desgleichen 
wird bei Produktentermingeſchäften von den Uſancen meiſt nur ein 
Recht auf Zwangsregulirung gewährt. Cf. Rümelin S. 201 ff. 
Im Uebrigen gilt für dieſe Geſchäfte analog das Folgende. 
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der ſäumige Theil durch die Nichterfüllung des Vertrages 
ſeinen Kredit ſchädigt, iſt er nach allen Börſenuſancen ver⸗ 
pflichtet, die übliche Maklergebühr, und zwar dieſe ſelbſt dann, 
wenn die Zwangsregulirung ohne An: oder Verkauf bewirkt 
worden iſt, Portoauslagen und Stempel, den entſtandenen 
und zum jeweiligen Reichsbankdiskont zu berechnenden Zins⸗ 
verluſt, und überdies noch das etwa feſtgeſtellte Strafgeld 
zu bezahlen. Da alſo dieſe Art der Erledigung des Ge⸗ 
ſchäfts nicht nur keinen Vortheil vor dem jederzeit möglichen 
Abſchluß eines Gegengeſchäfts, ſondern ſogar erhebliche Nach⸗ 
theile bringt, ſo hat natürlich jede Partei das größte Intereſſe 
daran, das Geſchäft durch Lieferung der Waare bezw. Zahlung 
des Kaufpreiſes zu erfüllen. Wenn alſo auch ein Termin⸗ 
geſchäft im Falle des Verzugs, wie jeder andere Kauf einer 
markt⸗ oder börſengängigen Waare durch bloße Zahlung 
eines Preisunterſchieds abgewickelt werden kann, ſo iſt dieſe 
Thatſache nicht geeignet, die Annahme zu erſchüttern, daß 
die an der Börſe vorkommenden Differenzgeſchäfte nicht 
Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne, ſondern Differenzgeſchäfte 
im wirthſchaftlichen Sinne ſind. 


8 12. 


Die außerhalb der Börſe vorkommenden 
Differenzgeſchäfte. 


Von den außerhalb der Börſe vorkommenden Differenz⸗ 
geſchäften kommen praktiſch nur diejenigen in Betracht, die 
zwiſchen dem Bankier als Kommiſſionär und dem Kunden 
als Kommittenten geſchloſſen werden. 

Der Bankier kann den Auftrag zum Abſchluß eines 
Differenzgeſchäfts dadurch ausführen, daß er das übernom- 
mene Geſchäft für Rechnung des Kunden an der Börſe ab— 
ſchließt. In dieſem Hauptfalle ſtellt ſich das Geſchäft, weil 
an der Börſe geſchloſſen, nach den vorausgehenden Aus: 
führungen ohne Weiteres als Differenzgeſchäft im wirthſchaft— 
lichen Sinne dar. 
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Der Bankier kann das Geſchäft ferner mit einem anderen 
Kunden abſchließen, der ihm zu jener Zeit zufällig einen 
entgegengeſetzten Auftrag ertheilte, wozu aber nur größere 
Banken regelmäßig im Stande ſein werden. Endlich kann 
der Bankier auch das übernommene Geſchäft in Ausübung 
feines Selbſteintrittsrechts mit dem Kunden ſelbſt abſchließen “). 
Dieſe beiden Fälle kommen hier in Betracht. 

Wenn aber feſtgeſtellt iſt, daß die an der Börſe ge⸗ 
ſchloſſenen Differenzgeſchäfte keine Differenzgeſchäfte im Rechts⸗ 
ſinne ſind, ſo iſt damit unbeſtreitbar der Anſicht, daß die 
außerhalb der Börſe vorkommenden Differenzgeſchäfte Diffe⸗ 
renzgeſchäfte im Rechtsſinne ſeien, ihre beſte Stütze genom⸗ 
men. Jedenfalls ſpricht bei der engen Verbindung, in der 
die Banken mit der Börſe ſtehen, die Vermuthung dagegen, 
daß der Geſchäftsverkehr hier und dort ſich in anderen Formen 
vollziehe und es fragt ſich daher nur, ob im Verhältniß von 
Bankier und Kunden Thatſachen vorliegen, die geeignet ſind, 
dieſe Vermuthung zu zerſtören. | 

Was zunächſt den Bankier anlangt, jo wird man ſich 
vergebens bemühen, irgend einen vernünftigen Grund dafür 
zu finden, daß dieſer mit dem Kunden lieber ein Differenz⸗ 
geſchäft im Rechtsſinne abſchließen wollte. Denn nicht allein, 
daß ihm der Abſchluß eines ſolchen Geſchäfts ſtatt eines 
Differenzgeſchäfts im wirthſchaftlichen Sinne nicht den ge- 
ringſten Vortheil bietet, ſetzt ſich der Bankier ſogar der Ge⸗ 
fahr aus, in allen Fällen, wo der verlierende Kunde die 
Differenz nicht freiwillig bezahlt, die von dieſem verlorene 
Summe aus eigener Taſche bezahlen zu müſſen, da er nicht 
auch ſeinerſeits dem Dritten die Zahlung der Differenz ver⸗ 
weigern kann. Daher wird ſich kaum ein Bankier finden, 
der bloß um dieſes Nachtheiles willen mit dem Kunden ſtatt 


80) Der Bankier hat hier nur formell die Stellung eines Gegners des 
ſpekulirenden Kunden. Materiell iſt ein Intereſſengegenſatz nicht 
vorhanden, denn der Bankier ſchließt in dieſem Falle ſtets ein 
Deckungsgeſchäft mit einem Dritten. Cf. die ausgezeichneten Aus⸗ 
führungen Bendixens bei Holdheim IV S. 110 ff. 


~ 
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Kaufgeſchäften, wie ſie an der Börſe geſchloſſen werden, in 
Abweichung von dem dort üblichen Geſchäftsverkehr unreelle 
Spielgeſchäfte abſchließen würde )). 

Keiner weiteren Erörterung bedarf es demnach auch, 
daß der Bankier Aeußerungen wie: „Sie brauchen nicht zu 
liefern, es werden nur die Differenzen bezahlt“ u. ſ. w., 
nur im Sinne eines Antrages zum Abſchluß eines Diffe⸗ 
renzgeſchäftes im wirthſchaftlichen Sinne verſtanden wiſſen 
will 5). 

Daß aber der Wille des Kunden auf den Abſchluß eines 
Differenzgeſchäfts im Rechtsſinne gerichtet war, iſt jedenfalls 
bei einem geſchäftserfahrenen Kunden nicht anzunehmen; denn 
dieſer weiß, daß der geſchäftliche Verkehr nur Differenz⸗ 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne kennt. 

Dagegen wird der unerfahrene Kunde an den Bankier 
regelmäßig nur mit der Abſicht herantreten, an der Börſe 
ſpekuliren zu wollen, d. h. er will ein Spekulationsgeſchäft 
ſchließen, wie ſolche an der Börſe geſchloſſen werden *?). Der 
Bankier macht ihm den Antrag zum Abſchluß eines Differenz⸗ 
geſchäfts im wirthſchaftlichen Sinne und auf Grund deſſelben 
ertheilt der Kunde den Auftrag. Er will das Geſchäft, das 
der Bankier will, nicht umgekehrt. 

Bei dieſer Sachlage iſt aber höchſtens denkbar, daß der 
Kunde irrthümlich annahm, er habe ſich durch ſeine Erklärung 
nur zum Abſchluß eines Differenzgeſchäfts im Rechtsſinne 
verpflichtet. Allein dieſer Irrthum über den Inhalt ſeiner 
Erklärung berechtigt ihn zur Anfechtung nur, wenn er bei 
Kenntniß der Sachlage dem Antrag zum Abſchluß eines 


81) Cf. z. B. RG. Bd. XXXIV S. 187, wo der Bankier den Auftrag 
eines Kunden zum Abſchluß eines Differenzgeſchäfts (gemeint war 
Differenzgeſchäſt im Rechtsſinne) mit der Erklärung ablehnte, er 
mache nur reelle Kaufgeſchäfte (= Differenzgeſchäfte im wirthſchaft⸗ 
lichen Sinne). Das Reichsgericht hat gleichwohl reine Differenz⸗ 
geſchäfte für gegeben erachtet. 

82) Cf. Bendixen bei Holdheim IV S. 113. 

83) Cf. Bendixen S. 109. 
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Differenzgeſchäfts im wirthſchaftlichen Sinne nicht zugeſtimmt 
haben würde (§ 119 B. GB. 8). 

Dies wäre anzunehmen, wenn der Abſchluß eines Differenz⸗ 
geſchäfts im Rechtsſinne für den Kunden vortheilhafter ge⸗ 
weſen wäre. Als ſolcher Vortheil kann aber nur in Betracht 
kommen, daß der Kunde ſich die Möglichkeit des Differenz⸗ 
einwands für den Fall des Fehlſchlagens ſeiner Spekulation 
vorbehalten wollte #4). 

Allein wenn auch die Unklagbarkeit des abzuſchließenden 
Geſchäfts dem Kunden aus dieſem Grunde nachträglich als 
großer Vorzug erſcheinen mag, ſo iſt ſie ihm doch nicht ſchon 
bei Geſchäftsabſchluß derart wünſchenswerth, daß er, wenn 
er den Bankier zum Abſchluß eines Spielgeſchäfts nicht 
bereit fände, nicht lieber ein klagbares Geſchäft als gar 
keines abſchließen würde, denn er hofft ja, zu gewinnen. 
Wie die Erfahrung zeigt, iſt vielmehr der Grund, warum 
der Kunde nur ein Differenzgeſchäft im Rechtsſinne abſchließen 
will, regelmäßig der, daß er, nicht vertraut mit der Technik 
des Börſenverkehrs, glaubt, er könne ſich von feiner Ber- 
pflichtung, die gekaufte Waare abzunehmen, die verkauſte zu 
liefern, auf andere Weiſe nicht befreien. Da es ihm alſo 
nur auf das wirtſchaftliche Reſultat, nicht auf das rechts— 
geſchäftliche Mittel ankam, ſo hätte er auch bei Kenntniß 
der Sachlage die Willenserklärung zum Abſchluß eines Diffe— 
renzgeſchäfts im Rechtsſinne abgegeben. 


84) Nach Anſicht des Reichsgerichts (Bd. XXXIV S. 86) liegen noch 
andere Vortheile vor: Der Spieler könne die Differenz einſtreichen, 
ohne die Mühen und Gefahren des Umſatzes auf fich nehmen zu 
müſſen. — Wer ein Differenzgeſchäft im wirthſchaftlichen Sinne 
ſchließe, müſſe rechtzeitig ein Gegengeſchäft machen. Da aber der 
Spieler über die Rechtzeitigkeit des Gegengeſchäfts, d. h. des zur 
Realifirung der Spekulation für ihn günſtigſten Momentes, kein 
Urtheil habe, ſchließe er lieber ein Differenzgeſchäft im Rechtsſinne. 
Bendixen a. a. O. S. 111 ff. hat dieſe Aeußerungen ſchon einer 
ſcharfen, aber berechtigten Kritik unterzogen. 
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Beſonderer Theil. 


Die poſitiven Rechtsnormen. 


I. Abſchnitt. 
Die Differenzgeſchäfte nach dem Vürgerlichen Geſetzbuch. 
| $ 13, 
Anwendungsgebiet des § 764. 


I. Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält in § 764 eine 
beſondere Beſtimmung über die Differenzgeſchäfte. 

Hier ſind zunächſt die Grenzen des Anwendungsgebietes 
dieſer Beſtimmung gegenüber den Beſtimmungen anderer 
Geſetze über das gleiche Gebiet feſtzuſtellen. 

Nach § 69 Abſ. 2 des Börſengeſetzes, dem Abſ. 1 hinzu⸗ 
gefügt durch Art. 14 Ziff. V des Einf.⸗Geſ. zum HGB., wird 
die Vorſchrift des § 69 Abſ. 1 durch die Vorſchrift des § 764 
B. GB.'s nicht berührt. 

Die Anwendung des § 764 B. GB.'s bleibt alfo info- 
weit ausgeſchloſſen, als die Vorausſetzungen für die Anwend⸗ 
barkeit des § 69 DO "e gegeben find, d. h. ein Geſchäft, auf 
welches § 69 BG.“'s zutrifft, kann nicht als ungiltig auf 
Grund des § 764 B. GB.'s behandelt werden. Demnach ift 
die Anwendung des § 764 ausgeſchloſſen bei Zuſammen⸗ 
treffen folgender Vorausſetzungen: 

1. Es muß ein Börſentermingeſchäft vorliegen. 

2. Beide Parteien müſſen zur Zeit der Eingehung des 
Geſchäfts vorbehaltlich der Beſtimmung des § 68 Abſ. 2 
BG.'s in dem Börſenregiſter für den betreffenden Geſchäfts— 
zweig eingetragen geweſen ſein. 

3. Das Börſentermingeſchäft muß ein erlaubtes ſein. 

Da nämlich nach § 51 Abſ. 1 BG.’s die unerlaubten 
Börſentermingeſchäfte von der Benutzung der Börjenein- 
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richtungen, wozu auch das Terminregiſter gehört, aus⸗ 
geſchloſſen ſind, ſo iſt in dieſen Fällen die Eintragung 
nicht geeignet, die Anwendbarkeit des § 69 BG.'s zu be 
gründen und daher die Anwendung des § 764 B. GB.“ 
auszuſchließen. 


II. In poſitiver Beziehung erſtreckt ſich alſo das An⸗ 
wendungsgebiet des § 764 B. GB.'s auf alle Geſchäfte, die 
ihrer Form nach unter die nachſtehend bezeichneten Gruppen 
fallen: 

1. Börſentermingeſchäfte 

a) erlaubte, inſoweit dem Eintragungserforderniß, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmung des § 68 Abſ. 2 BG.“s, 
nicht genügt iſt. 

Hinſichtlich dieſer Geſchäfte beſteht alſo eine 
Konkurrenz der Beſtimmung des § 764 B. GB.“'s 
mit der des § 66 BG.'3. Da fih beide Beſtimmungen 
nicht widerſprechen, ſo können dadurch Bedenken 
nicht veranlaßt werden. Unter obiger Voraus⸗ 
ſetzung iſt eben ein in Form eines erlaubten 
Börſentermingeſchäftes abgeſchloſſenes Differenz⸗ 
geſchäft ungiltig ſowohl auf Grund des § 764 
B. GB.'s wie auf Grund des § 66 BGG. 8. 


b) unerlaubte. 


2. Alle freien Termingeſchäfte. 
3. Alle ſonſtigen Arten von Zeitgeſchäften °°). 


85) Cf. im Weſentlichen zuſtimmend Staub, Anm. 34 f., Exkurs zu 
$ 376. 
Doch muß als vollſtändig ausgeſchloſſen bezeichnet werden, daß 
§ 764 auch auf Kaſſageſchäfte Anwendung finden könnte. Dieſe 
Bemerkung Staub's erklärt ſich aus der Anſchauung, daß ſich 
§ 764 nicht auf die Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne, ſondern auf 
die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne beziehe. 
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§ 14. 
Anwendbarkeit des § 764. 


Iſt feſtgeſtellt, daß zwei verſchiedene Arten von Differenz⸗ 
geſchäften zu unterſcheiden ſind, ſo entſteht nunmehr bei der 
Auslegung des § 764 die Frage: Bezieht ſich § 764 
auf die Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne oder 
auf die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen 
Sinne? 

1. Würde in der Literatur nicht allgemein die An⸗ 
ſchauung vertreten, daß § 764 ſich auf die Differenzgeſchäfte 
im wirthſchaftlichen Sinne bezieht, ſo ſollte man einen Zweifel 
darüber, daß § 764 ſich nur auf die Differenzgeſchäfte im 
Rechtsſinne beziehen kann, kaum für möglich halten. Denn 
was der Geſetzgeber in § 764 aufgeſtellt hat, iſt ja die klare 
und unzweideutige Begriffsbeſtimmung der Differenzgeſchäfte 
im Rechtsſinne, während andererſeits faſt kein Wort davon 
auf die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne paßt. 

Zunächſt iſt die Faſſung „ein auf Lieferung von Waaren 
oder Werthpapieren lautender Vertrag“ nur verſtändlich von 
dem Standpunkt aus, daß Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne 
gemeint ſind. Denn während bei dieſen Geſchäften die Liefe⸗ 
rung der Waare nicht nothwendig Inhalt des Vertrags iſt, 
„lauten“ die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne 
niemals bloß auf die Lieferung der Waare, ſondern ſind 
immer wirkliche Lieferungsverträge. 

Ferner kann von einem „verlierenden“ und einem „ge⸗ 
winnenden Theile“ doch nur geſprochen werden, wenn der 
eine Theil an den anderen eine Leiſtung zu bewirken hat, 
ohne dafür eine Gegenleiſtung zu erhalten. Dies iſt zwar 
beim Spiel und beim Differenzgeſchäft im Rechtsſinne der 
Fall, aber nicht beim Differenzgeſchäft im wirthſchaftlichen 
Sinne. Denn hier liefert der eine Theil die Waare und 
der andere bezahlt den Kaufpreis, es gibt alſo nur einen 
Käufer und einen Verkäufer. 
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Auch handelt es ſich bei den Differenzgeſchäften im wirth⸗ 
ſchaftlichen Sinne niemals um die Differenz zwiſchen dem 
„vereinbarten Preiſe und dem Börſen- oder Marktpreiſe der 
Lieferungszeit“, ſondern immer nur um die Differenz von 
Einkaufs⸗ und Verkaufspreis, und endlich wird dieſe Diffe⸗ 
renz nicht von dem verlierenden Theile an den gewinnenden 
„gezahlt“, ſondern bleibt nach Bezahlung des Einkaufs- 
preiſes und Vereinnahmung des Verkaufspreiſes als Paſſiv⸗ 
oder Aktivreſt zurück. Hätte alſo der Geſetzgeber die Differenz⸗ 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne treffen wollen, ſo hätte 
er in jeder Beziehung das Gegentheil von dem ſagen müſſen, 
was er wirklich geſagt hat. 

Am wenigſten dürfte ſich aber die Auslegung rechtfer: 
tigen laſſen, daß der Geſetzgeber unter dem Börſen- oder 
Marktpreis der Lieferungszeit den Abwicklungskurs verſtanden 
habe, der auf Grund des Börſen- oder Marktpreiſes der 
Lieferungszeit feſtgeſetzt werde, daß er folglich alle Termin⸗ 
geſchäfte habe treffen wollen, da bei dieſen eine Zahlung 
der Differenzen von Vertrags- und Abwicklungskurs ſtatt⸗ 
finde °°), 

Nun ift aber, wie ausgeführt, der Liquidationsfurs dem 
ungefähren Durchſchnitt derjenigen Kaſſakurſe gleich, welche 
zwei Tage oder mindeſtens einen Tag vor Ultimo gehandelt 
wurden, er entſpricht alſo keineswegs dem Börſen⸗ oder 
Marktpreis der Lieferungszeit. Noch weniger trifft dies be⸗ 


86) Zu dieſer Auslegung könnte auch die Darſtellung Coſack's Anlaß 
geben, der einerſeits (S. 390) den Liquidationskurs mit dem 
Börſen⸗ oder Marktpreis der Lieferungszeit für identiſch erklärt, 
andererſeits (S. 388) die Termingeſchäfte trotz richtiger Darſtellung 
der Abwicklung als ſolche Geſchäfte definirt, „welche auf Grund 
von Uſancen abgeſchloſſen ſind, die es den Parteien leicht machen 
ſollen, die effektive Erfüllung des Geſchäfts, alſo die Lieferung und 
Bezahlung der gehandelten Papiere, zu umgehen und das Geſchäft 
durch eine bloße Differenzzahlung — nämlich durch die Zahlung 
der Differenz zwiſchen dem im Vertrage bedungenen 
und dem zur Lieferzeit herrſchenden Preiſe — zu 
erledigen“. 
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züglich des Abwicklungskurſes im Produktenterminhandel zu. 
Denn der Kündigungspreis iſt dem ungefähren Durchſchnitt 
jener Preiſe gleich, zu welchen 6—10 Tage vor der Liefe⸗ 
rungszeit d. h. vor dem durch die Kündigung des erſten 
Verkäufers innerhalb der Lieferungsfriſt beſtimmten Liefe⸗ 
rungstage auf Termin abgeſchloſſen wurde. 

Ferner iſt es, hiſtoriſch betrachtet, ſehr unwahrſcheinlich, 
daß der Geſetzgeber dem Begriff des Differenzgeſchäfts in 
§ 764 unvermuthet und ohne jede Begründung einen gänz⸗ 
lich anderen Inhalt gegeben haben ſollte, wie ihn dieſer Be⸗ 
griff bisher in Wiſſenſchaft, Geſetzgebung und Rechtſprechung 
hatte. 

In dritter Linie iſt zu erwägen, daß die Termingeſchäfte 
ihrem Weſen nach mit der rein techniſchen Einrichtung des 
Abwicklungskurſes nicht zuſammenhängen und daher auch 
ihrem Vorkommen nach von ihr ganz unabhängig ſind. So 
melden z. B. im Effektenterminhandel in Breslau und zum 
Theil in Frankfurt die Parteien ihre Vertragspreiſe bezw. 
die Differenz derſelben bei der mit der Abwicklung betrauten 
Stelle an und erhalten oder bezahlen, ſoweit ſie ſowohl ge⸗ 
kauft als verkauft haben, durch Vermittlung derſelben nicht 
die Differenzen von Vertrags- und Liquidationskurs, ſondern 
direkt die Differenz von Einkaufs- und Verkaufspreis. Die 
entwickeltſte Form des Terminhandels, der Terminhandel 
der Waarenliquidationskaſſen, kennt aber die Einrichtung des 
Abwicklungskurſes überhaupt nicht. Sie iſt hier überflüſſig, 
weil die Betheiligten alle Gegenkontrahenten der Kaſſe ſind. 
Wer alſo von der Kaſſe gekauft hat, bezahlt an ſie 
ſeinen Vertragspreis, wer von der Kaſſe gekauft und an ſie 
mit Gewinn verkauft hat, erhält von ihr direkt die Differenz 
von Einkaufs⸗ und Verkaufspreis. — Auf dieſe Arten von 
Termingeſchäften wäre alſo nach obiger Auslegung die An— 
wendung des § 764 ausgeſchloſſen. Denn wo eine Zahlung 
der Differenz von Vertrags- und Abwicklungspreis nicht er⸗ 
folgt, da können die Parteien eine ſolche auch nicht beab- 
ſichtigt haben. 
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Und endlich, heißt es wirklich im Geſetz, ein Vertrag 
ſei als Spiel anzuſehen, wenn er in der Abſicht geſchloſſen 
wird, daß die Differenz von Vertrags: und Lieferungspreis 
gezahlt werden ſoll? Oder ſteht dort nicht vielmehr, die 
Abſicht müſſe dahin gehen, daß die Differenz von Vertrags: 
und Lieferungspreis von dem verlierenden Theile an 
den gewinnenden gezahlt werden ſoll? Wo iſt aber bei 
einem Termingeſchäft ein verlierender Theil und ein gewin⸗ 
nender, wenn der eine Theil die Waare liefert und der andere 
auf der Grundlage des Liquidationskurſes den Kaufpreis 
bezahlt? 

Aus dem Geſagten dürfte hervorgehen, wie ausſichtslos 
bei dem klaren Wortlaut des Geſetzes der Verſuch iſt, die 
Anwendbarkeit des § 764 auf die Differenzgeſchäfte im wirth⸗ 
ſchaftlichen Sinne zu retten. Selbſt wenn § 764 nach dem 
Willen des Geſetzes ſich wirklich auf die Differenzgeſchäfte 
im wirthſchaftlichen Sinne hätte beziehen ſollen, wäre damit 
nichts gewonnen, weil diefer Wille im Geſetz keinen Ausdruck 
gefunden hat. 

2. Allein der Wille des Geſetzes kann nicht dahin ge⸗ 
gangen ſein, die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne 
zu treffen. | | 

Nimmt man ohne Rückſicht auf den Wortlaut des Ge- 
ſetzes an, daß § 764 ſich auf die in der Weiterveräußerungs⸗ 
bezw. Anſchaffungsabſicht geſchloſſenen Termingeſchäfte bezieht, 
ſo muß man dieſen Paragraphen nothwendig auch auf die 
gewöhnlichen Lieferungsverträge, die in der Abſicht 
der Weiterveräußerung bezw. Anſchaffung geſchloſſen werden, 
ausdehnen. Denn das Geſetz ſpricht weder von Börſen— 
geſchäften, noch von Termingeſchäften, ſondern ganz allgemein 
von Geſchäften in Form der Lieferungsverträge. 

Was könnte aber dem Geſetzgeber die Veranlaſſung ge— 
geben haben, alle Geſchäfte, die in der Form der Lieferungs— 
verträge und in der Abſicht der Weiterveräußerung bezw. 
Anſchaffung geſchloſſen werden, als Spiel anzuſehen? 

Doch nicht eben diefe Anſchaffungs- und Weiterveräuße⸗ 
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rungsabſicht! Anſchaffung und Weiterveräußerung ſind ja 
die Grundgeſchäfte des Handelsrechts und als ſolche auch 
im $ 1 OGB.’s vorangeſtellt. 

Auch der Umſtand, daß die Termingeſchäfte von den 
Parteien in Vertretung erfüllt oder durch Leiſtung an Er— 
füllungsſtatt abgewickelt werden, kann für den Geſetzgeber 
nicht beſtimmend geweſen ſein, dieſe Geſchäfte dem Spiel 
gleich zu ſtellen. Denn an anderer Stelle (§ 267, 387) 
iſt im Geſetz ausdrücklich anerkannt, daß durch Dritte und 
durch Aufrechnung wirkſam Erfüllung geleiſtet werden kann, 
das Gleiche ſteht bezüglich der Skontration und des Clearing 
durch Handelsgewohnheitsrecht feſt. Wie will man aber, 
davon abgeſehen, die Ausdehnung des § 764 auf die gewöhn: 
lichen Lieferungsverträge rechtfertigen, bei welchen doch die bei 
den Termingeſchäften übliche Abwicklung nicht vorkommt? 

Endlich kann die aufgeworfene Frage auch mit dem 
Hinweis auf die aleatoriſche Natur der Börſengeſchäfte nicht 
abgethan werden. Denn wenn das Bürgerliche Geſetzbuch 
in Uebereinſtimmung mit der herrſchenden Lehre und der 
Anſicht des Reichsgerichts unter Spiel in § 762 einen Vers 
trag verſteht, der, wie das Würfelſpiel, objektiv aleatoriſcher 
Natur, d. h. mit Rückſicht auf ſeinen Vertragsinhalt in ab- 
stracto wirthſchaftlich zwecklos iſt s“), fo kann nicht wohl 
angenommen werden, daß es in § 764 einen Vertrag als 


87) Dies ergibt ſich aus den Berathungen der erſten Kommiſſion (1883, 
S. 2633; ck. Theilentwurf des Obligationenrechts Bd. III, Vor⸗ 
bemerkung zu Art. 862 — 870, Motive Bd. II S. 643). Man ging 
von dem Begriffe der aleatoriſchen oder gewagten Verträge aus; 
beſondere Vorſchriſten hierüber aufzunehmen, erwies ſich als un⸗ 
möglich, da jeder Vertrag beliebigen Inhalts fih als gewagter 
darſtellen könne. Als beſondere Art ließen ſich die Glücksverträge 
ausſcheiden, „bei denen über Leiſtung und Gegenleiſtung durch den 
Ausfall von Bedingungen entſchieden werden ſolle, welche an ſich 
für das beiderſeitige Vermögensintereſſe gleichgiltig ſind, wie der 
Fall der Würſel, eine größere oder geringere Geſchicklichkeit des 
einen Theils, die Richtigkeit einer Behauptung“. Man entſchloß 
ſich ſchließlich, aus dieſen „wirtſchaftlich zweckloſen“ Ver: 
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Spiel anſieht, der als Kauf jedenfalls in abstracto wirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecken dient und höchſtens ſubjektiv aleatoriſcher 
Natur d. h. mit Rückſicht auf die Perſon der Kontrahenten 
in concreto wirthſchaftlich zwecklos iſt. Aber auch wenn 
richtig wäre, daß die aleatoriſche Natur der Börſengeſchäfte 
den Geſetzgeber zu der Beſtimmung des § 764 veranlaßte, 
ſo bliebe doch auch hier wieder räthſelhaft, warum ſich dieſe 
Beſtimmung eben nicht bloß auf Börſengeſchäfte, ſondern 
auch auf die gewöhnlichen Lieferungsverträge bezieht, welche, 
wie etwa die Geſchäfte des Fabrikanten, der Rohmaterial 
auf Lieferung kauft, durchſchnittlich doch nicht riskanter ſind 
als alle übrigen Handelsgeſchäfte auch. 

Dieſe Erwägungen führen dazu, eine Auslegung ab— 
zulehnen, die einerſeits tief und unheilvoll in das Wirth⸗ 
ſchaftsleben eingreifen würde, andererſeits jede Begründung 
aus dem Willen des Geſetzgebers vermiſſen läßt. 


3. Aus den bisherigen Ausführungen ergibt ſich, daß 
§ 764 die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne 
ſeinem Wortlaut nach nicht trifft und ſeinem Inhalt nach 
nicht treffen will; folglich iſt nur möglich, daß er ſich auf 
die Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne bezieht. 

Dieſe Auslegung erſcheint auf den erſten Blick freilich 
als unhaltbar und iſt aus begreiflichen Gründen bisher nicht 
verſucht worden. Denn da an und außerhalb der Börſe 
nur Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne vorkommen, 
jo ſtellt ſich § 764, wenn er ſich auf die Differenzgeſchäfte 
im Rechtsſinne bezieht, als eine völlig unpraktiſche und un⸗ 
anwendbare Beſtimmung dar. 

Daher jagt denn auch Staub £8): 


trägen diejenigen herauszugreifen, denen, wie Spiel und Wette, 
eine erhebliche praktiſche Bedeutung zukommt. — Abweichend 
Coſack, Bürgerliches Recht Bd. 1 S. 570, der das Kennzeichen 
des Spieles darin erblickt, daß es dem Vergnügen der Spielenden 
dienen folle; cf, Derſelbe Handelsrecht S. 401. 

88) Die Differenzgeſchäfte nach dem Börſengeſetz und nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch (Holdheim VI S. 73). 
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„Die Auslegung“ (daß nur die Differenzgeſchäfte im 
Rechtsſinne getroffen werden) „wäre eine geradezu diabo⸗ 
liſche. Denn das Geſchäft, welches das Bürgerliche Geſetzbuch 
als den Typus des Differenzgeſchäfts erwähnt, kommt an 
der Börſe überhaupt nicht vor. Bei den Börſengeſchäften 
handelt es ſich grundſätzlich niemals um die Differenz zwi⸗ 
ſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Marktpreiſe zur 
Lieferungszeit. Vielmehr muß der Käufer die auf Zeit ge⸗ 
kaufte Waare wieder verkaufen, wenn er ſie nicht abnehmen 
will, der Verkäufer muß ſich durch Einkauf decken. Den 
Zeitpunkt für dieſen An⸗ und Verkauf kann der Käufer oder 
Verkäufer beliebig beſtimmen und maßgebend für die Ab⸗ 
rechnung der Parteien iſt nicht der Unterſchied zwiſchen dem 
Vertragspreiſe und dem Preiſe an Ultimo, ſondern der 
Unterſchied zwiſchen dem Börſenkurſe am Tage des erſten 
Geſchäfts für per Ultimo zu liefernde Waare und dem 
Börſenkurſe des Gegengeſchäfts für per Ultimo zu liefernde 
Waare. ... Aber die Folge dieſer unrichtigen Geſetzes⸗ 
formulirung iſt nicht die, daß das Bürgerliche Geſetzbuch 
nur ein beſtimmtes Börſengeſchäft trifft, das in Wahrheit 
nicht vorkommt, ſondern iſt die, daß durch das in jenem 
mangelhaften Paragraphen ausgedrückte Prinzip alle Börſen⸗ 
geſchäfte getroffen werden.” ... 


Nun iſt allerdings ſelbſtverſtändlich, daß der Geſetz⸗ 
geber nicht von vornherein eine unpraktiſche Beſtimmung 
ſchaffen, ſondern mit § 764 die wirklich vorkommenden Differenz⸗ 
geſchäfte treffen wollte, und es ſcheint daher richtig zu ſein, 
den § 764 auf die Differenzgeſchäfte im wirthſchaftlichen 
Sinne anzuwenden. Allein zu einem anderen Ergeb⸗ 
niß gelangt man, wenn nachgewieſen iſt, daß der 
Geſetzgeber die Differenzgeſchäfte im wirthſchaft⸗ 
lichen Sinne nur treffen wollte, weil er ſie irr⸗ 
thümlich für Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne 
hielt, daß er die Beſtimmung des $ 764 überhaupt 
nicht geſchaffen hätte, wenn er das Weſen der 
von ihm zu regelnden Geſchäfte richtig erkannt 
hätte. 

Bekanntlich wurde § 764 von der Reichstagskommiſſion 
als § 749 a in den Entwurf zweiter Leſung des Bürgers 
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lichen Geſetzbuchs „vorläufig“ eingeſchaltet. Hierüber heißt 
es in dem „Berichte der Reichstagskommiſſion über den 
Entwurf eines Bürgerlichen Gefetzbuchs und Einführungs⸗ 
geſetzes“ ): 

„Es war der Antrag geſtellt, das Differenzgeſchäft aus⸗ 
drücklich im Bürgerlichen Geſetzbuch für nichtig zu erklären. 
Nach vielen Erwägungen und Zweifeln in Theorie und Praxis 
habe das Reichsgericht anerkannt, daß das Differenzgeſchäft 
ein Spiel und folglich klaglos ſei. Dieſer Grundſatz aber 
müſſe im Bürgerlichen Geſetzbuch ausgeſprochen werden, ein⸗ 
mal weil er in erſter Linie ein Grundfatz des Bürgerlichen 
Rechts, nicht etwa nur einer Börſenordnung ſei, andererſeits 
weil die jetzt herrſchende Theorie und Praxis, 
wie ſie entſtanden, auch wieder durch eine andere 
Anſicht verdrängt werden könne“. 

Zweck des § 764 war alfo, die herrſchende 
Theorie und Praxis des Reichsgerichts geſetzlich 
zu fixiren. 

a) Die rechtliche Natur des reinen Differenzgeſchäſte 
war bisher umſtritten. Die Einen betrachteten es 
als Kauf °°), Andere als contractus sui generis 9+), 

Das Reichsoberhandelsgericht hat das reine Diffe: 
renzgeſchäft für das franzöſiſche und preußiſche 
Recht“) als Glücksvertrag und im erſten Falle als 
klaglos behandelt, für das gemeine Recht“) die 
Frage nicht entſchieden. 

Die Theorie des Reichsgerichts ging richtiger 


89) Guttentag, Berlin 1896, S. 93. 

90) Grünhut bei Endemann S. 11; als beſondere Art des Kaufes, 
gewiſſermaßen als Werthtauſch: Endemann, Handelsrecht 
(3. Aufl. 1876) S. 587. 

91) Thöl, Handelsrecht (6. Aufl. 1879) Bd. 1 S. 1023; Gerber, 
Syſtem des deutſchen Privatrechts (17. Aufl. 1895) S. 351 ff. 

92) Bd. VI S. 225, XIV S. 275. 

93) Bd. IX S. 203, XV S. 279; cf. Theilentwurf des Obligationen⸗ 
rechts Bd. III zu Art. 862. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. . 30 
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Meile von Anfang an dahin, daß das reine Differenz: 
geſchäft ein Spielvertrag fei ““). 

b) Durch § 764 folte aber auch die Praxis des Reichs: 
gerichts kodifizirt werden. 


Es iſt früher ausgeführt worden, daß das Reichsgericht 
die wirklich vorkommenden Differenzgeſchäfte für Differenz⸗ 
geſchäfte im Rechtsſinne ſtatt für Differenzgeſchäfte im wirth⸗ 
ſchaftlichen Sinne hielt, und daß dieſe Grundanſchauung 
ſchon in der Rechtſprechung des Reichsoberhandelsgerichts 
zur Geltung gelangt war. 

Auch die Kommiſſion zur Ausarbeitung des Entwurfs 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt von dem thatſächlichen 
Irrthum über das Weſen der Differenzgeſchäfte nicht frei 
geweſen. 

Der der Beratung der Kommiſſion unterbreitete Theil⸗ 
entwurf des Obligationenrechts enthielt im Anſchluß an 
Art. 870 des Dresdener Entwurfs die Beſtimmung, daß die 
reinen Differenzgeſchäfte als Wette zu beurtheilen und daher 
klaglos feien. In den Protokollen der Kommiſſion °°) heißt 
es hierzu: 

„Zu Art. 870 wurde der Antrag auf Streichung 
genehmigt. 

Erwogen war: 

Ein wahres (reines) Differenzgeſchäft liege vor, wenn 
bei einem Lieferungsgeſchäft auf Zeit die Beſtimmung des 
Kaufpreiſes nur die Bedeutung habe, den Ausſchlag zu geben 
für die Entſcheidung, ob eine und welche Partei den Unter⸗ 


94) Cf. beſonders die Entſcheidung in Seuffert's Archiv Bd. XLIII 
Nr. 111. Als Spielvertrag betrachteten das reine Differenzgeſchäft, 
zum Theil allerdings in Abweichung von früher vertretenen An⸗ 
ſichten, auch Windſcheid, Pandekten Bd. II S. 525 Anm. 3; 
Dernburg, Pandekten Bd. II S. 288 Anm. 9, Preuß. Privat: 
recht (5. Aufl. 1897) Bd. II S. 421; Stobbe, Handbuch des 
deutſchen Privatrechts (3. Aufl. 1898), bearbeitet von H. O. Leh⸗ 
mann, Bd. III S. 437. 

95) 246. Sitzung 1883 ; abgedruckt in den amtlichen Motiven Bd. II 
S. 647. 
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ſchied zwiſchen bem bedungenen Preiſe und dem Markt: oder 
Börſenpreis des Stichtages zu zahlen habe, ſo daß das Ge⸗ 
ſchäft ſich als wirkungslos ergebe, ſofern der Markt⸗ oder 
Börſenpreis nicht von einander abweichen, während anderen⸗ 
falls der eine oder andere Theil die Differenz zu entrichten 
habe, oder wenn bedungen ſei, daß kein Theil die Lieferung 
oder Abnahme zu verlangen berechtigt und zu bewirken ver⸗ 
pflichtet ſei, vielmehr nur die Differenz zwiſchen dem Börſen⸗ 
oder Marktpreiſe des Stichtags und dem bedungenen Preiſe 
gefordert werden könne und geleiſtet zu werden brauche?“). 
Verträge gerade dieſes Inhalts ſeien aber im Verkehr und 
namentlich im kaufmänniſchen ungemein ſelten. Die auf 
Lieferung der börſen⸗ und marktgängigen Waare ſich be: 
ziehenden Zeitgeſchäfte, welche man wohl als Differenzgeſchäfte 
zu bezeichnen pflege, hätten regelmäßig einen anderen Inhalt. 
Das Recht, Lieferung zu verlangen und durch Lieferung ſich 
zu befreien, werde darin keineswegs ausgeſchloſſen. Die 
regelmäßige Beſtimmung, daß der nichtſäumige Theil als 
Intereſſe nur die fragliche Differenz finden könne, ändere 
hieran nichts und habe auch inſofern keine erhebliche Be⸗ 
deutung, als ein höheres Intereſſe wegen der Deckungsmög— 
lichkeit faſt nie in Frage komme. Thatſächlich nähmen 
die Geſchäfte meiſt — jedoch nicht immer — den 
Ausgang, daß am Stichtage die Parteien über die 
Zahlung der erwähnten Differenz ſich verſtändigten 
oder der nicht ſäumige Theil gegen den ſäumigen Anſpruch 
auf Zahlung der Differenz erhebe. Ein ſolcher Ausgang 
möge auch in der Regel den Parteien beim Abſchluß 
des Vertrags vorſchweben. Indeſſen zu wahren Differenz: 
geſchäften würden die fraglichen Verträge dadurch keineswegs. 
Einer ſolchen Auffaſſung der Verträge ſtehe der Umſtand 
entgegen, daß am Stichtag der Käufer wirkliche Lieferung 
verlangen, der Verkäufer ſolche bewirken könne und daß der 
erwähnte regelmäßige thatſächliche Erfolg ſeinen weſentlichen 
Grund in der Eigenthümlichkeit aller Zeitgeſchäfte habe. 
Mit dem Entwurf nur über die wahren und eigent⸗ 
lichen Differenzgeſchäfte Beſtimmungen zu treffen 
und die Frage zu entſcheiden, ob dieſelben zu den Spiel- und 
Wettverträgen gehörten, habe keinen Zweck, weil ſolche 


96) Damit ſoll nur geſagt ſein, daß die dem Lieferungsvertrag bei⸗ 
gefügte Differenzabrede in poſitiver oder negativer Form getroffen 
werden kann. 
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Geſchäfte, wie erwähnt, im praktiſchen Leben nicht 
die geringſte Rolle ſpielten. Sollten Gründe vorliegen, 
die nach dem Obigen ihnen im praktiſchen Erfolg nahe 
ſtehenden Zeitgeſchäfte zu beſchränken, ſo würde weiter zu 
gehen ſein. Ob dies angängig und eventuell wie einzu⸗ 
greifen ſei, könne erſt bei der Reviſion des Handelsgeſetzbuchs 
nach Einholung des Gutachtens von Vertretern des Handels⸗ 
ſtandes entſchieden werden.“ 

So mußte ſich, wie aus den Berathungen der erſten 
Kommiſſion erſichtlich, zugleich mit dem Irrthum über das 
Weſen der wirklich vorkommenden Differenzgeſchäfte auch 
die Anſchauung befeſtigen, daß mit der Anwendung des — in 
der Praxis ſchon zur Geltung gelangten — Grundſatzes der 
Unklagbarkeit reiner Differenzgeſchäfte allein den wirklich vor⸗ 
kommenden Differenzgeſchäften nicht beizukommen ſei. Es 
entſtand daher, als ſich die Stimmung zu Ungunſten der 
Klagbarkeit dieſer Geſchäfte wendete, die Frage, wie man 
denſelben von dem Boden des beſtehenden Rechts aus ent- 
gegentreten könne. 

Bähr (Börſenſpiel und Gerichtspraxis) und Kohler 
(Börſenſpiel) ſchlugen vor, jene Geſchäfte mit der thatſäch⸗ 
lichen Richtung auf die Differenz von Vertrags- und Lieferungs⸗ 
preis als zur Umgehung des Spielverbots geſchloſſen für 
klaglos zu erklären. 

Kohler befürwortete außerdem (S. 43 f.) die unmittel⸗ 
bare Anwendung der Spielnormen auf die fraglichen Ge: 
ſchäfte: | 

„Die Frage, ob Kauf oder Spiel vorliege, fei nicht 
bloß nach den Vertragsſtipulationen zu beurtheilen, nicht 
bloß nach dem, was die Parteien in einer juriſtiſch ernſt— 
lichen Weile bedungen hätten . .. vielmehr könne auch ein 
juriſtiſch ernſtliches Geſchäft zum Spiel werden, wenn die 
(nicht juriſtiſch für maßgebend erklärte, aber faktiſche) Ab- 
ſicht der Parteien dahin gehe, die juriftifden Folgen des 
Geſchäfts ſo zu gebrauchen oder nicht zu gebrauchen, daß 
alle ſeine ſonſtigen juriſtiſchen Reſultate unterdrückt würden 
und nur die Zahlung von Gewinn und Verluſt übrig bleibe. 
Denn der Begriff des Spieles ſei nicht bloß ein juriſtiſcher, 
ſondern auch ein wirthſchaftlicher. . . Daher ſei der Spiel— 
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charakter bei ſolchen Zeitgeſchäften ſicher gegeben, wenn 
1. beide Theile bei Abſchluß des Geſchäfts die Abſicht hätten, 
es nicht zu erfüllen und lediglich die Differenz zu begleichen, 
und 2. ein jeder Theil dies vom dem anderen wiſſe oder 
annehme.“ 


Allein das Reichsgericht konnte ſich weder dazu ent⸗ 
ſchließen, den Abſchluß eines Termingeſchäfts in der Abſicht 
bloßer Zahlung der Differenz von Vertrags- und Lieferungs⸗ 
preis als verbotene Geſetzesumgehung zu betrachten, noch 
mochte es ein Geſchäft als Spielvertrag anſehen, bei dem 
zwar die Abſicht der Parteien war, zu ee, jedoch ihr 
Wille, zu kaufen. 

Daher ſchlug das Reichsgericht einen anderen Weg ein. 
Es war beſtrebt, die in Rede ſtehenden Geſchäfte dahin aus⸗ 
zulegen, daß die Zahlung der Differenz von Vertrags- und 
Lieferungspreis nicht bloß beabſichtigt, ſondern auch vertrags⸗ 
mäßig gewollt war?“). Zu dieſem Zwecke veranlaßte es in 
allen Fällen, wo die Parteien nach ſeiner Meinung das Ge⸗ 
ſchäft in der Abſicht geſchloſſen hatten, nur die Differenz 
von Vertrags⸗ und Lieferungspreis zu bezahlen, die Unter⸗ 
gerichte zur genauen Prüfung der Frage?), ob nicht Um: 
ſtände vorlagen, nach welchen jene Abſicht im Einzelfall auf 
Grund ſtillſchweigender Willenserklärung als Vertragsinhalt 
erſcheine. So wurde durch die Praxis des Reichsgerichts 
nahezu vollſtändig der von Bähr und Kohler angeſtrebte 
Erfolg erreicht, nur durch Einwirkung auf die Beweiswürdi⸗ 
gung und ohne Zuhilfenahme beſonderer Rechtsſätze, in deren 
Anwendung das Reichsgericht ohnehin durch Präjudize be⸗ 
hindert geweſen wäre. 


97) Cf. Kohler S. 43. 

98) Beſonders indem es Urtheile der muaa welche über die au3 
den Umſtänden zu folgernde Willenserklärung trotz Antrag feinen 
Beweis erhoben hatten, wegen Ablehnung dieſes Beweis antrages, 
andere Urtheile, in welchen jene Umſtände als unerheblich bezeich⸗ 
net wurden, wegen nicht genügender Würdigung dieſer un 
(§ 286 CPO.) aufhob. 
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Immerhin hatte der eingeſchlagene Weg auch Nachtheile 
im Gefolge. Nicht alle Geſchäfte konnten getroffen werden, 
bei denen vermeintlich die Abſicht bloßer Zahlung der Diffe⸗ 
renz von Vertrags- und Lieferungspreis beſtand. Vielmehr 
mußte mit Hilfe der konkludenten Umſtände in jedem ein⸗ 
zelnen Falle der odiöſe Beweis geführt werden, daß die Mb- 
ſicht ſich auch zum Vertragsinhalt verdichtet hatte. Gerade 
dieſer Beweis wurde aber von den Gegnern der reichsge⸗ 
richtlichen Rechtſprechung am heftigſten angegriffen. Denn 
dieſe hielten ja, ohne den Irrthum des Reichsgerichts zu 
erkennen, die fraglichen Geſchäfte richtiger Weiſe für Diffe⸗ 
renzgeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne, und vermochten 
daher die Schlüſſigkeit der konkludenten Umſtände für den 
Vertragswillen bloßer Zahlung der Differenz von Vertrags- 
und Lieferungspreis nicht anzuerkennen. 

So erklärt ſich der früh entſtandene Wunſch, die Pkaxis 
des Reichsgerichts geſetzlich zu fixiren, um ſie für alle Zeiten 
gegen Anfechtung zu fidern °°). 

Bähr ſchlug in ſeinem „Gegenentwurf zu dem Ent— 
wurfe eines Bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich“ 
§ 305 folgende Faſſung vor: 

„Ein in der Form eines Lieferungsvertrags über eine 
kursmäßig gehandelte Waare abgeſchloſſener Vertrag, der 
lediglich darauf gerichtet iſt, daß der Eine dem Anderen die 
an dem feſtgeſetzten Lieferungstage beſtehende Differenz ami: 
ſchen dem bedungenen und dem kursmäßigen Preiſe der 
Waare herauszahle (Differenzgeſchäft), iſt als Wette anzu⸗ 
ſehen. Der Abſchluß eines ſolchen Geſchäfts iſt insbeſon⸗ 
dere dann anzunehmen, wenn eine wirkliche Lieferung nicht 
erfolgt und aus dem Mißverhältniß zwiſchen der bedungenen 
Lieferung und den Vermögensverhältniſſen der Betheiligten 
oder eines derſelben zu entnehmen iſt, daß eine ſolche auch 
nicht beabſichtigt war.“ 

In der II. Kommiſſion 1) war folgender Antrag ge: 
ſtellt worden: 


99) Staub Anm. 42, Exkurs zu $ 376. 
100) Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs 
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„Ein Vertrag, nach welchem der Eine dem Anderen 
den Unterſchied zwiſchen einem vereinbarten Preiſe einer 
Sache und dem dem Verſprechenden noch nicht bekannten 
Kurſe oder Marktpreiſe, welchen ſie zu einer beſtimmten Zeit 
gehabt hat oder haben wird, zahlen ſoll, gilt als Spiel. 
Das findet insbeſondere Anwendung auf Lieferungsgeſchäfte, 
bei welchen erkennbarer Weiſe die Abſicht der Vertrag- 
ſchießenden nicht darauf gerichtet iſt, daß eine Erfüllung 
nach Vertragsinhalt geſchehen, ſondern die Abwicklung durch 
Zahlung des Unterſchieds zwiſchen dem bedungenen Preiſe 
ei dem Kurſe oder Marktpreiſe zur Erfüllungszeit geſchehen 
olle. 

Damals wurde noch der Antrag „nach eingehender Be- 
rathung von dem Antragſteller zurückgezogen, weil gegen⸗ 
wärtig die in Folge eines Beſchluſſes des Reichstags einge⸗ 
ſetzte Börſenenquetekommiſſion, deren Berathungen noch nicht 
abgeſchloſſen worden, mit der Frage nach der Giltigkeit und 
Klagbarkeit der Differenzgeſchäfte befaßt ſei, und es ſich 
deshalb nicht empfehle, zu der angeregten Frage von dem 
Standpunkte des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus Stellung zu 
nehmen.“ 

Wiederum wurde ein Antrag gleicher Richtung in der 
Reichstagskommiſſion geſtellt. Hier waren die Anhänger der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung in der Mehrzahl und der 
geſtellte Antrag wurde trotz des Widerſpruchs der Regie— 
rungsvertreter angenommen. So iſt § 764 zur Aufnahme 
in das Bürgerliche Geſetzbuch gelangt. 

Damit ſchien der vom Reichsgericht geführte Kampf 
gegen die Börſenſpekulation ſiegreich beendet. Aber es war 
ein Kampf gegen Windmühlen. Denn was man als Spiel 
bekämpft, ſtellt ſich bei gründlicher Betrachtung als ein Kauf 
dar, bei dem die ernſthafte Abſicht, die Waare zu liefern und 
den Kaufpreis zu zahlen, durch alle Umſtände nicht hinweg— 
zukonkludiren iſt. Gegen ein ſolches Geſchäft iſt aber auch 
im Bürgerlichen Geſetzbuch kein Kraut gewachſen. 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs. J. Guttentag, Berlin 1898, Bd. II 
S. 804. 
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$ 15. 
Wirkſamkeit des S 764. 


I. Die Rechtswirkungen des Differenzgeſchäftes werden 
beſtimmt durch § 762. 

Danach gilt Folgendes: 

1. Durch Spiel wird eine Verbindlichkeit nicht begründet. 

Forderungen irgend welcher Art können alſo aus einem 
Differenzgeſchäft nicht geltend gemacht werden. Der Gläu— 
biger kann zum Zwecke ſeiner Befriedigung auch einſeitige 
Rechtshandlungen nicht vornehmen, welche das Beſtehen einer 
wirkſamen Forderung zur Vorausſetzung haben, z. B. Zurück⸗ 
behaltung (negative Geltendmachung 0). 

Unwirkſam ift auch eine in dem Differenzgeſchäft ge: 
troffene Nebenabrede, wenn nicht anzunehmen iſt, daß die— 
ſelbe auch ohne den Hauptvertrag getroffen worden wäre 
(§ 139). Daher iſt unverbindlich z. B. die Nebenabrede, 
daß das Rechtsmittel der Reviſion ausgeſchloſſen ſein ſolle 
(ef. RG. Bd. XXXVI S. 423), ferner die Schiedsvertrags⸗ 
klauſel. Hat ſich aber der Beklagte vor dem Schiedsgericht 
eingelaſſen, ohne die Unwirkſamkeit des Schiedsvertrags geltend 
zu machen (ſei es auch nur mit der Behauptung, daß das die 
Schiedsvertragsklauſel enthaltende Geſchäft ein Differenz: 
geſchäft ſei), ſo liegt darin eine Beſtätigung der urſprüng⸗ 
lichen Abrede, die nunmehr rechtsverbindlich iſt (§ 141 cf. 
RG. Bd. XXVII S. 380; Bd. XXXI S. 399), wenn nicht 
die beſonderen Beſtimmungen des § 28 BG.'s entgegenſtehen. 
Ein ſelbſtändiger Schiedsvertrag, insbeſondere ein Schieds⸗ 
vertrag über künftige Rechtsſtreitigkeiten, iſt vorbehaltlich der 
Beſtimmung des § 28 BGs wirkſam, wenn er den Er- 
forderniſſen des § 1026 CPO. entſpricht. Unverbindlich ift 
endlich auch die Nebenabrede, daß ein Einſchuß geleiſtet, eine 
Sicherheit beſtellt werden ſolle. Ein ſelbſtändiger Bürg⸗ 


100 a) Für die Aufrechnung f. 8 390 B. GB. s. 
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ſchaftsvertrag, Pfand- und Hypothekbeſtellung ift an fich wirk⸗ 
ſam, doch ſteht ihnen die Einrede aus der Unwirkſamkeit 
der Hauptſchuld entgegen (§§ 770, 1137, 1211). 

Hierher gehören auch zwei Fragen, von denen nament⸗ 
lich die eine bei der Anſchauung des Reichsgerichts, daß die 
vom Bankier im Auftrag des Kunden geſchloſſenen Diffe⸗ 
renzgeſchäfte Differenzgeſchäfte im Rechtsſinne ſind, von großer 
Wichtigkeit iſt: Sind Auftrag und Geſellſchaftsvertrag zum 
Abſchluß eines Spieles wirkſam 115)? 

Zweifellos iſt unzuläſſig, ohne beſondere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung, wie fie im § 66 Abſ. 2 BG.'s getroffen wurde, 
die Unwirkſamkeit des Spielvertrags auch auf den Auftrag 
und auf den Geſellſchaftsvertrag zum Abſchluſſe eines Spiel⸗ 
vertrags auszudehnen. Denn in dem Auftrag und dem Gefell- 
ſchaftsvertrag hat der Spielvertrag jede ſelbſtändige recht⸗ 
liche Exiſtenz verloren, er iſt zum Gegenſtand des Auftrags, 
des Geſellſchaftsvertrags geworden. Sollen daher dieſe Ver: 
träge unwirkſam ſein, ſo müſſen ſie den Grund der Unwirk⸗ 
ſamkeit in ſich ſelbſt tragen. 

Dies wäre der Fall, wenn jene Verträge gegen die 
guten Sitten oder gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßen 
würden. 

Mit Recht hat ſich das Reichsgericht gegen die erſtere 
Anſicht ausgeſprochen, weil der Abſchluß eines erlaubten 
Spielvertrags nach der Verkehrsanſchauung nicht gegen die 
guten Sitten verſtoße, und dies daher auch nicht von dem 
Auftrag und Geſellſchaftsvertrage angenommen werden könne 
(RG. Bd. XLIII S. 152). 

Würde der Abſchluß eines Spielvertrags gemäß § 762 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßen, ſo wäre das Gleiche 
allerdings auch bei dem Auftrag und dem Geſellſchaftsver⸗ 


101) Mit allgemeinen Bemerkungen haben Kohler (S. 53) und das 
Reichsgericht (Bd. XXXIV S. 266, XL S. 259) ſich für die Bers 
neinung dieſer Fragen ausgeſprochen. Dagegen wird bezüglich der 
Rechtswirkſamkeit eines Geſellſchaſtsvertrags die richtige Anſicht 
vom Reichsgericht in Bd. XLIII S. 152 vertreten. ) 
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trag zum Abſchluß eines Spieles der Fall. Allein weder 
nach gemeinem Recht noch nach Bürgerlichem Geſetzbuch iſt 
das Spielen ſchlechthin als verboten zu betrachten. In 
Bd. XLIII S. 150, cf. XXXIX S. 146 hat ſich das Reichs⸗ 
gericht für das gemeine Recht dahin ausgeſprochen, „daß die 
nicht ſpeziell verbotenen Spielverträge“ (alſo auch die Diffe⸗ 
renzgeſchäfte im Rechtsſinne) „nicht zu den verbotenen, un⸗ 
erlaubten Geſchäften gerechnet werden dürfen“. Auch für das 
Bürgerliche Geſetzbuch gilt, daß die Spiele, ſoweit nicht be⸗ 
fondere ſtrafgeſetzliche Beſtimmungen eingreifen ($$ 284, 360 
Ziff. 14 R. Str. GB.), nicht verboten, ſondern erlaubt find !°?). 

Aus dieſen Gründen iſt der Auftrag und der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag zum Abſchluß eines Spielvertrags als wirkſam 
zu erachten 15). 

Hätte alſo der Kunde einem Bankier einen Auftrag zum 
Abſchluß eines Differenzgeſchäfts im Rechtsſinn ertheilt — 
um von der Anſchauung des Reichsgerichts auszugehen — 
und hätte der Bankier dieſen Auftrag angenommen 10%, fo 
wäre die Rechtslage folgende: Der Kunde hat einen klag⸗ 
baren Anſpruch auf Ausführung des Auftrags. Hat der 
Bankier aus dem übertragenen Geſchäft eine Forderung er- 
worben oder einen Spielgewinn bezahlt erhalten, ſo iſt er 
verpflichtet, dem Kunden die Forderung abzutreten, bezw. 
den Spielgewinn herauszugeben (§ 667). Iſt aus dem über⸗ 
tragenen Geſchäft eine Verpflichtung des Bankiers zur Zah⸗ 
lung eines Spielverluſtes hervorgegangen, ſo hat dieſer gegen 
den Kunden einen Anſpruch auf Befreiung! 1a). Der An⸗ 


102) Cf. Motive Bd. II S. 644; Endemann, F. (der auch Spezial: 
ſtudien auf dieſem Gebiete gemacht hat), Einführung in das Stus 
dium des Bürgerlichen Geſetzbuchs (1898) Bd. 1 S. 40 Anm. 6, 
S. 846; Simon S. 487 ff. 
103) Zuſtimmend Staub, Anm. 59 f., Exkurs zu § 376. 
104) Die gleichen Grundſätze würden gemäß § 675 B.GB.'8 auch für 
einen Werkoertrag zum Abſchluß eines Differenzgeſchäfts im Rechts⸗ 
ſinne gelten. 
104a) Dies folgt aus § 662: Der Beauftragte ift verpflichtet, „ein ihm 
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ſpruch iſt freilich inhaltslos, weil eine rechtlich anerkannte 
Verpflichtung durch den Spielvertrag nicht begründet wird. 
Wie verhält es ſich aber, wenn der Bankier den Spielverluſt 
an den Dritten bezahlt hat? Kann er dann von dem Kun⸗ 
den auf Grund des § 670 Erſatz verlangen? Dieſe Frage 
iſt nur dann zu bejahen, wenn der Kunde dem Bankier nicht 
bloß einen Auftrag zum Abſchluß des Spielvertrags, Ion: 
dern gleichzeitig oder ſpäter auch den Auftrag zur Zahlung 
der Spielſchuld ertheilt hat. Denn in dem Auftrag zum 
Abſchluß des Spielvertrags iſt keineswegs ohne Weiteres 
auch der Auftrag zur Erfüllung des Spielvertrags enthalten. 
Hat alſo der Bankier ohne beſonderen Auftrag den Spiel⸗ 
vertrag auch erfüllt, ſo handelt er inſoweit als Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag und kann Erſatz nur verlangen, wenn 
die beſonderen Vorausſetzungen des $ 677 im Einzelfall als 
gegeben zu erachten ſind. 

Von dem Geſellſchaftsvertrag zum Abſchluß eines Spieles 
gilt das Entſprechende. Der eine Geſellſchafter ift bered: 
tigt, von dem anderen ſeinen Antheil am Gewinn zu ver— 
langen, und verpflichtet, die Schuld auf Zahlung des Ber: 
luſtes zu einem entſprechenden Betrage zu übernehmen. Ob 
ein Geſellſchafter von dem anderen Erſatz des verauslagten 
Spielverluſtes verlangen kann, hängt auch hier davon ab, 
ob derſelbe zur Zahlung der Spielſchuld beauftragt war — 
ein ſolcher Auftrag kann in der Uebertragung der Geſchäfts— 
führung gemäß § 710 liegen —, oder ob die Vorausſetzungen 
des § 683 vorliegen. 

2. Das auf Grund des Spieles Geleiſtete kann nicht 
deshalb zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht 
beſtanden hat. 

„Die Rückforderung aus dem bezeichneten Grunde iſt 
gleichermaßen ausgeſchloſſen, mag vor oder nach Entſchei— 
dung des Spieles geleiſtet ſein“ (Motive II, 644 f.). 


von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft für dieſen un⸗ 
entgeltlich zu beſorgen“. 
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Leiſtung ift jede Vermögenszuwendung 105), fei 
es durch Uebergabe einer Sache, oder durch Uebertragung 
eines Rechts, oder durch Befreiung von einer Verbindlich⸗ 
keit (z. B. durch Aufrechnungsvertrag, Skontration, Clearing). 
Eine Leiſtung liegt insbeſondere auch in der Ein: 
gehung einer Verbindlichkeit, und zwar nicht bloß 
dann, wenn da durch die alte Schuld getilgt wird 
(Uebernahme einer Verbindlichkeit an Erfüllungsſtatt, Nova⸗ 
tion), ſondern auch, wenn die neue Verbindlichkeit zu 
der alten hinzutritt (Uebernahme einer Verbindlichkeit 
erfüllungshalber, kumulative Verpflichtung!“ “). Dieſe Ber: 
bindlichkeiten ſind daher wirkſam, außer wenn ſie etwa 
acceſſoriſchen Charakter haben, wie z. B. ein Bürgſchafts⸗ 
vertrag, das Verſprechen einer Sicherheitsleiſtung 1“). 

Von dem Grundſatz, daß das Geleiſtete nicht zurückge⸗ 
fordert werden kann, macht aber Abſ. 2 eine tiefgreifende 


105) cf. z. B. § 516 B. GB. 8 mit §§ 518, 523 Abſ. 2, 524 Abi. 2, 
wo Zuwendung gleichbedeutend mit Leiſtung gebraucht wird. 
Nach Staub, Anm. 49, Exkurs zu § 376, heißt „leiſten im 
Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuches erfüllen“. Nun hat allerdings 
der Entwurf (erſte Leſung § 206) Leiſtung definirt als das den 
Gegenſtand des Schuldverhältniſſes bildende Thun oder Unterlaſſen 
des Schuldners. Allein das Geſetz hat dieſe Definition weder aufs 
genommen noch durchgeführt. So ſetzt z. B. die häufige Aus⸗ 
drucksweiſe „geſchuldete“ Leiſtung, Leiſtung „zum Zwecke der Crs 
füllung“, „zur Befriedigung des Anſpruchs“ (ef. §§ 362, 364, 
222) voraus, daß eine Leiſtung auf Grund des Schuldverhältniſſes 
erfolgen kann, die nicht Gegenſtand deſſelben ift, und in § 812 ff. 
wird von Leiſtung geſprochen, obwohl ein Schuldverhältniß über⸗ 
haupt nicht vorliegt. 

106) Dies ergibt fih ſowohl aus dem Begriff der Leiſtung = jeder 
Vermögenszuwendung, wie aus verſchiedenen Geſetzesſtellen. So 
wird in § 364 Abſ. 2 B. GB.“ als Leiſtung auch die Uebernahme 
einer kumulativen Verpflichtung angeſehen; cf. ferner §§ 817 Satz 2, 
812 Abſ. 2. 

107) Iſt die Sicherheit geleiſtet, fo kann fie zurückgeſordert werden, denn 
die Leiſtung iſt hier nicht minder acceſſoriſch wie das Verſprechen 
ſelbſt. Abweichend Coſack, Bürgerliches Recht I S. 572. 
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Ausnahme: Solche Leiſtungen können zurückgefordert werden 
bezw. ſind unwirkſam, welche in einer vom verlierenden 
Theile gegenüber dem gewinnenden zum Zwecke der Erfüllung 
der Spielſchuld eingegangenen Verbindlichkeit beſtehen. 

a) Die Verbindlichkeit muß zum Zwecke der Er: 

füllung der Spielſchuld eingegangen ſein. 

Im bewußten Gegenſatz zum Abſ. 1 ſpricht das Geſetz 
nicht von Verbindlichkeiten auf Grund des Spieles, ſondern 
nur von ſolchen, die zum Zwecke der Erfüllung der Spiel⸗ 
ſchuld, d. h. erfüllungshalber oder an Erfüllungsſtatt ein⸗ 
gegangen ſind. Hat alſo z. B. der Schuldner auf Grund 
des Spieles die Zahlung einer Forderung verſprochen, die 
dem Gläubiger aus einem anderen Grunde gegen ihn zu— 
ſteht, oder hat er z. B. die Bürgſchaft übernommen für eine 
Forderung, die der Gläubiger gegen einen Dritten hat, ſo 
ſind dieſe Verbindlichkeiten wirkſam, wenn ſie nicht zum Zwecke 
der Erfüllung der Spielſchuld eingegangen wurden. 

Die Verbindlichkeit muß ferner zum Zwecke der Er: 
füllung der Spielſchuld eingegangen ſein. Wirkſam iſt 
daher bei Vorliegen der Vorausſetzungen des § 779 z. B. 
ein Vergleich über die Frage, ob ein Differenzgeſchäft vor⸗ 
liegt oder nicht. Ein Scheingeſchäft 18) würde vorliegen, 
wenn ein Streit oder eine Ungewißheit über die rechtliche 
Natur des Geſchäfts in Wahrheit nicht beſtand. Dagegen 
iſt der Geſichtspunkt der Geſetzesumgehung hier nicht an— 
wendbar 1071. Denn „von einer Umgehung kann man über: 
haupt nur in Beziehung auf verbietende oder gebietende Ge- 
ſetze, d. h. auf ſolche, welche eine Unterlaſſung oder unter 
beſtimmten Vorausſetzungen eine Handlung vorſchreiben, 
ſprechen ! !“).“ Nun find aber, wie erwähnt, die Spiele, 


108) Abweichend Reichsgericht XXXVI S. 249; Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch (1899) zu § 762. 
109) Zuſtimmend Simon S. 487 ff., Wiener S. 53. 
110) Reichsgericht XXVI S. 184. Endemann, Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch S. 40 f. hält eine Umgehung nur bei Verbotsgeſetzen für 
möglich; cf. auch deffen „Verbotsgeſetze“. 
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abgeſehen von beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen, als 
erlaubt anzuſehen. Auch wäre es ja, wenn von einer Um⸗ 
gehung des § 762 geſprochen werden könnte, unverſtändlich, 
warum im Ab. 2 ein einzelner Fall der Umgehung Heraus: 
gegriffen und ausdrücklich für unwirkſam erklärt wurde. 

b) Die Verbindlichkeit muß von dem verlierenden Theile 

gegenüber dem gewinnenden eingegangen ſein. 

Hieraus beantwortet ſich die Frage, ob Wechſelerklä⸗ 
rungen des Schuldners verbindlich find 111). Der Schuldner 
kann aus einem Wechſel als Acceptant, Ausſteller, In: 
doſſant ꝛc. verpflichtet ſein. Soweit dieſe Verbindlichkeiten 
dem Gläubiger gegenüber beſtehen, find fie unwirkſam. Da: 
gegen iſt der Schuldner einem dritten Wechſelgläubiger gegen⸗ 
über ohne Rückſicht auf deſſen Gutgläubigkeit verhaftet. Das 
an ihn Geleiſtete kann er von dem gewinnenden Theile 
nicht zurückfordern, auch hier ausgenommen den Fall, daß 
der Wechſel nur zur Sicherheit gegeben wurde, d. h., daß 
durch die Wechſelerklärung nur eine acceſſoriſche Verbind⸗ 
lichkeit erzeugt werden ſollte. 

Daß das auf Grund der unwirkſamen Verbindlichkeit 
Geleiſtete nicht zurückgefordert werden kann, iſt ausdrücklich 
beſtimmt, ergibt ſich aber von ſelbſt daraus, daß das auf 
Grund des Spieles Geleiſtete nicht zurückgefordert werden kann. 

II. Der Rechtszuſtand iſt alſo nahezu gleich demjenigen, 
der nad) § 66 BG.’s für Börſentermingeſchäfte unter nicht 
eingetragenen Perſonen beſteht, jedoch mit einer jchwer: 
wiegenden Ausnahme. Nach § 66 kann die Leiftung nur 
dann nicht zurückgefordert werden, wenn ſie bei oder nach 
völliger Abwicklung des Geſchäfts bewirkt worden iſt. Man 
hat dieſe Beſtimmung getroffen beſonders mit Rückſicht auf 
die Erfahrung, daß der Bankier regelmäßig von dem Kunden 
einen Einſchuß oder ſonſtige Sicherheit verlangt, und in der 
Erkenntniß, daß Mangels dieſer Beſtimmung der Zweck des 
§ 66 leicht vereitelt werden könnte. 


111) Cf. Staub, Anm. 53 f, Exkurs zu § 376. 
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Nach Bürgerlichem Geſetzbuch iſt „die Rückforderung 
gleichermaßen ausgeſchloſſen, mag vor oder nach Entſcheidung 
des Spieles geleiſtet ſein.“ Dieſe Verſchiedenheit gegenüber 
der Vorſchrift des § 66 iſt nicht beabſichtigt, fie iſt vielmehr 
eine Folge der nachträglichen, unvorhergeſehenen Aenderung 
des Geſetzentwurfs durch die Reichstagskommiſſion. Der 
Entwurf erſter und zweiter Leſung hat eine Vorſchrift über 
das Differenzgeſchäft nicht enthalten, der eigentliche Spiel⸗ 
vertrag aber bot keinen Anlaß, die Rückforderung nur nach 
völliger Abwicklung des Geſchäfts zuzulaſſen. Die Reichs⸗ 
tagskommiſſion ſchob zwar eine Beſtimmung über die Diffe⸗ 
renzgeſchäfte „vorläufig“ in den Entwurf ein, begnügte ſich 
aber, die fraglichen Geſchäfte einfach dem Spiele gleichzu⸗ 
ſtellen, ohne daran zu denken, bei den Wirkungen des Spiel⸗ 
vertrags der Eigenart derſelben Rechnung zu tragen. In 
Zukunft braucht der Bankier alſo nur mit dem Kunden zu 
verabreden, daß die früher als Einſchuß zu leiſtende Summe 
als Einſatz, d. h. als Zahlung für den Fall ſeines Verluſtes 
zu gelten habe, und er iſt vor dem Differenzeinwand ſicher. 

Aus dieſem Grunde dürſte die Beſtimmung des § 764, 
ſelbſt ihre Anwendbarkeit vorausgeſetzt, in vielen Fällen nahezu 
wirkungslos bleiben. 


II. Abſchnitt. 


Die Differenzgeſchäfte nach dem Vörſengeſetz. 
$ 16. 
Vorbemerkung. 


Das Börſengeſetz bringt keine beſonderen Vorſchriften 
über die Differenzgeſchäfte, ſondern nur Vorſchriften über 
die Termingeſchäfte überhaupt. Dabei unterſcheidet es zwi⸗ 
ſchen Börſentermingeſchäften und freien Termingeſchäften. 
Die Wirkſamkeit der Börſentermingeſchäfte macht das Börfen: 
geſetz abhängig von einer neu geſchaffenen formalen Bor: 
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ausſetzung. Liegt dieſe Vorausſetzung vor, ſo treten die 
Rechtswirkungen, die das bürgerliche Recht an den Abſchluß 
von Differenzgeſchäften knüpſt, ohne Rückſicht auf die Natur 
des einzelnen Geſchäfts nicht ein 11), liegt fie nicht vor, fo 
treten ſie ohne Rückſicht auf die Natur des einzelnen Ge⸗ 
ſchäfts ein. Unabhängig von der Entſcheidung über die 
Frage: Zeit⸗ oder Differenzgeſchäft? ſind danach erlaubte 
Börſentermingeſchäfte wirkſam, wenn die Parteien zur Zeit 
des Gefchäftsabſchluſſes im Börſenregiſter für den betreffen: 
den Geſchäftszweig eingetragen waren, dagegen vorbehaltlich 
der Beſtimmung des § 68 Abſ. 2 INDIEN, wenn Dies 
nicht der Fall war. 

Mit der Schaffung des Eintragungserforderniſſes als 
Vorausſetzung für die Wirkſamkeit der Börſentermingeſchäfte 
verfolgte man gleichzeitig ſowohl einen wirthſchafts- wie einen 
rechtspolitiſchen Zweck. Man wollte den „berechtigten von 
dem unberechtigten Handel“, die legitime Spekulation von 
dem Börſenſpiel nach Möglichkeit ſcheiden, und andererſeits 
für dieſen berechtigten Handel die Rechtsunſicherheit beſei⸗ 
tigen, die bezüglich der Klagbarkeit der Termingeſchäfte im 
Hinblick auf die Möglichkeit des Differenzeinwandes be— 
ſtand 113). 

Für die freien Termingeſchäfte trifft das Börſengeſetz 
keine civilrechtlichen, ſondern nur börſenaufſichtsmäßige Be- 
ſtimmungen. Ueber die Termingeſchäfte im wirthſchaftlichen 
Sinne enthält das Börſengeſetz keine Vorſchriften. 

Soweit alſo die Anwendung des Börſengeſetzes in Be— 
tracht kommt, handelt es fih um die Frage: Liegt ein Bör- 
ſentermingeſchäſt vor oder ein freies Termingeſchäft, und 
unter welchen Vorausſetzungen ſind dieſe Geſchäfte wirkſam? 

Damit ſind aber der folgenden Darſtellung die Wege 


gezeichnet. 


112) Cf. die negative Faſſung des $ 69. 
113) Motive zum Börſengeſetz (Nr. 14 der Druckſachen des Reichstags 
9. Legislaturperiode IV. Seſſion 1895—1896 S. 22). 


Trumpler: Differenzgeſchäfte nach B. GB. u. Börſengeſetz. 479 


1. Kapitel. 


Der Börfenterminhandel. 
a) Die Börſentermingeſchäfte. 
§ 17. 
Begriff. 


Die Beſtimmungen des IV. Abſchnittes des Börſen⸗ 
geſetzes haben den Börſenterminhandel zum Gegenſtand. Die 
Begriffsmerkmale der Börſentermingeſchäfte ſind nach § 48 
folgende ! 14): 

I. Im Allgemeinen die Begriffsmerfmale des Termin- 
geſchäfts. 

1. Ein fixes Lieferungsgeſchäft 115) (Art. 357 des alten 
Handelsgeſetzbuches). 

2. Abſchluß nach für den Terminhandel feſtgeſetzten, 
d. h. typiſchen Geſchäftsbedingungen. 

II. Im Beſonderen: 

1. Die Geſchäftsbedingungen müſſen von dem Börſen⸗ 
vorſtand feſtgeſetzt ſein. 

Dies ſetzt voraus 

a) daß überhaupt für den betreffenden Geſchäftszweig 
offizielle, d. h. von dem Börſenvorſtand, „dem (auf 
Grund des § 5 Ziff. 1 BG.’s und der Börſenord— 
nung) zur Leitung der Börſe berufenen Organe 110, 
feſtgeſetzte Uſancen vorhanden ſind. Es genügt 
nicht, daß ohne Sanktion des Börſenvorſtandes an 
der Börſe Uſancen thatſächlich in Geltung ſind. 
Rechtsquelle für das Geſchäft darf nicht Gewohn⸗ 


114) Vgl. hierüber beſonders Staub, Anm. 6 ff., Exkurs zu § 376. 
115) Richtiger: die Form eines fixen Lieferungsgeſchäfts, weil nach $ 69 
die rechtliche Natur des Geſchäfts belanglos iſt. 
116) Motive S. 10. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 31 
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heit, ſondern nur Beſchluß des Börſenvorſtands ſein. 
Dagegen muß bezüglich der ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des Börſengeſetzes beſtehenden Uſancen als 
hinreichend erachtet werden, daß dieſelben von den 
zuſtändigen Organen feſtgeſetzt wurden und unter 
ſtillſchweigender Zuſtimmung des Börſenvorſtands 
in Geltung blieben 11. 

b) Daß die Parteien auch nach dieſen offiziellen Uſancen 
abgeſchloſſen haben. 

Ein Börſentermingeſchäft liegt alſo nicht vor, 
wenn ſtatt der vom Börſenvorſtand feſtgeſetzten be: 
ſonders vereinbarte typiſche Bedingungen zu Grunde 
gelegt werden. Die Anwendbarkeit des Begriffes 
der Börſentermingeſchäfte wird aber nicht ausge— 
ſchloſſen, „wenn dieſe Abweichung ſich auf unter— 
geordnete Punkte bezieht, wie ſolches z. B. der Fall 
ſein würde, wenn das Lieferungsquantum nicht auf 
das den Börſenbedingungen entſprechende Quantum 
feſtgeſetzt, ſondern vielleicht um einen Zentner er— 
höht oder ermäßigt iſt“ (Bericht der Börſenenquete— 
kommiſſion S. 112 f.). 

Bei den ſogenannten handelsrechtlichen Liefe⸗ 
rungsgeſchäften 119 liegen weſentliche Abweichungen 
vor 11). 

2. Für die an der betreffenden 12°) Börſe geſchloſſenen 


117) Vgl. Freund, Der Börſenterminhandel in Effekten nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Vörſengeſetzes (Holdheim VI S. 173); Reichs⸗ 
gericht XLII S. 43 f. 

118) Vgl. Schanz, Börſenweſen S. 440 f.; Weber, Börſengeſetz 
(Conrad's Handwörterb. 2. Supplem. Bd. [1897] S. 248 f.); 
Pfleger S. 1004. 

119) Zuſtimmend Staub, Anm. 8, Exkurs zu § 376; Bondi, Ueber 
Börſentermingeſchäſte im Sinne des Börſengeſetzes und Geſchäfte 
in Werthpapieren mit beſtimmter Lieſerungszeit nach Handelsgeſetz⸗ 
buch (Holdheim VI S. 141). 

120) d. h. an derjenigen Börſe, an welcher auch die von dem Börſen⸗ 
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Geſchäfte ſolcher Art muß eine amtliche Feſtſtellung von 
Terminpreiſen ($$ 29, 35) erfolgen. 

Beiden Erforderniſſen können ſonach nur Geſchäfte ent⸗ 
ſprechen, die nach offiziellen Uſancen einer deutſchen Börſe 
geſchloſſen ſind. Ausnahmsweiſe müſſen in Folge der Be⸗ 
ſtimmung des § 68 Ziff. 1 Börſentermingeſchäfte auch dann 
als vorliegend angenommen werden, wenn Inländer im Aus⸗ 
land nach den Uſancen einer ausländiſchen Börſe abgeſchloſſen 
haben, vorausgeſetzt, daß auf die ſo geſchloſſenen Geſchäfte 
die beſonderen Merkmale des § 48 fwenigftens in analoger 
Weile zutreffen 12). 

Alle dieſe allgemeinen und beſonderen Begriffsmerkmale 
müſſen zutreffen, damit die Beſtimmungen über den Börſen⸗ 
terminhandel Platz greifen können. Fehlt es an einem be⸗ 
ſonderen Merkmal, ſo können nur die Beſtimmungen über 
den freien Terminhandel in Betracht kommen; fehlt es an 
einem allgemeinen Merkmal, ſo können weder die Beſtim⸗ 
mungen über den Börſenterminhandel, noch die über den 
freien Terminhandel Anwendung finden. 


§ 18. 
Arten. 


Rechtlich erheblich iſt hier folgende Unterſcheidung: 

1. Erlaubte Börſentermingeſchäfte. 

2. Unerlaubte Börſentermingeſchäfte. 

a) Verboten ſind Börſentermingeſchäfte im Umfang 
des § 50 Abſ. 2 und 3. 

Sie können durch den Bundesrath verboten 

werden nach Maßgabe des § 50 Abſ. 1. Dies iſt 
bisher geſchehen bezüglich des Börſenterminhandels 


vorſtande feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen beſtehen; abweichend 
Kahn Börſengeſetz (1897) § 48 Anm. 7. 
121) Vgl. Reichsgericht XLIII S. 92, XLIV S. 57. 
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in Kammzug durch Bundesrathsbeſchluß vom 20. April 
1899. 

b) Unerlaubt, wenn auch nicht ausdrücklich verboten, 
ſind nach § 51 Abſ. 1 Börſentermingeſchäfte in 
Waaren oder Werthpapieren, deren Zulaſſung zum 
Börſenterminhandel gemäß § 49 von den Börſen⸗ 
organen (Börſenvorſtand und Börſenaufſichtsbe⸗ 
hörde) 1??) endgiltig verweigert it. Von der Zu: 
laſſung von Waaren und Werthpapieren zum Börſen⸗ 
terminhandel iſt die Zulaſſung von Werthpapieren 
zum Börſenhandel (§ 36 ff.) zu unterſcheiden. Selbſt⸗ 
verſtändlich find aber nach § 41 auch Börſentermin⸗ 
geſchäfte in Werthpapieren unerlaubt, deren Zulaſſung 
zum Börſenhandel verweigert oder nicht nachgeſucht 
iſt, in denen alſo Börſengeſchäfte jeder Art uner⸗ 
laubt ſind. 


b) Die Wirkſamkeit der Börſentermingeſchäfte. 
| § 19. 
a) Die WirkfamReit der unerlaubten Vörſentermingeſchaͤfte. 


1. In börſenaufſichtsmäßiger Beziehung wird durch § 51 
Abſ. 1 für die unerlaubten Börſentermingeſchäfte verboten: 
die Benutzung der Börſeneinrichtungen, wozu auch das Ter: 
minregiſter gehört, die Vermittlung durch die Kursmakler, 
die Veröffentlichung und Verbreitung von Preisliſten. 

Da der Abſchluß von unerlaubten Börſentermingeſchäften 
vorausſetzt, daß diefe trotz Ausſchluß von den Börſeneinrich⸗ 
tungen zu Stande kommen, weil ſonſt die Merkmale des 
§ 48 nicht zutreffen, fo hat § 51 nur die Bedeutung einer 
Präventivvorſchrift. 

2. Beſtritten iſt, ob ſich an den Abſchluß unerlaubter 
Börſentermingeſchäfte (§§ 50, 51 Abſ. 1) auch civilrechtliche 
Wirkungen knüpfen. 


122) Motive S. 10. 
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a) Das Reichsgericht iſt der Anſicht, daß alle in §§ 51 
und 52 bezeichneten Geſchäfte, alſo ſowohl die un⸗ 
erlaubten Börſen⸗ wie die unerlaubten freien Ter⸗ 
mingeſchäfte auf Grund der Beſtimmung des $ 66 
unwirkſam ſind. 

In Bd. XLII S. 48 wird dies damit begründet, daß 
die unerlaubten Termingeſchäfte, obwohl von der Börſe aus⸗ 
geſchloſſen, keine größeren Vorrechte haben könnten, als die 
erlaubten Börſentermingeſchäfte, die gegen nicht eingetragene 
Perſonen unklagbar ſeien, und daß folglich § 66 auch auf 
die unerlaubten Termingeſchäfte zu erſtrecken ſei. 

Allein nach den Erfahrungen, die der Geſetzgeber auf 
dieſem Gebiete gemacht hatte, ſchien ihm der Ausſchluß von 
den Börſeneinrichtungen zur Unterdrückung unerlaubter Ter⸗ 
mingeſchäfte wirkſamer zu ſein, als die civilrechtliche Un⸗ 
giltigkeit. | 

Bekanntlich haben die preußiſchen Verordnungen vom 
19. Januar 1836, 13. Mai 1840 und 24. Mai 1844 
Zeitgeſchäfte in gewiſſen Werthpapieren ſowohl für ungiltig 
erklärt, als auch ihre Vermittlung theilweiſe unter drako⸗ 
niſche Gefängnißſtrafen geſtellt, wurden aber 1860 wieder 
aufgehoben, weil ſie „notoriſch gänzlich unwirkſam geblieben 
feien 125). 

Noch weniger läßt ſich die Anwendung des § 66 recht— 
fertigen. Die §§ 54—69 beſchäftigen ſich ausſchließlich mit 
der neu geſchaffenen Börſeneinrichtung des Terminregiſters; 
in den §§ 54—65 find die Vorſchriften über die äußere 
Führung des Regiſters, in den §§ 66— 69 die Beſtimmungen 
über die Bedeutung deſſelben für die Wirkſamkeit der Börſen⸗ 
termingeſchäfte 12“) niedergelegt. Nun find aber von dieſer 


123) Simon S. 463 ff.; Ehrenberg, Fondsſpekulation und Geſetz⸗ 
gebung S. 59 f., 71; Pfleger S. 982. 
124) In § 28 BG.'3 wird die Bedeutung des Börſenregiſters für die 
Wirkſamkeit eines Schiedsvertrags behandelt. Iſt in einem un⸗ 
erlaubten Vörſentermingeſchäft die Schiedsvertragsklauſel enthalten, 
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Börſeneinrichtung die unerlaubten Börſentermingeſchäfte ge⸗ 
mäß § 51 Abſ. 1 ausgeſchloſſen. Auch das Reichsgericht 
gibt dies zu. Gleichwohl greift es aus den Paragraphen, 
welche jene Börſeneinrichtung regeln, einen einzigen heraus, 
denjenigen nämlich, welcher von der Unwirkſamkeit der die 
Eintragung in das Börſenregiſter erfordernden Geſchäfte 
handelt, und erklärt ihn auch auf diejenigen Geſchäfte für 
anwendbar, welche von dieſer Börſeneinrichtung ausge— 
ſchloſſen ſind! 

b) Eine andere Anſicht geht dahin, daß die gegen die 
ausdrücklichen Verbote des E 50 verſtoßenden Börſen⸗ 
termingeſchäfte gemäß § 134 des B. GB.“'s nichtig 
feien 125), 

Danach ſind alſo die nicht ausdrücklich verbotenen 
Börſentermingeſchäfte wirkſam. In der That kann wenig: 
ſtens dies nicht in Zweifel gezogen werden. Denn einerſeits 
fehlt es hier an einem geſetzlichen Verbot, als deſſen Folge 
die Unwirkſamkeit erſcheinen könnte, andererſeits ergibt ſich 
aus dem Vergleich mit der Beſtimmung des § 41, die un⸗ 
beſtritten keine civilrechtlichen Wirkungen äußert, daß der 
Geſetzgeber an die Verweigerung der Zulaſſung zum Börſen⸗ 
terminhandel keine anderen Folgen knüpfen wollte, wie an 
die Verweigerung der Zulaſſung zum Börſenhandel. Nun 
aber dürfte es kaum im Willen des Geſetzgebers gelegen 
fein, daß die unerlaubten, aber nicht ausdrücklich ver: 
botenen Börſentermingeſchäfte wirkſam, die unerlaubten und 
ausdrücklich verbotenen Börſentermingeſchäfte dagegen un⸗ 
wirkſam ſein ſollten. 

Schreibt man ferner den Verboten des § 50 civilrecht⸗ 
liche Wirkung zu, fo muß man fie aud) auf die freien Ter: 


ſo iſt das Geſchäft an ſich unabhängig von der Eintragung wirkſam, 
die Schiedsvertragsabrede nur im Falle der Eintragung verbindlich. 
Doch kann fih die Unwirkſamkeit des ganzen Geſchäſts aus § 139 
B. GB.'s ergeben. 

125) Kahn § 50 Anm. 2. 
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mingeſchäfte in den fraglichen Geſchäftszweigen ausdehnen, 
da dieſe Geſchäfte nicht minder gegen den Zweck der Ver⸗ 
bote verſtoßen. Nun ergeben ſich aber aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes keinerlei Anhaltspunkte dafür, daß ein 
ſo tiefes Eingreifen in die Grundſätze des bürgerlichen Rechts 
gewollt war, und daß dies ſtillſchweigend geſchehen ſein ſollte, 
iſt um ſo weniger anzunehmen, als der Geſetzgeber die bör⸗ 
ſenaufſichtsmäßigen Folgen der Verbote ausdrücklich ge⸗ 
regelt hat. | 

In pofitiver Beziehung ergibt fic) endlich aus der 
Stellung des § 50, daß die dort aufgeführten Verbote nur 
die Zulaſſung zum Börſenterminhandel betreffen. Denn § 50 
iſt eingeſchaltet zwiſchen der Beſtimmung, die für den Börſen⸗ 
terminhandel in Waaren und Werthpapieren eine Entſcheidung 
der Börſenorgane über die Zulaſſung verlangt, und zwiſchen 
den Beſtimmungen, welche die Folgen der Verweigerung 
bezw. Nichtnachſuchung der Zulaſſung normiren. 

Aus dieſen Gründen müſſen die unerlaubten Börſen⸗ 
termingeſchäfte als rechtswirkſam erachtet werden 12). 


B) Die Wirkfamkeit der erlaubten Vörſentermingeſchäfte. 
. § 20. 
Die Wirkung der Nichteintragung. 


I. Die Eintragung in das Börſenregiſter ift völlig un: 
abhängig von dem Abſchluß eines Börſentermingeſchäfts, 
folglich keine Formvorſchrift für die Willensäußerung. Wäre 
dies der Fall, ſo müßte nach dem Grundſatz locus regit 
actum für die Wirkſamkeit der im Ausland geſchloſſenen 
Börſentermingeſchäfte das Eintragungserforderniß in Wegfall 
kommen; das Gegentheil wird aber im § 68 Abſ. 1 be— 
ſtimmt. Die Einführung des Börſenregiſters bedeutet viel: 


126) Zuſtimmend Freund bei Holdheim VI S. 42; ſiehe auch 
Weber S. 239. . 
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mehr die Schaffung einer beſonderen Art der Geſchäftsfähig— 
keit für eine beſondere Art von Geſchäften 1271. 

Da jene beſondere Geſchäftsfähigkeit erſt erworben ſein 
muß, damit Rechte aus Termingeſchäften begründet werden 
können, der Erwerb derſelben aber in den freien Willen der 
Parteien geſtellt iſt, ſo ergibt ſich in prozeſſualer Beziehung, 
daß die Eintragung einerſeits eine klagebegründende That⸗ 
ſache, andererſeits ihr Vorliegen vom Richter nicht zu ver⸗ 
muthen ift !?®). 

II. Wenn nicht beide Parteien zur Zeit des Geſchäfts⸗ 
abſchluſſes im Börſenregiſter für den betreffenden Geſchäfts⸗ 
zweig eingetragen waren, ſo gilt vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mung des $ 68 Abſ. 2 Folgendes: 

1. Durch das Börſentermingeſchäft wird ein Schuld: 
verhältniß nicht begründet. 

Nach beſonderer Vorſchrift gilt hier im Gegenſatz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch das Gleiche von der Ertheilung und 
Uebernahme von Aufträgen, ſowie von der Vereinigung zum 
Abſchluß von Börſentermingeſchäften. 

Darüber, daß ſich die Unwirkſamkeit auch auf acceſſo⸗ 
riſche Rechte und Verbindlichkeiten erſtreckt, hätte es einer 
beſonderen Beſtimmung nicht bedurft. 


2. Das bei oder nach völliger Abwicklung des Geſchäfts 
zu ſeiner Erfüllung Geleiſtete kann nicht zurückgefordert 
werden. 

a) Vorausſetzung für den Ausſchluß des Rückforde⸗ 
rungsrechts iſt zunächſt Leiſtung zur Erfüllung des 
Geſchäfts. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſpricht in §762 von Leiſtungen 


127) Cf. Bericht der Börſenenquetekommiſſion S. 102, Motive S. 22 
und 25. 
128) Ueber die Vorſchriſten hinſichtlich der äußeren Einrichtung des 
Regiſters ſiehe SS 54 — 65. 
Die Frage, ob ein ausländiſches Urtheil aus einem Börſen⸗ 
termingeſchäft gegen einen Inländer für vollſtreckbar erklärt werden 
darf, verneint richtig Staub, Anm. 24, Exkurs zu $ 376. 
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auf Grund des Geſchäfts, doch ergibt ſich daraus keine Ver⸗ 
ſchiedenheit gegenüber dem Börſengeſetz, denn wenn fogar 
Leiſtungen zur Erfüllung des unwirkſamen Geſchäfts nicht zu⸗ 
rückgefordert werden können, ſo gilt dies ohne Weiteres auch 
von Leiſtungen, welche dieſem Zwecke nicht dienen. 

Leiſtung iſt auch hier jede Vermögenszuwendung. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch hat hiervon ſolche Leiſtungen aus⸗ 
genommen, welche in einer vom verlierenden Theile gegen⸗ 
über dem gewinnenden zum Zwecke der Erfüllung der Spiel- 
ſchuld eingegangenen Verbindlichkeit beſtehen. Die entſpre⸗ 
chende Beſtimmung des Börſengeſetzes beſchränkt ſich darauf, 
die Schuldanerkenntniſſe für unwirkſam zu erklären. Trotz 
des verſchiedenen Wortlauts ſtimmen aber beide Vorſchriften 
ſachlich überein. Zweifellos würde es dem Willen des Ge- 
ſetzgebers widerſprechen, wenn man alle Verträge zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner, welche die Anerkennung der um: 
wirkſamen Schuld nicht direkt zum Gegenſtand haben, z. B. 
eine Wechſelerklärung des Schuldners, für wirkſam erachten 
wollte. Vielmehr muß genügen, daß in dem Vertrag mit- 
telbar eine Anerkennung der unwirkſamen Schuld liegt. 
Dies iſt aber bei allen Verbindlichkeiten der Fall, die zum 
Zwecke der Erfüllung der unwirkſamen Schuld eingegangen 
werden. Nun kann allerdings eine derartige Verbindlichkeit 
auch einem Dritten gegenüber eingegangen werden, und der 
Wortlaut des Börſengeſetzes iſt inſofern weiter wie der des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, als nicht ausdrücklich geſagt iſt, 
daß ſolche einem Dritten gegenüber eingegangene Verbind- 
lichkeiten wirkſam find. Gleichwohl muß dies angenommen 
werden. Denn im Zuſammenhang mit den „beitellten Sicher: 
heiten“ können unter den „abgegebenen Schuldanerkennt⸗ 
niſſen“ nur die dem Gläubiger abgegebenen gemeint ſein. 
Eine erweiternde Auslegung iſt aber aus dem Willen des 
Geſetzes nicht veranlaßt, und daher ſteht ihr hier der Um⸗ 
ſtand entgegen, daß es ſich um eine Ausnahmebeſtimmung 
handelt, d. h. um eine Ausnahme von der Beſtimmung, 
daß das Geleiſtete nicht zurückgefordert werden kann. 


488 Trumpler: Differenzgeſchäfte nach B. GB. u. Börſengeſetz. 


Selbſtverſtändlich iſt ſchließlich, daß das zum Zwecke 
der Erfüllung einer unwirkſamen Verbindlichkeit Geleiſtete 
nicht zurückgefordert werden kann. 

Hierher gehört auch die wichtige Frage, ob die An: 
erkennung des Saldos im Kontokorrentverkehr eine 
dem Gläubiger gegenüber eingegangene Verbindlichkeit oder 
eine wirkſame Leiſtung zur Erfüllung der unwirkſamen 
Schuld iſt. 

Das Letztere iſt der Fall, wenn der Kontokorrent auf 
Seiten des Anerkennenden auch Aktivpoſten enthält, denn 
hier ſtimmt der Schuldner mit der Anerkennung des Saldos, 
der Aufrechnung der Aktiv- mit den Paſſivppoſten zu; es 
handelt ſich alſo nur um die Frage, wie hoch der Betrag 
der Leiſtung anzunehmen iſt. 

Soweit ſich ein Aktivſaldo für den Anerken⸗ 
nenden herausſtellt, iſt die Leiſtung zum vollen Betrage 
der unwirkſamen Schulden bewirkt, folglich ſtellt das An⸗ 
erkenntniß des Aktivſaldos fih als wirkſames Anerkennt⸗ 
niß dar. 

Sind aber die Paſſivpoſten höher als das Guthaben 
des Schuldners, ſo kann die Leiſtung zur Erfüllung der 
unwirkſamen Schulden nur zu dem Höchſtbetrage bewirkt 
ſein, zu welchem die Aufrechnung möglich war. Dies iſt 
der Fall, wenn die Paſſivpoſten nur aus unwirkſamen Schul⸗ 
den beſtehen. Hier werden die Aftivpoften ausnahmslos zur 
Erfüllung der unwirkſamen Schulden verwendet. Soweit 
alfo ein Paſſivſaldo nur aus unwirkſamen Schul— 
den übrig bleibt, iſt eine Leiſtung zur Erfüllung der un- 
wirkſamen Schulden nicht bewirkt, folglich ſtellt das An— 
erkenntniß des Paſſivſaldos fih als unwirkſames Schuld: 
anerkenntniß dar. 

Beſtehen aber die Paſſivpoſten auch aus wirkſamen Schul: 
den, ſo muß erſt feſtgeſtellt werden, inwieweit die Aktivpoſten 
zur Erfüllung der unwirkſamen Schulden verwendet wurden, 
d. h. zu welchem Betrage ſich der Saldo aus wirkſamen, 
bezw. unwirkſamen Schulden zuſammenſetzt, in welcher Höhe 
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alſo das Schuldanerkenntniß wirkſam, in welcher unwirkſam 
iſt. Es würde dem Weſen des Kontokorrentvertrags als 
eines Kreditvertrags für die Dauer einer Rechnungsperiode 
widerſprechen, wenn man die einzelnen Aftivpoften der Reihe 
nach gegen die einzelnen Paſſivpoſten aufrechnen würde. Da 
vielmehr jeder einzelne Poſten bis zum Ablauf der Rech⸗ 
nungsperiode geſtundet iſt, ſo ſtehen von dieſem Moment an 
die Aktiv⸗ den Paſſivpoſten in ihrer Geſammtheit zur Auf: 
rechnung gegenüber 129). Daraus ergibt ſich, daß, ſoweit 
Aufrechnung möglich, jeder einzelne Poſten verhältnißmäßig 
aufgerechnet ift. Das Gleiche gilt von den Kontokorrent⸗ 
zinſen. Da dieſe aus der jeweiligen Kontokorrentſchuld be⸗ 
rechnet und in einen Rechnungspoſten zuſammengefaßt wer⸗ 
den, ſo iſt aus dieſen Zinspoſten zunächſt der Betrag der 
Zinſen aus den unwirkſamen Schulden auszuſcheiden und 
ſeine verhältnißmäßige Aufrechnung feſtzuſtellen. Soweit 
der nicht aufgerechnete Reſt der unwirkſamen Schul⸗ 
den und deren Kontokorrentzinſen in dem Paſſiv⸗ 
ſaldo erſcheinen, iſt eine Leiſtung zur Erfüllung der 
unwirkſamen Schulden nicht bewirkt, folglich ſtellt ſich das 
Anerkenntniß des Paſſivſaldos inſoweit als unwirkſames 
Schuldanerkenntniß dar. 

Anderer Meinung ift hier Staub 15°): Da das Schuld: 
anerkenntniß unwirkſam ſei, ſo müſſe dies in Folge der 
Vorſchrift des § 139 B.GB.’s von dem ganzen Akt der 
Saldofeſtſtellung, alſo auch von der Verrechnung gelten; 
denn meiſt ſei nicht anzunehmen, daß die Verrechnungserklä⸗ 
rung ohne das Anerkenntniß abgegeben wäre. 

Allein jedenfalls trifft dieſe Anſicht dann nicht zu, wenn 
die Paſſivpoſten nicht ausnahmslos aus unwirkſamen Schul⸗ 
den beſtehen, denn in dieſem Falle ift ja das Schuldaner: 
kenntniß nicht zu ſeinem vollen Betrage unwirkſam. Aber 
auch wenn dies der Fall ſein ſollte, ſo hat doch derjenige, 


129) Vgl. Cohn bei Endemann III S. 944. 952. 
130) Anm. 15, Exkurs zu § 376. 
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der nicht bloß den Verrechnungs-, ſondern auch den An- 
erkenntnißvertrag ſchließt, meiſt keinen Grund, der Verrech— 
nung allein nicht zuzuſtimmen. Endlich iſt überhaupt zu 
verneinen, daß Verrechnung und Anerkenntniß Theile eines 
Rechtsgeſchäfts, oder die Verrechnung ein Theil des An— 
erkenntniſſes im Sinne des § 139 iſt. 

Was den Akt der Saldofeſtſtellung betrifft, ſo kann 
dieſer nur im wirthſchaftlichen Sinne als ein einheitliches 
Rechtsgeſchäft aufgefaßt werden. Soll aber zwiſchen An⸗ 
erkenntniß und Verrechnung ein Zuſammenhang beſtehen, 
ſo iſt dieſer nur in der Weiſe möglich, daß die Verrechnung 
die causa des Anerkenntniſſes bildet, aber nicht die causa 
im Sinne eines nothwendigen Vertragsbeſtandtheiles, denn 
das Saldoanerkenntniß iſt ja kein kauſaler, ſondern ein 
abſtrakter Vertrag, vielmehr die causa im Sinne des Mo⸗ 
tives, d. h. als ein von dem Anerkenntnißvertrag unab— 
hängiges Rechtsgeſchäft. Daher ſind Verrechnung und An— 
erkenntniß nicht Theile eines Rechtsgeſchäftes, ſondern zwei 
ſelbſtändige Rechtsgeſchäfte, von denen die Ungiltigkeit des 
einen den Beſtand des anderen nicht alterirt, ebenſowenig 
wie z. B. eine Abrechnung oder ein Vergleich als unwirk⸗ 
ſam betrachtet werden können, wenn auf Grund derſelben 
geleiſtet wurde und dieſe Leiſtung ſich als unwirkſam her⸗ 
ausſtellt. 


b) Weitere Vorausſetzung für den Ausſchluß des Rück⸗ 
forderungsrechtes ift im Gegenſatz zum B. GB. völlige 
Abwicklung des Geſchäftes. 

Bezüglich der Frage, ob die Prolongation als völlige 
Abwicklung zu betrachten ift, hat man zu unterſcheiden zwi- 
ſchen der einfachen (direkten) Prolongation und dem Report⸗ 
verfahren 15). 

Wenn der Spekulant, der das Anfangs- oder Schluß: 
glied einer Kette bildet, einerſeits ſeine Spekulation durch 


131) Bon di bei Holdheſim VI S. 138 bejaht, Coſack S. 396 ver: 
neint dieſe Frage unterſchiedslos. 
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Abſchluß eines Gegengeſchäfts nicht realiſiren, andererſeits 
auch nicht in eigener Perſon liefern bezw. abnehmen kann 
oder will, ſo iſt an ſich der einfachſte Ausweg die Verein⸗ 
barung mit dem Vertragsgegner, daß das Geſchäft auf nächſten 
Ultimo!“ prolongirt d. h. die Erfüllung deſſelben auf den 
nächſten Termin verſchoben werde 13°). 

Allein eine derartige Vereinbarung mit dem Vertrags⸗ 
gegner wird dann nicht möglich ſein, wenn auch dieſer ſeiner⸗ 
ſeits gekauft oder verkauft hat, weil in dieſem Falle die 
Erfüllung an einen Dritten zu bewirken iſt, der erſt bei der 
Ultimoliquidation ermittelt wird. Um daher an den Dritten 
Erfüllung bewirken zu können, ohne das Engagement zu 
löſen, muß ſich der Spekulant an eine andere Perſon wen⸗ 
den, um an dieſe, je nachdem er auf Steigen oder Sinken 
der Kurſe ſpekulirt hat, die Papiere auf nächſten Ultimo zu 
verkaufen und auf übernächſten von ihr zurückzukaufen bezw. 
dieſelben auf nächſten Ultimo von ihr zu kaufen und auf 
übernächſten an ſie wieder zu verkaufen. 

Der für die vorſtehende Frage weſentliche Unterſchied 
zwiſchen beiden Arten der Prolongation beſteht nun in Fol⸗ 
gendem: Beim Reportverfahren wird das prolongirte Geſchäft 
mit Hilfe des geliehenen Geldes oder der geliehenen Werth- 
papiere effektiv erfüllt, alſo völlig abgewickelt; dagegen wird 
bei der einfachen Prolongation Erfüllung zunächſt überhaupt 
nicht bewirkt, — weshalb denn auch die ſo prolongirten 
Geſchäfte nicht in die Ultimoliquidation einbezogen werden 
können —, vielmehr die Erfüllung auf nächſten Ultimo ver: 


132) Das Folgende gilt entſprechend von Prolongationsgeſchäften im 
Waarenterminhandel, die aber hier nur eine geringe Rolle ſpielen. 

133) Die einfache Prolongation bietet unter Umſtänden auch einen 
finanziellen Vortheil: Nach § 11 Abſ. 3 RSt.G.'s ift das Report: 
geſchäft ſtets abgabepflichtig, allerdings nur einmal für das dem 
Werthe nach höhere Geſchäft. Die einfache Prolongation iſt nach 
§ 7 Abſ. 2 fteuerfrei, wenn die Erfüllung des Geſchäfts weder 
unter veränderten Vertragsbeſtimmungen noch gegen Entgelt auf 
einen ſpäteren Termin verſchoben wird. 
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ſchoben: Hier wird alſo die alte Schuld einfach kreditirt, 
dort wird eine neue Schuld kontrahirt und dadurch die alte 
getilgt. 

Die einfache Prolongation ſtellt ſonach eine völlige Ab— 
wicklung des Geſchäfts nicht dar; daher kann das einſtweilen 
zur Begleichung der Differenzen zwiſchen Vertrags- und 
Liquidationskurs bezw. bei nochmaliger Prolongation zwiſchen 
Prolongations⸗ und Liquidationskurs Geleiſtete, ſowie auch 
der Prolongationszins zurückgefordert werden. 


§ 21. 
Die Wirkung der Eintragung. 


1. Die Wirkung der Eintragung in das Börſenregiſter 
iſt in § 69 beſtimmt. Auffallender Weiſe ſpricht $ 69 von 
einem Einwand, „daß die Erfüllung durch Lieferung der 
Waaren oder Wertpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen 
war“, während doch der Differenzeinwand nach § 764 B. GB.“ 
dahin geht, daß die Erfüllung bei Vertragsſchluß nicht 
beabſichtigt geweſen ſei, oder in poſitiver Faſſung: der 
Vertrag ſei in der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied von 
Vertrags⸗ und Lieferungspreis von dem verlierenden Teile 
an den gewinnenden gezahlt werden ſolle. Das Börſengeſetz 
geht alſo von einem engeren Begriffe, dem Begriff des 
reinen Differenzgeſchäfts aus, während im B. GB. § 764 
ein weiterer Begriff des. Differenzgeſchäfts aufgeſtellt iſt. 

Dieſe Verſchiedenheit iſt nicht beabſichtigt. Dem § 69 
des BG. legte man den Begriff des reinen Differenzgeſchäfts 
zu Grunde, weil zur Zeit der Schaffung des Börſengeſetzes 
nur dieſes Geſchäft vom bürgerlichen Recht als Spiel om: 
geſehen wurde. Der Entwurf des Börſengeſetzes war nämlich 
ſchon angenommen, während noch die Kommiſſivn tagte, die 
den § 764 in den Entwurf des B. GB.'s aufnahm und daz 
durch nachträglich den Begriff der als Spiel anzuſehenden 
Differenzgeſchäfte erweiterte. 

Dieſe Verſchiedenheit der Begriffe iſt aber auch mit 
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dem Zweck des Börſengeſetzes nicht zu vereinigen. Denn 
das Börſengeſetz will ja die Rechtsfolgen, die das bürger⸗ 
liche Recht an einen beſtimmten Thatbeſtand geknüpft hat, 
unter beſtimmten Vorausſetzungen beſeitigen. Iſt nun nach⸗ 
träglich der Thatbeſtand, an den das bürgerliche Recht jene 
Rechtsfolgen geknüpft hat, geändert worden, ſo müſſen nun⸗ 
mehr, vorausgeſetzt daß die Vorſchrift des § 69 auch unter 
der Geltung des neuen Rechts beibehalten werden ſoll, was 
ja durch die Hinzufügung des Abſ. 2 außer Zweifel geſtellt 
worden iſt, jene Rechtsfolgen für dieſen geänderten That⸗ 
beſtand beſeitigt werden. 

Freilich iſt in vorliegendem Falle die Verſchiedenheit 
der Thatbeſtände der SR 69 und 764 nicht rechtlich erheb⸗ 
lich; denn einerſeits ſind die Rechtsfolgen, die an den weiteren 
Thatbeſtand des § 764 geknüpft find, ſelbſtverſtändlich auch 
an den engeren Thatbeſtand des § 69 geknüpft, andererſeits 
ſind die Rechtsfolgen, die für den engeren Thatbeſtand des 
§ 69 befeitigt ſind, ſelbſtverſtändlich auch für den weiteren 
Thatbeſtand des § 764 beſeitigt. 

Immerhin iſt es unrichtig, von einem Differenzeinwand 
nach Börſengeſetz und nach Bürgerlichem Geſetzbuch zu ſprechen. 
Denn das Börſengeſetz ſchafft keinen Differenzeinwand, ſon⸗ 
dern beſeitigt nur den Differenzeinwand des bürgerlichen 
Rechts. Im bürgerlichen Recht gibt es aber nur einen 
Differenzeinwand nach § 764 des B. GB.“. 

In richtiger Auslegung lautet alfo § 69 BG.'s nun: 
mehr entſprechend: „Gegen Anſprüche aus Börſentermin⸗ 
geſchäften ... kann von demjenigen, welcher zur Zeit der 
Eingehung des Geſchäfts in das Börſenregiſter für den betr. 
Geſchäftszweig eingetragen war .., ein Einwand nicht darauf 
gegründet werden, daß die Erfüllung durch Lieferung der 
Waaren oder Werthpapiere bei Vertragsſchluß nicht beab— 
ſichtigt geweſen ſei.“ | 

2. Ueber die Wirkung der Eintragung in das Börſen⸗ 
regiſter beſtehen bei dem keineswegs unzweideutigen Wort: 
laut des § 69 vielfache Zweifel. 
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a) Beſtritten iſt zunächſt die Frage, in welchem Um⸗ 
fang der Einwand, „daß die Effektiv⸗ 
erfüllung vertragsmäßig ausgeſchloſſen 
war“, durch § 69 beſeitigt iſt. 

Um dies zu entſcheiden, empfiehlt es ſich, zunächſt den 
Wortlaut des in § 69 ausgeſchloſſenen Einwandes der Aus⸗ 
legung zu Grunde zu legen und ſodann zu prüfen, ob das 
gewonnene Reſultat eine Aenderung erleidet, wenn der in 
§ 69 ausgeſchloſſene Einwand mit dem Begriff des Diffe⸗ 
renzgeſchäfts in § 764 des B.GB.'s in Einklang oe 
bracht wird. 

Mit der Behauptung, daß die Effektiverfüllung aus⸗ 
geſchloſſen war, kann ſich der Beklagte in zweifacher Weiſe 
vertheidigen. Wird z. B. aus einem Differenzgeſchäft auf 
Effektiverfüllung geklagt, ſo kann der Beklagte ſich bereit 
erklären, die Differenz zu bezahlen, der Klage auf Effektiv⸗ 
erfüllung aber den Einwand entgegenſtellen, daß dieſe ver⸗ 
tragsmäßig ausgeſchloſſen war: Hier greift der Beklagte nur 
die thatſächliche Begründung des Klageanſpruchs an. 
Anders, wenn derſelbe Einwand gegen die Klage auf die 
Differenz vorgebracht wird: Hier kann der Einwand nur den 
Sinn haben, daß damit die rechtliche Begründung des 
Klageanſpruchs beſtritten wird. 

Daraus geht aber hervor, daß auf dieſelbe Thatſache 
des Ausſchluſſes der Effektiverfüllung zwei völlig verſchiedene 
Einwände geſtützt werden können. In jenem erſten Falle, 
wo der Beklagte zwar die Differenz bezahlen, nicht aber 
effektiv erfüllen will, hat er einen Einwand gebracht, der 
mit dem Differenzeinwand gar nichts zu thun hat. Denn 
Inhalt des Differenzeinwands iſt die Bebaup- 
tung, daß der Anſpruch klagend nicht geltend ge 
macht werden könne, weil die Effektiverfüllung 
vertragsmäßig ausgeſchloſſen fet, mithin ein 
Differenzgeſchäft vorliege. Der Differenzein⸗ 
wand richtet ſich unmittelbar nicht gegen die Be⸗ 
gründung des geltend gemachten Anſpruchs, ſon— 
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dern gegen die Geltendmachung des begründeten 
Anſpruchs 13). | | | 

Das Geſetz hat aber verkannt, daß die Thatſache des 
Ausſchluſſes der Effektiverfüllung nicht bloß als Differenz⸗ 
einwand geltend gemacht, ſondern auch gegen die thatſäch⸗ 
liche Begründung des Klageanſpruchs eingewendet werden 
kann, und hat ſo zu der Auslegung Anlaß gegeben, als 
könne auch das einfache Leugnen der Klagethatſachen nicht mit 
dem Ausſchluß der Effektiverfüllung begründet werden +55). 

Allein dieſe Anſicht iſt unrichtig. Denn der Geſetz⸗ 
geber wollte nur den Differenzeinwand ausſchließen. Dies 
kann nicht zweifelhaft ſein, wenn man erwägt, daß durch 
§ 69 als Entgelt für den Regiſterzwang die Rechtsunſicher⸗ 
heit beſeitigt werden ſollte, die bezüglich der Klagbarkeit von 
Termingeſchäften beſtand, und daß dieſe Rechtsunſicherheit 
nur durch den Differenzeinwand bezw. die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts in Betreff deſſelben erzeugt worden war. 
Der Einwand, daß die Effektiverfüllung vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen war als Leugnen der Klagethatſachen hat eine 
derartige Rolle niemals geſpielt und wird dies auch in Zu⸗ 
kunft nicht thun. Zwar iſt dadurch die „Miſere der kon⸗ 
kludenten Differenzumſtände“, um mit Staub zu reden, nicht 
völlig beſeitigt, weil der Beklagte mit dieſen Umſtänden 
immer noch den Beweis führen kann, daß Kläger nicht 
Effektiverfüllung verlangen könne. Allein da nunmehr jeden⸗ 
ſalls die Differenz klagbar iſt, ſo hat der Beklagte und mit 
ihm der Richter nahezu jegliches Intereſſe an den konklu⸗ 
denten Differenzumſtänden verloren. Andererſeits hat aber 


134) Darin kann allerdings mittelbar auch ein Angriff gegen die 
Klagebegründung liegen, ſo wenn der Differenzeinwand gegen die 
Klage auf Effektiverfüllung geltend gemacht wird. 

135) So Staub, Anm. 26, Exkurs zu § 376; Deutſche Juriſten⸗Ztg. 
1896 S. 399; Holdheim VI S. 171; dagegen richtig das 
Reichsgericht in der Entſcheidung vom 29. Februar 1896 bei 
Holdheim V S. 196 und Freund bei Holdheim VI S. 177 
und in der Deutſchen Juriſten⸗Ztg. 1896 S. 465. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 32 


496 Trumpler: Differenzgeſchäfte nach B. GB. u. Börſengeſetz. 


der Kläger überhaupt keinen Anlaß, aus einem Differenz⸗ 
geſchäft auf Effektiverfüllung zu klagen, weil er ſchon bei 
reellen Zeitgeſchäften die Einklagung der Differenz als zur 
Verfolgung ſeiner Intereſſen am geeignetſten hält. 

In demſelben Sinne erledigt ſich dieſe Streitfrage, wenn 
man richtiger Weiſe annimmt, daß der in § 69 ausgeſchloſſene 
Differenzeinwand nunmehr im Einklang mit der Beſtimmung 
des § 764 dahin geht, daß die Effektiverfüllung bei Ver⸗ 
tragſchluß nicht beabſichtigt geweſen ſei. 

Ein Einwand dieſes Inhalts kann ſich nur gegen die 
rechtliche Begründung des Klageanſpruchs richten, iſt alſo 
ſtets Differenzeinwand und daher nach § 69 ausgeſchloſſen. 
Wird dagegen der Einwand, daß die Effektiverfüllung ver⸗ 
tragsmäßig ausgeſchloſſen ſei, erhoben, ſo kann ſich dieſer 
ſowohl als Differenzeinwand in engerer Faſſung wie als 
bloßes Leugnen der Klagethatſachen darſtellen; im erſteren 
Falle iſt der Einwand ausgeſchloſſen, im letzteren zuläſſig. 

b) Beſtritten iſt ferner die Frage, in welchem Umfang 
der Spieleinwand durch § 69 beſeitigt iſt. 

Zunächſt muß zugegeben werden, daß der Differenz⸗ 
einwand mit dem Spieleinwand nicht identiſch iſt. Denn 
Inhalt des Differenzeinwandes ift nicht die Behauptung, 
daß Spiel, ſondern daß eine beſondere Form des Spieles, 
nämlich ein Differenzgeſchäft vorliege. Aus dieſem Grunde 
ift begrifflich möglich, daß gegen ein Börſentermingeſchäft !?“) 
ein Einwand erhoben würde, der nicht Differenzeinwand und 
doch Spieleinwand iſt. 

Allein aus rechtlichen Gründen erſcheint dies ausge⸗ 
ſchloſſen: Ein Börſentermingeſchäft kann nur entweder reeller 
Kauf oder Differenzgeſchäft im Sinne des § 764 ſein, es kann 
nicht Spiel ſein, ohne Differenzgeſchäft im Sinne des $ 764 
zu ſein. Denn der Spielvertrag iſt, wie oben S. 459 f. aus⸗ 
geführt, ein in abstracto, durch ſeinen Inhalt, wirthſchaft⸗ 


136) Dieſer Begriff iſt hier, wie überhaupt im Börſengeſetz nur im for⸗ 
malen Sinne gebraucht. 
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lich zweckloſer Vertrag und ſteht daher in unvereinbarem 
Gegenſatz zum Kaufvertrag 157); und wenn nach der Bor: 
{drift des § 764 ein Geſchäft, das feinem Inhalt nach Kauf 
iſt, unter gewiſſen Vorausſetzungen, nämlich wenn es ſich 
als Differenzgeſchäft darſtellt, als Spiel „anzuſehen“ iſt, ſo 
ſpricht gerade dieſe beſondere geſetzliche Beſtimmung dafür, 
daß, wenn dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen, ein Kauf 
nicht als Spiel anzuſehen ift. Um Spiel zu fein, muß 
alſo ein Börſentermingeſchäft nothwendig Diffe⸗ 
renzgeſchäft ſein, folglich muß der Spieleinwand 
gegen ein Börſentermingeſchäft nothwendig Diffe- 
renzeinwand ſein. 

Darum iſt mit dem Ausſchluß des Differenzeinwands 
in § 69 der Spieleinwand ſchlechthin beſeitigt 158). 


137) Dies verkennen die Motive zu § 66 (ebenſo Kommiſſionsbericht zu 
8 66, Wermuth⸗Brendel, Börſengeſetz $ 69 Anm. 1). Wenn 
ſie annehmen, der Spieleinwand ſei nur inſoweit beſeitigt, als er 
fiH auf den vertragsmaͤßigen Ausſchluß der Effektiverfüllung ſtütze, 
ſeine Geltendmachung ſei aber nicht berührt, ſo weit er ſich auf 
andere Momente gründe, fo gehen fie offenbar davon aus, daß fich 
ein Geſchäft auch dann als Spiel darſtellen könne, wenn die 
Effektiverfüllung beabfichtigt fet, wenn alfo kein Differenzgeſchäft, 
ſondern ein reeller Kauf vorliege. Ebenſo Coſack S. 401, Bür⸗ 
gerliches Recht Bd. I S. 571. 

138) Nach Bondi bei Holdheim VI S. 134 ſei durch § 69 der 
Einwand, daß eine Wette vorliege, nicht beſeitigt. Allein entweder 
liegt wirklich ein Börſentermingeſchäft vor, dann iſt der Einwand 
der Wette nicht begründet, weil ein Börſentermingeſchäft nur ents 
weder Kauf oder nach $ 764 Spiel, nicht Wette iſt. Oder der 
Einwand der Wette iſt begründet, dann liegt kein Börſentermin⸗ 
geichäft vor, ſondern eine Wette, und die Anwendung des § 69 ift 
überhaupt ausgeſchloſſen. 
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2. Kapitel. 

Ber freie Cerminhandel. 
a) Die freien Termingeſchäfte. 
§ 22. 
Begriff. 


Unter freien Termingeſchäften verſteht der Geſetzgeber 
ſolche Termingeſchäfte, die „von der — in § 48 beſtimm⸗ 
ten — Mitwirkung der Börſenorgane unabhängig ſind“ 
($ 51 Abſ. 2), denen alſo, um Börſentermingeſchäfte zu 
ſein, die beſonderen Begriffsmerkmale des § 48 fehlen, näm⸗ 
lich vom Börſenvorſtand feſtgeſetzte Geſchäftsbedingungen und 
amtliche Preisfeſtſtellung. 

Indem der Geſetzgeber in § 48 den Begriff der Börſen⸗ 
termingeſchäfte beſtimmte, hat er alſo zugleich die Merkmale 
bezeichnet, die ihm für den Begriff des Termingeſchäfts als 
weſentlich erſchienen, denn von dieſem mußte er bei der Be⸗ 
ſtimmung des Begriffes der Börſentermingeſchäfte ausgehen. 
Dieſer geſetzliche Begriff des Termingeſchäfts iſt es alſo, der 
den Vorſchriften der SS 51 ADİ. 2, 52 zu Grunde liegt. 
Dagegen knüpft das Geſetz an den Abſchluß von Geſchäften, 
welche den wirthſchaftlichen Zwecken des Terminhandels 
dienen, ohne Termingeſchäfte im Rechtsſinne zu ſein (Termin⸗ 
geſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne), keinerlei Rechtswir⸗ 
kungen. 

Die einzelnen Begriffsmerkmale des freien Termin⸗ 
geſchäfts ſind demnach: 

1. ein fixes Lieferungsgeſchäft. 

a) Ein Lieferungsgeſchäft. 
| Ein Kontantgeſchäft und ein Kaſſageſchäft, ſofern bei 
dieſem nicht für die Lieferung der Waare eine Zeit oder 
Friſt bedungen iſt, kann daher niemals als Termingeſchäft 
betrachtet werden. 

Beſtritten iſt, ob die Kaſſakontokorrentgeſchäfte in Montan⸗ 
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werten an der Berliner Börſe 139) Kaſſageſchäfte (mit 
der erwähnten Einſchränkung) oder Termingeſchäfte ſind. 
Hierüber iſt zu bemerken: 

Wenn für einen beſtimmten Thatbeſtand eine geſetzliche 
Vorſchrift beſteht, ſo iſt die Anwendung dieſer Vorſchrift 
auf einen anderen Thatbeſtand in zwei Fällen gerechtfertigt, 
bei Simulation und bei Umgehung. Das Reichsgericht hat in 
feinem Urtheil vom 27. Juni 1899 140) den erſteren Geſichts⸗ 
punkt gehandhabt, indem es ausführte, „die Parteien hätten 
in Wirklichkeit ein Zeitgeſchäft gewollt“. Allein dieſer An⸗ 
ſicht kann nicht beigetreten werden. 

Beim Lieferungsgeſchäft kann der Käufer die Lieferung 
der Waare und — ſoweit das Geſchäft Zug um Zug zu 
erfüllen iſt — der Verkäufer die Zahlung des Kaufpreiſes 
erſt verlangen am Tage der Lieferung. Daher kann nach 
den Börſenuſancen 1“) der Käufer den Kaufpreis bis zum 
Ultimo für ſich verwenden, und der Verkäufer verbleibt bis 
dahin im Genuß der Zinſen des Papiers, d. h. die laufen⸗ 
den Zinſen (Stückzinſen) bis zum Ultimo werden dem Käufer 
durch Zuſchlag zum Kaufpreis angerechnet. Anders beim 
Kontantgeſchäft und beim Kaſſageſchäft, ſoweit bei dieſem 
nicht für die Lieferung der Waare eine Zeit oder Friſt be⸗ 
dungen iſt. Hier hat der Käufer den Kaufpreis ſogleich zu 
bezahlen und dafür gebühren ihm auch die Zinſen des Papiers 
vom Tage des Kaufabſchluſſes an. Die Eigenthümlichkeit 
des Kaſſakontokorrentgeſchäfts beſteht nun darin, 
daß der Käufer vom Tage des Kaufabſchluſſes 
an die Zinſen des Papiers, der Verkäufer vom 
Tage des Kaufabſchluſſes an Zinſen vom Kauf 
preis erhält. Dieſes Recht auf Zinſen vom Tage des 
Kaufabſchluſſes an hat aber zur begrifflich nothwendigen 
Vorausſetzung ein Recht auf Lieferung der Waare und Zah— 


139) Ueber die Technik ſiehe Schanz, Börſenweſen S. 440 f.; Pfle⸗ 
ger S. 1004 f.; Weber ©. 244. 

140) Bei Holdheim VIII S. 249 f. 

141) Siehe Sandheim S. 216 f. 
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lung des Kaufpreiſes am Tage des Kaufabſchluſſes. Aller⸗ 
dings kann man durch die Stundung der Waarenlieferung 
oder der Kauſpreiszahlung jeden Tageskauf dem wirthſchaft⸗ 
lichen Erfolg nach in einen Zeitkauf verwandeln, allein da— 
durch kann der rechtliche Unterſchied nicht verwiſcht werden, 
daß im einen Falle ein Recht auf die Leiſtung am Tage des 
Kaufabſchluſſes begründet wurde, im anderen Falle nicht. 

Weil alſo bei den Kaſſakontokorrentgeſchäften ein Recht 
auf Leiſtung am Tage des Kaufabſchluſſes beſteht und dieſes 
Recht durch das Verlangen der Zinsgewährung bis zum 
Ultimo auch geltend gemacht wird, liegen keine verdeckten 
Termingeſchäfte, ſondern wirkliche Kaſſagefchäfte vor!“ . 

Was nun den Geſichtspunkt der Geſetzesumgehung be- 
trifft, ſo ſetzt deſſen Anwendung das Vorhandenſein eines 
Gebots⸗ oder Verbotsgeſetzes voraus. Ein ſolches kann 
keineswegs in § 66 BG. erblickt werden. Das Börſengeſetz 
gebietet in § 66 weder die Eintragung noch verbietet es die 
Börſentermingeſchäfte unter nicht eingetragenen Perſonen !“). 
Daher ſind die Kaſſakontokorrentgeſchäfte auch ohne Ein⸗ 
tragung für rechtswirkſam zu erachten. Wohl aber iſt ein 
geſetzliches Verbot in § 50 Abſ. 2 Satz 1 enthalten, und 
nach dem Zweck der Beſtimmung kann auch nicht zweifelhaft 
ſein, daß die Kaſſakontokorrentgeſchäfte gegen dieſes Verbot 
verſtoßen. Daher muß die umgangene Beſtimmung auch 
auf den Umgehungsthatbeſtand Anwendung finden. Die 
Wirkungen des geſetzlichen Verbots in § 50 beſtehen aber 
im Ausſchluß von den Börſeneinrichtungen ($ 51). Folglich 
ſind die Kaſſakontokorrentgeſchäfte von den Börſeneinrich⸗ 
tungen ausgeſchloſſen 14. 


142) Abweichend Reichsgericht in dem oben angeführten Urtheil; Pfle⸗ 
ö ger S. 1005; Freund bei Holdheim VI S. 44. 

143) Siehe unten § 25. 

144) Wenn alfo der Oberpräfident der Provinz Brandenburg den Kurds 
maklern der Berliner Börſe die Vermittlung im Kaſſokontokorrent⸗ 
geſchäft verboten hat, ſo iſt dies geſetzlich gerechtfertigt, hätte aber 
mit § 50 Abſ. 2 ſtatt mit § 51 Abſ. 2 begründet werden müſſen. 
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b) Ein Zeitgeſchäft auf eine feſtbeſtimmte Lieferungs⸗ 

zeit oder mit einer feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt. 

Ein einfaches Lieferungsgeſchäft kann alſo nicht als 
Termingeſchäft betrachtet werden, auch wenn alle ſonſtigen 
Vorausſetzungen vorliegen 145). Der Geſetzgeber hat mit 
Aufnahme jenes Merkmals in § 48, womit natürlich kein 
beſonderes Begriffsmerkmal für das Börſentermingeſchäft 
bezeichnet werden ſollte, den Fixcharakter ausdrücklich als 
dem Termingeſchäft weſentlich bezeichnet. Er hat, da vor 
Inkrafttreten des BG. Termingeſchäfte nur als Fixgeſchäfte 
geſchloſſen wurden, angenommen, daß ein Lieferungsgeſchäft 
auf Grund des § 326 B. GB. (Art. 354—356 altes HGB.) 
mit Rückſicht auf die Nothwendigkeit der Gewährung einer 
Nachfriſt beim Verzug für die Zwecke des Terminhandels 
ſich nicht eigne. 

2. Abſchluß nach Geſchäftsbedingungen, die für den 
Terminhandel feſtgeſetzt ſind. 

Es genügen alſo nicht ſchlechthin im Voraus feſtgeſetzte 
Geſchäftsbedingungen, ſondern nur ſolche, die den Zwecken 
des Terminhandels dienen d. h. die gleichzeitige Erfüllung 
ſämmtlicher auf denſelben Termin geſchloſſener Geſchäfte in 
der Weiſe ermöglichen, daß unter Uebergehung aller der⸗ 
jenigen, die ebenſoviel gekauft als verkauft haben, Waare 
gegen Geld unmittelbar zwiſchen dem erſten Verkäufer und 
letzten Käufer getauſcht wird, während diejenigen, die einen 
Ring von Käufern und Verkäufern bilden, ihre wechſel⸗ 
ſeitigen Forderungen tilgen, ohne daß überhaupt eine Liefe⸗ 
rung bezw. Abnahme erfolgt. 

Hierher gehören neben der Fixirung der Lieferungszeit 


Uebrigens ſoll durch dieſes Verbot wenig erreicht worden ſein, da 
nur ein unerheblicher Theil des fraglichen Geſchäſtsverkehrs ſich in 
Händen der Kursmakler befinde. Siehe Frankfurter Zig. Morgen: 
blatt vom 1. Februar 1900, Abendbl. vom 11. Dezember 1899, 
Morgenblatt vom 13. März 1900. 

145) Abweichend Coſack S. 397. 
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Beſtimmungen über die Waarenqualität, das zu Grunde zu 
legende Schlußquantum und die Abwidlungsbedingungen, 
auch wenn dieſe Beſtimmungen nur thatſächlich in Uebung 
find 14°), 


$ 23. 
i Arten. 


Wie bei den Börſentermingeſchäften it auch hier zwi: 
ſchen erlaubten und unerlaubten Termingeſchäften zu unter⸗ 
ſcheiden. 


Unerlaubt ſind freie Termingeſchäfte: 


1. Nach § 51 Abſ. 2, inſoweit die Börſentermingeſchäfte 
unerlaubt ſind, alſo inſoweit die Börſentermingeſchäfte durch 
§ 50 ausdrücklich verboten oder die Zulaſſung zum Börſen⸗ 
terminhandel gemäß § 49 von den Börfenorganen endgiltig 
verweigert iſt. 

Die Anſicht, als ob § 51 Abſ. 2 generelle Bedeutung 
habe, d. h. ſich auf den geſammten freien Terminhandel 
beziehe, iſt nach Stellung, Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Beſtimmung ſowie nach dem Vergleich mit der Be— 
ſtimmung des § 52 als unrichtig zu erachten 147). Der freie 
Terminhandel iſt vielmehr nur genau inſoweit unerlaubt, 
als auch der Börſenterminhandel unerlaubt iſt. Wenn man 
nämlich den Terminhandel in beſtimmten Geſchäftszweigen 
unterdrücken wollte, ſo durfte man ſich nicht begnügen, nur 
den Börſenterminhandel unmöglich zu machen, ſondern mußte 
Vorſorge treffen, daß auch ein von den Börſeneinrichtungen 
unabhängiger Terminhandel in den betreffenden Geſchäfts— 
zweigen nicht ſtattfinden kann 148). 


146) Vgl. Freund bei Holdheim VI S. 43; Coſack S. 397. 
147) Vgl. Adler S. 162; Beheim, Zum Begriff des Börſentermin⸗ 
geſchäfts bei Holdheim VIII S. 135; Kahn $ 51 Anm. 6. 

148) Vgl. Motive zu § 47, Bericht der Börſenenquetekommiffion S. 101. 
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2. Nach § 52, ſofern der freie Terminhandel in be: 
ſtimmten Waaren oder Werthpapieren von den Börſenauf⸗ 
ſichtsbehörden unterſagt wird, weil deren Zulaſſung zum 
Börſenterminhandel nicht nachgeſucht wird. 

Abgeſehen von der Beſtimmung des $ 51 Abſ. 2 iſt 
alſo der freie Terminhandel vom Geſetz nicht nur erlaubt, 
ſondern ſogar gewollt. Denn die Börſenorgane können für 
Waaren oder Werthpapiere nicht ohne Weiteres den Börſen⸗ 
terminhandel einführen und offizielle Uſancen feſtſetzen, ſon⸗ 
dern erſt, wenn in dem betreffenden Geſchäftszweig ſchon 
ein ſo umfangreicher freier Terminhandel ſtattfindet, daß 
ein Urtheil darüber möglich iſt, ob ſich die Zulaſſung zum 
Börſenterminhandel empfiehlt!“ ?). Damit ift aber zugleich 
bemerkt, inwieweit der freie Terminhandel vom Geſetzgeber 
gewollt war, nämlich als „Vorſtufe“ 150) zum Börſentermin⸗ 
handel. Dies drückt § 52 aus. Hat ſich ein freier Termin⸗ 
handel „ausgebildet“, ſo muß die Zulaſſung zum Börſen⸗ 
terminhandel nachgeſucht werden. Dieſe wird von den Börſen⸗ 
organen gewährt, falls ſich die Waare oder das Werthpapier 
zum Börſenterminhandel auf Grund der im freien Termin⸗ 
handel gemachten Erfahrungen eignet und damit wird dieſer 
Terminhandel zum Börſenterminhandel. Wird die Zulaſſung 
aber nicht nachgeſucht — hierher fällt namentlich, daß ſie 
nicht nachgeſucht werden kann, weil ein Börſenterminhandel 
in dieſem Geſchäftszweig ſchon ftattfindet; oder daß fie nicht 
nachgeſucht wird, weil ſie vorausſichtlich verweigert würde 
— fo kann dieſer freie Terminhandel von den Börſenaufſichts⸗ 
behörden unterſagt werden und damit wird er zum uner⸗ 
laubten. 


149) Vgl. Kahn § 52 Anm. 1. 
150) Motive zu $ 48. 
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b) Die Wirkfamkeit der freien Termingeſchäfte. 
§ 24. 


Die Wirkſamkeit der unerlaubten freien 
Termingeſchäfte. 


1. In börſenaufſichtsmäßiger Beziehung find die un: 
erlaubten freien Termingeſchäfte durch § 51 Abſ. 2 bezw. 
§ 52 von der Börſe ausgeſchloſſen. 

2. In civilrechtlicher Beziehung ſind ſie vollwirkſam. 
Die Vorſchriften über die Börſentermingeſchäfte kommen auf 
ſie nicht zur Anwendung, ſie ſind alſo insbeſondere ohne 
Eintragung wirkſam. 

Das Reichsgericht (in Bd. XLII. S. 48) iſt allerdings 
der Anſicht, daß alle Geſchäfte, ſoweit ſie von der Börſe 
ausgeſchloſſen find, auf Grund des § 66 unwirkſam feien. 
Daß aber § 66 ſich nicht auf die unerlaubten Börſentermin⸗ 
geſchäfte beziehen kann, iſt oben S. 481 ff. dargelegt. Gegen die 
Anwendbarkeit dieſer Geſetzesbeſtimmung auf die unerlaubten 
freien Termingeſchäfte ſprechen die gleichen Gründe, ſowie 
auch der Umſtand, daß § 66 ausdrücklich nur von Börſen⸗ 
termingeſchäſten ſpricht und damit ſelbſtverſtändlich die Be⸗ 
griffsbeſtimmung des $ 48 vor Augen hat. 

Da die Verbote des § 50 civilrechtliche Wirkung nicht 
äußern, ſo kann die Unwirkſamkeit der unerlaubten freien 
Termingeſchäfte auch mit dieſer Beſtimmung nicht begründet 
werden. 7 


§ 25. 


Die Wirkſamkeit der erlaubten freien 
Termingeſchäfte. 


I. In börſenaufſichtsmäßiger Hinſicht unterſcheiden ſich 
diefe Geſchäfte in Nichts von den erlaubten Börſentermin⸗ 
geihäften. Sie dürfen alfo an den Börſeneinrichtungen 
Theil nehmen, insbeſondere in die Ultimoliquidation ein⸗ 
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bezogen, von Kursmaklern vermittelt werden; ebenſo dürfen 
Terminpreiſe für ſie amtlich feſtgeſtellt werden. 


II. In civilrechtlicher Beziehung ſind dieſe Geſchäfte 
vollwirkſam, wie auch die unerlaubten freien Termingeſchäfte, 
gleichgiltig ob die Parteien zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes 
in das Börſenregiſter eingetragen waren oder nicht. 

Aber auch hier hat das Reichsgericht einen anderen 
Standpunkt eingenommen: Es iſt der Anſicht, daß § 66 
auch auf ſolche freien Termingeſchäfte und Termingeſchäfte 
im wirthſchaftlichen Sinne Anwendung finde, denen der 
Charakter als Börfentermingeſchäfte durch vorſätzliche Ab: 
weichung von den Begriffsmerkmalen des $ 48 genommen 
wurde. 


1. Um dieſe Annahme geſetzlich begründet erſcheinen zu 
laſſen, führt das Reichsgericht in ſeiner Entſcheidung vom 
12. Oktober 1898 (Bd. 42 S. 43 ff.) aus, daß der Begriff 
des Börſentermingeſchäfts im IV. Abſchnitt des Börſengeſetzes 
in zweifacher Bedeutung gebraucht ſei: Nur ſoweit nämlich 
an den Abſchluß von Börſentermingeſchäften Vortheile gez 
knüpft feien (SS 53, 69), habe das Geſetz den Begriff der 
Börſentermingeſchäfte in dem engeren, in § 48 definirten 
Sinne vor Augen. Soweit aber der Wille des Geſetzes auf 
die Einſchränkung der zum wirkſamen Abſchluß von Termin⸗ 
geſchäften im Börſenverkehr zuzulaſſenden Perſonen gerichtet 
fei (§ 66), fet der Begriff der Börſentermingeſchäfte im 
weiteren Sinne zu nehmen. 

Die Richtigkeit dieſer Auslegung ergebe ſich aus dem 
Zweck des Geſetzes, das Börſenſpiel zu beſchränken; aus dem 
Umſtand, daß der Geſetzgeber in der Möglichkeit des Differenz⸗ 
einwands kein ausreichendes Mittel zur Erreichung dieſes 
Zweckes erblickt habe; endlich aus der Erwägung, daß $ 66, 
wenn er fih ſchon auf die nach §§ 51 und 52 unerlaubten 
Börſen⸗ und freien Termingeſchäfte erſtrecke, noch um vieles 
mehr auf ſolche Geſchäfte bezogen werden müſſe, die zwar 
im Uebrigen dem § 48 entſprächen, bei denen aber die 
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Parteien, um ſich der geſetzlichen Vorſchrift zu entziehen, 
den Ausſchluß der ſeſtgeſetzten Uſancen bedungen hätten. 
Allein die zuletzt erwähnte Schlußfolgerung beruht auf 
einer Prämiſſe, die, wie oben ausgeführt, für unrichtig zu 
erachten iſt. Gegen das erſte Argument iſt einzuwenden, 
daß dem Geſetzgeber als Mittel zur Beſchränkung des Börſen⸗ 
ſpiels lediglich das Börſenregiſter dient. Dieſes verfolgt 
aber unbeſtritten zwei korreſpondirende Zwecke, auf der einen 
Seite die perſönliche Beſchränkung der Spekulation ($ 66), 
auf der anderen Seite die Herſtellung der Rechtsſicherheit 
($ 69). Wer daher den $ 66 auf ſolche Geſchäfte anwendet, 
auf die ſich § 69 nicht bezieht, der unterdrückt den einen 
Geſetzeszweck, um inſoweit den anderen ausſchließlich zur 
Geltung zu bringen 151). In feinem zweiten Argumente 
verwerthet das Reichsgericht zur Auslegung des Geſetzes Er— 
fahrungen, die erft nach Einführung deſſelben gemacht wur- 
den. Der Geſetzgeber hat eben nicht vorausgeſehen, daß 
die Privaten ſich unter keinen Umſtänden zur Eintragung 
verſtehen würden. So wurde in der Börſenenquetekommiſſion 
(Bericht S. 114) die Erhöhung der Eintragungsgebühr von 
500 auf 1000 Mark, der Erhaltungsgebühr von 100 auf 
200 Mark vorgeſchlagen mit der Begründung, die Gebühr 
müſſe ſo hoch bemeſſen ſein, „wenn dieſelbe die Wirkung 
haben ſollte, wenig oder gar nicht bemittelte Perſonen von 
der Betheiligung an Termingeſchäften fern zu halten“. In 
den Motiven (Vorbemerkung zu § 45) heißt es: „wer eine 
wirthſchaftlich berechtigte Veranlaſſung hat, fic) des bôrien- 
mäßigen Terminhandels . . . zu bedienen, wird... ohne 
Bedenken dazu ſchreiten, ſeine dahin gehende Abſicht durch 
den formellen Akt der Eintragung zu bekräftigen.“ „Das 
Erforderniß einer für den Einzelfall erheblichen Gebühr 
werde dazu beitragen, von unüberlegter Eintragung abzu— 
halten.“ „Der gegen den Regiſterzwang hauptſächlich geltend 


151) Vgl. Staub, Begriff der Börſentermingeſchäfte im § 66 des Börſen⸗ 
geſetzes (1899) S. 73. 
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gemachte Einwand, daß die Eintragung in die Liſte den 
Eingetragenen mit einem Makel behafte ..., kann als zus 
treffend nicht anerkannt werden und erklärt ſich nur aus den 
übertriebenen Beſorgniſſen, welche mit neuen Einrichtungen 
immer verbunden zu ſein pflegen.“ 

Die Unzulänglichkeit der reichsgerichtlichen Beweis⸗ 
führung wird um ſo offenkundiger gegenüber der Unzwei⸗ 
deutigkeit, mit welcher ſich der Geſetzgeber im vorliegenden 
Falle ausgeſprochen hat. 

Zunächſt iſt an ſich ſchon unwahrſcheinlich, daß der 
Geſetzgeber am Eingang des Abſchnitts über die Börſen⸗ 
termingeſchäfte zwar den Begriff der Termingeſchäfte be⸗ 
ſtimme, in den folgenden Paragraphen aber einmal dieſen 
Begriff, das andere Mal wieder etwas ganz anderes unter 
Börfentermingeſchäften verſtehe. Nun heißt es aber in dem 
Bericht der Börſenenquetekommiſſion (S. 112): „Als Kon⸗ 
ſequenz des Regiſters ergab ſich für die Kommiſſion die 
Nothwendigkeit, den Begriff der Börſentermingeſchäfte . . 
durch Geſetz feſtzuſtellen.“ Die Motive leiten ferner den 
§ 48 (dort § 45) mit den Worten ein: „Als Grundlage für 
die nachfolgenden Beſtimmungen bedurfte es der gefetzlichen 
Feſtſtellung des Begriffes der Börſentermingeſchäfte“ 152). 

2. In ſeiner neueren Entſcheidung vom 28. Oktober 1899 
(Bd. 44 S. 103 ff.) ſtützt ſich das Reichsgericht nicht mehr 
auf diejenigen Ausführungen, auf denen das frühere Urtheil 
„in ſeinem Kerne“ beruht. Die Begründung zu dem neueren 
Urtheil leitet das Reichsgericht mit dem Satze ein: „Auch 
wenn angenommen wird, daß der Begriff des Börſentermin⸗ 
geſchäfts, wie ihn § 48 des BG. aufſtellt, auch den SS 55, 
66, 69 des Geſetzes und allen Vorſchriften des Abſchnittes IV 
betreffend den Börſenterminhandel zu Grunde liegt, iſt das 


152) Vgl. Rieſſer, Die handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte (1900) 
S. 38 ff.; Staub, Begriff der Börſentermingeſchäfte S. 66 ff. 
Exkurs zu § 376; Adler S. 147 ff.; Coſack S. 399; Heine⸗ 
mann, Börſenterminhandel und Reichsgericht (1900) S. 8 ff. 
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Ergebniß, zu dem der Berufungsrichter gelangt, gerecht⸗ 
fertigt.“ | 

Damit hat das Reichsgericht darauf verzichtet, die un: 

mittelbare Anwendbarkeit des § 66 durch eine unwahrſchein⸗ 
liche und ausſichtsloſe Geſetzesinterpretation zu ermöglichen. 
Nunmehr ſchlägt es, um zum Ziele zu gelangen, einen 
juriſtiſch weit ausſichtsvolleren Weg, wenn auch einen Um: 
weg ein: Es begründet die Anwendbarkeit des $ 66 mit der 
Umgehung dieſer Geſetzesbeſtimmung. 

a) Zweifellos ſteht die Umgehung des Geſetzes der 
Zuwiderhandlung gleich. Sind alſo freie Termin⸗ 
geſchäfte, Termingeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne, 
Kaſſakontokorrent⸗ und ähnliche Gefchäfte als Um: 
gehung des § 66 zu betrachten, fo ift § 66 auf 
diefe Geſchäfte anzuwenden. Denn es iſt feines- 
wegs nöthig, daß das Umgehungsgeſchäft den That⸗ 
beſtand erfüllt, auf welchen ſich die umgangene 
Geſetzesvorſchrift bezieht. Im Gegentheil, die Um⸗ 
gehung fegt voraus, daß ſtatt des geſetzlich ge: 
regelten Thatbeſtandes ein anderer geſchaffen iſt, der 
von dem Wortlaut des Geſetzes nicht getroffen iſt. 

Ueber die Frage aber, ob ſich ein Geſchäft als Um⸗ 

gehungsgeſchäft darſtellt, entſcheidet nicht die Abſicht der 
Parteien, ſondern der Wille des Geſetzes. Es kommt nicht 
darauf an, zu welchem Zwecke ſich die Parteien der anderen 
Geſchäftsart bedienen, ſondern ob das Geſetz auch dieſe 
treffen will. Das letztere iſt von vornherein ausgeſchloſſen, 
wenn das Geſetz überhaupt nicht gebieten oder verbieten will. 

Das Reichsgericht bejaht das Vorliegen dieſer Voraus⸗ 

ſetzungen. 

a) Das Börſengeſetz gebiete die Eintragung (Bd. XLIV 
S. 109). 

Allein der Annahme eines ſolchen Gebots ſteht die That⸗ 

ſache entgegen, daß der Geſetzgeber mit der Einführung des 
Börſenregiſters nicht allein eine Pflicht auferlegen, ſondern 
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auch ein Recht gewähren wollte. Ferner wäre das Gebot 
der Eintragung nichts anderes, als, negativ ausgedrückt, das 
Verbot von Geſchäften unter nicht eingetragenen Perſonen. 
Einem ſolchen Verbot widerſpricht aber die Thatſache, daß 
die Börſentermingeſchäfte „eine moraliſche Verbindlichkeit zur 
Erfüllung“ 155) begründen, die in dem Ausſchluß des Rück⸗ 
forderungsrechts die geſetzliche Anerkennung gefunden hat 1571 
Hätte endlich der Geſetzgeber das Börſenſpiel nicht bloß be⸗ 
ſchränken, ſondern ganz ausrotten wollen, ſo hätte er nicht 
mehr thun können, als dieſes auch rechtlich dem Spiele 
gleichzuſtellen. Aber auch die Spiele im Rechtsſinne ſind 
nicht verboten. 


8) Der Geſetzgeber habe die in Rede ſtehenden Ge⸗ 
ſchäfte, da ſie nach ihrem materiellen Inhalt, ihrer 
wirthſchaftlichen Natur und Zweckbeſtimmung unter 
die in § 66 geregelten Geſchäfte fielen, treffen 
wollen und würde ſie ausdrücklich getroffen haben, 
wenn er ihre Einkleidung in eine andere Rechtsform 
als die formulirte vorausgeſehen hätte (Bd. XLIV 
S. 107). 

Zunächſt ſei die Frage behandelt, ob die Beſtimmung 
des § 66, ihren Gebots: bezw. Verbotscharakter vorausgeſetzt, 
von den Termingeſchäften im wirthſchaftlichen Sinne zunächſt 
abgeſehen, auf die freien Termingeſchäfte angewendet werden 
kann, denen der Charakter als Börſentermingeſchäfte durch 
Abweichung von den Begriffsmerkmalen des $ 48 genommen 
wurde. a 

Dies ift zu verneinen 155). Zwar ſpricht für die Be⸗ 


153) Bericht der Börſenenquetekommiſſion S. 115. 

154) Zuſtimmend Endemann, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. I S. 40 
Anm. 6. 

155) Staub, Exkurs zu § 376, gibt zu, daß das Börſengeſetz habe 
gebieten bezw. verbieten wollen (S. 1327), was hier beſtritten 
wird. Sodann führt Staub aber aus, daß das Börſengeſetz, 
feinen Gebots⸗ bezw. Verbotscharakter vorausgeſetzt, keineswegs alle 
diejenigen Geſchäfte treffen wollte, die ſeinem Zwecke widerſtreben 
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jahung der Frage, daß von dem Geſichtspunkt der Be— 
ſchränkung des Börſenſpiels eine verſchiedene Behandlung 
der Börſen⸗ und der freien Termingeſchäfte nicht angezeigt 
erſcheint, und daß durch eine ſolche nur die Verdrängung 
des Börſenſpiels aus der einen Geſchäftsart in die andere 
gefördert wird. 

Allein, was den erſten Grund anlangt, fo vermag dieſer 
nicht die Thatſache zu entkräften, daß der Geſetzgeber mit 
Vorbedacht die engere Definition des § 48 aufgeſtellt hat 
und daß ſowohl in der Börſenenquetekommiſſion wie auch 
in der Reichstagskommiſſion Anträge des Inhalts, die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Termingeſchäfte überhaupt von der Ein⸗ 
tragung in ein Regiſter abbängig zu machen, zwar geſtellt, 
jedoch von der Mehrheit abgelehnt wurden 55). 

Dem zweiten Grund würde ein Gewicht nur dann bei⸗ 
zulegen ſein, wenn der Geſetzgeber die Benutzung anderer 
Geſchäftsarten an Stelle der von ihm geregelten nicht voraus⸗ 
geſehen hätte. Allein in dem Bericht der Börſenenquete⸗ 
kommiſſion, die das Regiſter nur für Börſentermingeſchäfte 
in Waaren vorſchlug, wird zur Begründung dieſes Vorſchlags 
angeführt (S. 112): „Sodann ſteht bei Effekten dem börſen⸗ 
mäßigen Termingeſchäft das gewöhnliche, von weſentlichen 
börſenmäßigen Geſchäftsbedingungen abweichende Fixgeſchäft 
erheblich näher als bei den Waaren, ſo daß bei Effekten 
das Erforderniß der Regiſtereintragung leichter mit Erfolg 
umgangen werden kann.“ Ferner wurde ſowohl in der 
Börſenenquetekommiſſion (S. 112 f.) bei der Aufſtellung des 
Begriffs der Börſentermingeſchäfte als auch in der Reichstags⸗ 
kommiſſion bei der Beratung des § 48 (dort $ 45) die 
Frage der Umgehung durch vorſätzliche Abweichung von den 
Begriffsmerkmalen der Börſentermingeſchäfte behandelt und 
in beiden Fällen in dem Sinne beantwortet, daß die Be⸗ 


(S. 1329). An dieſer Stelle läuft der hier eingeſchlagene Weg 
der Beweisführung mit dem Staub's zuſammen. 
156) Siehe Rieſſer S. 34 ff. 
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ſtimmungen über die Börſentermingeſchäfte auch dann zur 
Anwendung kommen ſollten, „wenn dieſe Abweichung ſich 
auf untergeordnete Punkte beziehe“ und damit klar und 
deutlich ausgeſprochen, daß erhebliche Abweichungen die An⸗ 
wendung jener Beſtimmungen ausſchließen. 

Daß dies in der That der wahre Wille des Geſetzes 
iſt, ergibt ſich auch aus dem Vergleich der Vorſchrift des 
§ 66 mit der des § 51 Abſ. 2, die nichts anderes als eine 
Umgehungsvorſchrift darſtellt. Der Geſetzgeber hat gewußt, 
daß die Verbote des § 50 durch Abſchluß freier Termin⸗ 
geſchäfte in den verbotenen Geſchäftszweigen umgangen mer: 
den können. Darum hat er dieſe freien Termingeſchäfte 
den Börſentermingeſchäften durch § 51 Abſ. 2 ausdrücklich 
gleichgeſtellt. Der Geſetzgeber hat auch gewußt, daß die 
Vorſchrift des § 66 durch Abſchluß freier Termingeſchäfte 
umgangen werden kann; nichtsdeſtoweniger hat er die gleiche 
Beſtimmung hier nicht getroffen. 

Kann nun aber nicht angenommen meen: daß der 
Geſetzgeber mit der Vorſchrift des § 66 freie Termin- 
geſchäfte, denen der Charakter als Börſentermingeſchäfte 
genommen wurde, treffen wollte, ſo iſt dies ſelbſtverſtändlich 
noch viel weniger von ſolchen Geſchäften anzunehmen, die 
weder Börſentermingeſchäfte noch freie Termingeſchäfte, ſon⸗ 
dern Termingeſchäfte im wirthſchaftlichen Sinne ſind und 
daher dem Begriff der Börſentermingeſchäfte noch weit ferner 
ſtehen, als die freien Termingeſchäfte des Börſengeſetzes. 

b) Schließlich mag noch folgendes Argument des Reichs⸗ 

gerichts gewürdigt werden: 

„Es iſt völlig klar, daß, wenn man annehmen 
wollte, der Geſetzgeber habe zulaſſen wollen, ſich der 
Eintragungspflicht dadurch zu entziehen, daß man 
die Geſchäfte unter anderen allgemeinen Geſchäfts— 
bedingungen abſchloß, als den von der Börſe feſt— 
geſetzten, ohne daß dadurch der Charakter der Ge— 
ſchäfte geändert würde, das Börſengeſetz nichts als 
ein Blatt Papier wäre .. „ das kann nicht in der 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 33 
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Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben.“ (Bd. XLIV 
S. 113.) 

Allein nicht Alles, was nicht in der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers liegt, kann rechtlich demgemäß behandelt werden, ſo 
in dem Falle, wenn Zweck und Inhalt des Geſetzes ſich nicht 
decken. Aber abgeſehen davon, daß dieſes Argument in ſeiner 
Allgemeinheit rechtlich unbegründet erſcheint, iſt es auch nicht 
logiſch richtig. 

Das Reichsgericht ſchließt folgendermaßen: Durch die 
Geſtattung von Termingeſchäften unter Ausſchluß der offi⸗ 
ziellen Uſancen würde der Zweck des Geſetzes vereitelt wer⸗ 
den; weil der Geſetzgeber aber die Vereitlung des Geſetzes⸗ 
zweckes nicht gewollt haben kann, ſo muß er die Nicht⸗ 
geſtattung jener Termingeſchäfte gewollt haben. Allein darin 
liegt ein Trugſchluß; denn ſoll der gezogene Schluß richtig 
ſein, ſo muß er zur weiteren Vorausſetzung haben, daß 
durch die Nichtgeſtattung der fraglichen Termingeſchäfte der 
Geſetzeszweck nicht vereitelt wird. Steht aber feſt, daß der 
Geſetzeszweck auch durch die Nicht geſtattung jener Termin: 
geſchäfte vereitelt wird, ſo kann man mit ebenſo viel Recht 
folgenden Schluß ziehen: „Durch die Nichtgeſtattung jener 
Termingeſchäfte würde der Zweck des Geſetzes vereitelt wer: 
den; weil der Geſetzgeber aber die Vereitlung des Gejeßes- 
zweckes nicht gewollt haben kann, ſo muß er die Geſtattung 
jener Termingeſchäfte gewollt haben.“ 

Zweck des Börſenregiſters war, das legitime von dem 
illegitimen Termingeſchäft zu trennen. Dabei war natür— 
lich hauptſächlich an das Termingeſchäft des Publikums ge— 
dacht, da man den berufsmäßig am Börſenhandel bethei⸗ 
ligten Perſonen eine wirthſchaftlich berechtigte Veranlaſſung 
zur Betheiligung am Terminhandel regelmäßig nicht ab— 
ſprechen kann. Nun aber hat ſich das Publikum nahezu 
vollſtändig von dem Börſenregiſter fern gehalten, und es 
ſtellte ſich als ein großer pſychologiſcher Irrthum heraus, 
wenn der Geſetzgeber glaubte, gerade die reellen Elemente 
deſſelben würden die Eintragung in das Regiſter nicht ſcheuen. 
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— An dieſer Thatſache vermag aber auch die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts nichts zu ändern 157). Die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts wird nicht dazu führen, daß das Publi⸗ 
kum ſich in erheblicher Anzahl in das Börſenregiſter ein⸗ 
tragen läßt, ſie wird vielmehr nur bewirken, und ſie hat 
zum Theil ſchon bewirkt, daß das Publikum nur in Kaſſa⸗ 
geſchäften ſpekulirt, oder ſeine Termingeſchäfte im Ausland 
abſchließt. Auch dadurch iſt aber der Zweck des Geſetzes 
vereitelt, denn das berechtigte Termingeſchäft iſt 
nicht von dem unberechtigten getrennt, ſondern mit 
dem unberechtigten iſt auch das berechtigte Termin: 
geſchäft vernichtet. 

Die Alternative, welche ſich bei Auslegung des Börſen⸗ 
geſetzes ergibt, lautet alſo nicht: Vereitlung des Geſetzes⸗ 
zweckes durch Geſtattung der Termingeſchäfte unter Ausſchluß 
der offiziellen Uſancen oder Verwirklichung des Geſetzes⸗ 
zweckes, ſondern: Vereitlung des Geſetzeszweckes durch Ge— 
ſtattung der Termingeſchäfte unter Ausſchluß der offiziellen 
Uſancen oder Vereitlung des Geſetzeszweckes durch Vernich— 
tung des Terminhandels überhaupt zu Gunſten der Spe⸗ 
kulation im Kaſſageſchäfte und im ausländiſchen Termin⸗ 
handel. 

Von dieſen beiden Uebeln dürfte aber zweifellos das 
erſtere, die Vereitelung des Geſetzeszweckes durch Geſtattung 
der Termingeſchäfte unter Ausſchluß der offiziellen Uſancen 
in der Werthſchätzung des Geſetzgebers das geringere ſein. 
Eine intereſſante Analogie hierfür bietet die Geſchichte des 
Getreideterminhandels nach der Auflöſung der Berliner Pro— 
duktenbörſe. 

Die ſogenannten handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte, 


157) Der unter dem Eindruck der Rechtſprechung des Reichsgerichts von 
der Berliner Stempelvereinigung, in welcher die haute finance 
vertreten iſt, gemachte Verſuch, auch nur die mittleren und kleinen 
Banken und die Provinzbankiers zur Eintragung zu zwingen, iſt 
vollſtändig geſcheitert; vgl. Frankſurter Ztg. (1900) Abendblatt 
Nr. 222, 224, 250, 251, 315. 
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die gegenwärtig an der wieder errichteten Produktenbörſe zu 
Berlin geſchloſſen werden, ſind vollſtändig an Stelle der 
früheren Termingeſchäfte getreten. Sie enthalten typiſche 
Beſtimmungen über die Waarenqualitat und die Abwicklungs⸗ 
bedingungen (Andienung, Ueberweiſung an Dritte 1*8), wäh- 
rend die einheitlichen Lieferungstermine und Schlußbeträge, 
wie früher, thatſächlich in Uebung ſind. Allerdings ſind die 
ſo geſchloſſenen Geſchäfte keine fixen Lieferungsgeſchäfte, viel⸗ 
mehr ſind ausdrücklich die Verzugsbeſtimmungen des § 326 
B. GB.'s für maßgebend erklärt, wodurch zwar das Riſiko 
außerordentlich vermehrt, immerhin aber der Geſchäftsverkehr 
mit dem wirthſchaftlichen Erfolg des Terminhandels nicht 
unmöglich gemacht wird. 

Dieſe Geſchäfte muß aber das Reichsgericht als rechts⸗ 
unwirkſam behandeln, ſei es wegen Umgehung des $ 50 
Abſ. 3 oder des § 66 BG.’8; denn nach der Aufſtellung des 
Reichsgerichts in Bd. XLII S. 48 erftredt fih § 66 BG.’ 
auch auf einen thatſächlichen Terminhandel in den verbotenen 
Geſchäftszweigen. 

Nun wurde aber nach der Mittheilung Rieſſer's S. 52 
„der Schlußſchein, auf Grund deſſen ſich der fragliche Ge⸗ 
ſchäftsverkehr vollzieht, in den Konferenzen berathen, welche 
im Januar 1900 zwiſchen den Vertretern der Landwirth⸗ 
ſchaft, des Handels⸗ und landwirthſchaftlichen Miniſteriums 
und des Vereins Berliner Getreide- und Produktenhändler 
unter Vorſitz des Staatskommiſſärs an der Berliner Börſe 
ſtattgefunden haben, und alle Vertreter, auch die der Mini⸗ 
ſterialinſtanzen, waren darüber einig, daß auf Grund dieſes 
Schlußſcheines ein legales handelsrechtliches Lieferungsgeſchäft 
an der Berliner Börſe ſich vollziehen könne.“ Vor die Alter⸗ 
native geſtellt, entweder den Getreidemarkt zu verlieren, oder 
das Verbot des Getreideterminhandels vereitelt zu ſehen, 
haben alſo nicht bloß die Regierung, ſondern auch die Ver— 
treter gegneriſcher Parteiintereſſen unter Verzicht auf eine 


158) Siehe den Schlußſchein bei Rieſſer S. 82; vgl. Coſack S. 408. 
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extenſive Auslegung des Geſetzes angenommen, daß Geſchäfte, 
denen der Fixcharakter fehlt, keine Termingeſchäfte im Sinne 
des Börſengeſetzes ſind, und daher weder durch das Verbot 
des § 50 Abſ. 3, noch durch die Beſtimmung des § 66 gez 
troffen werden ſollten. 

Vergegenwärtigt man ſich nun die Gründe, welche gegen 
die reichsgerichtliche Auslegung ſprechen, ſo kann ſchließlich 
nicht zweifelhaft ſein, daß Geſchäfte, denen der Charakter 
als Börſentermingeſchäfte oder als freie Termingeſchäfte durch 
Abweichung von den Begriffsmerkmalen des § 48 ohne Mens 
derung ihrer wirthſchaftlichen Natur genommen wurde, durch 
die Beſtimmung des § 66, ihren Gebote: bezw. Verbots⸗ 
charakter vorausgeſetzt, nicht getroffen werden ſollten. 

Freilich hat ſich der Geſetzgeber dadurch jede Möglich⸗ 
keit genommen, die Durchführung des Geſetzes zu erzwingen. 
Aber dies kann nicht verwunderlich erſcheinen, wenn man 
bedenkt, daß der Geſetzgeber den Widerſtand, der ihm ent- 
gegengeſtellt wurde, nicht gekannt und nicht vorausgeſehen 
hat. Darum iſt es nicht zuläſſig, in dem Geſetz nach Waffen 
zu ſuchen, welche geeignet wären, dieſen Widerſtand zu brechen; 
dies um ſo weniger, als jedenfalls keine Gewißheit darüber be⸗ 
ſteht, welche Stellung der Geſetzgeber gegenüber jenem Wider⸗ 
ſtand eingenommen hätte, als es ſogar wahrſcheinlich iſt, daß 
die Vernichtung der rechtlichen Exiſtenz des legitimen Ter⸗ 
mingeſchäfts ihm als zu teurer Preis für die Beſchränkung 
des unberechtigten Termingeſchäfts erſchienen wäre. 


Daß die Rechtsausführungen, mit denen das Reichs⸗ 
gericht ſeine gegentheiligen Entſcheidungen begründet hat, 
nicht überzeugend ſind, wird man nicht verkennen. Aber 
dieſe Rechtsausführungen haben die Entſcheidungen auch nicht 
herbeigeführt, ſondern ſind ihr nachgefolgt. 

Welche Erwägungen für das Reichsgericht ausſchlag— 
gebend waren, läßt ſich aus den Gründen der angeführten 
Erkenntniſſe unſchwer erkennen. In der neueren Entſchei— 
dung (Bd. 44 S. 103 ff.) hat das Reichsgericht für die An- 
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wendung des 8 66 als maßgebend erachtet, daß die der 
Klage zu Grunde liegenden Geſchäfte in gleicher Weiſe wie 
die Börſentermingeſchäfte im Sinne des § 48 durch ihre 
Gleichartigkeit nach Menge, Termin, Terminspreis und durch 
die Möglichkeit der Deckung jedes Kontrahenten durch Gegen— 
geſchäft die Löſung durch bloße Differenzzahlung (ohne Ab— 
ſchluß eines Gegengeſchäfts), die Benutzung zu einfachen 
Differenz: und Spielgeſchäften geſtatteten. Aehnlich wird 
die Anwendung des § 66 auf die Geſchäfte unter Ausſchluß 
der Börſenuſancen in der Entſcheidung Bd. 42 S. 43 ff. 
begründet: „Die nicht legitime Spekulation, welche ſich des 
Termingeſchäfts im Börſenverkehr nur zur Ausnutzung der 
Kursbewegung für Spielzwecke und mit Rückſicht auf die 
bei ihm mögliche einfache Abwicklung durch Differenzzahlung 
bedient, kann ſich ſchon daran Genüge ſein laſſen, daß die 
ihren Gegenſtand bildenden Waaren oder Werthpapiere über- 
haupt an der betreffenden Börſe thatſächlich gehandelt wer: 
den, daß eine amtliche Notirung der Preiſe ſtattfindet, und 
daß ihr thatſächlich ... die Einrichtungen der Börſe zu 
Gebote ſtehen.“ In dieſer Entſcheidung hat ſich aber das 
Reichsgericht nicht mit der Feſtſtellung begnügt, daß die 
fraglichen Geſchäfte vermöge ihrer wirthſchaftlichen Natur 
die Spekulation in Form der Differenzgeſchäfte im Rechts⸗ 
ſinne ermöglichten, ſondern es hat ſogar, obwohl dies für 
die Frage der Anwendbarkeit des § 66 unmaßgeblich war, 
dahin erkannt, daß das der Klage zu Grunde liegende Ge— 
ſchäft auch wirklich ein Differenzgeſchäft im Rechtsſinne ge: 
weſen ſei: „Kläger habe eine Terminſpekulation an der 
Hamburger Börſe gewollt. Die Kursbewegung eines dort 
notirten Werthpapiers ſollte über Gewinn und Verluſt ent⸗ 
ſcheiden.“ 

Fleck 159) jagt hierüber zutreffend: „In dem be 
treffenden Zuſammenhange ſoll und kann das nur heißen, 


159) Fleck, Die Börſe und das Reichsgericht (bei Holdheim VIII 
S. 161 f.). 
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die Kursbewegung allein ſollte entſcheiden, wer von den 
beiden Kontrahenten dem anderen zu zahlen hatte oder nicht, 
d. h. die Abſicht der Parteien war trotz des Ausſchluſſes 
der Uſancen auf ein Differenzgeſchäft (im Rechtsſinne) ge⸗ 
richtet.“ Fleck führt ſodann weiter aus: „Wenn es ſich um 
ein reelles und nicht um ein Spielgeſchäft, im Uebrigen 
aber um die gleiche Sachlage gehandelt hätte ..., würde 
das Reichsgericht wahrſcheinlich den formellen Einwand, daß 
die Parteien nicht ins Börſenregiſter eingetragen waren, 
zurückgewieſen haben, weil ſich das Geſchäft in Folge des 
Ausſchluſſes der Uſancen nicht als Termingeſchäft, ſondern 
als gewöhnliches handelsrechtliches Lieferungsgeſchäft charak⸗ 
teriſire.“ 

Auch von dieſer Seite wird alſo die Anſicht ver⸗ 
treten, daß das Reichsgericht die handelsrechtlichen Lieferungs⸗ 
geſchäfte deswegen als Börſentermingeſchäfte im Sinne des 
§ 66 B.BG.'s behandelte, weil es dieſelben für Differenz- 
geſchäfte im Sinne des § 764 B. GB.'s gehalten hat. 

Schon auf dem Gebiete des Differenzeinwands war 
zwiſchen der Praxis des Reichsgerichts und der Wiſſenſchaft 
ein Zwieſpalt entſtanden: ſein Grund wurde in der An⸗ 
ſchauung des Reichsgerichts von dem Wejen der Differenz: 
geſchäfte gefunden. Wiederum — auf dem Gebiete des 
Börſengeſetzes — iſt die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in einen Gegenſatz zur Wiſſenſchaft getreten, und auch hier 
erweiſt ſich als die treibende Kraft jener Rechtſprechung 
der thatſächliche Irrthum über das Weſen der Differenz⸗ 
geſchäfte. 

Daraus läßt ſich aber ermeſſen, welche hohe Bedeutung 
jener Grundanſchauung des Reichsgerichts beizumeſſen iſt, 
und es dürfte ſich rechtfertigen, wenn die thatſächlichen Aus— 
führungen zur Widerlegung dieſer Anſchauung in der vor— 
liegenden Abhandlung einen ſo breiten Raum einnehmen. 


Rechtsquellen. 


IV. 
Geſetze eit. des Jeutſchen Reichs. 


11. Verordnung zur Einführung des Geſetzes über die 
Konſulargerichtsbarkeit. Vom 25. Oktober 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 50 S. 999.) 


I 


Zu dem in dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 197 abge- 
druckten Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 
1900 iſt nachſtehende Verordnung ergangen: 


Artikel 1. 


Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 
1900 tritt am 1. Januar 1901 in Kraft. 


Artikel 2. 


Für die Uebertragung des Eigenthums an Grundſtücken 
in den Konſulargerichtsbezirken genügt, ſoweit nicht für dieſe 
Grundſtücke ein Grundbuch im Sinne der Reichsgeſetze an— 
gelegt iſt, die Beobachtung der Form, die den von der 
dortigen Staatsgewalt erlaſſenen Vorſchriften entſpricht. 

Innerhalb Rumäniens, Serbiens und Bulgariens gilt . 
das Gleiche auch für die Form eines anderen Rechtsgeſchäfts, 
das dort vorgenommen, ſowie für die Form einer Ehe, die 
dort geſchloſſen wird. 


Geſetze ꝛc. des Deutſchen Reichs. 519 


Artikel 3. 

Statt der in den S$ 246, 247, 288 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und im S 352 des Handelsgeſetzbuchs aufge- 
ſtellten Zinsſätze gilt in den Konſulargerichtsbezirken ein den 
landesüblichen Vertragszinſen entſprechender Zinsſatz, jedoch 
höchſtens ein ſolcher von zehn vom Hundert für das Jahr. 


Artikel 4. 


Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Geſetz über 
die Konſulargerichtsbarkeit in Kraft. 


12. Bekanntmachung, betreffend die Außerkursſetzung der 
Vereinsthaler öſterreichiſchen Gepräges. 
Vom 8. November 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 54 S. 1013.) 


Auf Grund des Münzvertrages vom 24. Juni 1857 
(Preuß. Geſetz⸗-Sammlung 1857 S. 312) waren zur Ver: 
mittelung des gegenſeitigen Verkehrs beſtimmt Ein⸗Vereins⸗ 
thalerſtücke mit dem Werthe von 1¼ Fl. öſterr. Währung 
und 1 Fl. ſüddeutſcher Währung und dementſprechend 
Zwei⸗Vereinsthalerſtücke. Dieſe Münzen mußten nach Art. 8 
zu dem angegebenen Werth im ganzen Umfange der ver⸗ 
tragenden Staaten auch im Privatverkehr angenommen 
werden. 

Die Beſtimmung des Art. 15 des Münggeſetzes vom 
3. Juli 1873 (in dieſer Zeitſchrift Bd. XIX S. 181) be⸗ 
treffend diejenigen Münzen, welche an Stelle der Reichs⸗ 
münzen bei allen Zahlungen bis zur Außerkursſetzung an— 
zunehmen ſind, wurde durch das Reichsgeſetz vom 20. April 
1874 (in dieſer Zeitſchrift Bd. XX S. 173) auf die in 
Oeſterreich bis zum Schluſſe des Jahres 1867 geprägten 
Vereinsthaler und Vereinsdoppelthaler ausgedehnt. 

Durch das Reichsgeſetz vom 6. Juni 1879 (in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXI S. 465) erhielt das Reichsmünzgeſetz 
Art. 15 einen Zuſatz, wonach der Bundesrath ermächtigt 
wurde zu beſtimmen, daß die Vereinsthaler deutſchen Ge— 
präges, ſowie die in Oeſterreich bis zum Schluſſe des Jahres 
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1867 geprägten Vereinsthaler bis zu ihrer Außerkursſetzung 
nur noch an Stelle der Reichsſilbermünzen unter Berechnung 
des Thalers zu 3 Mark in Zahlung anzunehmen ſind. Eine 
ſolche Beſtimmung iſt bisher nicht ergangen. 

Durch Geſetz vom 28. Februar 1892 (in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XLII S. 175) wurde der Bundesrath ermächtigt, 
die beſagten Thaler und Doppelthaler öſterreichiſcher Prä— 
gung unter Einlöſung derſelben außer Kurs zu ſetzen. Auf 
Grund deſſen iſt nunmehr die nachſtehende Verordnung er— 
gangen: 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes, betreffend die Vereins: 
thaler öſterreichiſchen Gepräges, vom 28. Februar 1892 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 315) hat der Bundesrath die nach— 
folgenden Beſtimmungen getroffen. 


$ 1. 

Die in Oeſterreich bis zum Schluſſe des Jahres 1867 
geprägten Vereinsthaler und Vereinsdoppelthaler gelten vom 
1. Januar 1901 ab nicht mehr als geſetzliches Zahlungs— 
mittel. Es iſt von dieſem Zeitpunkt ab außer den mit der 


Einlöſung beauftragten Kaſſen Niemand verpflichtet, dieſe 
Münzen in Zahlung zu nehmen. 


8 2. 


Die Thaler der im § 1 dieſer Bekanntmachung be— 
zeichneten Gattung werden bis zum 31. März 1901 bei den 
Reihs- und Landeskaſſen zu dem Werthverhältniſſe von 
drei Mark gleich einem Thaler ſowohl in Zahlung als auch 
zur Umwechſelung angenommen. 


§ 3. 
Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtauſche 
(§ 2) findet auf durchlöcherte und anders als durch den 
gewöhnlichen Umlauf im Gewichte verringerte ſowie auf ver— 
fälſchte Münzſtücke keine Anwendung. 
K. 
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13. Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in den 
Deutſchen Schutzgebieten. Vom 3. November 1900. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 52 S. 1005.) 


Das Schutzgebietsgeſetz vom 25. Juli 1900 iſt in der 
Faſſung vom 10. September 1900 in dieſer Zeitſchrift 
Bd. L S. 227 abgedruckt. Daſſelbe iſt laut § 1 der Ver⸗ 
ordnung, welche auf Grund des § 15 des Schutzgebietsgeſetzes 
erlaſſen iſt, mit dem 1. Januar 1901 in Kraft getreten. 


V. 


Aeberſicht der Geſetze und Perordnunngen etc. für das Deutſche 
Reich in den Jahren 1899 und 1900). 


— ——— 


I. 1899. 


Abkommen zur Regelung von Fragen des internatio- 
nalen Privatrechts. Vom 14. November 1894. (In dieſer 
Zeitſchrift Bd. XIV S. 229. Reichs⸗-Geſetzbl. 1899 Nr. 21.) 

Uebereinkunft, betreffend die Aichung der Binnenſchiffe. 
Vom 4. Februar 1898. (Ebenda Nr. 22.) 

Verordnung, betreffend die Militär-Transport⸗Ordnung 
für Eiſenbahnen. Vom 18. Januar 1899. (Ebenda Nr. 4.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 21. Januar 1899. (Ebenda Nr. 21.) 

Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der Anlage B 
zur Verkehrs⸗-Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. 
Vom 22. Januar 1899. (Ebenda Nr. 22.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 19. Februar 1899. (Ebenda Nr. 19.) 


1) Betreffend die Ueberſichten in den Vorjahren ſiehe Bd. IL S. 


522 Rechtsquellen. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Zolltarifs. Vom 
6. März 1899. (Ebenda Nr. 7.) 

Geſetz wegen Verwendung überſchüſſiger Reichseinnahmen 
zur Schuldentilgung. Vom 25. März 1899. (Ebenda Nr. 10.) 

Verordnung, betreffend die Hauptmängel und Gewähr— 
friſten beim Viehhandel. Vom 27. März 1899. (Ebenda 
Nr. 13.) 

Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der Anlage B 
zur Verkehrs⸗Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. 
Vom 27. April 1899. (Ebenda Nr. 16.) 


Bekanntmachung, betreffend die Unterſagung des Börſen⸗ 
A in Kammzug. Vom 20. April 1899. (Ebenda 
Nr. 16. 


Bekanntmachung, betreffend Ausnahmen von dem Ber- 
bote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe. Vom 26. April 
1899. (Ebenda Nr. 18.) 


Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891. Vom 6. Mai 1899. (Ebenda Nr. 20.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 13. Mai 1899. (Ebenda Nr. 20.) 


Bekanntmachung, betreffend den Beitritt Japans zur 
Berner internationalen Urheberrechtsübereinkunft vom 9. Sep⸗ 
tember 1886 ſowie zu den am 4. Mai 1896 dazu getroffenen 
Zuſatzübereinkommen. Vom 16. Mai 1899. (Ebenda Nr. 22.) 

Geſetz, betreffend die Abänderung des Bankgeſetzes vom 
14. März 1875. Vom 7. Juni 1899. Nr. 23. In dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 590 ff. 


Geſetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe. Vom 22. Juni 1899. (Ebenda Nr. 24.) In dieſer 
Zeitſchrift Bd. IL S. 235. 


Geſetz, betreffend die Handelsbeziehungen zum Britiſchen 
Reiche. Vom 1. Juli 1899. (Ebenda Nr. 27.) 


Bekanntmachung, betreffend die Führung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem Regiſter. 
Vom 1. Juli 1899. (Ebenda Nr. 28.) 


Geſetz, betreffend Abänderung und Ergänzung des Ge— 
ſetzes über die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete 
5 Geſetzbl. 1888 S. 2 Vom 2. Juli 1899. (Ebenda 
Nr. 29.) 
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Bekanntmachung, betreffend die Handelsbeziehungen zum 
Britiſchen Reiche. Vom 7. Juli 1899. (Ebenda Nr. 28.) 


Hypothekenbankgeſetz. Vom 13. Juli 1899. (Ebenda 
Nr. 22.) In dieſer Zeitſchrift Bd. IL S. 250. 
j 0 etz. Vom 13. Juli 1899. (Ebenda 
r. 22. 
Bekanntmachung, betreffend Ausnahmen von dem Ver⸗ 


bote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe. Vom 15. Juli 
1899. (Ebenda Nr. 31.) 


Bekanntmachung, betreffend das Verfahren bei Erſtattung 
verdorbener Wechſelſtempelzeichen. Vom 21. September 1899. 
(Ebenda Nr. 39.) 


Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891 und des Geſetzes, betreffend den Schutz von 
Gebrauchsmuſtern, vom 1. Juni 1891. Vom 25. Oktober 
1899. (Ebenda Nr. 42.) 


Bekanntmachung, betreffend die Eiſenbabn⸗ artes 
nung. Vom 28. Oktober 1899. (Ebenda Nr. 4 


Bekanntmachung, betreffend eine un des Ver⸗ 
zeichniſſes der gewerblichen Anlagen, welche einer beſonderen 
Genehmigung bedürfen. Vom 31. Okt. 1899. (Ebenda Nr. 42.) 


Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes 
über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 
ſchließung vom 6. Februar 1875 in Helgoland. Vom 25. No⸗ 
vember 1899. (Ebenda Nr. 45.) 


Geſetz, betreffend die gemeinſamen Rechte der Better 
von Schuldverſchreibungen. Vom 4. Dezember 1899. (Ebenda 
Nr. 47.) In dieſer zZeitſchrift Bd. IL S. 525. 

Telegraphenwege-Geſetz. Vom 18. Dezember 1899. 
(Ebenda Nr. 51.) 

Fernſprechgebühren⸗Ordnung. Vom 20. Dezember 1899. 
(Ebenda Nr. 51.) 

Geſetz, betreffend einige Aenderungen von Beſtimmungen 
über das Poſtweſen. Vom 20. Dezember 1899. (Ebenda Nr. 51.) 

Geſetz, betreffend die Abänderung des § 316 des Etraf- 
geſetzbuchs. Vom 27. Dezember 1899. (Ebenda Nr. 53.) 


II. 1900. 


Ausführungsbeſtimmungen zum Telegraphenwegegeſetze. 
Vom 26. Januar 1900. (Reichs-Geſetzbl. Nr. 4.) 
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Verordnung, betreffend das Flaggenrecht deutſcher 
Binnenſchiffe, die ausſchließlich auf ausländiſchen Gewäſſern 
verkehren. Vom 1. März 1900. (Ebenda Nr. 8.) In dieſer 
Zeitſchrift Bd. IL S. 534. 


N Vom 19. März 1900. (Ebenda 
Nr. 11. 


Bekanntmachung, betreffend den Rücktritt des Fürſten⸗ 
thums Montenegro von der Berner internationalen Urheber: 
rechtsübereinkunft vom 9. September 1886 ſowie von den 
am 4. Mai 1896 dazu getroffenen Zuſatzabkommen. Vom 
2. April 1900. (Ebenda Nr. 14.) In dieſer Zeitſchrift 
Bd. IL S. 524. 

Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. Vom 7. April 
1900. (Ebenda Nr. 15.) In dieſer Zeitſchrift Bd. L 
S. 197. 

Geſetz, betreffend die Beſtrafung der Entziehung elet- 
triſcher Arbeit. Vom 9. April 1900. (Ebenda Nr. 15.) 

Geſetz, betreffend die Patentanwälte. Vom 21. Mai 
1900. (Ebenda Nr. 17.) 


Geſetz, betreffend Aenderungen im Münzweſen. Vom 
1. Juni 1900. (Ebenda Nr. 19.) In dieſer Zeitſchrift 
Bd. L S. 218. 


Bekanntmachung, betreffend die Außerkursſetzung der 
Reichsgoldmünzen zu fünf Mark. Vom 13. Juni 1900. In 
dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 220. 

Geſetz, betreffend Abänderung des Reichsſtempelgeſetzes 
vom 27. April 1894. Vom 14. Juni 1900. (Ebenda Nr. 21.) 


Bekanntmachung, betreffend die Faſſung des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes. Vom 14. Juni 1900. (Ebenda Nr. 21.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 15. Juni 1900. (Ebenda Nr. 22.) 


Geſetz, betreffend Aenderungen und Ergänzungen des 
Strafgeſetzbuchs. Vom 25. Juni 1900. (Ebenda Nr. 23.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. 
Vom 30. Juni 1900. (Ebenda Nr. 25.) In dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. L S. 220. 

Geſetz, betreffend die Abänderung der Unfallverſicherungs— 
geſetze. — Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz. — Unfallver— 
ſicherungsgeſetz für Land- und Forſtwirthſchaft. — Bau: 
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Unfallverſicherungsgeſez. — See-⸗Unfallverſicherungsgeſetz. 
Vom 30. Juni 1900. (Ebenda Nr. 26.) 

Geſetz, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene. 
Vom 30. Juni 1900. (Edenda Nr. 26.) 

Bekanntmachung des Textes der Unfallverſicherungs⸗ 
geſetze vom 30. Juni 1900. I. Geſetz, betreffend die Ab⸗ 
änderung der Unfallverſicherungsgeſetze. — II. Gewerbe⸗ 
Unfallverſicherungsgeſetz. — III. Unfallverſicherungsgeſetz für 
Land: und Forſtwirthſchaft. — IV. Bau⸗Unfallverſicherungs⸗ 
geſetz. — V. See⸗Unfallverſicherungsgeſetz. Vom 5. Juli 
1900. (Ebenda Nr. 29.) 

Verordnung, betreffend die Inkraftſetzung der im § 154 
Abſ. 3 der Gewerbeordnung getroffenen BVeftimmung. Vom 
9. Juli 1900. (Ebenda Nr. 28.) 


Geſetz, betreffend Aenderungen des Geſetzes über die 
Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 
1888 S. 75, Reichs⸗Geſetzbl. 1899 S. 365). Vom 25. Juli 
1900. (Ebenda Nr. 40.) 


Verordnung, betreffend Zeigen der Nationalflagge durch 
Kauffahrteiſchiffe. Vom 21. Aug. 1900. (Ebenda Nr. 39.) 
In dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 217. 

Verordnung, betreffend Abänderung des Statuts der 
Reichsbank vom 21. Mai 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 203). 
Vom 2. September 1900. (Ebenda Nr. 38.) In dieſer 
Zeitſchrift Bd. L S. 221. 

Bekanntmachung wegen Redaktion des Schutzgebiets— 
geſetzes. Vom 10. September 1900. (Ebenda Nr. 40.) In 
dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 227. 

Verordnung über die Abblendung der Seitenlichter und 
die Einrichtung der Poſitionslaternen auf Seeſchiffen. Vom 
16. Oktober 1900. (Ebenda Nr. 51.) 


Verordnung zur Einführung des Geſetzes über die 
Konſulargerichtsbarkeit. Vom 25. Oktober 1900. (Ebenda. 
Nr. 50.) In dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 518. 

Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in den 
deutſchen Schutzgebieten. Vom 3. November 1900. (Ebenda 
Nr. 52.) Siehe oben S. 521. 

Bekanntmachung, betreffend die Außerkursſetzung der 
Vereinsthaler öſterreichiſchen Gepräges. Vom 8. November 
1900. (Ebenda Nr. 54.) K. 
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Das euglifhe Geſelſtzaftsgeſez vom Sabre 1900. 
(83 & 64 Vict. cap. 48.) 
Ueberſetzt und erläutert von 


Herrn Dr. jur. Ed. Crueſemann, Solicitor in London !). 


Einleitung. 


Aktiengeſellſchaſten haben ſich im engliſchen Recht nur 
langſam Bahn gebrochen. Perſonenvereinigungen, die Geld 
zuſammengebracht hatten, um mit dem gemeinſamen Ber- 
mögen (Joint stock) Handel zu treiben, und den ſich ergeben⸗ 
den Gewinn zu theilen, hatten vor den Zeiten des ſoge— 
nannten Bubble Act (6 Geo I. c. 18) entweder den Charakter 
von Geſellſchaften (partnerships) oder Korporationen (cor- 
porations). Korporationsrechte konnten nur von der Krone 
durch eine Charter of incorporation erworben werden. Es 
lag ſonach in dem Gutdünken der Berather der Krone in 
Rechtsangelegenheiten, ob eine Charter verliehen wurde oder 
nicht. Wurde ſie nicht ertheilt, ſo blieb nichts übrig, als 
bei dem Parlament ein beſonderes Geſetz zu beantragen, 
wonach die betreffende Geſellſchaft entweder Inkorporirung 
oder das Recht erhielt, ſich im Gericht durch einen ihrer 
Beamten vertreten laſſen zu dürfen. Anderweitig hätten 
Prozeſſe gegen oder für die Geſellſchaft nur im Namen 
ſämmtlicher Theilhaber angeſtellt werden können. Es liegt 
auf der Hand, daß bei den wachſenden Handelsverhältniſſen 
dieſe Art der Inkorporation und der Vereinfachung der 
Prozeßführung zu unſicher, langwierig und koſtſpielig waren. 
Wie das im engliſchen Rechtsleben oft zu gehen pflegt, 
verſuchte man das beſtehende Recht zu umgehen. Es bildeten 
ſich im letzten Jahrhundert immer häufiger Joint Stock 
Companies. Für ſie wurde immer wieder verſucht, die 
Schärfe des Rechtes abzuſchwächen, welches für alle Theil: 


1) Mit Genehmigung des Herrn Dr. Crueſemann habe ich einzelne 
Anmerkungen eingefügt. Sofern dieſelben ſich an Erläuterungen 
anſchließen, ſind ſie durch — getrennt und überall durch den 
Buchſtaben K. am Schluß gekennzeichnet. Keyßner. 
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haber perſönliche Haftbarkeit und die ſchwierige Art der, wie 
man heute ſagen würde, aktiven und paſſiven Prozeßlegiti⸗ 
mation vorſchrieb. Die Gerichte blickten auf dieſe Verſuche 
mit großem Mißtrauen. So kam es denn zu dem oben⸗ 
genannten Bubble Act, durch den die Bildung dieſer Joint 
Stock Companies verhindert werden ſollte. Es gelang das 
nicht. Die Joint Stock Companies nahmen zu an Zahl und 
Bedeutung. Im Jahre 1825 wurde der Bubble Act aufge⸗ 
hoben. Seitdem ſind zahlreiche Geſetze erlaſſen, um das Ge⸗ 
ſellſchaftsrecht in vernünftiger Weiſe zu regeln. Es gehören 
dahin zunächſt die Geſetze 6 Geo IV. c. 91, 7 Geo IV. c. 46, 
4 & 5 William IV. c. 94, 7 William IV. & 1 Vict. c. 73, 
7 & 8 Vict. c. 110 and c. 113). Im Jahre 1855 wurde 
in 18 & 19 Vict. c. 133 ein Geſetz erlaſſen, wonach Joint 
Stock Companies, die nach Maßnahme des letztgenannten 
Geſetzes von 1844 Eintragung erlangt hatten, in den Stand 
geſetzt wurden, einen Eintragungsſchein und beſchränkte Haf⸗ 
tung zu erwirken. Bis dahin waren die Theilhaber in einer 
Joint Stock Company, ſoweit letztere nicht durch Charter 
oder Special Act of Parliament beſſer geſtellt worden waren, 
immer noch perſönlich haftbar, ſoweit Zahlung von der 
Company ſelbſt nicht eingetrieben werden konnte. 

Es folgte nun in kurzen Zwiſchenräumen eine Anzahl 
von Geſetzen !“), die ſich im Weſentlichen mit der Liquidation 
von Geſellſchaften beſchäftigten. Im Jahre 1856 und 1857 
wurden zwei Geſetze erlaſſen, die beinahe ſämmtliche bis⸗ 
herigen Geſetze aufhoben und den erſten Verſuch einer 
Kodifikation des Geſellſchaftsrechtes darſtellten 3). Aber ſehr 
bald, nämlich im Jahre 1862, wurden auch dieſe Geſetze 
aufgehoben und an ihre Stelle trat Vict. c. 89, An Act 
for the incorporation, regulation and winding up of 
trading companies and other associations vom 7. Auguſt 
1862, in kurzer Bezeichnung „The Companies Act 1862“. 
Dieſes Geſetz iſt im Weſentlichen bis zum heutigen Tage 
als das Hauptgeſetz in Kraft geglieben ). 


2) Besiigli dieſer Geſetze muß auf Lindley, A Treatise on the 
Law of Companies verwieſen werden. Viele der Angaben dieſer 
Einleitung gründen ſich auf dieſes Meiſterwerk über engliſches 
Geſellſchaftsrecht. — Zu vergleichen ferner Wordsworth, The 
law of railway, banking, mining and other joint stock com- 
panies, London 1845. K. Lehmann, Recht der Akiengeſellſchaften, 
Berlin 1898, Bd. S. 83 ff. Diefe Zeitſchrift Bd. VII S. 535 K. 

3) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. II S. 476; Bd. VII S. 534. K. 
4) Dieſes Geſetz hat ſeiner Zeit Reyhner in dieſer Zeitſchrift 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 34 
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Dieſem Geſetz ſind nicht weniger als vierzehn Geſetze 
gefolgt, die ausſchließlich Geſellſchaftsrecht behandeln, und 
ſechs weitere Geſetze, die in das Geſellſchaftsrecht einſchlägige 
Beſtimmungen enthalten. Da die wichtigeren derſelben bereits 
in der Zeitſchrift beſprochen ſind, genügt es, hier nur die 
Titel anzugeben: 


; The Companies Seals Act 1864 (27 & 28 Vict. 

c. 19) 5). 

The Companies Act 1867 (30 & 31 Vict. c. 131)®). 

- The Joint Companies Arrangement Act 1870 (33 
& 34 Vict. c. 104) °). 

The Companies Act 1877 (40 & 41 Vict. c. 26) sl 

The Companies Act 1879 (42 & 43 Vict. c. 76) 9). 

The Companies Act 1880 (43 Vict. c. 19) 10. 

Tbe Companies Act 1883 (46 & 47 Vict. c. 28) 11). 

The Companies (Colonial Registers) Act 1883 (46 
& 47 Vict. c. 30) 17). 

The Companies Act 1886 (49 & 50 Vict. c. 23) 15). 

The Companies (Memorandum of Association) Act 
1890 (53 & 54 Vict. c. 62) 1). 

The Companies (Winding up) Act 1890 (53 & 54 
Vict. c. 63) 14). 

The Directors Liability Act 1890 (53 & 54 Vict. 
e, 64) 14), 

The Companies (Winding up) Act 1893 (56 & 57 
Vict. c. 58) 1). 


Bd. VII S. 533 ausführlich beſprochen. — Vgl. auch Mitter⸗ 
maier in dieſer Zeitſchriſt Bd. VII S. 423 ff.; Späing 
Bd. XLIII S. 225. Das Geſetz iſt vollſtändig in guter deutſcher 
Ueberſetzung im Archiv für das Verſicherungsweſen, herausgeg. von 
Elsner, Bd. I Heft 2. Ein zuverläſſiger, die weſentlichen Bes 
ſtimmungen enthaltender Auszug bei Späing, Franzöſiſches > 
engliſches Handelsrecht (Berlin 1888, Franz Vahlen) S. 252 ff. 

5) Dieſe Zeitſchrift Bd. IX S. 133. 

6) Dieſe Zeitſchrift Bd. XII Beilageh. € 49; Bd. XIV S. 453. K. 

7) Dieſe Zeitſchrift Bd. XVII S. 118. K. 

8) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXIV Beilageh. S. 166. K. 

9) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXVI S. 66. K. 

10) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXVII S. 179. K. 

11) Dieſe Zeitſchriſt Bd. XXX S. 587. K. 

12) Dieſe Zeitſchriſt Bd. XXX S. 587. K. 

13) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXXIV S. 462. K. 

14) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 545. K. 

14a) Diefe Zeitſchrift Bd. XLI S. 150. K. 
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The Stannaries Act 1869 (32 & 33 Vict. c. 19). 

The Stannaries Act 1887 (50 & 51 Vict. c. 43). 

The Stamp Act 1891 (54 & 55 Vict. c. 39) 4b). 

The Forged Transfers Act 1891 (54 & 55 Vict. 
c. 43) 140). 

The Forged Transfers Act 1892 (55 & 56 Vict. 
c. 39) 14d). 

The Companies Act 1898 (61 & 62 Vict. c. 26) 14e) 

The Finance Act 1899 (62 & 63 Vict. c. 9). 


Außer den genannten Geſetzen ſind für Banks, Life 
Insurance Companies, Friendly Societies, Building Societies, 
Industrials und Provident Societies viele beſondere Geſetze 
erlaſſen, die in dieſem kurzen Abriß des Einzelnen nicht auf⸗ 
geführt zu werden brauchen. 

Schon ſeit langen Jahren iſt der Ruf nach einer beſſeren 
Geſetzgebung über Companies lauter und lauter geworden. 
Aber der Geſetzgeber hatte entweder keine Zeit, ſich der 
Mühe einer neuen Bearbeitung des Geſellſchaftsrechtes zu 
unterziehen, oder er hielt die Zeit noch nicht für ge- 
kommen, dem Rufe Folge zu leiſten. So blieb es denn bei 
den amendirenden Geſetzen. Dieſer Natur iſt leider auch das 
Geſetz von 1900, deſſen Ueberſetzung hier verſucht iſt. Es 
ſtellt ſich als ein dürftiger Nothbehelf dar, kaum dazu an⸗ 
gethan, im praktiſchen Geſchäftsleben wahrhaft nutzbar zu 
werden, verwickelt und unklar in vielen ſeiner Beſtimmungen 
und ſo recht geeignet, gerade das in die behandelten Ver⸗ 
hältniſſe hineinzubringen, was ein weiſer Geſetzgeber bemüht 
ſein ſollte, fo weit wie möglich fern zu halten und ab- 
zuſchwächen, nämlich Ungewißheit. Ob dieſen Nachtheilen ge⸗ 
nügende Vortheile bezüglich des Schutzes des Publikums 
gegenüberſtehen, iſt jetzt noch nicht zu ermeſſen. Es iſt jedoch 
zu erwarten, daß nicht allein der unredlich gewinnſüchtige 
Gründer, ſondern auch Diejenigen, denen eine Gründung 
bedeutend erſchwert wird, obgleich ſie nur redliche Abſichten 
haben mögen, mit Erfolg erheblich mehr Scharfſinn in dem 
Beſtreben, die Beſtimmungen des Geſetzes zu umgehen, ent⸗ 
wickeln werden, als wie es der Geſetzgeber in der Aus: 
arbeitung des Geſetzes gezeigt hat. 


14b) Dieſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 150. K. 
14 c) Dieſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 156. K. 
14d) Dieſe Zeitſchrift Bd. XLII S. 109. K. 
14e) Die ſe Zeitſchrift Bd. IL S. 554. K. 
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Die Ueberſetzung trägt natürlich die Fehler des Ori⸗ 
ginals, aber auch die Fehler jeder Ueberſetzung eines tech⸗ 
niſchen Dokuments an ſich. Eine ſchwerfällige Ausdrucks⸗ 
weiſe läßt ſich leider in Ueberſetzungen, bei denen es häufig 
auf genaue Wiedergabe ſogar des einzelnen Wortes ankommt, 
nicht vermeiden. 


14 e) Zu allen folgenden, das deutſche Aktienrecht betreffenden An- 
merkungen ſei verwieſen auf: Coſack, Lehrbuch des Handels⸗ 
rechts (5. Aufl) S. 599 ff. Gareis, Deutſches Handelsrecht 
(6. Aufl.) S. 268 ff. Pollitzer, Oeſterreichiſches Handels⸗ 
recht S. 229 ff. Die Kommentare zum Handelsgeſetzbuch von 
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Verbeſſerungsakte zu den Geſellſchaftsakten 15) (vom 
8. Auguſt 1900). 


(63 & 64 Vict. cap. 48.) 


Inkorporirung und Zwecke 16). 
Beweiskraft der Eintragungsbeurkundung. 


1. (1.) Eine von dem Regiſterbeamten !) hinſichtlich einer 
Vereinigung gegebene Beſcheinigung der Inkorporirung 18) fol 


15) Vgl. sect. 30 dieſer Akte. 

Wenn vielfach ſich die Bezeichnung als „Aktiengeſetz“ findet, 
vgl. Anm. 19, 44, ſo erſcheint dies deshalb nicht unberechtigt, 
weil es ſich weſentlich um Geſellſchaften handelt, welche gemäß 
Art. 18 des Companies Act, 1862 (vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. VII S. 550, unten Anhang S. 600) eingetragen ſind, im 
Gegenſatz zu den Handelsgeſellſchaften unter der Partnership Act, 
1890 (53 & 54 Vict. c. 89, vom 14. Auguſt 1890; in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 540, vgl. namentlich dazu Späin 
in Bd. XLIII S. 222 ff.). Es iſt deshalb dieſe Bezeichnung au 
bereits bei früheren Bearbeitungen hierher gehöriger engliſcher Ge⸗ 
ſetze verwendet worden (val. Bd. XXXIX S. 545). Man darf 
nur aus dem Wortgebrauch nicht auf das Daſein einer Aktien⸗ 
geſellſchaft nach deutſchem Recht folgern. Ein weſentlicher Unters 
ſchied iſt feſtzuhalten. Das Memorandum einer Company limited 
by shares gibt das Kapital an, mit welchem die Geſellſchaft eins 
getragen ſein will; es bedurfte aber nicht, wie nach deutſchem Recht 
(HGB. § 195 Ziff. 3) des Nachweiſes der Vollzeichnung des 
Grundkapitals. Der engliſchen Aktiengeſellſchaft wird durch die 
Eintragung die Selbſtändigkeit einer juriſtiſchen Perſon (corporate 
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Zur Vergleichung iſt der engliſche Wortlaut zur Seite 
geſtellt. 

Um das Verſtändniß des Geſetzes zu erleichtern, ſind 
Anmerkungen hinzugefügt. Dieſelben haben nur den Zweck, 
einige der wichtigeren Begriffe des engliſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaftsrechts in großen Umriſſen zu erklären!“). 


Lehmann⸗Ring, Rudorff, Staub, Dove, Goldmann, 
Gareis, Makower. Die Kommentare zu Buch II Abſchn. 3, 4, 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, von 
Eſſer (2. Aufl.), Pinner, Keyßner (5. Aufl.). 


CHAPTER 48. 
An Act to amend the Companies Acts “). 


[Sth August 1900.] 


Incorporation and Objects 1. 
Conclusiveness of certificate of incorporation. 


1.— (I.) A certificate of incorporation given by the 
registrar 17) 18) in respect of any association shall be 


body) ertheilt; im Laufe des Geſchäftsbetriebes wird durch Aus⸗ 
gabe der Aktien das ſtatutariſche Grundkapital nach Bedürfniß 
beſchafft. Keyßner in Bd. VII S. 555 dieſer Zeitſchrift; 
Lehmann, Das Recht der Aktiengeſellſchaften S. 197. Nach dem 
Companies Act 1862 genügte es, wenn mindeſtens ſieben Perſonen 
(Zeitſchrift Bd. VII S. 540) je eine Aktie gezeichnet hatten. 
Hieraufhin hatte der Registrar einzutragen. Hier iſt eine Aende⸗ 
rung eingetreten; es ſoll die Eintragung einer vollſtändigen Aktien⸗ 
kapitalszeichnung bezw. eines in dem Memorandum angegebenen 
Mindeſtbetrages erfolgt ſein. Vgl. $ 6 des gegenwärtigen Geſetzes 
und die Anmerkungen 38, 44. Von wie fraglicher Bedeutung 
dieſe erſte Abweichung von dem deutſchen Geſetz, welches ſowohl 
bei der Einheitsgründung (HGB. § 188) wie bei der Zeichnungs⸗ 
gründung (HGB. § 189) den Nachweis der Volleinzahlung des 
Grundkapitals erfordert, ift, wird unten in Anm. 38 erläutert, des 
Weiteren vgl. Anm. 44. Für das engliſche Recht umfaßt „Aktien⸗ 
geſellſchaft“ die mehrfachen Geſellſchaftsformen, welche ein in Aktien 
geviegtes Kapital haben (diefe Zeitichrift Bd. VII S. 342). Die 
eutſche Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (HGB. §§ 320—334) 
wäre nach engliſchem Recht eine Aktiengeſellſchaft; auch nach deut⸗ 
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vollgiltigen Beweis dafür erbringen, daß allen Erforderniſſen 
der Aktiengeſellſchaftsgeſetze in Bezug auf Eintragung und 
die derſelben vorangehenden und damit verbundenen An— 
gelegenheiten Genüge geleiſtet worden iſt, und daß die Ver⸗ 
einigung eine Aktiengeſellſchaft !“) ift, die das Recht hat, 


16 


— 


ſchem Recht würde eine ſolche Bezeichnung kein Fehlgriff weiter 
ſein, nachdem die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien bei den juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen eingereiht ſind (Simon in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLIX S. 24 ff. Keyßner, Aktiengeſellſchaften und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien, Kommentar 5 Aufl. S. XLIV, 
S. 216). Daß die nach dem Companies Act 1862 ſonſt noch 
möglichen Geſellſchaften mit einem in Aktien zerlegten Kapital, ſo 
namentlich Companies limited by guarantee and having a 
capital divided into shares (vgl. Art. 27 dieſer Akte), ſehr ſelten 
ſind, iſt unten in Anmerkung 40 hervorgehoben. Herrſchend find 
die Companies limited by shares. 

Auf Anfrage iſt folgende Auskunft ertheilt: 

In England kommt es äußerſt ſelten vor, daß Aktien auf 
den Inhaber lauten. Sogenannte „Warrants“ lauten faſt immer 
auf den Namen, während eigentliche Aktien gar nicht beſtehen, 
ſondern nur Certificates, in denen nach Angabe der Firma der 
Aktiengeſellſchaft, des Kapitals, der Zahl der Shares und des 
Nominalbetrages es weiter heißt: 

„This is to certify that .......... Bear e s 
is the registered Holder of ...,.............. 
of the above named shares numbered as in the margin 
inclusive in the above named Company subject to the 
Memorandum and Articles of Association thereof that upon 
each of such shares the amount Of ß Lien 
has been paid.“ 


Verkauft nun Jemand en Aktien, fo wird das Certificate 
mit dem Transfer (Veräußerungsurkunde; § 8 der Anlage zu 
Companies Act 1862; Späing, Franzöſiſches und engliſches 
Handelsrecht S. 294) dem Sekretär der betreffenden Geſellſchaft 
zugeſtellt und, nachdem der Transfer von den Direktoren erforder⸗ 
lichen Falles genehmigt iſt (§ 9 a. a. O.), wird ein neues Certi- 
ficate ausgeſtellt und dem neuen Aktionär, der wieder in dem 
neuen Certificate namhaft gemacht wird, zugeſtellt. — Die Aus⸗ 
gabe der Aktien⸗Certificate iſt nicht davon abhängig, daß Voll⸗ 
zahlung bereits geleiſtet iſt; auch in Bezug auf die Ausgabe von 
Inhaberaktien iſt es nicht nothwendig, daß Volleinzahlung nach⸗ 
gewieſen wird. K 


Die Ueberſchrift ſpricht von Zwecken (objects). Der § 1 ſagt über 
ſolche Zwecke nichts; vgl. Anm. 21. Vermuthlich enthielt der Entwurf 
einige Beſtimmungen über „Zwecke“, bei deren Streichung es überſehen 

wurde, auch die Ueberſchrift zu ändern. — Im deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch wird als weſentlicher Beſtandtheil des Geſellſchaftsvertrages 
für Aktiengeſellſchaften ($ 182 Ziff. 2) und für Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien (§ 322) die Angabe des „Gegenſtandes des 
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conclusive evidence that all the requisitions of the Com- 
panies Acts in respect of registration and of matters 
precedent and incidental thereto have been complied with, 
and that the association is a company !?) authorized to 


Unternehmens“ erfordert. Die Umgrenzung ift verkehrs⸗ und ge⸗ 
richtsgebräuchlich eine wenig ſichere (vgl. Staub, Kommentar 
zum Handelsgeſetzbuch, 7. Aufl., zu $ 182 Anm. 11). Ueberſchreitet 
der Vorſtand in ſeiner Geſchäftsführung den Gegenſtand, ſo hat 
dies auf die Rechtsgiltigkeit des Geſchäfts dem Dritten gegenüber 
(abgeſehen von einem betrügeriſchen Zuſammenhandeln) keinen Ein⸗ 
fluß. Solche Unbeſchränktheit der Vertretungsbefugniß ift dem 
engliſchen Recht für die Vertretung im Gebiete des Geſellſchafts⸗ 
rechts unbekannt (vgl. diefe Zeitſchrift Bd. VII S. 563, Bd. XLIII 
S. 233). Ueberſchreitet der Vorſtand in ſeiner Geſchäftsführung 
den Gegenſtand des Unternehmens, ſo wird er damit der Geſellſchaft 
gegenüber haftbar (HGB. § 235 Abſ. 1; dazu Eſſer, Kommentar 
Anm. 1. Keyßner, Anm. 3). K. 


17) Ein Handelsregiſter gibt es nicht. Für Aktiengeſellſchaften ſind 
jedoch in London für England, in Edinburg für Schottland und 
in Dublin für Irland Regiſterämter eingerichtet. — Vgl. K. Veh: 
mann, Recht der Aktiengeſellſchaften S. 300 ff. Keyßner, Das 
Anmeldeamt, in dieſer Zeitſchrift Bd. VII S. 538. Betreffend 
die Eintragung der Aktiengeſellſchaften und 5 
auf Aktien in das Handelsregiſter vgl. HGB. SS 200, 320; dazu 
Lehmann⸗Ring, Kommentar S. 411. Staub S. 605. 
Eſſer S. 34. Pinner S. 200. Mit der Eintragung der Ge⸗ 
ſellſchaft in das Handelsregiſter beginnt das Daſein der Aktien⸗ 
geſellſchaft; vgl. Keyßner a. a. O. zu § 200 Anm. 1. Betreffend 
die Eintragung einer Aktiengeſellſchaft, der es an den weſentlichen 
Erforderniſſen gebricht, vgl. HGB. § 309—311 und dazu die 
vorbenannten Kommentare. Betreffend die Errichtung und die Ein⸗ 
tragung in die preußiſchen 8 ſiehe bei Keyßner, 
Aktiengeſellſchaften 5. Aufl. S. 235 ff. 

18) Ein „Certificate of Incorporation“ ey e8 auch jetzt fon, aber 
erſt dieſes Geſetz gibt ihm die wichtige Bedeutung des $ 1. Die 
vorliegende Beſtimmung tritt an die Stelle des letzten Satzes des 
$ 18 des Companies Act 1862 (ſiehe Anhang 2; dieſe Zeitſchrift 
Bd. VII S. 550), welcher aufgehoben iſt und wonach die Beſcheini⸗ 
gung der Inkorporirung nur dafür vollen Beweis erbringt, daß 
allen Erforderniſſen des 1862er Geſetzes bezüglich der Regiſtrirung 
Folge geleiſtet iſt. Die letztere Beſtimmung hatte zur Folge, daß 
die Beſcheinigung nichtig iſt, wenn der Gründungsplan doloſer 
oder irrthümlicher Weiſe nicht wenigſtens von fieben Perſonen in 
der in § 6 des 1862er Geſetzes vorgeſchriebenen Weiſe unterzeichnet 
war. Jetzt würde dadurch die Beſcheinigung, wenn ſie einmal 
ertheilt iſt, nicht beeinflußt. 

19) Der Kürze halber wird des Weiteren für „Aktiengeſellſchaft“ in 
der Regel nur das Wort „Geſellſchaft“ gebraucht werden. — Vgl. 
oben Anm. 15. K. 
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eingetragen zu werden, und in Gemäßheit der Aktiengeſell⸗ 
ſchaftsgeſetze gebührend eingetragen worden iſt. 


(2.) Eine ſtatutariſche eidesſtattliche Verſicherung ſeitens 
eines mit der Gründung der Geſellſchaft betrauten Rechts⸗ 
anwalts des Hohen Gerichtshofs ?°), oder ſeitens einer in dem 
Geſellſchaftsſtatut?!) als Direktor oder Sekretär der Gefell- 
ſchaft namhaft gemachten Perſon, dahingehend, daß alle 
oder einzelne der beſagten Erforderniſſe erfüllt ſind, ſoll dem 
Regiſterbeamten vorgelegt werden, und derſelbe kann dieſe 
eidesſtattliche Erklärung als genügendes Beweismaterial ſol⸗ 
cher Erfüllung annehmen. 


(3.) Die Inkorporirung einer Geſellſchaft iſt rechts⸗ 
wirkſam von dem Tage der Inkorporirung, welcher in der 
Beſcheinigung der Inkorporirung angegeben iſt. 


(4.) Dieſer Paragraph findet Anwendung auf alle Be⸗ 


20) d. h. „ſeitens eines bei dem hohen Gerichtshof (High Court) au: 
gelaſſenen Rechtsanwaltes“ (solicitor). — Ueber High Court vgl. 
Wertheim, Wörterbuch des engliſchen Rechts, das Wort Court 
= Ser Solicitor vgl. ebendaſ. S. 510 und sect. 34 biejer 

te. : 

21) „Geſellſchaftsſtatut“ (Articles of Association) ift nicht zu vers 
wechſeln mit „Gründungsplan“ (Memorandum of Association). 
[Vgl. Zeitſchrift Bd. VII S. 548.) Letzterer kann nur mit Ges 
nehmigung des Gerichts, die übrigens keineswegs ohne Weiteres 
ertheilt wird, in gewiſſen Einzelheiten abgeändert werden (val. 

The Companies [Memorandum of Association] Act 1890; oben 
Anm. 14), während für Abänderung der Articles richterliche Ge⸗ 
nehmigung nicht erforderlich iſt. 

g Nach § 8 des 1862er Geſetzes muß der Gründungsplan ou: 

geben: 

1. den Namen der zu gründenden Geſellſchaft mit der Beifügung 
des Wortes „Limited“, ſalls die Haftbarkeit beſchränkt iſt; 

2. den Theil des Vereinigten Königreichs (England, Schottland 
oder Irland), in dem der eingetragene Sitz der Geſellſchaft 
belegen iſt; 

3. die Geſellſchaftszwecke; 

4. eine Erklärung, daß die Haftbarkeit der Aktionäre der Geſell⸗ 
ſchäft beſchränkt iſt; 

5. die Höhe des Kapitals der Geſellſchaft, eingetheilt in Aktien 
von dem gleichfalls anzugebenden Betrage. (Beiläufig ſei hier 
bemerkt, daß bezüglich dieſes Betrages Grenzen weder nach 
oben noch nach unten beſtehen. Es gibt eine Reihe von Ge⸗ 
ſellſchaften, deren Aktien auf einen Shilling lauten.) — 

Dal. HGB. § 180. Lehmann, Aktiengeſellſchaften S. 164 
bis 180. K. 
Dieſer Gründungsplan muß wenigſtens von fieben Perſonen 
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Fe registered and duly registered under the Companies 
cts. 


(2.) A statutory declaration by a solicitor of the 
High Court ?°) engaged in the formation of the company 
or by a person named in the articles of association?!) 
as a director or secretary of the company of compliance 
with all or any of the said requisitions shall be produced 
to the registrar, and the registrar may accept this de- 
claration as sufficient evidence of such compliance. 


(3.) The incorporation of a company shall take 
effect from the date of incorporation mentioned in the 
certificate of incorporation. 


(4) This section applies to all certificates of in- 


unterzeichnet fein, die wenigſtens je eine Aktie nehmen müſſen und 
ſich dadurch dazu verpflichten müſſen, daß ſie die Anzahl der Aktien, 
die ſie zeichnen, in eigener Handſchrift neben ihre Unterſchrift 
PA rh ly SH Zeitſchrift Bd. VII ©. 548; Späing 
a a 

Tas Se regelt die inneren Verhältniſſe der Ge- 
ſellſchaft, ift aber auch in vielfacher Beziehung von größter Wich⸗ 
tigkeit für diejenigen, die mit der Geſellſchaft in Geſchäftsverbindung 
treten, da die Kenntniß des Statuts präfumirt wird. Geſell⸗ 
ſchaften, bei denen die Haſtbarkeit auf beſtimmte, garantirte Be⸗ 
träge beſchränkt ift (vgl. Note 40 zu § 10) und ſolche mit unbe: 
ſchränkter Haftung müſſen mit dem Gründungsplan ein Geſell⸗ 
ſchaftsſtatut einreichen. Aktiengeſellſchaſten können entweder ein 
beſonderes, für ſie ausgearbeitetes Statut einreichen, oder ſie können 
dasjenige Statut zu dem ihrigen machen, und zwar mit oder ohne 
Abänderungen, welches als Normalſtatut im Anhang des Aktien⸗ 
S5 dc e von 1862 ſich vorfindet. (Späing a. a. O. 

08 ff.) Da das Normalſtatut aber keineswegs immer in ſeinen 
1 ausreicht, wird gewöhnlich ein beſonderes Gefell- 
ſchaftsſtatut ausgearbeitet. 

D dem Geſetz bezüglich des Gründungsplanes u. ſ. w. Genüge 
geleiſtet, ſo wird die Geſellſchaft eingetragen und die Beſcheinigung 
vom Regiſterbeamten ertheilt, daß die Geſellſchaft in geſetzmäßiger 
Weiſe inkorporirt iſt und daß die Haftbarkeit beſchränkt iſt. Was 
die legale Wirkung der Inkorporirung iſt, geht aus § 18 des 
1862er Geſetzes hervor (vgl. Anhang 2). — | 

Vgl. K. Lehmann a. a. O. S. 313, 315. Keyßner in 
dieſer Zeitſchrift Bd. VII S. 548. Betreffend den Geſellſchafts⸗ 
vertrag nach deutſchem Aktiengeſetz vgl. §§ 182, 321; Abänderung 
deſſelben SS 274 ff. R 
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ſcheinigungen der Inkorporirung, gleichviel, ob dieſelben vor 
oder nach Erlaß dieſes Geſetzes ausgeſtellt werden! ). 


Beſtellung und Qnalifikation von Direktoren? ). 


Beſchränkungen für die Beſtellung und 
Bekanntmachung der Direktoren. 


2. (1.) Es ſoll Niemand in dem Geſellſchaftsſtatut 
einer Geſellſchaft zum Direktor ernannt werden, noch als 
Direktor oder vorgeſchlagener Direktor einer Geſellſchaft in 
einem von oder für die Geſellſchaft herausgegebenen Pro— 
ſpekt?sa) namhaft gemacht werden, wenn er nicht ſelbſt oder 
durch einen von ihm ſchriftlich Bevollmächtigten, je nach Lage 
der Sache, vor der Eintragung des Statuts oder der Ver— 
öffentlichung des Proſpekts: 


(I.) eine ſchriftliche Einwilligung, als ſolcher Direktor 
thätig zu ſein, gezeichnet und bei dem Regiſter— 
beamten hinterlegt hat; und 


22) Vermuthlich ift ſtatt „Erlaß“ (passing) „Geſetzeskraft“ (commence- 
ment) gemeint. Das Geſetz erhielt am 8. Auguſt 1900 die könig⸗ 
liche Genehmigung, war alſo dann erlaſſen, wenngleich es nach 
§ 35 erſt am 1. Januar 1901 in Kraft trat. Es läßt fich ſchwer 
ſagen, was die Beſtimmung wirklich meint. Wie ſoll z. B. die 
Vorſchrift der subsect. 2 auf Beſcheinigungen Anwendung finden, 
die vor dem Erlaß des Geſetzes ertheilt wurden? 

Dieſer Paragraph tritt jetzt an die Stelle des aufgehobenen 
§ 192 des Companies Act 1862 (vgl. Anhang 2). 


Die Direktoren (Board of Directors) find dem Geſetze nach das 
leitende Organ der Geſellſchaft. Sie haben viele der Befugniſſe 
nicht allein des Vorſtandes, ſondern auch des Aufſichtsrathes einer 
deutſchen Aktiengeſellſchaft. Ueber ihnen ſteht nur in gewiſſen 
Angelegenheiten die Generalverſammlung der Aktionäre und ge: 
gebenen Falles das Gericht, während ihnen die Reviſoren zur Seite 
geſtellt ſind. — 

Vgl. oben Anm. 16. Coſack § 114. Gareis a. a. O. S. 331. 
Pollitzer a. a. O. S. 271 ff. K. 


23 a) Proſpekt (Prospectus) wird jetzt die an das Publikum gerichtete 
Aufforderung zur Zeichnung von Aktien oder (und) Obligationen 
(Debentures) genannt (ſiehe unten $ 30). Die Beſtimmungen des 
früheren Rechts über Proſpekte wurden nur auf Aktienproſpekte 
angewandt. Aktienproſpekte enthielten gewöhnlich Mittheilungen 
über den Namen der Geſellſchaft, das Kapital nebſt Nennwerth der 
Aktien, beziehentlich deren verſchiedene Klaſſen, die auf die Aktien 
einzuzahlenden Beträge, gegebenen Falles die nöthigen Angaben über 
Ausgabe von Obligationen (Betrag, Zinsfuß), Vertragstheile und 
Zeitangabe derjenigen ſeitens der Gründer, Treuhänder oder der 


23 


— 
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corporation, whether given before or after the passing of 
this Act ??). 


_ Appointment and Qualification of Director 29. 


Restrictions on appointment or advertisement 
of director. 


2.—(1.) A person shall not be capable of being 
appointed director of a company by the articles of asso- 
ciation, and shall not be named as a director or proposed 
director of a company in any prospectus issued by or on 
behalf of the company, unless, before the registration of 
the articles or the publication of the prospectus, as the 
case may be, he has by himself or by his agent autho- 
rized in writing 


(i) signed and filed with the registrar a consent in 
writing to act as such director; and 


Geſellſchaft etwa eingegangenen Verträge, deren Kenntniß für das 
Publikum bei Entſcheidung der Frage, ob es wünſchenswerth ſei, 
Aktien zu zeichnen, von Nutzen ſein kann, das eingetragene Geſchäfts⸗ 
lokal der Geſellſchaft und — falls dieſelben bereits beſtimmt find — 
die Namen der Direktoren, der etwaigen Treuhänder, der Haupt⸗ 
beamten der Bank, der Rechtsanwälte, Reviſoren, Börſenmakler, ſerner 
über etwaige Vortheile zu Gunſten der Direktoren, Gründer oder 
ähnlicher Vertrauensperſonen, über die Zwecke, für die die Geſellſchaft 
gegründet wird, und ſchließlich über die Ausſichten des Unter: 
nehmens. Die gemachten Angaben müſſen wahrheitsgetreu ſein. 
Sind ſie es in einer weſentlichen Beziehung nicht, ſo hat der 
Aktionär, der auf Grund der gemachten Angaben Aktien zeichnet, 
ein Recht, feinen Zeichnungsvertrag zu annulliren, und nach ge⸗ 
meinem Recht hat ſogar in manchen Fällen ein dritter Käufer 
unter Umſtänden ein Klagerecht gegen die Direktoren. Die Haft⸗ 
barkeit der Direktoren, Gründer und Anderer, die die Ausgabe des 
Proſpekts genehmigt haben, wurde durch den Directors Liability 
Act 1890 noch erhöht. Vgl. oben Anm. 14. 

Gewöhnlich wird die Geſellſchaft jetzt vor Ausgabe des Pro⸗ 
ſpekts eingetragen. — Zu den obigen Beſtimmungen des bisherigen 
Rechts treten vom 1. Januar 1901 ab diejenigen dieſes neuen 
Geſetzes. — 

Betreffend die Anſprüche aus der Gründung vgl. Deutſches 
HGB. §§ 204, 205, 268 ff., 313. Betreffend die Proſpekte val. 
Allg. D. HGB. Art. 249; Keyßner, Aktiengeſellſchaften 5. Aufl., 
Vorbem. zu § 316. Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 §§ 75 ff., 
in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 147 ff.; Handausgaben von 
Wermut und Brendel (Berlin, J. Guttentag), Dr. Hoff: 
mann (Berlin, Haude & Spener). 
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(II.) entweder den Gründungsplan für eine Anzahl von 
Aktien, welche nicht weniger, als für die Stellung 
erfordert wird (falls dies der Fall), betragen darf, 
gezeichnet hat, oder eine ſchriftliche Erklärung gezeich⸗ 
net und bei dem Regiſterbeamten hinterlegt hat, nach 
welcher er ſich verpflichtet, von der Geſellfchaft ſeine 
Qualifikationsaktien (falls ſolche erfordert werden) 
zu entnehmen und dafür zu Zahlen. 


(2). Mit dem Antrag auf Eintragung des Gründungs⸗ 
plans und des Geſellſchaftsſtatuts einer Geſellſchaft, ſoll 
der Antragſteller dem Regiſterbeamten eine Liſte derjenigen 
Perſonen, die eingewilligt haben, Direktoren der Geſellſchaft 
zu ſein, beibringen, und wenn dieſe Liſte den Namen einer 
Perfon enthält, die nicht eingewilligt hat, ſo unterliegt der 
Antragſteller einer Strafe, welche 50 Pfd. Sterl. nicht 
überſchreiten ſoll ?). 


(3.) Dieſer Paragraph ſoll jedoch keine Anwendung 
finden auf eine Aktiengeſellſchaft, die vor dem Beginn dieſes 
Geſetzes eingetragen worden ift, noch auch auf eine Gefell- 
ſchaft, welche Aufforderungen an das Publikum?“) zur Beid- 
nung ihrer Aktien nicht ergehen läßt, noch auch auf einen 
Proſpekt, der von oder für eine Geſellſchaft erlaſſen wird 


24) Das Publikum läßt ſich bei der Zeichnung oft lediglich von den 
mehr oder weniger Vertrauen einflößenden Namen der Direktoren 
leiten. Die Namen wohl angeſehener Männer wurden daher ge⸗ 
wiſſermaßen als Lockſpeiſe in dem Statut oder Proſpekt veröffent⸗ 
licht, ohne daß die Betreffenden dazu die Ermächtigung ertheilt 
hatten. Eine Betheiligung als Aktionär wurde allerdings in der 
Regel in dem Statut vorgeſehen; aber um gute Namen ſich zu 
ſichern, ſanden die Gründer allerlei Wege, um die Aktienbetrag dem 
betreffenden Direktor zukommen zu laſſen, ohne daß er fie geradezu 
als Geſchenk erhielt, was rechtswidrig geweſen wäre. In ſolchen 
Fällen hatten die betreffenden Direktoren alſo überhaupt an der 
Geſellſchaft kein auf einer finanziellen Betheiligung beruhendes 
Intereſſe. 

Dieſe Möglichkeit iſt jetzt ſehr erſchwert. Zwar hat auch dieſes 
Geſetz noch nicht den Grundſatz eingeführt, daß die Direktoren 
thatſächlich und gutgläubig Aktionäre der betreffenden Geſellſchaft 
ſein müſſen, allein das Publikum wird fehr bald lernen, diejenigen 
Gründungen mit Mißtrauen zu betrachten, die eine Aktionär⸗ 
betheiligung für ihre Direktoren nicht vorſchreiben; iſt aber eine 
ſolche vorgeſchrieben, ſo wird jetzt wenigſtens darauf geſehen werden, 
daß ſie ſeitens des Direktors von der Geſellſchaft unmittelbar er⸗ 
worben wird. — 

Nach deutſchem Aktienrecht iſt weder für die Stellung eines 
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(ii) either signed the memorandum of association 
for a number of shares not less than his quali- 
fication (if any), or signed and filed with the 
registrar a contract in writing to take from 
the company and pay for his qualification shares 
(if any). | 


(2.) On the application for registration of the me- 
morandum and articles of association of a company, the 
applicant shall deliver to the registrar a list of the per- 
sons who have consented to be directors of the company, 
and if this list contains the name of any person who 
has not so consented the applicant shall be liable to a 
fine not exceeding fifty pounds ?“). 


(3.) Provided that this section shall not apply to a 
company registered before the commencement of this Act, 
or to a company which does not issue any invitation 
to the public ?5) to subscribe for its shares, or to a pro- 
spectus issued by or on behalf of a company after the 


Vorſtandsmitgliedes noch die eines Auffichterathes die zeitweilige 
oder dauernde Eigenſchaft als Aktionär erforderlich (Reyßner, 
Aktiengeſellſchaften S. 20, 88); gemeinhin wird ſie im Geſell⸗ 
RARES erfordert und durch Hinterlegung der Aktien ge: 


ſichert. : 

25) Was mit dieſem Ausdruck (issue any invitation to the public 
to subscribe for its shares) gemeint iſt, wird erſt durch richter⸗ 
liche Entſcheidung feſtzuſtellen ſein. Angenommen, eine Geſellſchaft 
bietet durch Privatſchreiben (im Gegenſatze zu Anzeigen in den 
öffentlichen Blättern) ihre Aktien tauſendfältig an, ſo wird man 
vermuthlich mit Erfolg argumentiren können, daß Privatſchreiben 
nie als eine „invitation to the public“ angeſehen werden können. 
Wie verhält es ſich ferner mit der Anwendbarkeit des Geſetzes, 
wenn nicht die Geſellſchaft, ſondern irgend ein Dritter, ja ſogar 
ein Gründer oder Direktor die invitation to the public erläßt? 
Anſcheinend darf ſich die invitation to the public nur nicht mit 
Aktien (Shares) befaſſen. Wenn alſo Obligationen (Debentures) 
öffentlich angeboten werden, ſo findet anſcheinend der § 2 keine 
Anwendung oder wenigſtens nur dann, wenn es ſich um die Aus⸗ 
gabe eines Proſpektes im Sinne des $ 30 handelt. 

Die undurchdachte Faſſung dieſes $ 2 (3) wird gewiß zu vielen 
Prozeſſen Anlaß geben. — 
Vgl. Börſengeſetz § 75; oben Anm. 23. K. 
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nach Ablauf eines Jahres ſeit dem Datum, an welchem die 
Geſellſchaft berechtigt war, ihre Geſchäfte zu beginnen. 


Befähigung zum Direktor ?). 


3. (1.) Unbeſchadet der in dem letzten Paragraphen 
enthaltenen Beſchränkungen iſt es jedem Direktor, der nach 
dem Geſellſchaftsſtatut einen beſtimmten Aktienbeſitz innehaben 
muß, und der ſolchen noch nicht erworben hat, zur Pflicht 
gemacht, ſeinen Aktienbeſitz innerhalb zweier Monate nach 
ſeiner Anſtellung oder innerhalb einer kürzeren Zeit, wenn 
ps in den Statuten der Geſellſchaft vorgeſehen ift, zu er 
angen. 


(2.) Ein Direktor einer Geſellſchaft geht ſeines Amtes 
verluſtig, wenn er nicht innerhalb zweier Monate vom Datum 
ſeiner Anſtellung an gerechnet oder innerhalb einer kürzeren 
Friſt, falls ſolche in den Statuten der Geſellſchaft vorgeſehen 
iſt, ſeinen Aktienbeſitz erlangt, oder wenn er nach Ablauf 
der zwei Monate oder der vorgeſehenen kürzeren Friſt auf: 
hört, den erforderlichen Aktienbeſitz inne zu haben; und wer 
ſeines Amtes nach dieſem Paragraphen verluſtig geht, ſoll 
unfähig ſein, wieder als Direktor der Geſellſchaft angeſtellt 
zu werden, bis er den erforderlichen Aktienbeſitz erlangt hat. 


(3.) Wenn nach Ablauf der beſagten zwei Monate oder 
der etwa vorgeſehenen kürzeren Friſt eine nicht qualifizirte 
Perſon als Direktor einer Geſellſchaft fungirt, iſt ſie ver⸗ 
pflichtet, der Geſellſchaft die Summe von 5 Pfd. Sterl. für 
jeden Tag, während deſſen fie weiter fungirt, zu zahlen?). 


Zutheilung von Aktien. 
Einſchränkung für die Zutheilung von Aktien. 


4. (1.) Aktien in dem Kapital einer Geſellſchaft, die 
dem Publikum zur Zeichnung angeboten ſind, dürfen nicht 
zugetheilt werden, bevor nicht die folgenden Bedingungen 
erfüllt ſind, nämlich 


26) Dieſe Vorſchriften beziehen ſich auf die Direktoren, die nicht in 
dem Geſellſchaftsſtatut oder in Proſpekten namhaſt gemacht find. 
und find jetzt zwingenden Rechtes. Aehnliches fand fih bisher in 
den meiſten Geſellſchaftsſtatuten, aber in weit milderer Form. 
Obgleich das Geſetz das nicht ausdrücklich vorſchreibt, werden der⸗ 
artige mildere Beſtimmungen in den Statuten ſchon beſtehender 
Geſellſchaften als außer Kraft geſetzt anzuſehen ſein. 
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expiration of one year from the date at which the com- 
pany is entitled to commence business. 


Qualification of director 7°). 


3.—(1.) Without prejudice to the restrictions im- 
posed by the last foregoing section, it shall be the duty 
of every director who is by the regulations of the com- 
pany required to hold a specified share qualification, and 
who is not already qualified, to obtain his qualification 
within two months after his appointment, or such shorter 
time as may be fixed by the regulations of the com- 
pany. | ` Sëll 
. (2) The office of director of a company shall be 
vacated, if the director does not within two months from 
the date of his appointment, or within such shorter time 
as may be fixed by the regulations of the company, ob- 
tain his qualification, or if after the expiration of such 
period or shorter time he ceases at any time to hold his 
qualification: and a person vacating office under this 
section shall be incapable of being re-appointed director 
of the company until he has obtained his qualification. 


(3.) If after the expiration of the said period or 
shorter time any unqualified person acts as director of 
a company, he shall be liable to pay to the company 
the sum of five pounds for every day during which he 
so acts 27). 


Allotment. 
Restriction as to allotment. 


4.— (I.) No allotment shall be made of any 
share capital of a company offered to the public for 
subscription, unless the following conditions have been 
complied with, namely,— 


Iſt in dem Statut für die Direktoren eine Qualifikation durch 
beſtimmten Aktienbeſitz überhaupt nicht vorgeſehen, ſo finden die 
Beſtimmungen der SS 2 und 3 nur bezüglich der ſchriftlichen 
Einwilligung und dann nur unter den sub $ 2 (3) angegebenen 
Beſchränkungen Anwendung. 

27) Die Beſtimmungen der 88 4—8 find im Weſentlichen neu. 
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(a) der etwa in dem Gründungsplan oder in dem Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatut feſtgeſetzte und in dem Proſpekt als 
der Mindeſtbetrag von Zeichnungen namhaft ge⸗ 
machte Betrag, auf Grund deſſen die Direktoren zur 
Zutheilung der Aktien ſchreiten können?“ ), oder 

(b) falls ein ſolcher Betrag nicht feſtgeſetzt oder nam⸗ 
haft gemacht iſt, der ganze Betrag des zur Zeich— 
nung aufgelegten Aktienkapitals, 

gezeichnet worden iſt, und die bei Anmeldung auf den ſo 
feſtgeſetzten oder namhaft gemachten oder für den ganzen 
zur Zeichnung aufgelegten Betrag zahlbare Summe der Ge⸗ 
ſellſchaft bezahlt und von ihr empfangen worden ift 7°). 


(2.) Der ſo feſtgeſetzte und namhaft gemachte Betrag 
und beziehentlich der vorerwähnte ganze Betrag ſoll berechnet 
werden ausſchließlich irgend eines Betrages, der anders als 
in Baar zu zahlen ift 77) und wird in dieſem Geſetz genannt: 
der Mindeſtbetrag von Zeichnungen. 


(3.) Die bei Anmeldung zahlbare Anzahlung auf jede 
Aktie ſoll nicht geringer ſein als fünf vom Hundert des 
Nennbetrages der Aktie. 


(4.) Wenn die erwähnten Bedingungen nicht bei Ab⸗ 
lauf von vierzig Tagen nach der erſten Ausgabe des Pro⸗ 
ſpekts erfüllt worden ſind, ſo ſoll alles Geld, welches von 
den Zeichnern von Aktien gezahlt wurde ), ſofort an bie 


nn 


274) Bal. § 10 Ib bieler Akte. K. 

28) Der Mindeſtbetrag ift nach unten nicht beſchränkt. Jedenfalls 
wird aber jetzt dem Publikum das Material geboten, auf Grund 
deſſen es über die Lebensfähigkeit des Unternehmens, wenn nur 
der Mindeſtbetrag von Aktien gezeichnet wird und die Direktoren 
daraufhin zur Zutheilung ſchreiten, ſeine Schlüſſe ziehen kann. 
— Bisher war es den Direktoren anheim gegeben, zu beſtimmen, 
ob eine Zutheilung von Aktien auf Grund der empfangenen 
Zeichnungen ſtattfinden ſolle oder nicht. Die Folge war, daß 
häufig bei ganz ungenügender Zeichnung zugetheilt wurde, vielleicht 
in der Hoffnung, ſpäter die Aktien, auf die Zeichnungen nicht 
erfolgt waren, nach und nach unterzubringen, oft aber auch, um 
wenigſtens zunächſt die Gründungsunkoſten zu decken. Direktoren, 
wenn ſie als ordentliche Geſchäftsleute handelten, ſchritten zur 
Zutheilung von Aktien nur dann, wenn wirklich eine genügende 
Anzahl von Zeichnungen vorlag, fo daß aus den eingehenden Bes 
trägen ein für die Zwecke der Geſellſchaft hinreichendes Betriebs⸗ 
kapital nach Zahlung der Gründungskoſten übrig blieb. — 

Zu beachten iſt, daß es ſich hier nicht um Aktienzeichnung wie 
bei der Zeichnungsgründung (HGB. § 189) handelt, ſondern um 


Das engliſche Geſellſchaftsgeſetz von 1900. 543 


(a) the amount (if any) fixed by the memorandum 
or articles of association and named in the pro- 
spectus as the minimum subscription upon which 
the directors may proceed to allotment; or 


(b) if no amount is so fixed and named, then the 
whole amount of the share an so offered 
for subscription, 


has been subscribed, and the sum payable on 7 
for the amount so fixed and named, or for the whole 
amount offered for subscription, has Ben paid to and 
received by the company 271. 


(2) The amount so fixed and named and the hole 
RT aforesaid shall be reckoned exclusively of any 
amount payable otherwise than in cash, and is in this 
Act referred to as the minimum subscription?? ). 


(3.) The amount payable on application on al 
share shall not be less than five per cent. of the nominal 
amount of the sare. 


(4.) If the conditions aforesaid have not been com- 
plied with on the expiration of forty days after the first 
issue of the prospectus, all money received from applı- 
cants for shares shall be forthwith repaid ?°) to the ap- 


die Zeichnung des bei der Eintragung der Aktiengeſellſchaft in dem 

Memorandum of association in Ausſicht genommenen Aktien⸗ 

kapitals. Val. Anm. 15. K. 
29) Augenſcheinlich ſchlecht ausgedrückt. Gemeint iſt wohl ohne Zweifel: 
ausſchließlich irgend welcher Einlagen, die nicht durch Baarzahlung 
zu leiſten ſind. 
Es war üblich in dem Proſpekt einen Prozentſatz des Nennwerthes 
der Aktie anzugeben, der ſogleich bei Zeichnung, bei Zutheilung 
und dann nach Einrufungen (calls) einzuzahlen iſt. Der bei 
Zeichnung einzuzahlende Betrag muß jetzt mindeſtens 5 Prozent 
des Nennwerthes der Aktien ſein. Wird die betreffende Zeichnung 
gar nicht oder nur theilweiſe von den Direktoren berückſichtigt, ent⸗ 
weder weil ſie es nicht für richtig halten, zur Zutheilung von 
Aktien zu ſchreiten, oder weil die Ausgabe überzeichnet iſt, oder 
vielleicht die Perſon des Aktionärs den Direktoren nicht geeignet 
erſcheint, fo wird das eingezahlte Geld gewöhnlich ganz zurück⸗ 
gezahlt, wenn gar keine Aktien zuertheilt ſind, oder es wird, wo 
nur theilweiſe Zutheilung der gezeichneten Aktien ſtattfindet, auf 
Rechnung der ſpäteren Cinrufungen von Kapital gutgeſchrieben, 
wenn die Direktoren nicht vorziehen, den Ueberſchuß zurückzuzahlen. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 35 


30 


— 
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ſelben ohne Zinſen zurückgezahlt werden, und, wenn dieſes 
Geld nicht innerhalb achtundvierzig Tage nach Ausgabe des 
Proſpekts zurückgezahlt iſt, ſollen die Direktoren der Geſell⸗ 
ſchaft ſammt und ſonders haftbar ſein, dieſes Geld mit 
Zinſen zu fünf vom Hundert auf das Jahr ſeit dem Ab⸗ 
lauf der achtundvierzig Tage zurückzuzahlen. Jedoch ſoll kein 
Direktor haftbar ſein, der nachweiſt, daß ein etwaiger Ver⸗ 
luſt des Geldes nicht auf ſein fehlerhaftes Verhalten oder 
ſeine Nachläſſigkeit zurückzuführen iſt. 

(5.) Jede Beſtimmung “), nach welcher ein Zeichner von 
Aktien der Verpflichtung unterworfen wird, von Erfüllung 
eines Erforderniſſes dieſes Paragraphen abzuſehen, iſt nichtig. 

(6.) Dieſer Paragraph ſoll mit Ausnahme von Abſatz 3 
keine Anwendung finden auf irgendwelche Zuertheilung von 
Aktien, die nach der erſten Zutheilung von Aktien, die dem 
Publikum zur Zeichnung angeboten wurden, ftattfindet??). 


Wirkung der unſtatthaften Aktienzutheilung. 


5. (1.) Wenn ſeitens der Geſellſchaft einem Zeichner 
in Widerſpruch mit den obigen Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzes Aktien zugetheilt werden, ſo ſoll die Zutheilung auf 
Antrag des Zeichners innerhalb eines Monats nach Abhal— 
tung der ſtatutariſchen Verſammlung der Geſellſchaft und 
nicht ſpäter anfechtbar ſein; ſie ſoll auch dann anfechtbar 
fein, wenn die Geſellſchaft ſich in Liquidation befindet?“). 

(2.) Wenn ein Direktor einer Geſellſchaft einer der 
obigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Bezug auf Zu— 
theilung von Aktien wiſſentlich entgegenhandelt oder die 
Entgegenhandlung erlaubt, oder dazu die Ermächtigung er⸗ 
theilt, ſo ſoll er haftbar ſein, die Geſellſchaft, bezw. den— 
jenigen, dem Aktien zugetheilt wurden, ſchadlos zu halten für 
allen Verluſt, Schaden oder Koſtenaufwand, welchen die Ge— 
ſellſchaft oder Derjenige, dem die Aktien zugetheilt wurden, 


Gewöhnlich enthält der Proſpekt bezw. das Zeichnungsformular 
hierüber genaue Beſtimmungen. Durch § 4 find den Direktoren 
neue Pflichten bezüglich der Rückzahlung von Einlagen unter ge: 
wiſſen Umſtänden auferlegt. — 
Vgl. p Zeichnungsſchein bei der Zeichnungsgründung (HGS. 
§ 189). 
31) Nämlich jede in dem Proſpekt oder dem Zeichnungsformulare oder 
ſonſtwo ſich findende Bedinaung. — 
Entſprechend HGB. § 189 Abſ. 5. K. 
32) Tiefer Paragraph bezieht fih nur auf Aktien und die Ums 
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plicants without interest, and, if any such money is not 
so repaid within forty-eight days after the issue of the 
prospectus, the directors of the company shall be jointly 
and severally liable to repay that money with interest 
at the rate of five per centum per annum from the ex- 
piration of the forty-eight days: Provided that a director 
shall not be liable if he proves that the loss of the 
money was not due to any misconduct or negligence on 
his part. 

(5.) Any condition 1) requiring or binding any 
applicant for shares to waive compliance with any re- 
quirement of this section shall be void. 


(6.) This section, except subsection (3) thereof, 
shall not apply to any allotment of shares subsequent to 
the first allotment of shares offered to the public for 
subscription *?). 


Effect of irregular allotment. 


5.—(1.) An allotment made by a company to an 
applicant in contravention of the foregoing provisions of 
this Act shall be voidable at the instance of the appli- 
cant within one month after the holding of the statutory 
meeting of the company and not later, and shall be so 
voidable notwithstanding that the company is in course 
of being wound up“). 


(2.) If any director of a company knowingly contra- 
venes or permits or authorises the contravention of any 
of the foregoing provisions of this Act with respect to 
allotment he shall be liable to compensate the company 
and the allottee respectively for uny loss, damages, or 
costs which the company or the allottee may have sus- 
tained or incurred therebv: Provided that proceedings 
to recover such loss, damages, or costs shall not be 


gehung durch Ausgabe von Obligationen (Debentures), ift daher 
leicht bewerkſtelligt, zumal wenn hinſichtlich derſelben beſtimmt iſt, 
daß ſie gegen Aktien umgetauſcht werden können. Die letztere Be⸗ 
ſtimmung findet fih jetzt ſchon in vielen Statuten. Auf Obli: 
qattonen (Debentures) findet ja der Paragraph überhaupt keine 
Anwendung. 

Die Streitfragen über invitation to the public, die in Bezug 
auf § 2 auftauchten, werden auch hier wieder zur Erörterung 
kommen. 

32a) d. h. mittlerweile in Liquidation getreten iſt. 
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dadurch erlitten haben mag oder eingegangen iſt; jedoch ſollen 
irgendwelche Schritte, den Verluſt, Schaden oder Koſten⸗ 
aufwand einzutreiben, nicht nach Ablauf von zwei Jahren 
vom Datum der Zutheilung unternommen werden können. 


Einſchränkungen für den Geſchäftsbeginn. 


6. (1.) Eine Geſellſchaft ſoll weder irgendwelche Ge⸗ 
ſchäfte beginnen, noch von ihren Leihbefugniſſen Gebrauch 
machen, wenn nicht 

(a) Aktien, für welche der ganze Nennwerth in Baar 

| zu zahlen ift, zugetheilt worden find von im Ganzen 
nicht weniger als der Mindeſtbetrag 22) von Beid: 
nungen; 

(b) jeder Direktor der Geſellſchaft auf jede ſeiner Ak⸗ 
tien, welche er genommen hat, oder die er ſich ver⸗ 
pflichtet hat zu übernehmen, und für welche er ver⸗ 
pflichtet iſt, Zahlung in Baar zu leiſten, der Geſellſchaft 
ebenſo viel eingezahlt hat, als das Publikum auf 
die Aktien, die ihm zur Zeichnung angeboten wurden, 
bei Zeichnung und Zutheilung hätte zahlen müſſen; 
eine ſtatutariſche ?“) eidesſtattliche Verſicherung ſeitens 
des Sekretärs oder eines der Direktoren in der vor⸗ 
geſchriebenen Form bei dem Regiſterbeamten hinter⸗ 
legt iſt, dahingehend, daß die obengenannten Beding⸗ 
ungen erfüllt worden ſind. 

(2.) Der Regiſterbeamte ſoll nach Einreichung dieſer 
ſtatutariſchen eidesſtattlichen Verſicherung beſcheinigen, daß 
die Geſellſchaft berechtigt iſt, ihre Geſchäfte zu beginnen; 
und dieſe Beſcheinigung ſoll vollgiltigen Beweis dafür er— 
bringen, daß die Geſellſchaft dieſes Recht hat?). 

(3.) Ein Vertrag, welchen die Geſellſchaft vor dem Datum 
eingeht, an welchem ſie berechtigt iſt, ihre Geſchäfte zu be⸗ 
ginnen, ſoll nur ein proviſoriſcher ſein und ſoll die Geſell⸗ 
ſchaft bis zu jenem Datum nicht binden, und an jenem 
Datum foll er rechtsverbindlich werden “). 


„( 4.) Keine Beſtimmung dieſes Paragraphen ſoll verhin⸗ 
dern, daß Aktien und Obligationen zu gleicher Zeit zur Zeich— 
nung aufgelegt werden, noch auch daß Zeichnungen dafür 
empfangen werden * 6). 


— 


(e 


32h) Bal. Anm. 38. 
33) Statutariſch, d. à in GER der Beſtimmungen des SEN 
Declaration Act 1835. 
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commenced after the expiration of two years from the 
date of the allotment. 


Rica we 
Restrictions on commencement of business. 


6.—(1.) A company shall not commence any bu- 
siness or exercise any borrowing powers unless— | 


(a) shares held subject to the payment of the ok 
amount thereof in cash have been allotted to 
an amount not less in the whole than the 

minimum 3b) subscription; and 

(b) every director of the company has vail to the 
company on each of the shares taken or con- 
tracted to be taken by him, and for which he 
is liable to pay in cash, a proportion equal to 
the proportion payable on application and allot- 
ment on the shares offered for public sub- 
scription; and 

(c) there has been filed with the registrar a sta- 

_tutory "7 declaration by the secretary or one 
of the directors, in the prescribed form, that 
the aforesaid conditions have been complied 
with. 


(2.) The registrar shall, on the filing of this sta- 
tutory declaration, certify that the company is entitled 
to commence business, and that certificate shall be con- 
clusive evidence that the company is so entitled “). 


(3.) Any contract made by a company before the 
date at which it is entitled to commence business shall 
be provisional only, and shall not be binding on the 
company until that date, and on that date it shall become 
binding °°). 


(4.) Nothing in this scies shall TER the si- 
multaneous offer for subscription of any shares and de- 
bentures or the receipt of any application °°), 


34) Vgl. HGB. SS 195 ff. Gs 
35) Bal. HGB. $ 200 Abi. 1. K. 
36) Die Ausgabe von Obligationen (Debentures) fällt ohne Zweifel 
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(5.) Wenn irgend eine Geſellſchaft im Widerſpruch mit 
dieſem Paragraphen ihre Geſchäſte beginnt, oder von ihren 
Leihbefugniſſen Gebrauch macht, ſo ſoll Jeder, der für die 
Zuwiderhandlung verantwortlich iſt, unbeſchadet irgendwelcher 
weiteren Haftbarkeit einer Strafe unterliegen, die 50 Pfd. Sterl. 
für jeden Tag, während deſſen die Zuwiderhandlung fort⸗ 
dauert, nicht überſchreiten ſoll. 


(6.) Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auf 
eine Geſellſchaft, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
eingetragen iſt, keine Anwendung. 


(7.) Dieſer Paragraph findet keine Anwendung auf 
irgend eine Geſellſchaft, bei ber 271 das Publikum nicht auf: 
gefordert ift, Aktien derſelben zu zeichnen “). 


Bericht über die Zutheilung. 


7. (1.) Sobald eine Aktiengeſellſchaft eine Zutheilung 
ihrer Aktien vorgenommen hat, ſoll die Geſellſchaft innerhalb 
eines Monats danach bei dem Regiſterbeamten hinterlegen: 

(a) eine Aufſtellung der Zutheilungen mit Angabe der 

Zahl und des Nennwerthes der in der betreffenden 
Zutheilung einbegriffenen Aktien der Namen, der 
Adreſſen und des Standes derjenigen, denen die 
Aktien zugetheilt wurden, und des auf jede Aktie 
(gegebenen Falles)“ bezahlten oder fälligen und 
zahlbaren Betrages; | 
unter „Gebrauch von Leihbefugniſſen“ (cfr. 6 [1] oben). Dieſe Be⸗ 
ſtimmung 6 (4) ſcheint mit 6 (1) in Widerſpruch zu ſtehen. Denn 
danach ſoll von den Leihbefugniſſen nicht eher Gebrauch ge⸗ 
macht werden, bis Aktien zum Mindeſtbetrage (cfr. 4 [2]) gu: 
ertheilt ſind. Nach 6 (4) aber ſteht der zur ſelben Zeit ergehenden 
Aufforderung an das Publikum zur Zeichnung von Obligationen 
und irgend welcher Aktien (alſo auch der zuerſt ausgegebenen) 
nichts im Wege. Als Erklärung wird wohl behauptet werden, 
daß in der bloßen Aufforderung zur Zeichnung von Obligationen 
noch nicht ein „Gebrauchmachen von Leihbefugniſſen“ zu finden fet, 
daß vielmehr die Zeichnung eine Offerte ſei, in deren Annahme 
ſeitens der Direktoren erft ein Gebrauchmachen der Leihbefugniſſe 
liegt. Demzufolge würde 6 (1) mit 6 (4) nur verbieten, Deben- 
tures vor der Zuertheilung des Mindeſtbetrages der Aktien au: 
zugeben, während die Ausübung der anderen Leihbefugniſſe durch 
Diskontiren von Wechſel, Aufnahme von Darlehen ohne oder gegen 
Hypothek u. ſ. w. nach jener Zuertheilung ſtattfinden darf. 
Engliſch: „any Company where“. Wiederum ein Beiſpiel flüch⸗ 
tiger Whfajjung. 
38) Nach dem bisherigen Recht (8 18, Companies Act 1862; vgl. 
dieſe Zeitſchrift Bd. VII S. 540 ff.) konnte die Geſellſchaft be⸗ 


37 


— 
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(5.) If any company commences business or exer- 
cises borrowing powers in contravention of this section, 
every person who is responsible for the contravention 
shall, without prejudice to any other liability, be liable 
to a fine not exceeding fifty pounds for every day during 
which the contravention continues. 


(6) Nothing in this section shall apply to a com- 
pauy registered before the commencement of this Act. 


(7.) This section shall not apply to any company 
where 3°) there is no invitation to the public to subscribe 
for its shares 38). 


Return as to allotments. 


7.—(1.) Whenever a company limited by shares 
makes any allotment of its shares, the company shall 
within one month thereafter file with the registrar— 

(a) a return of the allotments, stating the number 
and nominal amount of the shares comprised 
in the allotment, the names, addresses, and 
descriptions of the allottees, and the amount 


(if any) °°) paid or due and payable on each 
share; and 


reits ſofort nach Ertheilung der Beſcheinigung der Inkorporirung 
ihre Geſchäfte beginnen und Geld entlehnen, obgleich in den 
weitaus meiſten Fällen nur die ſieben Aktien der Zeichner des 
Gründungsplanes gezeichnet waren, und daher die Geſellſchaft that: 
ſächlich ein nennenswerthes Vermögen nicht beſaß. 

Auch hier kommen wieder die Streitpunkte über invitation to 
the public in Frage. Siehe Anm. 32. 

Eine Umgehung wird vermuthlich durch Aufnahme einer Be: 

ſtimmung in das Statut, wonach die „minimum subscription“ 
(ſiehe $ 6 [1 a]) auf einen geringen Betrag feſtgeſetzt wird, er⸗ 
möglicht. 
Die Worte „gegebenen Falles“ (if any) ſcheinen in Anbetracht 
der Schlußworte des § 4 (1) eine Geſetzesverletzung vorauszuſetzen. 
Denn nach § 4 ſoll überhaupt keine Zutheilung vorgenommen 
werden, wenn der bei der Zeichnung zahlbare Betrag nicht wirklich 
gezeichnet iſt. 

Eine Genehmigung der ſchriftlichen Verträge durch den Regiſter⸗ 
beamten wird nicht ertheilt. Nur auf die Veröffentlichung dieſer 
Verträge iſt es abgeſehen, damit es den bei der Gründung be— 
theiligten Perſonen unmöglich gemacht wird, einen heimlichen Ge: 
winn zu machen. 


39 


— 
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b) falls Aktien ganz oder theilweiſe für einen Gegen: 

werth zugetheilt find, der nicht in baarem Gelbe 

beſteht, einen ſchriſtlichen Vertrag, der den Rechts⸗ 

titel für die beſagte Zutheilung für Denjenigen, 

dem die Aktien zugetheilt wurden, darſtellt, nebſt 

irgend welchem ſonſtigen Vertrag über einen Ver⸗ 

kauf oder über Dienſte oder ſonſtige Einlagen, wo— 

. für die Zutheilung vorgenommen wurde (in jedem 

Falle müſſen die Verträge gebührend abgeſtempelt 

ſein), und ferner eine Aufſtellung, in welcher die 

Anzahl und der Nennwerth der in dieſer Weiſe zu: 

getheilten Aktien angegeben iſt, und aus der bervor- 

geht, wie weit die Aktien als volleingezahlte zu be 

handeln ſind, und die Einlage, für welche die Aktien 
zugetheilt worden find +°). 


(2) Falls die Ausführung der Erforderniſſe dieſes Para: 
graphen unterlaſſen wird, jo unterliegt jeder Direktor, Ge: 
ſchäftsführer, Sekretär oder ſonſtige Beamte der Geſellſchaft, 
der wiſſentlich an der Unterlaſſung betheiligt ift 1), einer 
Geldſtrafe, die 50 Pfd. Sterl. für jeden Tag der Dauer der 
nterlaſſung nicht überſteigen foll !). 


Vermittelungsgebühr und Vergütung. 


S. (1.) Wenn Aktien dem Publikum zur Zeichnung an: 
geboten werden, fol die Geſellſchaft berechtigt fein, Feman: 
dem dafür eine Proviſion zu zahlen, daß er Aktien der Ge— 
ſellſchaft zeichnet oder ſich verpflichtet, gleichviel, ob endgiltig 
oder unter Bedingungen, dieſelben zu zeichnen, oder beſorgt 
oder ſich verpflichtet, zu beſorgen, endgiltig oder unter Be— 
dingungen, vorausgeſetzt, daß das Geſellſchaftsſtatut die 
Zahlung der Proviſion, bezw. den Betrag oder Prozentſatz 
der Proviſion zuläßt, die gezahlt wird oder vertraglich ge— 
zahlt werden ſoll, beſtimmt, und in dem Proſpekt darüber 
Aufſchluß gegeben iſt, und vorausgeſetzt, daß die Proviſion, 
die bezahlt iſt oder vertraglich gezahlt werden ſoll, nicht den 
dementſprechenden zugewieſenen Betrag oder Prozentſatz über— 
ſteigt“ a). 

(2.) Abgeſehen von den obengenannten Fällen ſoll keine 
Geſellſchaft ihre Aktien oder ihr Kapital, ſei es direkt oder in— 


40) Vgl. HGB. SR 192, 193, 199. 
41) Schon das wiſſentliche Betheſligtſan⸗ genügt, während $ 6 (5) 
„Verantwortlichkeit“ fordert. — 
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(b) in the case of shares allotted in whole or in 
part for a consideration other than cash, a con: 
tract in writing constituting the title of the 
allottee to such allotment, together with any 
contract of sale, or for services or other con- 
sideration in respect of which such allotment 
was made, such contracts being duly stamped, 
and a return stating the number and nominal 
amount of shares so allotted, the extent to 

which they are to be treated as paid up, and 
the consideration for which they have been 
allotted +°). 


(2.) If default is made in complying with the re- 
quirements of this section, every director, manager, se- 
cretary, or other officer of the company, who is know- 
ingly a party to the default“ ), shall be liable to a fine 
not exceeding fifty pounds for every day during which 
the default continues +°). 


Commissions, discounts, &c. 


8.— (I.) Upon any offer of shares to the public 
for subscription, it shall be lawful for a company to pay 
a commission to any person in consideration of his sub- 
scribing or agreeing to subscribe, whether absolutely or 
conditionally, for any shares in the company, or procuring 
or agreeing to procure subscriptions, whether absolute 
or conditional for any shares in the company, if the pay- 
ment of the commission and the amount or rate per 
cent, of the commission paid or agreed to be paid are 
respectively authorised by the articles of association and 
disclosed in the prospectus, and the commission paid or 
agreed to be paid does not exceed the amount or rate 
so authorised‘? a) 


| (2.) Save as aforesaid no company shall apply any 
of its shares or capital money either directly or indirectly 


42) Der § 25 des Companies Act 1862, der bisher dieſe Fragen 
regelte, iſt aufgehoben. 
42a) Vgl. $ 10 (h) dieſer Akte. K. 
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direkt, zur Zahlung irgendwelcher Proviſion, irgendwelchen 
Diskonts oder Nachlaſſes an irgend Jemanden dafür ver⸗ 
wenden, daß er Aktien der Geſellſchaft zeichnet oder ſich ver⸗ 
pflichtet, gleichviel, ob endgiltig oder unter Bedingungen, 
dieſelben zu zeichnen, oder dafür, daß er Zeichnungen für 
Aktien der Geſellſchaft beſorgt oder ſich verpflichtet, gleich⸗ 
viel, ob endgiltig oder unter Bedingungen, dieſelben zu be⸗ 
ſorgen, und zwar ohne Unterſchied, ob Aktien oder Geld 
für dieſen Zweck dadurch verwandt werden, daß auf den 
Kaufpreis irgend eines ſeitens der Geſellſchaft erworbenen 
Vermögensſtückes oder auf den Vertragspreis für irgend eine 
für die Geſellſchaft auszuführende Arbeit ein Aufſchlag ge⸗ 
macht wird, oder ob das Geld aus dem angeblichen Kauf: 
oder Vertragspreiſe gezahlt wird oder fonftwie !“). 

(3). Jedoch ſoll keine Beſtimmung dieſes Paragraphen 
die Befugniß einer Geſellſchaft berühren, Proviſion zu zahlen, 
ſoweit die Geſellſchaft bisher dazu berechtigt war. 


Proſpekt; Gründungsplan ). 
Hinterlegung und Eintragung des Proſpekts. 


9. (1.) Jeder von einer Geſellſchaft oder für eine ſolche 
oder in Bezug auf eine zu gründende Geſellſchaft ausgegebene 


43) Das Geſetz ſchweigt über Proviſionen für Unterbringung oder Zeich⸗ 
nung von Debentures, ſoweit nicht $ 8 (3) in Betracht kommt. 
Ob $ 8 (3) überhaupt Anwendung findet, ift ſehr zweifelhaft. Wenn, 
wie gewöhnlich geſchieht, Aktien und Obligationen (Debentures) 
zugleich ausgegeben werden, iſt die Möglichkeit der Umgehung 
durch Gewährung hoher Proviſionen auf Unterbringung von Deben- 
tures offenbar leicht gemacht. 

Auch hier tauchen wieder die Fragen über den Sinn von 
„offer of shares to the public“ auf. — 

Betreffend das Verbot der Ausgabe der Aktien unter dem 
Nennbetrag vgl. HGB. § 184. K. 

44) Nach den Beſtimmungen des § 4 des Companies Act 1862 finb 
nach dem Inkrafttreten jenes Geſetzes Perſonenvereinigungen zwecks 
Betriebes eines ſonſtigen auf Erzielung von Gewinn gerichteten 
Geſchäftes von mehr als zwanzig Theilhaber verboten, wenn ſie 
nicht als Geſellſchafter nach dem Geſetz von 1862 eingetragen, oder 
in Gemäßheit irgend eines Geſetzes oder Charter oder in den 
ſogenannten Stanneries gegründet find. Eine eingetragene Gefell- 
ſchaft muß wenigſtens ſieben Mitglieder haben. Sie kann entweder 
eine ſolche ſein, bei der die Haftbarkeit a) unbeſchränkt iſt, oder 
b) auf den Betrag der Aktien oder c) auf beſtimmte garantirte 
Beträge beſchränkt iſt, während das Kapital ſelbſt nicht in Aktien 
eingetheilt iſt, oder d) auf beſtimmte garantirte Beträge beſchränkt, 


Das englifche Geſellſchaſtsgeſetz von 1900. 553 


in payment of any commission, discount, or allowance, 
to any person in consideration of his subscribing or 
agreeing to subscribe, whether absolutely or conditionally, 
for any shares of the company, or procuring or agreeing 
to procure subscriptions, whether absolute or conditional, 
for any shares in the company, whether the shares or 
money be so applied by being added to the purchase 
money of any property acquired by the company or to 
the contract price of any work to be executed for the 
company, or the money be paid out of the nominal pur- 
chase money or contract price, or otherwise +°). 


(3.) But nothing in this section shall affect the 
power of any company to pay such brokerage as it has 
heretofore been lawful for a company to pay. 


Prospectus **). 
Filing of prospectus. 


9.—(1.) Every prospectus issued by or on behalf 
of a company or in relation to any intended company 


und das Kapital in Aktien eingetheilt ift. Geſellſchaften mit uns 
beſchränkter Haftung oder mit einer auf beſtimmte garantirte Bes 
träge beſchränkten Haftung kommen ſelten vor. Bei der weitaus 
größeren Anzahl von Aktiengeſellſchaften iſt die Haftbarkeit auf 
den Betrag der Aktien beſchränkt (Aktiengeſellſchaften). Die letzteren 
müſſen in ihrem Titel das Wort „Limited“ führen, es ſei denn, 
daß das Gericht ſie von dieſer Verpflichtung entbindet. Bei Handels⸗ 
geſellſchaften geſchieht das jedoch nie. — Die Form der Aktien⸗ 
geſellſchaft wird oft in Anwendung gebracht, um bei Privatunter⸗ 
nehmungen die Antheile der Theilhaber leichter ſeſtzuſtellen, oder 
auch um die Haftbarkeit der Theilhaber zu beſchränken. In ſolchen 
Faͤllen wird das Publikum nicht herangezogen. Die Aktien werden 
nur im engen Kreiſe der Theilhaber oder Intereſſenten unter: 
gebracht, die natürlich mit dem betreffenden Unternehmen genau 
vertraut ſind, oder bei denen wenigſtens genaue Kenntniß voraus⸗ 
geſetzt werden kann. Bei ſolchen Gründungen ſcheint beſonderer 
geſetzlicher Schutz gegen Uebervortheilung nicht erforderlich. 
Anders iſt es, wenn das Publikum zur Zeichnung von Aktien 
herangezogen werden ſoll. Dieſes geſchieht durch Herausgabe eines 
Proſpektes, in dem ein wahres und vollſtändiges Bild gegeben 
werden ſollte, von Allem, was für die Entſcheidung darüber, 
ob eine Zeichnung von Aktien in dem betreffenden Unternehmen 
rathſam ift, von Wichtigkeit ift. Beſonders bei den proſeſſionellen 
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Proſpekt ſoll ein Datum tragen, und dieſes Datum ſoll 
bis zum Gegenbeweis als das Datum der Veröffentlichung 
a Proſpekts angeſehen werden. | 


(2) Eine Abſchrift eines jeden derartigen Proſpektes 
fol von Jedem, der darin als Direktor oder in Vorſchlag 
gebrachter Direktor der Geſellſchaft namhaft gemacht iſt, oder 
von ſeinem ſchriftlich ermächtigten Vertreter gezeichnet und 
bei dem Regiſterbeamten an oder vor dem Datum der Ver⸗ 
öffentlichung niedergelegt werden. 


(3.) Der Regiſterbeamte ſoll keinen Proſpekt ein⸗ 
tragen, der nicht dementſprechend gezeichnet und mit dem 
Datum verſehen iſt. Kein Proſpekt ſoll ausgegeben werden, 
bis er nicht behufs Eintragung in der angegebenen Weiſe 
niedergelegt iſt, und auf jedem Proſpekt ſoll ausdrücklich er⸗ 
wähnt ſein, daß er in der beſagten Weiſe niedergelegt ift +5), 


Befondere Erforberniffe für die Einzelheiten 
des Proſpektes. 


10. (1.) Jeder Proſpekt, der von einer Geſellſchaft 
oder für eine ſolche oder von Jemandem oder für Jemanden, 
der mit der Gründung der Geſellſchaft beſchäftigt oder bei 
derſelben intereſſirt iſt oder war, ausgegeben wird, fol an: 
geben!): 


Company Promoters hat es ſich zu einer beſonderen Kunſt heraus⸗ 
gebildet, unter Umſtänden das ſelbſt unweſentlich Günſtige auf⸗ 
zubauſchen, das weſentlich Ungünſtige aber nur nebenbei zu be: 
merken oder einfließen zu laſſen. Denn fie haben mit der That: 
ſache zu rechnen, daß auch bei dem Zeichnungsvertrage wie bei 
jedem anderen Vertrage der consensus ad idem bei den Parteien 
nothwendig iſt. Da der Proſpektus aber die Grundlage des Bers 
trages iſt, ſo können unrichtige Angaben, oder nach engliſchem 
Recht das doloſe (fraudulant) Berja weigen weſentlicher Thatſachen 
dem Zeichner die Möalichkeit geben, den Zeichnungsvertrag un: 
giltia erklären zu laſſen. Durch die angegebenen Kunſtgriffe in 
der Abfaſſung eines Proſpektus wurde dieſe Möglichkeit zum großen 
Theil vereitelt, und bei dem im großen Publikum nur in geringem 
Maße vorhandenen Unterſcheidungsvermögen über das, was weſentlich 
und was unweſentlich ift, gelang es dem Gründer nur zu oft, fein 
Ziel zu erreichen. Die Gefahr der Uebervortheilung des Publikums 
war um fo größer, als der Regreß im Wege des Progzeſſes bes 
deutende Schwierigkeiten bietet, z. B. in der Beweisführung darüber, 
daß das Verſchweigen „fraudulant“ oder die betreffende Thatſache 
weſentlich war u. ſ. w., zumal das bisherige Recht nur wenige 
poſitive Vorſchriften enthält, auf die ſich der einzelne Zeichner ſtützen 
konnte. 

In dem vorliegenden Geſetz ſind nun beſonders in Bezug auf 
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shall be dated, and that date shall, unless the contrary 
be proved, be taken as the date of publication of the 
prospectus. 5 ` | 


4 


-.. (2.) A copy of every such prospectus shall be signed 
by every person who is named therein as a director or 
proposed director of the company, or by his agent author- 
ised in writing, and shall be filed with the registrar on 
or before the date of its publication. 


43.) The registrar shall not register any prospectus 
unless it is so dated and signed. No prospectus shall 
be issued until so filed for registration, and every pro- 
spectus shall state on the face of it that it has been so 
filed 45). 


: Specific requirements as to particulars 
| of prospectus. | 


10.—(1.) Exery prospectus issued by or on behalf 
of a company, or by or on behalf of any person who is 
or has been engaged or interested in the formation of 
the company, must state—‘°) 


den Inhalt von Proſpekten eine ganze Reihe von Vorſchriften 
erlaſſen, die dem Publikum in der Verfolgung feines Rechts gegen: 
über den Gründern ſehr kräftige Handhaben bieten und den Grün⸗ 
dern eine Uebervortheilung des Publikums durch Herausgabe von 
Proſpekten mit verſchleierten Angaben weſentlich erſchweren follen. 
Eine Strafe für Nichterfüllung der Vorſchriften dieſes Para⸗ 

graphen iſt im Geſetz nicht vorgeſehen!! — 
à Dagegen hat das deutſche Handelsgeſetzbuch in § 313 (früher 
Art. 249 a) eine Strafbeſtimmung, welche bereits mehrfach An: 

wendung gefunden hat. K. 

45) Bisher war es nicht ungewöhnlich, daß nicht offizielle Proſpekte 
unter dem Titel von Entwürfen ausgegeben wurden mit Angaben, 
die erſt nachträglich in dem offiziellen Proſpekt richtig geſtellt wurden. 
Es ließ ſich oft nicht feſtſtellen, von wem dieſelben ausgegeben 
waren. Eine regiſteramtliche Eintragung fand bisher überhaupt 
nicht ſtatt. Der daraus ſich ergebenden Möglichkeit des Mißbrauchs 
ſoll durch die obigen Vorſchriften vorgebeugt werden. 

46) Ueber die Angaben, die bisher ſchon in einem Proſpekt gemacht 
werden mußten, in dem das Publikum zur Zeichnung von Aktien 
aufgefordert wurde, ſiehe oben Anm. 22 a zu $ 2. — Es hat ſich 
herausgeſtellt, daß die Erforderniſſe des Geſetzes theils zu weit, und 
theils nicht weit genug gingen. Man braucht nur z. B. den jetzt 
aufgehobenen $ 33 des Companies Act 1867 (ſiehe unten Anz 
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(a) den Inhalt des Gründungsplanes nebſt Namen, 
Stand und Adreſſen der Zeichner und Anzahl der 
von dem Einzelnen gezeichneten Aktien, und vor⸗ 
kommenden Falles die Zahl der Gründer⸗ oder 
Geſchäftsführungsaktien, und wie und wie weit die 
Inhaber an dem Vermögen und an dem Gewinn 
der Geſellſchaft betheiligt ſind; 


(b) vorkommenden Falles die in dem Geſellſchaftsſtatut 
zur Stellung eines Direktors als erforderlich feſt⸗ 
geſetzte Anzahl von Aktien, ſowie alle Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsſtatuts, die auf die Vergütung für 
die Thätigkeit als Direktor Bezug haben 271. 

(c) Namen, Stand und Adreſſen der Direktoren oder 
der als Direktoren in Vorſchlag gebrachten Perſonen; 

(d) den Mindeſtbetrag von Zeichnungen, auf Grund 
deren die Direktoren zu einer Zutheilung von Aktien 
ſchreiten dürfen und den bei Zeichnung und Zu— 
theilung jeder Aktie zahlbaren Betrag; und bei 
einer zweiten oder jeder folgenden Auflage von 
Aktien, den Betrag, der bei jeder früheren Zu— 
theilung zur Zeichnung aufgelegt wurde, und den 
thatſächlich zugetheilten Betrag; und gegebenen Falls 
den auf die beſagten Aktien eingezahlten Beitrag +8); 
die Anzahl und den Betrag von ſolchen ausgegebenen 
oder vertragsmäßig auszugebenden Aktien oder Obli— 
gationen, für welche der Gegenwerth ganz oder 
theilweiſe anders als in Baar zu entrichten war, 
und in letzterem Falle, wie weit für fie in der on: 
gegebenen Weiſe der Werth entrichtet iſt, und in 
jedem Falle die gegenſtändliche Bezeichnung, wofür 
die beſagten Aktien oder Obligationen ausgegeben 
ſind oder nach Vorſchlag oder Abſicht ausgegeben 
werden follen +”); 

Namen und Adreſſen der Verkäufer von irgend 

welchem Eigenthum, welches von der Geſellſchaft 

angekauft oder erworben iſt, oder deſſen Ankauf 


(e 


— 


(f 


— 


hang) zu leſen, um darüber klar zu werden, daß er ſeinem Wort: 
laut nach gar nicht durchführbar war, und auch thatſächlich nicht 
einmal von den Gerichten, geſchweige denn von den darin ge— 
nannten Perſonen und Geſellſchaften durchgeführt wurde. Anderer⸗ 
ſeits geht aus der großen Anzahl der Beſtimmungen dieſes $ 10 
hervor, fiir wie viele Einzelheiten der Geſetzgeber genauere Angaben 
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(a) the contents of the memorandum of association, 
with the names, descriptions, and addresses of 
the signatories, and the number of shares sub- 
scribed for by them respectively; and the 
number of founders or management shares, if 
any, and the nature and extent of the interest 
of the holders in the property and profits of 
the company; and 

(b) the number of shares, if any, fixed by the 
articles of association as the qualification of a 
director, and any provision in the articles of 
association as to the remuneration of the di- 
rectors 271: and 

(c) the names descriptions and addresses of the 
directors or proposed directors; and 

(d) the minimum subscription on which the directors 
may proceed to allotment, and the amount 
payable on application and allotment on each 
share; and in the case of a second or sub- 
sequent offer of shares, the amount offered for 
subscription on each previous allotment, and 
the amount actually allotted; and the amount, 
if any, paid on such shares +8); and 


(e) the number and amount of shares and debent- 
ures issued, or agreed to be issued, as fully or 
partly paid up otherwise than in cash, and in 
the latter case the extent to which they are so 
paid up, and in either case the consideration 
for which such shares or debentures have been 
issued or are proposed or intended to be is- 
sued +°); and 


(f) the names and addresses of the vendors of any 
property purchased or acquired by the company, 
or proposed so to be purchased or acquired, 


in Proſpekten zum Schutze des Publikums vorſchreiben zu müſſen 
für gut findet. 

47) Vgl. $ 6 dieſer Akte. K. 

48) Vgl. § 4 (a) dieſer Akte. K. 

49) Wertheinlaae, Bebe HGB. SS 186, 195, 276. Nachgründung, ſiehe 
HGB. §§ 207, 224. K. i 
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(g 


— 
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oder Erwerb vorgeſchlagen iſt, wofür die Zahlung 
ganz oder theilweiſe aus dem Ergebniß der in dem 
Proſpekt zur Zeichnung angebotenen Auflage ge- 


macht werden ſoll, oder deſſen Ankauf oder Erwerb 


zur Zeit der Veröffentlichung des Proſpektes noch 
nicht perfekt geworden iſt; und den dem Verkäufer 
in Baar, Aktien oder Obligationen zahlbaren Be⸗ 
trag, und, falls mehr als ein einzelner Verkäufer 
vorhanden ijt, oder die Geſellſchaft Afterkäufer “) 
iſt, den jedem Verkäufer in der angegebenen Weiſe 
zahlbaren Betrag; 

vorkommenden Falles den als Kaufpreis in Baar, 
Aktien oder Obligationen für irgend welches, wie 
oben beſagtes Eigenthum bezahlten oder zahlbaren 
Betrag mit genauer Bezeichnung des für die Kund- 
ſchaft !) zahlbaren Betrages; 


ch) vorkommenden Falles den Betrag, welcher als Pro- 


(i) 


(k 


` h 


— 


viſion für die Zeichnung oder für die Uebernahme 
der Verpflichtung zur Zeichnung oder für die Be⸗ 
ſorgung oder Uebernahme der Verpflichtung zur 
Beſorgung von Zeichnungen auf Aktien der Gefell- 
ſchaft bezahlt oder zu zahlen iſt oder den Prozent⸗ 
fab jeder derartigen Proviſion “?); 

den Betrag oder veranſchlagten Betrag der Grün⸗ 
dungskoſten; 

den Betrag, welcher jedem Gründer gezahlt iſt, oder 
den man ihm zu zahlen beabſichtigt, und den Gegen⸗ 


werth für ſolche Zahlung 5°); 


das Datum und die Parteien jedes weſentlichen 
Vertrages und eine angemeſſene Zeit und Stelle, 
wo von jedem weſentlichen Vertrag oder von einer 
Abſchrift deſſelben Einſicht genommen werden kanns“): 
Dieſes Erforderniß ſoll jedoch keine Anwendung 
finden auf einen Vertrag, der im gewöhnlichen Laufe 
des Geſchäfts oder des beabſichtigten Geſchäftes der 


50) Der Ausdruck „Afterkäufer“ ſoll eine Nachbildung des engliſchen 
Textwortes „subpurchaser“ ſein. Der Geſetzgeber hat den letzteren 
jedenfalls in das Geſetz in ſeiner Sorge, etwaigen Umgehungen 
vorzubeugen, hineingebracht, obgleich anſcheinend dadurch nichts 
gewonnen wird, denn auch ein subpurchaser bleibt ein purchaser. 
51) Für „goodwill“ wird ſich eine beſſere Ueberſetzung als „Kund⸗ 
ſchaſt“ kaum finden laſſen. 

52) Vgl. $ 8 (1) dieſer Akte. K. 
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which is to be paid for wholly or partly out 
of the proceeds of the issue offered for sub- 
scription by the prospectus, or the purchase or 
acquisition of which has not been completed at 
the date of publication of the prospectus, and the 
amount payable in cash, shares, or debentures, 
to the vendor, and where there is more than 
one separate vendor, or the company is a sub- 
purchaser °°), the amount so payable to each 
vendor; and 


the amount (if any) paid or payable as purchase 
money in cash, shares, or debentures, of any 
such property as aforesaid, specifying the 
amount payable for good-will 5!); and 


— 


(g 


(h) the amount (if any) paid or payable as com- 
mission for subscribing or agreeing to subscribe, 
or procuring or agreeing to procure subscrip- 
tions, for any shares in the company, or the 
rate of any such commission 52); and 


(i) the amount or estimated amount of preliminary 
expenses; and 

(j) the amount paid or intended to be paid to any 
promoter and the consideration for any such 
payment °*); and 

(k) the dates of and parties to every material con- 
tract, and a reasonable time and place at which 
any material contract or a copy thereof may 
be inspected °*): Provided that this requirement 
shall not apply to a contract entered into in 
the ordinary course of the business carried on 
or intended to be carried on by the company, 


53) HGB. § 186. Gründungskoſten dürfen nach § 261 Ziff. 3 nicht 
als Aktiva in der Bilanz erſcheinen. K. 

54) Nach § 38 des Companies Act 1867 (dieſe Zeitſchrift Bd. XII 
Beilageh. S. 49, Bd. XIV S. 453) mußten auch bisher ſchon 
im Weſentlichen dieſe Einzelheiten im Proſpekt angegeben werden. 
Aber man hat verſucht, dieſe Vorſchrift dadurch zu umgehen, daß 
man in den Proſpekt eine Bedingung ſetzte, wonach ſich der Zeichner 
ſeines diesbezüglichen Rechtes begab. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. L. 36 
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Geſellſchaft eingegangen iſt, noch auch auf einen 
Vertrag, der mehr als drei Jahre vor dem Datum 
der Veröffentlichung des Proſpektes eingegangen iſt; 


(1) gegebenen Falles die Namen und Adreſſen der 
Reviſoren ber. Geſellſchaft; 
(m) genaue Einzelheiten über die Art und Ausdehnung 


des etwa vorhandenen Intereſſes jedes Direktors an 
der Gründung der Geſellſchaft oder an dem Eigen: 
thum, deſſen Erwerb durch die Geſellſchaft vorge— 
ſchlagen wird, mit einer Aufſtellung aller Summen, 
die ihm von irgend Jemandem in Baar oder Aktien 
bezahlt ſind oder vertragsmäßig zu zahlen ſind, um 
ihn als Direktor zu eigenſchaften, oder ſonſt für 
von ihm in Verbindung mit der Gründung der 
Geſellſchaft geleiſtete Dienſte °°). 

2.) Für die Zwecke dieſes Paragraphen ſoll Jeder als 
„Verkäufer“ angeſehen werden, der einen endgiltigen oder 
bedingten Vertrag, betreffend den Verkauf oder Kauf, oder 
irgend eine Kaufsoption über irgend ein Eigenthum, das die 
Geſellſchaft erwerben ſoll, eingegangen iſt, und zwar in jedem 
Falle, wo 

(a) der Kaufpreis nicht vollſtändig zur Zeit der Ver— 

öffentlichung des Proſpektes bezahlt iſt; oder 

(b) der Kaufpreis ganz oder theilweiſe aus dem Er— 

gebniß der durch den Proſpekt zur Zeichnung an— 
gebotenen Auflage bezahlt oder beglichen werden 
ſoll; oder 

(c) der Vertrag bezüglich feiner Giltigkeit oder Er: 

füllung von dem Ergebniß der betreffenden Auf— 
lage abhängt. 

(3.) Wenn irgend welches ſeitens der Geſellſchaft zu 
erwerbende Eigenthum miethweiſe übernommen werden ſoll, ſo 
ſoll dieſer Paragraph Anwendung finden, als ob der Ausdruck 
„Verkäufer“ einen „Vermiether“ mit einſchließt, und der Aus— 
druck „Kaufgeld“ den Gegenwerth für den „Miethsvertrag“, 
und der Ausdruck „Afterkäufer“ °°) einen „Aftermiether“. 

(4.) Dieſer Paragraph ſoll keine Anwendung finden auf 
ein Rundſchreiben oder eine Benachrichtigung, worin die be— 
reits vorhandenen Aktionäre oder Inhaber von Obligationen 
einer Geſellſchaft *) aufgefordert werden, auf weitere Aktien 


55) B. GB. $ 186. K. 
56) Vgl. Anm. 50. K. 
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or to any contract entered into more than three 
years before the date of publication of the pro- 
spectus; and 
(1) the names and addresses of the auditors (if any) 
of the company; and 
(m) full particulars of the nature and extent of the 
interest (if any) of every director in the pro- 
motion of or in the property proposed to be 
acquired by the company, with a statement of 
all sums paid or agreed to be paid to him in 
cash or shares by any person either to qualify 
him as a director or otherwise for services 
rendered by him in connection with the forma- 
tion of the company °°). 


(2.) For the purposes of this section every person 
shall be demeed to be a vendor who has entered into 
any contract, absolute or conditional, for the sale or 
purchase, or for any option of purchase, of any property 
to be acquired by the company, in any case where— 


(a) the purchase money is not fully paid at the 
date of publication of the prospectus; or 

(b) the purchase money is to be paid or satisfied 
wholly or in part out of the proceeds of the 
issue offered for subscription by the prospectus ; 
or 

(c) the contract depends for its validity or fulfil- 
ment on the result of such issue. 


(3). Where any of the property to be acquired by 
the company is to be taken on lease, this section shall 
apply as if the expression ,vendor“ included the lessor, 
and the expression ,purchase money“ included the con- 
sideration for the lease, and the expression ,subpur- 
chaser“ °°) included a sublessee. 


(4.) This section shall not apply to a circular or 
notice inviting existing members or debenture holders of 
a company 57) to subscribe for further shares or deben- 
tures, but, subject as aforesaid, this section shall apply 


57) Gemeint ift: die jeweiligen Altionäre .. . einer bereits beſtehenden 
Geſellſchaft u. ſ. w. 
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oder Obligationen Zeichnungen abzugeben; aber unter Vor⸗ 
behalt des oben Geſagten ſoll dieſer Paragraph Anwendung 
finden auf jeden Proſpekt, gleichviel, ob derſelbe bei Ge— 
legenheit oder bezüglich der Gründung einer Geſellſchaft oder 
erſt ſpäter ausgegeben wird. Jedoch 

(a) folen die Erforderniſſe bezüglich des Gründungs⸗ 
planes und der Qualifikation 58), Remuneration und 
des Intereſſes von Direktoren, der Namen, des 
Standes und der Adreſſen von Direktoren oder vor— 
geſchlagenen Direktoren und des Betrages oder des 
veranſchlagten Betrages von Gründungskoſten keine 
Anwendung finden, wenn es fih um einen Pro: 
ſpekt handelt, der ſpäter als ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt veröffentlicht wurde, von dem ab die Ge— 
ſellſchaft berechtigt iſt, ihre Geſchäfte zu beginnen; 
und °°) 

(b) fol, wenn es fid um einen Proſpekt handelt, 
der ſpäter als ein Jahr nach dem Zeitpunkt ver— 
öffentlicht wird, von dem ab die Geſellſchaft be— 
rechtigt iſt, ihre Geſchäfte zu beginnen, die Ver— 
pflichtung, alle weſentlichen Verträge aufzudecken, 
auf den der Veröffentlichung des Proſpektes un— 
mittelbar vorausgehenden Zeitraum von zwei Jahren 
beſchränkt ſein. 

(5.) Alle Abreden, wonach von einem Zeichner von 
Aktien oder Obligationen verlangt oder derſelbe dazu ver— 
pflichtet wird, auf die Erfüllung irgend eines Erforderniſſes 
dieſes Paragraphen zu verzichten, oder die darauf hinzielen, 
ihm Kenntniß von einem Vertrag, Dokument, oder irgend 
einer Sache, worauf in dem Proſpekt nicht beſonders hin— 
gewieſen iſt, zu unterſtellen, ſind nichtig. 

(6.) Wenn irgend ein Proſpekt der in dieſem Para: 
graphen erwähnten Art als Zeitungsinſerat veröffentlicht 
wird, ſoll es nicht nöthig ſein, den Inhalt des Gründungs— 
planes oder die Unterzeichner deſſelben und die Zahl der 
von ihnen gezeichneten Aktien im Einzelnen anzugeben °°). 

(7.) Falls eines der Erforderniſſe dieſes Paragraphen 
nicht erfüllt iſt, ſoll für dieſe Nichterfüllung ein Direktor 
oder irgend ſonſt Jemand, der für den Proſpekt verant: 


58) Vgl. § 3 dieſer Akte. K. 
59) Vgl. § 6 dieſer Akte. K. 
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to any prospectus whether issued on or with reference 
to the formation of a company or subsequently: Provided 
that 


(a) the requirements as to the memorandum of 
association, and the qualification 58), remunera- 
tion, and interest of directors, the names, descrip- 
tions, and addresses of directors or proposed 
directors, and the amount or estimated amount 
of preliminary expenses, shall not apply in the 
case of a prospectus published more than one 
year after the date at which the company is 
entitled to commence business 59); and 


(b) in the case of a prospectus published more 
than one year after the date at which the com- 
pany is entitled to commence business, the 
obligation to disclose all material contracts shall 
be limited to a period of two years immediately 
preceding the publication of the prospectus. 


(5.) Any condition requiring or binding any appli- 
cant for shares or debentures to waive compliance with 
any requirement of this section, or purporting to affect 
him with notice of any contract, document, or matter 
not specifically referred to in the prospectus, shall be void. 


(6.) Where any such prospectus as is mentioned in 
this section is published as a newspaper advertisement, 
it shall not be necessary to specify the contents of the 
memorandum of association or the signatories thereto, 
and the number of shares subscribed for by them °°). 


(7.) In the event of non-compliance with any of 
the requirements of this section, a director or other 
person responsible for the prospectus shall not incur any 


60) Dieſe Erleichterung ſcheint wenig angebracht. 
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wortlich ift, nicht haftbar gemacht werden, wenn er nad: 
weiſt, da 

(a) er keine Kenntniß hatte von irgend einer nicht ent⸗ 

hüllten Angelegenheit; oder 

(b) die Nichterfüllung veranlaßt wurde durch einen ohne 

Fahrläſſigkeit begangenen Irrthum ſeinerſeits über 
Thatſachen. 

Jedoch fol im Falle der Nichterfüllung der in Num- 
mer m der Abtheilung 1 dieſes Paragraphen enthaltenen 
Erforderniſſe ein Direktor oder ſonſt Jemand bezüglich ſolcher 
Nichterfüllung nicht haftbar gemacht werden, es ſei denn, 
daß bewieſen wird, daß er Kenntniß von den nicht offen- 
gelegten Angelegenheiten hatte. 

(8.) Keine Beſtimmung dieſes Paragraphen ſoll die 
Haftbarkeit beſchränken oder vermindern, welcher irgend 
Jemand nach dem gemeinen Recht abgeſehen von dieſem 
Paragraphen unterliegt“). 


Einſchränkung für die Aenderung der im Proſpekt 
enthaltenen Beſtimmungen. 


11.“?) Vor der ſtatutariſchen Verſammlung ſoll eine 
Geſellſchaft nicht die Beſtimmungen eines im Proſpekt er— 
wähnten Vertrages ändern, es ſei denn vorbehaltlich der 
Genehmigung ſeitens der ſtatutariſchen Verſammlung “?). 


Statutariſche Generalverſammlung °°). 
Erſte ſtatutariſche Generalverſammlung. 


12. (1.) Jede Aktiengeſellſchaft, die nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes eingetragen wird ), fol früheſtens 
einen Monat und ſpäteſtens drei Monate nach dem Datum, 
an welchem die Geſellſchaft berechtigt iſt ihre Geſchäfte zu 
beginnen, eine Generalverſammlung der Aktionäre der Ge— 


61) Eine beſondere Strafe für die Nichterfüllung der Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen iſt nicht vorgeſehen. Unter Umſtänden kann 
vielleicht eine gemeinrechtliche Haftbarkeit für Schadenserſatz fon: 
ſtruirt werden. Die einzige Gewähr dafür, daß die Vorſchriften 
befolgt werden, dürfte darin zu finden ſein, daß der Regiſterbeamte 
einen Proſpekt nicht einträgt, der nicht vorſchriftsgemäß iſt. 

62) Bal. $ 12 ee Geſetzes. 

62a) B. GB. § 2 K. 

63) Nur die GC Generalverſammlung gilt anſcheinend als die ſtatu⸗ 
tariſche Verſammlung. Eine ſolche Verſammlung konnte bisher 
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liability by reason of the non-compliance, if he proves 
that 
(a) as regards any matter not disclosed, he was 
not cognisant thereof; or 
(b) the non-compliance arose from an honest mis- 
take of fact on his part. 


Provided that in the event of non-compliance with 
the requirements contained in paragraph (m) of sub- 
section (1) of this section no director or other person 
shall incur any liability in respect of such non-compliance 
unless it be proved that he had knowledge of the matters 
not disclosed, 


(8.) Nothing in this section shall limit or diminish 
any liability which any person may incur under the 
general law apart from this section 911. 


Restriction on alteration of terms mentioned 
in prospectus. 


II.“) A company shall not prior to the statutory 
meeting vary the terms of a contract referred to in the 
prospectus, except subject to the approval of the statutory 
meeting). 


Statutory Meeting °°). 
First statutory meeting of company. 


12.— (1.) Every company limited by shares and 
registered after the commencement of this Act ®*) shall, 
within a period of not less than one month nor more 
than three months from the date at which the company 
is entitled to commence business, hold a general meeting 


nach § 39 des Companies Act 1867 (diefe Zeitſchrift Bd. XII 
S. 49 Beilageh., Bd. XIV S. 453) zu irgend einer Zeit inner⸗ 
halb der erſten vier Monate nach dem Datum der Eintragung der 
Geſellſchaft anberaumt werden. — 

Betreffend die ſonſtigen Generalverſammlungen et dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. VII S. 561. Späing a. a. O. S. 2 


K. 
64) Für Gefellſchaften, die vor dem 1. Januar 1901 eingetragen worden 
ſind, gilt auch in Zukunft hinſichtlich der ſtatutariſchen General⸗ 
verſammlung das bisherige Recht. 
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ſellſchaft abhalten, welche die ſtatutariſche Verſammlung ge- 
nannt werden ſoll. 


(2.) Wenigſtens ſieben Tage vor dem Tage, an welchem 
die Verſammlung abgehalten wird, ſollen die Direktoren 
jedem Aktionär der Geſellſchaft einen Bericht zuſenden, dert’) 
von mindeſtens zwei Direktoren der Geſellſchaft, oder wenn 
weniger als zwei Direktoren der Geſellſchaft vorhanden ſind, 
von dem einzigen Direktor und Geſchäftsführer °°) beſcheinigt 
iſt, und in dem angegeben iſt: 

(a) der Geſammtbetrag der zugetheilten Aktien unter 
beſonderer Kennzeichnung der anders als in baar 
als voll oder theilweiſe eingezahlt geltenden und 
als ſolche zugetheilten Aktien, des Betrages, bis zu 
welchem ſie eingezahlt ſind, und in jedem Falle der 
Gegenwerth, für den ſie zugetheit worden ſind; 
der geſammte ſeitens der Geſellſchaft bezüglich ſolcher 
Aktien empfangene Betrag unter oben genannter 
beſonderer Kennzeichnung; 


(e) eine Aufſtellung der Einnahmen und Zahlungen der 
Geſellſchaft auf Kapitalkonto bis zum Datum des 
Berichtes, und eine Aufſtellung oder Veranſchlagung 
der Gründungskoſten der Geſellſchaft; 

(d) Namen, Adreſſen und Stand der Direktoren, der 
etwa beſtellten Bücherreviſoren, des etwa beſtellten 
Geſchäftsführers und des Sekretärs der Geſellſchaft; 

(e) die Einzelheiten jedes Vertrages, bezüglich deſſen 
der Generalverſammlung Aenderungen behufs Ge— 
nehmigung unterbreitet werden ſollen, nebſt den 
Einzelheiten der Aenderungen oder der vorgeſchla— 
genen Aenderungen. 


(3.) So weit der Bericht Bezug hat auf die von der 
Geſellſchaft zugetheilten Aktien und auf die hinſichtlich ſolcher 
Aktien empfangenen Baarzahlungen und auf die Einnahmen 
und Zahlungen der Geſellſchaft auf Kapitalkonto, ſoll der— 
ſelbe von den (etwa beſtellten) Reviſoren der Geſellſchaft als 
korrekt beſcheinigt ſein. 


(4.) Die Direktoren folen veranlaſſen, daß eine Ab: 
ſchrift des gemäß den Beſtimmungen dieſes Paragraphen 


(b 


— 


65) „Der“ ſoll wohl heißen „deſſen Richtigkeit“. 
66) Der einzige Direktor und der Gejchäftsführer find nicht noth- 
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of the members of the company, which shall be called 
the statutory meeting. | 


(2.) The directors shall, at least seven days before 
the day on which the meeting is held, forward to every 
member of the company a report certified 65) by not less 
than two directors of the company, or, where there are 
less than two directors, by the sole director and manager‘), 
stating :— 


(a) the total number of shares allotted, distinguishing 
shares allotted as fully or partly paid up other- 
wise than in cash, and stating in the case of 
shares partly paid up the extent to which they 
are so paid up, and in either case the con- 
sideration for which they have been allotted; 


the total amount of cash received by the com- 
pany in respect of such shares, distinguished as 
aforesaid ; 

(c) an abstract of the receipts and payments of the 
company on capital account to the date of the 
report, and an account or estimate of the pre- 
liminary expenses of the company; 


(d) the names, addresses, and descriptions of the 
directors; auditors (if any), manager (if any), 
and secretary of the company; and 

(e) the particulars of any contract, the modification 
of which is to be submitted to the meeting for 
its approval, together with the particulars of 
the modification or proposed modification. 


(b 


— 


(3.) The report shall, so far as it relates to the 
shares allotted by the company, and to the cash received 
in respect of such shares, and to the receipts and pay- 
ments of the company on capital account, be certified as 
correct by the auditors, if any, of the company. 


(4.) The directors shall cause a copy of the report, 
certified as by this section required, to be filed with the 


wendiger Weiſe eine und biejelbe Perſon. Es wäre richtiger ges 
melen, vor „Geſchäftsführer“ den Artikel „dem“ einzufügen. 
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beſcheinigten Berichts ſofort nach Verſendung deſſelben an 
die Aktionäre der Geſellſchaft bei dem Regiſterbeamten nieder⸗ 
gelegt wird. 


(5.) Die Direktoren ſollen veranlaſſen, daß eine Liſte, 
aus der Namen, Stand und Adreſſen der Aktionäre der 
Geſellſchaft und die Anzahl der von jedem derſelben beſeſſenen 
Aktien erſichtlich iſt, bei Beginn der Verſammlung vorgelegt 
wird und jedem Aktionär der Geſellſchaft während der Dauer 
der Verſammlung zur Einſicht offen und zugänglich bleibt. 


(6.) Den in der Verſammlung gegenwärtigen Aktio- 
nären ſteht es frei, irgend eine Angelegenheit, die auf die 
Gründung der Geſellſchaft Bezug hat, oder ſich aus dem 
Bericht ergibt, zu beſprechen, gleichviel ob davon vorher 
Mittheilung gemacht iſt oder nicht; jedoch können Anträge, 
von denen nicht ſtatutengemäß Mittheilung gemacht iſt, nicht 
zum Beſchluß erhoben werden. 


(7.) Die Verſammlung kann ſich von Zeit zu Zeit ver: 
tagen, und in jeder im Verfolg der Vertagung abgehaltenen 
Verſammlung kann jeder Antrag, von dem ſtatutengemäß 
entweder vor oder nach der früheren Verſammlung 7") Mit- 
theilung gemacht iſt, zum Beſchluß erhoben werden, und die 
im Verfolg der Vertagung abgehaltene Verſammlung ſoll 
dieſelben Machtbefugniſſe haben, als die urſprüngliche Ver⸗ 
ſammlung. 


(8.) Falls die Niederlegung eines in der oben erwähn⸗ 
ten Weiſe gemachten Berichts oder die Abhaltung der ſtatu⸗ 
tariſchen Verſammlung unterblieben iſt, kann irgend ein 
Aktionär nach Ablauf von 14 Tagen nach dem letzten Tage, 
an welchem die Verſammlung hätte abgehalten werden ſollen, 
bei Gericht den Antrag auf Liquidation der Geſellſchaft 
ſtellen, und das Gericht kann in dem Termin für die Ver: 
handlung über dieſen Antrag entweder verfügen, daß die 
Geſellſchaft liquidirt werden ſoll, oder daß der Bericht nieder⸗ 
zulegen oder eine Verſammlung abzuhalten iſt, oder ſonſtige 


67) Bisher konnte in einer in Verfolg der Vertagung ſtattfindenden 
Verſammlung nur über die nicht erledigte Tagesordnung der erſten 
Verſammlung berathen und Beſchluß gefaßt werden. Jetzt können 
auch Angelegenheiten mittlerweile auf die Tagesordnung der zweiten 
Verſammlung geſetzt werden, vorausgeſetzt, daß vorher davon in 
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registrar forthwith after the sending thereof to the members 
of the company. 


(5.) The directors shall cause a list showing the 
names, descriptions, and addresses of the members of the 
company, and the number of shares held by them re- 
spectively, to be produced at the commencement of the 
meeting, and to remain open and accessible to any 
member of the company during the continuance of the 
meeting. 


(6.) The members of the company present at the 
meeting shall be at liberty to discuss any matter relating 
to the formation of the company, or arising out of the 
report, whether previous notice has been given or not, 
but no resolution of which notice has not been given 
in accordance with the articles of association may be 
passed. 


(7.) The meeting may adjourn from time to time, 
and at any such adjourned meeting any resolution of 
which notice has been given in accordance with the 
articles of association, either before or subsequently to 
the former meeting 67), may be passed, and the adjourned 
meeting shall have the same powers as an original 
meeting. 


(8.) If default is made in filing such report as 
aforesaid or in holding the statutory meeting, then, at 
the expiration of fourteen days after the last day on 
which the meeting ought to have been held, any share- 
holder may petition the Court for the winding up of the 
company, and upon the hearing of the petition the Court 
may either direct that the company be wound up, or 
give directions for the report being filed or a meeting 
being held, or make such other order as may be just, 
and may order that the costs of the petition be paid by 


Gemäßheit des Statuts Mittheilung gemacht ift. Es ſcheint daher 
die Möglichkeit gegeben, das Statut ſo zu faſſen, daß die den 
1 unter Umſtänden unbequeme Vorſchrift des § 12 (7) kraft⸗ 
os wird. — 

HGB. §§ 256, 257, 264. K. 
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Verfügungen erlaſſen, wie es gerecht ſein mag, und kann 
verfügen, daß die durch den Antrag verurſachten Koſten von 
denjenigen zu zahlen ſind, die nach Anſicht des Gerichts für 
die geſchehene Unterlaſſung verantwortlich ſind. 


Außerordentliche Generalverſammlung. 


13. (1.) Trotz irgend welcher gegentheiligen Beſtim⸗ 
mungen in irgend welchen Beſchlüſſen der Geſellſchaft ſollen 
die Direktoren der Geſellſchaft auf Antrag von Aktionären, 
die nicht weniger als ein Zehntel des ausgegebenen Kapitals“) 
der Geſellſchaft inne haben, worauf alle eingeforderten Ein- 
zahlungen oder ſonſtige dann fällige Summen gezahlt ſind, 
ſofort eine außerordentliche Generalverſammlung der Gefell- 
ſchaft einberufen. 

(2.) Der beſagte Antrag muß die Zwecke der Verſamm⸗ 
lung angeben und muß von den Antragſtellern unterzeichnet 
und im Geſchäftslokal der Geſellſchaft niedergelegt werden; 
er kann aus mehreren Dokumenten in entſprechender Form, 
jedes gezeichnet von einem oder mehreren der Antragſteller, 
beſtehen. 


(3.) Wenn die Direktoren der Geſellſchaft nicht ver: 
anlaſſen, daß eine Verſammlung innerhalb von 21 Tagen 
vom Datum, an dem der Antrag in der beſagten Weiſe 
niedergelegt wurde, abgehalten wird, ſo können die Antrag⸗ 
ſteller oder eine nach dem Aktienbetrage zu berechnende 
Mehrheit derſelben ſelbſt die Verſammlung berufen, aber 
eine derartig berufene Verſammlung ſoll nicht nach drei 
Monaten, vom Datum der beſagten Niederlegung, abgehalten 
werden. 

(4) Wenn in einer derartigen Verſammlung ein Be- 
ſchluß gefaßt worden iſt, der der Beſtätigung einer weiteren 
Verſammlung bedarf, ſo ſollen die Direktoren ſofort eine 
weitere außerordentliche Generalverſammlung berufen zwecks 
Berathung über den Beſchluß und Beſtätigung deſſelben als 
eines Sonderbeſchluſſes“ ), falls das für angemeſſen erachtet 


68) Richtiger wäre natürlich, ſtatt „des ausgegebenen Kapitals“ zu 
ſagen „der ausgegebenen Aktien“. 

69) Die Frage, wann ſtatt der Direktoren die Aktionäre eine General⸗ 

verſammlung berufen können, iſt nach dem Statut zu beantworten. 

Die Generalverſammlung beſchließt über gewöhnliche Geſchäfts⸗ 

angelegenheiten, ſoweit für dieſelben nicht durch Geſetz oder das 

Geſellſchaftsſtatut ein Sonderbeſchluß (special resolution) oder 
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any persons who in the opinion of the Court are respon- 
sible for the default. 


Extraordinary general meeting. 


13.—(1.) Notwithstanding anything in any regu- 
lations of a company, the directors of a company shall, 
on the requisition of the holders of not less than one- 
tenth of the issued capital 5%) of the company upon which 
all calls or other sums then due have been paid, forthwith 
proceed to convene an extraordinary general meeting of 
the company. 


(2.) The requisition must state the objects of the 
meeting, and must be signed by the requisitionists and 
deposited at the office of the company, and may consist 
of several documents in like form each signed by one or 
more requisitionists. 


(3.) If the directors of the company do not proceed 
to cause a meeting to be held within twenty-one days 
from the date of the requisition being so deposited, the 
requisitionists, or a majority of them in value, may them- 
selves convene the meeting, but any meeting so convened 
shall not be held after three months from the date of 
such deposit. 


(4.) If at any such meeting a resolution requiring 
confirmation at another meeting is passed, the directors 
shall forthwith convene a further extraordinary general 
meeting for the purpose of considering the resolution 
and, if thought fit, of confirming it as a special 
resolution 69); and, if the directors do not convene 


ein außerordentlicher Beſchluß (extraordinary resolution) vor- 
geſchrieben iſt, in einfachen Beſchlüſſen mit einfacher Majorität 
der in der Verſammlung Anweſenden. Für die Beſchlußfähigkeit 
der Verſammlung und der Aktionäre ſind die Beſtimmungen des 
Geſellſchaftsſtatuts maßgebend. Sonderbeſchlüſſe können, wie ge⸗ 
ſagt, für beſondere Angelegenheiten in dem Geſellſchaſtsſtatut vor⸗ 
geſchrteben ſein. Nach dem Geſetz iſt ein Sonderbeſchluß für be⸗ 
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wird; und wenn die Direktoren dieſe Verſammlung nicht 
innerhalb ſieben Tagen vom Datum, wo der erſte Beſchluß 
gefaßt wurde, berufen, ſo können die Antragſteller oder eine 
nach dem Aktienbetrage zu berechnende Mehrheit derſelben 
ſelbſt die Verſammlung berufen. 


(5) Eine von den Antragſtellern nach dieſem Para⸗ 
graphen berufene Verſammlung ſoll möglichſt in derſelben 
Weiſe berufen werden, wie Verſammlungen von den Direk⸗ 
toren berufen werden. 


Hypotheken und Belaſtungen. 


Eintragung von Hypotheken und Belaſtungen. 


14. (1.) Jede von einer Geſellſchaft nach Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes beſtellte Hypothek oder Belaſtung, die ent— 
weder: 

(a) eine Hypothek oder Belaſtung iſt zwecks Sicher— 

ſtellung einer Ausgabe von Obligationen 7°); oder 


ſonders wichtige Angelegenheiten nöthig, z. B. für Aenderung des 
Geſellſchaftsſtatuts, für freiwillige Liquidation ohne Zuziehung des 
Gerichts, ſür gerichtliche Liquidation, für beſondere Finanzzwecke, 
Anſtellung von beſonderen Inſpektoren, Aenderung der Geſellſchafts⸗ 
zwecke (dieſes vorbehaltlich richterlicher Genehmigung) ꝛc. Für 
Sonderbeſchlüſſe find die Beſtimmungen des $ 51 des Companies 
SE 1862 maßgebend. Danach find zwei Generalverſammlungen 
nöthig. 

Der erſten muß eine Benachrichtigung über die Tagesordnung 
vorausgehen. Zwiſchen dem Tage der Benachrichtigung und dem 
Tage, an dem die Generalverſammlung abgehalten wird, müſſen 
ſieben volle Tage liegen. Wenn alſo die Verſammlung am Erſten 
eines Monats berufen wird, kann ſie erſt am Neunten jenes Monats 
abgehalten werden. Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat Nichtigkeit 
zur Folge. Ein Sonderbeſchluß bedarf einer Majorität von nicht 
weniger als drei Viertel der perſönlich oder durch Bevollmächtigte 
(wenn Vollmachten nach dem Geſellſchaftsſtatut zugelaſſen ſind) 
in der Verſammlung erſchienenen ſtimmberechtigten Aktionäre. Der 
Beſchluß der erſten Verſammlung muß von einer zweiten General: 
verſammlung unverändert beſtätigt werden, für die eine neue Bez 
nachrichtigung zu erlaſſen iſt. Zwiſchen der erſten und zweiten 
Verſammlung muß ein Zwiſchenraum von wenigſtens vierzehn vollen 
(ſiehe oben) Tagen liegen, und der Zwiſchenraum darf einen Monat 
nicht überſteigen. Einfache Mehrheit der perſönlich oder durch 
Bevollmächtigte erſchienenen ſtimmberechtigten Aktionäre genügt. 
Nach Maßgabe des Geſellſchaftsſtatuts kann für alle Beſchlüſſe 
mit wenigen Ausnahmen ſchriftliche Abſtimmung (poll) verlangt 
werden. Eine Abſchriſt jedes Sonderbeſchluſſes iſt beim Regiſter⸗ 
beamten einzutragen und muß für die Folge jedem Geſellſchafts⸗ 
ſtatut, das verabreicht wird, angeheftet werden. 
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the meeting within seven days from the date of the 
passing of the first resolution, the requisitionists, or a 
majority of them in value, may themselves convene the 
meeting. 


(5.) Any meeting convened under this section by 
the requisitionists shall be convened in the same manner, 
as nearly as possible, as that in which meetings are to 
be cenvened by directors. 


Mortgages and Charges. 


Registration of mortgages and charges. 


14.—(1.) Every mortgage or charge created by a 
company after the commencement of this Act and being 
either— 

(a) a mortgage or charge for the purpose of se- 
curing any issue of debentures 1°); or 


Außerordentliche Veſchlüſſe werden ebenſo gefaßt wie Sonder⸗ 
beſchlüſſe, nur daß fie nicht einer zweiten Verſammlung zur Bez 
ſtätigung vorgelegt werden müſſen. Dieſelben werden meiſtens fiir 
Zwecke der Liquidation gefaßt. — 

Zu vergleichen hierzu, betreffend das ue GE Cojad, 
Lehrbuch des Handels rechts 5. Aufl. § 116 S. 623 ff. K. 

70) Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen een fit nur auf Bes 
laftungen der in a bis d angegebenen Art; innerhalb diefer Grenzen 
auf alle Belaſtungen, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes auch 
ſeitens bereits eingetragener Geſellſchaften geſchaffen werden. Ge⸗ 
wöhnliche Hypotheken (alſo nicht Debentures oder Mortgage 
Debentures) oder ſonſtige Verpfändungen, das Entlehnen von 
Geld durch Diskontiren von Wechſeln ꝛc., fallen daher nicht unter 
dieſen Paragraphen. 

Das Wort Debentures iſt abgeleitet von dem lateiniſchen 
debentur. Mit dieſem Worte fingen im Mittelalter die Empfangs- 
beſcheinigungen über geliehene Gelder an. Heute wird unter Deben- 
ture eine formelle Schuldurkunde verſtanden, die unter dem Siegel der 
Geſellſchaſt beurkundet, daß die letztere eine beſtimmte Summe (ge⸗ 
wöhnlich mit der Verpflichtung der Zahlung von Zinſen) in der 
Regel zu zahlen ſich verpflichtet. Die Debentures können auf 
den Inhaber oder auf Namen ausgeſtellt ſein. Sie können als 
zu einer beſtimmten Zeit rückzahlbar oder, falls das im Gründungs— 
plan vorgeſehen iſt, als uneinlösliche Schuldurkunden ausgeſtellt 
fein. Sind fie als letztere ausgeſtellt, fo haben ſie thatſächlich 
mehr den Charakter von Leibrentenbrieſen. Es findet ſich oft der 
Ausdruck „Debenture Stock“ (vgl. § 30). Techniſch gilt von 
Debenture Stock mulatis mutandis dajjelbe wie von Debenture. 
Der Unterſchied beſteht darin, daß bei Debentures jeder Schuld⸗ 
ſchein einer Emiſſion oder einer Art einer Emiſſion die Rückzahlung 
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(b) eine Hypothek oder Belaſtung iſt auf noch nicht 


eingefordertes Kapital der Geſellſchaft; oder 


(c) eine Hypothek oder Belaſtung ift, welche in einem 


Dokument geſchaffen oder durch ein Dokument nad: 
gewieſen wird, das, wenn es von einer einzelnen 
Perſon unterfertigt wäre, der Eintragung als Bill 
of Sale?!) bedürfen würde; oder 


(d) eine ſchwebende Belaſtung auf das Unternehmen 


oder Eigenthum der Geſellſchaft iſt, 


ſoll, ſoweit dadurch eine auf dem Eigenthum oder Unternehmen 
der Geſellſchaft laſtende Sicherheit gewährt wird, gegenüber 
dem Liquidator oder einem Gläubiger der Geſellſchaft nichtig 


ſein, 


wenn fie nicht bei dem Regiſterbeamten behufs Ein: 


tragung in der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Art und 
Weiſe innerhalb einundzwanzig Tagen nach dem Datum ihrer 
Beſtellung niedergelegt iſt. Dieſes iſt jedoch ohne Präjudiz 
bezüglich irgend eines Vertrages oder irgend welcher Ver— 
pflichtung der Rückzahlung des dadurch ſichergeſtellten Geldes. 


einer Summe von gleicher Höhe verſpricht, während bei Deben- 
ture Stock die ganze Summe der in einer oder mehreren An: 
leihen aufgenommenen Schuld als ein Geſammtbetrag behandelt 
wird, in dem das Publikum nach Maßgabe der einzelnen Bee 
fee zu Theilbeträgen von verſchiedener Höhe betheiligt 
ſein kann. Während die Debentures beiſpielsweiſe alſo gegebenen 
Falles nur in Beträgen von 100 Pfd. Sterl. zur Ausgabe ge⸗ 
langen, würden bei Geſellſchaften, die Debenture Stock haben, 
davon ganz beliebige Beträge innerhalb des Rahmens der im 
einzelnen Fall geltenden Vorſchriften, alſo z. B. für 123 Pfd. Sterl. 
14 Sh. 11 P. ausgegeben werden. 

Zu bemerken iſt jedoch, daß der Inhaber von Debentures 
oder Debentures Stock nicht etwa durch den Beſitz zum Aktionär 
wird. Er ift und bleibt Gläubiger. Das durch die Aus zabe 
von Debentures aufgebrachte Geld it alfo auch nicht Grund: 
kapital, ſondern einfach eine Schuld der Geſellſchaft. 

Ziele Schuld fann ficher geſtellt fein oder auch nicht. In 
dem letzteren Falle liegt ein einfaches Zahlungs verſprechen vor, 
und ſollte die Geſellſchaft liquidiren, hat der Inhaber gegenüber 
anderen gewöhnlichen Gläubigern kein Vorrecht, ſondern ſteht mit 
ihnen auf gleicher Rangſtufe. Im erſteren Falle aber erhält der 
Inhaber eine Mortgage Debenture. Er wird mit Pfandrechten 
ausgeſtattet, die wiederum verſchiedener Natur ſein können. Es 
können ihm beſtimmte Vermögensſtücke definitiv verpfändet werden 
(es liegt dann eine fixed charge vor) oder er erhält nur eine 
ſchwebende Belaſtung (floating charge). Der Unterſchied iſt 
weſentlich. Denn bei einer fixed charge kann die Geſellſchaft 
über das verpfändete Eigenthum nur vorbehaltlich des geſchaffenen 
Pfandrechtes verfügen, während bei einer floating charge das 
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(b) a mortgage or charge on uncalled capital of 
the company; or 

(c) a mortgage or charge created or evidenced by 
an instrument which, if executed by an indivi- 
dual, would require registration as a bill of 
sale 71); or 


(d) a floating charge on the undertaking or property 
of the company, 


shall, so far as any security on the company's property 
or undertaking is thereby conferred, be void against the 
liquidator and any creditor of the company, unless filed 
with the registrar for registration in manner required by 
this Act within twenty-one days after the date of its 
creation, but without prejudice to any contract or obliga- 
tion for repayment of the money thereby secured. 


Verpfändungsrecht der Geſellſchaft über das derſelben unterſtellte 
Eigenthum (wenigſtens was die Belaſtung angeht) gewöhnlich ſo 
lange unbeſchränkt bleibt, bis einer der Umſtände ſich ereignet, 
von deſſen Eintritt die Beſtimmungen des Debenture die Um⸗ 
wandlung der floating charge in eine fixed charge abhängig 
machen. In der Regel finden fih unter dieſen Umſtänden Liqui⸗ 
dation der Geſellſchaft und Nichtzahlung der Zinſen oder auch des 
Kapitals für beſtimmte Zeit. 

Verpfändet werden kann alles gegenwärtige und zukünſtige 
Eigenthum der Geſellſchaft einſchließlich aller fahrenden Habe, aus⸗ 
ſtehender Buchſchulden und des noch nicht aufgerufenen Kapitals. 
Ob die Geſellſchaft das Recht hat, Darlehen auf Debentures auf: 
zunehmen, und welche Pfandrechte ſie gewähren kann, richtet ſich, 
wie bereits bemerkt, nach dem Inhalt des Memorandum und der 
Articles of Association. 

Ausſührlicheres über Debentures u. ſ. w. findet fich in den 
vortrefflichen Büchern über Companies von Palmer, Gore 
Browne, Buckley, Chadwick, Healey u. A. 

Mit „Obligationen“ ift „Debenture“ zur Noth, und mit 
„Hypotheken: Obligationen“ ift „Mortgage Debentures“ mangelhaft 
überſetzt. Für „Debenture Stock“ etwa „fundirte Obligationen“ 
zu gebrauchen, ſchien wegen der zweideutigen Auslegung des letzteren 
Ausdrucks bedenklich. Es iſt daher für „Debenture Stock“ der 
engliſche Ausdruck auch in der Ueberſetzung beibehalten worden. 

71) Ein Verpfändungsdokument von fahrender Habe, wenn der Pfand- 
ſchuldner im Beſitze der verpfändeten Sachen bleibt. Um Betrüge⸗ 
reien zu verhindern, iſt Eintragung in dem dem Publikum zu⸗ 
gänglichen Register of Bills of Sale vorgeſchrieben. Näheres in 
Bills of Sales Act 1882. 
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(2.) Wenn die Hypothek oder Belaſtung außerhalb 
des Vereinigten Königreichs belegenes Eigenthum umfaßt, 
ſo ſollen, ſoweit dieſes Eigenthum in Betracht kommt, die 
Erforderniſſe dieſes Paragraphen genügend erfüllt ſein, wenn 
ein Dokument) eingetragen wird, welches das betreffende 
Eigenthum ausdrücklich zu belaſten angibt, trotzdem etwa 
weitere Schritte nothwendig ſein würden, um die Hypothek 
oder Belaſtung nach dem Rechte des Landes, in dem das 
Eigenthum belegen iſt, rechtsgiltig und wirkſam zu machen. 


(3.) Der Regiſterbeamte ſoll für jede Geſellſchaft eine 
Liſte in der vorgeſchriebenen Form führen von allen den— 
jenigen Hypotheken und Belaſtungen, die von der Geſellſchaft 
nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchaffen ſind, und nach 
dieſem Paragraphen der Eintragung bedürfen, und ſoll, 
nach Zahlung der vorgeſchriebenen Gebühr hinſichtlich jeder 
Hypothek oder Belaſtung in der Liſte das Datum der Aus— 
fertigung den durch dieſelbe ſichergeſtellten Betrag, kurze 
Einzelheiten des hypothekirten und belaſteten Eigenthums und 
die Namen der Hypothekare oder Perſonen, denen das Recht 
aus der Belaſtung zuſteht, eintragen. 


(4.) Wenn jedoch eine Serie von Obligationen, die 
eine Belaſtung enthalten, zu deren Genuß die Inhaber der 
Obligationen dieſer Serie gleichmäßig berechtigt ſind, von 
der Geſellſchaft ausgegeben wird, ſo ſoll es genügen, wenn 
in der Liſte eingetragen wird: 

(a) der Geſammtbetrag, welcher durch die ganze Serie 

ſichergeſtellt wird; 

(b) die Daten der Beſchlüſſe, durch die die Serie ge— 
ſchaffen wurde, und die Daten des etwa gethätigten 
Inſtruments, wodurch die Sicherheit geſchaffen oder 
beſtimmt wird; 

(e) eine allgemeine Beſchreibung des belaſteten Eigen- 
thums; 

(d) die Namen der für die Inhaber der Obligationen 
etwa beſtellten Treuhänder ‘*). 


72) Der engliſche Ausdruck ift „decd“, auch wohl „instrument under 
seal“ oder „specialty“, d. h. eine unter dem Siegel (seal) des 
Ausſtellers ausgeſertigte Urkunde, die der beſonderen Ueberlieferung 
(delivery) bedarf. Bei Geſellſchaften wird von der Ueberlieferung 
abgeſehen. 

73) Ob es wünſchenswerth ift, in einer beſonderen ſogenannten , Trust- 
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(2.) Where the mortgage or charge comprises pro- 
perty outside the United Kingdom, it shall, so far as 
that property is concerned, be sufficient compliance with 
the requirements of this section, if a deed “?) purporting 
to specifically charge such property be registered not- 
withstanding that further proceedings may be necessary 
to make such mortgage or charge valid or effectual 
according to the law of the country in which such pro- 
perty is situate. 


(3.) The registrar shall keep, with respect to each 
company, a register in the prescribed form of all such 
mortgages and charges created by the company after the 
commencement of this Act, and requiring registration 
under this section, and shall, on payment of the pre- 
scribed fee, enter in the register, with respect to every 
such mortgage or charge, the date of creation, the amount 
secured by it, short particulars of the property mortgaged 
or charged, and the names of the mortgagees or persons 
entitled to the charge. 


(4.) Provided that where a series of debentures 
containing any charge to the benefit of which the deben- 
ture holders of that series are entitled pari passu is 
created by a company, it shall be sufficient to enter on 
the register— 

(a) the total amount secured by the whole series; 
and 


(b) the dates of the resolutions creating the series 
and of the covering deed, if any, by which the 
security is created or defined; and 


(c) a general description of the property charged; 
and 


(d) the names of the trustees 7°), if any, for the 
debenture holders. 


deed“ eine Uebertragung desjenigen Geſellſchafts vermögens, welches 
zur Sicherheit dienen ſoll, auf Treuhänder (Trustees) vorzunehmen, 
hängt von den Umſtänden des einzelnen Falles ab. Im allge- 
meinen läßt ſich nur ſagen, daß es meiſtens im Intereſſe der 
Geſammtheit der Inhaber der Hypotheken⸗ Obligationen ift, wenn 
eine ſolche Uebertragung auf Treuhänder ſtattgefunden hat, ſo daß 
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(5.) Wenn in derſelben Serie mehr als eine Emiſſion 
von Obligationen gemacht wird, ſo kann die Geſellſchaft von 
dem Regiſterbeamten verlangen, daß das Datum und der 
Betrag einer beſtimmten Emiſſion in die Liſte eingetragen 
wird, jedoch ſoll die Unterlaſſung deſſen die Rechtsgiltigkeit 
der ausgegebenen Obligationen nicht berühren. 


(6.) Der Regiſterbeamte ſoll eine von ihm gezeichnete 
Beſcheinigung über die erfolgte Eintragung einer in Gemäß— 
heit dieſes Paragraphen eingetragenen Hypothek oder Be— 
laſtung ausſtellen, in welcher der dadurch ſichergeſtellte Betrag 
angegeben iſt (dieſe Beſcheinigung ſoll vollen Beweis dafür 
erbringen, daß den Erforderniſſen dieſes Paragraphen be— 
züglich der Eintragung Genüge gethan ift), und die Gefell- 
ſchaft ſoll veranlaſſen, daß eine Abſchrift dieſer ſo ertheilten 
Beſcheinigung auf jeder Obligation oder jedem Zertifikat 
über Debenture Stock, welche oder welches von der Geſell— 
ſchaft ausgegeben worden iſt, und deren oder deſſen Rück⸗ 
zahlung durch die dementſprechend eingetragene Hypothek 
oder Belaſtung ſichergeſtellt wird, geſetzt wird. 


(7.) Es iſt Pflicht der Geſellſchaft, jede Hypothek oder 
Belaſtung, die von der Geſellſchaft gewährt iſt und der 
Eintragung nach dieſem Paragraphen bedarf, zur Eintragung 
zu bringen und für dieſen Zweck dem Regiſterbeamten die 
für die Eintragung benöthigten Einzelheiten mitzutheilen. 


die letzteren im Stande ſind, unter gewiſſen Umſtänden, wo die 
gemeinſamen Intereſſen der Inhaber in Frage geſtellt werden, 
ſofort die nöthigen ſichernden Schritte zu thun, zu denen fie ge: 
ſetzlich und nach Maßgabe der Beſtimmungen der Trustdeed be: 
rechtigt ſind. Auch wenn es ſich darum handelt, außerhalb der 
Jurisdiktion der engliſchen Gerichte belegenes Vermögen zum Gegen: 
ſtand der zu gewährenden Sicherheit zu machen, werden Trust- 
deeds vielſach angewandt. Soll unbewegliches Eigenthum im 
Wege einer wirklichen Hypothek als Sicherheit übertragen werden, 
ſo iſt eine Trustdeed unerläßlich. 

Eine Trustdeed in der gewöhnlichen Abfaſſung beſagt in der 
Regel, daß eine beſtimmte Summe durch Ausgabe von Debentures 
aufgenommen werden ſoll. Dann ſolgt die Uebertragung der Bers 
mögensobjekte, die als Sicherheit dienen ſollen, zu Eigenthum der 
Treuhänder mit der Beſtimmung, daß trotzdem die Geſellſchaft das 
übertragene Eigenthum weiter benutzen kann, bis die Prämiſſen 
für die Ausübung der treuhänderiſchen Befugniſſe der Realifirung 
oder Verwerthung der Sicherheit gegeben ſind. Dieſe Prämiſſen 
und die den Treuhändern gewährten Befugniſſe werden dann des 
Einzelnen aufgeführt. Und ſchließlich verpflichtet ſich die Geſell⸗ 
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(5.) Where more than one issue is made of deben- 
tures in the same series, the company may require the 
registrar to enter on the register the date and amount 
of any particular issue, but an omission to do this shall 
not affect the validity of the debentures issued. 


(6.) The registrar shall give a certificate under his 
hand of the registration of any mortgage or charge re- 
gistered in pursuance of this section, stating the amount 
thereby secured (which certificate shall be conclusive 
evidence that the requirements of this section as to re- 
gistration have been complied with), and the company 
shall cause a copy of the certificate so given to be endorsed 
on every debenture or certificate of debenture stock which 
is issued by the company, and the payment of which 
is secured by the mortgage or charge so registered. 


(7.) It shall be the duty of the company to register 
every mortgage or charge created by the company and 
requiring registration under this section, and for that 
purpose to supply the registrar with the particulars 
required for registration; but any such mortgage or 


ſchaft, ihre Geſchäfte zu betreiben, das betreffende Eigenthum in 
Stand zu halten und zu verſichern, und das dargeliehene Kapital 
und die Zinſen an den ſeſtgeſetzten Daten zu zahlen. Je nach den 
Umſtänden finden ſich auch noch andere Beſtimmungen. 

Im Anhang wird das übertragene Vermögen des Näheren 
beſchrieben, für Verſammlungen und Beſchlüſſe der Inhaber der 
Debentures, für Remuneration der Treuhänder und etwa nöthig 
werdende Beſtellung neuer Treuhänder Fürſorge getroffen und eine 
Abſchrift des ganzen Debenture mitgetheilt. 

Mit Rückſicht auf den zur Verfügung ſtehenden Raum muß 
bezüglich der Lehre von den Debentures u. ſ. w. auf die bereits 
oben angegebenen rechtswiſſenſchaftlichen Werke und die darin an⸗ 
gegebenen Geſetze und Präcedenzfälle verwieſen werden. — 

Betreffend die Stellung der Treuhänder nach dem deutſchen 
Hypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 1899 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLIX ©. 250 ff.) vgl. §§ 22, 29—32, 34, 41, 42, 51—53 
und die Erläuterungen hierzu in der Ausgabe von Dr. Göppert 
und Juſtizrath Merzbacher, beſprochen in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLIX S. 626. à 
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Es kann jedoch jede derartige Hypothek oder Belaſtung auf 
Antrag irgend einer dabei betheiligten Perſon eingetragen 
werden. 

(8.) Die in Gemüßheit dieſes Paragraphen geführte 
Liſte der Hypotheken oder Belaſtungen jeder Geſellſchaft ſoll 
Jedem 74) gegen Zahlung einer vorgeſchriebenen Gebühr, die 
einen Shilling für jede Einſichtnahme nicht überſteigen ſoll, 
zur Einſicht offen ſtehen. 

(9.) Jede Geſellſchaft ſoll veranlaſſen, daß eine Ab: 
ſchrift jeder Urkunde, in welcher eine Hypothek oder Be⸗ 
laſtung gewährt wird und welche nach dieſem Paragraphen 
einzutragen ift, in dem eingetragenen Geſchäftslokal der Ge- 
ſellſchaft vorhanden und der Einſichtnahme ſeitens der Aftio- 
näre und Gläubiger der Geſellſchaft gegen Zahlung einer 
einen Shilling für jede Einſichtnahme nicht überſteigenden 
Gebühr, wie das durch die Statuten der Geſellſchaft beſtimmt 
ſein mag, offen ſteht. Wenn es ſich aber um eine Serie 
von gleichlautenden Obligationen handelt, ſoll die Abſchrift 
einer diejer Obligationen genügend ſein ). 


Berichtigung des Regiſters. 


15. Wenn ein Richter des Hohen Gerichtshofs“) über: 
zeugt iſt, daß die Unterlaſſung der Eintragung einer Hypothek 
oder Belaſtung innerhalb der vom Geſetz vorgeſehenen Zeit 
oder daß die Unterlaſſung oder fälſchliche Angabe einer be- 
ſtimmten Einzelheit bezüglich einer ſolchen Hypothek oder 
Belaſtung nur zufällig oder aus Unachtſamkeit oder ſonſt 
aus genügender Urſache geſchehen iſt, oder daß dieſelbe nicht 
der Art iſt, die Lage der Gläubiger oder Aktionäre der Ge- 
ſellſchaft zu beeinträchtigen, oder daß aus anderen Gründen 
es recht und billig iſt, Abhilfe eintreten zu laſſen, ſo kann 
er auf Antrag der Geſellſchaft oder eines Betheiligten und 
zwar unter den dem Richter gerecht und angemeſſen erſchei— 
nenden Beſtimmungen und Bedingungen verfügen, daß die 
Zeit der Eintragung auszudehnen iſt, oder je nach Lage 
des Falles, daß die Unterlaſſung oder die fälſchliche Angabe 
richtig zu ſtellen iſt. 


74) Dieſe Liſte kann von Jedermann beſichtigt werden, während 
die Abſchriften der Dokumente laut § 14 (9) nur von den 
Aktionären oder den Gläubigern in Augenſchein genommen werden 
können. 

75) Die Beſtimmungen des § 43 des Companies Act 1862, wonach 
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charge may be registered on the application of any person 
interested therein. 


(8.) The register kept, in pursuance of this section, 
of the mortgages and charges of each company shall be 
open to inspection by any person 74) on payment of the 
prescribed fee, not exceeding one shilling for each in- 
spection. 


(9.) Every company shall cause a copy of every 
instrument creating any mortgage or charge requiring 
registration under this section, to be kept at the regis- 
tered office of the company, and to be open to inspection 
by the members and creditors of the company on pay- 
ment of such fee, not exceeding one shilling for each 
inspection, as may be fixed by the regulations of the 
company. Provided that in the case of a series of uni- 
form debentures a copy of one such debenture shall be 
sufficient 13). 


Rectification of register. 


15. A judge of the High Court“), on being satis- 
fied that the omission to register a mortgage or charge 
within the time required by this Act, or the omission or 
misstatement of any particular with respect to any such 
mortgage or charge, was accidental, or due to inadver- 
tence or to some other sufficient cause, or is not of a 
nature to prejudice the position of creditors or share- 
holders of the company, or that on other grounds it is 
just and equitable to grant relief may, on the application 
of the company or any person interested, and on such 
terms and conditions as seem to the judge just and ex- 
pedient, order that the time for registration be extended, 


or, as the case may be, that the omission or misstatement 
be rectified. 


die Geſellſchaft ſelbſt ein Regiſter aller B:laftungen ihres Vermögens 
zu führen verpflichtet iſt, bleiben in Kraft. 
76) Alſo nicht ein Richter eines Grafſchaftszerichts (County Court 
Judge), d. h. ein Richter eines unterſten Civilgerichts. — 
Näheres über dieſe Gerichtshöfe bei Wertheim, Wörterbuch 
des engliſchen Rechts, bei dem Wort Court. K. 
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Eintragung der Schuldtilgung. 


16. Wenn ein Regiſterbeamter nach den vorgebrachten 
Beweisſtücken überzeugt iſt, daß die Schuld, bezüglich deren 
eine eingetragene Hypothek oder Belaſtung ausgeſtellt war, 
bezahlt oder beglichen iſt, ſo kann er verfügen, daß ein 
diesbezüglicher Vermerk eingetragen wird. Auf Verlangen 
dë Geſellſchaft ſoll er ihr eine Abſchrift des Vermerks zu⸗ 
tellen. 


Verzeichniß der Verpfändungen und Belaſtungen. 


17. Der Regiſterbeamte ſoll ein nach der Zeit geord⸗ 
netes Verzeichniß der unter dieſem Geſetz eingetragenen Hypo⸗ 
theken oder Belaſtungen in der vorgeſchriebenen Form und 
mit den vorgeſchriebenen Einzelheiten führen. 


Strafbeſtimmungen. 


18. Wenn eine Geſellſchaft es unterläßt, den Erforder⸗ 
niſſen dieſes Geſetzes bezüglich Eintragung von einer ſeitens 
der Geſellſchaft geſchaffenen Hypothek oder Belaſtung nach⸗ 
zukommen, ſo ſetzt ſich die Geſellſchaft und jeder Direktor, 
Geſchäftsführer und ſonſtige Beamte der Geſellſchaft, der 
wiſſentlich und beabſichtigter Weiſe ſolche Unterlaſſung gut⸗ 
geheißen oder erlaubt hat, vorbehaltlich ſonſtigen Haftbarkeit, 
auf Schuldigerklärung im ſummariſchen Verfahren "71 hin 
einer Geldſtrafe von nicht über 100 Pfd. Sterl. aus; und 
wenn Jemand wiſſentlich und beabſichtigter Weiſe die Ueber- 
gabe einer Obligation oder eines Zertifikats von Debenture 
Stock, deren Eintragung nach dieſem Geſetz erforderlich iſt, 
gutheißt oder erlaubt, ohne daß eine Abſchrift der Beſcheini⸗ 
gung des Regiſterbeamten darauf ertheilt iſt, ſo ſetzt er ſich, 
vorbehaltlich ſonſtiger Haftbarkeit, auf Schuldigerklärung im 
ſummariſchen Verfahren hin einer Geldſtrafe von nicht über 
100 Pfd. Sterl. aus. 


Jährliches Aktionärverzeichniß. 
Jährliches Aktionärverzeichniß. 25 & 26 Vict. 
c. 89. 


19. (1.) Das in § 26 des Geſellſchaftsgeſetzes von 
1862 7°) vorgeſehene Verzeichniß fol jo aufgeſtellt fein, daß 


77) Ein kriminalrechtliches Verfahren ſchleuniger Art. 
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Entry of satisfaction. 


16. The registrar may, on evidence being given 
to his satisfaction that the debt for which any registered 
mortgage or charge was given has been paid or satisfied, 
order that a memorandum of satisfaction be entered on 
the register, and shall if required furnish the company 
with a copy thereof. 


Index to registers of mortgages and charges. 


17. The registrar shall keep a chronological index, 
in the prescribed form and with the prescribed parti- 
culars, to the mortgages or charges registered under 
this Act. 


Penalties. 


18. If any company makes default in complying 
with the requirements of this Act as to the registration 
of any mortgage or charge created by the company, the 
company and every director, manager, and other officer 
of the company, who knowingly and wilfully authorized 
or permitted such default shall, without prejudice to any 
other liability, be liable on summary conviction ““) to a 
fine not exceeding one hundred pounds; and if any person 
knowingly and wilfully authorizes or permits the delivery 
of any debenture or certificate of debenture stock required 
by this Act to be registered, without a copy of the 
certificate of the registrar being endorsed upon it, he 
shall, without prejudice to any other liability, be liable 
on summary conviction to a fine not exceeding one 
hundred pounds. 


Annual Summary. 
Annual summary. 25 & 26 Vict. c. 89. 


19.—(1.) The summary mentioned in section twenty- 
six of the Companies Act, 1862 78), shall be so framed 


78) Dieſer Paragraph lautet in Ueberſetzung wie folgt: 
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darin die Aktien, die gegen Baarzahlung ausgegeben ſind, 
unterſchieden werden von den Aktien, die anders als gegen 
Baarzahlung oder nur theilweiſe gegen Baarzahlung aus— 
gegeben ſind, und ſoll außer den Einzelheiten, die nach jenem 
Paragraphen beſonders angegeben werden müſſen, auch noch 
im Einzelnen angeben: 


(a) den Geſammtbetrag der Schulden der Geſellſchaft 
bezüglich aller Hypotheken oder Belaſtungen, welche 
nach dieſem Geſetz eingetragen werden müſſen oder 
müßten, wenn ſie nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
gewährt waren; 


(b) die Namen und Adreſſen derjenigen, die zur Zeit 
des Datums des Verzeichniſſes Direktoren der Ge— 
ſellſchaft ſind. 


(2.) Die Liſte und der Auszug, wie ſolche in dem be 
ſagten S 26 vorgeſehen find, müſſen vom Geſchäftsführer 
oder vom Sekretär der Geſellſchaft unterzeichnet ſein. 


Aenderung der § 45, 46 der Geſellſchaftsakte. 
25 & 26 Vict. c. 89. 


20. Die § 45 und 46 des Geſellſchaftsgeſetzes von 
1862 7°) folen Anwendung finden auf Geſellſchaften mit 
einem in Aktien getheilten Kapital, und die Worte in dieſen 
Paragraphen „und die nicht ein in Aktien getheiltes Kapital 
haben“ ſind hiermit aufgehoben. 


„Jede Geſellſchaſt, die unter dieſes Geſetz fällt und ein in 
Aktien getheiltes Kapital hat, ſoll wenigſtens einmal in jedem 
Jahre ein Verzeichniß aller Derjenigen anfertigen, welche am 
vierzehnten Tage nach dem Tage, an welchem die gewöhnliche 
Generalverſammlung abgehalten worden iſt, oder, wenn mehr 
als eine gewöhnliche Generalverſammlung im Jahre abgehalten 
wird, dann vierzehn Tage nach dem Tage, an welchem die 
erſte dieſer gewöhnlichen Generalverſammlungen abgehalten iſt, 
Aktionäre der Geſellſchaft ſind; und dieſes Verzeichniß ſoll 
Namen, Adreſſen und Stand aller darin aufgeführten Aktionäre, 
auch die Anzahl der Aktien, die ein jeder innehat, angeben, 
und ſoll einen Auszug mit genauer Angabe folgender Einzel⸗ 
heiten enthalten: 


1. des Betrages des Kapitals der Geſellſchaft und der An: 
zahl der Aktien, in welche daſſelbe getheilt iſt; 


2. der Zahl der ſeit Beginn der Geſellſchaft bis zum Datum 
des Auszuges aufgenommenen Aktien: 
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as to distinguish between the shares issued for cash and 
the shares issued otherwise than for cash or only partly 
for cash, and shall, in addition to the particulars required 
by that section to be specified, also specify — 


(a) the total amount of debt due from the company 
in respect of all mortgages and charges which 
require registration under this Act, or which 
would require such registration if created after 
the commencement of this Act; and 


(b) the names and addresses of the persons who 
are the directors of the company at the date 
of the summary. 


(2.) The list and summary mentioned in the said 
section twenty-six must be signed by the manager or by 
the secretary of the company. 


Amendment of 25 & 26 Vict. c. 89, ss. 45, 46. 


20. Sections forty-five and forty-six of the Com- 
panies Act, 1862 79), shall apply to companies having a 
capital divided into shares, and the words „and not 
having a capital divided into shares“ in those sections 
shall be repealed. 


des auf jede Aktie eingerufenen Betrages; 
des auf die Einrufungen eingegangenen Geſammtbetrages; 


des auf die Einrufungen noch nicht eingegangenen Geſammt⸗ 
betrages; 


6. des Geſammtbetrages der verwirkten Aktien; 


7. der Namen, Adreſſen und des Standes derjenigen Per: 
ſonen, die ſeit der Auſſtellung des letzten Verzeichniſſes 
aufgehört haben, Aktionäre zu ſein, nebſt der Anzahl der 
Aktien, die jede derſelben innehatte. 

Das obige Verzeichniß und der obige Auszug ſollen in einem 
beſonderen Theile des Regiſters enthalten ſein und ſollen inner⸗ 
halb ſieben Tagen nach dem in dieſem Paragraphen erwähnten 
vierzehnten Tage fertiggeſtellt fein, und eine Abſchrift fon 
ſofort bei dem Regiſterbeamten eingereicht werden.“ 

79) Eine Ueberſetzung dieſer Paragraphen findet ſich im Anhange 
(unten S. 602 ff.). 


Cn À C2 
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Reviſoren ). 
Beſtellung von Reviſoren. 


21. (1.) Jede Aktiengeſellſchaft fol in jeder jährlichen 
Generalverſammlung einen Reviſor oder Reviſoren beſtellen, 
die bis zur nächſten jährlichen Generalverſammlung im Amte 
bleiben folen 81). 

(2). Wenn in einer jährlichen Generalverſammlung 
Reviſoren nicht beſtellt ſind, ſo kann das Handelsminiſterium 
auf Antrag eines Aktionärs der Geſellſchaft einen Reviſor 
der Geſellſchaft für das laufende Jahr beſtellen und die ihm 
ſeitens der Geſellſchaft für ſeine Dienſte zu zahlenden Gebühren 
feſtſetzen. 

(3.) Ein Direktor oder Beamter der Geſellſchaft ſoll 
nicht als Reviſor der Geſellſchaft beſtellt werden können ). 


(4.) Die erſten Reviſoren der Geſellſchaft können von 
den Direktoren vor der ſtatutariſchen Verſammlung beſtellt 
werden, und ſollen, wenn beſtellt, im Amte bleiben bis zur 
erſten jährlichen Generalverſammlung, es ſei denn, daß ſie 
vorher durch einen Beſchluß der Aktionäre in einer General⸗ 
verſammlung ihres Amtes enthoben ſind, in welchem Falle 
die Aktionäre in der betreffenden Verſammlung Reviſoren 
beſtellen können °°). 

(5.) Die Direktoren einer Geſellſchaft können etwa ein- 
tretende Erledigungen im Amte von Reviſoren ergänzen; ſo 
lange eine derartige Erledigung vorliegt, haben der über- 
lebende oder im Amte bleibende Reviſor oder die überleben⸗ 
den oder im Amte bleibenden Reviſoren, falls ſolche vorhanden 
ſind, die Amtsthätigkeit fortzuführen. 


80) Bisher war für die Anſtellung der Reviſoren der Inhalt des 
Geſellſchaftsſtatuts maßgebend. Nur für die Banken (mit Aug: 
nahme der Bank of England) enthielt $ 7 des Companies Act 
1879 beſondere Beſtimmungen über Reviſoren. 

Die Reviſoren unterſtehen nicht den Anordnungen der Dis 
rektoren; ſie ſind hinſichtlich ihrer Thätigkeit von den Direktoren 
gänzlich unabhängig. Ihre Thätigkeit und ihre Pflicht erſtreckt 
ſich darauf, die wahre finanzielle Lage der betreffenden Geſell⸗ 
ſchaft heraus zu finden und in einem Bericht auseinander zu ſetzen. 
Zu dieſem Zwecke können und ſollten ſie von allen nöthigen 
Büchern, Schriften, Werthpapieren u. f. w. Einſicht nehmen und 
dieſelben prüfen, und müſſen dabei jede angemeſſene Vorſicht 
eines ordentlichen Reviſoren aufwenden. Für einen etwaigen 
Schaden, der den Aktionären daraus entſteht, daß die Reviſoren 
dieſe Vorſicht nicht walten ließen, ſind ſie denſelben perſönlich 
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Audit 0. 
Appointment of auditors. 


21.— (1.) Every company shall at each annual 
general meeting appoint an auditor or auditors to hold 
office until the next annual general meeting 8). 


(2.) If an appointment of auditors is not made at 
an annual general meeting, the Board of Trade may, on 
the application of any member of the company, appoint 
an auditor of the company for the current year, and fix 
the remuneration to be paid to him by the company for 
his services. 


(3.) A director or officer of the company shall not 
be capable of being appointed auditor of the company?) 


(4.) The first auditors of the company may be 
appointed by the directors before the statutory meeting, 
and if so appointed shall hold office until the first annual 
general meeting, unless previously removed by a resolu- 
tion of the shareholders in general meeting, in which 
case the shareholders at such meeting may appoint 
auditors 83). 


(5.) The directors of a company may fill any casual 
vacancy in the office of auditor, but while any such 
vacancy continues the surviving or continuing auditor or 
auditors, if any, may act. | 


haftbar. Für die Aktionäre, deren Intereſſe die Reviſoren zu 
wahren haben, iſt deren Beſtellung daher von größter Wichtigkeit. 
Es iſt jedoch nicht Pflicht der Reviſoren, der Geſellſchaft oder 
deren Direktoren in der Geſchäftsführung Rath zu ertheilen. — 
Eine Uebernahme des Wortes „Auſſichtsrath“ erſchien nicht 
angethan, wiewohl ſich manche Annäherung in Dellen Stellung 
ergibt. Zu vergleichen die in Anm. 1 am Schluß angeführten 
Lehrbücher des deutſchen Handelsrechts und die Kommentare zum 
Handelsgeſetzbuch. K. 
Das Vorhandenſein von Reviſoren iſt Zwangserforderniß, wie das 
des Auſſichtsrathes, HGB. § 190; dazu Keyßner, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften § 190 Anm. 1; SS 313, 315, 320. Amtsdauer es 


82) HGB. § 248. K. 
83) HGB. § 243. K. 


81 


— 


588 Rechtsquellen. 


Gebühren der Reviſoren. 


22. Die Gebühren der Reviſoren einer Geſellſchaft 
ſollen ſeitens der Geſellſchaft in der Generalverſammlung 
beſtimmt werden. Jedoch können die Gebühren der Reviſoren, 
welche vor der ſtatutariſchen Verſammlung beſtellt wurden, 
oder welche beſtellt wurden, um etwa eintretende Erledigungen 
auszufüllen, ſeitens der Direktoren feſtgeſetzt werden ). 


Rechte und Pflichten der Reviſoren. 


23. Jeder Reviſor einer Geſellſchaft ſoll zu allen 
Zeiten das Recht haben, die Bücher und Rechnungen und 
Beläge der Geſellſchaft einzuſehen, und ſoll berechtigt ſein, 
von den Direktoren und Beamten der Geſellſchaft diejenige 
Auskunft und Erklärung, die für die Erfüllung der Pflichten 
von Reviſoren nothwendig ſein mag, zu verlangen, und die 
Reviſoren ſollen am Schluß jeder Bilanz eine Beſcheinigung 
ausſtellen, in der angegeben wird, ob oder ob nicht alle ihre 
Anforderungen, die ſie als Reviſoren gemacht haben, erfüllt 
worden ſind, und ſollen einen Bericht für die Aktionäre über 
die von ihnen geprüften Rechnungen und über jede Bilanz, 
die der Geſellſchaft in der Generalverſammlung während der 
Zeit ihres Amtes vorgelegt iſt, abſtatten; und ſollen in jedem 
derartigen Berichte angeben, ob nach ihrer Meinung die in 
dem Berichte bezeichnete Bilanz in gehöriger Weiſe aufgemacht 
iſt, ſo daß ſich daraus eine wahre und korrekte Ueberſicht 
über die Lage der Angelegenheiten der Geſellſchaft, wie ſie 
fih nach den Büchern der Geſellſchaft darſtellt °°), ergibt; 
und dieſer Bericht ſoll der Geſellſchaft in der Generalver— 
ſammlung vorgeleſen werden °°). 


Liquidation. 
Anwendung des § 2 der Akte 33 & 34 Viet. c. 104. 


24. Die Beſtimmungen des § 2 des Joint Stock Com- 
panies Act 18705) folen nicht allein auf das Verhältniß 


84) HGB. § 245. Dazu dieſe Zeitſchriſt Bd. XLVIII S. 508 ff. 
Betreffend die übermäßige Vereinigung von Auſſichtsrathsſtellen in 
einer Hand vgl. daſelbſt Anm. 1 S. 509, wonach ſich ſogar 
ſechsunddreißig derartige Stellen in einer Hand vereinigen! K. 

85) Nur die Bücher der Geſellſchaft ſind jetzt ſür den Reriſor nach 
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Remuneration of auditors. 


22. The remuneration of the auditors of a com- 
pany shall be fixed by the company in general meeting, 
except that the remuneration of any auditors appointed 
before the statutory meeting, or to fill any casual vacancy, 
may be fixed by the directors 8). 


Rights and duties of auditors. 


23. Every auditor of a company shall have a right 
of access at all times to the books and accounts and 
vouchers of the company, and shall be entitled to require 
from the directors and officers of the company such 
information and explanation as may be necessary for the 
performance of the duties of the auditors, and the audi- 
tors shall sign a certificate at the foot of the balance 
sheet stating whether or not all their requirements as 
auditors have been complied with, and shall make a re- 
port to the shareholders on the accounts examined by 
them, and on every balance sheet laid before the com- 
pany in general meeting during their tenure of office; 
and in every such report shall state whether, in their 
opinion, the balance sheet referred to in the report is 
properly drawn up so as to exhibit a true and correct 
view of the state of the company's affairs as shown by 
the books of the company °°); and such report shall be 
read before the company in general meeting °"). 


Winding up. 
Application of 33 & 34 Vict. c. 104, s. 2. 


24. The provisions of section two of the Joint 
Stock Companies Arrangement Act, 1870 #7), shall apply 


dem Geſetz maßgebend — eine bedenkliche, gewiß vom Geſetzgeber 
gar nicht u beabjichtigte Neuerung. 
86) HGB. § 2 R. 
87) In SEN een Bd. XVII S. 118. K. — 
Nach dem angezogenen Paragraphen konnte, nachdem die Geſell⸗ 
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zwiſchen der Geſellſchaft und den Gläubigern oder einer 
Klaſſe derſelben, ſondern auch auf das Verhältniß zwiſchen 
der Geſellſchaft und den Aktionären oder einer Klaſſe der 
Aktionäre Anwendung finden. 


Anwendung des § 138 der Akte 25 & 26 Vict. 
C. 


25. In einer freiwilligen Liquidation können Anträge 
auf Grund von § 138 des Geſellſchaftsgeſetzes von 1862 °°) 
von jedem Gläubiger der Geſellſchaft geſtellt werden. 


Erloſchene Geſellſchaften 3°). 


Streichung der Firma einer Geſellſchaft als 
erloſchen in Gemäßheit des §7 der Akte 43 Vict. 
c. 19. 


26. (1.) Wenn eine Geſellſchaft ſich in Liquidation 
befindet und der regiſterführende Beamte begründete Ur— 


ſchaft in Gemäßheit der Beſtimmungen der Companies Acts 1862 
und (oder) 1867 in Liquidation getreten war, ein Gläubiger oder 
der Liquidator bei Gericht den Antrag ſtellen, eine Verſammlung 
der Gläubiger oder einer Klaſſe derſelben zu berufen. Beſchloſſen 
in dieſer Verſammlung die betreffenden Gläubiger mit Dreiviertel⸗ 
Mehrheit (dem Werthe nach berechnet), die Annahme eines Ver⸗ 
gleiches, ſo konnte das Gericht nach ſeinem Ermeſſen den Vergleich 
für die Gläubiger, bezw. für die Klaſſe der Gläubiger, den Liqui⸗ 
dator und die Beitragspflichtigen für bindend erklären. 

Durch den obigen Paragraphen werden die Aktionäre mit den 
Gläubigern auf eine Stufe geſtellt. Auch ein Aktionär kann alſo 
jetzt den oben beſchriebenen Antrag bei Gericht ſtellen. 

Bezüglich der Beitragspflicht iſt Folgendes zu bemerken: Die 
Haftbarkeit eines Aktionärs einer Geſellſchaft iſt auf den Nominal⸗ 
betrag der Aktie beſchränkt. Das beſagt nach engliſchem Recht 
nicht, daß er nur ſo lange für dieſen Betrag haftbar iſt, als er 
Inhaber der Aktie iſt. Nach $ 38 des Companies Act 1862 
bleibt derjenige, der Aktien innegehabt hat, auf welche der No: 
minalwerth nicht voll eingezahlt iſt, für den nicht eingezahlten 
Betrag noch ein volles Jahr bis zum Nominalbetrag der Aktien 
haftbar, nachdem er aufgehört hat, Aktionär zu ſein, wenn inner⸗ 
halb dieſer Zeit die Geſellſchaft liquidirt und der ausſtändige Be⸗ 
trag von dem Inhaber der betreffenden Aktien nach Anſicht des 
Gerichts nicht eintreibbar iſt. Die Haftbarkeit beſchränkt ſich aber 
auf diejenigen Schulden der Geſellſchaft, die bereits eingegangen 
waren, als er aufhörte, Aktionär zu ſein, und erſtreckt ſich nur 
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not only as between the company and the creditors, or 
any class thereof, but as between the company and the 
members, or any class thereof. 


Amendment of 25 & 26 Vict. c. 89, s. 138, 
as to applications. 


25. In a voluntary winding-up an application under 
section one hundred and thirty-eight of the Companies 
Act, 1862 88), may be made by any creditor of the com- 
panv. 


Defunct Companies). 


Amendment of law as to striking names of 
defunct companies off register. 


26.—(1.) Where a company is being wound up 
and the registrar has reasonable cause to believe that no 


auf die Fälle, in denen die jeweiligen Aktionäre der Geſellſchaſt 
die Verpflichtungen der Geſellſchaft nicht decken müſſen und können. 
Keyßner in dieſer Zeitſchrift Bd. VII S. 565 ff. 

Mutatis mutandis gilt daſſelbe von Geſellſchaften, bei denen 
die Haftbarkeit durch Garantie beſchränkt iſt. 

Man nennt die jeweiligen Aktionäre Beitragspflichtige laut 
Verzeichniß A (A List of Contributorie-) und diejenigen, die der 
ſubſidiären Haftung unterliegen, Beitragspflichtige laut Verzeich⸗ 
niß B (B List of Contributories). — 

Vgl. Späing a. a. O. S. 295. Betreffend die Haftung 
aus der Aktienzeichnung vgl. HGB. §§ 218, 221. K. 

88) Danach konnten bisher Anträge bei Gericht bezüglich irgend einer 
ſich aus der Liquidation ergebenden Frage oder der Ausübung 
gerichtlicher Machtbefugniſſe hinſichtlich der Eintreibung von Ein⸗ 
rufungen auf Aktien oder anderer Angelegenheiten nur von dem 
Liquidator oder von dem Beitragspflichtigen geſtellt werden. 

89) Nach dem angezogenen Paragraphen ſoll der regiſterführende Be⸗ 
amte, wenn er vernünftiger Weile (reasonable cause) glaubt, daß 
eine eingetragene Geſellſchaft nicht in Geſchäftsbetrieb oder in 
Thätigkeit (operation) iſt, bei derſelben in der im Geſetz beſtimmten 
Art und Weiſe Anfrage halten, ob Geſchäftsbetrieb oder Thätigkeit 
ſtattfindet. Erfolgt keine oder keine genügende Antwort, ſo kann 
er den Namen der Geſellſchaft in der Eintragungsliſte ſtreichen 
und dieſe Thatſache öffentlich bekannt machen. Die Geſellſchaft 
gilt von der Bekanntmachung ab als aufgelöſt, unbeſchadet der 
Haftbarkeit der Direktoren, der Geſchäftsführer und Aktionäre der 


Zeitſchriſt für Handelsrecht. Bd. I. 38 
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fade hat, zu glauben, daß kein Liquidator ſich im Amt be- 
findet, oder daß die Angelegenheiten der Geſellſchaft ganz 
abgewickelt ſind, und wenn die Eingaben, welche von dem 
Liquidator gemacht werden ſollten, innerhalb des Zeitraumes 
von ſechs nach einander folgenden Monaten nicht gemacht 
worden ſind, nachdem der regiſterführende Beamte eine Auf— 
forderung, die Eingaben einzuſenden, durch die Poſt an die 
eingetragene Adreſſe der Geſellſchaft oder an den Liquidator 
an deſſen letztbekannte Adreſſe eingeſandt hat, ſo ſollen die 
Beſtimmungen des § 7 des Geſellſchaſtsgeſetzes von 1880 
in eben derſelben Weiſe platzgreifen, als ob der regiſter— 
führende Beamte nicht innerhalb eines Monats nach Abſen— 
dung des zweiten darin erwähnten Briefes eine Antwort 
darauf erhalten hat. 


(2.) In Abtheilung 5 des beſagten § 7 ſoll nach den 
Worten „oder Aktionär“ (member) überall, wo dieſelben 
vorkommen, „oder Gläubiger” ?") (or creditor) eingefügt 
werden, und in derſelben Abtheilung ſollen nach dem Wort 
„Wirkſamkeit“ (operation) die Worte „oder ſonſtwie“ (or 
otherwise) eingeſetzt werden für das Wort „und“ (and). 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung? 


Beſtimmungen, betreffend die Geſellſchaften mit 
| beſchränkter Haftung. 


27. (1.) Eine Geſellſchaft mit Haftung unter Garantie 
ſoll nicht ein in Aktien getheiltes Kapital haben können, es. 
ſei denn, daß der Gründungsplan hierfür Vorſorge trifft 
und den Betrag des Kapitals (vorbehaltlich einer Erhöhung 
oder Verminderung deſſelben in Gemäßheit der Geſellſchafts— 
ſtatuten) und die Anzahl der Aktien genau angibt, in die 
das Kapital eingetheilt iſt. 


(2.) Jede Beſtimmung in dem Gründungsplan oder 
den Geſellſchaftsſtatuten oder in einem Beſchluß der Geſell— 
ſchaft (gleichviel ob mit Haftung unter Garantie oder ſonſt— 
wie) des Inhalts, daß das Unternehmen der Geſellſchaft in 


Geſellſchaft und vorbehaltlich der Beſchwerde an das zuſtändige 
Gericht ſeitens der Geſellſchaft als ſolcher oder eines Aktionärs. — 
Reichsageſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vom 17. Mai 1898 $ 144. 

| K. 
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liquidator is acting, or that the affairs of the company 
are fully wound up, and the returns required to be made 
by the liquidator have not been made for a period of 
six consecutive months after notice by the registrar de- 
manding the returns has been sent by post to. the regis- 
tered address of the company, or to the liquidator at his 
last known place of business, the provisions of section 
seven of the Companies Act, 1880 (43 Vict. c. 19), shall 
apply in like manner as if the registrar hat not within 
one month after sending the second letter therein men- 
tioned received any answer thereto. 


(2.) In subsection five of the said section seven. 
after the words „or member“, in each place where they 
occur, shall be inserted the words „or creditor“ °°), and 
in the same subsection, after the word „operation“, the 
words „or otherwise“ shall be substituted for the word 
„and“. | 


Companies limited by Guarantee ). 


Provisions as to companies limited by 
| guarantee. 


27.—(1.) A company limited by guarantee shall 
not be capable of having a capital divided into shares, 
unless the memorandum of association so provides, and 
specifies the amount of its capital (subject to increase 
or reduction in accordance with the Companies Acts) and 
the number of shares into which the capital is divided. 


(2.) Every provision in any memorandum or articles 
of association or resolution of a company (whether limi- 
ted by guarantee or otherwise) purporting to divide the 
undertaking of the company into shares or interests shall 


90) Von jetzt ab werden die Gläubiger in Bezug auf die in § 24 
gegebenen Rechte den Akrionären gleichgeſtellr. 
91) Vgl. oben Anm. 44. — In dieſer Zeitſchrift Bd. VII S. 548. 
Späing, Franzöſiſches und engliſches Handelsrecht S. 313. 
K. 
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Antheile oder Intereſſentheile zu zertheilen iſt, ſoll für die 
Zwecke dieſes Paragraphen angeſehen werden als eine Be- 
ſtimmung bezüglich eines in Aktien zerlegten Kapitals, trog- 
dem der Nennwerth oder die Zahl der Antheile und Inter⸗ 
eſſentheile nicht genau darin angegeben iſt. 


(3.) Bei einer Geſellſchaft mit Haftung unter Garantie, 
welche nicht ein in Aktien zerlegtes Kapital hat, ſoll jede 
Beſtimmung in dem Gründungsplan oder in den Geſell— 
ſchaftsſtatuten oder in einem Beſchluß der Geſellſchaft des 
Inhalts, daß irgend Jemand ein Recht hat, an dem theil- 
baren Gewinn der Geſellſchaft anders als als Mitglied theil- 
zunehmen, nichtig fein. 


(4.) Dieſer Paragraph foll nur Anwendung finden auf 
Geſellſchaften, die nach dem ee dieſes Geſetzes ein⸗ 
getragen werden. 


Falſche Angaben. 


Strafbarkeit falſcher Berichte. 


28. Wenn Jemand in einer in Gemäßheit dieſes Ge- 
ſetzes oder für die Zwecke dieſes Geſetzes erforderlichen Ein— 
gabe, Beſcheinigung, Bilanz, in einem Bericht oder ſonſtigen 
Schriftſtück vorſätzlich eine in irgend einer weſentlichen Be- 
ziehung falſche Angabe macht, von der er weiß, daß ſie 
falſch iſt, ſo ſoll er ſich eines Vergehens ſchuldig machen, 
und ſoll nach Ueberführung in einer nicht im ſummariſchen 
Verfahren “?) zur Verhandlung kommenden Strafſache einer 
Gefängnißſtrafe von nicht über zwei Jahren, mit oder ohne 
harte Arbeit, unterliegen, und bei Ueberführung im ſum— 
mariſchen Verfahren einer Gefängnißſtrafe von nicht mehr 
als vier Monaten, mit oder ohne harte Arbeit, und in jedem 
Falle einer Geldſtrafe, die entweder an Stelle der beſagten 
Gefängnißſtrafe oder neben dieſelbe treten kann, jedoch ſoll 
die Geldſtrafe, die nach ſummariſcher Ueberführung auferlegt 
wird, 100 Pfd. Sterl. nicht überſchreiten ““). 


92) Die Frage, wann ein Vergehen zum Gegenſtand des ſummariſchen 
Verfahrens gemacht werden kann und wann nicht, iſt eine rein 
kriminalrechtliche und iſt für das Handelsrecht ohne Wichtigkeit. 

93) Betreffend die Strafbeſtimmungen vgl. HGB. §§ 312 — 328. 
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for the purposes of this section be treated as a provision 
for a capital divided into shares, notwithstanding that 
the nominal amount or number of the shares or interests 
is not specified thereby. | 


(3.) In the case of a company limited by guarantee 
and not having a capital divided into shaïes, every pro- 
vision in the memorandum or articles of association or 
in any resolution of the company purporting to give any 
person a right to participate in the divisible profits of 
the company otherwise than as a member shall be void. 


(4) This section shall apply only to companies 
registered after the commencement of this Act. 


False Statements. 


Penalty for false statement. 


28. If any person in any return, report, certificate, 
balance sheet, or other document, required by or for the 
purposes of this Act, wilfully makes a statement false in 
any material particular, knowing it to be false, he shall 
be guilty of a misdemeanor, and shall be liable in con- 
viction on indictment to imprisonment for a term not 
exceeding two years, with or without hard labour, and 
on summary conviction °?) to imprisonment for a term 
not exceeding four months, with or without hard labour, 
and in either case to a fine in lieu of or in addition to 
such imprisonment as aforesaid: Provided that the fine 
imposed on summary conviction shall not exceed one 
hundred pounds °°), 


— 


Sämmtliche dort aufgeführten Vergehen gehören zur Zuſtändigkeit 
der Strafkammern; Ueberweiſung an die Schöffengerichte iſt wegen 
Höhe der Strafmaße ausgeſchloſſen. val Keyßner, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften 5. Aufl., Vorbem. zu Tit. VI. K. 
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Umwandlung von Stock in Aktien “)). 


Umwandlung von Stock in Aktien, 25& 26 Vict. c. 89. 


29. Jede Aktiengeſellſchaft, die in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des Geſellſchaftsgeſetzes 186295) irgend einen 
Theil ihrer Aktien 291 in Stock umgewandelt hat, kann die 
Beſtimmungen ihres Gründungsplanes abändern, voraus— 
geſetzt, daß ſie nach ihren Statuten, wie dieſelben urſprünglich 
abgefaßt ſind, oder wie dieſelben durch einen Sonderbeſchluß 
in der in dem Geſellſchaftsgeſetz von 1862 vorgeſehenen 
Art und Weiſe abgeändert ſind, berechtigt iſt das zu thun, 
und zwar in ſo weit, daß ſie ſolchen Stock wieder in voll 
eingezahlte Aktien irgend einer Art umwandeln kann. 


Zuſatzbeſtimmungen. 
Worterklärungen. 


30. Wenn der Zuſammenhang es nicht anders er— 
fordert, ſoll in dieſem Geſetze: N 

der Ausdruck „Geſellſchaftsgeſetzc“ (Companies Acts) 

bedeuten das Geſellſchaftsgeſetz von 1862 und die 
daſſelbe amendirenden Geſetze ““; 

der Ausdruck „Geſellſchaft“ (Company) eine Gefell- 
ſchaft, eingetragen unter den Geſellſchaftsgeſetzen; 

der Ausdruck „Direktor“ ſchließt in ſich jede Perſon, 
die die Stelle eines Direktors inne hat, gleichviel, 
wie dieſelbe benannt ſein mag; 

der Ausdruck „eingetragen“ (registered) bedeutet Ein⸗ 
tragungen in Gemäßheit der Geſellſchaftsgeſetze; 

der Ausdruck „vorgeſchrieben“ (prescribed) bedeutet 
vorgeſchrieben vom Handelsminiſterium; 

der Ausdruck „Proſpekt“ bedeutet jeden Proſpekt, jede 
Mittheilung, jedes Rundſchreiben, jede Anzeige oder 
ſonſtige Einladung, durch welche dem Publikum 
irgend welche Aktien oder Obligationen?) einer Ge: 
ſellſchaft zur Zeichnung oder Kauf angeboten werden; 


94) In ſinngemäßer Verwendung findet das zu § 14 in Anm. 70 Ge: 
ſagte über die Bedeutung des Wortes, Stock“ auch hier Anwendung. — 
Wertheim, Wörterbuch des enaliſchen Rechts, im Wort 
Stock; Späing a. a. O. S. 256 296. K. 
95) Nach § 12 des angezogenen Geſetzes. Von der Konverſion iſt dem 
Regiſterbeamten laut $ 28 des Companies Act 1862 Mittheilung 
zu machen. 
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Conversion of Stock into Shares). 


Conversion of stock into shares. 25&26 Vict. c. 89. 


29. Every company limited by shares, and which 
has in pursuance of the Companies Act, 1862 95), con- 
verted any portion of its shares °°) into stock, may so 
far modify the conditions in its memorandum of asso- 
ciation, if authorised to do so by its articles as originally 
framed or as altered by special resolution in manner 
provided in the Companies Act, 1862, as to reconvert 
such stock into paid-up shares of any denomination. 


Supplemental. 


Definitions. 


30. In this Act, unless the context otherwise 

requires,— 

The expression „Companies Acts“ means the Com- 
panies Act, 1862, and the Acts amending the 
same 9"); 

The expression „company“ means a company regis- 
tered under the Companies Acts; 

The expression ,director“ includes any person occu- 
pying the position of director, by whatever name 
called; 

The expression ,registered* means registered under 
the Companies Acts; 

The expression „prescribed“ means prescribed by 
the Board of Trade: 

The expression ,prospectus“ means any prospectus, 
notice, circular, advertisement, or other invitation, 
offering to the public for subscription or purchase 
any shares or debentures 271 of a company: 


96) Aktien, die nicht voll eingezahlt find, können nicht in „Stock“ 
kon vertirt werden. | 
97) Siehe die Einleitung. 


98) Das ift äußerſt wichtig im Hinblick auf die ſtrengen Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes über Proſpekte. Siehe Anm. 25 zu § 2. 


598 Rechtsquellen. 


der Ausdruck „Obligation“ (Debenture) ſchließt in ſich 
„Dbligationen:Stod” (Debenture Stock). 
Andere Ausdrücke haben dieſelbe Bedeutung wie im 
Geſellſchaſtsgeſetz von 1862. 


Anwendung dieſes Geſetzes. 


31. Soweit nichts Anderes ausdrücklich geſagt iſt, ſoll 
dieſes Geſetz Anwendung finden auf jede Geſellſchaft, gleich— 
viel ob ſie vor oder nach Eintritt der Geſetzeskraft dieſes 
Geſetzes gegründet iſt. 


Anwendung der Akte 53 & o4 Vict. c. 63 
und dieſer Akte. 


32. Das Geſellſchafts-(Liquidations-) Geſetz von 1890 
(Companies [Winding up] Act 1890) und dieſes Geſetz 
ſollen Geſetzeskraft haben als Theil des Geſellſchaftsgeſetzes 
von 1862 (Companies Act 1862); aber keine Beſtimmung 
dieſes Paragraphen ſoll ſo ausgelegt werden, daß dadurch 
das Geſellſchafts-(Liquidations-) Geſetz von 1890 auf Schott: 
land oder Irland ausgedehnt wird. 


Aufhebung. 


33. (1.) Soweit das in der dritten Reihe des Anhanges 
zu dieſem Geſetz des Näheren beſtimmt iſt, ſind § 25 des 
Geſellſchaftsgeſetzes von 1867 und die anderen im Anhange 
erwähnten Geſetze aufgehoben. 

(2.) Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſollen irgend 
welche gerichtliche Maßnahmen auf Grund des § 25 des 
Geſellſchaftsgeſetzes von 1867 nicht begonnen werden. 


Anwendung für Schottland. 


34. Dieſes Geſetz ſoll auf Schottland Anwendung 
finden, vorbehaltlich der folgenden Beſtimmungen und Aende— 
rungen: 

(1.) „Solicitor des Hohen Gerichtshofs“ fol bedeuten 
„eingetragener Rechtsanwalt“ (enrolled law agent). 

(2.) Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Bezug auf 
Eintragungen von Hypotheken und Belaſtungen ſollen keine 
Anwendung finden auf in Schottland eingetragene Geſell— 
ſchaften. 
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The expression „debenture“ includes debenture 
stock ; | | 


| Other expressions have the same meanings as in 
the Companies Act, 1862. 


Application of Act. 


31. This Act shall, except as otherwise expressed, 
apply to every company, whether formed before or after 
the commencement of this Act. 


Construction of 53 & 54 Vict. c. 63 and of 
this Act. 


32. The companies (Winding-up) Act, 1890, and 
this Act, shall have effect as part of the Companies Act, 
1862; but nothing in this section shall be construed as 
extending the Companies u ME) Act, 1890, to 
Scotland or Ireland. 


Repeal. 


$3.—(1.) Section twenty-five of the Companies 
Act, 1867, and the other enactments mentioned in the 
schedule to this Act, to the extent specified in the third 
column of that schedule, are hereby repealed. 


(2.) No proceedings under section twenty-five of 
the Companies Act, 1867, shall be commenced after the 
commencement of this Act. 


Application to Scotland. 


84. This Act shall apply to Scotland, subject to 
the following provisions and modifications : — 


(1.) ,Solicitor of the High Court“ schall mean en- 
rolled law agent; 

(2.) The provisions of this Act with respect to the 
registration of mortgages and charges shall not 
apply to companies registered in Scotland ; 
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(3.) Alle ſtrafrechtlichen Verfolgungen für Vergehen 
oder zur Eintreibung von Geldſtrafen ſollen ſtattfinden auf 
Veranlaſſung des Lord Advocat oder des Prosecutor Fiscal, 
je nach Verfügung des Lord Advocat. | 


Eintritt der Geſetzeskraft. 


35. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1901 in 
Kraft, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 


Geſetzesbezeichnung. 


36. Dieſes Geſetz iſt zu citiren als „The Com- 
panies Act 1900“ und zwar im Zuſammenhang mit den 
Geſellſchaftsgeſetzen von 1862 — 1898. 

Vom Datum des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ab 
(1. Januar 1901) werden die Companies Acts citirt werden 
als „The Companies Acts 1862 to 1900*. 


Aufgehobene Akte. 


1 Kurzer Titel Ausdehnung der Widerrufung | 


25 & 26 Vict. | The Companies | $ 18, von „Eine Beicheinigung”” 
c. 89. Act 1862. (A certificate) bi3 zum Ende 
des Paragraphen. 


In §$ 45 und 46 die Worte 
„und die ein in Aktien ein: 
getheiltes Kapital nicht haben“ 
(and not having a capital 
divided into Shares). 


§ 192. 


30 & 31 Vict. The Companies | §$ 35, 38 und 39. 
c. 131. Act 1867. | 
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(3.) All prosecutions for offences or fines shall be 
at the instance of the Lord Advocate or a pro- 
curator fiscal as the Lord Advocate may direct. 


Commencement. 


35. This Act shall, except as otherwise expressed, 
come into operation on the first day of sanday one thou- 
sand nine hundred and one. 


Short title. 


36. This Act may be cited as the Companies Act, 
1900, and may be cited with the Companies Acts, 1862 
to 1898. 


SCHEDULE. 


Enactments repealed. 


Extent of Repeal 


Session re 
and Chapter | Short Title 


25 & 26 Vict. The Companies | Section eighteen, from „A cer- 
c. 89. - Act, 1862. lificate* to the end of the 
section. 


In sections forty-five and forty- 
six, the words „and not 
having a capital divided 
into shares“. 


Section one hundred and 
.ninety-two. 


30 & 31 Vict. The Companies | Sections twenty-five, thirty- 
c. 131. Act, 1867. eight and thirty-nine. 
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Die in vorſtehendem Anhang aufgeführten Paragraphen. 
I. Der Companies Act 1862. 


18. Bei Eintragung des Gründungsplanes und des 
Geſellſchaftsſtatuts in Fällen, wo ein Geſellſchaftsſtatut nach 
dieſem Geſetz eingetragen werden muß oder auf Wunſch der 
Parteien eingetragen werden ſoll, ſoll der Regiſterbeamte 
beſcheinigen, daß die Geſellſchaft inkorporirt iſt, und, falls 
die Geſellſchaft in irgend einer Weiſe eine beſchränkte Haft: 
barkeit hat, daß die Geſellſchaft dieſe beſchränkte Haftbarkeit 
hat. Die Zeichner des Geſellſchaftsſtatuts nebſt denjenigen 
anderen Perſonen, die von Zeit zu Zeit Mitglieder ſind, 
ſollen daraufhin eine juriſtiſche Perſon (body corporate) 
mit der in dem Geſellſchaftsplan enthaltenen Firma werden, 
befähigt nunmehr, alle Befugniſſe einer inkorporirten Gefell- 
ſchaft auszuüben, und mit dem Rechte fortdauernden Mit: 
gliedwechſels und eines Geſellſchaftsſiegels, ſowie dem Recht, 
Grundbeſitz zu haben?“), aber mit der weiter unten erwähnten 
Beitragspflicht ſeitens der Aktionäre im Falle der Liquidation 
der Geſellſchaft. (Eine von dem Regiſterbeamten ausgeſtellte 
Beſcheinigung über die Inkorporirung einer Geſellſchaft ſoll 
vollgültigen Beweis dafür erbringen, daß allen Erforder— 
niſſen dieſes Geſetzes bezüglich der Eintragung Genüge ge— 
leiſtet iſt 1°°).) 

45. Eine jede Geſellſchaft, die unter dieſes Geſetz fällt 
(und deren Kapital nicht in Aktien getheilt ift) 101}, fol in 


GE Den deutſchen Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien iſt durch §§ 210 und 320 das Recht gewährt, Eigenthum 
und andere dingliche Rechte an Grundſtücken zu erwerben. Durch 
Art. 86 und 88 des Einf. Geſ.'s zum B. GB. ift den Landesgeſetzen 
eine Einſchränkung für juriſtiſche Perſonen vorbehalten. Aktien⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, welche in 
Preußen ihren Sitz haben, bedürfen zum Grunderwerb keiner 
weiteren Genehmigung; derartige Geſellſchaften, welche in anderen 
Gliedſtaaten des Deutſchen Reiches ihren Sitz haben, bedürfen der 
ſtaatlichen Genehmigung bei Grunderwerbungen im Werthe von 
mehr als 5000 Mark; fremdländiſche Geſellſchaften mit juriſtiſcher 
Perſönlichkeit bedürfen uneingeſchränkt der ſtaatlichen Genehmigung. 
Dieſelbe iſt von den zuſtändigen Miniſtern zu ertheilen. Preuß. 
Ausf. Geſ. zum B. GB. Art. 7. Verordnung vom 16. November 
1899. Siehe bei 5 Aktiengeſellſchaften (5. Aufl. 1900), 
zu 8 201 Anm. 7, $ 210 Anm. 3. K. 

100) Die eingeklammerten Worte find laut $ 33 des überſetzten Geſetzes 
aufgehoben und finden ſich in erweiterter Form in § 1 daſelbſt. 

101) Die eingeklammerten Worte find in § 20 des überſetzten Geſetzes 
aufgehoben. 
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ihrem eingetragenen Geſchäftslokal eine Liſte mit Namen, 
Adreſſen und Stand ihrer Direktoren oder Geſchäftsführer 
führen und ſoll dem Regiſterbeamten der Joint Stock Com- 
panies eine Abſchrift dieſer Lifte einſenden und von Zeit au 
Zeit von allen Veränderungen in den Perſonen der Direk⸗ 
toren oder Geſchäftsführer in Kenntniß ſetzen. 


47. Wenn eine Geſellſchaft, die unter dieſes Geſetz 
fällt (und deren Kapital nicht in Aktien eingetheilt ift) 192), 
es unterläßt, eine Liſte ihrer Direktoren oder Geſchäftsführer 
zu führen, oder in Gemäßheit der vorſtehenden Vorſchriften 
Abſchrift dieſer Liſte dem Regiſterbeamten einzuſenden, oder 
den Regiſterbeamten von Aenderungen in den Perſonen der 
Direktoren oder Geſchäftsführer in Kenntniß zu ſetzen, ſoll 
jede ſich ſo vergehende Geſellſchaft einer Strafe von nicht 
mehr als 5 Pfd. Sterl. für jeden Tag der Fortdauer der 
Unterlaſſung unterliegen, und jeder Direktor oder Geſchäfts⸗ 
ſührer der Geſellſchaft, der wiſſentlich und vorſätzlich zu dieſer 
Unterlaſſung den Auftrag gegeben oder dieſelbe gut geheißen 
hat, ſoll der gleichen Strafe unterliegen. 


192. Eine Beſcheinigung über die Inkorporirung, welche 
zu irgend einer Zeit einer unter dieſem Theil des Geſetzes 
eingetragenen Geſellſchaft übergeben iſt, ſoll vollgiltigen 
Beweis dafür erbringen, daß allen hierin bezüglich der Gin- 
tragung unter dieſem Geſetz enthaltenen Erforderniſſen Genüge 
geleiſtet iſt, und daß die Geſellſchaft berechtigt iſt, unter 
dieſem Geſetz je nach Lage der Sache als eine Gefell- 
ſchaft mit beſchränkter oder mit unbeſchränkter Haftbarkeit 
eingetragen zu werden, und das in der Beſcheinigung an— 
gegebene Datum der Inkorporirung ſoll als das Datum 
angeſehen werden, an dem die Geſellſchaft unter dieſem 
Geſetze inkorporirt ift !“). 


II. Der Companies Act 1867. 


| 25. Von jeder Aktie einer Geſellſchaft wird angenommen, 
daß dieſelbe ausgegeben und inne gehabt wird vorbehaltlich 
der Zahlung ihres ganzen Nennwerthes in baar, es ſei denn, 


102) Die eingeklammerten Worte ſind in § 20 des überſetzten Geſetzes 
aufgehoben. 
103) Siehe jetzt § 1 des überſetzten Geſetzes. 
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daß bezüglich derſelben in einem ſchriftlichen gehörig gefertigten 
Vertrag, der bei dem Negilterbeamten von Joint Stock 
Companies zu oder vor der Zeit der Ausgabe der betreffen— 
den Aktien eingereicht ift, etwas Anderes beſtimmt ift 1731. 


38. In jedem Proſpekt einer Geſellſchaft und in 
jeder Mittheilung, in welcher Jemand zur Zeichnung von 
Aktien einer Joint Stock Company aufgefordert wird, ſollen 
genau angegeben ſein die Daten, die Namen der Parteien 
von jedem ſeitens der Geſellſchaft, ihrer Gründer, Direk— 
toren oder Treuhänder eingegangenen Vertrages, gleichviel 
ob vorbehaltlich der Genehmigung der Direktoren, der Ge— 
ſellſchaft oder ſonſt einer Genehmigung; und jeder Proſpekt 
und jede Mittheilung, in denen dieſe Einzelheiten nicht genau 
angegeben ſind, ſoll angeſehen werden, als ſei er auf Seiten 
der Gründer, Direktoren und Beamten der Geſellſchaft, welche 
denſelben oder dieſelbe wiſſentlich ausgeben, betrügeriſch 
(fraudulent), ſo weit irgend Jemand in Betracht kommt, 
der im Vertrauen auf einen derartigen Proſpekt Aktien ge— 
nommen hat, es ſei denn, daß der Betreffende von dem 
fraglichen Vertrage Kenntniß hatte 105). 


39. Jede unter dem Hauptgeſetz 15) nach Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes gegründete Geſellſchaft ſoll innerhalb vier 
Monaten nach Eintragung ihres Gründungsplanes eine Ge— 
neralverſammlung abhalten; und wenn ſolche Verſammlung 
nicht abgehalten wird, ſoll die Geſellſchaft einer Strafe von 
höchſtens 5 Pfd. Sterl. für jeden Tag ſeit Ablauf der 
vier Monate bis zum Tage, an dem die Verſammlung ab— 
gehalten wird, unterliegen; und jeder Direktor oder Ge— 
ſchäftsführer der Geſellſchaft und jeder Zeichner des Grün— 
dungsplanes, der wiſſentlich zu ſolcher Unterlaſſung Auftrag 
gegeben oder ſie geſtattet hat, ſoll einer gleichen Strafe 
unterliegen !“). 


104) Siehe jetzt § 7h des überſetzten Geſetzes. 
1960 Siehe jetzt § 10 des überſetzten Geſetzes. 
106) d. h. der Companies Act 18:2. 

107) Siehe jetzt § 12 des überſetzien Geſetzes. 
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VII. 


Serbiſches Geſttz, betreffend die Akkiengeſellſchaſten ). 
Dom 22.10. Dezember 1896). 


(Deutiches Handelsarchiv 1900 S. 404 ff.) 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Aktiengeſellſchaft heißt eine Geſellſchaft, die 
mit einem im Voraus beſtimmten, in gleiche Werththeile 
(Aktien) zerlegbaren Kapital begründet wird und deren Mit: 
glieder ſich nur mit Einlagen betheiligen und in deren Höhe 
haften °). 

Art. 2. Das Grundkapital der Geſellſchaft ift in Aktien 
getheilt ). 

Die Aktien find untheilbar ). | 

Sie können auf den Inhaber oder auf den Namen 
ausgeſtellt fein’). Interimsſcheine jedoch müſſen auf den 
Namen lauten ë). 


Art. 3. Die Aktiengeſellſchaft hat ihre Rechte und 
Pflichten. Sie kann unter eigenem Namen Eigenthum und 
ſonſtige Vermögensrechte erwerben. Sie kann vor Gericht 
klagen und verklagt werden ). 


1) Zur Vergleichung mit dem deutſchen Handelsgeſetzbuch ſind An⸗ 
merkungen beigefügt. Keyßner. 

la) In den Anmerkungen ift mit HGB. auf das deutſche Handels 
geſetzbuch verwieſen. Die Artikel beziehen ſich auf das vorliegende 
Geſetz. Sonſtige Abkürzungen werden einer Erklärung nicht be: 
dürfen. — Behufs weiterer Nechtevergleichung ift auf die S. 530 
Anm. 14 n au ſgeführten Werke zu verweiſen. 

2) HEB. § 178. 

3) Vgl. Ce 22 ff. d. Gef.’s. 

4) HGB. $ 179. 

5) HGB. § 183. 

6) Ebenſo Art. 26 Abſ. 3 d. Gef 3. Erſt nad) Vollzahlung follen 
Aktien ausgeſtellt werden; bis dahin Ynterimécftien, Art. 26. — 
Die Bezeichnung Aktien iſt auch ohne Voll zahlung nach HGB. 
. Keyßner, Kommentar, Akriengeſellſchaften (5. Aufl.) 
$ 179 Anm 4. 

7) HGB. § 210. Betreffend den Erwerb von Grundſtücken vgl. oben 
S. 600 Anm. 99. 
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Art. 4. Eine Aktiengeſellſchaft gilt als Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, auch wenn der Gegenſtand ihres Unternehmens nicht 
in Handelsgeſchäften beſteht PL 

Art. 5. Eine Aktiengeſellſchaft kann nur mit Genehmi⸗ 
gung des Volkswirthſchaftsminiſters (Art. 9)°) und nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes gegründet werden. 

Die Aktiengefellſchaften unterſtehen der Aufſicht des 
Volkswirthſchaftsminiſteriums. 


II. Gründung der Geſellſchaft. 


Art. 6. Zur Gründung einer Aktiengeſellſchaft kann 
geſchritten werden, wenn mindeſtens zehn 1“) Perſonen 1), 
welche über ihr Vermögen rechtsgiltig verfügen können, zu 
dieſem Behufe ſich vereinigen. 

Zuele Perſonen heißen Gründer !?). 


Art. 7. An der Gründung können auch ausländiſche 
Staatsangehörige ſich betheiligen, ſo jedoch, daß dieſelben 
nicht mehr als ein Viertel der Gründer ausmachen dürfen. 


Art. 8. Die Gründer ſind verpflichtet, beim Volks⸗ 
wirthſchaftsminiſter die Genehmigung zur Gründung der 
Aktiengeſellſchaft nachzuſuchen. 

Ihrem Geſuche um Genehmigung haben ſie beizulegen: 

1. den Nachweis, daß ſie der Vorſchrift des Art. 6 dieſes 

Geſetzes genügt haben; 

2. die Erklärung, daß Jeder von ihnen ſich an dem 

Unternehmen mit mindeſtens zehn Aktien betheiligen 

werde; 


8) HGB. § 210. 

9) Auch Oeſterreich hat in der Verordnung vom 20. September 1899 
das Erforderniß der ftaatlichen Genehmigung feſtgehalten; die ſe 
Zeitſchriſt Bd. IL S. 309 Anm. 1. Val. ferner Lehmann, Das 
Recht der Aktiengefellichaiten, Berlin 1898, § 22 S. 284 ff., 400 ff.; : 
Keyßner, Die Aktiengeſellſchaften und d e Kommanditgeſellſchaſten 
auf Aktien, Berlin 1873, § 1. — Betreffend die ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung wegen des Gegenſtandes des Unternehmens val. Keyps 
ner, Aktiengeſellſchaften u. f. w., 1873, § 3; deffen Kommentar 

182 Anm. 7 


10) HGB. $ 182. fünf Perſonen; in England ſieben Perſonen nach 
Companies Act 1862, diefe Zeitſchrift Bo. VII S. 540. 

11) Ob auch juriſtiſche Perſonen, erſcheint auch hier zweifelhaft wegen 
der Strafbeſtimmungen des Art. 99. Vgl. Keyßner, Kommentar 
§ 182 Anm. 1. 

12) Vgl. Lehmann, Das Recht der Aktiengeſellſchaften 8S 28, 41—46; 
Coſack, Lehrbuch des Handelär-h‘3 (5 Aufl.) § 115; Gareis, 
Deuiſches Handelsrecht (6. Aufl.) S. 287 ff. 
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3. einen Entwurf des Geſellſchaftsſtatuts in zwei gleich: 

lautenden Exemplaren, welches beſtimmen muß 19): 

a) den Gegenſtand des Unternehmens, die Firma, den 
Sitz (Domizil) und die Dauer der Geſellſchaft; 

b) die Höhe des Grundkapitals; die Anzahl der Aktien, 
den Betrag, auf welchen die einzelne Aktie lautet, und 
die Art ihrer Ausſtellung, d. h. ob ſie auf Inhaber 
oder Namen lautet und inwieweit hierin eine Aende⸗ 
rung ſtatthaft iſt ““); und im Falle der Ausgabe 
beider Arten, die Zahl der Aktien einer jeden Art; 

c) die Art und Weiſe der Einzahlung der gezeichneten 
Aktien und die Folgen für diejenigen, welche die 
Einzahlungen nicht zur beſtimmten Zeit leiſten 15); 

d) den Umfang des Geſchäftsbetriebes; 

e) die Rechte und Pflichten der Aktionäre; 

f) die Art der Wahl und der jeweiligen Ergänzung 
des Vorſtandes und Aufſichtsraths, deren Rechte 
und Pflichten, die Kontrole ihrer Thätigkeit und 
die Anſtellung der Bedienſteten 16); 

g) die Zahl der Vorſtands- und der Aufſichtsraths⸗ 
mitglieder; 

h) Zeit und Art der Einberufung der ordentlichen und 
außerordentlichen Verſammlungen der Aktionäre 
(Generalverſammlungen); Bedingungen und Art der 
Ausübung des Stimmrechts der Aktionäre 17); 

i) über welche Gegenſtände, außer den in dieſem Ge⸗ 
ſetze vorgeſehenen Fällen, nicht durch einfache Stimmen⸗ 
mehrheit Beſchluß gefaßt werden kann!“); 

k) die Vertretung der Geſellſchaft vor Behörden und 
Dritten gegenüber, ſowie, welche und wieviel Unter⸗ 
ſchriften erforderlich ſind zur Verpflichtung der Ge- 
ſellſchaft; 

1) Aufſtellung und Prüfung der Bilanz und Art und 
Weiſe der Vertheilung und Auszahlung des Rein⸗ 
gewinnes 17>) ; 


13) HGB. § 182. 

14) HGB. § 183. 

15) HGB. SS 218 ff. 

16) Vgl. Art. 37 ff., 48. Ein Auſſichtsrath iſt Zwangserforderniß. 

AE SS 195 Ziff. 4, $ 315 Ziff. 1; Keyßner, Kommentar 
u $ 190 Anm. 2; Coſack a. a. O. S. 622. 

17) 56 B. SS 250—259. 
17a) HGB. SS 196, 251, 275, 276, 278, 288, 232, 803—305, 310. 
17b) HGB. SS 246, 260, 261. 
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m) Auflöſung und Liquidation der Geſellſchaft; 

n) jeden für einen Aktionär oder Dritten (Art. 21) 
vereinbarten Sondervortheil 10); 

o) wenn die in das Grundkapital einzurechnende Ein⸗ 
lage eines Aktionärs nicht in baarem Gelde beſteht, 
oder die Geſellſchaft ein Grundſtück übernimmt, den 
Werth einer ſolchen Einlage oder des Grundſtückes 
und die Anzahl der dafür gegebenen Aktien oder 
den dafür bezahlten Preis, ſowie den Namen des 
Grundeigenthümers !°); 

p) die Zahl und den Nennwerth der zur Ausgabe 
gelangenden Prioritäten, die Höhe der dafür zu 
zahlenden Zinſen, die Art ihrer Tilgung und endlich 
die den Prioritäteninhabern zuſtehenden Vorzugs— 
rechte! ). 

Außerdem können in das Statut noch andere Beſtim— 
mungen aufgenommen werden, welche den beſonderen Be: 
dürfniſſen der zu gründenden Geſellſchaft entſprechen und 
mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht im Einklange 
ſtehen? “). 

Art. 9. Der Volkswirthſchaftsminiſter wird nach An- 
hörung des Volkswirthſchaftsrathes die Gründung der Aktien⸗ 
geſellſchaft genehmigen und ebenſo den Entwurf des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatutes beſtätigen, vorausgeſetzt, daß nicht nach ſeinem 
Ermeſſen ein ſolches Unternehmen den Landesgeſetzen oder 
Landesintereſſen zuwiderläuft. 


Art. 10. Die Gründer, welche die Genehmigung des 
Volkswirthſchaftsminiſters erhalten haben, können ihr Recht 
nicht auf einen Dritten übertragen. 

Kommt die Gründung der Geſellſchaft nicht binnen 
einem Jahre nach erhaltener Genehmigung zu Stande, ſo 
verliert die Genehmigung von ſelbſt ihre Giltigkeit. 


18) HGB. §§ 186, 190 ff. 

19) HGB. § 186. Die öſterreichiſche Verordnung vom 20. September 
83 5 a AG.) in dieſer Zeitſchrift Bd. IL 

S. 308 

20) HOB. § 182. Beſterr AG. § 26 (Zeitſchr. Bd. IL S. 315). 

21) Hiermit iſt die Bedeutung als Geſetz entkräftet oder vertrauensvoll 
aus Zweckmäßigkeitsrückſichtnahme in die Hand des Miniſters ge⸗ 
legt. Wenn im Art. 33 Abſ. 2 nicht, wie im HGB. § 215, Baus 
GE für ftatthaft erklärt find, fo können fie im beſonderen Fall 
bewilligt werden; ebenſo kann Art. 34 dahin erweitert werden, daß 
Nebenleiſtungen von den Aktionären vertraglich übernommen wer⸗ 
den, wie in HGB. SS 212, 216. 
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Art. 11. Nach Genehmigung des Statuts durch den 
Volkswirthſchaftsminiſter erfolgt deſſen Veröffentlichung und 
die Aufforderung zur Aktienzeichnung durch die Gründer. 
Bei dieſer Zeichnung hat jeder Aktionär??) mindeſtens fünf 
vom Hundert des Nominalwerths der gezeichneten Aktien 
einzuzahlen. 

Die Gründer ſind verpflichtet, eine Vorverſammlung 
der Aktionäre, welche gezeichnet haben, durch die Amts⸗ 
zeitung („Srpske Novine“) einzuberufen, und zwar ſpäte⸗ 
ſtens binnen zwei Monaten nach Zeichnung des ganzen 
Grundkapitals. 

Sollte die Vorverſammlung nicht in dieſer Friſt ein⸗ 
berufen oder ſämmtliche Aktien nicht in dem beſtimmten 
Zeitraum gezeichnet werden, ſo ſind die Zeichner zur Zurück⸗ 
forderung der geſammten von ihnen erlegten Einlage be: 
redjtigt 7°). 

Für dieſe prozentuale Einlage haften die Gründer 
ſolidariſch mit ihrem ganzen Vermögen ſolange, bis die 
per ung mittels Beſchluſſes fie von dieſer Haftung 
entbindet. 


Art. 12. Damit die Vorverſammlung vollgiltig be: 
rathen und beſchließen kann, wird erfordert, daß an der⸗ 
ſelben — perſönlich oder durch Bevollmächtigte vertreten — 
mindeſtens zehn Aktionäre theilnehmen, deren Aktien wenig⸗ 
ſtens die Hälfte des Grundkapitals darſtellen. 

In dieſer Verſammlung gibt jede Aktie eine Stimme, 
aber kein Aktionär kann mehr als zehn Stimmen haben. 

Nachdem die Verſammlung und ein vom Volkswirth— 
ſchaftsminiſter hierzu entſandter Delegirter ſich überzeugt 
haben, daß das Grundkapital vollſtändig gezeichnet und der 
im Art. 11 vorgeſchriebene Prozentſatz erlegt iſt, hat ſich 
die Verſammlung zunächſt darüber zu erklären, ob ſie das 
ausgearbeitete und genehmigte Statut annehme oder nicht, 
und, wenn ſie daſſelbe mit oder ohne Abänderungen an⸗ 
nimmt, ſo wird zur Wahl der Mitglieder für den Vorſtand 
und Aufſichtsrath geſchritten. 

Dieſe Verſammlung hat den Werth der Gründer— 
einlagen, welche, ohne in baarem Gelde zu beſtehen, in das 
Grundkapital eingerechnet werden ſollen, und die Zahl der 
den Gegenwerth der übernommenen Objekte bildenden Aktien 


22) Zeichnungsgründung HGB. § 189. 
23) HGB. $ 189 Ziff. 4. 
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oder den Kaufpreis, um welchen die Objekte übernommen 
werden ſollen, feſtzuſetzen. Jedoch kann dieſe Verſammlung 
nicht den im Statut beſtimmten Preis folder Einlagen er: 
höhen. Außerdem hat ſie über die im Art. 11 erwähnte 
Verantwortlichkeit der Gründer ſowie über die den Gründern 
oder Dritten zu gewährenden Sondervortheile zu beſchließen, 
jedoch mit der Maßgabe, daß dieſe Vortheile die Vorſchläge 
des Statuts nicht überſchreiten dürfen?“). 

Der hier beſonders in Frage kommende Aktionär hat 
bei dieſer Beſchlußfaſſung kein Stimmrecht. 


Art. 13. Wenn die Verſammlung Aenderungen in dem 
Geſellſchaftsſtatut vornehmen follte, jo kann der Vorſtand 
bis zur Genehmigung dieſer Aenderungen durch den Volks— 
wirthſchaftsminiſter keinerlei Geſchäftsthätigkeit entwickeln?“). 


Art. 14. Der Vorſtand iſt gehalten, ſofort nachdem er 
gewählt iſt und die etwaigen Statutenänderungen genehmigt 
ſind (Art. 13), die erſte Einzahlung auszuſchreiben. 

Dieſe Einzahlung muß wenigſtens 10 Prozent vom 
Nominalwerthe jeder gezeichneten Aktie ausmachen, unter 
Einrechnung des bei der Zeichnung (Art. 11) erlegten Pro- 
zentſatzes? ). 


Art. 15. Der Vorſtand iſt verpflichtet, ſpäteſtens binnen 
vierzehn Tagen ſeit dem Tage der erſten Einzahlung (Art. 14) 
beim zuſtändigen Gerichte die Firma der Geſellſchaft zum 
Eintrag in das Handelsregiſter anzumelden, und das Gericht 
wird dieſe Anmeldung in der Amtszeitung bekannt machen. 

Die Anmeldung des Eintrags muß von ſämmtlichen 
Mitgliedern des Vorſtandes und den ſtatutenmäßig zur 
Zeichnung der Geſellſchaft bevollmächtigten Angeſtellten unter— 
ſchrieben ſein. Dieſelben müſſen perſönlich vor Gericht er: 
ſcheinen und ihre Unterſchriften anerkennen oder ihre Namens— 
unterſchrift in gehörig beglaubigter, urkundlicher Form dem 
Gerichte einſenden, was bei völligem oder theilweiſem Wechſel 
in dieſen Perſonen zu wiederholen iſt? ). 

Für Belgrad iſt zuſtändig das Belgrader Handelsgericht 
und ſonſt die betreffenden Gerichte erſter Inſtanz. 


24) HGB. SS 191 ff. 

25) HGB. § 196. 

26) HGB. § 195 Abſ. 3, 25 Prozent. 
27) HGB. $$ 195, 234. 
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Art. 16. Der Anmeldung behufs Eintrags im Handels- 
regiſter müſſen beigefügt fein 2°): 
1. eine Abſchrift des Statuts; 
2. eine vom Staatskommiſſar zu beglaubigende Erklärung: 
a) über die Zeichnung ſämmtlicher Aktien und die be⸗ 
endete erſte Einzahlung; 
b) daß die Zeichner rechtzeitig zur Vorverſammlung 
einberufen worden ſind; | 
c) daß der Vorſtand und Aufſichtsrath nach den Be- 
ſtimmungen des Statuts gewählt worden ſind, unter 
Angabe der Namen der Muffidtsrathsmitglieder ; 
d) daß die Geſellſchaft konſtituirt iſt und die Ver⸗ 
ſammlung die im Art. 12 Abſ. 4 erwähnten Ob⸗ 
jekte, wenn hierüber eine Abmachung erfolgt iſt, 
erhalten hat; und 
3. eine Abſchrift der Beſchlüſſe der Vorverſammlung der 
Aktionäre. 


Art. 17. Sogleich nach Eintrag im Handelsregiſter 
hat der Vorſtand in der Amtszeitung einen Auszug aus 
dem Geſellſchaftsſtatut zu veröffentlichen, welcher zu ent⸗ 
halten bat 2°): 

1. den Tag der Annahme des Statuts und den Tag 
der Beſtätigung deſſelben durch den Volkswirthſchafts⸗ 
miniſter; 

2. die Firma und den Sitz der Geſellſchaft; 

3. den Gegenſtand des Unternehmens und die Dauer der 
Geſellſchaft; 

4. die Höhe des Grundkapitals, die Zahl und den Nenn⸗ 
werth der einzelnen Aktien, ſowie die Angabe, ob die⸗ 
ſelben auf Namen oder Inhaber lauten und im Falle 
der Ausgabe beider Arten, die Zahl der Aktien einer 
jeden Art; 

5. die Zahl und den Nennwerth der etwa zur Ausgabe 
gelangenden Prioritätsobligationen; 

6. die Art und Weiſe der Firmenzeichnung; 

7. die Art und Weiſe der Veröffentlichung der Geſell⸗ 
ſchaftsbeſchlüſſe. 


Art. 18. Sollte eine Aktiengeſellſchaft an anderen 
Plätzen Zweigniederlaſſungen (Filialen) errichten wollen, ſo 


28) Art. 15. HGV. § 195. 
29) HGB. § 199. 
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iſt ſie verpflichtet, auch an dieſen Plätzen ihre Firma zum 
Eintrag und zur Bekanntmachung (Art. 15) anzumelden. 
Dieſe Anmeldung hat durch die Zweigniederlaſſung zu er⸗ 
folgen, welche gleichzeitig auch den Nachweis des Beſtehens 
der Geſellſchaft zu erbringen hat. Von dem erfolgten Ein⸗ 
trag in das Handelsregiſter hat der Vorſtand gleichzeitig auch 
das Gericht des Hauptſitzes der Gefellſchaft zu verſtändigen, 
damit auch dieſes den Eintrag veröffentliche“). 


Art. 19. Die Aktiengeſellſchaft beſteht rechtlich erſt mit 
dem Tage der Bekanntmachung des Eintrags im Handels⸗ 
regiſter (Art. 15). Vor der Veröffentlichung des Eintrags 
haben die ausgegebenen Aktien keine Giltigkeit, und die⸗ 
jenigen, welche ſie ausgegeben haben, ſind für allen daraus 
etwa erwachſenden Schaden ſolidariſch und mit ihrem ganzen 
Vermögen verantwortlich. Dieſelbe Haftung beſteht für die⸗ 
jenigen, welche vorher etwas im Namen der Geſellſchaft vor⸗ 
genommen haben ). 


Art. 20. Für die von den Aktionären als Einzahlung 
erlegten Beträge haften die Mitglieder des Vorſtandes ſoli⸗ 
dariſch mit ihrem ganzen Vermögen ſolange, bis der Ein⸗ 
trag im Handelsregiſter gerichtlich bekannt gemacht iſt und 
der Vorſtand erklärt, daß er die erlegten Geldbeträge richtig 
empfangen bat 271. 


Art. 21. Die Gründer oder dritte Perſonen können 
verlangen, daß ihnen die Geſellſchaft gewiſſe Sondervortheile 
S für ihre Bemühungen und Auslagen ge- 
währe. 

Dieſe Vortheile müſſen in dem Statut oder ſonſt in 
einem mit dem Auszug aus dem letzteren (Art. 17) zu 
veröffentlichenden Vertrage genau und unzweideutig feft- 
geſetzt ſein. 

Geheime Verträge, durch welche die Gründer ſich gewiſſe 
Vortheile ausbedingen, haben keine Rechtsgiltigkeit, auch 
kann ihnen eine ſolche, falls die Gerichte angerufen werden, 
von dieſen nicht zuerkannt werden )). 


30) HGB. § 201. 
31) 969. § 200. 
32) HGB. § 202. 
33) HGB. § 186. 
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III. Aktien s“) und Aktionäre. 


Art. 22. Die Aktie iſt eine Beweisurkunde über die 
Höhe des Betrages, mit welchem ein Aktionär am Geſell⸗ 
ſchaftskapitale betheiligt iſt. 

Art. 23. Jede derartige Urkunde muß die ausdrückliche 
Bezeichnung „Aktie“ enthalten?“). 

Die Form und der Druck der Aktie wird durch das 
Geſellſchaftsſtatut beſtimmt, welchem auch ein Formular der 
Aktie beizulegen iſt. 

Jede Aktie muß die weſentlichen Beſtimmungen des 
Statuts enthalten. 

Art. 24. Jeder Zeichner iſt verpflichtet, rechtzeitig den 
vollen Betrag ſeiner Aktien einzuzahlen; wenn er die Ein⸗ 
zahlung unterläßt, iſt er der Geſellſchaft ſtatutengemäß 
haftbar °°). 

Art. 25. Für die Verpflichtungen der Geſellſchaft haftet 
der Aktionär bis zum Nennwerth der Aktie, wenn und in⸗ 
ſoweit dieſelbe nicht eingezahlt worden? ). 


Art. 26. Die Ausgabe von Aktien darf vor der voll⸗ 
un Einzahlung derfelben nicht erfolgen. 
Theilzahlungen erfolgen gegen Quittungen, und wenn 
10 Prozent des Nominalbetrages eingezahlt ſind, ſo werden 
Interimsaktien ausgegeben. 
Interimsaktien und Einzahlungsquittungen müſſen auf 
den Namen lauten °°). 


Art. 27. Neue Aktien dürfen nicht ausgegeben werden, 
ſolange nicht die alten voll eingezahlt find ). 

Neue Aktien, welche vor vollſtändiger Einzahlung der 
alten etwa ausgegeben werden ſollten, haben keine rechtliche 
Giltigkeit, und ihre Emittenten find, außer der fie treffen: 
den ſtrafrechtlichen Verantwortung (Kapitel XXV des Straf: 
geſetzbuches), ſolidariſch mit ihrem ganzen Vermögen haftbar. 

Art. 28. Die Inhaberaktie wird durch einfache Ueber⸗ 
gabe auf einen Anderen übertragen“). 


34) Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften § 14. 
35) HGB. $ 181. 

36) HGB. § 218. 

37) HGB. $ 211. 

38) Art. 2. a § 179. 

39) HGB. § 278. 

40) CH Aktiengeſellſchaften § 222 Anm. 1. Lehmann 

a. a. O. S. 202 ff. 
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Art. 29. Die auf den Namen lautenden und die In⸗ 
terimsaktien werden auf einen Dritten übertragen durch die 
Unterſchrift des Inhabers auf der Rückſeite, Interimsaktien 
auch durch Eintragung in das Aktienbuch, unter Angabe des 
Vor: und Zunamens, Wohnortes und des Berufes des Er- 
werbers +1). 

Wenn der Cedent einer Aktie den Ceſſionsakt nicht 
unterzeichnen kann oder darf, ſo kann eine Ceſſion nur unter 
Zuziehung der Behörden ſtattfinden. 

Art. 30. Der Geſellſchaft gegenüber hat die Ueber⸗ 
tragung von auf Namen lautenden oder von Interimsaktien 
vom Tage der Anzeige an rechtliche Wirkung, vorausgeſetzt, 
daß nicht das Statut eine Genehmigung der Geſellſchaft hierzu 
vorſchreibt, in welchem Falle die Uebertragung vom Tage 
der Genehmigung an gilt. Die letztere erfolgt in Gemäßheit 
des Statuts *?). 


Art. 31. Die Aktiengeſellſchaft muß ein beſonderes 
Aktionär⸗ und Aktienbuch haben, in welchem zu verzeich⸗ 
nen ſind: 

a) ſämmtliche Aktien oder Interimsaktien unter Angabe 
des Vor⸗ und Zunamens, Wohnorts und Berufs der 
Zeichner beziehungsweiſe Beſitzer; 

b) alle etwaigen Beſitzveränderungen. 

Dieſes Buch iſt in den Geſellſchaftsräumen zur Einſicht 
jedes Aktionärs aufzulegen. 

Art. 32. Keine Aktiengeſellſchaft darf ihre eigenen 
Aktien kaufen oder dieſelben unter dem Nennwerthe beleihen. 
Ausgenommen iſt nur der Fall, wo die Geſellſchaft eine 
Verringerung des Aktienkapitals beſchließt“ ?). Alsdann 
darf die Geſellſchaft ihre Aktien kaufen (Art. 90), muß ſie 
jedoch zur Tilgung bringen und in ihrem Archive auf⸗ 
bewahren“). 

Wenn die Vorſtandsmitglieder dieſer Vorſchrift zuwider⸗ 
handeln, ſo bleiben ſie den Geſellſchaftsgläubigern mit ihrem 
ganzen Vermögen ſolidariſch verhaftet. 


Art. 33. Die Aktionäre haben einen der Anzahl ihrer 
Aktien entſprechenden Antheil am Geſellſchaftsvermögen; 


41) HGB. § 222. 
42) HGB. § 223. 
43) SOB. § 226. 
44) HBG. 88 227, 296. 
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während der Dauer der Geſellſchaft können ſie die einge⸗ 
zahlten Beträge nicht zurückfordern. 

Die Aktionäre können keinen Anſpruch auf beſtimmte 
Zinſen erheben, ſondern haben verhältnißmäßigen Antheil 
an dem nach Abſchluß der Jahresbilanz und Abzug des 
ſtatutenmäßig für den Reſervefonds und etwaige Tantiemen 
beſtimmten Prozentſatzes fih ergebenden Reingewinn! ). 

Wenn durch frühere Verluſte der eingezahlte Betrag 
des geſellſchaftlichen Grundkapitals vermindert werden ſollte, 
ſo wird eine Vertheilung des Gewinnes unter die Aktionäre 
1 nicht erfolgen, bis dieſe Kapitalsverminderung er⸗ 
etzt iſt. 

Art. 34. Die Aktionäre ſind in keinem Falle ver⸗ 
pflichtet, mehr als den Nennbetrag der Aktie zu bezahlen *°). 


Art. 35. Die Aktionäre ſind zur Entrichtung der Ein⸗ 
zahlungen auf die Aktien verpflichtet, wenn ſie gemäß den 
Beſtimmungen des Statuts hierzu aufgefordert werden. 

Der Aktionär, welcher eine Einzahlung nicht rechtzeitig 
leiſtet, muß auch die ſtatutenmäßig beſtimmten Zinſen zahlen. 
Ebenſo können durch das Geſellſchaftsſtatut Konventional⸗ 
ſtrafen für diejenigen feſtgeſetzt werden, welche nicht recht⸗ 
zeitig ihre Einlagen entrichten, und es können Fälle vor⸗ 
geſehen werden, in denen der Aktionär alle ihm zuſtehenden 
Rechte verliert. 

Jedoch kann ein Aktionär ſein Recht nicht verlieren, 
wenn die Aufforderung zur Einzahlung nicht wenigſtens 
dreimal in den vorgeſchriebenen Zeiträumen und in dem 
ſtatutenmäßig beſtimmten Blatte ſowie in der Amtszeitung, 
und zwar das letzte Mal mindeſtens dreißig Tage vor dem 
Einzahlungstermine, bekannt gemacht worden iſt! ). 


Art. 36. Der Aktionär bleibt für die Geſellſchafts⸗ 
verbindlichkeiten auch dann verhaftet, wenn er nach dem 
vorhergehenden Artikel das Recht auf die Aktie wegen nicht 
rechtzeitiger Einzahlung verloren hat, und zwar in Höhe des 
Geſammtnennwerthes der in ſeinem Beſitz befindlichen Aktien 
bis zur Veröffentlichung der Bilanz, falls dieſelbe mit einem 
Aktivſaldo abſchließt. Schließt dieſelbe aber mit einem 
Paſſivſaldo ab, fo haftet er für den Fehlbetrag nach Ver: 
hältniß feiner Aktien! “). 


45) HGB. $$ 213, 218; vgl. oben Anm. 21 zu Art. 8. 
46) HGB. SS 211. 212. Vgl. Anm. 21. 
47) HGB. $ 218 ff. 
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IV. Vorſtand und Aufſichtsrath. 


Art. 37. Durch den Vorſtand wird die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft jedem Dritten gegenüber vertreten +8). 

Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens drei ſtatuten⸗ 
mäßig gewählten Aktionären“); derſelbe darf nicht mehr 
als zu einem Viertel aus ausländiſchen Staatsangehörigen 
beſtehen. 

Wenn die Zahl der Vorſtandsmitglieder eine ſo geringe 
werden ſollte, daß derſelbe dadurch beſchlußunfähig würde, 
ſo hat der Aufſichtsrath eine Verſammlung einzuberufen, 
behufs Beſetzung der erledigten Poſten im Vorſtande, und 
zwar binnen ſpäteſtens zehn Tagen. 


Art. 38. Zu Mitgliedern des Vorſtands und Aufſichts⸗ 
raths ſowie überhaupt zu beſoldeten und unbeſoldeten Ge⸗ 
ſellſchaftsbedienſteten können Diejenigen nicht gewählt oder 
ernannt werden, welche ſich im Konkurſe befinden oder wegen 
aus Gewinnſucht begangener ſtrafbarer Handlungen oder 
wegen Ueberſchuldung in gerichtlicher Unterſuchung ſtehen 
oder wegen ſolcher ſtrafbaren Handlungen verurtheilt worden 
ſind. Tritt ein ſolcher Umſtand während der Dienſtzeit ein, 
ſo wird das Mitglied bis zur Freiſprechung oder Einſtellung 
der Unterſuchung ſuspendirt °°). 

Art. 39. Die Geſellſchaft hat das Recht, in Gemäßheit 
des Statuts in der Beſetzung des Vorſtands und Aufſichts⸗ 
raths jederzeit Aenderungen vorzunehmen, jedoch unbeſchadet 
des Entſchädigungsanſpruchs, welcher den Mitgliedern der⸗ 
ſelben ſtatutenmäßig oder auf Grund eines beſonderen Ver: 
trags bis zum Tage ihrer Enthebung etwa zuſtehen ſollte >). 

Art. 40. Jedes Mitglied des Vorſtands und Aufſichts⸗ 
raths iſt verpflichtet, bei der Geſellſchaft als Pfand ſoviel 
Aktien zu hinterlegen, als das Statut beſtimmt. Dieſe Aktien 
werden bei der Geſellſchaftskaſſe hinterlegt. 

Die von Vorſtands- und Aufſichtsrathsmitgliedern ſtatuten⸗ 
gemäß als Kaution hinterlegten Aktien dürfen für Niemandes 
Rechnung verkauft noch aus der Geſellſchaftskaſſe entnommen 
EEN ſolange die Mitglieder nicht Entlaſtung erhalten 

aben. 


48) HGB. $ 231. 

49) Vom HGB. geſetzlich nicht erfordert; thatſächlich dürfte bie Eigen- 
ſchaft ſtets vorhanden ſein. 

50) HGB. §§ 243, 248. 

51) HGB. §§ 231, 243. 
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Art. 41. Die Zeichnung der Geſellſchaft geſchieht rechts⸗ 
giltig in der Weiſe, daß die zur Zeichnung der Firma Er⸗ 
mächtigten zu der Firma der Geſellſchaft ihre Unterſchrift 
hinzufügen ö). 

Art. 42. Die Geſellſchaft wird durch die vom Vorſtand 
in ihrem Namen geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und 
verpflichtet 5). 

Die Vorſtandsmitglieder ſind Dritten gegenüber für die 
im Namen der Geſellſchaft eingegangenen Verpflichtungen 
nicht perſönlich haftbar °°). 

Art. 43. Die Zuſtellung von Vorladungen, von ge: 
richtlichen und ſonſtigen amtlichen Urkunden gilt als bewirkt, 
wenn dieſelben einem der Vorſtandsmitglieder in den Ge⸗ 
ſchäftsräumen der Geſellſchaft übergeben worden find >). 


Art. 44. Eide werden im Namen der Geſellſchaft von 
den Mitgliedern des Vorſtands geleiſtet, aber wenn ſie ſich 
auf Geſchäfte beziehen, welche von Geſellſchaftsbedienſteten 
ausgeführt worden ſind, ſo haben ſtatt der Vorſtandsmit⸗ 
glieder dieſe Bedienſteten den Eid zu leiſten. Erforderlichen⸗ 
falls wird das Gericht unter den ihm Benannten die Per⸗ 
jonen beſtimmen, welche den Eid leiſten folen °°). 

Art. 45. Die Mitglieder des Vorſtands ſind der Geſell⸗ 
ſchaft perſönlich und mit ihrem ganzen Vermögen ſolidariſch 
für den Schaden verantwortlich, welcher aus ungeſetzlicher 
oder ſtatutenwidriger Ausübung ihrer Obliegenheiten oder 
aus Ueberſchreitung ihres geſetzlichen oder ſtatutenmäßigen 
Geſchäftskreiſes der Geſellſchaft etwa erwachſen ſollten ). 

Da durch die Zeichnung des Vorſtands die Geſellſchaft 
rechtsgiltig verpflichtet wird 5), jo haftet fie Dritten gegen: 
über, wenn auch der Vorſtand die Grenzen ſeines Geſchäfts⸗ 
kreiſes überſchritten hat. ain 


Art. 46. Dieſe Verantwortlichkeit trägt dasjenige Bor- 
ſtandsmitglied nicht, welches ſogleich gegen den Beſchluß und 
die Anordnung des Vorſtands proteſtirt und ſeinen Proteſt 


52) HGB. 88 oe 232, 233. 

53) B. GB. § 164. 

54) CPO. § 171. 

55) CPO. $ 474. 

56) HGB. § 241. 

57) Aus dieſer Beſtimmung und Art. 37 dürfte eine Uneinſchränkbar⸗ 
keit in der Vertretungsmacht Dritten gegenüber zu entnehmen ſein, 
wie im HGB. § 235; abweichend im engliſchen Recht. Oben ©. 533. 
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dem Aufſichtsrathe ſchriftlich zugeſtellt hat, oder welches 
an der die Geſellſchaft ſchädigenden Handlung nicht theil⸗ 
genommen hat. 

Art. 47. Der Vorſtand kann, wenn es nicht wider 
das Geſellſchaftsſtatut oder einen Beſchluß der General⸗ 
verſammlung verſtößt, mit Genehmigung des Aufſichtsraths 
einen Bevollmächtigten (Prokuriſten) beſtellen und mit Füh⸗ 
rung der Geſchäfte ſowie mit der Vertretung der Geſellſchaft 
beſondere Bedienſtete oder andere Perſonen betrauen. Der 
Umfang des Wirkungskreiſes wird durch eine Vollmacht be- 
ſtimmt °?). 

Art. 48. Der Aufſichtsrath beſteht aus wenigſtens drei 
Aktionären und wird gemäß dem Statut gewählt. Die ein⸗ 
zelnen Mitglieder können jedoch wiedergewählt werden ). 

Art. 49. Der Aufſichtsrath iſt verpflichtet, die geſammte 
Thätigkeit des Vorſtands zu überwachen, Auskunft über den 
Geſchäftsbetrieb zu verlangen, zu jeder Zeit von den Büchern, 
ſämmtlichen Schriftſtücken, Portefeuilles und dem Kaſſen⸗ 
ſtande Einſicht zu nehmen, die Monats- und Jahresbilanzen 
nebſt Vorſchlägen über die Vertheilung des Reingewinnes 
zu prüfen und über Alles der Generalverſammlung Bericht 
zu erftatten °°). 

Die Generalverſammlung kann ohne Bericht des Auf: 
ſichtsraths keinen Beſchluß über den Reingewinn faſſen noch 
die Bilanz genehmigen °°). 

Der Aufſichtsrath ift berechtigt, die Generalverſammlung 
jederzeit einzuberufen, wenn er es im Intereſſe der Geſellſchaft 
für erforderlich erachtet“). 

Art. 50. Die Mitglieder des Aufſichtsraths und Bor: 
ſtands find ſolidariſch und mit ihrem ganzen Vermögen ver- 
antwortlich, wenn mit ihrem Wiſſen und ohne ihren Proteſt: 

1. die Einlagen den Aktionären zurückerſtattet worden 
ſind (Art. 33); 

2. wenn die Geſellſchaft ihre eigenen Aktien gekauft oder 
beliehen hat (Art. 32); 

3. wenn, entgegen den Beſtimmungen dieſes Geſetzes, 
Zinſen oder Reingewinn vertheilt worden find (Art. 33); 


58) HGB. § 238. 

59) Oben Anm. 16. Die Aktionäreigenſchaft erfordert das HGB. nicht, 
thatſächlich dürfte ſie ſtets vorhanden ſein. 

60) Art. 50 Abſ. 2. HGB. §§ 241, 246, 249. 
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4. wenn die Ausgabe der Aktien vor ihrer völligen Cin- 
zahlung erfolgt iſt (Art. 26); 

. wenn, entgegen den Beſtimmungen der Artikel 86 und 
90 des gegenwärtigen Geſetzes, das Geſellſchaftsvermögen 
getheilt oder das Grundkapital der Geſellſchaft ver⸗ 
mindert worden iſt. 

Außerdem ſind die Mitglieder des Aufſichtsraths mit 

ihrem ganzen Vermögen ſolidariſch verantwortlich für den 

durch Vernachläſſigung ihrer Obliegenheiten aus Artikel 49 

des gegenwärtigen Geſetzes erwachſenen Schaden 5). 


Art. 51. Wenn die Aktiengeſellſchaft es in ihrem In⸗ 
tereſſe findet, einen Prozeß gegen die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtands oder Aufſichtsraths anzuſtrengen, ſo wird in dieſem 
Falle die Generalverſammlung Spezialbevollmächtigte auf— 
ſtellen 2). 

Iſt jedoch die Generalverſammlung, nachdem ſie die An⸗ 
ſtrengung des Prozeſſes beſchloſſen hat, aus irgend einem 
Grunde an der Wahl der Bevollmächtigten behindert, ſo 
kann das Gericht Bevollmächtigte aufſtellen auf den Bor: 
ſchlag auch nur eines Aktionärs, welcher den Nachweis 
des obenerwähnten Generalverſammlungsbeſchluſſes zu er: 
bringen hat. 

Art. 52. Jeder Aktionär iſt berechtigt, auf ſeine Koſten 
dem gegen die Mitglieder des Vorſtands oder Aufſichtsraths 
zu führenden Prozeſſe ſich anzuſchließen. 

Art. 53. Aktionäre, deren Aktien mindeſtens ½ des 
Geſellſchaftskapitals darſtellen, können einen oder mehrere 
Bevollmächtigte behufs Führung des Prozeſſes gegen die 
Mitglieder des Vorſtands oder Aufſichtsraths beſtellen, jedoch 
wird hierdurch das Recht jedes Aktionärs, den Prozeß per— 
ſönlich und im eigenen Namen zu führen, nicht berührt °°). 

Art. 54. Ein Mitglied des Vorſtands kann nicht gleich— 
zeitig auch Mitglied des Aufſichtsraths fein “)). 

Art. 55. Die Mitglieder des Vorſtands und Aufſichts— 
raths ſowie die Geſellſchaftsbedienſteten können keine Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber der Geſellſchaft eingehen. 


61) HGB. § 249. 
62) HGB. $$ 268—276. 
63) HGB. § 269. 
64) HOB. § 248. 
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V. Verſammlung der Aktionäre (Generalverſammlung) ©5). 


Art. 56. Die Verſammlungen ſind ordentliche und 
außerordentliche. 

Die ordentliche Verſammlung muß vom Vorſtande nach 
Ablauf jedes Jahres einberufen werden, und zwar an dem 
Orte, wo die Geſellſchaft ihren Hauptſitz hat““), ſpäteſtens 
aber in den erſten vier Monaten des nächſtfolgenden Jahres. 
Eine längere Friſt, und zwar höchſtens eine ſolche von 
zwei Monaten, kann nur der Volkswirthſchaftsminiſter be⸗ 
willigen. 

Eine außerordentliche Verſammlung wird einberufen 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes und in Gemäßheit der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, die Einberufung der Ver⸗ 
ſammlung in der Amtszeitung mindeſtens drei Mal und 
wenigſtens dreißig Tage vor dem für die Verſammlung 
feſtgeſetzten Termine — gerechnet vom Tage der erſten Be— 
kanntmachung — zu veröffentlichen. In die Aufforderung 
iſt ſtets auch die Tagesordnung aufzunehmen. 

Beſchlüſſe der Verſammlung über Fragen und Vor⸗ 
ſchläge, welche in der Tagesordnung nicht enthalten ſind, 
haben keine Giltigkeit; ausgenommen hiervon iſt ein 
etwaiger Beſchluß über Einberufung einer weiteren Ver— 
ſammlung 67. 

Nähere Beſtimmungen über die Einberufung von Ber: 
ſammlungen wird das Geſellſchaftsſtatut enthalten. 


Art. 57. Der Vorſtand hat den Volkswirthſchaftsminiſter 
wenigſtens vierzehn Tage vorher von dem Tage der General⸗ 
verſammlung zu verſtändigen. 

Der Volkswirthſchaftsminiſter ernennt einen Spezial⸗ 
kommiſſar, welcher der Verſammlung beizuwohnen und darauf 
zu achten hat, daß deren Thätigkeit in Uebereinſtimmung mit 
den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ſich halte. 


Art. 58. Der Vorſtand hat ſämmtliche Aktionäre, welche 
erklärt haben, an der Verſammlung theilnehmen zu wollen, 
in ein beſonderes Verzeichniß einzutragen. In dieſem iſt zu 


65) HGB. §§ 250—259. 

66) Entſcheidung des Reichsgerichts vom 10. Juli 1898 in Hold⸗ 
heim's Wochenſchrift 1898 S. 231. Keyßner, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften zu $ 253 Anm. 1. 

67) HGB. § 256. 
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vermerken, wieviel Stimmen ein angemeldeter Aktionär auf 
Grund der von ihm hinterlegten Aktien hat (Art. 59). Das 
Verzeichniß wird wenigſtens drei Tage vor dem Zuſammen⸗ 
tritt der Verſammlung abgeſchloſſen, durch die Zeichnung 
der Firma beglaubigt und ſodann zur Einſicht der Aktionäre 
aufgelegt £8). 


Art. 59. Der Vorſtand hat auf Grund der Ber 
ſcheinigungen, welche er den Aktionären bei ihrer Einzeich⸗ 
nung zur Theilnahme an der Verſammlung, nach Maßgabe 
der von ihnen hinterlegten Aktien, ausgefolgt hat, ein Ver⸗ 
zeichniß der erſchienenen Aktionäre anzufertigen, in welchem 
für jeden beſonders die Zahl der Aktien und damit auch 
die der Stimmen bezeichnet wird. Nach vorgängiger Feſt⸗ 
ſtellung des Vorhandenſeins der zur rechtsgiltigen Verhand- 
lung ſtatutengemäß erforderlichen Anzahl kann die Verſamm⸗ 
lung eröffnet werden. 


Art. 60. Das nach Artikel 59 zuſammengeſtellte Ver⸗ 
zeichniß der Aktionäre haben die Unterzeichner des Protokolls 
und der Staatskommiſſar zu beglaubigen, worauf es dem 
vom Kommiſſar ebenfalls zu beglaubigenden Protokolle über 
die Verſammlung beigelegt wird. Das Original dieſes 
Protokolls wird im Geſellſchaftsarchive aufbewahrt und jedem 
Aktionär auf ſeinen Antrag zur Einſicht vorgelegt, während 
beglaubigte Abſchriften deſſelben an das zuſtändige Gericht 
und den Volkswirthſchaftsminiſter zu ſenden ſind. 


Art. 61. Wenn der Vorſtand die ordentliche General⸗ 
verſammlung nicht binnen der ſtatutenmäßigen Friſt ein⸗ 
berufen ſollte, jo können die ½s der Geſammtzahl der Aktien 
vertretenden Aktionäre vom Volkswirthſchaftsminiſter die Ein⸗ 
berufung der Verſammlung verlangen °°). 

Der Miniſter wird die Einberufung der Verſammlung 
bewilligen, wenn die Einberufenden die obige Zahl von Aktien 
beim Volkswirthſchaftsminiſterium oder an einer anderen, 
vom Miniſter bezeichneten Stelle hinterlegen. 


Art. 62. Der Vorſtand der Aktiengeſellſchaft iſt ver: 
pflichtet, auf den Antrag von Aktionären, deren Aktien min⸗ 
deſtens / 0 des Geſellſchaftskapitals darſtellen ““), binnen drei 


68) HGB. $ 259. 
69) HGB. § 254. 
70) HGB. $ 254. 
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Tagen eine außerordentliche Verſammlung einzuberufen ‘!); 
in das Einberufungsſchreiben ift die Tagesordnung aufzu: 
nehmen. Jedoch darf die Einberufung der Verſammlung 
nicht auf eine längere Friſt als zehn Tage erſtreckt werden. 

Wenn der Vorſtand binnen dieſer Friſt die außerordent⸗ 
liche Verſammlung nicht einberuft, ſo hat der Aufſichtsrath 
ſie binnen drei Tagen einzuberufen, und wenn auch er dies 
unterläßt, ſo können die Aktionäre es thun, wenn ſie die 
n des Artikels 61 des gegenwärtigen Geſetzes er: 
üllen. 


Art. 63. Nur die Generalverſammlungen der Aktionäre 
können berathen und beſchließen über: 


1. die Wahl des Vorſtandes “?) und Aufſichtsraths ““) 
und Ertheilung der Entlaſtung an dieſe ““); 
die Rechnungen, die Bilanz und Gewinnvertheilung 7°); 
die Vereinigung der Geſellſchaft mit anderen Geſell— 
haften '°); 
den Abſchluß von Verträgen mit einer anderen Ge: 
ſellſchaft behufs Zuſicherung gegenſeitiger Vortheile 
(Kartellverträge); 
5. Verminderung oder Erhöhung des Grundkapitals“); 
6. die Auflöſung der Geſellſchaft und die Wahl von 
Liquidatoren; und ſchließlich““) 
7. Aenderung des Geſellſchaftsſtatuts 7°). 
Außerdem können durch das Statut auch noch andere 
Gegenſtände der ausſchließlichen Berathung und Beſchluß— 
faſſung der Generalverſammlung vorbehalten werden. 


Art. 64. Die Generalverſammlung kann eine Erhöhung 
des Grundkapitals vor vollſtändiger Einzahlung deſſelben 
nicht beſchließen ). 


> WH 


71) Das HGB. hat keine rift beſtimmt, diefelbe ift nach dem Einzel: 
fall zu beurtheilen; Eifer, Aktiengeſellſchaſt zu § 254 Anm. 8. 

72) Nach HGB. auch anderweit ſtatthaft, SS 182, 196. 231. Keyß⸗ 
ner zu § 182 Anm. 4. „„ one Kommentar zum 
g zu Art. 182 Nr. 9 

73) HGB. § 243. 

74) HGB. Ss, 205, 253, 260. 

75) HGB. § 260. 

76) HOB § 305. 

77) HGB $$ 278 ff. 

78) HGB § 292. 

79) HGB. § 274. 

80) HGB. § 278. 
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Art. 65. In der Generalverſammlung gibt der Beſitz 
von je drei Aktien das Recht auf eine Stimme 8). 

Das Statut kann den Höchſtbetrag von Stimmen feſt⸗ 
ſetzen, welche einem im Beſitz einer größeren Zahl Aktien 
befindlichen Aktionär zuſtehen £1). 

Aber kein Aktionär darf über zehn Stimmen haben, 
wie viele Aktien immer er beſitzen möge !). 


Art. 66. Der Aktionär kann an der Generalverſamm⸗ 
lung perſönlich theilnehmen und ſtimmen oder einen anderen 
Aktionär hierzu bevollmächtigen, aber nur Einen für alle 
ſeine Aktien. Andererſeits kann aber auch ein Aktionär nicht 
mehr als einen anderen Aktionär vertreten, ausgenommen 
diejenigen Aktionäre, deren natürlicher Vertreter er iſt 8). 

Juriſtiſche Perſonen werden, wenn fie Aktionäre find, 
durch ihre Vorſtände vertreten. 


Art. 67. Die Generalverſammlung beſchließt im All⸗ 
gemeinen mit Stimmenmehrheit). 

Damit ſie beſchlußfähig ſei, muß mindeſtens ein Viertel 
des Geſellſchaftskapitals vertreten ſein. 

Sollte aber ein ſolcher Theil des Geſellſchaftskapitals 
nicht vertreten ſein, ſo iſt binnen ſpäteſtens zehn Tagen eine 
abermalige Verſammlung einzuberufen, und dieſe beſchließt 
rechtsgiltig, ohne Rückſicht auf den in ihr vertretenen Bruch⸗ 
theil des Geſellſchaftsvermögens. 


Art. 68. Wenn die Geſellſchaft aufgelöſt oder fort⸗ 
geführt oder der Zweck des Unternehmens geändert werden 
ſoll, ſo muß in der Generalverſammlung mindeſtens die 
Hälfte der Geſellſchaftsaktien vertreten ſein, und für die 
Aenderung müſſen mindeſtens drei Viertel der Stimmen 
abgegeben werden. 

Beſchlüſſe über Abänderungen und Ergänzungen des 
Statuts können gefaßt werden, wenn in der Verſammlung 
mindeſtens ein Drittel des Geſellſchaftskapitals vertreten iſt 
und zugleich die abſolute Mehrheit der erſchienenen Aktionäre 
dafür ſtimmt €+). 


81) HGB. § 252. Betreffend Vertheilung ſeiner Aktien durch einen 
Großaktionär val. Keyßner, Aktiengeſellſchaften zu §252 Anm. 3; 
Pinner, e zu § 252 Bem. VII. 

82) HGB. § 2 

83) HGB. $ SE 

84) HGB. § 275. 
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Solche Beſchlüſſe können aber nur mit Genehmigung 
des Volkswirthſchaftsminiſters zur Ausführung gelangen. 

Eine Abſchrift der genehmigten Abänderungen und Er⸗ 
gänzungen des Statuts betreffs der Fortführung oder Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft hat der Vorſtand binnen ſpäteſtens 
zehn Tagen dem zuſtändigen Gerichte zur Veröffentlichung 
einzuſenden. 


Art. 69. Beſchließt die Generalverſammlung eine 
Aenderung des Unternehmens, ſo iſt die Geſellſchaft ver— 
pflichtet, den mit dieſer Aenderung nicht einverſtandenen 
Aktionären ihre Aktien auszuzahlen. 


VI. Die Bilanz. 


Art. 70. Jeder ordentlichen, jährlichen Generalver⸗ 
ſammlung hat der Vorſtand nebſt dem Geſchäftsbericht auch 
eine Bilanz mit Gewinn- und Verluſtberechnung vorzu— 
legen 8°). 

Dieſe Schlußrechnungen und die Bücher werden min— 
deſtens einmal jährlich abgeſchloſſen. 


Art. 71. Bei Aufſtellung der Bilanz hat der Vorſtand 
nach folgenden Vorſchriften zu verfahren £7): 

1. Jedes bewegliche Vermögensſtück und jede Geſellſchafts⸗ 
forderung ſind in die Bilanz mit demjenigen Werthe 
aufzunehmen, welchen fie am letzten Tage des Geſchäfts⸗ 
jahres haben, und die Immobilien nach dem An: 
ſchaffungswerthe. Wenn jedoch der Werth der Im— 
mobilien aus irgend welchen Gründen geſunken ſein 
ſollte, ſo wird der Aufſichtsrath drei Sachverſtändige, 
welche nicht Aktionäre ſind, zur Abſchätzung der Im— 
mobilien ernennen, und der ſo ermittelte Werth iſt 
in die Bilanz einzutragen; 

. Werthpapiere werden zum Kurſe des letzten Tages im 
Geſchäftsjahre eingetragen; 

3. zweifelhafte Forderungen werden zu dem nach den 
jeweiligen Verhältniſſen wahrſcheinlichen Werthe ein— 
getragen, und uneinbringliche Forderungen werden 
überhaupt nicht in die Bilanz aufgenommen; 


bo 


85) Dem HGB. unbekannt; erſchwerte Mehrheit HGB. § 275 Abi. 2. 
86) HGB. § 260. 
87) Mehrfach abweichend HGB. § 261. 
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4. ſämmtliche Verwaltungskoſten werden als Ausgabe in 
die Jahresrechnung eingeſtellt, und die Koſten der erſten 
Einrichtung durch Abſchreibung innerhalb eines im 
Statut zu beſtimmenden Zeitraums getilgt; 

5. die Summe des Grundkapitals ſowie die des ſtatuten⸗ 
mäßigen Reſervefonds werden unter die Paſſiva auf⸗ 
genommen; 

6. der aus der Vergleichung der Geſammtaktiva und 
Paſſiva ſich ergebende Gewinn oder Verluſt iſt be⸗ 
ſonders am Schluß der Bilanz zu vermerken. 


Art. 72. Der Vorſtand muß die Bilanz wenigſtens 
einen Monat vor dem Zuſammentritt der Generalverſamm⸗ 
lung aufſtellen. 


Art. 73. Der Auſſichtsrath wird die Schlußrechnungen, 
die Bilanz und die Gewinn- und Verluſtberechnung prüfen, 
ſie beglaubigen und hierüber der Generalverſammlung Be⸗ 
richt erſtatten (Art. 49) 88). 

Jedoch kann die Generalverſammlung zur Prüfung der 
Bilanz und Rechnungen noch beſondere Reviſoren ernennen. 

In dieſem Falle wird die Generalverſammlung vertagt. 

Die zu dieſem Behufe niedergeſetzten Reviſoren ſind 
befugt, nicht bloß in die Bücher und Inventare Einſicht zu 
nehmen und die Bilanz damit zu vergleichen, ſondern auch 
den Kaſſenſtand und die auf das Kaſſenweſen bezüglichen 
Urkunden einer Prüfung zu unterziehen, ſowie vom Vorſtand 
die nöthigen Aufklärungen zu verlangen 8°). 


Art. 74. Zu Reviſoren können Aktionäre und Nicht⸗ 
aktionäre gewählt werden. Aber keinesfalls können zu Re- 
viſoren Perſonen gewählt werden, welche im Dienſte der 
Geſellſchaft ſtehen oder denen die Ausführung irgend eines 
Geſchäfts für die Geſellſchaft anvertraut iſt, oder endlich die 
in näherer Verwandtſchaft zu Mitgliedern des Vorſtandes 
und Aufſichtsrathes ſtehen (Art. 53 der Civilprozeßordnung). 


Art. 75. Der Volkswirthſchaftsminiſter kann jederzeit 
beſondere Delegirte zur Prüfung der Bilanz und überhaupt 
des Standes und der Thätigkeit der Geſellſchaft entſenden. 
Außerdem wird der Volkswirthſchaftsminiſter dann ſolche 
Delegirte entſenden, wenn der Aufſichtsrath oder die Aktionäre, 


88) GGV. § 246. 
89) HGB. §§ 266 ff. 
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deren Aktien den 20. Theil des Geſellſchaftskapitals darſtellen, 
dies beantragen. 
Die Delegirten haben alle Rechte der Reviſoren (Art. 73). 


Art. 76. Die Bilanz neben dem Bericht des Auſſichts⸗ 
raths oder der Reviſoren wird gedruckt und iſt ſpäteſtens 
acht Tage vor Zuſammentritt der Generalverſammlung in 
den Geſchäftsräumen der Geſellſchaft zur Einſicht aufzulegen. 
Am Verſammlungstage ſelbſt iſt ſie am Orte, wo die Ver⸗ 
ſammlung abgehalten wird, zur Einſicht aufzulegen? ). 

Art. 77. Die von der Generalverſammlung genehmigte 
Bilanz hat der Verwaltungsrath binnen ſpäteſtens 14 Tagen 
nach der Verſammlung bekannt zu geben. 


Art. 78. Jeder Aktionär iſt berechtigt, auf ſeine Koſten 
eine Abſchrift der Bilanz, der Gewinn- und Verluſtberechnung, 
ſowie der Berichte des Vorſtandes, Aufſichtsrathes und der 
Reviſoren zu verlangen. 


Art. 79. Sobald es ſich nach der Bilanz herausſtellt, 
daß die Hälfte des Geſellſchaftskapitals verloren und keine 
Möglichkeit vorhanden ift, dieſen Fehlbetrag aus dem Reſerve⸗ 
fonds °!) zu ergänzen, ift der Vorſtand verpflichtet, ſofort 
eine Generalverſammlung einzuberufen behufs Beſchlußfaſſung 
darüber, ob die Geſellſchaft liquidiren oder ihren Betrieb 
fortſetzen ſoll. Sollte die Verſammlung dennoch die Fort— 
führung der Geſellſchaft beſchließen, ſo kann der Volks— 
wirthſchaftsminiſter die Auflöſung der Geſellſchaft anordnen. 
Hiervon hat er das zuſtändige Gericht in Kenntniß zu ſetzen 271. 

Wenn jedoch aus den Rechnungen der Geſellſchaft ſich 
ergibt, daß die Aktiven der Geſellſchaft zur Deckung der 
Schulden nicht hinreichen, ſo hat der Vorſtand ſofort das 
zuſtändige Gericht behufs Einleitung des Konkursverfahrens 
zu verſtändigen ). 


VII. Der Reſervefonds °°). 


Art. 80. Jede Geſellſchaft muß ihren zur Deckung der 
Verluſte beſtimmten Reſervefonds haben. 


90) HGB. 8 268. 

91) Art. 80. 

92) HGB. § 240. 

93) HGB. §§ 213, 261, 262, 329. Keyßner, Die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften (1873) § 12. Coſack, Handelsrecht S. 659. Gareis, 
Handelsrecht S. 351. Lehmann, Aktienrecht S. 160. Pollitzer, 
Handelsrecht S. 256. 
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7 oe Fonds wird aus den ftatutenmäßigen Einnahmen 
gebildet. 

Das Kapital des Reſervefonds muß in Serbiſchen Staats⸗ 
papieren und anderen inländiſchen, ſicheren und dauernd 
zinstragenden Werthen angelegt werden. 

Die Zinſen des Reſervefonds werden zu deſſen Ver⸗ 
ſtärkung verwendet. 


VIII. Auflöſung der Geſellſchaft“ )). 


. 81. Die Aktiengeſellſchaft wird aufgelöſt: 

durch Ablauf der im Statut beſtimmten Zeit; 

durch Beſchluß der Generalverſammlung (Art. 68); 

durch Verfügung des Volkswirthſchaftsminiſters 
(Art. 79); 

durch Eröffnung des Konkurſes (Art. 79); 

durch Verſchmelzung mit einer anderen Geſellſchaft 
(Art. 89); und 

6. durch Herabſinken der Zahl der Aktionäre auf 

weniger als zehn. - 

Art. 82. Wenn die Geſellſchaft auf Grund von Ziffer 1, 
2, 3 und 6 des Art. 81 des gegenwärtigen Geſetzes aufgelöft 
wird, ſo hat der Vorſtand auch das zuſtändige Gericht hier— 
von zu verſtändigen. Das Gericht wird die Auflöſung der 
Geſellſchaft dreimal nacheinander in der Amtszeitung bekannt 
machen und die Gläubiger auffordern, bei der Geſellſchaft 
binnen ſechs Monaten, vom Tage der letzten Bekanntmachung 
an, ihre Forderungen anzumelden? ). 

Gleichzeitig hat der Vorſtand der Geſellſchaft deren 
Auflöſung durch die Zeitungen bekannt zu machen. 

Außerdem werden noch die aus den Büchern oder ſonſt 
bekannten Gläubiger zur Anmeldung ihrer Forderungen auf— 
gefordert. Sollte ſich einer derſelben nicht melden, ſo wird 
ſein Guthaben bei Gericht hinterlegt. 

Dies gilt auch für alle beſtrittenen Forderungen, aus— 
genommen den Fall, wo die Theilung des Geſellſchafts— 
vermögens bis zur Beendigung des Rechtsſtreites ausgeſetzt 
wird, oder die Gläubiger, deren Forderungen beſtritten werden, 
keine Sicherheit haben °°). 


CO ID — . 


G 
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Art. 83. Bei Auflöſung der Geſellſchaft hat deren 
Liquidation zu erfolgen, ausgenommen in den Fällen der 
Ziffern 4 und 5 des Artikels 81. 

Zur Vornahme der Liquidation beſtimmt die General: 
verſammlung einen Ausſchuß von wenigſtens drei Perſonen. 

Falls die Generalverſammlung dies unterläßt, ſo beſtellt 
das Gericht die Liquidatoren, wenn auch nur ein Aktionär 
es beantragt“). 

Zu Liquidatoren können beftellt werden: Mitglieder des 
Vorſtandes und Aufſichtsrathes, Aktionäre oder Nichtaktionäre. 
Die Generalverſammlung oder das Gericht kann jederzeit 
einen Wechſel der Liquidatoren eintreten laſſen, wenn dieſelben 
ihren in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſehenen Obliegen⸗ 
heiten nicht gehörig nachkommen. 

Der Vorſtand und Aufſichtsrath bleiben bis zu beendeter 
Liquidation Organe der Geſellſchaft. Aber von dem Tage der 
Beſtellung des Liquidationsausſchuſſes an kann der Vorſtand 
in keinem Falle die Geſellſchaft vertreten °°). 


Art. 84. Der Vorſtand iſt gehalten, die beſtellten 
Liquidatoren beim zuſtändigen Gerichte binnen ſpäteſtens drei 
Tagen anzumelden, und hierzu iſt er auch dann verpflichtet, 
wenn er ſelbſt mit Vornahme der Liquidation betraut wird. 
Die Liquidatoren haben perſönlich vor dem Gerichte ihre 
Unterſchrift abzugeben oder ſie demſelben beglaubigt einzu— 
ſenden. Auf die Beſchwerde auch nur eines Aktionärs kann 
das Gericht, wenn triftige Gründe hierfür vorliegen, einen 
Liquidator entfernen und an ſeiner Statt einen anderen 
ernennen. 

Wenn einer der Liquidatoren an der Durchführung der 
Liquidation behindert ſein ſollte, ſo hat der Vorſtand dies 
dem zuſtändigen Gerichte anzuzeigen, welches einen anderen 
für dieſen Poſten ernennen wird. 

Die Namen der Liquidatoren hat der Vorſtand ſtets in 
der Amtszeitung zu veröffentlichen 10. 


Art. 85. Dem Liquidationsausfhuß liegen folgende 
ous D) 


97) 568. $ 294. 
98) HGB. § 295. 
99) HGB. § 295. 
100) HGB. § 296. 
101) HGB. SS 298, 299. 
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1. Er hat die laufenden Geſchäfte zu Ende zu führen, 
die von der aufgelöſten Geſellſchaft eingegangenen 
Verbindlichkeiten zu erfüllen, die ausſtehenden For⸗ 
derungen einzuziehen und das unbewegliche Geſell⸗ 
Ihaftsvermögen flüſſig zu machen 

2. er vertritt die Geſellſchaft gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich; 

3. er ſchließt Vergleiche für die Geſellſchaft ab und 
kann ein Schiedsgericht wählen; 

4. er veröffentlicht alle drei Monate einen Rechenſchafts⸗ 
bericht und nach Beendigung der Liquidation einen 
ſolchen über das Ergebniß ſeiner Thätigkeit. 

Er kann auch neue Geſchäfte eingehen, ſofern dies zum 
Abſchluß der nicht zu Ende geführten erforderlich ſein ſollte. 

Die Liquidatoren können das unbewegliche Geſellſchafts⸗ 
vermögen nur im Wege der öffentlichen Verſteigerung ver: 
äußern. 

Die Beſtimmungen der Art. 41, 56 und 61 gelten auch 
für die Liquidatoren. 

Der Aufſichtsrath überwacht die Thätigkeit des Liqui⸗ 
dationsausſchuſſes. 

Art. 86. Nach Befriedigung aller Geſellſchaftsgläubiger 
und Deckung aller Schulden iſt der Reſt unter die Aktionäre 
nach Maßgabe ihres Aktienbeſitzes zu vertheilen. Dieſe Ver⸗ 
theilung kann erſt nach Ablauf der für die Anmeldung der 
Gläubiger beſtimmten Friſt erfolgen (Art. 82) 1. 


Art. 87. Die Liquidatoren, welche den Beſtimmungen 
der Art. 85 und 86 zuwiderhandeln, ſind mit ihrem ganzen 
Vermögen ſolidariſch für den hierdurch verurſachten Schaden 
verantwortlich. 

Ebenſo ſind auch die Mitglieder des Vorſtandes für den 
durch Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen der Art. 79, 
82 und 84 verurſachten Schaden verantwortlich. 


Art. 88. Nach Beendigung der Liquidation ſind die 
Bücher der Geſellſchaft aus den letzten zehn Jahren bis zum 
Zeitpunkte der Auflöſung der Geſellſchaft dem Handelsgerichte 
und in deſſen Ermangelung dem ordentlichen Gerichte erſter 
Inſtanz zur Aufbewahrung für zehn Jahre zu übergeben. 
Zu dieſen Büchern gehören auch die Korreſpondenz und die 
Inventare. 


102) HGB. §§ 300, 301. 
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Art. 89. Durch Vereinigung mit einer anderen inlän⸗ 
diſchen Aktiengeſellſchaft !03) kann eine Aktiengeſellſchaft nur 
nach vorgängiger Genehmigung des Volkswirthſchaftsminiſters 
aufgelöſt werden. Für dieſen Fall gelten folgende Beſtim⸗ 
mungen: 

1. In der Generalverſammlung muß mindeſtens die 
Hälfte des Geſellſchaftskapitals vertreten ſein, und 
es müſſen mindeſtens drei Viertel der anweſenden 
Aktionäre für die Vereinigung ſtimmen; 

2. die Geſellſchaft muß vorher die Forderungen ihrer 
Gläubiger ſichergeſtellt und die Art der Sicherſtellung 
öffentlich bekannt gemacht haben; 

3. die Geſellſchaft muß dieſe Vereinigung der bisherigen 
Geſellſchaft mit einer anderen oder die Auflöſung 
beim zuſtändigen Gerichte Zwecks Bekanntmachung 
angezeigt haben; 

4. das Vermögen der durch Aufgehen in einer anderen 
Geſellſchaft erlöſchenden Geſellſchaft iſt abgeſondert 
zu verwalten, bis alle Gläubiger dieſer Geſellſchaft 
befriedigt oder ſichergeſtellt find; 

5. das Gericht, welches für die in der anderen Gefell- 
ſchaft aufgehende Geſellſchaft zuſtändig war, bleibt 
auch fernerhin zuſtändig, ſo lange die geſonderte 
Vermögensverwaltung fortdauert. Jedoch wird dieſe 
Verwaltung der Vorſtand derjenigen Geſellſchaft 
führen, in welcher die jetzt erloſchene Geſellſchaft 
aufgegangen iſt; und 

6. der Vorſtand derjenigen Geſellſchaft, in welcher die 
erloſchene Geſellſchaft aufgegangen iſt, iſt perſönlich 
und mit ſeinem ganzen Vermögen ſolidariſch für die 
Folgen einer nicht mit der Sorgfalt eines ordent— 
lichen Geſchäftsmannes geführten Vermögensverwal⸗ 
tung verantwortlich. 


Art. 90 104), Die Geſellſchaft kann ihr Grundkapital 
vermindern, wenn die Generalverſammlung dies beſchließt 
und der Volkswirthſchaftsminiſter es genehmigt. 

Dieſe Verminderung des Grundkapitals kann erfolgen 
durch Kauf und Tilgung von Geſellſchaftsaktien; Befreiung 
von ferneren Einzahlungen; Rückzahlungen in baarem Gelde 
und Herabſetzung des Nennbetrags der Aktie. 


103) HGB. § 308 
104) HGB. Së 227, 288 — 291. 
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Der Volkswirthſchaftsminiſter wird dieſe Verminderung 
des Grundkapitals dann genehmigen, wenn er auf Grund 
der letzten Bilanz die Ueberzeugung gewinnt, daß die Geſell⸗ 
ſchaft auch mit vermindertem Kapitale ihren Verpflichtungen 
nachkommen kann. 


IX. Ausländiſche Aktiengeſellſchaften in Serbien. 


Art. 91. Ausländiſche Aktiengeſellſchaften, welche in 
Serbien durch Zweigniederlaſſungen (Filialen) unter eigener 
Firma Geſchäfte betreiben wollen, müſſen dem Volkswirth⸗ 
ſchaftsminiſter ihr Geſchäftsprogramm und Statut zur Ge- 
nehmigung vorlegen (Art. 95). 


Art. 92. Gleichzeitig mit der Anmeldung iſt die Zweig⸗ 
niederlaſſung (Filiale) verpflichtet, beim Volkswirthſchafts⸗ 
miniſter eine Beſcheinigung darüber einzureichen: 

1. daß die Geſellſchaft ſich nach den Geſetzen ihres 
eigenen Landes konſtituirt und den Geſchäftsbetrieb 
thatſächlich begonnen hat; 

2. daß ſie für ihren Geſchäftsbetrieb in Serbien eine 
Zweigniederlaſſung mit dem Sitz in Serbien er- 
richtet hat; | 

3. daß fie fich verpflichtet hat, für ihren Geſchäftsbetrieb 
in Serbien die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes zu beobachten und daß die Rechtshandlungen 
der Zweigniederlaſſung in Serbien für die Geſell⸗ 
ſchaft verbindlich ſein ſollen; 

4. daß ſie die Zweigniederlaſſung zur vollgiltigen 
Firmenzeichnung ermächtigt hat; 

5. daß ſie in allen Prozeſſen, welche aus den von der 
Zweigniederlaſſung in Serbien abgeſchloſſenen Ge— 
ſchäften etwa entſtehen ſollten, die Zuſtändigkeit der 
Serbiſchen Geſetze und Gerichte anerkennt. 

Außerdem hat die Geſellſchaft anzugeben, welchen Ka⸗ 
pitalabetrag fie für ihren Geſchäftsbetrieb in Serbien an- 
legen will. 

Wo nicht in den von Serbien mit auswärtigen Staaten 
abgeſchloſſenen Verträgen der Grundſatz der Gegenſeitigkeit 
für den Geſchäftsbetrieb von Aktiengeſellſchaften vereinbart 
` it, hat eine die Genehmigung ihres Geſchäftsbetriebes in 
Serbien nachſuchende Aktiengeſellſchaft im Zweifelsfalle nach— 
zuweiſen, wie der Staat, in welchem die Geſellſchaft Ton: 
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ſtituirt iſt, gegen in Serbien konſtituirte Aktiengeſellſchaften 
verfährt. 

Art. 93. Wenn eine Geſellſchaft die Genehmigung des 
Volkswirthſchaftsminiſters erhält, ſo hat ſie unter Beibringung 
dieſer Genehmigung eine Anmeldung beim zuſtändigen Ge— 
richte behufs Eintragung im Handelsregiſter und Veröffent⸗ 
lichung zu machen. Dies hat entſprechend den für die 
Serbiſchen Geſellſchaften giltigen Beſtimmungen zu erfolgen, 
mit der Maßgabe, daß in der Veröffentlichung die Namen 
des Vertreters oder Agenten für Serbien, ſowie die Höhe 
und Art des für den Betrieb in Serbien angelegten Kapitals 
anzugeben iſt. 

Wenn eine ausländiſche Geſellſchaft mehrere Nieder⸗ 
laſſungen (Filialen oder Agenturen) in Serbien errichten 
will, ſo hat ſie dieſelben ſämmtlich beim zuſtändigen Gericht 
anzumelden. 

Art. 94. Ausländiſche Aktiengeſellſchaften haben über 
ihren Geſchäftsbetrieb in Serbien Handelsbücher in Serbiſcher 
Sprache (§§ 8, 9, 10 und 11 des Handelsgeſetzbuchs) und 
in der Dinarwährung zu führen. 

Art. 95. Die Niederlaſſung (Filiale oder Agentur) iſt 
verpflichtet, binnen ſpäteſtens drei Monaten, nachdem die 
Generalverſammlung der von ihr vertretenen Geſellſchaft 
ſtattgefunden hat, beim Volkswirthſchaftsminiſter die Proto— 
kolle über die Generalverſammlung und die Geſellſchaftsbilanz 
ſowie einen Bericht über den Geſchäftsbetrieb in Serbien 
einzureichen. 

Die allgemeine Bilanz ſowie diejenige über den Ge- 
ſchäftsbetrieb in Serbien werden drei Mal hintereinander in 
der Amtszeitung veröffentlicht. 


Art. 96. Die ausländiſche Geſellſchaft haftet für den 
von ihren Vertretern verurſachten Schaden und für jede den 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zuwiderlaufende 
Handlung derſelben. 


Art. 97. Die Beſchlüſſe ausländiſcher Geſellſchaften, 
welche eine Abänderung des Geſellſchaftsunternehmens oder 
die Auflöſung, Liquidation oder die Vereinigung der Gefell- 
ſchaft mit einer anderen betreffen und gemäß den geſetzlichen 
Vorſchriften ihrer Staaten, alſo mit Rechtswirkſamkeit gefaßt 
worden find, auch nicht gegen die Beſtimmungen des gegen- 
wärtigen und der übrigen Serbiſchen Landesgeſetze verſtoßen, 
müſſen von der Niederlaſſung ſpäteſtens binnen drei Monaten, 
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vom Tage des Beſchluſſes an gerechnet, dem Volkswirth⸗ 
ſchaftsminiſter angezeigt und in der Amtszeitung veröffentlicht 
werden. Solche Beſchlüſſe haben für den Geſchäftsbetrieb 
dieſer Geſellſchaften in Serbien Giltigkeit mit dem Tage 
ihrer Genehmigung Seitens des Volkswirthſchaftsminiſters. 


Art. 98. Auf Antrag des Volkswirthſchaftsminiſters 
und in Gemäßheit des Beſchluſſes des zuſtändigen Gerichts 
muß der Geſchäftsbetrieb in Serbien eingeſtellt werden, wenn 
nachgewieſen wird: 

1. daß die Geſellſchaft in ihrer Heimath den Betrieb 
eingeſtellt oder das Verfügungsrecht über ihr Ver⸗ 
mögen verloren hat; 

2. wenn ſie die Beſtimmungen des Art. 92 Ziff. 2 und 
der Art. 93 und 94 nicht beobachtet; 

3. wenn der ausländiſche Staat, in welchem die Ge⸗ 
ſellſchaft ihren Sitz hat, den Grundſatz der Gegen: 
ſeitigkeit gegenüber Serbiſchen Aktiengeſellſchaften 
aufgegeben hat; 

4. wenn gegen die Geſellſchaft oder deren Zweignieder⸗ 
laſſungen (Filialen) in Serbien Erkenntniſſe nicht 
vollſtreckt werden können; und 

5. wenn die Geſellſchaft das für den Geſchäftsbetrieb 
in Serbien angelegte Kapital ganz oder theilweiſe 
reduzirt hat. 

Die Liquidation ausländiſcher Geſellſchaften in Serbien 

darf nur in Serbien und nach den Vorſchriften des gegen: 
wärtigen Geſetzes erfolgen. 


X. Strafbeſtimmungen 15). 


Art. 99. Mit Gefängniß bis zu fünf Jahren und 
gleichzeitig mit Geldſtrafe bis zu 10,000 Dinar werden 
beſtraft: 

1. Die Gründer und Mitglieder des Vorſtandes und 
Aufſichtsrathes, wenn ſie über Umſtände, die ſich 
auf die Zeichnung oder Einzahlung des Grundkapitals 
oder auf die Beſtimmungen der Art. 8, 10, 11 
und 21 des gegenwärtigen Geſetzes beziehen, wiſſent⸗ 
lich falſche Angaben machen; 

2. Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, welche 
dem Gerichte rückſichtlich der Geſellſchaftsverhältniſſe 
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bei der Anmeldung zur Eintragung in das Handels» 
regiſter wiſſentlich falſche Angaben machen (Art. 16); 
und 


| Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, welche 


die Verſammlungsprotokolle abſichtlich unrichtig 
führen. 


Art. 100. Die Mitglieder des Vorſtandes und Auf— 
ſichtsrathes werden mit Gefängniß bis zu einem Jahre und 
Geldſtrafe bis zu 10,000 Dinar beſtraft: 


1. 


Wenn ſie wiſſentlich in ihren Darſtellungen, in ihren 
Ueberſichten den Vermögensſtand der Geſellſchaft, 
oder in den in der Generalverſammlung gehaltenen 
Vorträgen den Stand der Verhältniſſe der Gefell- 
ſchaft unwahr darſtellen oder verſchleiern; 


. wenn fie vor der vollen Leiſtung des Nennbetrages 


der Aktien Aktien ausgeben; 


. wenn fie im Falle einer ſtattgefundenen Erhöhung des 


Grundkapitals vor Eintrag in das Handelsregiſter 
Aktien ausgeben (Art. 63). 


Art. 101. Mit Gefängniß bis zu drei Monaten und 
eb bis zu 2500 Dinar werden beitraft: 
1. Die Mitglieder des Vorſtandes, wenn fie die Geſell— 


Ké 


O 
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ſchaftsfirma nicht gerichtlich anmelden (Art. 15); 


die Mitglieder des Vorſtandes und Aufiichtsrathes 


und die Liquidatoren, wenn durch ihre Schuld die 
Geſellſchaft länger als drei Monate ohne Aufſichts— 
rath geblieben iſt, oder dem letzteren die zur Be— 
ſchlußfaſſung erforderliche Zahl von Mitgliedern 


gefehlt hat; 


die Mitglieder des Vorſtandes, wenn ſie entgegen 


der Beſtimmung im Abſatz 2 des Art. 79 es unter— 
laſſen haben, die Eröffnung des Konkurſes zu bean— 
tragen; 


die Mitglieder des Vorſtandes, wenn fie gegen 


Art. 32 des gegenwärtigen Geſetzes verſtoßen; 


die Mitglieder des Vorſtandes, wenn fie gegen 


Art. 33 verſtoßen; 


die Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, 


ſowie die Liquidatoren, wenn ſie die Einberufung 
der Generalverſammlung unterlaſſen (Art. 56 und 61); 


die Liquidatoren, wenn ſie gegen Art. 85 verſtoßen; 
die Mitglieder des Vorſtandes, wenn fie eigenmächtig 


Serbiſches Geſetz, betreffend die Aktiengeſellſchaften. 635 


über zur Zuſtändigkeit der Generalverſammlung ge⸗ 
hörige Gegenſtände Beſchlüſſe faſſen (Art. 63); und 

9. die Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, 

ſowie andere Geſellſchaftsbedienſtete, welche den 
Kommiſſaren oder Reviſoren nicht die erforderlichen 
Aufklärungen geben ſollten. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann aus- 
ſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden. 

Art. 102. Bezüglich der in den vorhergehenden Artikeln 
dargelegten ſtrafbaren Handlungen kann Klage von Perſonen 
erhoben werden, welche hierzu von der Generalverſammlung 
oder dem Vorſtand oder vom Volkswirthſchaftsminiſter er⸗ 
mächtigt ſind. 

Für die Unterſuchung und Aburtheilung dieſer ſtrafbaren 
Handlungen ſind die Gerichte erſter Inſtanz nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Strafprozeßordnung zuſtändig. 


XI. Uebergaugsbeſtimmungen. 


Art. 103. Diejenigen Aktiengeſellſchaften, welche vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtanden haben, ſind ver⸗ 
pflichtet, binnen längſtens zwei Jahren ihr Statut und ihren 
Geſchäftsbetrieb mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in 
Einklang zu bringen. | 

Art. 104. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine 
Anwendung auf Eiſenbahnaktiengeſellſchaften und ſolche Ge⸗ 
ſellſchaften, welche auf Grund von Spezialgeſetzen in Serbien 
beſtehen; ferner nicht auf häusliche oder ähnliche Gemein⸗ 
ſchaften („Sadruga“) oder Genoſſenſchaften mit unbegrenzter 
Mitgliederzahl, welche zu gegenſeitiger Unterſtützung auf den 
Gebieten des Kredit:, Erwerb⸗, Konſum⸗ und Verſicherungs⸗ 
weſens gegründet werden. 

Art. 105. Das gegenwärtige Geſetz tritt in Kraft, ſo⸗ 
bald es vom König unterzeichnet iſt. 

Art. 106. Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Geſetzes verlieren die auf Aktiengeſellſchaften bezüglichen 
Beſtimmungen der § 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 41 
und 44 des Handelsgeſetzbuchs vom 21. Januar 1860 (Geſetz⸗ 
Sammlung XXX S. 548) ihre Giltigkeit. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Volks— 
wirthſchaftsminiſter betraut. 
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XL. L. Goldſchmidt, Vermiſchte Schriften. 
2 Bde. 8. (Bd. I: XV und 681 S.; Bd. II: 
535 S.) Berlin 1901, J. Guttentag. 


Die vorliegende, ſchön ausgeſtattete, Ausgabe wird von den zahl⸗ 
reichen Verehrern des dahingegangenen großen Juriſten, des Begründers 
dieſer Zeitſchrift, die unter ſeinem Namen trotz Wechſels der Redaktion 
fortleben wird, als eine willkommene Gabe begrüßt werden. Freilich 
haben wir es weder mit einer Geſammtausgabe noch auch nur mit 
einer Ausgabe ſämmtlicher kleinerer Arbeiten des unvergeßlichen Ge⸗ 
lehrten zu thun. Die Titelangabe „Vermiſchte Schriften“ ſoll zum 
Ausdruck bringen, daß eine Auswahl aus der literariſchen Thätigkeit 
Goldſchmidt's getroffen iſt; ſie erfährt ihre Deutung durch die Vor⸗ 
geſchichte der Publikation. 

Goldſchmidt war es leider nicht vergönnt, das Hauptwerk 
ſeines Lebens, das Handbuch des Handelsrechts, zum Abſchluß zu 
bringen. Als ein mächtiger Torſo ſteht es in den drei Auflagen, in 
denen ſeine Bruchſtücke vorliegen, da, jede der Anflagen ergänzt die 
andere. Ueberall hat der unermüdliche Arbeiter das Werk, an dem er 
Jahrzehnte feilte, nur bis zu einem gewiſſen Punkte abgeſchloſſen. Der 
Tod hat die Frage, ob es dem Baumeiſter gelungen wäre, das groß: 
artig begonnene Gebäude im gleichen Styl zu vollenden, zu einer 
müßigen gemacht. Eine Fortführung der Arbeit durch einen Nachfolger 
wäre zumal für die Univerſalgeſchichte des Handelsrechts ein Bedürfniß. 
Aber wo iſt der Mann für dieſe Aufgabe zu finden? Und wenn er 
da wäre, würde er die Aufgabe in gleicher Art durchführen, wie es 
für den einheitlichen Charakter des Werkes nothwendig wäre? 

Die Herausgabe der vermiſchten Schriften hat der den Leſern 
dieſer Zeitſchrift rühmlichſt bekannte Dr. Hermann Veit Simon in 
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die Hand genommen. Ihm war als Teſtamentsvollſtrecker von dem 
Verſtorbenen die ehrenvolle Aufgabe übertragen, nach ſeinem beſten Er⸗ 
meſſen die Entſcheidung zu treffen, „ob die bereits veröffentlichten oder 
im Nachlaß befindlichen unveröffentlichten Schriften zur weiteren Publi⸗ 
kation bezw. ob ſie ſich überhaupt zur Publikation eignen“. Mit 
Unterſtützung von Profeſſor Pappenheim in Kiel und des Gerichts⸗ 
aſſeſſors Dr. Heinrich Göppert hat Simon das hinterlaſſene Material 
einer Durchſicht und Prüfung unterworfen, über deren Einzelheiten er 
uns in der Vorrede Aufſchluß gibt. 

Der ungedruckte literariſche Nachlaß war in zahlreichen Mappen 
vorhanden; die Durchſicht des Materials legte ein rühmendes Zeugniß 
von der Gründlichkeit und dem ſich nie genug thuenden Drang des Ge⸗ 
lehrten nach meiſterlicher Geſtaltung des Produzirten ab. Doch war 
das Ergebniß mit Bezug auf die Univerſalgeſchichte leider ein negatives 
und auch ein Verſuch, das „Syſtem“ des Handelsrecht? aus Gol d⸗ 
ſchmidt's Kollegienheft zu ergänzen, erwies ſich mindeſtens als mit 
großen Schwierigkeiten verknüpft. — Dagegen fand fic) das Manufkript 
eines Werkes über die Beſitzlehre vor, das als Grundlage für die 
Fortſetzung der zweiten Auflage des Handbuches dienen ſollte. Die 
Veröffentlichung dieſer umfangreichen Monographie — die Abhandlung 
nimmt etwa die Hälfte des erſten Bandes ein (Bd. I S. 23—349) — 
hat Simon nach eingeholtem Gutachten zweier hervorragender Lehrer 
des römiſchen Rechts als ſeine primäre Aufgabe betrachtet. Die Re⸗ 
daktion hofft im nächſten Bande eine ausführliche Beſprechung dieſer 
Arbeit, um deren Drucklegung ſich Herr Dr. Göppert beſonders ver⸗ 
dient gemacht hat, von fachmänniſcher Seite erbringen zu können. 

Nach Goldſchmidt's Plänen ſollte die Schrift über den Beſitz 
als erſte Abhandlung eine Sammlung vermiſchter Schriften eröffnen, 
in die theils früher Gedrucktes, theils bisher Ungedrucktes aufgenommen 
werden ſollte. Schon hatte er einen dahin gehenden Verlagsvertrag 
abgeſchloſſen; doch veranlaßten ihn auf ſeinen Gemüthszuſtand zu⸗ 
rückführende Zweifel, den Vertrag rückgängig zu machen. Durch die 
Veröffentlichung der bisherigen zwei Bände will Simon wenigſtens 
theilweiſe „erſetzen, was damals durch widrige Umſtände der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft verloren gegangen iſt“. 

Die beiden Bände enthalten, wie bereits bemerkt, keines wegs 
Goldſchmidt's geſammte kleinere Arbeiten, wenn man dieſen Aus: 
druck gegenüber Werken, wie dem Handbuch, oder auch nur dem Buch 
über „Rechtsſtudium und Prüfungsordnung“ (1887) anwenden will. 
Vielmehr bieten ſie lediglich eine Ausleſe und zwar meiſt veröffentlichter 
Arbeiten. 

Nur fünf Stücke — außer der Schrift über den Beſitz — werden 
zum erſten Male einem weiteren Leſerkreis zugänglich gemacht (Bd. I 
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Nr. 2— 5, 9). Der unter Nr. 9 veröffentlichte Vortrag über Savigny, 
ausgezeichnet durch Vornehmheit des Standpunktes und Schönheit der 
Darſtellung, wird auch von weiteren Kreiſen gern geleſen werden. Die 
Nr. 2— 5, aus Gutachten und Vorträgen beſtehend, bieten freilich nur 
für engere Kreiſe Intereſſe und haben mehr geſchichtliche als praktiſche 
Bedeutung. 

Was die bereits veröffentlichten Abhandlungen und 
ſonſtigen Arbeiten betrifft, ſo ſtellte ſich der Herausgeber bei der Aus⸗ 
wahl als maßgebenden Geſichtspunkt hin, dem Lefer eine Vorſtellung 
der vielſeitigen Thätigkeit Goldſchmidt's auf den Gebieten der 
Rechtswiſſenſchaft zu geben. Demgemäß ſind außer einer Anzahl dog⸗ 
matiſcher und rechtshiſtoriſcher Arbeiten aus dem Gebiete des Handels⸗ 
rechts (größerentheils in dieſer Zeitſchrift erſchienen) Publikationen 
gewählt worden, die ſich auf die Entſtehung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, auf das Völkerrecht, auf die Ausbildung des Juriſten beziehen; 
auch zwei Nachrufe (an Mittermaier und Stobbe) finden fic. 
Die politiſchen Aufſätze Goldſchmidt's find dagegen ausgeſchieden 
worden. 

Eine ſolche Auswahl wird unvermeidlich von ſubjektiven Er⸗ 
wägungen beeinflußt ſein, die nicht überall auf Zuſtimmung rechnen 
können. So ſehr anzuerkennen iſt, daß der Zweck, dem Leſer einen Ein⸗ 
druck der Vielſeitigkeit Goldſchmidt's zu erwecken, erreicht iſt, ſo iſt 
doch zu fragen, ob nicht Arbeiten, wie der Kauf auf Probe, die Verant⸗ 
wortlichkeit des Schuldners für ſeine Gehilfen, der Erwerb dinglicher 
Rechte und vor allem die verhältnißmäßig ſchwer zugängliche Kritik des 
Entwurfs eines Handelsgeſetzbuchs für die preußiſchen Staaten Aufnahme 
zu finden hatten. Sie werden auch trotz der neuen Geſetzbücher und 
trotz der inzwiſchen erſchienenen Literatur Bedeutung behalten, größere 
als das Eine oder Andere des in den „Vermiſchten Schriften“ Ab: 
gedruckten. 

Ein von Pappenheim verfertigtes Verzeichniß der Schriften 
Goldſchmidt's gibt ein Bild der reichen literariſchen Thätigkeit. 

Auf alle Fälle gebührt denen, welche mithalfen, das Andenken 
des großen Juriſten durch dieſe ſchön ausgeſtattete Veröffentlichung 
zu ehren und zu mehren, vor Allem dem verdienten Herausgeber, unſer 
herzlicher Dank. 


Roſtock. Karl Lehmann. 
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XLI. C. S. Grünhut. Wechſelrecht. (Syſtema⸗ 
tiſches Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, 
herausgegeben von Karl Binding.) 2 Bde. 8. 
(478 und 594 S.) Leipzig 1897, Duncker & Hum⸗ 
blot. 


An Stelle der zuerſt in Ausſicht genommenen Darſtellung des 
Wechſelrechts in einem Bande von Grawein hat Binding in ſeinem 
ſyſtematiſchen Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft ein zweibändiges 
Werk aus der Feder Grünhut's gebracht, das an Umfang wie an 
Reichhaltigkeit des Stoffes unter den Darſtellungen des deutſchen Wechſel⸗ 
rechts nunmehr den erſten Platz einnimmt. 

Faſt der vierte Theil der Erörterung (246 Seiten von insgeſammt 
1063) iſt der geſchichtlichen Entwicklung des Wechſels gewidmet. Wenn 
dem gegenüber auf die Theorie des Wechſels nur 28 Seiten (S. 266 
bis 293) entfallen, ſo erſcheint das verhältnißmäßig wenig; doch iſt 
immerhin zu beachten, daß auch ein Abſchnitt der geſchichtlichen Dar⸗ 
ſtellung (S. 237—253) der „theoretiſchen Begründung der Wechſel⸗ 
verpflichtung vor der deutſchen Wechſelordnung“ gewidmet iſt. Ver⸗ 
hältnißmäßig kurz (auf 14 Seiten) iſt auch die Wechſelfähigkeit be⸗ 
handelt; deſto ausführlicher ſind die Beſtandtheile des Wechſelbriefs 
beſprochen (S. 880—478). 

In Bezug auf die Anordnung betont Grünhut im Vorwort, 
„bei dem ſyſtematiſchen Aufbau des Stoffes habe er es vermieden, 
innerlich zuſammengehörige, ſachlich unter einander verkettete wechſel⸗ 
rechtliche Inſtitute auseinanderzureißen, um nach bloß juriſtiſchen Ab⸗ 
ſtraktionen ein logiſch vollkommen korrekt geordnetes Ganze herzuſtellen; 
es ſei ihm vor allem darauf angekommen, die eigenartigen plaſtiſchen, 
juriſtiſchen Gebilde des Wechſelrechts deutlich hervortreten zu laſſen 
und ſie nicht durch eine übertriebene Syſtematik zu verwiſchen“. Auf 
Grund dieſer Erwägungen gliedert er die Darſtellung des heutigen 
Wechſelrechts in die Abſchnitte: Die Vorausſetzungen einer Wechſel⸗ 
verpflichtung (Wechſelfähigkeit, Skripturakt) — Die weſentlichen Er⸗ 
forderniſſe des Grundwechſels — Fakultative Beſtandtheile des Grund⸗ 
wechſels — Die einzelnen Wechſelſkripturakte — Bedingungen der 
Wechſel verpflichtung. Präſentation und Proteſterhebung — Die Bir: 
kulation des Wechſels (Indoſſament) — Die Honorirung (Acceptation, 
Zahlung) — Die Wechſelvervielfältigung — Der anormale Lauf des 
Wechſels (Regreß, Intervention) — Die Wechſelverjährung — Das 
internationale Wechſelrecht. Ich möchte dieſer Syſtematiſirung gegen: 
über auch jetzt noch die in meinem Wechſelrecht gewählte (Entſtehung 
und Inhalt der Wechſelobligationen — Uebergang der Wechſelobliga⸗ 
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tionen auf andere Perſonen — Untergang der Wechſelobligationen), 
weil fie auf einem allgemeinen und klareren Eintheilungsprinzip beruht, 
den Vorzug geben. Indeſſen wird die Gruppirung des Stoffes ſtets 
je nach den individuellen Neigungen des Verfaſſers und dem Zwecke 
der Darſtellung verſchieden fein dürfen. Auch Grün hut aber hat es 
nicht vermieden, die Darſtellung des Indoſſaments ($ 73 und §§ 81—97) 
wie diejenige der Acceptation ($ 74 und ES 98—101) „auseinanderzu⸗ 
reißen“ und die Avalirung (§ 76) vor der Hauptdarſtellung dieſer 
beiden Materien zu behandeln. 

Die eingehende Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung des 
Wechſels und des Wechſelrechts iſt außerordentlich dankenswerth, wie 
nicht minder die ihr in den §§ 12 und 13 eingefügten Zuſammen⸗ 
ſtellungen über die Rechtsquellen vom 17. Jahrhundert bis zur deutſchen 
Wechſelordnung und über die Literatur des Wechſelrechts in derſelben 
Periode. Mag in der Darſtellung des älteſten Wechſelrechts auch 
manches nach den Unterſuchungen von Freundt (Das Wechſelrecht 
der Poſtgloſſatoren, Theil J, 1899) zu modifiziren ſein, ſo bleibt im 
Ganzen doch auch den Freund t'ſchen Forſchungen gegenüber die 
Grünhut'ſche Darſtellung zutreffend. Insbeſondere wird die Ent: 
ſtehung der Verpflichtung des Traſſanten durch Freundt näher erhellt, 
die Thatſache, daß das Valutabekenntniß als Garantieübernahme an: 
geſehen wurde, bleibt aber doch beſtehen, und die Bezeichnung der alten 
ſogenannten „Eigenwechſel“ mit dieſem Ausdruck bleibt unbedenklich. — 
Die große Bedeutung, welche der Anerkennung der Selbſtändigkeit der 
Rechtsſtellung des Indoſſatars (Unzuläſſigkeit der Einreden aus der 
Perſon des Indoſſanten) durch die Geſetzgebung des 18. Jahrhunderts 
für die Entwicklung des Wechſels und der Werthpapiere überhaupt zu- 
kommt, hätte man gewünſcht mehr hervorgehoben zu ſehen: in der ein⸗ 
gehenden Detaildarſtellung des Wechſelrechts vom 17. Jahrhundert bis 
zur deutſchen Wechſelordnung tritt fie unter der Fülle koordinirt be: 
handelter, minder wichtiger Vorſchriften allzu ſehr in den Hintergrund. 

In Bezug auf den Streit um die Wechſeltheorien verkennt © rün: 
hut nicht (S. 267 Anm.), daß der „Kampf der Meinungen nicht bloß 
von theoretiſchem Intereſſe iſt, da es ſich darum handelt, die das Geſetz 
beherrſchende Grundauffaſſung zu finden, aus der ſich die einzelnen 
vom Geſetzgeber aufgeſtellten Rechtsſätze als Konſequenzen ergeben und 
ſo zur Quelle hinaufzuſteigen, aus welcher die Regeln für die Löſung 
mancher zweifelhafter Rechtsfragen geſchöpft werden können“; er be: 
gnügt ſich aber damit „nur die Hauptanſichten hervorzuheben“, denn 
„manchem Leſer ſchiene es, fürchten wir, eine Arbeit ohne Ende zu ſein, 
wenn wir alle die einzelnen Konſtruktionsverſuche, von denen manche 
nur als ein wiſſenſchaftliches Herumtaſten qualifizirt werden können, 
hier näher auseinanderzuſetzen und, um nicht durch eine bloß referirende 
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Darſtellung der verſchiedenen Theorien die Verwirrung des Leſers zu 
vermehren, einer eingehenden Kritik unterziehen wollten“. Eingehender 
fegt Grünhut fi (S. 270 ff.) beſonders mit der von mir aufgeſtellten 
„Eigenthumsverſchaffungstheorie“ auseinander, der gegenüber er an der 
ſchon früher verfochtenen Theorie des redlichen Erwerbes (Redlichkeits⸗ 
theorie) feſthält. Auf dieſe Erörterung werde ich auf den Wunſch der 
Herausgeber dieſer Zeitſchrift in einem beſonderen Artikel demnächſt 
näher eingehen. 

In der Darſtellung der einzelnen Wechſelrechtsinſtitute und der 
wechſel rechtlichen Beziehungen bietet Grünhut eine außerordentlich 
große Fülle von Einzelheiten, und ſucht nach allen Seiten Licht zu 
verbreiten. Die Ausführungen über Wechſelduplikate und über Inter⸗ 
vention haben einen faſt monographiſchen Umfang; auch die über den 
Konkurs der Wechſelſchuldner ſind von dankenswerther Ausführlichkeit. 

Gegen manche Einzelheiten wird man mit Recht bei den ver⸗ 
ſchiedenſten Lehren Bedenken hegen dürfen. Ich hebe eine Reihe von 
Punkten hervor. 

Bd. 1 S. 334 wird angenommen, im Wechſelkontext brauche nur 
die Wechſelklauſel zu ſtehen. Danach würde folgendes Papier ein gil⸗ 
tiger Wechſel ſein: 

500 Mark. Ulm, den 1. Januar 1901. 
Zahlungsort: Lübeck. An Herrn Adolf Peter dahier. 
Gläubiger: Herr Max Lau. 

Zahlzeit: der 1. April d. J. 

Zahlen Sie gegen dieſen Wechſel. 
H. Otto. 

Das widerſpricht dem Weſen des Wechſels als einer zuſammen— 
hängenden Willenserklärung. 

Unrichtig iſt die Behauptung (S. 359), der Verfalltag im Wechſel 
müſſe „ein dies certus an et quando fein’; indeſſen handelt es ſich 
dabei nur um ein Verſehen; richtiger heißt es daneben: „der Wechſel⸗ 
gläubiger muß in der Lage ſein, im Voraus den Tag genau zu be— 
ſtimmen, an dem er die Zahlung zu verlangen das Recht hat“; dieſe 
letztere Formulirung ſchließt den Sichtwechſel ein, jene erſtere ſchließt 
ihn aus. 

Unzutreffend ift es, wenn (S. 361) ein „zahlbar Oſtern“, „zahl- 
bar Pfingſten“ oder „zahlbar Weihnachten“ lautender Wechſel für un: 
giltig erklärt wird, „da dieſe Feiertage aus mehreren Tagen beſtehen, 
der gewollte Tag alſo zweifelhaft bleibt“, dagegen (ebenda) ein Wechſel 
„2 Tage nach Pfingſten“, „3 Tage nach Oſtern“ für giltig. Das 
wäre in ſich widerſpruchsvoll, wenn man die auf das Feſt ſelbſt lau— 
tenden Wechſel deshalb für ungiltig halten wollte, weil es unſicher ſei, 
welcher der Feſttage als Verfalltag gemeint ſei: denn ſolchenfalls bliebe 
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ein Zweifel auch bei der Formel „3 Tage nach Pfingſten“ beftehen. 
Offenbar aber nimmt Grünhut an, daß „Pfingſten“ erſt am Ende 
des Pfingſtmontags endet, „3 Tage nach Pfingſten“ alfo den Donners— 
tag bezeichne. Nun lauten aber dieſe Wechſel nicht auf das „Pfingſt⸗ 
feft” oder „3 Tage nach dem Pfingſtfeſt“, ſondern auf Weihnachten, 
Oſtern, Pfingſten u. ſ. w. — auf den Tag, der als Geburtstag 
(— die heilige Nacht —), Auferſtehungstag Jeſu und als Tag der 
Ausgießung des heiligen Geiſtes gilt; Verfalltag iſt ſonach der erſte 
Feſttag, bei Wechſeln „3 Tage nach Weihnacht“ u. ſ. w. der dritte Tag 
nach dem erſten Feſttag: die Wechſel ſind giltig. 

Bedenklich bleibt die von Grünhut befürwortete Zulaſſung der 
„auf Kündigung“ lautenden Wechſel (S. 375), da man, beſonders bei 
der Form „nach Kündigung“, ſehr zweifelhaft ſein kann, ob der Wechſel 
als Sicht: oder als Nach⸗Sicht⸗Wechſel gemeint ijt; bedenklich auch 
gegenüber dem Wortlaut der Wechſelordnung die von ihm vertretene 
Zulaſſung des Acceptes auf der Kopie (Bd. II S. 212). 

Auch die Ausführung, daß eine Sichtnahme ohne Acceptirung bei 
der Nach-Sicht-⸗Tratte unzuläſſig fein fok (S. 389), ift nicht Ober 
zeugend. Die „geſchichtliche Entwicklung“ wird durch den Umſtand in 
ihrer Wirkung entkräftet, daß Grünhut ſelbſt Sichtnahme bei der 
ſchon im Voraus acceptirten Tratte und bei dem eigenen Wechſel zu⸗ 
laſſen will. Und auch der Schutz der Regreßpflichtigen gegen Rück⸗ 
datirungen fällt nicht ins Gewicht: denn zur Regreßnahme gegen ſie 
bedarf es noch des Proteſtes, der ſein amtliches Datum trägt. 

Weshalb ſoll ferner (S. 403) ein Wechſel mit unwahrem Orts⸗ 
oder Zeitdatum denjenigen Perſonen gegenüber ungiltig ſein, die dieſe 
Unwahrheit kennen? Ich datire einen Wechſel aus Irrthum über das 
Datum „den 8. Februar“, während erſt der 7. oder ſchon der 9. iſt: 
der Empfänger kennt das Datum, nimmt aber den Wechſel, ohne auf 
die Unrichtigkeit hinzuweiſen: weshalb ungiltig? oder: ich ſtelle bei 
einem Ausflug nach Gießen am 30. Dezember dort einen Wechſel aus, 
den ich an meinem Wohnort Marburg am 1. April zahlen will, und 
ſchreibe: „Marburg, 1. Januar — — 3 Monat a dato.“ Weshalb ſoll 
der Wechſel ungiltig ſein? Weſentlich nur, weil es denkbar iſt, daß 
man einen unkundigen Inländer dazu verleiten kann, ein Schriftſtück, 
das nach franzöſiſchem, aber nicht nach deutſchem Wechſelrecht ein 
Wechſel iſt, in Deutſchland zu unterzeichnen, obwohl es mit einem 
franzöſiſchen Datum verſehen iſt! (S. 404.) Wer wird ſich darauf 
einlaſſen! . 

Veränderungen im Wechſelkontext ſeitens eines dazu nicht Be- 
fugten hält Grünhut dann für unſchädlich (S. 440), wenn „der 
gleiche Inhalt“ bleibt. Danach würde der Ausſteller verpflichtet bleiben, 
wenn der ganze Wechſel außer der Unterſchrift wegradirt und von 
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anderer Hand in völlig veränderter Form, aber mit gleichem Inhalt 
wieder hingeſchrieben würde. 

Dagegen ſoll eine Verfälſchung, welche einen weſentlichen Beſtand⸗ 
theil des urſprünglichen Inhalts ändert, die bis dahin Verpflichteten 
befreien, auch dann, wenn der urſprüngliche Inhalt unverletzt erhalten 
bleibt, z. B. zu einer 400 eine 0 hinzugefügt wird. Demgegenüber 
nehme ich an, daß die Verpflichtungen beſtehen bleiben, wenn die ur⸗ 
ſprüngliche Skriptur unverletzt und nur durch Zuſätze geändert iſt. 
Nur von dieſem Geſichtspunkt aus nehme ich (Wechſelrecht S. 413) 
Fortdauer der Haftung in einem Beiſpiel wie dem eben genannten an, 
nicht aber (wie Grünhut mich verſtanden hat), weil in der größeren 
Summe die kleinere enthalten ſei, alſo z. B. nicht, wenn die 4 weg⸗ 
radirt und durch eine 8 erſetzt iſt. 

Wenn Grünhut (Bd. 11 S. 278) mit Dern burg, Coſack, 
Staub die Zuläſſigkeit der Regreßnahme auf Grund einer durd: 
geführten Wechſelamortiſation zulaſſen will, falls der Wechſel erſt nach 
Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung verloren gegangen war, ſo 
ſei dem gegenüber darauf hingewieſen, daß die Motive (zu § 69) aus⸗ 
drücklich erklären: „Die Amortiſation kann freilich nur dazu dienen, 
die Einziehung der Wechſelſumme vom Acceptanten möglich zu machen, 
weil die Verfolgung der Regreßrechte gegen den Ausſteller und die Bor: 
männer ohne Vorlegung des Wechſels nicht zuläſſig iſt.“ 

Die Nothadreſſirung ſeitens des Ausſtellers eines eigenen Wechſels 
oder eines Acceptanten will Grünhut außer beim domizilirten Wechſel 
ausſchließen; er weiſt darauf hin, daß dieſe Hauptverpflichteten, wenn 
ſie die Abſicht haben, für den Fall ihrer Abweſenheit Vorſorge zu 
treffen, dies durch Beifügung einer Zahlſtelle können. Demgegenüber 
ſei bemerkt, daß der Inhaber ſich die Beifügung einer Zahlſtelle ſeitens 
des Acceptanten nicht gefallen zu laſſen braucht, und daß das Geſetz 
die Beifügung einer eventuellen Zahlſtelle überhaupt nicht kennt, 
der Zahlungspflichtige aber ſehr wohl ein Intereſſe daran haben kann, 
daß der Wechſel in erſter Linie bei ihm ſelbſt und nur bei feiner Ab: 
weſenheit einem Geſchäſtsfreunde vorgelegt wird. 

Bei der Lehre von der Intervention vermiſſe ich eine Ausführung 
darüber, ob der Proteſterlaß, wie ich annehme, auch den Erlaß des 
Kontraproteſtes mitumfaßt. 

Für den Satz, daß durch Unterlaſſung der Erhebung eines Kontra- 
proteſtes mangels Annahme beim Nothadreſſaten alle Regreßpflichtigen, 
nicht nur der Nothadreſſant und ſeine Nachmänner von der Pflicht zur 
Sicherheitsleiſtung frei werden, beruft ſich Grünhut (Bd. II S. 481) 
auf W. O. Art. 56. Gegen dieſen Satz ſpricht aber meines Erachtens 
entſcheidend Art. 58. Denn wenn die Vormänner des Nothadreſſanten 
durch die Ehrenannahme ſeitens des Nothadreſſaten nicht frei werden, 
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ſo kann ihre Befreiung auch nicht wohl dadurch eintreten, daß die An⸗ 
gehung des Nothadreſſaten oder die Erhebung des Proteſtes mangels 
Annahme ihm gegenüber unterlaſſen wird. Dafür ſpricht auch die 
Analogie der Rechtsfolgen der Uebergehung eines Not hadreſſaten im 
Falle der Zahlungsverweigerung (Art. 62). 

Unzutreffend erſcheint es ferner (Bd. II S. 205), wenn ſchlechthin 
behauptet wird, daß den Ehrenzahler die Verpflichtung trifft, Zinſen 
zu zahlen; alſo auch wenn er bei der erſten Vorlegung des Wechſels 
an ihn innerhalb der Proteſtfriſt zahlt. Denn auch der Acceptant hat, 
ſofern er ſofort bei der Präſentation zahlt, Zinſen nicht zu entrichten. 
Man wird vielmehr dem nicht in Verzug gelangten Nothadreſſaten oder 
Ehrenacceptanten eine Zinszahlungspflicht nicht aufbürden können, da 
der Wechſelinhaber die Möglichkeit hat, ihnen den Wechſel ſofort am 
Verfalltage zu präſentiren. Von einem andern Ehrenzahler wird frei⸗ 
lich der Wechſelinhaber die Zinſen von dem Tage an beanſpruchen 
können, an dem der Wechſel dem Bezogenen präſentirt wurde. 

In zahlreichen Streitfragen ſtellt ſich Grünhut auf den auch 
von mir in meinem Lehrbuch eingenommenen Standpunkt. So bei der 
Zulaſſung der alternativen und der kumulativen Remittentenbenennung 
(S. 349), ferner des Wechſels an Ordre des Bezogenen (S. 350), der 
Klauſel „nach 10 Tagen“ (S. 365); ſo weiter bei dem Satze, daß auch 
der nicht legitimirte Inhaber Proteſt mangels Annahme erheben kann 
(Bd. II S. 56); ferner daß (Bd. II S. 291) auf Grund der bloßen 
Thatſache der Zahlung wegen des im Wechſel liegenden Auftrages 
Revalirung verlangt werden kann; daß weiter die Haftung des ſäumigen 
Acceptanten der Haftung eines Regreßpflichtigen entſpricht (Bd. II S. 443). 

Auch die Ausführung, daß Nichtpräſentation des Sichtwechſels 
innerhalb der Sichtfriſt die Verbindlichkeit des Acceptanten nicht et: 
löſchen läßt (S. 381), halte ich (entgegen der in meinem Lehrbuch ver⸗ 
tretenen Anſicht) für zutreffend. Gleichfalls ſtimme ich Grünhut's 
Ausführungen zu (Bd. II S. 34 ff.), daß die Einrede, es ſei das ge- 
ichriebene Accept mit Einwilligung des Präſentanten durchſtrichen, 
dieſem, aber auch nur dieſem gegenüber eine Einrede gewährt. | 

Auf alle Einzelheiten einzugehen, ift ſelbſtverſtändlich in dem 
Raume einer Beſprechung nicht möglich. Aber mögen auch manche 
Zweifel beſtehen bleiben, mag man insbeſondere auch gegen Grünhut's 
Wechſeltheorie nach wie vor Bedenken hegen: darüber iſt kein Zweifel, 
daß die Wechſelrechtswiſſenſchaft insbeſondere in den Detailausführungen 
durch das Grünhut'ſche Werk eine dankenswerthe Förderung erhalten 
hat, und daß das Werk mit ſeinem gründlichen Fleiße eine Zierde 
unſerer Literatur bildet. Es wird vorausſichtlich für lange Zeit ein 
standard work bleiben. 

Marburg. H. O. Lehmann. 
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XLII. C. S. Grünhut. Lehrbuch des Wechſelrechts. 
8. (459 S.) Leipzig 1890, Duncker & Humblot. 


Wie es im Vorwort heißt, hat der Verfaſſer, dem Wunſche des 
Verlegers folgend, den dogmatiſch wechſelrechtlichen Stoff des vorſtehend 
angezeigten Wechſelrechts, unter Weglaſſung des gelehrten Apparates, 
der nur für wiſſenſchaftliche Forſchung von Werth ſei, für den Stu⸗ 
direnden der Rechtswiſſenſchaft und für den Praktiker in verkürzter 
Darſtellung wiedergegeben. 

Die Löſung dieſer Aufgabe erforderte für den Verfaſſer Selbſt⸗ 
entſagung. Eine Vergleichung ergibt, daß die Erläuterung ſeinem 
Gegenſtand erhalten, aber weſentlich gekürzt iſt; es folgt in § 4 eine 
Skizze der geſchichtlichen Entwickelung des Wechſels, woran ſich — 
unter Ausſchaltung der ER 5—26 des Hauptwerkes — eine Darſtellung 
der Entſtehung der deutſchen Wechſelordnung anſchließt. Von § 6 ab 
„Das geltende Wechſelrecht“ iſt der Anordnung des zweiten Theiles des 
Hauptwerkes gefolgt; überall mit Kürzungen, welche jedoch durchaus 
die Grundlagen des Hauptwerkes erhalten ließen. Die Anmerkungen, 
welche in dem Hauptwerk rechtsvergleichend und kämpfend gegen andere 
Anſichten von weſentlicher Bedeutung ſind, mußten erhebliche Einſchrän⸗ 
kungen erleiden: jedoch ſind die Verweiſungen auf die Entſcheidungen 
des Reichs⸗Oberhandelsgerichts, des Reichsgerichts, auf das Bürgerliche 
Geſetzbuch für das Deutſche Reich erhalten, und auf die Schriftſteller, 
welche andere Anſichten vertreten, iſt mit Literaturnachweis aufmerkſam 
gemacht. Wenn ich die Sicherheit des Ausdrucks in Betracht ziehe, 
welche für den Studirenden und Praktiker von beſonderer Bedeutung 
iſt, ſo darf ich annehmen, daß dieſes Lehrbuch des Wechſelrechts nach 
Inhalt und Form ſich in den Kreiſen, für welche es beſtimmt iſt, neben 
der Anzahl gleichartiger Arbeiten einen Platz in erſter Reihe ſichern 
und erhalten wird. 

Keyßner. 


XLII. Walter Lehmann. Die Haftung des Accep— 
tanten aus dem durch einen Stellvertreter 
vollzogenen Accept. (Rechts- und Staats: 
wiſſenſchaftliche Studien. Heft 5.) Berliner Inau— 
gural-Diſſert. (89 S.) Berlin 1900, E. Ebering. 

Die Vorausſetzungen, unter denen das ſeitens eines Stellvertreters 


ausgeſtellte Accept für den Vertretenen verbindlich iſt, richten ſich 
Mangels beſonderer wechſelrechtlicher Vorſchriften nach dem gewöhn— 
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lichen Civilrecht, und bei Wechſeln, die im Handelsverkehr ausgeſtellt 
ſind, nach Handelsrecht. Der Verfaſſer hat ſich daher in dem erſten 
Theile ſeiner Diſſertation darauf beſchränkt, darzulegen, zu welchen 
Ergebniſſen die Lehre von der Stellvertretung im Handelsrecht und im 
Civilrecht für das Wechſelaccept führt. „Die Schwierigkeiten beginnen 
erft, wenn entweder eine der Vorausſetzungen fehlt, die nöthig find, um 
eine Haftung des Vertretenen herbeizuführen, oder andere den normalen 
Verlauf ſtörende Komplikationen eintreten“ (S. 37). Auch bei dieſen 
Komplikationen aber ift die Antwort regelmäßig aus dem Civilrecht 
unſchwer zu finden. So erſcheint es insbeſondere ſelbſtverſtändlich, daß 
bei Leugnen des Vollmacht verhältniſſes der Kläger den Beweis der 
Vollmacht zu erbringen hat. Wirkliche Zweifel können eigentlich nur 
rückſichtlich der Frage beſtehen, ob bei Ueberſchreitung der Wechſelſumme 
ſeitens des Bevollmächtigten der Vertretene wenigſtens in der Höhe, in 
der er Vollmacht ertheilt hat, haftet. Die Frage wird vom Verfaſſer 
mit Recht verneint (S. 81), da die Angabe der Wechſelſumme integri⸗ 
render Beſtandtheil eines bindenden Wechſelverſprechens iſt. 


Marburg. H. Lehmann. 


XLIV. Richard Fuß. Die Rechtsnatur des Voll⸗ 
giros zu Inkaſſozwecken. Kieler Inaugural— 
Diſſertation. (140 S.) Kiel 1899, Handorff. 


Die durch Fleiß und Gründlichkeit hervorragende Arbeit zerfällt 
in zwei Haupttheile. In dem erſten gibt der Verfaſſer eine eingehende 
ſyſtematiſch geordnete Ueberſicht der bisher aufgeſtellten Theorien über 
die Natur des Inkaſſo-Vollindoſſaments unter beſonderer Berückſichtigung 
der Judikatur (S. 1— 82); in dem zweiten entwickelt er feine eigene 
Stellung zu der Streitfrage (S. 83 — 140). In dieſem letzteren Theile 
wird unter Benutzung der Vorarbeiten zur Wechſelordnung, zum 
Handelsgeſetzbuch, zur Konkursordnung, zur Civilprozeßordnung und 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch in überzeugender Weiſe dargelegt, daß das 
Vollindoſſament durchaus nicht nothwendig der Eigenthumsübertragung 
dient, wenn es auch den Indoſſatar nach außen als Eigenthümer 
legitimirt. Am augenfälligſten tritt das bei der Indoſſirung zur Ver— 
pfänduug hervor. Bewirkt aber das Vollindoſſament nicht nothwendig 
Eigenthumsübertragung, ſo hängt die Stellung des Indoſſatars von 
dem Willen der Parteien bei der Indoſſirung ab. Der Verfaſſer unter: 
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ſcheidet um deswillen auch zwiſchen einfachem Inkaſſomandat und fidu⸗ 
eiariſcher Eigeuthumsübertragung: bei erſterem bleibt der Indoſſant 
Eigenthümer, der Indoſſatar iſt aber zur Klageerhebung in eigenem 
Namen befugt; bei der letzteren iſt der Indoſſatar wahrer Eigenthümer 
geworden, hat aber ſein Recht nur im Intereſſe des Eigenthümers aus⸗ 
zuüben. Mit dem Reichsgericht gibt um deswillen der Verfaſſer auch 
dem fiduciariſchen Eigenthumsindoſſatar gegenüber die exceptio doli 
ſtets dann, wenn er kraft ſeiner Stellung Einreden abſchneiden will, 
die der Beklagte dem Indoſſanten gegenüber hat; d. h. alle dem In⸗ 
doſſanten gegenüber zuſtehenden Einreden ſollen materiell auch dem 
fiduciariſchen Indoſſatar gegenüber zuläſſig ſein. 


Marburg. H. Lehmann. 


XLV. Dr. H. Rehbein, Reichsgerichtsrath. Allgemeine 
Deutſche Wechſelordnung mit Kommentar 
in Anmerkungen und der Wechſelprozeß 
nach den Reichs-Juſtizgeſetzen. 6. verb. 
Aufl. 8. (224 S.) Berlin 1900, H. W. Müller. 


Die erſte Auflage (1870) iſt Bd. XXVI S. 353, die zweite Auf⸗ 
lage Bd. XXVIII S. 612, die vierte (1891) Bd. XL S. 347 dieſer 
Zeitſchrift angezeigt. Inzwiſchen iſt die fünfte Auflage 1895 erſchienen. 
Dieſer Fortgang des Kommentars beweiſt, welche Anerkennung derſelbe 
in den Gerichtshöfen und im Verkehr gefunden hat. Zuverläſſigkeit im 
Auszug der zur Stütze genommenen Entſcheidungen der Gerichtshöfe, 
gute Anordnung und damit verbundene Ueberſichtlichkeit bei kurzer 
klarer Faſſung haben den in jeder neuen Auflage den inzwiſchen an⸗ 
gewachſenen Stoff ſichtenden Kommentar in erſter Reihe erhalten. 

Mit dem 1. Januar 1900 wurde bei Neugeſtaltung des bürger⸗ 
lichen Rechts und mannigfacher Aenderung der Civilprozeßordnung eine 
neue Auflage erforderlich (Vorwort S. VII); damit ſteht der Rom: 
mentar im Recht der Jetztzeit. 

Erfreulich iſt, daß die Anmerkungen mit einem Hinweis auf 
Grünhut's Wechſelrecht beginnen; „dieſes bedeutſame Werk,“ ſagt 
Verfaſſer im Vorwort, „iſt für das Verſtändniß des deutſchen und 
öſterreichiſchen Wechſelrechts nicht zu entbehren; es enthält außerdem 
werthvolle Mittheilungen über das ausländiſche Recht. Es wird nicht 
ohne Einfluß auf die Praxis bleiben. Sein Studium kann nicht genug 
empfohlen werden.“ 
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Solche Anerkennung des hervorragenden Kommentators übernehme 
ich gern hierher und freue mich, wie Rehbein's Kommentar und 
Grünhut's Wechſelrecht in Verbindung getreten find. 


Dr. Keyßner. 


XLVI. Das Wechſelrecht der Araber. Eine rechts⸗ 
vergleichende Studie über die Herkunft des Wechſels 
von Dr. Richard Graßhoff, Gerichtsaſſeſſor. 
8. (VI und 95 S.) Berlin 1899, Verlag von 
Otto Liebmann. 


Das Erſcheinen der vorliegenden Schrift iſt mit Freuden zu be⸗ 
grüßen. Denn ſie gibt uns Aufſchluß über ein Thema, von dem bei 
uns bisher kaum etwas bekannt war. Man wird dem Verfaſſer, der 
bereits früher über arabiſches Recht geſchrieben hat, ſicherlich Dank 
wiſſen für ſeine mühſame Arbeit, um ſo mehr, als er ſeiner Aufgabe 
gerecht geworden iſt, ſoweit man ſich ohne Kenntniß der arabiſchen 
Sprache ein Urtheil erlauben darf. 

In einer kurzen Einleitung (S. 1—7) iſt die Rede von mo⸗ 
dernen Ausdrücken des Handels, die aus den occidentalen Sprachen in 
die arabiſche und umgekehrt aus dieſer in jene übergegangen ſind. Unter 
den Wörtern der letzteren Art wird außer den bekannten (awär = Qa: 
verei, simsar = Senſal u. a.) „traffic“ angeführt, deſſen Urſprung 
bisher dunkel war; nach Graßhoff iſt es nichts Anderes als das 
arabiſche taraffuk. Dieſes bedeutet das „Streben nach Erwerb“, im 
urſprünglichen Sinne aber „ſich als Jemandes Genoſſe erweiſen“, recht 
bezeichnend für die frühere Betriebsweiſe des Handels: die Kaufleute 
unternahmen gemeinſchaftliche Handelsreiſen. 

In dem erſten Theile der Abhandlung (S. 8—15) wird darauf 
hingewieſen, daß der Wechſelbrief und das Wechſelgeſchäft, beide genannt 
suftaga, in den Werken der muslimiſchen Juriſten nicht beſonders 
behandelt, vielmehr nur nebenbei erwähnt werden, daß dagegen ein 
anderes Rechtsinſtitut, das ſeine volle Wirkſamkeit nur in der Form 
des Wechſels finden könne, die hawâla, von ihnen ſämmtlich breit 
erörtert werde. 

In dem zweiten Theile (S. 16—36) betrachtet der Verfaſſer 
die suftaga näher. Ihrem Weſen nach fei fie einmal ein Handels- 
geſchäft, ſodann ein Papier. Wenn der Zweck des Geſchäftes auch 
ſtets ſei die Uebermachung von Vermögenswerthen von einem Orte an 
einen anderen unter Vermeidung der Transportgefahr, ſo könne doch 
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die causa dieſes Geſchäftes höchſt mannigfaltig ſein: Geſellſchaft, Dar⸗ 
lehen, Commodatum, Depositum. Das Papier diene dazu, den 
Zweck jenes Geſchäftes zu erreichen; eine beſtimmte Form ſei noth⸗ 
wendig, die aber bei allen Verſchiedenheiten der causa die gleiche ſei. 
Auf ihrer höchſten Entwickelungsſtufe ſtelle ſich die suktaga dar „als 
ein durch ein Papier zwiſchen drei Perſonen formell fixiertes Handels⸗ 
geſchäft, welches ohne Rückſicht auf die zu Grunde liegende causa die 
Uebermachung fungibler Vermögenswerte von einem Orte zum anderen 
unter möglichſt großer Sicherheit für den Gläubiger zum Gegenſtande 
hat, indem dieſer das Riſiko des Transportes vermeidet und kraft des 
Papieres die in ihm verbriefte Forderung auf dem ſchleunigſten Wege 
beitreiben kann, d. h. als Tratte” (S. 34 f.). 

In dem dritten Theile (S. 37—65) wird ausführlich die 
ha waäla behandelt, und zwar nach dem Werke eines modernen Hane: 
fitiſchen Juriſten, des Muhammad kadri basa, „Wegweiſer der 
Verwirrten zur Kenntnis der menſchlichen Zuſtände im Rechtsverkehr nach 
der Lehre des großen Imam Abu hanifa alnu'män mit Anpaſſung an 
die Gebräuche Egyptens und der übrigen Völker des Islams“, in 
zweiter Auflage zu Bulak erſchienen. Die Methode, die Darſtellung 
eines Juriſten wiederzugeben, iſt für die Behandlung eines arabiſchen 
Rechtsſtoffes durchaus zuläſſig. Allerdings wird dann nicht ſchlechthin 
arabiſches Recht dargeſtellt. Freilich meint der Verfaſſer, daß es im 
Islam ſo viele originale Rechtsſyſteme gebe, als es originale Juriſten 
gibt, und dies ſeien nicht nur die Gründer der vier orthodoxen Schulen; 
wer nur immer in den Geiſt muslimiſcher Jurisprudenz eingedrungen 
jet, erkenne, daß ſowohl das einzelne Rechtsinſtitut in feinen begriff: 
lichen Merkmalen von den verſchiedenen Rechtsgelehrten verſchieden be⸗ 
handelt, als auch in ſeinem begrifflichen Umfange, d. h. in ſeiner 
Stellung zu den anderen Inſtituten, verſchieden beſtimmt wird (S. 12); 
anders als im Anſchluſſe an die Darſtellung eines Juriſten laſſe ſich 
mit wiſſenſchaftlicher Gründlichkeit ein Inſtitut des islamiſchen Rechtes 
vom Standpunkte juriſtiſcher Dogmatik aus nicht betrachten (S. 11). 
Wenn das in der That der Fall ift, was Referent heute nicht zu entz 
ſcheiden vermag, dann gibt es ja überhaupt kein arabiſches Recht, viel: 
mehr nur eine große Zahl arabiſcher Rechte. Sollte es aber hier nicht 
ähnlich ſtehen wie mit dem deutſchen Privatrechte, indem die Stelle 
der Rechtskreiſe im deutſchen Rechte die Syſteme der Juriſten 
im arabiſchen Rechte einnehmen? Dann würde man ebenſo 
gut, wie man deutſches Recht darſtellen kann, ohne fih auf das ſächſiſche 
Recht oder ein anderes Partikularrecht zu beſchränken, arabiſches Recht 
behandeln können, ohne ſich durchaus einem Juriſten anzuſchließen. 

Jener Muhammad, dem der Verfaſſer bei der Erörterung der 
hawäla folgt, bezeichnet dieſe als die Uebertragung von Schuld und 
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Forderung aus der Verpflichtung einer Perſon in diejenige einer an⸗ 
deren. „Die hawäla ijt,“ wie Graßhoff ausführt, „in erſter Reihe 
Zahlungsmittel, und zwar dient ſie zur Befreiung von jeder Art geſetz⸗ 
mäßiger Verbindlichkeit, geht demnach weit über das Weſen einer bloßen 
Erſatzleiſtung, welche an Zahlungsſtatt oder gar nur Zahlungs halber 
geſchieht, hinaus; ſie erfüllt daher bald die Aufgabe einer Delegation, 
bald die einer Aſſignation und nebenher auch die der Ceſſion; ſie kann 
ein mandatum accipiendi wie ein mandatum solvendi oder beides 
zugleich enthalten; ebenſo können Operationen zur Erlangung und Ver: 
wertung von Kredit durch ſie vorgenommen werden“ (S. 60). Was 
die hawala in ihrer Beziehung zur sultaga anlangt, fo ſtelle die su f- 
taga eine Art der hawäla dar; die hawäla diene unter Anderem 
dem Wechſelgeſchäfte, dem fie die rechtliche Form gegeben habe, und- 
zwar hauptſächlich in Geſtalt der sultaga. So erkläre es ſich, daß der 
Ausdruck hawäla den früher üblichen suftaga allmählich verdrängt hat, 
daß im fernſten islamiſchen Oſten von den Arabern und Malayen 
hawala allgemein für Wechſel gebraucht wird. 

In dem vierten Theil (S. 65—78) wird erörtert die gegen: 
ſeitige Beeinfluſſung des arabiſchen und des europäi⸗— 
ſchen Wechſels. Das arabiſche Wechſelrecht, deſſen Anfang im achten 
Jahrhundert liege, habe ſich ohne fremde Einwirkung entwickelt; in den 
letzten Jahrhunderten ſei freilich das europäiſche Wechſelrecht in das 
muhammedaniſche Recht eingedrungen. Der europäiſche Wechſel fei 
allerdings im letzten Grunde orientaliſchen Urſprunges. Der arabiſche 
Wechſel, der ſtets Tratte geweſen ſei (worin eine Beſtätigung der 
Anſicht liege, daß die Tratte die urſprüngliche Form des Wechſels ift), 
ſei von den Arabern in das europäiſche Kulturleben 
gelangt). Als ein Hauptargument dafür betrachtet Graßhoff das 
Wort Aval, das nichts Anderes fei, als das arabiſche hawäla. Selbſt 
wenn das richtig und die herkömmliche Ableitung des Wortes von 
a valle falſch wäre, würden wir Bedenken tragen, ohne ſtrikten Beweis 
den arabiſchen Urſprung des Wechſels anzunehmen. In Japan ſollen 
Wechſel bereits im 13. Jahrhundert vorgekommen fein 2)! Sind fie 
etwa von den Arabern dorthin gebracht worden? Man kann nicht oft 
genug vor der beliebten Manier warnen, bei Rechtsinſtituten, die ſich 
bei verſchiedenen Völkern finden, ſogleich an Rezeptionen zu denken, 
wenn die Völker in intenſivem gegenſeitigen Verkehre geſtanden haben “). 


1) Gegen dieje ſchon früher von Einigen geäußerte Meinung ſiehe 
Goldſchmidt, Univerſalgeſchichte S. 410. 

2) Vgl. Rehme in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIII S. 395. 

3) Vgl. z. B. für die Commenda Rehme in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLII S. 378. 
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Die Möglichkeit liegt keineswegs fo fern, daß der Wechſel zu den 
univerſalen Rechtsinſtituten gehört, die bei den verſchiedenſten 
Völkern einheimiſchen Urſprunges ſind. 


Berlin. Paul Rehme. 


XLVII. E. Leiſt, Dr. jur. et phil. Der Wechſelproteſt 
und ſeine Reform. Ein Beitrag zur Reviſion 
des Wechſelrechts. 8. (174 S.) Berlin 1899, 
Siemenroth & Troſchel. 


Der Verfaſſer beginnt mit der Einführung des Wortes Proteſt 
in das Wechſelrecht; es folgt in § 2 eine geſchichtliche Ueberſicht über 
die Entſtehung des Wechſelproteſtes, deren Ergebniß dahin zuſammen⸗ 
gefaßt wird (§ 29), „daß der Wechſelproteſt zuerſt als vorbereitende 
Handlung diente, dann als naturgemäße Vorausſetzung galt und ſchließ⸗ 
lich als Bedingung der Wechſelregreßſchuld geſetzlich geregelt wurde“. 
Sodann werden die „Arten des Proteſtes“ in Kap. II durchgegangen, 
weſentlich mit Rückſicht auf die Allgem. Deutſche Wechſelordnung. Die 
neuere Literatur iſt hierbei verwerthet, was mit der Rechtſprechung 
nicht im gleichen Maße der Fall fein dürfte. Zu $ 14 3, „Einfluß der 
höheren Gewalt auf Verſäumung der Proteſtfriſt“, erſchien es mir an⸗ 
gethan, auf das franzöſiſche Wechſelmoratorium, beginnend mit dem 
Geſetz vom 13. Auguſt 1870 (in dieſer Zeitſchrift Bd. XVI S. 413 ff.) 
und die damit in Zuſammenhang ſtehende Literatur und Rechtſprechung 
(in dieſer Zeitſchrift Bd. XVII S. 295 ff., Bd. XVIII S. 625 ff., 
Bd. XIX S. I ff., Bd. XXI S. 580 ff.) hinzuweiſen. S. 84, „Ort der 
Proteſterhebung“, hätte die Entſcheidung des Reichsgerichts in CS. 
Bd. XXXII S. 111 (Rehbein, Wechſelordnung (6. Aufl.] zu Art. 4 
Anm. 38; Staub, Wechſelordnung S. 25) Anknüpfungspunkte geboten. 
Zu $ 17, „Deklarationsproteſt“, iſt bei der Frage des zahlenden In⸗ 
doſſanten, der zugleich Domiziliat iſt, lediglich auf die Entſcheidung des 
Reichs⸗Oberhandelsgerichts Bd. XII S. 114 Bezug genommen. Das 
Reichsgericht hat ſich mit dem Gegenſtand in den Entſcheidungen vom 
16. Jannar 1886 (Gruchot Bd. XXX S. 701) und vom 9. Dezember 
1895 (Entſch. in CS. Bd. XXXVI S. 99) eingehend beſchäftigt. 

S. 63 ff. wird gegen die Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
9. Dezember 1893 (Entſch. Bd. XXXII ©. 78), anlangend die Berechti— 
gung zur Proteſterhebung auf Antrag eines Prokuraindoſſatars bei 
nachfolgendem zweiten Prokuraindoſſament, angekämpft. Hier ſei be⸗ 
merkt, daß es bedenklich erſcheint, gegen die im Wechſelrecht gebotene 
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Form mit dem Prinzip von Treu und Glauben einzutreten. Auch 
Grünhut dürfte hierin in feinem Wechſelrecht Bd. II S. 146 zu 
weit gehen. 

In $ 26 werden Vorſchläge zu einer geſetzlichen Regelung der 
Befugniſſe des Proteſtbeamten hinſichtlich des Zahlungsempfanges ge⸗ 
macht. Anlangend den Rechtscharakter des Wechſelproteſtes heißt es 
S. 160: „Der Proteſt iſt inſofern Formalakt, als er an genau be⸗ 
ſtimmte Formen gebunden iſt, aber er iſt kein dispoſitiv rechtserzeugender 
Formalakt, ſondern nur ein ſolenner Beweisakt, auch als ſolcher iſt er 
aber nur Beweismittel und nichts mehr. Der Wechſel beweiſt und 
legitimirt nicht bloß, ſondern er begründet auch; der Proteſt beweiſt 
und legitimirt nur, er begründet nicht.“ 

Es wäre intereſſant, zum Nachweiſe der Eigenſchaft des Proteſtes 
darzulegen, wie ſeit Rechtskraft der Allgem. Deutſchen Wechſelordnung 
und ſchon unter der Rechtſprechung des Preuß. Obertribunals die 
Formenſtrenge bei Prüfung des Proteſtes nachgelaſſen hat. Während 
anfänglich in der Wechſelabſchrift eine fehlende Zahl im Stempel und 
dergleichen die Giltigkeit des Proteſtes erledigte, gelangte man allmäh⸗ 
lich dahin, daß die Abſchrift genüge, wenn die Nämlichkeit des pro- 
teſtirten und des Klagewechſels feſtſtehe. 

Betreffend die Erleichterung des Proteſtes, wie ihn die Allgem. 
Deutſche Wechſelordnung erfordert, iſt anlangend das belgiſche Geſetz 
vom 10. Juli 1877 in dieſer Zeitſchrift Bd. XXIII Beilageh. S. 177, 
anlangend den Poſtproteſt in Vd. XXIV S. 306 ff. berichtet. 

Makower hat ſeinen Vorſchlag in dieſer Zeitſchrift Bd. XLI 
S. 361 dargelegt. Verfaſſer entſcheidet fic) für die gegenwärtige Proteft: 
form (Vorbemerkung S. 7) und bezeichnet den Poſtproteſt in Verbindung 
mit der „Notirung“ (§ 27) für angemeſſen, vorausgeſetzt, daß eine 
Haftpflicht der Poſt begründet wird. Sonach dürfte der Poſtproteſt 
keine Ausſicht haben. Wenn es zu einer Umarbeitung der vortrefflichen 
Deutſchen Wechſelordnung dereinſt kommen wird, jo wird die Proteit: 
form erleichtert werden müſſen. Den Weg dürfte das belgiſche Geſetz 
weiſen; vielleicht wäre eine weitere Erleichterung bei Wechſeln mit einem 
Betrage von weniger als 150 Mark (?) zu bedenken und von einem 
urkundlichen Proteſt überhaupt abzuſehen. , 

Ich darf mit der Bemerkung ſchließen, daß die Schrift, ohne 
neue feſte Vorſchläge zu machen, über das zum Gegenſtand gewählte 
Gebiet wohlgeordnet und klar berichtet. 

Dr. Keyßner. 
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XLVIIL Lehrbuch des Pandektenrechts von Dr. Bern: 
hard Windſcheid, weiland Profeſſor an der 
Univerſität Leipzig. 8. Auflage unter vergleichender 
Darſtellung des deutſchen bürgerlichen Rechts bear⸗ 
beitet von Dr. Theodor Kipp, Profeſſor an der 
Univerſität Erlangen. 8. (Bd. I: 1141 S.; Bd. II: 
1071 S.) Frankfurt a. M. 1900, Literariſche An- 
ſtalt Rütten & Coening. å 


Die erſte Auflage dieſes Werkes erſchien 1862, gewidmet Karl 
Georg von Wächter „in Verehrung und Dankbarkeit für vielfache 
Förderung und Belehrung“. Die Vorrede hierzu iſt ein werthvoller 
Beſtandtheil des Werkes geblieben. Es wird daſelbſt auf die damals 
„gewöhnlichen trefflichen Lehrbücher von Puchta und Arndts“ ver⸗ 
wieſen. Der Unterſchied tritt ſofort hervor; wenn auch die römiſchen 
Rechtsſätze „auch da, wo ſie uns fremd anmuthen, als geltend einge⸗ 
tragen find, wenn nicht ein beſonderer Grund ihrer Nichtgeltung nach⸗ 
weisbar war“, ſo tritt doch überall bereits das Recht der Gegenwart 
hervor. Derartige Zugriffe z. B. in das Handelsgeſetzbuch wären 
Puchta (auch Rudorff, dem Bearbeiter der vierten Auflage) durch— 
aus fremd geblieben. 

Aus der Vorrede kann ich nicht unterlaſſen, einige Sätze hierher⸗ 
zunehmen: „Selbſtändigkeit der Arbeit wird man hoffentlich nirgends 
vermiſſen. Von der anderen Seite habe ich das eitle Streben fern von 
mir zu halten geſucht, Alles anders ſagen zu wollen, als meine Vor⸗ 
gänger es geſagt haben. Die Pflicht des Verfaſſers eines Lehrbuches 
ift, das Ueberlieferte zu prüfen, aber ebenſoſehr, das nach feiner Weber: 
zeugung Gute feſtzuhalten.“ Bei der gegenwärtigen Ueberfluthung des 
Marktes mit Lehrbüchern, Handbüchern, Kommentaren ſollten die für 
die eigene Belehrung fleißig und erfolgreich thätigen Verfaſſer vorſichtig 
prüfen, ob ſie nicht am vorhandenen Guten zunächſt feſthalten ſollten 
und ob nicht die Umprägung keine Verbeſſerung ſei, ſondern nur mit 
Selbſtgefälligkeit geſchehe. Weiter entnehme ich als bedeutungsvoll aus 
der Vorrede: „Im Uebrigen habe ich mich bemüht, möglichſt deutſch zu 
reden, im Ausdruck wie in der Sache. Was den Ausdruck angeht, ſo 
bin ich nicht der Anſicht Derjenigen, welche in der Feſthaltung der 
römiſchen Terminologie auch für das heutige Recht kein Uebel oder wohl 
gar einen Vorzug ſehen. Ich meine, daß zu einer wahrhaften Ber- 
deutſchung des römiſchen Rechts auch das gehöre, daß ihm, ſoweit dies 
ohne pedantiſchen Purismus möglich iſt, auch das deutſche Wort ge— 
liehen werde. Jedenfalls ſollen unſere Geſetzbücher deutſch reden, und 
wir werden nie vergeſſen dürfen, daß auch bei Abfaſſung derſelben die 
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Lehrbücher zu allen Zeiten einen nicht unbedeutenden, mittelbaren oder 
unmittelbaren, Einfluß ausüben werden.“ 

In den bald 40 Jahren hat in den Lehrſtühlen der Wille, vers 
meidliche Fremdwörter auszuſchalten, nicht überall die erwünſchte Aus⸗ 
führung erfahren, ſogar neben dem Deutſch des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
wird in bequemer Gewohnheit im Fremdwort verharrt. Es iſt nicht 
leicht, gegen ein Fremdwort anzukämpfen, ſo z. B. gegen constitutum 
possessorium. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat von ſeiner Kraft hier 
keinen Gebrauch gemacht, es wird zu § 929 an dem unklaſſiſchen Wort 
(vgl. zu § 155 Anm. 8) feſtgehalten; es fei das Wort „Eigenthums⸗ 
entſchlagung“ in Vorſchlag gebracht; möchte es ſich oder ein beſſerer 
Erſatz neben „kurzer Hand“ durchkämpfen. 

Neben Auflage 1 liegt Auflage 4 (1875) vor. Mit welchem 
ſtolzen Selbſtbewußtſein der berühmte und in ſeiner beſcheidenen Zu⸗ 
rückhaltung gerühmte Rechtslehrer auf ſein Werk blicken durfte, ergibt 
die weſentlich unveränderte Faſſung im Text und die unveränderte Be⸗ 
zifferung der Paragraphen. Erweitert in ſtets neuer Durcharbeitung 
und in Beherrſchung der Literatur, ſowie neidloſer Verwerthung und 
Anerkennung der guten Leiſtungen, treten die Anmerkungen hervor. 
Auch weſentliche Aenderungen wurden mit Entſchiedenheit vorgenommen, 
ſo z. B. in dem Aufgeben der ſolidariſchen Haftung der Geſellſchafter 
aus Rechtsgeſchäften eines zur Vertretung berufenen Geſellſchafters; 
Anm. 7 zu § 507. 

Die ſiebente Auflage, gewidmet dem Andenken an Dr. Eduard 
Pape, weiland Präſidenten des Reichs-Oberhandelsgerichts und Vor⸗ 
ſitzenden der Kommiſſion für Ausarbeitung des Entwurfes eines deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuches, erſchien 1891. 

Am 25. Oktober 1892 verſtarb der Meiſter, nachdem ihm am 
17. September 1892 Rudolf von Ihering im Tode voraufgegangen 
war. Beiden des Nachruhmes ſicheren Männern hat Dr. Ernſt Eck, 
hierzu wie kein Anderer berufen, einen Nachruf gewidmet ). 

Am Schluß der Vorrede heißt es: „Freilich iſt nichts ſo ſehr, als 
die Durcharbeitung des recipirten fremden Rechts im Ganzen, geeignet, 
den Wunſch und die Sehnſucht zu erwecken und zu ſteigern, daß es uns 
endlich einmal beſchieden fein möge, von fo manchem innerlich abge⸗ 
ſtorbenen Rechtsſatz in raſcherer und ſicherer Weiſe befreit zu werden, 
als dies auf dem Wege eines Gewohnheitsrechtes möglich iſt, welches 


1) Zur Feier des Gedächtniſſes von B. Windſcheid und Rud. 
v. IJhering. Vortrag, gehalten in der Juriſtiſchen Geſellſchaft 
zu Berlin am 17. Dezember 1892. Berlin 1893, Karl Heymann's 
Verlag. Vgl. ferner Allgem. Deutſche Bibliographie Bd. XLIII 
S. 423. — Auch Eck iſt inzwiſchen am 6. Januar 1901 ge⸗ 
ſtorben. 
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ſich doch hauptſächlich auf die Wege der Praxis angewieſen ſieht, dieſer 
ſo viel genannten und doch wie oft unauffindbaren Praxis!“ 

Dieſen am 3. September 1862 geſchriebenen Worten war für 
Windſcheid eine Erfüllung nicht mehr gewährt. Einer anderen Kraft 
mußte es überantwortet werden, das Werk fortzuführen und den Zu⸗ 
ſammenhang klar zu halten zwiſchen dem römiſchen Recht, dem deutſchen 
Pandektenrecht und dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Aus dem Vorwort 
des Herausgebers der achten Auflage ſeien folgende Sätze hierher über⸗ 
nommen: | 

„In der That: jede tiefere Erkenntniß des deutſchen bürgerlichen 
Rechts wird für alle Zeiten in der Betrachtung des bisherigen gemeinen 
Rechts eine ihrer weſentlichſten Grundlagen zu ſuchen haben. Jeder 
Praktiker wird noch auf lange Zeit hinaus die Kenntniß des gemeinen 
Rechts ſchon zu dem unmittelbaren Zwecke der Entſcheidung ſolcher 
Streitfälle nicht entbehren können, deren Wurzeln in der Zeit vor dem 
Inkrafttreten des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs liegen. Die Vor⸗ 
leſungen über Pandektenrecht ſind formell aus dem Lehrplan der deut⸗ 
ſchen Univerſitäten verſchwunden, aber der Sache nach leben ſie fort, 
theils in der Vorleſung über das Syſtem des römiſchen Privatrechts, 
theils in der Befolgung der Anforderung, daß die Vorleſungen über 
deutſches bürgerliches Recht in eingehender dogmengeſchichtlicher Ent⸗ 
wickelung gehalten werden ſollen. So lange man aber der Kenntniß 
des Pandektenrechts bedarf, wird man auch des Windſcheid als ſeiner 
hervorragendſten, ſeiner genaueſten, reichhaltigſten Darſtellung nicht 
entrathen können.“ 

Zunächſt darf hervorgehoben werden, daß das Windſcheid'ſche 
Meiſterwerk nicht umgearbeitet, ſondern erhalten iſt; der ehrſurchtsvollen 
Achtung hat Profeſſor Dr. Kipp in der Vorrede anmuthenden Aus⸗ 
druck gegeben. 

Die Aufgabe, den Inhalt des Lehrbuches mit dem neuen Recht in 
Zuſammenhang zu bringen, war eine überaus ſchwierige; vielfach konnte 
angeſchloſſen, fortgeführt werden; eine vollſtändige Durchführung war 
unthunlich, ſollte nicht die Grenze des Nachweiſes der Wurzelung des 
neuen Rechts überſchritten werden. Es war deshalb berechtigt, wenn 
auch auf rechtsvergleichende Bemerkungen eingeſchränkt wurde. 

Es läßt ſich nicht verheimlichen, daß in den jungen Juriſten eine 
Neigung vorhanden iſt, das neue Recht als ein ſelbſtändiges für ſich in 
Angriff zu nehmen; es iſt dagegen unerläßlich, zum Bewußtſein zu 
bringen, daß das Bürgerliche Geſetzbuch in früherem Recht wurzelt und 
trotz aller Veräſtelung in dem mannigfach bebauten Rechtsboden ſeine 
Urkraft aus dem römischen Recht und deffen Fortentwickelung entnom⸗ 
men hat. Ohne Rechtsgeſchichte, ohne das römiſche Recht kann das 
das heutige Recht nicht empfunden, nicht verſtanden werden. Profeſſor 
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Kipp's Ziel, ſo darf ich ſagen, iſt darauf gerichtet geweſen, dies dem 
Studirenden zum Bewußtſein zu bringen. Wie dies erfolgreich geſchehen, 
dafür muß es genügen, die Nachworte zum Beſitz §§ 148— 155, Gefell- 
ſchaft Bd. II S. 731 ff., 742 ff., Auftrag Bd. II S. 748, Spiel, Wette 
Bd. II S. 807, Gemeinſchaft Bd. II S. 879 hervorzuheben. Die Even⸗ 
tualaufrechnung Stölzel's iſt Bd. II S. 445 unter Berückſichtigung 
der geſammten Literatur dargelegt, abſchließend mit den Worten: 
„Meines Erachtens iſt die Theorie Stölzel's richtig.“ 

Das Schlußwort der Vorrede Windſcheid's (erſte Auflage) fet 
hierhergeſetzt: 

„Und ſo möge dieſes Buch hinausgehen und verſuchen, ob es 
etwas zu nutzen im Stande iſt.“ 

Dem Windſcheid'ſchen Erfolg fol der des Windſcheid-Kipp 
gleichkommen. 

Keyßner. 


XLIX. Lehrbuch des bürgerlichen Rechts auf der 
Grundlage des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
III. Abth.: Sachenrecht. Bearbeitet von Dr. Ed. 
Heilfron, Amtsrichter, und Georg Pick, Ge— 
richtsaſſeſſor. kl. 8. (XI und 752 S.) Berlin 
1900, Speyer & Peters. 


Bd. I und II, enthaltend den allgemeinen Theil und das Recht 
der Schuldverhältniſſe, ſind in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 364 
angezeigt. 

Der Ausbildung der jungen Juriſten und ihrer Vorbereitung zu 
den Prüfungen eine ſichere Stütze zu fein, ift auch dieſer Band gewid— 
met mit beſonders anzuerkennender Aufmerkſamkeit auf die Rechts- 
geſchichte und die Entwickelung der einzelnen Rechtsgeſtaltungen. Wer 
nach den Heilfron'ſchen Lehren gearbeitet hat, dem werden dieſelben 
bleibend werthvoller Begleiter in der amtlichen Thätigkeit ſein. 

Die ſoeben (März 1901) erſchienene Abth. IV, „Familien: und 
Erbrecht“, gibt dem Werk erfreulichen Abſchluß. 

Dr. Keyßner. 


L. Dr. Heinrich Dernburg, Geh. Juſtizrath, Pro- 
feſſor an der Univerſität Berlin, Mitglied des 
Herrenhauſes. Das bürgerliche Recht des 
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Deutſchen Reichs und Preußens. 8. (Bd. II 
Abth. 1: 385 S.; Abth. 2: 720 S.) Halle a. S. 
1899, 1901, Buchhandlung des Waiſenhauſes. 


Bd. III dieſes Werkes, welches in Dernburg's Preußiſchem 
Privatrecht wurzelt, ijt Bd. XLVII S. 361 dieſe r Zeitſchrift angezeigt. 
Bd. II behandelt „die Schuldverhältniſſe nach dem Rechte des Deutſchen 
Reichs und Preußens“. In der Anordnung iſt hier dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch nachgegangen, daneben jedoch die Unabhängigkeit feſtgehalten; 
dahin glaube ich rechnen zu dürfen, daß unter Abſchnitt 4, „Ueber⸗ 
tragung der Forderungen“, die allgemeinen Lehren des Indoſſaments, 
der Inhaberpapiere und Legitimationspapiere eingeordnet ſind. Es 
ergibt ſich hiermit zugleich, daß wie im Preußiſchen Privatrecht auch 
das Wechſelrecht behandelt ift (Abth. II, Së 245 — 281), angeſchloſſen 
an die Anweiſung. Zu den Inhaberpapieren ſei auf die in letzter Zeit 
hervorgetretene Verbindung der Zinsſcheine in Form der Inhaberpapiere 
mit Schuldverſchreibungen auf den Namen aufmerkſam gemacht. 

Wenn ich mich hier darauf beſchränke, die hauptſächlichſten Er- 
örterungen in der Anmerkung zu verzeichnen !), jo will ich doch Ge: 
legenheit nehmen, meine Anſicht dahin auszuſprechen, daß zunächſt zu 
entſcheiden ift, ob eine Geldſumme⸗Schuldverſchreibung (B. GB. § 795) 
vorliegt oder nicht; im Verneinungsfalle kaun von dem Erforderniß der 
ſtaatlichen Genehmigung keine Rede ſein. Iſt der Zinsſchein als eine 
Inhaber⸗Geldſchuldverſchreibung nach ſeinem Inhalt geſtaltet, was durch 
die Bezugnahme auf den Schuldgrund — Zinsbetrag zu einem verzinslichen 
Darlehen — keineswegs ausgeſchloſſen iſt, ſo greift das Erforderniß der 
ſtaatlichen Genehmigung Platz. Dem Zinsſchein ſteht eine Selbſtändig⸗ 
keit unabhängig von dem Namenspapier zu. Vgl. St. GB. $ 145 a. 

Abth. II (bereits in unveränderter zweiter Auflage erſchienen) 
bringt (S. 716—720) Nachträge und Berichtigungen zu Abth. I. Man 
berichtige danach § 16 Abſ. 3 und Anm. 4. Was S. 37 die Ein⸗Thaler⸗ 
und Zwei⸗Thaler⸗Stücke öſterreichiſcher Prägung anbetrifft, fo find bie 
jelben nunmehr durch Verordnung vom 8. Januar 1900 (Reichs⸗GBl. 
S. 1013, in dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 519) außer Kurs geſetzt. Die 


1) Ritter, Die allgemeinen Lehren des Handelsrechts; mit einem 
Anhange, betr. das Recht der Schuldverſchreibungen S. 184 ff. 
— Gutachten der Syndici der Aelteſten der Kaufmannſchaft in 
Berlin, Dr. Apt und Dove, in der Korreſpondenz der Aelteſten 
der Kaufmannſchaft in Berlin Nr. 7 vom 31. Juli 1900. — 
Dr. Apt in Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen 
1900 Nr. 11 S. 253. — Rudorff in „Das Recht“ 1900 Nr. 21. 
— Dr. Goldfeld ebendaf. Nr. 24. — Berliner Börſen-⸗Ztg. 
1900 Nr. 531 Beilage IV. 
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letzte Verbindung im Münzverhältniß, welche mit Oeſterreich durch den 
Münzvertrag vom 24. Juni 1857 geſchaffen war, iſt damit beſeitigt. In 
der Darſtellung der „einzelnen Obligationen“ wird begonnen in Tit. 1 
mit „Veräußerungsgeſchäften“ und hier mit „Kauf“. In § 177, „Folgen 
des Verzuges des Käufers“, wird unter 4. gefragt, ob dem Verkäufer 
gegen den Käufer dieſelben Rechte zuſtünden, wie fie in § 376 HGB.“'s 
für die Fixgeſchäfte gewährt ſeien. Das anzunehmen ſei bedenklich. 
Wenn nach § 326 B. GB.'s der Verkäufer Schadenserſatz wegen Nicht: 
erfüllung zu verlangen hat, fo bleibt ihm der Betrag des Schadens zu 
beweiſen. Daß auch der Selbſthilfeverkauf zuſtändig iſt, wird nicht an⸗ 
gezweifelt werden können, weil ſonſt gegenüber dem Art. 354 HGB.“ 
ein Rückſchritt gemacht wäre. Durch einen Hinweis auf die im $ 373 
HGB. s geregelten Verkaufsformen, wie früher durch die Unterſtellung des 
Art. 354 unter Art. 343, iſt für den ſäumigen Käufer Sorge zu tragen 
nicht weiter für erforderlich erachtet. Dem Verkäufer ſteht der Anſpruch 
auf Geld zu; er darf die Mittel anwenden, welche zweckmäßig und der 
Verkehrsſitte entſprechend zur Schadensfeſtſtellung führen. Ob die ſich 
hiermit ergebende Schadenshöhe dem ſäumigen Käufer zum Erſatz auf⸗ 
erlegt werden darf, wird nach § 287 CPO. richterlich zu beurtheilen 
ſein. Das dürfte mit dem in Einklang ſtehen, was Dernburg S. 36 
angibt. An den Kauf ſind Tauſch, Vergleich, Schenkung, Spielgeſchäfte 
angeſchloſſen. Titel 2, „Ueberlaſſung von Gebrauch und Nutzungen“, 
gibt Miethe, Pacht, Leihvertrag. Titel 3, „Kreditgeſchäfte“, gibt Dar⸗ 
lehen, Wechſelrecht, Maſſenanlehen, Bürgſchaft. Titel 4, „Geſchäfts⸗ 
beſorgungen“. Titel 5, „Geſellſchaft und Gemeinſchaft“. Titel 6, „Un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung“. Titel 7, „Unerlaubte Handlung. Ander⸗ 
weite außervertragliche Schädigung“. 

Vielleicht wäre eine Nachfolge in der Anordnung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches Manchen erwünſcht geweſen; doch dieſe werden ſich in die 
durchdachte Folge eingewöhnen. 

Die Meiſterſchaft in der Darſtellung iſt auch in dieſem Werk 
wiederum bewährt; der Leſer fühlt ſich überall geſichert, denn er em⸗ 
pfindet, wie Verfaſſer ſtets aus der Fülle des in ihm wiſſenſchaftlich 
geordnet geſicherten Stoffes gibt; nicht zum Zweck des Werkes wurde 
gearbeitet, ſondern das Werk war im Verfaſſer bereits vorhanden und 
wurde vom Verfaſſer zur eigenen Befriedigung und zum Nutzen der 
Leſer geſtaltet. Ich glaube ſagen zu dürfen, die Leſer werden, wie an 
Dernburg's Preußiſchem Privatrecht, ſo an dem hier angezeigten 
Werk Freude haben. 

Dem umgearbeiteten Bd. I und dem Schlußband, Familien- und 
Erbrecht, wird mit Vertrauen auf die Arbeitskraft des Verfaſſers ent: 


gegen geſehen. 
Dr. Keyßner. 
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LI. Dr. Hermann Fitting, Geh. Juſtizrath und 
ord. Profeſſor der Rechte zu Halle. Der Reichs⸗ 
Civilprozeß. 9. und 10. Auflage nach der 
Civilprozeßordnung vom 20. Mai 1898 und den 
Nebengeſetzen neu bearbeitet. 8. (744 S.) Berlin 
1898, 1900, J. Guttentag. 


Die erſte Auflage dieſes Werkes (1878) iſt in Bd. XXIV S. 323 
dieſer Zeitſchrift angezeigt (damals 345 S.). Die fernere Entwicke⸗ 
lung in den raſch aufeinander folgenden Auflagen iſt hier nicht weiter 
verfolgt; die ſiebente und achte Auflage hatte ſich, wie in der Vorrede 
geſagt iſt, etwas über eine kurze, ſtreng auf die weſentlichen Grundzüge 
beſchränkte Darſtellung zu eingehender Erörterung einzelner Fragen 
erweitert. In der durch die neue Geſetzgebung erforderlich gewordenen 
Umarbeitung hat Verfaſſer Entwickelungen von Streitfragen entſagt; 
dem Bedürfniß der Studirenden, das auch in weiten juriſtiſchen Kreiſen 
empfunden wurde, nachgebend, iſt das Werk wiederum auf eine ge⸗ 
drängte Darſtellung der Grundzüge eingeſchränkt, wobei aber beſonders 
hervorgehoben ſei, daß auch die Zwangsvollſtreckung in unbewegliches 
Vermögen und in eingetragene Schiffe (§§ 108 — 120) aufgenommen ift. 

Die knappe, ſtrenge Kürze im Textwort wird durch die Anmerkungen 
vortrefflich erweitert. Wenn z. B. gefragt wird, wie ſich das Verfahren 
geſtaltet, wenn durch Beſichtigung einer Sache deren Zuſtand durch einen 
Sachverſtändigen befunden werden ſoll, und die Partei die Sache nicht 
vorlegt, fo gibt darüber § 58 Anm. 7 ſchlüſſige Auskunft dahin, „ſonſt 
greifen §§ 230, 231, 367 Abſ. 2 CPO. ein“. In folder Weiſe iſt 
Vollſtändigkeit erreicht, die der fleißige Leſer verſtehen und ſchätzen 
wird. Selbſtverſtändlich iſt alles Neue eingearbeitet, wie z. B. der 
Wechſelprozeß S. 447, 448 ergibt. 

Wie ſofort der Werth des Werkes erkannt worden iſt, beweiſt 
die Thatſache, daß der neunten Auflage binnen wenigen Monaten eine 
zehnte unveränderte folgen mußte. 

Die Bedeutung des Werkes in der Praxis ſei zum Schluß von 
mir ſreudig begrüßt. 

Dr. Keyßner. 


LII. Herrmann, Dr. Karl, Privatdozent (jetzt a. o. 
Profeſſor an der k. k. Karl⸗Ferdinands⸗Univerſität 
mit böhmiſcher Vortragsſprache) in Prag. Die 
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rechtliche Verantwortlichkeit des Verſiche— 
rers für feine Agenten nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht. 8. (VIII und 223 S.) Berlin 
1897, Karl Heymann's Verlag. 


Die Schrift Herrmann's gehört zu denjenigen Abhandlungen, 
welche man gerne lieſt und ebenſo gerne beſpricht, weil ſie viel Be⸗ 
lehrung und Anregung bietet, praktiſch und theoretiſch wichtige Probleme 
im Allgemeinen zu befriedigender Löſung bringt und eine muſtergiltige 
Darſtellungsweiſe zeigt, bei der ſich die Vorzüge einer überſichtlichen 
Dispoſition, eines klaren und korrekten Stils, einer ausreichenden Be⸗ 
rückſichtigung von Literatur und Judikatur und einer richtigen Ab- 
meſſung der Detailunterſuchungen zu einem wohl abgerundeten Geſammt⸗ 
bilde vereinigen. 

Der Verfaſſer ſchränkt ſeine Darſtellung nach mehreren Richtungen 
ein: zunächſt (val. S. 4 ff.) auf die materiellrechtlichen Einwirkungen, 
welche das Verhalten des Agenten auf das in der Entſtehung begriffene 
oder perfekt gewordene Verſicherungsverhältniß zwiſchen Verſicherer und 
Verſicherungsnehmer äußert (ſo daß demnach einerſeits die formellrecht⸗ 
lichen Folgen und andererſeits die ſelbſtändigen, von dem Verſicherungs⸗ 
verhältniſſe unabhängigen Erſatzanſprüche Dritter wegen ſelbſtändiger 
— deliktiſcher — Schadenszufügung durch den Agenten ausſcheiden; 
val. auch S. 177, S. 164 N. 1); ſodann, indem er nur die Verſiche⸗ 
rung gegen Prämie, nicht auch die auf Gegenſeitigkeit ins Auge faßt 
(S. 214 f.), und endlich, indem er (S. 13) nur das poſitive und zwar 
das poſitive öſterreichiſche Recht zur Grundlage ſeiner Erörterungen 
macht, nicht jedoch Billigkeits- und Nützlichkeitserwägungen. Dagegen 
zieht der Verfaſſer in den Kreis feiner Betrachtungen ſämmtliche vor- 
handenen Arten von „Verficherungsagenten“, die er nach § 2 (S. 6 ff.) 
eintheilt in ſelbſtändige Vermittler von Verſicherungsgeſchäften und in 
ſolche Agenten (im engeren Sinne), welche zu einem beſtimmten Ver⸗ 
ſicherer in dauernden Beziehungen ſtehen entweder als Generalagenten 
(Hauptagenten, Repräſentanten, Subdirektoren) zur Vertretung des 
Verſicherers in einem beſtimmten räumlichen Umkreiſe überhaupt oder 
— praktiſch der häufigſte und wichtigſte Fall — als Unteragenten 
(Subagenten, Spezialagenten, gewöhnliche Agenten, Verſicherungs— 
agenten ſchlechthin) behufs Gewinnung Verſicherungsluſtiger, Vermitte⸗ 
lung der Antragſtellung, Prämieneinziehung u. ſ. w. 

Die vortreffliche Dispoſition zerlegt nach einer allgemeiner ge: 
haltenen und auch (auf S. 3) eine Literaturangabe bietenden Einleitung 
($ 1 „Abgrenzung des Problems“, § 2 „Verſicherungsagenten und ihr 
Wirkungskreis im Allgemeinen“, f. oben) den Stoff zunächſt in vier Grup⸗ 
pen; davon behandelt I (S. 12—65) die „Stellvertretungshandlungen 
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des Agenten“, II (S. 60—86) die ,paffive Stellvertretung des Ber- 
ſicherers durch den Agenten“, III (S. 87—162) die „rechtliche Berant: 
wortlichkeit des Verſicherers für ſelbſtändige Handlungen des Agenten“ 
und IV (S. 163 — 179) die „rechtliche Beeinfluſſung des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes durch Wilens- und Wiſſensmomente des Agenten“. 
Gruppe I umfaßt darnach Rechtshandlungen, welche der Agent 
im Namen des Verſicherers als deſſen Bevollmächtigter und direkter 
Stellvertreter vornimmt. Gruppe II, deren Ueberſchrift irre führen 
könnte, erörtert diejenigen rechtsgeſchäftlichen Handlungen, bei welchen 
der Verſicherer und demzufolge auch der Agent nur eine paſſive Rolle 
ſpielt, weil rein einſeitige Akte von anderer Seite (Verſicherungsnehmer 
bezw. Antragſteller) in Frage ſtehen, die nur behufs ihrer rechtlichen 
Wirkſamkeit gerade gegenüber einer beſtimmten Perſon, hier dem Ver⸗ 
ſicherer bezw. Agenten, vorgenommen werden müſſen; es wird in dieſer 
Gruppe alſo geprüft, inwiefern ein paſſives Verhalten des Agenten den 
Verſicherer bindet. Gruppe III umfaßt Handlungen des Agenten, die 
nicht als Stellvertretungshandlungen (gegenüber dem Verſicherer) ge⸗ 
dacht oder denkbar ſind, ſondern ſich als ſelbſtändige Akte darſtellen, 
wie Informationsertheilungen, Belehrungen, Rathſchläge, Ausfüllung 
des Deklarationsformulars, Abfaſſung von Veränderungs- und Schadens⸗ 
anzeigen u. dergl. Gruppe IV betrachtet das doloſe oder kulpoſe Ver: 
halten des Agenten und die Verantwortlichkeit des Verſicherers dafür. 
Wird ſchon durch dieſe Gruppirung Auseinanderfallendes ſcharf 
getrennt, ſo geſchieht dies ebenſo und noch ſchärfer, indem jede der 
vier Gruppen in zwei große Untergruppen zerlegt 
worden iſt, deren eine (4) das Stadium der Vorbereitung 
und Abſchließung des Verſicherungsvertrages, die andere 
(B) das Stadium des bereits abgeſchloſſenen Verſiche⸗ 
rungs vertrages betrifft. So wird denn erörtert: in Gruppe I A 
die Abſchließung bezw. Perfektionirung des Vertrages (§ 4 S. 24 ff.), 
insbeſondere durch Annahme der erſten Prämie (S. 32), die Verein⸗ 
barung von Nebenabreden ($ 5 S. 35 ff.), der Vertragsſchluß unter 
Abweſenden ($ 6 S. 40 ff.), die Ablehnung des Verſicherungsantrags 
($ 7 S. 47 f.); in Gruppe ILA die Antragserklärung an den Agenten 
(§ 11 S. 67 ff.), die Widerrufserklärung an ihn (§ 12 S. 71 ff.), die 
Anzeigeerſtattung an ihn (§ 13 S. 77 ff.); in Gruppe III A die Ein⸗ 
wirkung des Agenten auf die Bildung und Erklärung des vertrags⸗ 
mäßigen Willens des Antragſtellers (§ 17 S. 102 ff.) und auf die Er⸗ 
füllung bezw. Nichterfüllung der Anzeigepflicht (S$ 18 — 20 S. 125 ff.); 
in Gruppe IV A die Berechtigung bezw. Nichtberechtigung des Ver: 
ſicherers zur Vertragsbeſtreitung (-anfechtung) wegen Irrthums bezw. 
Kenntniß des Agenten (§ 23 S. 164 ff.) und die Berechtigung des 
Verſicherungs nehmers zur Vertragsbeſtreitung wegen Wiſſens oder 
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Wiſſenmüſſens des Agenten vom Irrthume des Verſicherungsnehmers 
oder wegen doloſer Herbeiführung eines Irrthums des Verſicherungs⸗ 
nehmers ($ 24 S. 171 ff.). — In Gruppe 1B wird ins Auge gefaßt 
die Annahme der fälligen Prämien ($ 8 S. 50), die Vereinbarung von 
Nebenabreden (Kreditirung der Prämie, Feſtſetzung des Holſchuld⸗ 
charakters derſelben, Anerkennungen, Erfüllungshandlungen, Verzicht 
auf Einwendungen; $ 9 S. 52 ff.), die Kündigung und die Rücktritts⸗ 
erklärung (§ 10 S. 62 ff.); in Gruppe II B die Erſtattung vertrags⸗ 
mäßiger Anzeigen an den Agenten ($ 14 S. 78 ff.) und die Kündigung 
(§ 15 S. 84 ff.); in Gruppe III B die Einwirkung (§ 21 S. 149 ff.) 
und der thätige Eingriff (§ 22 S. 157 ff.) des Agenten auf bezw. in 
die Erfüllung der Vertragspflichten des Verſicherungsnehmers (Prämien⸗ 
zahlung, Anzeigepflicht, Rettungsmaßregeln u. dergl.); in Gruppe IV B 
die Einwirkung von Kenntniß (§ 25 S. 171 ff.) oder culpa bezw. 
dolus des Agenten (§ 26 S. 177 ff.) auf das Verhalten des Verſiche⸗ 
rungs nehmers. 

Aber auch dieſe Untergruppen differenzirt und ſondert der Ver⸗ 
faſſer noch vielfach, indem er die verſchiedenen Arten der Verficherungs⸗ 
agenten und der ihnen von Verſicherer bezw. Verſicherungsnehmer zu⸗ 
gebilligten Befugniſſe auseinanderhält (vgl. z. B. S. 25 ff., 45, 52 ff., 
80 ff., 85, 131, 155, 157 f., 166 f., 172 ff., 203 ff., 211 f.). Andere 
Geſichtspunkte, welche zu Trennungen führen, betreffen z. B. die unter⸗ 
bliebene oder ausdrücklich erfolgte Feſtſetzung der Bringſchuldnatur der 
Prämienleiſtung (S. 56 ff.), die Beſchaffenheit des Irrthums (S. 130 ff.), 
die Exiſtenz oder Nichtexiſtenz eines Auftrages des Verſicherungsnehmers 
an den Agenten zur Mitwirkung (S. 157 ff.). 

Auf dieſe vier Gruppen folgen dann, gleichfalls ſich ihnen an⸗ 
ſchmiegend, in §$ 27 — 30 S. 180 ff. eingehende Erörterungen über die 
parteimäßige Ausſchließung bezw. Einſchränkung der 
Verantwortlichkeit des Verſicherers für ſeine Agenten, wie 
der Verfaſſer überhaupt gerne darauf hinweiſt, daß etwaige Partei- 
dispoſition von Einfluß werden kann z. B. bezüglich des Wirkungs⸗ 
kreiſes des Agenten überhaupt (S. 10), bezüglich der Anzeigepflicht 
(S. 146, 197) und des Verzuges in Prämienzahlung (S. 151). 

Eine „Schlußbetrachtung“ endlich (S. 201 — 223) enthält I 
(S. 201 ff.) eine „Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe“, II (S. 211 ff.) 
eine Erörterung der „rechtlichen Stellung des Verſicherungsagenten“, 
III (S. 215 ff.) eine „allgemeine Würdigung der gewonnenen Reſultate“ 
und IV (S. 218 ff.) eine „Betrachtung de lege ferenda“. 

Die „Zuſammenfaſſung“ (Nr. 1) gruppirt in vortheilhafter Weiſe 
die Ergebniſſe nicht nach demſelben Prinzip wie der Haupttheil der 
Abhandlung, ſondern bietet eine andere Nuancirung nach dem „recht: 
lichen Inhalte der Wirkungen“, welche ſich „nach ihrer rechtlichen 
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Intenſität geordnet“ folgendermaßen abſtufen: 1. aktive Stellvertretungs⸗ 
wirkungen (cf. Gruppe I: direkte Verpflichtung des Berficherers durch 
die in ſeinem Namen vorgenommenen Handlungen des Agenten); 
2. paſſive Stellvertretungswirkungen (cf. Gruppe II); 3. Erweiterung 
bezw. Umwandlung der Vertragsverbindlichkeit des Verſicherers in 
Schadenserſatzpflicht; 4. Begründung der Beſtreitbarkeit des Verſiche⸗ 
rungsvertrages gegen den Verſicherer; 5. Exkuſation von Vertrags⸗ 
verletzungen des Verſicherungsnehmers; 6. Ausſchließung der Vertrags⸗ 
beſtreitung des Verſicherers trotz ſeines vorhandenen Irrtums. 

In Nr. II wird insbeſondere die wichtige Frage aufgeworfen, ob 
der Verficherungsagent als „Handlungsbevollmächtigter“ im Sinne des 
Handelsgeſetzbuchs anzuſehen ſei, und bejaht, ſoweit es ſich um rechts⸗ 
geſchäftliche Thätigkeit des Agenten, alſo um Vollmacht nach außen 
hin handelt, d. h. für die Fälle der Repräſentanz, der Vertrags⸗ 
ſchließungsvollmacht, aber auch der gewöhnlichen Agentur; ſodann wird 
hervorgehoben, daß die vom Verfaſſer gewonnenen Reſultate auch bei 
der Verſicherung auf Gegenſeitigkeit Platz greifen, obgleich man ſich 
bei dieſer nicht auf die ſpeziellen Normen des Handelsrechts, ſondern 
auf die des allgemeinen bürgerlichen Rechts zu ſtützen hat. 

In Nr. III wird ausgeführt, daß von den sub I genannten 
Rechtswirkungen vom Gefichtspuntte des praktiſchen Verkehrslebens be⸗ 
trachtet als die wichtigſten die sub 4—6 erwähnten, aus rein faktiſchen 
Berufsthätigkeiten des Agenten entſpringenden erſcheinen, als die un⸗ 
wichtigſten dagegen die sub 1—3 erwähnten, aus rechtsgeſchäft⸗ 
lichem unmittelbarem Kontakte des Agenten mit dem Publikum ent⸗ 
ſpringenden. 

In Nr. IV wird die Nothwendigkeit geſetzlicher Regelung der 
Rechtsverhältniſſe der Agenten betont, aber nur im Sinne dispofitiver, 
nicht im Sinne zwingender Normen und ferner nur im Sinne einer 
Abgrenzung des präſumtiven Wirkungskreiſes des Agenten, die der 
Verfaſſer namentlich auf gewiſſe Abreden wegen der Prämienzahlung 
erſtreckt. 

Innerhalb dieſer, wie geſagt, ſehr ſcharf und klar disponirten 
Unterſuchungen des Verfaſſers über die einzelnen zu ſeinem Thema ge⸗ 
hörigen Fragen findet ſich eine große Anzahl von Erörterungen 
allgemeiner Natur, die nicht bloß als Mittel zum Zwecke einer 
richtigen Beantwortung jener Fragen, ſondern darüber hinaus für das 
geſammte privatrechtliche Verſicherungsrecht und für das bürgerliche 
Recht überhaupt von Intereſſe ſind. Ich hebe hervor: betreffs des 
Verſicherungsrechts im Speziellen neben dem Punkte III der „Schluß⸗ 
betrachtungen“ (vgl. oben Zeile 20 ff.) die Ausführungen über den Begriff 
des Agenten überhaupt (S. 6 ff.), über die rechtliche Bedeutung der 
Verſicherungsbedingungen (S. 19 ff.), über den Zeitpunkt der Voll⸗ 
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endung und Wirkſamkeit des Verſicherungsvertrages (S. 41 ff.), über 
die Anzeigepflicht (S. 77 f., 124 ff.), über die Rechtsnatur der Gegen: 
ſeitigkeitsgeſellſchaften (S. 106 N. 9); betreffs des bürgerlichen Rechts 
überhaupt: die Ausführungen über die Stellvertretung in Rechts⸗ 
geſchäften (S. 13 ff.) und über die Irrthumsnormen des öſterreichiſchen 
Rechts (S. 90 ff., cf. S. 105, 172 ff.). 

Was die Eingangs angedeuteten Vorzüge der Darſtellung betrifft, 
ſo ſei noch Folgendes bemerkt: die Literatur, auch die in Zeitſchriften 
verſtreute und neben der Spezialliteratur über das eigentliche Thema 
auch die allgemeinere handels- und civilrechtliche iſt gründlich verwerthet 
worden !); desgleichen die Judikatur und zwar nicht bloß die öſter⸗ 
reichiſche, ſondern auch die deutſche des Reichsoberhandelsgerichts und 
des Reichsgerichts, ſowie bisweilen auch die der anderen deutſchen 
oberen und oberſten Gerichtshöfe?) (Oberappellationsgericht Berlin, 


1) Inzwiſchen iſt wieder neue Literatur einſchlägigen In⸗ 
halts erſchienen. Wenn man abſieht von den indirekt wichtigen 
Schriften über den Handlungsagenten überhaupt, z. B. Immer: 
wahr (Breslau 1900) und die Diſſertationen von Lauterbach 
(Straßburg 1899), Thomer (Erlangen-Köln 1898), Waldeck 
(Marburg 1900), Waſſermann (Erlangen⸗Bamberg 1899), 
Zweck (Greifswald 1897), kommen etwa noch folgende Aufſätze in 
Baumgartner Zeitſchrift für Verſicherungsrecht und⸗wiſſen⸗ 
ſchaft in Betracht: Baumgartner, „Zur Rechtsſtellung des 
Verſicherungsagenten beim Vertragsſchluß“, a. a. O. Bd. III 

(Straßburg 1897) S. 89 ff., Bd. IV (1898) S. 211 ff., Bd. V 
(1899) S. 105 ff.; Heidecker, Das Rechtsverhältniß der Ver⸗ 
ſicherungsagenten und Verſicherungsgeſellſchaften zu einander und 
zu Dritten unter Berückſichtigung des neuen Handelsgeſetzbuchs 
und des Bürgerlichen Geſetzbuchs (mit Ausſchluß des Seerechts), 
ebenda Bd. III S. 779 ff. (hier iſt während der Drucklegung 
die 5 Schrift noch nach Möglichkeit e 
worden, vgl. S. 811 Anm. 99a und von S. 829 ab); Duthaler, 
Der Verſicherungsagenturvertrag, ebenda Bd. IV S. 784 ff. — 
Ferner aus Baumgartner's Handwörterbuch des geſammten 
Verſicherungsweſens Bd. 1 (Straßburg 1899) die Aufſätze von 
Freudenſtein s. v. „Agent“ S. 171 ff. und von Derblich 
8. v. „Agenten (Verſicherungsagenten), deren Rechtsſtellung nach 
der oe Geſetzgebung“ S. 191 ff. — Bemerkt fei ſchließ⸗ 
lich, daß die durch Rieſenfeld herausgegebenen Breslauer 
Handelsgebräuche (Breslau 1900) zwar S. 33 ff. eine Anzahl 
von Gutachten der Breslauer Handelskammer über die Hand— 
lungsagenten und S. 233 ff. einige Gutachten über die Ber: 
ſicherungsagenten, beide Male aber nichts für das Herrmann'ſche 
Thema Wichtiges enthalten. 

2) Auch hier möchte ich auf einige neuere Entſcheidungen, die 
Herrmann noch nicht benutzen konnte, hinweiſen: Das Urtheil 
des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XXXIX Nr. 45 S. 177—180 
(29. Juni 1897) beantwortet die Frage: „Inwieweit hat der 
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ef. S. 169 Nr. 8, Celle S. 156 Nr. 18, Colmar S. 151 Nr. 4, Leipzig 
S. 60 Nr. 3, Lübeck S. 168 Nr. 7; Handelsappellationsgericht München 
S. 56 Nr. 1, 61 Nr. 4, 62 Nr. 5, 73 Nr. 7, 76 Nr. 5, 90 Nr. 1 und 
Nürnberg S. 51 Nr. 2; Oberlandesgericht Jena S. 153 Nr. 6; Preußi⸗ 
ſches Obertribunal S. 85 Nr. 2; Rheiniſcher Appellationsgerichtshof 
S. 144 Nr. 2; vgl. auch Hamburger Handelsgericht S. 51 Nr. 2). An 
Rechtsnormen haben außer dem Allgemeinen Handelsgeſetzbuch (ein⸗ 
ſchließlich der Vorarbeiten, vgl. S. 45 N. 5, 125 N. 3, und ein⸗ 
ſchließlich des bekanntlich in Oeſterreich nicht eingeführten Buches V, 
ef. S. 125 N. 1, 128 und 129 N. 10) und außer dem öſterreichiſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuch ſowie öſterreichiſchen Einzelgeſetzen und Ver⸗ 
ordnungen (vgl. S. 12 N. 1, 20 N. 17, 25 N. 2, 84 N. 9, 164 N. 1, 
174 N. 8, 203, 218, 219 N. 10) und dem ungarischen Recht (vgl. 
S. 26 N. 2, 125 N. 1) auch bisweilen fremde Syſteme Beachtung 
gefunden, fo das ſächſiſche Recht (S. 66 N. 1), das franzöſiſche!) und 
italieniſche Recht und die engliſche Praxis (S. 129 N. 10). 

Wenn der Verfaſſer manchmal Wiederholungen derſelben Aus⸗ 
führungen bringt, ſo iſt das lediglich ein Nachtheil, der mit einer ſo 
ſpezialiſirten Dispoſition, wie er ſie ſeinen Erörterungen zu Grunde 
legt, unvermeidbar Hand in Hand geht; jedesfalls hat er dieſe Wieder⸗ 
holungen zumeiſt als ſolche bezeichnet und auf das Nothwendigſte be⸗ 
ſchränkt; letzteres thut er im Allgemeinen auch betreffs der Kaſuiſtik, 
und hierin wie in den Zuſammenfaſſungen der Einzelunterſuchungen zu 
einem wichtigeren Punkte (vgl. S. 122 betreffs des Irrthums und 
S. 145 betreffs der Anzeigepflicht) dokumentirt ſich der praktiſche Sinn 
und Takt des Verfaſſers ebenſo wie in der Prüfung des praktiſchen 
Werthmaßes der erörterten Fragen (vgl. z. B. S. 60, 148, 185, 215 ff.) 
und wie in dem Hinweiſe darauf, daß dieſer oder jener Punkt als 
quaestio facti zu betrachten und die Entſcheidung von der näheren 
Ausgeſtaltung des Falles abhängig ſei (vgl. z. B. S. 80, 88 N. 1, 105, 
138, 152, 188). 


Verſicherungsnehmer für die an ſeiner Stelle vom Agenten der 
Verſicherungsgeſellſchaft bewirkte wahrheitswidrige Beantwortung 
der im Verſicherungsvertrage enthaltenen Fragen einzuſtehen?“ 
dahin, er könne ſich nur an den Agenten ſelber halten, da dieſer 
nicht Angeſtellter der Geſellſchaft ſei. — Zwei andere Ent: 
ſcheidungen des Reichsgerichts, die hier intereſſiren 
(vom 18. Mai und 25. Juni 1897) theilt Boyens in Baum⸗ 
gartner's Zeitſchrift Bd. IV (Straßburg 1898) S. 336 ff. 
und S. 338 ff. mit, eine Entſcheidung des Oberſten 
Gerichtshofs Wien vom 20. Januar 1897 iſt ebenda 
(Bd. IV) S. 120 ff. abgedruckt. 


1) 1 de Judikatur findet ſich verwerthet S. 29 N. 6, 
7 N. 9. 
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Hinſichtlich des Stiles, der im Ganzen äußerft klar und durchſichtig 
ift und im Allgemeinen (ſtörende Ausnahmen z. B. S. 135, 138 Abi. 2 
und 3, 141) ſchwerfällige Perioden vermeidet, iſt lediglich zu bemerken, 
daß Worte und Wendungen, welche unſchön wirken, nur ſelten begeg⸗ 
nen und daß ſich auch dieſe zum Theil aus einem ſpezifiſch öſterreichiſchen 
Sprachgebrauche erklären mögen, der dem Ohre des Referenten fremd 
ift; hierher gehört die „Genehmhaltung“ (S. 35, 52 N. 4, 58, 59), das 
„Einlangen“ des Antrags bezw. der Kündigung (S. 75, 86, 186), die 
„Prämieneinhebung“ (S. 57 a. E.), „zur Gänze“ (S. 43, 134), der 
„Anerklärte“ und Wendungen wie „kaum welche Schwierigkeiten be⸗ 
reiten“ (S. 89 N. 1), „im Falle als“ (S. 178), ſowie der Beginn des 
Satzes S. 201 N. I mit „Wogegen“. Unerfreulich wirkte jedesfalls 
die mehrfache Wiederbegegnung mit dem leider allzu lebenszähen „Oblaten“ 
(S. 41, 47, 67, 71 N. 6, 186). 

Die Drucklegung iſt ſehr ſorgfältig erfolgt, die Ausſtattung in 
Papier und Lettern ſo vortrefflich, wie ſie von der Verlagsbuchhandlung 
Carl Heymann ſtets geboten wird. — 

Die Einzelergebniſſe, zu welchen der Verfaſſer gelangt, an dieſer 
Stelle genauer vorzuführen oder gar eingehend nachzuprüfen, iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Bedenken untergeordneter Art hegt Referent z. B. gegenüber 
der Auffaſſung (S. 140, 142), daß unter Umſtänden die unterlaſſene 
Durchſicht und Nachprüfung der vom Agenten vorgenommenen Dekla⸗ 
rationsaufſtellung als verſchuldete Unkenntniß von deſſen Irrthum 
nicht anzuſehen ſei, ſowie gegenüber einigen der Beiſpiele, welche der 
Verfaſſer (S. 22 und S. 111 N. 15) für rein deklaratoriſche Angaben 
der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen und für rein deklaratoriſche 
Fragen des Antragformulars gibt. 

Daß das vom Verfaſſer unterſuchte Thema von erheblicher prak⸗ 
tiſcher Bedeutung iſt und — namentlich angeſichts der geſetzgeberiſchen 
Vernachläſſigung ) und der wenig einheitlichen Rechtſprechung — einer 
monographiſchen Darſtellung werth und bedürftig war, deutet der Autor 
ſelber S. 1—2 an. 

Da er das Thema aber nach öſterreichiſchem Rechte behandelt, be⸗ 
darf es noch der Prüfung, ob in der vorliegenden Abhandlung auch 
für die deutſche Jurisprudenz ein Gewinn zu erblicken ſei. 


1) Vgl. inzwiſchen den „Verſuch einer geſetzlichen Löſung in Art. 43 
des von Roelli in Zürich verfaßten „Entwurfes zu einem 
Bundesgeſetze über den Verſicherungsvertrag“ (Mit den Motiven. 
Im Auftrage des ſchweizeriſchen Bundesrathes ausgearbeitet. 
Leipzig 1896, Hirſchfeld) und dazu die 19 ſonſt für obiges 
Thema werthbollen Bemerkungen von Ehrenberg in Baum⸗ 
ue 7 8 für Verſicherungsrecht und ⸗Wiſſenſchaft 

III Heft 2 S. 237 ff. (Straßburg i. E. 1897). 
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Dies iſt unbedingt zuzugeben. Schon die oben S. 663 erwähnten Er⸗ 
örterungen allgemeinerer Natur (mit Ausnahme zunächſt derjenigen 
über die öſterreichiſche Irrthumslehre) intereſſiren auch für 
Deutſchland, aber ſelbſt die Spezialunterſuchungen ſind auch für 
unſere Rechtswiſſenſchaft von erheblichem Werthe. 

Zunächſt deshalb, weil fie des Oefteren auf allgemeinen logiſchen 
und juriſtiſchen Erwägungen beruhen, welche von ſpeziellem Geſetzes⸗ 
rechte unabhängig ſind; ferner wegen der gründlichen Verwerthung 
der Judikatur deutſcher Gerichtshöfe, ſodann weil, wo es auf geſetzliche 
Grundlagen ankommt, dieſe zum großen Theile dem Handelsgeſetz⸗ 
buche angehören, alſo auch diesſeits der öſterreichiſch⸗deutſchen Grenze 
Geltung haben. 

In dieſer Hinſicht iſt übrigens zu bemerken, daß die einſchlägigen 
Beſtimmungen in der vom Verfaſſer verwertheten Richtung auch trotz 
der unter dem 10. Mai 1897 erfolgten Neuredaktion des Handels⸗ 
geſetzbuchs in weiterem Umfange ihre Geltung behalten haben, da die 
betreffenden Artikel des Allg. Handelsgeſetzbuchs im jetzigen Reichsrecht 
keine oder doch keine für das vorliegende Thema bedeutſame Abänderung 
erlitten haben. | 

Es handelt fic) dabei einerſeits um Beſtimmungen, welche im 
Handelsgeſetzbuch von 1897 denſelben oder weſentlich denſelben Wortlaut 
erhalten haben, fo Art. 42, 47, 49, 50, 277, 279 des A HGB. 3 !) (val. 
Herrmann S. 18 N. 1, 50 N. 1, 54 N. 1, 203, 214 N. 7, 215 N. 8, 
213 f., 213 N. 5); andererſeits um Beſtimmungen des Allg. Handels⸗ 
geſetzbuches, welche zwar im neuen Geſetze geſtrichen ſind, aber lediglich 
deshalb, weil ſie inzwiſchen ebenſo oder im weſentlichen gleich in das 
Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen worden find, jo A HGB. 
Art. 296 und 8257) (vgl. Herrmann S. 18 N. 1, 32 N. 9, 55). 
Nur bedingt gilt dies betreffs A HGB. Art. 319 ff. (Herrmann 
S. 41 ff. einſchließlich der Noten, S. 67, S. 72 ff. einſchließlich der 
Noten und S. 206 f.), weil hier B. GB. §§ 147 ff. nicht ganz konform 
find. Ferner ift darauf hinzuweiſen, daß das neue HGB. § 54 AGİ. III 
einen dem A HGB. Art. 47 unbekannten, aber für das Rechtsverhält⸗ 
niß des Prinzipals zum Dritten nicht unwichtigen Zuſatz dahin enthält, 
daß andere als die im Abſ. II genannten Beſchränkungen der Hand⸗ 
lungsvollmacht einem Dritten nur entgegen gehalten werden dürfen, 
wenn er ſie kannte oder kennen mußte. Endlich iſt es von Bedeutung, 
daß das HGB. in 88 84 ff. für die Rechtsverhältniſſe der Handlungs- 
agenten (worunter auch die Verſicherungsagenten fallen, ſofern es ſich 


1) an entſprechen die §§ 49, 54, 55, 56, 345, 346 des neuen 
END? 
2) §§ 370, 270 I und II des B. GB.“. 
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nicht um Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit handelt; val. 
Entwurf § 82 Abſ. I mit § 1 Abi. II Ziff. 3 und 7, ſowie die 
amtliche Denkſchrift S. 73 f.) !) eine poſitive geſetzliche Regelung 
bietet; denn aus dieſen Beſtimmungen ſind §§ 85, 86 Abſ. I und § 87 
direkt, $ 84 indirekt von fundamentaler Bedeutung für die Verant⸗ 
wortung des Geſchäftsherrn (hier des Verſicherers) gegenüber Dritten 
(hier den Verſicherungsnehmern). 

Sehen wir von dieſen Aenderungen des jetzigen Handelsrechts ab, 
ſo bleibt zu prinzipiellen Unterſchieden zwiſchen den von Herrmann 
für das öſterreichiſche Recht gezogenen Ergebniſſen und dem Standpunkte 
der gleichen Angelegenheit im deutſchen Privatrechte nur inſofern 
Raum, als zur Ergänzung der handelsrechtlichen Normen?) das bürger⸗ 
liche Recht Anwendung findet, inſoweit alſo mit anderen Worten ,ftatt 
der vom Verfaſſer herangezogenen Normen des Oeſterreichiſchen Bürger: 
lichen Geſetzbuches und einzelner untergeordneter öſterreichiſcher Rechts 
quellen“ in Deutſchland?) — bis zum Erlaſſe eines etwaigen Reichs⸗ 
geſetzes über das private Verſicherungsweſen *)°) — vom 1. Januar 1900 


1) Vgl. auch unten Anm. 5. Andererſeits aber wird HGB. § 2 
oft in Betracht kommen. 

2) Bezw. für die Agenten der Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit; vgl. oben S. 663. 

3) Vgl. S. 12 N. 1, 20 N. 17, 28 N. 2, 84 N. 1, 164 N. 1, 174, 
174 N. 8, 203, 218, 219 N. 10. 

4) Auch das Bürgerliche Geſetzbuch enthält zwar einige das 
privatrechtliche Verſicherungsweſen mittelbar betreffende Normen 
(S§ 330, 617 nebſt § 619 und Einführungsgeſetz Art. 95 
Abſ. II, SS 1045, 1127 ff. nebſt Einführungsgeſetz Art. 53 ADİ. I, 
Art. 120 Abſ. II Nr. 8, § 1385 Nr. 3 und dazu SR 1388, 1529 
Abſ. II, 1652 Satz 2, ſowie Einführungsgeſetz Art. 75), diefe 
intereſſiren aber nicht für das von Herrmann behandelte 
Thema. 

5) Auch der jetzt dem Reichstage vorliegende Entwurf eines 
Reichsgeſetzes „über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen“ behandelt nicht das Verſicherungsverhält⸗ 
nip (den Verſicherungsvertrag), ſondern die öffentlich- rechtlichen 
Fragen der Konzeſſionirung und der Organiſation. Es iſt aber 
zweierlei zu bemerken: Zunächſt wird man wünſchen müſſen 
(vgl. meinen Aufſatz: Welche Stellung iſt in dem zu er⸗ 
wartenden Verſicherungsgeſetze den Verſicherungsgeſellſchaften auf 
Gegenſeitigkeit zu gewähren?! im Archiv für bürgerliches 
Recht, herausgegeben von Kohler, Oertmann und Ring 
[Berlin 1899], Bd. XV S. 293 ff., insbeſ. S. 319) und hoffen 
dürfen, daß die geplante Regelung der geſammten Privatverſiche⸗ 
rung durch das Reich bald ſtattfindet. Sodann aber werden 
auch die Agenten der Gegenſeitigkeitsvereine unter die Beſtim⸗ 
mungen des HGB.'s $$ 84—92 fallen (wegen des jetzigen Rechts⸗ 
zuſtandes vgl. oben zu Anm. 1 und 2), ſofern das augenblick— 
lich im Entſtehen begriffene Geſetz dieſe Vereine als Kaufleute 
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ab die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches in Betracht 
kommen. Hier eine Nachprüfung für Deutſchland anzuſtellen, wäre eine 
dankbare Aufgabe; der Verfaſſer mag es als einen Beweis der Anregung 
betrachten, die ſein Werk dem Referenten gewährt hat, wenn dieſer in 
der Richtung auf das Bürgerliche Geſetzbuch wenigſtens einige Andeu⸗ 
tungen zu ſolcher Nachprüfung zu machen verſucht. 

Von den Beſtimmungen des Oeſterreichiſchen. Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches, welche Herrmann heranzieht und welche mit denen des Deut⸗ 
ſchen Bürgerlichen Geſetzbuches zu vergleichen wären, ſind für das Thema 
nach des Referenten Anficht namentlich wichtig: § 887 (S. 40 N. 3) 
über mündliche Nebenabreden neben urkundlich fixirten Verträgen (hier 
wäre B. GB. Së 154 f. heranzuziehen), § 937 (S. 188 N. 1, S. 200 
N. 1) über allgemeine Verzichtleiſtung auf Einwendungen (hierzu vgl. 
B. GB. § 144), §§ 1025 f. (S. 17 N. 1, S. 18) über die Aufhebung 
der Vollmacht (vgl. dazu B. GB. §§ 168 ff.)!) und vor Allem SS 869 f. 
(S. 126 ff.) über Willensmängel beim Vertragsſchluſſe (dazu B. GB. 
§§ 116 ff., ſowie § 166) und §§ 871 ff. (S. 90 — 100 einſchließlich der 
Noten, ferner S. 130, 133, 190, 192, S. 18 N. 12, 115 N. 7, 118 
N. 20, 121 N. 22) über den Irrthum (dazu B. GB. §§ 119 ff., ſowie 
gleichfalls § 166). 

Eine gründliche Durchführung dieſer Nachprüfung verbunden mit 
einer ſolchen über die vom Referenten (S. 667) angedeuteten einſchlägigen 
Veränderungen in der Novelle zum Handelsgeſetzbuch (etwa wegen der 
Verhältniſſe der Uebergangszeit unter Berückſichtigung der einſchlägigen 
Normen der bisherigen deutſchen Partikularrechte, z. B. Allg. LR. II, 8 
§§ 2065 f., §§ 2112 f., §§ 2256, 2259) würde ſich übrigens recht gut 
als Thema einer Doktordiſſertation empfehlen, da die von Herrmann 
gewählte Unterſuchungsmethode ſelbſt Anfängern ein klares Bild und 
eine ſehr brauchbare Anleitung bieten muß. 


Riel, im November 1900. Richard Weyl. 


bezw. ihre Thätigkeit als Handelsgewerbe bezeichnen wird; dies 
iſt aber ſicher zu erwarten; vgl. meine erwähnte Abhandlung 
S. 308 f., 319 und mein dieſelbe Frage behandelndes Gut: 
achten für den 25. Juriſtentag, Verhandlungen des 25. Juriſten⸗ 
tages Bd. I (Berlin 1900) S. 3 ff., insbef. S. 13 f. 

1) Bal. auch S. 94 N. 9 zu § 901, 572 des Oeſterreichiſchen 
B. GB.'s (und dazu das deutſche B. GB. §§ 157, 119 Abſ. J), 
ferner S. 152 N. 7 zu $ 1297 (B. GB. § 276 ff.). Unver: 
ſtändlich iſt mir auf S. 164 N. 1 die Heranziehung von § 1314 
des Oeſterreichiſchen Geſetzbuches geblieben. 
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LIII. Kurze Anzeigen eingegangener Werke, auf welche 
ohne weitere Beſprechung aufmerkſam gemacht wird. 


Die freiwillige Gerichtsbarkeit im Reiche und in Preußen. 
Ein Leitfaden von Dr. A. Nußbaum. kl. 8. (261 S.) Berlin, 
J. Guttentag. 


Der Kaufmann und ſein Recht. Einführung in das neue 
Handelsgeſetzbuch und die wichtigſten damit zuſammenhängenden 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Von H. Boehm, 
Landrichter in Dresden. Kleine Ausgabe. 8. (296 S.) Leipzig 
1900, Dietrich'ſche Verlagsbuchhandlung (Theodor Weicher). 


Die Preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juli 1895 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Oktober 1899. Preubifhes 
Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung für Notare. Mit 
Kommentar in Anmerkungen und mit Koſtentabellen heraus⸗ 
gegeben von Oskar Mügel, Geh. Juſtizrath und vortragender 
Rath im Juſtizminiſterium. 3. Aufl. 8. (494 S.) Berlin 
1900, Franz Vahlen. 


Das Handelsrecht unter Berückſichtigung des Seerechts 
für die juriſtiſchen Prüfungen. Von Dr. jur. Richard 
Lewinſohn. kl. 8. (53 S.) Berlin 1900, O. Häring. 


Die . betreffend den Schutz der Erfindungen 
und Muſter. Die Geſetze, Verordnungen und Staatsverträge 
unter Anführung einſchlägiger Beſchlüſſe, Entſcheidungen und 
Erlaſſe der Gerichtsbehörden, des Verwaltungsgerichtshofes, des 
Handelsminiſteriums u. ſ. w, ſowie des Patentgeſetzes vom 
11. Jänner 1897 mit Erläuterungen aus den Materialien heraus⸗ 
gegeben von Dr. Paul Schulz, Miniſterialſekretär und Referent 
im k. k. Handelsminiſterium. kl. 8. (599 S.) Wien 1898, 
Manz'ſche Hof⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 


Aktiengeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 
it erläuternden Anmerkungen [Keyßner⸗Simon!]. Fünfte 
Auflage bearbeitet von Dr. Hugo Keyßner, Geh. Juſtiz- und 
Kammergerichtsrath, und L. Keyßner, Gerichtsaſſeſſor. kl. 8. 

(XII und 278 S.) Berlin 1900, J. Guttentag. 


S. Merzbacher, Rechtsanwalt und Juſtizrath. Das Reichsgeſetz 
betreffend die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften in der Faſſung vom 20. Mai 1898. kl. 8. (VII 
und 124 S.) München 1900, C. H. Beck (Oskar Beck). 


Derſelbe. „ Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897. II. Buch 3. und 4. Abſchn. erläutert und mit Satzungs⸗ 
entwurf. kl. 8. (XII und 381 S.) München 1901, C. H. Beck. 


Dr. Karl Gareis, ord. Profeſſor und Geh. Juſtizrath. Wechſel⸗ 
ordnung nebſt den Nürnberger Novellen und dem 
Wechſelſtempelſteuergeſetz. 2. veränderte Aufl. kl. 8. 
(IX und 159 S.) München 1899, C. H. Beck. 
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Abordage. 245. EE 151, 260, 538, 
Abrechnung. 434, 437. 
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Agent. 296, 660. Bilans. 160, 566, 624. 
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Anmeldung zum Handels⸗ 


regiſter. 610. 


Gründungsplan. 552. 
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Liquidation. 21, 588, 628. 
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Reviſoren. 151, 586, 625. 
Staatsgenehmigung. 116, 606. 
Straſbeſtimmungen. 594, 633. 
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Unternehmungsform. 20. 
Vorſtand. 109, 145, 534, 616; 
9 für Schadenserſatz. 


Werthsanlage. 124, 558. 609. 
Zeichnungsgründung. 127,533, 
542, 609 
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Anzeigepflicht 

nehmers. 258. 
Arabiſches Wechſelrecht. 648. 
Aufgebotsverfahren. 297. 


B. 


Baugläubiger, Schutz derſelben in 
den Vereinigten Staaten. 263. 
Belgien, Handelsgeſetzgebung 1896, 
1897. 165. 
Bergwerksgeſellſchaften, preußiſche, 
Einfluß des B. GB.'s und des 
LOB.'3 274. 
Bilanz, ſ. Aktiengeſellſchaft. 
Binnenſchiffahrt. 71, 258. 
Börſenregiſter. 485 ff. 
Börſentermingeſchäfte. 393 ff., 479 ff. 
Bubble Act. 526. 
Buchhaltung, Geſchichte. 289. 
Bürgerliches Geſetzbuch, Biblio— 
graphie. 303. 
Bundeskonſulate, deutſche, Organi: 
ſation. 196. 


C. 


Champagne, Meſſen daſelbſt. 279. 

Clearinghouse. 422, 429, 437. 

Companies Acts. 526 ff. 

Companies limited by guarantee. 
592. 


D. 

Debentures. 574, 578. 

Deed. 576. 

Deutſches Reich, Ueberſicht der Ge: 
ſetze und Verordnungen 1899, 
1900. 521. 

Deport. 418. 

Differenzgeſchäfte nach B. GB. und 
Börſengeſetz. 388 ff. 

Düngerſtoffe, Fälſchung, belgiſches 
Geſetz vom 24. Dezember 1896. 
165. 


E. 


Eheſchließung, Form derſelben in 
Konſulargerichtsbezirken. 518. 
Einkommenſteuer, juriſtiſche Per- 

ſonen. 291. 
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des Verſicherungs⸗ | Elektriſche Arbeit, deren Schuß. 
252 


253. 
England, Geſellſchaſts⸗ und Aktien⸗ 
geſetzgebung. 526 ff. 
Patentgeſetzgebung. 233. 


F. 
Firmenrecht. 261. Siehe auch 
Aktiengeſellſchaft. 
Verkauf der Firma durch Kon⸗ 
kursverwalter. 285. 


Firmenzuſätze. 3. 
Formularbücher. 280 ff. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit. 280 ff. 


G. 


Genußſchein. 140, 157. 

Geſellſchaftsakte 1900, England. 
526 ff. . 

Gewerbeordnung, deutſche, Faſſung 
vom 26. Juli 1900. 220, 261. 

Gewerkſchaft. 276. 

Grundeigenthum, Erwerb durch ju: 
riſtiſche Perſonen. 602. 

Grundſtücke, Form der Eigenthums⸗ 
SE in Konſularbezirken. 
518. 


H. 


Handelsagenten. 296. 
Hypothekenbanken. 299. 


J. 
Inhaberaktien, ſ. Akliengeſellſchaft. 


Joint stock companies. 526. 
Juriſtiſche Perſonen: 
Aktiengeſellſchaften, Komman⸗ 
ditgeſellſchaften auf Aktien. 
531, 605. 
als Gründer von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften. 606. 
Erwerb von. Grundeigenthum. 
602. Siehe auch Einkom⸗ 
menſteuer. 


K. 


Kauffahrteiſchiffe, Zeigen der Na⸗ 
tionalflagge nach deutſcher Ver⸗ 
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217. 


Sachregiſter. 


Kommanditgeſellſ chaft auf Aktien als 
juriſtiſche Perſon. 

Kommiſſionär, Selbſteintritt. 294. 

ER Kommentare zur. 
232 


Konſulargerichtsbezirke. 197. 
Konſulargerichtsbarkeit nach deut: 
ſchem Reichsgeſetz vom 7. April 
1900. 197. 
Verordnung vom 25. Oktober 
1900. 518. 
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Lagerhaus. 254. 

Liquidation der Termingeſchäfte. 
413 ff. Siehe auch Aktiengeſell⸗ 
ſchaft. 

Liquidationskurs. 419. 

Lootſe. 64. 


M. 


Münzweſen, ee EEN 
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E Se See 
goldmünzen zu 5 Mark. 220. 
Außerkursſetzung der Vereins⸗ 
thaler öſterreichiſchen Ge⸗ 
präges. 519. 


N. 


Niederländiſche REN 
1898, 1899. 184. 
Nationalflagge, |. Kauffahrleiſchiffe. 


O. 


Oeſterreich, [ſ. Aktiengeſellſchaft, 
Münzweſen, Vereinsthaler. 


P. 
Partnership. 526. 


Proſpekt betreffend Aktienzeichnung. 
536, 552. 


R. 


Rechtsbegriff. 278. 

Reichsbank, Abänderung des Bank⸗ 
geſetzes und Bankſtatuts. 221. 

Report. 419. 
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Reſervefonds, f. Aktiengeſellſchaft. 
Reviſoren, ſ. Aktiengeſellſchaft. 
Rheder. 62. 


S. 
Selbſthilfeverkauf. 658. 
Schiedsrichterklauſel. 470. 


Schiedsvertrag. 470. 
Schiffsbeſatzung. 56 ff. 
Schiffszuſammenſtoß. 245. 
Schleppſchiffahrt. 56 ff. 
Schuldverſchreibungen, gemeinſame 
Rechte der Beſitzer. 8. 


Schutzgebietsgeſetz, Faſſung vom 


« 10. September 1900. 227, 521. 


Seeverſicherung, f. Anzeigepflicht. 

Serbien, f. Aktiengeſellſchaſt. 

Skontration. 434. 

Spielvertrag. 470 ff. 

Stock. 574. 591. 

Strafrecht und Prozeß, Literatur. 
300 ff. 


T. 


Termingeſchäfte. 388 ff. 
Liquidation derſelben. 
Terminhandel. 479 
Thaler, ſ. Vereinsthaler. 
Treuhänder. 577. 
Trustee. 577. 


H. 


Ueberliegegelder. 247. 
Umwandlung handelsrechtlicher Uns 
ternehmungsformen. I ff. 
Unternehmen, Umwandlung, 1. 
Gegenſtand. 3. 
Urheberrecht an Werken der Literatur 
und Tonkunſt. 267. 


V. 


Vereine, Anwendbarkeit der Beſtim⸗ 
mungen des B. G BB.'s auf Aktien⸗ 
geſellſchaften. 100 ff. 

Vereinsthaler öſterreichiſchen Ge— 
präges, Außerkursſetzung. 519. 

S aes Haftung für Agenten. 
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413. 


Verſicherungsvertrag, Anzeigepflicht 
des Verſicherungsnehmers. 258. 

Verſicherungsprämie als Bürgſchuld. 
662. 
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Viehfutterfälſchung, belgiſches Geſetz | Wechſelrecht, Literatur. 639. 
vom 21. Dezember 1896. 165. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, Litera⸗ 


Vorſtand, ſ. Aktiengeſellſchaft. tur. 256. 
W. 3. 
Zeichnungsgründung, f. Aktiengeſell⸗ 
Warrant. 254. ſchaft. 
Wechſel auf Kündigung. 642. Zinsſätze in Konſularbezirken. 519. 
Aenderungen im W. 642. Zinsſcheine auf Inhaber. 657. 
Wechſelklauſel. 641. Zweigniederlaſſung. 611. 
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